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Aiixiige  toiiiakse  du  tei  Oldtikirgiickti 
Balte  xast^eideii  Gresskerxtgliekeii  Titeli, 

?om  4.  Jui  1829. ') 

In  der  ffinfzehntea  Sitzung  am  4.  Juni  1829  Mi»- 
ttrte  der  Herr  Gesandle  von  Botb: 

Nachdem  die  höbe  Bondes-VersammliinK  in  der  13.  dies* 
J&rigen  Zusammenkunft  vom  21.  vorigen  Monats  durch  den  zu 
Jener  Sitzung  von  mir  substituirten  Herren  Gesandten  bereits 
eine  vorläufige  votraulicbe  Anzeige  von  dem  schmerzlichen  Ver- 
lust  halten,  welcher  das  Herzoglich  Oldenburg  Ische  Haus 
und  die  Herzoglichen  Lande  durch  das  am  21.  Mai  d.  J.  zu 
Wiesbaden  im  75.  Lebensjahre  erfolgte  Ableben  Sr.  Durchlaucht 
des  Ho'zogs  Peter  Friedrich  Ludwig  von  Oldenburg 
in  die  tiefste  und  gerechteste  Trauer  versetzt  hat :  Ist  mir  so  eben 
von  meinem  Jetzt  regierenden  gnüdigsten  Herrn  der  Auftrag 
zugegangen ,  diese  Anzeige  zu  wiederholen ,  und  halten  Hoch- 
dieselben Sich  iiberzeugt ,  dass  Ihre  hohen  Bundesgenossen  und 
deren  Repräsentanten  den  Tod  eines  Fürsten  mit  aufHchtiger 
Theilnahme  vernommen  haben ,  welcher  unwandelbar  fest  an  der 
Sache  des  Vaterlandes  gehalten  und  bei  allen  Gelegenheiten  sei- 
nen Eifer  für  die  Bekräftigung  des  Bandes,  welches  die  Deutschen 
Staaten  vereinigt ,  bewiesen  hat. 

Zugleich  bin  ich  angewiesen ,  der  hohen  Bundes- Versamm- 
lung das  in  Beziehung  auf  den  Statt  gehabten  Reglerungs- 
antritt meines  Jetzt  rc^erenden  gnädigsten  Herrn  erlassene 
hfidiste  Patent,  d.  d.  Oldenburg  am  28.Mai  1829,  zu  über- 
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geben,  wwans  zog^ch  tfe  eifolgte  Annahme  des  nach  des 
ArUkd  XXXIV  der  Wiener  Congress-Ade  dem  HerzogUckn 
HaoM  zostdioiden  Grossherzoglichen  Titels  herrorgcht. 

Das  Patent,  d.  d.  Oldenburg  den  28.  Mai  1829,  warde 
diesem  Protokolle  angefügt. 

Praesidium:  Nachdem  durch  den  Artikel  XXXIV  der 
Wiener  Congress-Acte  festgesetzt  worden  ist: 

„8on  Altesse  Sän^nissime  le  Duo  de  Holstein-Oldenbouqf 
prendra  le  Utre  de  Grand-Dnc  d'Oidenbourg,'^ 
so  trügt  Präsidium  darauf  an ,  die  höchsten  und  hcAen  R^e- 
niogm  von  dieser  ErtHDinBg  des  Herrn  Bnndestags- Gesandtes 
von  Both  in  Kenntidss  zu  setzen. 

Unter  allgemeiner  Zustimmung  wurde  hieraur 

beschlossen: 

den  höchsten  und  hohen  Regierungen  durdi  die  Bundestags- 
Gesandschaften  von  der  Annahme  des  durch  die  Wiener  Con- 
gress-Acte dem  Herzoglichen  Hause  Oldenburg  zustehendes 
Grossherzogltehen  Titels  Renntnlss  zu  geben. 

a)  Vergl:  Diplomatisches  ArchiTu.  s.w.  ThI.  I,  Ahth.  I, 
S.  514. 


Pftteit  Sr.  UiigliclieB  Holieit  des  Groiihenogei 
fti  Old^mlvrg,  int  Rf  gierugsaitriU  uA  di« 
Aiiakae  des  direb  die  Wiener  Coigress-Aetf 
dem  lerseglickeii  Hause  Oldenburg  »stellen^ 
ionfirtifberseglicken  Titels  betreffend,  d.  d. 
Oldenburg,  den  28.  lai  1829. 

Wir  JPMd  FrlMbrleh  Amgmmtj  von  Gottes 
Gnadeo,  Grossherzog  von  OldeDburg,  Erbe  zu  Nor- 
wegen, Herzog  zu  Schleswig,  Holstein,  Stormarn, 
4cr  Ditkmarschen  und  Oldenburg,  FQrst  von  Lü- 
beck und  Birkenfeld,  Herr  von  Jever  und  Knip- 
kausen  u.  s.  w. 

Kntbieteii  allen  Unsem  lieben  getreuen  Unterthanen  im  Her- 
zogtbune  Oldenbui^  mit  der  firhherrscbaft  Jever ,  im  Fürsten- 
ttuune  LfibeclL  und  in  Fürslenthume  Birkenfdd »  Unsere  Fürst- 
liebe  Gnade ,  geneigten  Willen  und  alles  Gute. 

Es  bat  der  allmücbtigcn  Vorsehung  gefallen,  Unseres  innigst 
l^didMen  und  stets  unvergessUch  bleibenden  Herrn  Vaters  Gna- 
tai,  den  Durchlaacbtigrten  Füpsten  und  Herrn,  Peter  Frie- 
drieb Ludwig,  Herzog  zu  Oldenburg,  Erben  zu  Norwegen, 
Berz^  zu  Schleswig,  Holstein^  Stormam  und  derDitbmarschen, 
F&rsten  zu  Lübeck  und  Birkeafeld ,  Herrn  zu  Jever  und  Knlp- 
baaMB  tt.  s.  w.  am  21 .  d.  M.  zu  Wiesbaden  aus  diesem  Leben 
abzurufen. 

Her  erschüttert  durch  diesen  für  Cns,  Unser  Haus  und  alle 
Onterthanen  unersetzlichen  Verlust ,  und  Oberzeugt  von  der  all- 
sanetaen  TheUnahme^  welche  derselbe  finden  wird ,  haben  Wir 
te  in  Folge  desselben  nach  den  Gesetzen  Unseres  Hauses  auf 


Uns  vererblSllleR^erung  angetreten,  auch  zugleich  den  im  Ar- 
tikel XXXIV  der  Wiener  Congress-Acte  ftir  Unser  Herzogliches 
Haus  anerkannten  Grossherzoglichen  Titel  angenommen^ 
und  wollen ,  dass  Unsere  sSrnrntlichen  Lande  hinIQro  unter  der 
Benennung  des  Grossherzogthums  Oldenburg  begrilTea 
werden. 

Wir  versehen  Uns  zu  Unsem  nunmehrigen  Unterthanen, 
dass  sie  Uns  dieselbe  Liebe  ^  Gehorsam  und  Treue  zuwenden 
werden ,  welche  sie  Unseres  verewigten  Herrn  Vaters  Gnaden 
zu  allen  Zeiten  und  unter  verhüngnissvoUen  Verhältnissen  unwan- 
delbar bewiesen  haben. 

Dagegen  werden  Wir  Uns  nach  allen  Unsern  Kräften  und 
Vermtigen  bestreben,  ihnen  Unseren  Landesherrlichen  Schutz 
und  Gnade  zu  beweisen,  die  Wohlfohrt  der  Uns  von  der  gfiUr 
liehen  Vorsehung  anvertraueten  Lande  und  Unterthanen  zu  be- 
fördern und  zu  sorgen,  dass  denselben  der  Verlust  des  Msherigeu 
milden  und  vSterlichen  R^enten  so  wenig  als  mi^^lich  ffihlbar 
werde. 

bdem  Wir  hierbei  auf  die  treue  pflichtmSssige  Mitwirkung 
aller  Unserer  BehSrden ,  Beamten  und  Bedienten  mit  Zuversicht 
rechnen ,  bestätigen  Wir  dieselben  sämmtUch  in  ihren  bisherigen 
Dienstverhältnissen ,  Aemtem  und  Stellen ,  und  wollen ,  dass  sie 
ihre  Dlenstv^rrichtungen  so  wahr  zu  nehmen ,  und  zu  besorgen 
fortfahren,  \^e  dieses  ihre  Dienstbestimmung  und  ihre  Uns  be- 
reits eventuell  geleistete  Eidespflicht  mit  sich  bringt  und  sie  es 
nach  derselben  zu  verantworten  gedenken. 

Das  gegenwärtige  Patent  soll  in  den  Gesetzsammlungen  und 
Verordnungsblättern  abgedruckt  und  durch  Verlesen  von  den 
Ranzein  und  Anschlag  an  den  Üblichen  Orten  Sifentlich  bekannt 
gemacht  werden. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Namens-Untersehrift  und 
beigedruckten  Grossherzoglichen  Insiegels. 

Gegeben  auf  dem  Schlosse  zu  0 1  d  e  n  b  u  r  g,  den  28.  Mal  18S9. 

(Ii.  H.)         JkUgWMt. 

von  Brandenstein. 

Lentz. 


Saraitieleistingen  det  Beitteken  Bildet  fir 
luditiiiliickeVerfaiiiKgea,  Vertrlgeviter 

Biidesgliederi,  1. 1.  w. 
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fitrtatift  dat  m  5.  U  1816  tirisltetoi  firtalgeieUai 

1km  Ito  lti4it|adliahe  Terftii  iig  4m  ttraf  tkerstg* 

tbiMt  Sachiea-WtiBar-IlieBaeL 


Praesidial  •  Vortrag,   AbstimmaDgeD   und  Be- 
iehlosaderBondes-VerfammluDg  vom  2.  Decem- 

ber  1816. 

Achte  SitzuDg  am  2.  December  1816.*) 

Praesidium  irSgt  vor:  Der  Grosaherzoglich  Sacbaeo- 
Weiaarlacbe  Herr  Gesandte ,  Geheimer  Rath  vonHeodrich, 
kabe  Ihn  «Yucht,  das  herelta  unterm  5.  Mai  dieses  Jahrs  von 
Sr.  KSttifi^chen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Sachsen-Weimar- 
Eisesach  unterzeichnete  Grundgesetz  Über  die  landstKndtsche  Ver- 
tasm«g  des  Grossherzogthums  Sachsen- Weimar-Eisenach ,  wel- 
ches er  mit  einer  DenlLschrift  vom  28.  Novemb^  begleitet  habe» 
Qiid  wodurdi  im  Namen  Sr.  Königlichen  Hoheit  un  die  Garantie 
tes  Deutschen  Bundes  ausdriicklich  gebeten  werde,  der  Ver- 
MNDlung  vwzulegen  und  demnächst  In  das  Bundes -Archiv 
<qKMrir^  zu  lassoi. 


^       6 

Die  Denkscbrin^)  wurde  verlesen,  and 
der  Kaiserlich  KSnlglich  Oesterreichischepräsldi- 
rende  Herr  Gesandte  trug  hierauf  vor:  er  zweifle  keines- 
wegs, dass  sein  Allerhöchster  Hof  in  diesem  Vorgänge  Sr.  Rönt- 
glichen  Hoheit  von  Sachsen -Weimar,  einen  neuen  Beweis  Ihrer 
patriotischen  Gesinnungen  erkennen,  und  daher  gern  für  die 
Uebemahme  der  angetragenen  Garantie  stimmen  werde,  zu  wel- 
chem Ende  er  sich  beeilen  m'olle,  den  geeigneten  Bericht  zu 
erstatten. 

Pre  u  8  sen :  Der  KSnigllch  Preussische  Herr  Gesandte  stimmt 
dem  Kaiserlich  Oesterreichischen  bei ,  und  wird  In  der  gewissen 
Voraussetzung,  dass  sein  Hof  sich  dem  Grossherzoglich  Sachsen- 
Weimarischen  Antrage  geneigt  erklären  werde,  hierüber  Bericht 
erstatten. 

Baiern :  Wenn  gleich  es  der  Versammlung  des  Deutschen 
Bundes  äusserst  schmeichelhaft  seyn  muss ,  mit  gleichem  Ver- 
trauen ,  sowohl  von  Ihrer  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge 
als  dessen  Stünden^  zur  Garantie  der  landständischen  Verhssung 
aufgefordert  zu  werden ;  ao  scheint  es  doch  vor  der  Hand  offen- 
bar an  der  Competenz  des  Bundestages  zu  fehlen ,  eine  solche 
Garantie  zu  iibernehroen.  Zwar  soll  nach  Artikel  H  die  i  n  n  e  r  e 
Ruhe  Deutschlands  gehandhabt  werden ;  sie  ist  Jedoch  noch  kei- 
neswegs geHihrdet.  Sollte  der  Fall  eintreten,  die  Garantie  In 
wirkliche  Ausführung  zu  bringen ,  so  wUrde  es  allerdings  noch 
eines  organischen  Gesetzes  bedürfen,  um  die  Art  dieser  Garantie- 
leistung zu  bestimmen.  So  lange  dies  nicht  geschehen ,  und  da 
die  Bundesversammlung  keineswegs  als  selbstständige  Macht 
erscheint ,  so  ist  vor  Allem  eine  Verlassnahme  erforderlich ,  um 
die  Instructionen  der  sämmtlichen  H8fe  nachzusuchen ;  insofern 
bin  ich  daher  mit  den  vorstimmenden  verehrlichen  Aeusserung-en 
einverstanden. 

Sa  chsen :  Ohne  besondere  Instruction  über  diesen  Gegen- 
stand ,  finde  ich  kein  Bedenken ,  diesem  von  Sr.  Königlichen  Ro- 
helt dem  Grossherzoge  von  Weimar  und  den  Ständen  des  Gross- 
hcrzogthums  übereingekommenen  Antrage  schon  Jetzt  beizutreten, 
als  dadurch  keine  dem  Bunde  fremde  Verpflichtung  übernommen 
wird,  bin  aber  auch,  wenn  sich  die  Mehrheit  dahin  einigen  sollte, 
der  Instructionseinholung  nicht  entgegen. 


HarnioTer:  Da  der  9rmAtmg  too  WelMir,  tat  Art. 
Xm  der  Bindes-Aete  gemSss,  skh  mfl  seinen  LaodeUiideii  über 
dmt  sHMtocbe  Vernmung  des  Landes  aof  eine  Weite  vereiniget 
kat,  der  wohl  Niemand  das  Ihr  gebtthrende  Lob  verweigern  wird« 
aodi  a«s  dgenem  Antriebe  gewOnsdit  hat,  diese  Verthssung 
BDler  die  Garantie  des  Bundes  zu  stellen ,  so  halte  Ich  mich  aaoh 
•hoe  desfUis  erhaltene  besondere  Instruction  um  so  mehr  ermäch- 
tigt, dem  gemachten  Antrage,  zumal  in  dem  Masse,  wie  dies 
von  Oesterrelch  und  Preussen  geschehen,  schon  Jetzt  beizupllleh* 
leo ,  als  durch  diese  Garantie  nur  solche  Verpflichtungen  über- 
Bommoi  werden ,  welche  dem  gesammlen  Bunde  cAnehin  schon 
oMi^geo  wOrden,  wenn  er  dereinst  von  dem  einen  oder  dem 
anderen  Theile  um  Schutz  zu  Auflrechthaltung  dieser  Verihssung 
angesprochen  werden  sollte. 

Württemberg:  Der  Königlich  WUritembengische  Herr 
Gesandte  nimmt  den  Grossherzoglich  Sachsen  •  Welmarisdion 
Antrag  zur  Berichterstattung  an  seinen  AllerhSchslen  Hof. 

Baden:  Der  In  der  heutigen  Sitzung  zur  Proposition  ge- 
hradrte  Antrag  des  Grossberzogllch  Sachsen- Weimarischen  Hern 
Bondeatags- Gesandten,  die  von  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem 
Grossberzoge ,  seinem  Herrn,  Höchst  Ihren  Staaten  gegebene 
VerCMSung  unter  den  besondern  Schutz  des  Bundes  zu  steilen, 
M  I8r  die  gesammte  Bundesversammlung  ein  nicht  zu  verken- 
nende schmeichelhafter  Beweis  des  beehrenden  Zutrauens  Sr. 
KBnigüebeu  Hoheit  zu  seinen  hohen  MItstSnden.  Ehe  und  bevor 
Jedodi  diese  gewünschte  Gewährleistung  und  die  aus  derseUien 
ealsleiieBden  VerpOichtnngen  förmlich  übernommen  werden 
kannte,  dürfte  vordersamst  erforderlich  seyn,  die  Art  und 
Welse,  sowie  die  Mittel  und  Wege,  wodurch  der  Bund  in 
ien  Stand  gesetzt  seyn  wird,  eine  solche  Ciew&hrleistung  bei 
Jegücber  y^^nlassung  zu  behaupten,  gleichzeitig  mit  der 
Abfassung  der  organischen  Gesetze  des  Bundes, 
festzustdlen.  Dazu  fordert  schon  der  Umstand  auf,  dass  die 
Aandea-Acte ,  welche  in  den  Artikeln  H  und  XI  blos  eine  allge- 
ndae  GewKbrIeistung  g^en  Angriffe  von  Aussen  und  der  Bun- 
ilesglieder  unter  sieh  ausspricht ,  in  Beziehung  auf  den  wirkiloh 
veiHßgeoden  Fall  nichts  enthKlt ,  was  zur  bestimmten  Norm  des 
liier  einzuschlagenden  Verfahrens  dienen  könnte ;  deshalb  dUrllon 
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deiiu  mdk  die  neisten  HeireD  Bmidestacs-GesandteD  kSetet  wakr- 
scbeliiUehvorerst  besondere  Instructionen  von iiiren mi^« 
H5ren  und  Rc^erungen  filier  diesen ,  in  der  Fundamental-Aete 
des  Bundes  niclit  vorgesehenen  Fall,  zu  gewSrtigen  haben. 

Ich  sehltesse  mich  unter  diesen  VerhXltnissen  dem  VotiUB 
des  Vorsitzenden  Herrn  Gesandten  an ,  indeoi  ich  gieidizettig  die 
Versicherung  zu  ertheilen  die  Ehre  habe,  dass  ich  meinerseits  nicht 
unterlassen  werde,  die  Resolution  meines  Hofes  über  den  hSdisi 
beachtungswerthen  Antrag  Sr.  KSniglichen  Hoheit  des  Groasher- 
zogs  von  Sachsen  -  Weimar ,  der  hohen  Bundes -Versammlujig 
haMnc^ichst  mitzutheiien. 

Kurhessen:  wie  Oesterreich  und  Preussen ,  IfirdenAA- 
trag  und  Berichterstattung. 

Grossherzogthum  Hessen:  wie  Wiirttembeffg. 

Dinemaric  wegen  Holstein  und  Lauenburg.  Da  der 
Antrag  Sr.  KSnigl.  Hidieit  des  Grossherzogs  aus  HSchst  dgeaev 
Antriebe ,  wiewidil  im  vollkommensten  Einverstandniss  mit  des 
Ständen  gemacht,  auch  dem  Geiste  der  Bundes-Acte  volUtommen 
angemessen  ist,  so  glaube  ich ,  vertraut  mit  den  constitutionelleB 
Grundsätzen  meines  AllerbSchsten  Hofes,  und  in  Anleitung  mei- 
ner allgemeinen  Instructionen,  versichern  zu  kiSonen,  dass  Aller- 
buchst  derselbe  ihn  bereitwilligst  genehmigen  werde ;  indessen, 
da  ich  durchaus  fiber  denselben  mit  keinen  bestimmteren  Befehlen 
varsehen  seyn  kann,  so  trete  ich  nicht  nur  im  Allgemeinen  der 
Abstimmung  des  vortrefflichen  Kaiserlich  Oesterreichischen  Hern 
Präsidial  -  Gesandten  vollkommen  bei ,  sondern  auch  noch  insiie- 
sondere  dessen  sdlir  gegründeter  Meinung,  dass  die  Genehmigung 
der  Höchsten  und  Hoben  HSfe  besonders  einzuholen  seyn  werde. 

Niederlande  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: Keiner  von  uns  wird  die  Wichtigkeit  und  das  Wün- 
schenswerthe  dieses  ersten  Vorgangs  der  Art  in  Zweifel  ziehen. 

Ich  hätte  diese  hochansehnliche  Versammlung  iHiher,  wäre 
mir  darüber  KSnlgliche  Weisung  zugegangen ,  von  der  Conatt- 
tutton  der  Niederlande  in  officielle  Kenntniss  setzen  können, 
von  welchen  das  Grossherzogthum  Luxemburg  zum  gemein- 
achaiUichen  Vortheil  in  den  inneren  Einrichtungen  nur  ein  inte- 
grirender  oder  beigefügter  Theil  ist.  Allein  in  Jenen  G^enden 
sind  geordnete  Verbssungen  und  die  Mitwirkung  der  Deputirten 
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te  IiiBJcc  BidiU  UiigewlBudicbe$  mid  Neues.  Aeckie  Freiheit 
kat  sich  vfetaDehr  voa  dorther  mehr  über  Europa  veitreilet,  und 
die  Attributtooeo  des  Oberhauptes ,  so  wie  die  der  andereo  Ge- 
wattea  im  Staate,  sind  bei  den  neuerea  BegebeoheiteD  but  nXher 
Mbubrt  wofden. 

So  setzen  in  Deutschlands  weitem  Umfang  auch  andere 
Staaten  von  Jeder  Kategorie  nur  frühere,  ihnen  angemessene 
Formen  fort  oder  modiflciren  sie ,  und  namentlich  constituirten 
lieh  die  freien  StSdte  auf  den  alten  wesentlichen  GrundzQgen 
ihres  vorigen  Zustandes 

Aber  hier  erscheint  eine  neue  Landesverlhssung,  der  2^it, 
den  Bediirfhissen,  den  Bestandtheilen  eines  durch  Abtretungen 
and  Erwerb  vergiüsserlen  Deutschen  FUrstenthums ,  und  der 
V^indung  mit  dem  öbrigen  Deutschland  angemessen  und  ange- 
passt ,  so  dass  sie  dem  Anschein  nach  alle  wesentlichen  Zweciie 
ond  politischen  Grundsätze  in  sich  vereint  und  mS^che  Verbes* 
serangen  in  einem  der  Schlussparagrapben  dennoch  unterstellt. 
Diese  Acte  erfSlit  also  in  erster  Reihe  und  In  vollem  Masse  die 
Verheissungen ,  die  man  zu  Wien  und  in  der  Bundes-Acte  von 
steh  g^eben  hat. 

Nur  missig  sollen  wir  an  dieser  hohen  Stelle  das  Lob  der 
Fürsten  brauchen ;  daher  kein  Wort  weiter  von  diesem  Durch- 
iauditigen  und  kriegerischen  Musen  Rlhrer,  um  alsobald  den  Wis- 
seasdiallea  seihst  auch  diesen  Tribut  zu  bringen. 

Es  ist  nlmlieh  httchst  erwOnscht  und  Lehre  und  Muster  bie- 
tend, dass  eben  dieses  zuerst  ohne  besonderen  Widerspruch, 
ohne  ndssUeblge  erbitternde  Reibungen,  ohne  metaphysischen 
Pnmk  mit  dem  dnlhchen :  Suum  cutgue,  im  Lande  der  Goethe 
und  Wieland  voigiog ,  in  Jenem  Lande  von  massigem  Umftinge, 
wo  sich  Bildung  verhältnissmässlg  am  krülligsten  entwickelt  und 
9feer  Altdaitschland  verbreitet  hat ,  wo  die  literarische  Ehre  der 
NatioD  Ihre  festesten  Wurzeln  schlug,  und  wo  man  so  vieles  bei- 
trug, uns  In  den  Stand  zu  setzen,  mit  fremden  Nationen  vollgiU- 
tjg  zu  wetteirem. 

Dies^  Vorgang  wird  ohne  Zweifel  eine  Triebfeder  mehr  fflr 
andere  Fürsten  und  Staaten  seyn,  in  solcher  übernommenen  Ver- 
pUchlmig  voranzugeben,  und  zur  Innern  Ruhe  und  Befriedigung 
ier  Stauen  und  der  GemOther  thStig  zu  wirken. 
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Da  ich  diesem  G^enstande  Gedanken  and  iiesondere  Auf- 
merksamkeit seit  Langem  gewidmet  liabe ,  so  sage  ich  es  dreist, 
dass  ich  eben  so  gern  sehe,  wenn  ein  grosser  Staat  unter  uns, 
zaudernd  mit  vielseitiger  Ueberlegung  und  Prüfung  zu  Werke 
geht ;  well  es  eine  europäische  Wichtigkeit  hat ,  weil  ihre  ent- 
legensten Thelle  viel  schwerer  zu  verbinden  sind ,  well  sie  von 
FehlgrllTen  viel  schwerer  zurückkommen ;  als  ich  hingegen  ilen 
andern  von  massiger  Ausdehnung,  einen  rascheren  Fortgang 
wünsche.  Denn  diese  sind  zuvö'rderst  regelloser  und  Tormenloser. 
Die  alten  Grundmaximen  der  grossen  Monarchleen  schirmen  sie 
nicht.  Sehr  viele  unter  ihnen  bestehen  aus  Bruchstücken  und 
Klassen ,  die  eigene  Ansprüche  auf  Schonung  und  alte  und  neue 
Rechte  zu  behaupten  haben. 

Dann  erst  dürren  wir  vernünftig  bolTen ,  dass  die  mittelbar 
gewordenen,  zu  deren  zweiten  Klasse  ich  mich  persönlich  zu 
zählen  mir  zur  besonderen  Ehre  rechne,  die  Unbild  der  Zeit, 
oder  die  nicht  mehr  vermeidlichen ,  aber  ihnen  sehr  reell  zuge- 
fügten Nachtheiie  vergessen ,  mit  den  Staatsgebäuden  nicht  nur 
in  Harmonie ,  sondern  wie  sie  immer  sollten ,  ihre  vornehmste 
Stütze  seyn,  und  Ruhe,  billige  Beurtheiiung,  bescheidene  Zu- 
friedenheit nicht  nur  hegen ,  sondern  nachdrücklich  um  sich  her 
verbreiten  werden. 

In  solchen  ständischen  Versammlungen  unsere  m8saig«n 
Deutschen  Staaten  wird  freilich  kein :  Delenda  Cort/iago  ausge- 
sprochen ,  keine  grosse  politische  Frage  mit  folgenreicher  Bered- 
samkeit tförtert  und  entschieden  werden.  Aber  andere  Eigen- 
thümllchkeiten  sind  ihnen  vorbehalten;  vielleicht  wünsclieDS- 
werther. 

Dahin  gehBrt  Alles,  was  im  April  und  Mal  dieses  Jahrs  zu 
Weimar  bei  diesem  feierlichen  Anlass  vorging;  und  so  sprach, 
antwortete  und  schloss  der  Herr  von  Lynker  im  Namen  ttet 
sämmtlichen  Stände  und  Abgeordneten : 

,, nicht  unwürdig  wollen  wir  empfangen  solche  Deutsche 
Fürstenhuld,  nicht  Weisheit  suchen  in  Schwierigkelten. 
Noch  immer  fanden  wir  in  diesem  hohen  Hause  das  alt- 
fürstliche  Gemüth ,  das  Jedem  wohl  will ,  auch  den  klein- 
sten nicht  unwerth  achtet. So  lebten  wir,  beglückte 
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UMertkanen  In  eioem  eng  begrioKten  Ltnde,  «ad  dank- 
ten dan  allwattenden  GeseUcke.  -*  — «« 
Worte ,  die  auch  fQr  uns  voll  Bedeotung ,  WohUaot  und  Har- 
noBie  sind. 

Denn  Jenes  Weiaheltsuchea  In  Schwierigkeilen 
werden  wir  niemals  gut  heissen ,  nnd  viellelcbi  mehr  wie  einmal 
iMrnfen  seyn ,  es  lant  zu  misstiiUigen. 

Ohne  allen  Zwei  fei  steht  die  Absteht  über  diese  IMnge,  über 
IM  nnd  Mass ,  nach  der  einzig  vemQnfttgen  Auslegung  nnd 
Süm  des  Xill.  Artikels  der  Bundes-Acte ,  in  der  Reihe  unserer 
Pflichten.  So  wie  wir  fHiher  oder  später  würden  zu  fragen  haben, 
wann  denn  damit  flberhaapt  soll  vorgesdiriUen  werden ;  so  wer- 
den wir  Missbrauch  und  Excesse  in  den  stindischen  Berathungen 
nicht  doMen ,  und  um  nur  ein  klares  Beispiel  In  der  Anwendung 
alsobald  anzuführen ,  nimmmnehr  zugeben ,  dass  irgendwo  zu 
grosse  Beschränkung  des  Wehrstandes  durch  Hindernisse  abg^ 
trotzt,  oder  durch  Sophismen,  Kaigheit  und  übertriebene  La- 
mentationen abgeschwatzt  und  erschlichen  würde. 

Eben  durch  diese  Wachsamkeit  der  hier  repräsentirten  Go- 
sammtbeit  über  den  föderativen  Sinn  und  Zweck  in  seinem  gan- 
zen Umfange ,  kann  sich  unser  grosses  Vatertand  so  vortheilhaR 
▼on  allen  grossen  Reichen  der  Vorzeit  und  der  Gegenwart  unter- 
sehefden ,  und  den  gerechten  Stolz  auf  Deutschland ,  auf  unser 
Deutsches  Gemeinwesen  rechtfertigen. 

MSge  uns  nur  bald  nach  dem  Sachsen-Weimarisehen  Vor- 
gang überall  so  vorgearbeitet  werden ,  damit  wir  wissen ,  was 
unsere  gesammten  Höfe ,  mit  InbegrilT  der  ft*elen  Städte ,  dann 
in  Deutschland  Gutes  anzuerkennen ,  zu  schirmen  und  auftacht 
ZQ  erhalten  haben. 

Aber  auf  solche  paplerne  Grundfesten  gebe  Ich  fürwahr  nteht 
dzuvid ,  wenn  sie  ein  ächter  Geist  in  der  Anwendung  nicht 
fbrtwjihrend  belebt.  Die  Britten  nennen  ihre  Verfassung,  die  sie 
deswegen  nur  sehr  schwer  deflniren ,  in  der  Beztehung  eine  per- 
peiual  innm>atton,  etne  fortgesetzte  Neuerung.  Jeder  Tag  oder 
Jahr  bringt  etwas  Anderes ,  eine  allmählige  Verbesserung,  die 
klage  Anwendung  auf  die  Zeitumstände  zu  Wege. 

Und  nur  das  allein  kann  unsere  Garantie  beschränken.  Etai 
Tliell ,  Fürst  oder  Stände ,  eine  consUlnirto  Gewalt ,  dne  ganze 
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HIasse  kann  ttberVeiietzungen  klagen ;  nicht  die  HinoillSt,  nodi 
weniger  der  einzelne ,  wenigstens  nicht  aus  diesem  Fundamente. 
Ich  bin  daher  der  Meinung : 

1)  Es  sey  im  Namen  des  Deutseben  Bundes  Sr.  KSnigUchen 
Hoheit  dem  Grossberzoge  von  Sachsen-Weimar  der  gezie- 
mende Dank  zu  ericennen  zu  geben,  dass  Hochdjersellie 
unter  den  ersten  die  verheissene  Ordnung  in  seinem  Lande 
herzustellen  geneigt  und  beflissen  gewesen  sey ; 

2)  SXmmtUcben  Weimarischen  StaalsmMnnem  und  BehSrdeD, 
die  dabei  nützlich  concurrirt  haben ,  die  allgemeine  ZuiMe- 
denheit  auszudrficken ; 

3)  Und  demnach  Herrn  und  Land  die  begehrte  GewShrleistuoi^ 
der  Deutschen  Gesammtheit  zuzusichern. 

Die  Grossherzoglich  und  Herzoglich  SSchsl- 
schen  Häuser:  Der  Herr  Gesandte  von  Hendrich  erkiXrt 
noch  Namens  der  sSmmtlichen  Herzoglich  SSchsischen  USuser, 
ffir  die  angetragene  Garantie  zu  stimmen. 

Braunscbweig  und  Nassau:  behiOt  sich  das  Protokoll 
Ofen. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Stre- 
it tz:  Durch  den  vorliegenden  Antrag  wollen  Se.  KSnigliche  Ho- 
heit der  Herr  Grossherzog  von  Sachsen- Weimar,  einen  Artlkid 
der  mit  den  Ständen  Ihrer  Lande  vereinbarten  Verfassung  in  Er- 
fiillung  bringen ,  welcher  gerade  einen  wesentlichen  Stützpunkt 
derselben ,  die  innere  Beruhigung  und  Sicherstellung  seljist  be- 
triiR. "")  Beide  Theile  sind  deshalb  flreiwiilig  übereingekommen. 
Es  finden  sich  in  der  Geschichte  mehrere  Fälle  bei  deutschen  und 
europäischen  Staaten,  wo  eine  solche  Garantie  auch  von  aus- 
wärtigen Mächten  gesucht  worden,  eben  weU  der  schiedsrichtw- 
liche  Ausspruch  eines  unparteiischen  Dritten  am  Besten  geeignet 
scheint,  nicht  nur  die  Streitigkeiten  zu  entscheiden ,  die  in  Folge 
der  Zeiten  durch  die  veränderten  Umstände  leicht  herbeigeführt 
werden ,  sondern  auch  mitten  in  solchen  Verschiedenheiten  auf 
die  stete  Belblgung  und  gleichmässige  Anwendung  derselbeo 
Grundsätze  zu  halten.  Wie  viel  zweckmässiger ,  der  Deutschen 
Fürstenwürde  angemessener  ist  es  aber ,  in  dem  Centralpunkte 
der  Repräsentation  aller  Deutschen  Bundesstaaten ,  auch  die  Ga- 
rantie und  den  Schutz  für  die  SicherstelluBg  der  Rechte  und  der 
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Verbiadüelikclt  <er  Ptosln,  aber  auck  «er  UnlerUiaiea  in  au* 
d^em,  «Ml  4le  UrkumleD  ntederzulegieii,  wdebe  die  geaelzoiiiaaig» 
FrtIMI  kegrimien  aoUen.  Zweck  und  Mittel  aliid  hier  gMch 
wSrdig,  und  Indem  der  Herr  Grosaberzog  vod  Sachaen-WeiaMT 
IQr  die  Hili  aelimi  SlSndeo  eii«egaii|;eiieB  Vertritge  IMwUUg  die 
wfrkaaaiale  Garantie  der  Bundes -Veraamoilaiig  zur  ErfOliung 
and  Auflrechtbaltung  derselben  für  alle  künftigen  Zeiten  verlangt, 
erkennt  Hochderaelbe  die  BesUramung  der  Bundes- Versaminlung, 
auch  tür  die  innere  Sicherbeil  des  Bundes  iiberbaupt  zu  sorgen. 
Nach  den  mir  bekannten  Gesinnungen  meiner  Htfchsten  Häk, 
nehme  ich  dah^  keinen  Anstand  meine  Abstimmung  dahin  ab- 
zulegen: 

Dass  dem  gedachten  Antrage  von  der  Bundes-Versamm- 
lung  völlige  Geniige  geleistet ,  und  auch  die  gewiinsehte 
ausdriickliche  Anerkennung  der  Garantie  mittelst  flfnH 
Udien  Beschlusses  ertheilt  werden  mSge. 
Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
tritt  Oesierreidi  bei. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-LIppe,  Lippe  und  Waldeck:  Der  Gesandte  flir  die 
Carte  der  16.  Stimme,  in  hoher  Verehrung  fUr  den  Antrag  Sr. 
BBnIglicben  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Sachsen-Weimar  und 
Elsenaeh :  die  Landesconstitutton  des  Grossberzogthums  Sacbsen- 
Welmar-Eisenach  unter  die  Garantie  des  Bundes  stellen  zu  wol- 
len, nrisskennt  nicht  die  Vortheile,  welche  fiir  Fürst  und  Volk, 
durch  eine  Garantie  solcher  Art  entspringen  kOnnen  und  werden  $ 
da  aber  der  Bund  bei  Uebernabme  der  Garantie  zugleich  Rechte 
und  Pfliehlen  übernimmt,  so  glaubt  der  Gesandte  für  die  16. 
Stimme,  vorerst  auflnstructions-Einholuog  antragen  zu  müssen. 
Die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
and  Hamburg:  Da  die  Erhaltung  der  Innern  Sicherheit  Deutsch- 
lands als  einer  der  Hauptzwecke  des  Deutschen  Bundes  in  dem 
Grundvortrage  ausdrücklich  anerkannt  und  die  zeitgemSsse  ruhige 
AnsblldUDg,  so  wie  die  künftige  unverbrüchliche  Beobachtung 
der  schon  in  der  Bundes- Acte  den  einzelnen  Staaten  verhelssenen 
laadstäsdlschen  Verfassungen,  unstreitig  als  ein  wesentUches 
BelBrd^rungsmittel  Jenes^weckes  anzusehen  ist,  so  halte  ich  es 
ttr  mefaie  Pflicht,  unter  Vorauaaetzung  der  Genehmigung  meiner 
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CommlUmten ,  den  Aniras  des  GroMhenofileb  WetaMitelwa 
HerraGesaDdtcQ  mit  der  dankiiarsleo  Verehrung  des  dadureh  ge- 
gebenen Beispiels  vateriändlscber  Gesinnung  und  weilten  F<Nri- 
sckreitens  zn  einem  lebend^^B»  die  Elgenthilmliehlgeit  der  dn- 
zelnen  Bundesstaaten  liewalirendenNationalverBineatt(!Euneiinien, 
mitbin  onbedenldidi  die  volULommettste  Beistimmung  zu  eriüäreii. 

Beschluss: 

1)  dass  die  Note  des  Grosshazoglicb  Säcbsiscben  Heim  Ge- 
sandten, Geheimen  Raths  vonUendrich,  diesem  Protolcolle 
aozufiigen;  und 

2)  die  von  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von 
Sachsen -Weimar -Eisenach  unterfertigte  UrlLunde  vom  5.  Mai 
1816  als  Grundgesetz  über  die  landständische  Verfassung  des 
Orossherzogthums  SacJisen- Weimar -Eisenach  in  dem  Bundes- 
Archive  zu  hinterlege ;  demnSchst  aber 

3)  auf  den  Antrag ,  wegen  der  von  dem  Deutsdien  Bunde  zu 
Übernehmenden  Garantie  dieser  landstSndischen  VerCaissung 
noch   vordersamst    die    Abstimmung    von  Braun- 

,schweig  und  Nassau  zu.  vernehmen  sey. 

ä)  Vergl:   Protoitolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlnng,  Bd,  I,  S.  113  a.  f. 

^)  S.  dieselbe  uoter  2. 

e)  Es  lautet  uämlich  der  §.  129  des  gedachten  Grundgesetzes, 
wie  folgt: 

,,Ausserdem  wird  die  Sicherstellung  dieser  Verfassung  dem 
Deutschen  Bunde  übertragen  werden.  An  den  Deutschen  Bund 
sollen  sich  die  Landstande  durch  ihre  Vertreter  auch  In  dem 
Falle  wenden  dürfen,  wenn  einem  Erkenntnisse,  welches  das 
Appellationsgericht  zu  Jena ,  auf  eine  von  dem  Landtage  er- 
hobene Anklage,  gesprochen  hat,  und  wogegen  kein  Rechts- 
mittel weiter  Statt  gefhnden  (§.  115),  die  Vollziehnng 
weigert  würde." 
Verglr  Protokolle  derDeatsehen  Bandes- Versai 
lang,  Bd.  I,  S.  160. 
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Denkschrift  des  Grosshenoglich  Sachsea«Wei- 
nar-Eiseaaeliisehen  Gesaadtea^  Geheiinen Raüis 
TOD  Headrich,  die  Garantie  des  nnterm  5.  Msi 
1816  erricbteten  Grundgesetzes  über  die  land- 
stSadisclie  Verfassung  des  Grossheriogthoms 
Saehsen  -  Weimar  -  Eisenaeh  betreffend^  d.  d. 
Frankfurt  am  Main,    den   28.  November   1816.*) 


KSnJgUcbe  Hoheit  der  Grossberzog  von  Weimar  und 
Eiseoach  haben  in  dem  129.  §.  des  unterm  5.  Mai  dieses  Jabrs 
mcbien^ien  Grundgesetzes  Über  die  landslSudiscbe  Verfassung 
ta  Grossherzagtbums  Sacbsen-Weimar-Eisenacb,  ibren  Ständen 
Ter^tfochen,  dem  Deutseben  Bunde  die  Sicberstellung  dieser 
Verfittsung  zu  übertragen. 

Da  Fürst  und  Land  in  dem  schönsten  Einverständnisse  Sie- 
bes, und  nichts  mehr  wünschen,  als  dass  die  mit  Beratbung  der 
tUndlschen  Abgeordneten  entworfene  Verfassung  auch  für  die 
ZnlLunft  gegen  alie  dent^baren  EingrilTe  gesichert  werden  möge ; 
da  es  In  der  Geschichte  nicht  an  Beispielen  fehlt ,  dass  Verträge 
zwischen  Landesherren  und  Unterthanen  von  ganz  IVemden  Re- 
genten garantirt  worden  sind ,  es  aber  wohl  vorzUglicb  in  dem 
Zwecke  des  Deutschen  Bundes  liegt,  alles  das  zu  entfernen,  was 
die  Ruhe  im  Innern  künftig  sUiren  könnte ;  so  würde  der  Un- 
tenseichnete  es  für  übertUissig  halten ,  der  Bitte  um  die  Garantie 
oocb  etwas  beizultigen ,  wenn  nicht  von  einer  der  verehrten  Ge- 
landtschaften,  mit  welcher  er  vorläuOg  Ul>er  diese  Aogelegenbeit 
gebrochen ,  der  Wunsch  wäre  geäussert  worden,  dass  bestimmt 
ertUrt  werden  mi^^e,  was  man  unter  Garantie  verstehe.  Hier- 
dordl  veranlasst ,  erfciSrt  der  Unterzeichneta : 

Die  Uebemahme  der  Garantie  enthält  die  Versicherung 
ies  Garants,  dass  er,  wenn  künftig  ein  Theil,  es  sey  der  Lan- 
takerr  oder  die  Stände,  den  In  dem  VerCassungs vertrag  über- 
VerblndUchkeiten  «olgegenhandeln  würde ,  auf  An- 
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niFen  des  andern  Theils  alle  zweckdienlichen  Mittel  anwenden 
wolle,  um  Jenen  zu  Erfttliung  desselben  zu  bew^pen,  oder  auch 
zu  nttthigen. 

Ein  solcher  Fall  ist  weder  in  der  Jetzigen,  noch  in  dernSchst- 
ktlnfttgen  Generation  zu  besorgen,  und  Jedem  SacbkundfgeR 
wird  es  einleuchten,  dass  schon  die  Uebemahme  der  Garantie  ihn 
hindern  müsse.  Man  wagt  das  Unrechtitche  nicht,  wenn  man  die 
Hoffliung  nicht  hat,  es  durchsetzen  zu  kb'nnen.  Uebrigens  er- 
laubt sich  der  Unterzeichnete  noch  belzufiigen ,  dass  nach  seiner 
Uel)erzeugung  die  Bundes- Versammlung,  auch  ohne  ausdnidc- 
lieh  übernommene  Garantie  verbunden  seyn  würde ,  den  Theil, 
welcher  über  Verletzung  des  Verfassungs- Vertrages  zu  klagen 
hätte,  zu  unterstützen ;  weU  er  nicht  einsieht,  wie  auf  andere 
Vi^eise  bei  einer  von  Seiten  des  Landesherrn  oder  der  Stünde  ein- 
tretenden Weigerung  die  Gefohr  einer  Despotie  oder  Anarchie 
entremt  werden  könne. 

Die  Verhandlungen  über  den  Entwurf  der  Congress-Acte 
beweisen ,  dass  man  fast  einstimmig  die  Sicherheit  gegen  Innere 
Feinde  der  Staaten  für  einen  der  ersten  Zwecke  des  Bundes  ge- 
halten hat ,  und  dass  von  mehreren  Seiten  die  Sicherstellung  der 
Landesverfassungen  unter  die  Garantie  des  Bundes  verlangt  wor- 
den ist. 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- Wd- 
mar-Eisenach  wünschen  iudesseu,  dass  die  Bundes- Versammlung 
Jene  Verbindlichkeit  zur  Garantie  ausdrücklich  anerkennen 
möge,  und  haben  den  Unterzeichneten  beauftragt,  dasoberwBhnte 
Grundgesetz  nicht  nur  derBundes-Versammlungzu  überreichen, 
damit  es  in  deren  Archiv  niedergel^  werden  kttnne ,  sondern 
auch  sämmtlichen  verehrten  Gesandtschaften  die  zur  Einsendung 
an  ihre  HSfe  nöthlgen  Exemplare  abzugeben ,  und  um  ausdrück- 
liche Anerkennung  der  Garantie  zu  bitten. 

Indem  er  dieses  bewirkt,  giebt  er  sich  die  Ehre,  die  Ver- 
sicherung seiner  vollkommensten  Hochachtung  zu  wiederholen. 

Frankfurt  am  Main,  den  28.  November  1816. 

(gezeichnet : )    Franz  Joslas  von  H  e  n  d  r  i  e  h . 

a)  Vergi:  Protokolle  der.  Oeutsoken  Bundes-Ver- 
gammlnng,  Bd.  I,  S.  128, 129. 
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Akslinmnag^ea  «ii4  Besckloss  d«r  B«n4e««yev> 

Sammlung  vom  5.  December  19i5* 

Neunte  Sitzung  am  5.  December  1816.^) 

P  r  a  e  s  i  d  I  u  m :  Da  zu  Ziehung  des  Beschlusses  ttber  die 
Ton  Sr.  ROntgUchen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Sachsen-Wd- 
mar-EIsenach  angetragene  Garantie  der  landständischen  Verfte- 
suog  des  Grossherzogthums  Sachsen- Welmar-Elsenach;  die  Ab- 
sdmmung  der  13.  Curie ,  von  Brauuschwelg  und  Nassau ,  noch 
abgehe,  so  wolle  man  heute  hierzu  Crclegenhelt  geben. 

Braunschwelg  und  Nassau:  scbUesst  sich  derSUm- 
nounefarheit  an. 

Niederlande,  w^en  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: erUSrt  nachträglich  und  wiederholt  der  Mehrheit  eben- 
bOs  bdzutreten. 

Beschluss: 

Dass  auf  die  dem  Antrage  entsprechendste  Welse  wegen  der 
vBtt  dem  Deutschen  Bunde  zu  flbemehmenden  Ganmtle  des  Grund- 
gesetzes über  die  landständische  Verfossung  des  Grossherzog- 
tbuffls  Sachsen- Welmar-EIsenaeh ,  an  die  resp.  HSfe  und  Com« 
mlttenten  zu  berichten  sey. 

tf)  Vergl:  Protokolle  der  Deatseke«  Evades-Tef* 
sattnUag,  Bd.  I,  S.  1M,MK. 


Abstimmungen   und  !^escblu.ss   der  Bundcs- 
Veraammluog  vom  13.  Mira  Iftl7. 

▲qhUeti^tjß  SlUi»iig/a«i  U-  Mär^  1817/) 
Praa^idiumi  Ja. Kp|g9.ilwJa  d^  9*  y(^WfHfi  SUfciuuj 

Ol.  2 
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KSnIgllchen  Hoheit  des  Herra  Grossherzogs  von 
Sachsen-Welmar-Elsenach,  das  unterm  5.  Mal  v.  J.  er- 
sdiieiieiie  Gniidfesetz  über  die  laiidstSiidische  Verikssuqg  dea 
Grossherzogtliuips  Sachsen- Wetaiar-Etseoach ,  unter  die  Ciarao- 
tle  des  Deutschen  Bundes  zu  nehmen,  und  des  hierauf  In  4er 
9.  Sitzung  gefassten  vorlSuOg  entsprechenden  Beschlusses^  In 
dessen  Gemfissheit  die  erbetenen  Weisungen  nunmehr  eing^an- 
gfin  sin4,  erllille  Ich  hiermit  die  Pflicht,  das  Protolcoll  zur  Ab- 
lesung der  definitiven  diesISlUgen  Abstimmungen  förmlich  zu 
zu  SOben  und  sofort  die  Stimmen ,  nach  der  im  Artiicel  IV  der 
Bundes-Acteangefiihrten  Ordnung,  einzuholen. 

Umfrage. 

Oesterreich:  Der  auf  Veranlassung  Sr.  Königlicfaen  Ho- 
heit des  Grossherzogs  von  Sachsen- Weimar  in  der  8.  Sitzung 
dieser  Bundes-Versammlung  vom  2.  Deoember  v.  J.  zur  Bera- 
thung  gekomaepe  Antrag,  die  landständische  VerCassung  des 
Grossherzogthums  Sachsen- Weimar-Eisenach  unter  die  Garantie 
des  Deutschen  Bundes  zu  nehmen ,  verdient ,  sowohl  in  staata- 
reehtlicherBeeiebung  als  in  Jener  der  Ausbildung  der  in  der  Bun- 
des-Acte  nur  angedeuteten  Bestimmungen,  die  tiefste  Erwägung. 

In  Folge  des  Antrages  Sr.  KSniglichen  Hoheit  des  Grosaher- 
zo0es,  ghiubt  der  Kaiserlich  KSnigliche  Hof  vor  Allem  bemericoi, 
und  hiermit  zu  Protol^oll  erklüren  zu  müssen ,  dass  die  Compe- 
tenz  der  Bundes-Versammlung ,  Jenem  Antrage  im  Namen  des 
Deutschen  Bundes  zu  willfahren  und  die  gewünschte  Garantie  zu 
itbemehroen,  nach  diesseitiger  Ansicht,  und  zwar  mit  Monacr 
Rttcicsicht  auf  die  Bundes- Acte ^  keinem  g^;riindeten  Zweffel 
unterliegen  dOrfte.  Sollte  dieser  Grundsatz^  (welchem  der  Kai- 
serlich OesterreichischeHof  vollkommen  beipflichtet)  selbst  nlcbl 
unbedingt  angenommen  werden ;  so  bedarf  es  wohl  keiner  BrlKr- 
terung,  dass  der  Deutsche  Bund  in  seiner  Gesammtheit  eine  iMAe 
Stelle  in  dem  europSischeo  Staaten-Systeme  einzunehmen ,  dkmi- 
nach  als  eine  Macht  zur  AusUbung  Jedes  seinen  Grundb^iHkm 
gemässen  Rechtes  berufen  sey. 

So  wie  nun  aber  Jede  Macht,  als  sotehe,  ohne  RUckskAI 
auf  die  Form  ihrer  eigenen  inneren  Verfassung,  zur  Uebemnine 
von  Garantieen  Oberhaupt ,  ebenso  wto  zur  Uebemdme 
Kussfarer  Staats-Verpflfehlongen  beiMifllgt  ist;  so  wfe  tfe 
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iirtiilliJItiilif  Biwiirliii  SttateageicUcMe 
utgk,  <HS  «Mb  adiM*  wihmid  tetücitento  ierDeuMlMD 

BriwVentadle  StMitn  ia  Garande-VeridM- 
«Bter  «leh,  imd  auch  nrit  autwürUgen  lüchten  8taa4eo ; 
nie  Ufniita  mam  xwriMD,  daaa  DeotwAlaDd  taiCiaBzeD,  iai  aeiMn 
Mn  VwelBe  MiBer  FOnUm  aad  nreien  SUUte ,  kaute  <le  6a- 
laüie  dar  ffWadlirtwn  Verbflsuog  daes  DeuUeben  BuadeMtaala 
itt  ttMrneluBeo ,  nlehl  ebenftiHa  berufen  aeyn  sollte? 

Die  erste  und  unhedingte  Rüekalckt  Jedoeb,  welcbe  der 
fimadie  BoDd  bei  der  Uebemahme  der  Garantie  der  staadlfebaii 
Verftiaauiigen  in  den  Ihn  bildenden  souverXnen  Staaten  zu  nebaMi 
bit,  ist  aleher  die ,  dass  die  atibdiiche  Varflisaung  des  eifizelnen 
Ataales  sidit  den  Bedlnurnngen  der  Bundes-Acle  widerslrette  $ 
denn  nevcfe  VefirfiehlungeD  iLSnnen  nur  mit  IHiberen  Puuda- 
■eatal-BeatiBUBUBgen  ilbereinstlmnien ,  uad  ein  Staaten-Vereiii 
«usie  uOt  aicb  in  Widenprueb  Ibllen,  wenn  er  die  Garantie  von 
tomdagfafn  in  Ibrer  Anwesdunf  fibemUime,  welcbe  mit  dem 
IfeuVerciBe  in  ofRmem  Widerstreite  ständen.  Obne  daher  sieb 
aar  ganz  ungeeignete  Art  in  die  allgemeine  Würdigung  Jener 
Jsndatihnlinrben  Verfbssung  des  Grossherzogthums  einzumlscben ; 
wlbrend  man  vielmd^  in  dieser  Hinsidit  die  Ueberzeu- 
.ansapreeben  muss,  dassuater  der  erwiihnten  ModiRcation 
Ibrfgma  im  Aligemeinen  der  verdnie  Wüiea  der  Fürsten  und 
dar  Stände  zu  erkennen  und  zu  achten  ist;  und  ohne  eben  daher 
die  UnverSaderlichlLeit  dieses  Willens  festsetzen  zu  wollen, 
wiOirend  eben  so  in  dieser  Hiasidit  alles  der  fMen  Ver- 
etarignng  zwiacben  FHraten  und  Ständen  volllconunen  im  Laufe 
dar  Zeit  fiberiasaen  bleibt  ^  kann  also  der  uns  leitende  Gesfehla- 
poakt  fBr  die  Gegenwart,  so  wie  für  die  Zukunft,  nur  durch  dte 
8udes-Acte  als  gageben  betrachtet  werden. 

Zngleifi  sM  aber  diese  KalserUeb  Känigllche  Bundestags- 
Qawidladiaft  noch  erinnern,  dass  so  wenig  unter  souverlnen 
lüfblgn  bei  Uebemahme  scdcber  Garantieen  iamerbin  auch  die 
Farm  deren  Wirksamkeit  in  allen  einzdnen  Beziehungen  notb- 
wendig  festgesetzt  wird ,  sondern  so  wie  dies  theils  in  den  unter 
Fürsten  fiberhauiit  geltenden  völkerreehilicben  Be- 
reu und  üblidien  Slaatspraxis ,  nacbZeugniss  der  Ge- 
aelneEiladiguttg.  Mdat,  theila  abmr  im  Deutscbea  Bunde 


JMe  magncHe  LKcte  4mA  dM 
Aele  Migemk  wertem  wM^  m  gliihiMAfcrlMsiriUi«»- 
Mgllche  Hbf,  dass  der  Aiigaiigr  der  FeHacteHiig  *Br jdUpiliilliifc 
VerbSIt&lMir  des  DeQledieii  fimdei^  weleher  DeutoeUuii  «It 
gperechier  BrwarUng  «tgegm^ielit,  oiieiyciil  afehtllMl  kalHi, 
deiD  Antrage  Sr.  KSüigUchen  Hoheit  sof  Bemhiguiig  vIni  iVr- 
steit  und  Stltaden  unter  den  berfikrtai  BeAniMng«  zu  Will- 
fohren. 

Der  KaiflMleh  RüniglMie  Hof  etlMiü  demnach,  tu  ErwS- 
gung  aller  oben  bcrBhrten  MokMchUn,  für  die  Uebirnahaie  «er 
Garantie. 

Preussent  InUeberetnatfanniiigiDtt  den  InderAbsttni- 
rnüBg  dei  Katoerlidi  KünlgUdien  voraltaenden  Heitn  Canaidiett 
mtlgetheitten  iAiüehten  seliieB  AUerhfiehston  Bares,  Mn  auoh  ich 
ermücfatl^  zu  erklären : 

Dttss  da  nach  dem  Anfrage  Sr  RBUlgHchen  Bohelt  dis 

Herrn  Grossherzogs  von  Saobsei-Welniar*Biseiiaeh ,  Me 

Sicherstellung  der  landstSndiachen  Verlhssung  des 

herzogthUms ,  ae  wie  dieselba  In  dem  Grandgesetae 

iber  enthaMen  Ist,  Im  Etarrenttadnlas  des  Landeainiti 

mit  den  Stünden  naehgesueht  worden  ist ;  dieselbe  iü  de- 

mlssheltdes  Buehatabem,  Shmes  und  Geistes  derBini- 

des-Acte,  vom  Daitscben  Bunde  übemdmmen  werden 

kSnne» 

Batern:  Se.  KSntgltehe  Mijäitit  derHSnIg  vonBatera, 

erachten  in  EVilge  der  dem  Dentsehen  Bunde  angetragenen  Sfelrar« 

dtellüng  der  landstündlsehen  VerfHsung  des  GroastaerzogUuuBs 

SiM^hsen-Weiinar  >  dass  nacA  Anleitung  der  Bimdes^de  di 

Uebemtiime  Statt  finden  kSnne« 

Sachsen:    In  Betracht,  dass  Se.  KJMgliche  Meheit 
Groasherzog  von  SachseiK^Weimar  nfn  die  Garantfe  der  In  di 
Grossherzogäiume  errichteten  landstündlsehen  Vcrrasanng  m 
sucht  haben ,  aM  Se.  KSnigltche  Mi^estMt  der  Kfltalg  von 
idn  mit  derselbön  Uebemahme  von  Seilen  des  Bundes 
«landen. 

Hanliovert   Dass^  da  die  Garantie  der  Gfossl 
Wdmarlschen  kndatihidiieheo  Vetfhssung^  dnroh  den 
Bund  sowohl  von  dem  HeMu  GmsdMsogn,  ata  von  dessen 
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telfcirPvIi^ikKcalubeinUiBh  lOr  «e  liebcffMlne  i\mai 


Wirttambergs  feit  tie  fefUilo  iBstraclfM»  sldi  in 
}ßkm  verkMMMBilett  Falle  ilraig  an  den  SldB  uad  dco  Buch- 
Mea  to  Bmdai-Acle  u  feritpii»  In  dea  wrlleg«Bdeii  Falle 
Mrtei Jedoch  iiinihMirttof  ao^MaeiBeo,  dem  Wuaaohe  de» 
GnnfeflRtgs  Tis  Wefenr  a  eotapreoheft  und  die  Gemnlle  für. 
Hke  GflMlIMioD  ai  fiberaAneo. 

BadeB:  stinnt  eaeh  dem  ausdrOcUlchf«  Befehle  Sr.  K^ 
ttgiAxxk  Hofaeii  des  Grossherzoga  flir  die  Uebernabme  der 
GanDtie. 

Korheaaen;  fUmiüA gMeh  deaVorhergehefedea IQr lieber- 
vim  ifnt  GafMlIe. 

GrossberzogihuBi  Heasen:  silmnit  iOr  die  Garantie. 

Biaenark  weirea  Halateta  tudLauaaburg:  Auch 
St.  M^lMtil  der  iSMgy  aieia  Hmr,  wltaMhon  iebbaft,  den 
AüngSr«  KiBigtteben  HobeU  dea  GradriMsimga  yeo  Swhaeak 
WdHr  iia4  Baeoach ,  die  aene  landatlndtaiebe  Verfasauag  dei 
flMriKraegtfaiiraa  onter  die  Oamatle  dea  Deutachea  Bundes  zu 
ddeD ,  allgemein  genehmigt  zu  sehen ,  und  i^aubea ,  daaa  uai 
mwcaigeriiiead  du  Bedenken  dabei  Statt  finden  kann,  als  ea 
*U  aar  8r.  Kihiigll(Aea  HohafI  HSehatdgendr  Wuaach  isV 
Mideni  auch  die  zu  ilbemehmende  Garantie  keine  ModlikaUotf 
«kf  Veftaeaaeiimg  dar  gegeawirtifoi  Cemtttitioa  ansschilesst, 
^mi  hl  dem  Laufe  der  Zdlni  gemeiaaobailUdh  von  Sr  KM9* 
HAsaflafaett  nod  BScbtt  Ihfen  LandatiindeD,  solche  IOr  zlreck- 
■MpemMei  werden  aoUtan. 

Niederlande  wegen  dea  Graasberaogthuma  Luxem«» 
kat g:  Main  Kfiniglicber  Hef  theUt  zwar  die  Ansicht,  daaa  d» 
iiiiea.AaleaalcbeVarfllcbton0snniditauadricklleb  anasprecbe» 
MdisddaaBccebraiven  Dreier  Wahl  abhinge.  Dieaea  varg«n« 
tfft  treu  idi  der  AbaUmmung  Ton  Oesterreleh,  Piedsaea,  Boiero, 
Sidnen  und  Hanunrer  bei. 

BleGroaahera&egliebtHMlHerKegllehSiehalseben 
■iiter;  Von  den  Heneglieb  Süahsiadiin  Mbaeni  bbi  M  aa« 
m^mm  j  Jen  flwiasbrrgagBt baw  Aatng  m  nntsnrtgtzat».   Die 
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Metniiiig,  d488  es  den  Bunde,  als  ebier  niekt  scHrtsMtodlgCB 
Macbt,  offenbar  an  der  GompeteaK  fehle,  die  CSaraiiUii  dar  Wel-* 
mar-EisenacUscbenGrundvernissoiigxattbenieliiiien,  bSite  leh 
in  der  8.  vorjährigen  Sitzung^;  um  so  mdir  mit  Bedauern,  w«ll 
durch  dergleichen  Aeusserungen  ein  Schein  von  Wahrheit  auf 
die  ungegrUndeten  Vorwiirre  f8üt,  die  man  dem  Deutschen  fiaade 
gemacht  bat,  als  ob  sein  Zweck  nur  dahin  gehe,  die  durch  lieft 
Umsturz  des  Deutschen  Reichs  erworbenen  SouverSnetBtsredite 
2u  sidiern  und  den  Unterthanen  die  Rechte  ferner  vorzuenliial- 
ten ,  welche  ihnen  die  vormalige  Verfassung  zwar  bei  ihrer  Aus- 
artung nicht  immer  gewährt,  aber  doch  in  der  Theorie  vertiels- 
sen  hat. 

Die  Bundes- Acte  sagt  im  XI.  Artil^el : 
„Alle  Mitglieder  des  Bundes  garantiren  sich  g^j^nseftig 
Ihre  sämmtlichen  unter  dem  Bunde  begrilfenen  Besi- 
tzungen. <^ 

Es  ist  aber  doch  wohl  nicht  mehr  selbstständige  Macht  tf- 
fbrderlich ,  den  Unterthanen  auf  ihres  Fürsten  Verlangen  nnbe* 
strHtene,  vertragsmässlge  Rechte  gegen  künftige  Glieder  des 
Bundes  zu  garantiren ,  als  den  Landedierm  Ihre  Besitzungen  T 

Braun  schweig  und  Nassau:  stimmt  fiir  die  Uebw- 
nähme  der  Garantie. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Hecklenburg-Stre- 
II tz !  bezieht  sich  auf  das  in  diesem  Betreffe  bereits  ehgegebene 
Votum. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburgs 
stimmt  Itir  die  Uebemahme  der  Garantie. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Llppe^  Lippe  und  Waldeck:  Der  Gesandte  fOrdie 
16.  Stimme  ist  beauftragt  zu  erklären :  dass  der  Deutsche  Bund 
die  von  des  Grossberzogs  von  Sachsen -Weimar -Elsenach  RS- 
niglicben  Hohdt  gewünschte  Garantie  der  landständischen  Ver- 
Dissungs-Urkunde  des  Grossherzogthums  übernehmen  mSge. 

Die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  Die  Abstimmung  des  Gesandten  der  firelea 
Städte  in  der  achten  Sitzung  vorigen  iahres,  Ober  denAntragr 
Sr.  RfinigUcben  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Sachsen-Welniar 
hat,  wie  vorausgesetzt  werden  konnte ,  votttomBea  des  Gesia- 
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4er  IMieQ  SeMto  ent^roebeo.  POr  mkh  te i  et  elD  «Bge- 
Geflcklll ,  dieses  Uemlt  efUSren  zu  kAineD. 

Beschluss: 

Dsss  der  Deutsche  Bund  die  Garantie  des  am  S.Mal  1816 
michteteo  Grundgesetzes  Über  die  landstlodlscbe 
Verfassung  des  Grossberzogthums  Sacbsen-Wel- 
mar -Else nach  ganz,  wie  sie  damals  von  Sr.  RSnIgllebes 
Hcbeit  dem  Grossherz^e  und  den  Ständen  verlangi  worden  sey, 
übernehme.^) 

s)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bandes -Vcr- 
iimnlung,  Bd.  11,  S.  103  n.  f. 

ä)  S.  oben,  unter  1 ,  die  Abstimmung  von  Baiern. 
c) In  dem  Commissions-Gutaehten  iber  dleprovlsorl- 
icbe   Competenz-Bestlmmung  der  Bundes-Versamm* 
liDg,  als  ProTlsorlum  für  verbindlich  angenommen  diut^b 
ico  Besehlnss  vom  12.  Juni  1817,  helsst  es  §•  4,  B.  2: 

„So  wk  die  einzelnen  Gebiete  unter  der  allgemeinen  Garantie 
des  Bundes  stehen,  lo  Ist  dieselbe  auch  berufen,  die  Garan- 
tie der  Verfassungen  einzelner  Deutscher  Staaten  unter 
den  bei  Veranlassung  des  Grossherzoglidi  Weimarischeu 
Ansuchens  in  der  18.  Sitzung,  In  Uebereinstimmnng  mit  dem 
Kaiserlich  Oesterreichiscben  Voto ,  allgemein  angenoomenen 
Modificationen,  mithin  dann  zu  übernehmen,  wenn  der  einzelne 

♦ 

Staat  unter  den  gehörigen  Erfordernissen,  das  helsst,  unter 
einstimmiger  Entschliessung  des  Förslen  und  der  Stünde  dar- 
auf antragt,  dass  der  Bund  die  Garantie  seiner  Verfassung 
iiberaehme.^^ 
Vagi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  III,  S.  177. 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Tbl.  II,  Abtb.  I, 

S.  213  (Nr.  XVni.) 


GtraiitiederGrossherxogliekleckleiibiiig-Sckwarii- 
ud  Strelitxischen  Terordavnt  Tom  28.  lofember  1B17| 
tter  die  litUl  und  Wege,  «m  bei  sbeiticeii  FlUen,  in  Aigeiegw- 
hetteii,  weldie  die  Laides-ferfasiiAg  belieftr,  xo 
reeMliehek  InticheldiBg  n  gelanget.  —  Terhaad* 
langen  ttber  dielrffllUng  des  XIIL  ArtikeliderDett- 

aQbenBundea-Acte. 

Mm 

Vortrag   des    Grossherzoglich    M ecklenbarg- 

Schwerta-  und  Strelilzisclies  Gesandleo  und 

Beschlttss  der  Bundes-Versammlang  vom 

22.  December  1817, 

Acht  und  fünfzigste  Sitzung  am  22«  Deceml)er 
1«17.  •) 

Mecklenburg-Schwerin  und  Strelltz:  Die  Gross- 
herzoge von  Mecklenburg -Schwerin  uodMecklenbuiig-StreUtz 
haben,  nach  gehaltener  Berathung  und  Verhandlung  mit  thren 
StSnden ,  eine  gleichlautende  landesherrliche  Verordnung  erias- 
sen,  um  die  angemessenen  Mittel  und  Wege  zu  bestimmen ,  wie 
die  Streitigkeiten ,  welche  zwischen  dem  Landesherm  und  deo 
Ständen  Über  die  Verihssung,  die  Grundgesetze,  deren  Anwen- 
dung ,  so  wie  überhaupt  bei  der  Ausübung  der  landesh^rlicheo 
Gewalt  entstehen  möchten ,  auf  eine  dem  Sinn  und  den  Grund- 


lim  4er  VtAmmag  pmMmt  Weii»  kMiltig  sor  Aiui^eMMii 
•ier  artjcheüMg  Befcwchi  werten  «tten  > 

Bs  Ist  dieses  gcwte  clM  4er  wiriitigBlen  ftaatareektUcke» 
AagcD,  dcrai  atlerdiags  aeliwiflri^  AnBStmg  zw§t  ym  mm^ 
dbm  tiidiTM«eile&  BeschiSnliellet  m4  £ifealhaiiUcbkeiles  der 
dMdpcn  SlarteB  thMsel  «n*  IwHiigl  wlrJ,  wolOr  Jsioeii  tamer 
In  jegUdKr  VcrfteAtng  adbit  eine  Fliriorge  und  Voitohr^)  er« 
IMcrtleh  scheint,  wenn  auf  der  einea  Seite  die  VerDMSung  in 
ikrai  Gnudgeseixen  und  iiadi  den  GerccMnsen  euer  Thelt» 
geHrfg  imd  Iririfeend  sidier  seüeUety  nnd  anf  der  anderen  Mfk 
dar  wesentlldM  Sinn  mid  Seist  deraeUien  bei  den  Yendiiedcnen 
TcriMemenn  /Uod  fiesialtnagen  «nltmlil  ertialtea  weiden  soUp 
nelcfae  Fartgng  y  fintwidoeiuns  und  schon  die  Irtosst  Zeil  aU^ 
adbUg  litf  t)eiiakren  müsse»  |  eiien  um  das  Pritae^  der  FnOM 

des  Redits  Ikrner  darin  walten  zu  lassen. 

Mit  so  iobensworUieni  Eifer  pnd  strenger  UnfMiUicIUcblceit 
die  Tonnaügcii  Reiclisgerichte  mehrere  ZelUdter  htndnjvii 
ta  besonderen  Verfassungen  um  Seimlz  und  Schinn  gedienel 
beben;  an  lüsst  sich  doch  nichl  veriiennen ,  dass  wenn  sie  dabei 
BOT  auf  dem  Wege  des  flfmlichen  Proeesses  dnelne  Streit* 
pankteterdi  RecbiseriLenntatsse  zu  beseitigen  vermoebten,  die 
Aaljgalie  nkblJedesMalnacb  dem  Geist  der  Verfassung  im 
Claüzen  geüfset  werden,  sondern  mir  der  Bestand  derselben 
bi  fibasflMictten  nach  dem  finchstaben  eines  Torliegenden  6e* 
seines  oder  Vertrages  Ibstgehatten  werden  dnrBe.  Es  lag  dieses 
«rremeidlicli  in  der  dvllrecbtlietaiFonn  eines  eigentilebea  und 
dmelnen  Prozesses.  Daher  denn  aneb  die  so  bauflgen  als  lang« 
wkrigan  Prozesse,  welche  auf  die  staatsreebUieben  VerhBllnissc 
cwiscben  Landesherren  und  Stünden  im  AllgemebMl  eJt  nadh 
tbaiMg  gewirkt  beben. 

Weniger  aber  noch,  wie  ▼arsnlsdie  Retebsgerkblia,  werden 
dk  obtrslen  dvilreebttichen  Instanzen  in  den  Staaten  selbst 
»Kignet  sem,  die  Streitigksümi  Sbar  die  Vitfasanog  und  über 
tfs  Ansiitaung  der  landesberrHcben  Gewalt  auf  eine  geeignete 
Art,  im  Gange  deiiPranesses  und  durch  ihre  Rnditserlbennlafssef 
m  beseitigem,  in  einnehien  Fällen  mag  flreiifab  -sebr  zweckmUs* 
sig  und  Hrit  gMeni  Erfolg  (ihr  sie  canqmndttiH  werden.  Sottlen 
sie  aber  tfemUt  90fm  Über  dis  Uandldnp»!  des  flagenten,  als 
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solche ,  zu  rlchleo ,  oder  die  ffinweDduBifeo  zu  beurtbeBeB  «Ml 
zu  eotscheiden ,  die  staatsrechtlich  iagegm  erhoben  werdea ;  ao 
würde  In  der  lliat  nur  ein  hVheres  Regiment  noch  In  die  HSnde 
Jener  obersten  Gerichte  gelegt,  wdches  ihnen  doch  eben  so  weai|; 
ilbergeben,  als  auf  ihrem  Standpunkt  richtig  geführt  werden  kam. 

Staatsrechtliche  G^ensttfnde  werden  daher  am  zweckmMs- 
slgsten  durch  die  Mittel  erledigt,  welche  Jede  Verfessung  in  sich 
selbst  darbieten  muss.  Schon  die  freie  Erürterung  richtig  gb^ 
stellter  Aufgaben  und  die  vorzuschlagende  Abhttlfe  eintretender 
BrftNrdemisse  werden  in  den  meisten  Fällen  zu  einer  genUgendeB 
Ausgleichung  fiihren.  Zur  sichernden  Ertialtung  der  Verfhaaua-* 
gen  bedarf  es  nur  eines  solchen  Stutzpunktes ,  der  bd  wirküdi 
entstandener  Streitigkeit  9  In  einer  endlichen  Bestimmung ,  dem 
bestehenden  Rechte  Schutz  und  GewShr  darbietet.  Allein  die 
Mittel  dazu  sollen  so  beschaffen  styn ,  dass  sie  die  Entwickelung 
der  Verfassung  im  Ganzen  liefOrdem  und  durch  zielgemSsseRldi- 
tung  stets  das  thStige  Leben  In  derselben  erhalten ;  so  dass  die 
neuen  Gesetze  nur  den  vorhandenen  Zustand  bezeichnen,  und  die 
nothwendigen  Veränderungen  allmihUg  herbeigefOhrt,  nicht  aber 
durch  zu  ängstliches  Festhalten  an  Formen  verhindert  werden« 

Durch  die  vorliegende  Verordnung  haben  Ihro  RSnigllciia 
Hoheiten  die  Grossherzoge  von  Mecklenburg  die  bestdiende,  la 
Drange  der  Zeitumstände  und  in  langer  Erfahrung  bewArteVciw 
Itasung  ihrer  Lande  durch  einen  neuen  zeitgemässen  Sttttzponlct 
bekräftiget ;  Sie  haben  dieselbe  vorher  mit  Ihren  Ständen  gcung^ 
san  berathen,  und  darauf  landesherrlich  verfüget.  Die  darin  aiif^ 
gestellten  Mittel  und  Wege  können  nicht  fehlen.  Jenen  dop^elteft 
Zweck  zu  erreichen:  eine  Verschiedenheit  in  den  staatsitaiit- 
Uchen  Ansichten  so  auszugleichen  oder  zu  entscheiden ,  wie  et 
sowohl  den  bestehenden  Rechten  und  Elgenthümllchkelten  ali 
dem  Geiste  der  Verfassung  gemäss  ist ;  wie  zugleich  die  Stehe* 
rung  und  die  fortgehende  Ausbildung  derselben  andeutend  erlMfr» 
sehen  wird,  ohne  durch  processualische  Formen  und  Wetterungeil 
in  dieser  lebendigen  Bewegung  aulji^halten  zu  seyn.  Die  landea« 
berrilche  Macht  wird  in  Ihrer  ntfthlgen  Ausübung  und  BehauptOBK 
durch  einen  blossen  Widerspruch  oder  eine  Verwelgemng  atiiMj 
dlsdier  Seits  nicht  gesUtrt  oder  gehindert  wmsden  ktooen,  aa 
dass  der  Landesherr  niehi  in  dem  Falle  sich  befindet,  klagbar 
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wegn  Ihigeiionaii  gegea  seiie  Stlaie  «ttftuirelen.  Wohl  aber 
Mdilfr  gesorgt,  dass  den  Stlnden  die  Wege  bestlnmil  werdeo, 
m  Ihre  Aatri^  md  Beschwerdcii  gegen  die  Auafibung  der  lan^ 
iskrriMen  Gewalt  zur  uniMirtheUsdien  Erledigung  vorzulirin- 
gv,  und  aoleiie  In  gewissen  Füllen  eines  Recurses  zuletzt  nodi 
Mdctt  Bundestag  gelangen  zu  lassen. 

Ibchdeni  ich  mir  nun  diese  wenigen  EriMuterungen  Über  das 
bdidfcnde  Staatsgesetz  erlaubt  habe ,  so  endledige  ich  mich  des 
■Ir  gewerdeoen  ausdriicIdiGhen  Auftrages  meiner  bdden  hBch« 
fta  Büfe,  lodern  Ich  dasselbe  hier  In  vidimirter  Abschrift  ttber* 
Brte,  zur  Renntniss  der  h<riien  Bundes -Versammlung  bringe» 
ml  in  die  ArAlve  des  Bundes  niederi^ge ,  mit  dem  bestinunten 
Aitnge: 

Bass  der  Deutsche  Bund  durch  die  Bundes-Versamm- 
lung  den  Inhalt  dieses  oiganischen  Staatsgeselzes  dahin 
garantlren  mlfge,  um  alle  Bestimmungen  desselben, 
hl  wetehen  auf  den  Bundestag  Bezug  genonmen  worden 
ist.  Jederzeit  auflrecht  erhalten  zu  woUen.  Zu  welchem 
Ende  ich  die  verebrilchen  Gesandtschaften  ersuche,  In 
eitter  anzusetzenden  Verlassseil  die  Instructionen  ihrer 
hSehsteo  HBTe  und  Commiltenten  gemiigst  einzuholen. 
Wenn  Jedoch  solch^f  estalt  von  Seiten  der  beiden  Gross* 
herzöge  von  Mecklenburg  nicht  nur ,  In  Folge  vorausgegangener 
UOrungn  über  die  Beachtung  des  XII.  Artikels  der  Bundes» 
Aele,  w^gen  der  obersten  Instanzen  in  den  einzelnen  Bundes- 
iKMea,  der  hohen  Bundes-Versammlung  genügende  Auskunft 
crtheüet ,  sondern  durch  den  gegenwKrtigen  Schritt  audi  der  ge- 
wiss Ar  Alle  so  wichtige  Artikel  XIII  der  Bundes-Acte ,  dass  in 
den  Bundesstaate  eine  landständische  Verfassung  Statt  linden 
IM,  zur  voUstSndlgen  ErlDUung  gebracht  ist,  so  bietet  sich  mir 
Me  natürliche  Veranlassung  dar,  diesen  Gegenstand  auch  im 
Al^emdnmi  wiederum  in  Anregung  zu  bringen,  nachdem  bereits 
te  durch  einen  Beschluss  in  der  17.  die^JSbrigen  Sitzung  über- 
kaapt  gmdunigte  Commiaslons « Gutachten  über  die  Reibefolge 
der  GeschMfte,  in  seiner  allgemeinen  Zusammenstellung  der  Vor- 
Mhrlften ,  welche  uns  durch  die  Bundes- Acte  aufgegeben  sind, 
AjcnigeD  Gqpmstlnde  in  einer  Klasse  bemerkt  hat,  „worüber 
ciae  entachiedene  Disposillon  in  Jener  Acte  beretts  voriiegt;  so 
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dass  die  Bande^-Versarnmloog  sich  Bur  «amtt  zu  beseHMgai 

baben  würde,  in  wiefern  und  wie  bald  selehe  Etaridiiongeil» 

woui  man  diircb  die  Bundes- Acte  sich  schon  grundgesctzlldh 

verstände»  bat,  allgemein  in  allen  Bundesstaaten  zur  wItklidM 

AnsIlibruBg^  m  bringen  seyn  werden.'^    In  dem  Connissio»« 

Gutachten  ist ,  auch  nach  Anleitung  des  ersten  Prüsidtal^VortriM 

ges,  die  YoUziebung  des  Art«  XU,  XHl  und  XIY  bkvunter 

gteicbmUssig  gezSblt.  Und  in  dem  Beschluss  der  34.  diesjaffigci 

Sitzung  wegen  der  Compelenz  heisst  ess  ^, die  Bundes*  Versan»* 

long  ist  berufte ,  darauf  zu  achten ,  dass  die  in  der  Buodes-Acfte 

Art  Xn,  Xni,  XIY  u.  s.  w«  den  dnzelnen  Staaten  zurAusfBb* 

mag  Torgeschriebenen  itftntltcfaeii  VefhSltnisse  In  ErlQiloag 

gebracht  werden.  <^  Für  den  ersten  und  letzten  ist  bereits  «Im 

IcUeade  VoricdHr  getroflfen  ^  fUr  den  in  der  Mitte  und  tat  nannich- 

flM*cr  Beaiäiuiig  mit  ihnen  stehenden  Xill.  Artikel  wird  also 

der  IBedacht,  den  die  Bandes^VersamDlung  auf  desaen  gleich- 

mSasige  Brfttllung  zu  nehmen  beabsichtigt  hat,  nur  noch. weiter 

ansEUspreeheu  seyn,  um  die  pr&fenden  Vorbereitungen,  weid» 

iocwiaeiien  In  mehrere  Bundesstaaten  zur  neuen  GrQnduag  oder 

Venrollsttfndfgang  ihrer  landständischen  VerfiRssungeii  gemad* 

werden,  durch  einen  baldigen  Anfang  verwirlüicht,  allen- 

fWs  durch  gemeinsame  Rfieksprache  befürdert  zu  sehen.  li  diiä^ 

ser  Hinsicht  darf  ich  bei  der  gegebenen  Veranlassung*  zur  Zfi 

nurtei  dringenden  Wunsch  BirerKSnlgllehen  Hoheiten  Tortrageai 

Dasa  e»  den  verdirNcheH  Gesandtschaften  geMUlg  se^ 

nSge,  In  der  Art,  wie  solches  wegen  des  XH.  Artikels 

sdioft  mehrnilHg  geschehen,  und  wegen  des  XIV.  A/ttketo 

beschlossen  worden ,.  ebenMis  über  die  Erffillhing  des  Ar* 

«kefe  XHI  sich  eiidSren  und  dte  Bundes- Versammlung  ifl 

Kenntniss  setzen ,  auch  die  EInhalung  angemessener  li^ 

structionen  dieserhalb  besehliessen  zu  wollen. 

Die  Verordnung  LI.  KJK.  H.H.  der  Grossherzoge  von  Medc* 

lentarg-Schwerin  und  Meeklenbnrg-Strelitz,  d.  d.  Schwerin  und 

Neu-StreMtz,  den  28.  November  1817,  wwde  deai  Protokolle 

unter  Z.  87  angefügt  und  Herauf  einhellig 

beschlossen: 
1)  Auf  den  Antrag  wegen  der,  von  Seite  des  Deutsches  Bl0* 
des  dareh  die  Bundes-VersaMnlung  zuibeniebmenden  6a  ra  n  Ue 


to  vwgekgtoi  GroMheraog^tcb  MedLienburgIsdieii  ongaDbcheo 
Staatmeielzes ,  lui  alle  fiesümmungefl  desselben,  in  welchen 
auf  den  Bundestag  Bezu|r  genommen  werde.  Jederzeit 
iD&edit  erhalten  zu  wallen,  Verlass  auf  sech^  Wochen  tn  nehmen  \ 

i)  Ott  ymgfUegU  Groashenif  lieh  Mecklenburgische  Verord- 
mi%  nach  dem  Antrsige«  in  dem  Archive  zu  deponlrf  n ;  un4 

3)  Den  Gesammt-Antrag^),  mittelst  eigenen  Berichtes,  ien 
BegieniQgen  zur  Instnictions-Einholung  vorzulegen. 


s)  Vtrgf :  RfotolcoHe  der  Dentschen  Bundes-Ver- 
sammlsiig,  Bd.  IV,  S.  107  n.  f. 

b)  ia  den  Pjolokollen  Abt  Deutschen  Bnnde4<-V^r» 
sammlnsg  a.  a.  O.  &  MB  Steht  Verkehr,  was  aagenscheinlich 
»f  dnea  Droekfehler  bemhet. 

c)  S.  diesdbe  Mter  2. 


tsst< 


Mm  W«llni«M«m»  4Lmm  millb 


•ammlmai^ 

Artikels  ««r  9e«t»«Ss«m: 

den  bei  «ele«eMiM»la  der  AftetlnemMUffem  Wber  dem 

untres  mmt  dAmaSle  der  Heeklentoargteeliem  Ter- 

MPdeus  "wmuk   M.  Hewemker  iStY  Statt.    Sie  sind 

detkeüi  mmek  feiler  ▼en  den  letsterem  ml  eilt  99^ 

tvenat  werden« 

Vcrgl.  wäthi  J.  L.  Klfiber,  Wentüehes  Beeht  das  Teatsdmn 
Bundes  n.  8.  w.  (4.  Anfl.  IBM)  S.  4M. 

i.  L  Klfiber,  Staatssrehiv  u«  a.  w.  Bd.  U,  &  S4. 

^*  L  Klnber,  Qaidlea-Ssmmhing  n»  s.  w.  S.  MS  a<  f. 

(v.  Gagern),  Mein  Antheil  an  der  PoUtik,  Ahth.  lU,  S.  209  q.  A 

«'•L.Kliberf.Oebersicht  der  diplf|>n<^tischen  VcrbandloQgen  des 
Wiener  Conpvsses ,  Abth.  II ,  S.  201  n.  f. 

Protokolle  def  Deutschen  Bundes- Versammlung,  Bd. 
XV,  S.  303,  389,  41«,  429,  536,  Bd.  XVI,  S.  8. 
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Grossherzoglich  Meckleoburg-Schwerin-  uai 
Strelitiische  VerordnuBg,  d.  d.  Schwerin  tmi 
Neu  *  Strelitz,  den  28.  November  ISl?,  Ober  Ae 
Mittel  und  Wege,  um  bei  streitigen  Fällen ,  in  Angele- 
genheiten,  welche  die  Landes-Ver Fassung  betrefien^ 
rar  rechtlichen  Entscheidung  zu  gelangen.  *) 

{Beilage  zu  dem  Protokolle  der  acht  und  fünfzig- 
sten Sitzung  vom  23.  December  1817.) 

Frledrieli  Frans  u.  s.  w.      Oeorg  ii.  s.  w. 

Wir  sind ,  in  Ueberetnstlmniuog  mit  Unsers  Herrn  Vetten, 
des  regierenden  Grossherzogs  von  Medclenburg-Strelitz  (Sehw^ 
rin)  KSfilgilclie  Hoheit  und  Lfebden,  nach  Unserer,  seit  der  Aiif- 
ISsung  der  vormaligen  Deutschen  Relchsverftissung  stets  gehc^ 
Absicht,  des  landesvSterlichen  Entschlusses  geworden,  schon 
Jetzo  und  bis  dahin ,  dass  von  Seiten  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung  solcherhalb  allgemein  gültige  Einrichtungen  verdo- 
iMfet  und  getroffen  werden  mischten ,  Uns^en  getreuen  Land- 
stXnden  befMedigende  Mittel  und  Wege  zu  erBOtaen,  um  bd 
streitigen  FlOlen,  in  Angelegenheiten,  welche  die  L  a  n  d  e  s  -  Ve  r- 
fassung  betreffen,  zur  rechtlichen  Entscheidung  zo 
gelangen. 

Nachdem  Wir  nun  zu  solchem  Ende  durch  Unser  Ministerium 
mit  den ,  auf  Unsern  Befehl  abgeordneten  Deputlrten  Unserer 
getreuen  Ritler-  und  Landschaft  genügsame  Unterhandlung  pfle- 
gen lassen,  erthellen  Wir  darüber  folgende  endliche  Bestimmungeo. 

I. 

Sollte  zwischen  Uns  und  Unseren  getreuen  LandstXndeD, 

sey  es  die  gesammte  Ritter-  und  Landschalt ,  oder  mit  dnor  von 

beiden  allein,  entweder  unmittelbar  oder  bei  einer ,  Ihnen  laiMtoi- 

verfassungsmitssig  zustehenden  Vertretung  Ober  Landes-Vern»« 


,  ,,»,.,  ■■■.  ■■■^.  ■  >  toMügeMnllkto VefMfiB,  «le 
»Mlifcm;  md  AgwMtey  i»9dbm ,  ao  wie  ttkerbaivl  kel  der 
iiifiibiir  der  laBdesherrUehen  Gewalt,  elM  VencUedäikeit  der 
AüflditeB  entstelieD  und  ein  sIreiUger  Fall  sich  erfebea :  ao  «ril 
iwtf  aadi  wie  vor,  der  W%  der  Beseittgung  durch  unoittelbare 
fUUbß  Uaterhandlttugen  auIMchtig ,  redlich  und  eraaUtch  ver- 
Micht,  ifli  Entatehungsralie  aber  und  sobald  Unsere  Landstlhide 
darauf  antragen  werden ,  der  Gegenstand  aureompromissa- 
risckem  Wege  zur  rechtlichen  Entschelduog  gebracht  werden. 

n, 

Die  compromissariscbe  Bdiffrde  soll  sey d  :  • 

i)  Entweder, 
in  den  Filleni  wo  Wir  mit  Unseren  Stünden 
fiberdle  Wahl  dieser  Gattung  von  Compromiss 
und  des  Gerichts  Uns  vereinigen,  ein  einheimi- 
sches oder  auswSrtiges  Grericht;  welches  Gericht  alsdann 
die  Sache  nicht  in  gewtfhnlicber  Prozessform,  sondern  nach 
Anleftnng  der  unten  folgenden  Bestimmungen  zu  vertian« 
dein  hat ,  jedoch  mit  Beobachtung  des ,  bei  PariUt  der 
summen  gewBhnllchen ,  gesetzlichen  Verfahrens  $ 

2)  Oder,  In  dem  Falle,  wo  Wir  mit  Unseren  Stän- 
den Uns  lieber  Über  die  Wahl  der  folgenden 
Compromiss-Gattung  vereinigen,  — zwei  Deu(* 
sehe  BundesfUrsten,  respective  von  Uns  und  Unseren 
Landatiinden  erwShIt ,  an  welche  Wir  demnXchst  den  An- 
trag  richten  wollen,  ihre  Bundestags-Gesandte  oder 
zwei  der  Rechte  und  Staatssachen  kundige  MHnner  zur 
Verhandlung  und  rechtlichen  Entscheidung  der  Sache  zu 
bestellen ;  oder  endlich 

3)  Jedes  Mal  dann,  wenn  eine  Vereinigung  zur 
Wahl  der  einen  oder  anderen  vorerwähnten 
Gattung  von  Compro missen  nicht  zu  erreichen 
stehet,  nothwendig  ein  Zusammeatritt  von  zwei  oder 
vier  einheimischen  oder  auswärtigen  Mfinnem,  ohne  alle 
Beschränkung  durch  Standes-  oder  DienstverhiQUiisse  der- 
selben ,  von  Jedem  Theile  zur  Hllfle  gewählt ,  so  dass  es 
vm  lins  aleiit  nur,  aMdam  auch  von  Unseren  Landstän- 
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daD^  lif  Jeicm  baMiidet»  Fallr  iHiiiiQII,  dfefril^ 
ftaM  XU  fiNPdeni ,  Ja  aueh  mf  die  Bmmmmg  irr  ttipiilltt 
Anxahl  zur  AnswaU  aiia  den  gegtamMg  Ikmu^bm^  mg 
beslekea* 

in. 

Die  Compromlss-Behnrde  soll  stets  binnen  zwd  Monaten, 
nach  dem  Dato  des  darauf  gerichteten  Antrages ,  erwtthlet  imd 
angeordnet  seyn ;  und  die  Aufrechthaltung  dieser  Besttmniuiig 
soll,  wenn  es  im  Entstehungsfhll  erforderlich  werden  möchte, 
auf  desfallsigen  Antrag,  dem  Deutschen  Bundestage  anvertrauet 
werden ,  dergestalt ,  dass  derselbe  alsdann  flir  die  vordersamste 
Anordnung  der.  Im  vorigen  Art.  II.  sub  3  bestimmten,  schieds- 
richterlichen Behörde  sorgt. 

IV. 

< 

Im  Falle  über  die  zweite  Gatlupg  di^s  Compromisses  (Art.  H, 
%)  eine  Uebereinkunft  getrolEea  ist,  erwählen  die  zur  Verbands 
biiig  der  Sache  beoannien ,  rechtskundigen  Staatsmä'nner  einen 
Obmaiia  i  oder  wenn  sie  über  die  Wahl  desselben  sich  nicht  ver- 
^igen  kennen,  wird  er  von  derP^utscbe^  Bundes-Ver- 
sammluag  bestellt. 

Im  Falle  AI9  dritte  Gattung  des  Compromisses  (Art«  II ,  3) 
Statt  findet,  erwShlen  die  Schiedsrichter  einen  Obmann,  welcher 
duaoächst  resp.  als  drittes  oder  tSüHL^  Mil;gUed  einlrUL 

V. 

Der  gewählte  Obmann  soll  zwar  In  die  Reihe  der  Schieds- 
richter eintreten,  aber  In  so  fern  der  Präses  der  Commlsslon 
werden ,  dass  er  beide  Thelle  zuerst  einladet ,  Ihm  eine  Ausffih- 
rung  Ihrer  Ansicht  der  Sache ,  so  wie  Ihrer  Ansprüche  oder  Be- 
schwerden^ binnen  einer  kurzen  angemessenen,  von  ihm  zu 
bestimmenden  Frist,  einzureichen,  auch  bald  nachher  per  D^u* 
tatos  an  einem ,  von  Ihm  zu  bestimmenden  Orte  zu  erscheinen. 
Wo  von  ihm  dann  eine  gütliche  Ausgleichung  ernstlich  zu  versuchen 
Ist,  nachdem  er  zuvor  die  beiderseitigen  Schriften  den  übrigen 
Schiedsrichtern  mitgetheilt  und  ihre  Meinung  vernommen  bat. 

.VI.      . 
Wein  dann  die  «üMkiie  Amfialchuiig  mm^tOim  bkm^ 


33 

iM  4er  Oiisivi  die  Sehrift  dea  dncD  TMlf  teft  aateeii  w 
Mbettip  oittthelleo  uad  eine  kilUge  peramortoelie,  aicht  über  drei 
JfoBate  kinaosgebeiide  Frist  sub  pra^udicio  prae-et  omclusi  fest- 
Klzeii,  Monen  welcher  vod  beiden  Theliea  eine  G^en-  und 
ScUiis86durill  eliigeretcht  seyn  muM. 

VII. 

In  dem  Falle,  dass  die  erste  Gattung  der  Compromtsse  (Art. 
n,  t)  Statt  Ondet,  flfllt  zwar  nach  der  Natur  der  Sache,  die 
WakI  eines  Obmanns  weg,  vielmehr  procedirt  das  Gericht  in 
sdner  Gesammtheit;  dasselbe  soll  aber  ebenfalls  nach  elngegatt- 
gnen  Oeductiooen  den  Versuch  der  GQte  machen ,  auch  In  An- 
sehung der  ferneren  SatzschrUten,  wie  In  den  Art.  V  und  VI 
vwgeschriebeo  Ist,  verihhren. 

vra. 

Wenn  auf  diesem  Wege  die  Acten  für  geschlossen  ange- 
mimett  sind ,  sollen  gesammte  Schiedsrichter  die  Sache  reiflich 
emUgen  und  ein ,  zur  Vermeidung  sonstiger  Acten-Rotullrung, 
Ae  Zahl  der  Deductionen  und  Gegen-Deductionen  ausdrOckHch 
iDfiihrendes  Erkenntniss  sprechen,  welches  von  ihnen  beiden 
Tkeilen  auf  eine  legale  Weise  bekannt  zu  machen  ist. 

IX. 

Dies  Erkenntniss  soll ,  nach  Bescbaltenheil  der  Sache,  nock 
Bne  Satzschrift  von  jedem  Tbeile,  zu  mehrerer  AufkUrung  fN^ 
fcn,  oder  auf  Beibringung  von  Urkunden  und  auf  Beweis  geben, 
0ier  definitiv  «eyn,  auch  in  den  ersteren  Füllen  elnlnterimisUcwn 
verertnen  kBonen ;  alle  Mal  aber  muss  es  von  beiden  Tbeilen 
okne  Widerrede  und  weiteren  Streit  befolget  werden. 

X. 

Sollte  die  Beschwerde  auf  thHtliche  StSniog  In  Besitze 
(Bken,  auf  thütliche  AufUringung  eines  nraen  Hechts,  oder  auf 
VolQgttogen«  welche  den  hergebrachten  Stand  der  Dinge  und 
fas  bis  dahin  anerkannt  gewesene  VerhiQtniss  zwischen  Landes* 
^n  nad  Dnl^thanen  verSndern ;  so  sollen  die  Schiedsrichter 
Ml  Mehrheit  der  Stlnunen,  gldch  nach  Eingang  der  ersten  Aus- 
IBkraneen  von  beiden  Theilett>  Ja  wenn  die  Natur  und  Lage  der 
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Sache  es  crft>rdert,  selbst  wr  dem  Versuche  der  fiOtc ,  effi  Im 
Mtorhim  ziir  Erhaltung  des  vorigen  Status  quo^  oder  efn  ^ww, 
messenes  Fnterimisticam  erkennen  können ;  Jedoch  alsdann  mrv 
ziiglich  weiter  verfahren ,  den  Versuch  der  Güte  anstellen  , 
dessen  MIssIIngen  die  weiteren  gegenseitigen  Deductfonen ,  v 
zwar  nicht  bloss  über  den  Besitzstand ,  sondern  aber  die  eigpei 
liehe  zum  Grunde  liegende  streitige  Rechtsfrage  selbst ,  fordei 
und  nicht  bloss  In  Possessorio ,  sondern  über  den  Grund  und  d 
Wesen  der  Sache  Recht  sprechen. 

XI. 

Die  Schiedsrichter  sollen  die  Fristen ,  vom  Anfang  an ,  Ui 
überhaupt  nach  Beschaffenheit  der  Sache,  Immer  mfigUehsl;  kui 
setzen  .y  auch  das  Urthell  so  schnell  als  mSgHch  und  ISngsCc« 
binnen  secbsmonatllcher  Frist,  vom  Tage  des  Actenschlusses  ai 
sprechen. 

XII. 

Wenn  der  eine  oder  der  andere  Theil  dem  Schiedsrichter 
lichea  Ausspruche,  wider  alle  Erwartung,  nicht  Folge  lelstej 
jnScbte,  so  soU  von  Selten  Unserer  Landstände,  zur  Manutenens 
desselben,  derRecurs  an  den  B  und  es  tag  frei  bleiben,  welcbei 
Recurs  aber  durch  die  Schiedsrichter  daselbst  angebracht  w^erden 
muss.  Wir  Unserer  Seits  bringen  Kraft  landesherrlicher  Macht 
dasiUribell  zur  VoUzidiung,  wie  Wir  Uns  4enn  überhaupt  an 
Unseren  sonstigen  fiirstiichen  und  landesherrlichen  Rechten, 
auch  insonderheit  der  in  §•  527  des  Landesvergleichs  Uns  aus- 
drücklich vorbehaltenen  ZustSndnIss,  durch  vorstehende  alier- 
t^üdigste  Erklärung  durchaus  nichts  vei^ben  haben  wollen. 

Sollte  indessen  die  von  Uns  landesherrlich  angeordnet  wer- 
dende Vollstreckung,  wegen  Missdeutung  oder  Dunkelheit  des 
Erkenntnisses,  von  Unseren  Landständen  lUr  zu  weltgreirend 
erhöhtet  werden ,  so  soll  ihnen  vorbdialten  bleiben ,  bei  eben  der 
BehtfMe,  die  das  Urtheil  gesinroehen  hat,  Declaratlon  oder  Remiv 
ditf  nachzusuchen. 

xni. 

ungeachtet  des  hier  fesl^setzten  Weges  bleibt  es  indessen, 
wie  dich  von  selbst  versteht.  In  Jedem  vorkommenden  Falle  ganz 
unbeiiommen,  durch  eine  gtitllche  gemeinschaftliche 
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Oekeref  iikttnrt  audi  Jeden  andereo  beUaM^M  W<tr  ztt  «rwiD^ 
ka,  oler  den  Moduin  proeedendl  zu  verändern. 

Wie  Dun  sämmtnehe  vorstdieBde  Beatfamnuieen,  In  Betfeff 
da  zu  beobaeMenden  CoBipromtss-Verrabreiia ,  so  lange  ihren 
Werth  und  ihre  Wirkung  blatten  aoüen,  ala  nidit  bi  Beonig  auf 
ie  AufrecbthalUmg  der  Landesverfassungen ,  aUgemein  gültige 
Itestifiiniofigen  auf  dem  Dentscbea  Bundeslage  vereinbaret  und 
getroffen  seyn  werden ;  so  wollen  Wir  Unsere  ErkUlrung  und 
Anordnung  bei  dem  Bundestage  durch  Unsern  aceredidirten  Ge- 
sandten einreidien  und  durch  denselben  darauf  aniaragen  lassen, 
tes  der  Deutsche  Bund  durdi  die  Bundes-Vwsammlung  den 
Ibbalt  dieser  Unsere  ErklSrung  dabin  garantire,  dass  er  alle 
BesUmmongen  desselben ,  in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug 
genomnien  worden ,  allezeit  auAneeht  erhalten  wolle. 

Urkundlich  unter  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und 
WKedmcktem  Grossherzoglichen  Insiegel.  Gegeben  auf  Unserer 
Vcslnng  Seh werin(Neu-Strelltz),  den  28.  November  1817. 

Patent- Verordnung 
w^gen  einer  angemessenen  Instanz 
zurEriangung  einer  rechtlichen  £nt- 
sehdduDg  in  Streitigkeilen  zwischen 
dem  Landesherrn  und  den  Ständen 

über 
Liodes  -  Verfassung  und  was  dahin 

gehört. 

Gleichlautend  mit  dem  Original 
Freiherr  von  P 1  e s  s  e n. 

a)  Veii^:  Protokolle  der  Dentschen  Bnndes-Ver- 
sammlang,  Bd.  IV,  S.  150 u.  f« 
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Vortr&ge  und  Abs  timmu  ngen  vom  5.  Februar  1918. 

Siebente  Sitzung  am  5*  Februar  1818.") 

Praesidium?  Binige  Herren  Gesandten  wünschten  aips 
Vmniassung  d«*  von  den  Grossberzoglich  MaelüenbuQii^f^n 
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USasern  Dachgerachten  Garantie  de&  In  der  S8.  Sttsinig 
§.  416  vorigen  Jahres  vorgelegten  Staatsgesetses  über  die  WML 
und  Wege,  um  bei  atreMgen  Füllen^  in  AngelegenhelteB,  welelie 
die  Landes- Verrassnng  betreffen ,  zur  rechtlichen  Enischeiduiig 
zu  gelangen,  eine  ErklSrang  wegen  ErfOllang  des  XID.  ArUkeb 
der  Bundes*Acle ,  so  wie  Ober  Jenen  Grossherzoglich  Modele»« 
bui^schen  Antri^  selbst,  abzugehen^  wozu  man  also  das  Pro- 
tokoll öfltoen  wolle. 

Pr  e  u  s  s  e  n :  Die  Anregung ,  welche  von  der  Mecklenburg* 
Schwerinisctaen  und  Mecklenburg- Strelltziscben  Gesandsehaft 
wegen  Erftillung  des  XIII.  Artikels  der  Bundes -Acte,  in  der 
58.  Sitzung  der  Bundes -Versammlung,  am  22.  December  v.  i. 
gemacht  worden,  ist  der  Preussiscfaen  Regiming  kein  unwülkoBh 
mener  Anlass,  über  diese  Angelegenheit  sich  nSher  zu  itusseni. 

Bis  Jetzt  hat  dieselbe  hierzu  deshalb  keinen  Beruf  gefQhtt, 
•weil  sie  es  vorzog,  die  Einrichtung  ständischer  Verfassung  tn 
ihren  Lianden,  deren  eigenthiimllchen  Lage  und  VerhSttnissen 
gemSss ,  auf  alle  Welse  vorzubereiten ,  Statt  eine  Berathung  zu 
veranlassen,  von  welcher  sie  sich,  wenigstens  für  diesen  Zweck, 
keinen  Erfolg  versprechen  konnte. 

Indess  nun  einige  Bundesstaaten  ihre  günstigen  Verhältnisse 
redlich  benutzt,  und  den  Artikel  XIII  bereits  In  Ausführung  g^ 
bracht  haben,  auch  eine  Garantie  für  ihre  Verfassung  bei  dem 
Bunde  suchen ,  muss  es  den  übrigen ,  welche  bis  Jetzt  noch  nicht 
zu  diesem  Ziele  gelangen  können ,  höchst  wflnschenswerth  seyn. 
Ober  Alles,  was  von  Ihnen  zur  Ueberwindung  vorgelUndener 
Schwierigkeiten  bereits  geschehen  oder  vorbereitet  ist,  sich  näher 
auszusprechen ,  und  zugleich  den  ernsten  Willen  zu  bewetsen, 
dass  eine  Verheissung ,  welche  von  allen  Bundesstaaten  gegeben 
worden,  auch  von  allen  erfOllt  werde. 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen  haben,  noch  ehef  die 
Bundes -Acte  den  Grundsatz  für  alle  Deutschen  Staaten  auf^ 
stellt,  eine  ständische  Verfassung  der  Lage  ihres  Staates  fOr 
angemessen  erkannt,  und  die  Einfiihrung  einer  solchen  Aurdtk 
eine  Verordnung  vom  22.  Mal  1815  Ihren  Landen  verkiindigt. 
Nur  die  Schwierigkeiten  aller  Art,  welche  schon  bei  einer  ober- 
flächlichen Betrachtung  des  Preussischen  Staats  nicht  entgeh^a 
können ,  haben  zwar  keineswegs  die  Gesinnungen  Seiner  M i|]e- 


tftgclDiert,  w«U  ifter  TcrMndort,  dns  das  RSoigUcke  Wort 
k  icB  Mdier  yerÜManen  ZeUnmiiie  in  Erlttlhing  geh^  konnte. 

Sin  JKri^,  welelier  alle  Rrifle  des  Ganzen  und  der  £inzel« 
Bn  IBr  Fn^heit  ood  SelbstsUtndigkdt  in  Anspruch  goiommen, 
w  ehm  beeadigt,  und  hatte ,  der  aeegenrelcben  Folgen  des  Sie- 
ges nngeacUet ,  in  allen  VerbiQüiIssen ,  besonders  in  den  nach 
da  Tilsiter  Frieden  der  Preussisehen  Monarchie  verl>Uebenen 
ProrioseD ,  uoendNche  Slhungen  und  Verwickelungen ,  welchen 
fcRegienmgfhreungeUieilte  Aufknerksamkeit  zuwenden  musste, 
HntttlasseD.  Veiiorene  Provinzen  waren  wieder  gewonnen,  aber 
dvch  neue  Institutionen  vom  MutteilaBde  entfl-enidet ,  ohne  die 
aüen  klar  nnd  deitfich  auljircgeben  zu  haben.  Neue  Provinzen 
kamen  hinzu,  ganz  verschieden  in  den  meisten  biirgerltcben  Ein« 
ilditattgai.  Hierauf  brach  der  neue  Krieg  vom  Jahre  1815  aus, 
ud  veraalanste  neue  Hindernisse. 

Der  binhnlge  kurze  Zeitraum  reichte  kaum  hin ,  die  Preus- 
riaehen  Provinzen  durch  ein  allgemein  übereinstimmendes  Band 
der  Verwaltung  an  den  Staat  anzuschllessen.  Unter  den  so  drin- 
gindea  Sorgen  fUr  die  Gegenwart  in  den  mannichfaltigen  Rei« 
taugen  »tgegen  gesetzter  politischer  Elemente»  in  der  Unsicher- 
heit, weldie  eine  vollkommene  Kenntniss  und  Aultaahme  des 
ZnsUndes  neuer  Provinzen  begleiten  muss,  durfte  sich  diePreus- 
fliaehe  Regierung  die  Sehlfpfting  ständiscber  Verfassung ,  welche 
kffhe  Zauberworte  hervorzubringen  vermögen ,  sondern  die  nur 
an  don  Boden  grOndiieher  Erfahrung ,  aus  klarer  Kenntniss  der 
Bed&rfliisse^  und  unter  der  Pflege  wechselseitigen  Vertrauens 
wachsen,  und  dn  wahres  Leben  gewinnen  kann,  in  einem  zwei- 
JBrigen  ZetMume  nicht  als  Aufgabe  stellen.  Sie  hat  aber  nie, 
was  rie  einmal  für  das  geroeinsame  Wohl  als  nothwendig  aner- 
hDBt,  aus  den  Augen  verloren.  Nach  der  allgemeinen  Einrich- 
tODg  der  Provinzial- Behörden  in  ihren  neuen  und  wieder  ver* 
dii^ten  Provinzen  hielt  sie  es  für  den  nMhIgsten  SchriU,  der 
Midisdira  Verfassung  sich  zu  nfihern,  dass  sie  der  obersten 
Verwaltung  eine  Einrichtung  hinzulügte ,  wodurch  recht  man- 
■ichfaltige  Ansidittn  und  Kenntnisse  von  dem  Zustande  der  ein- 
nlnen  Provhizen^  von  Dingen  und  Personeo,  Jn  die  Summe  der 
Berathung  gebracht  würden ,  und  so  unter  vielseitiger  Binwir- 
tauig,  Grundsätze,  recht  praktisch  und  anwendbar,  reifen  kSnnten . 
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gange  und  der  Lage  ihn^  stSndlacbeii  QiurlclitUDg  ieh  OanA 
Kenntnlss  zu  setzen.  Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  da»  aHe 
gen  Staaten ,  welche  noch  keine  Stände  haben ,  sich  zu  dei 
Anzeige,  in  gleicher  Frist ,  vereinigten. 

Und  diesen  Wunsch  ist  die  Preussische  Gesandscbalt  al 
gewiesen : 

,,hierdurch  dringend  za  erkennen  za  geben. 

Eine  Berathung  über  die  Art  der  Erfiillung  selbst  des 
Artikels  wird  aus  den  frtther  bemerkten  Gründen  als  uozeltig 
kannt  werden. 

Dänemark  w^en  Holstein  und  Lauenburg:  Die 
diesseitige  Königliche  Gesandschaft  hat  nicht  verfehlt^  das  In  der 
S8.  vorjährigen  Sitzung  zu  Protokoll  gegebene  Gesuch  Ihro  K9- 
-nigllchen  Hobelten  der  beiden  Grossfaefzc^  von  Mecklenbuif 
um  die  Garantie  des  Bundes  eines  die  Verftissung  HSchstlhrär 
Lande  sichernden  Gesetzes,  ihrem  Allerhöchsten  Hofe  vorzu- 
legen, und  ist  ermächtiget  worden,  hierauf  dahin  sich  zu 
Süssem : 

Se.  Mi^estät  glauben,  dass  es  dem  allgemeinen  Interesse 
nur  entsprechend  seyn  könne ,  wenn  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten schon  zum  Voraus  die  Mittel  und  Wege  bestimmt  wer- 
den, wie  allenfalisige ,  über  die  bestehende  Landesverftissnng 
sich  ergebende  Streitigkeiten  zwischen  den  Landesherren  und 
den  Ständen  geschlichtet  werden  sollen.  Se.  Majestät  sind  ferner 
der  Meinung,  dass  die  zu  diesem  Endzweck  festzusetzenden 
Mittel  und  Wege  von  Jedem  einzelnen  Landesherrn  auf  die  Art 
bestimmt  werden  müssen ,  wie  sie  der  bestehenden  Landesver- 
fassung und  den  besonderen  Localitäten  der  Lande  am  angemes- 
sensten seyn  dOrlten.  Da  nun  das  erwähnte  Grossherzoglich 
Mecklenburgische  Gesetz,  über  welches  die  Garantie  desBno- 
'  des  nachgesucht  wird ,  mit  Jenen  Ansichten  Sr.  Mi^estät  voH- 
kommen  fibereinstimmt;  so  erthellen  AUertiöchstdleselben  dem 
erwähnten  GrossherzogUchen  Gesuche  Ihre  vollkommene  Zu- 
stimmung. 

Was  femer  d^  bei  dieser  Gelegenheit  ausgedrückten  Wunsch 
Ihro  Königlichen  Hoheiten  betriHt,  dass  es  den  allerhöchsten  und 
hohen  MItgUedem  des  Bundes  geflHlig  seyn  möge ,  die  Bundes- 
versammlung In  Kenntnlss  von '  dem  zu  setzen ,  was  In  ihren 
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hmtok  nr  Brlfflünig  des  XH I.  Aitlk^  der  Bindes-Acte  ge- 
MtekeD  ist,  M  tot  die  diesseitig«  Gesandschaft  befelriiget  worden, 
fä  fUMt  der  HeraogthOmer  Holstein  nnd  Sachsen-Laneabarg 
Fli^geDdes  Olfentllcli  zn  erklüren : 

So  wie  sSmmtUclie  Allerhöchste  und  Hohe  Mitglieder  des 
Imles  In  dem  Grundgesetze  ihres  VerU^es  sich  gegenseitig  das 
Vcr^redieB  gegAen  haben ,  in  Ihren ,  zn  dem  Deutschen  Staa* 
testande  gehSrenden  Landen  eine  landstSndtsche  VerihssiMig 
Statt  finden  zu  lassen,  so  haben  auch  Se.  Majestät  durch  ihren 
Bdlillt  zn  diesem  Staatenbunde,  und  durch  Allerhttchstihre  Rali- 
leitioD  des  Grundgesetzes  desselben,  sieh  gegen  fämmtlicbe 
Bmdesmtt^ieder  anheischig  gemacht,  die  zum  Bunde  gehS* 
rmdeo  flerzogthfimer  Holstein  und  Sachsen -Lauenbnrg  Theil 
aa  der  Bestimmung  des  XlII.  Artil^els  Jenes  Grundgesetzes 
aetaen  zn  lassen.  Wiederholt  haben  Se.  MiJestMt  diesen  Ent- 
Mhhiss  zu  erkennen  gegeben,  durch  AUerhSchstihre  Genehmig 
psg  des  eommissarf sehen  Gutachtens  über  die  Rdhenroige ,  In 
wricbem  auch  dieser  Artikel  besonders  berücksichtiget  worden 
tat.  Es  kann  mitbin  durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass 
Se.  Majestät ,  so  wie  in  allen  Punkten  Jenes  Vertrages ,  auch 
ttseiB  Xin.  Artikel  vollkommen  Genfige  leisten  werden.  Se. 
tt^esUt  haben  aber  auch  die  wesentlichsten  Schritte  hiezu  be- 
nfts  zurückgelegt,  und  stehen  gegenwürtig  Im  Begriff,  die  In 
teSssheit  Jenes  XDI.  Artikels ,  In  dem  Herzogthume  Holstein 
dBZQlffiirende  Verfassung  zu  bestimmen.  Bereits  im  JiAre  1816 
Uieo  nXmllcb  seine  MifJestSt  zu  diesem  Zwecke  €ommissarien 
d9  Holsteinischen  Prfilaten ,  der  Ritterschaft ,  der  Städte  und 
Aenter  ernannt ,  welche  sich  Über  die  von  Sr.  M<Uestät  gemach- 
ten Vorschläge  beratben  und  binnen  kurzer  Zeit,  unter  dem  Vor- 
<ib  eines  RSnIgllehen  Staats  -  Ministers ,  aufs  Neue  zusammen 
Men  werden ,  um  Ihr  allerunterthänigstes  Gutachten  über  die 
^i^MMigsIc»  Punkte  der  Im  Herzogthume  elBzufiibrenden  Ver- 
teaag  Sr.  Msiestät  vorzulegen. 

Was  das  Herzogthum  Lauenburg  betrillt ,  so  geniesst  das- 
sdbe  fortdauernd  die  landständische  Verhssung ,  die  ununter- 
^ndm  In  demselben  Statt  geftaaden  hat ,  nnd  ihm  durch  beson- 
*!K  Staats  -  Verträge  auch  fOr  die  Zukunft  zugesichert  wor- 
fcnlst. 


Ni^ievkanie,  vfegm  dm  Groflshenaogtimiw  LiUMJii 
bürg:  Uetor  den  so  wichMgen  G^eostand»  io  seinem  gawwi 
Unfange,  Irin  ieh  zwar  mit  der  voUslübdigeR  Jnstruetisi  wä 
nicht  verseilen ;  die  um  so  betiutsamer  zu  fassen  iat.  Je  welUi 
wir  seihst  in  der  Mrterie  notoriscIi^nBiassen  vorgesciiritteB  sinil. 
Allein ,  aas  dem  Sinn  und  den  Absioliten  der  mir  bereits  2i||ft 
gangenen  Instnictionen  gebt  bereits  so  viel  hervor ,  dass  nma  tk 
eben  mit  so  viel  Gründlichkeit,  Offenheit  und  Nachdnud;  eid 
wIcl^elteD  Ansichten  des  Königlich  Preussisch^  Hofes  den  Zeit* 
verhiiitnissen  und  dieser  Epoche  sehr  angemessen  findet ;  so  tm 
iHe  iLünftlge  LuxemtNirgische  Abstimmung  um  so  kürzer  win 
abgefasst  werden  können. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sfictasi8ch< 
Häuser:  Von  meinen  HSfen  bin  ich  angewiesen,  dahbi  u 
stimmen ,  däss  der  Bund  die  von  dem  Grossherzoglicb  Meckle» 
bui^ischeii  Gesandten  in  der  ä8.  vorjährigen  Sitzung  erbelMi 
Garan  tie  der  Verordnung  und  Uebereinkiuifl ,  wie  es  gehaUn 
werden  solle,  wenn  Streit  zwischen  Fürsten  und  StSadea  iibi 
^He  durch  die  Verfassung  bestimmten  Verhältnisse  entstehe,  Uher 
n  eh  m  e. 

In  Ansehung  des  von  dem  Grossherzot^icb  Meckienbuisi 
sehen  Gesandten  bei  dieser  Gelegenheit  geäusserten  WiBisehai 
dass  die  Bundes* Versammlung  sich  mit  Erfüllung  des  XUI.  if 
tikeis  der  Bundes- Acte  in  der  Art  lieschälligen  mSge ,  wie  es  ii 
Ansehung  des  Art.  XIl  und  XIV  geschehen,  Uii  ich  ^mScbMgel 
im  Namen  meines  höchsten  Committenten  zu  <»*klären,  dass  Ihaa 
eine  solche ,  aus  der  Mitte  des  Bundes  selbst  kommende  AM 
gung  EU  Erfüllung  der  allen  Deutschen  in  der  Bundes- Ade  gl 
gelienen  Zusicherungen  sehr  willkommen  ge^^esen  sey ;  dass  sl 
es  für  nöthig  hallen,  sich  mit  diesem  G^eostaade,  auch  von  fiU 
len  der  Bundes- Versammlung,  zu  bescbSfUgen,  und  obgleich  nM 
alle  landständiscfaen  Verbssungen,  w^en  der  verschiedene 
Localverhältnisse ,  gleich  seyn  kiSnnea ,  sie  doch  gern  dahio  mH 
wirken  werden ,  dass  man  sich  über  g^Rrüse  allgemeine  GnuM 
sStBe ,  als  Basis  aHer  iandstXndischen  V«riässungen ,  ¥eKeiDiei 

Von  des  Herrn  Grossherzogs  zu  Saehsen-Webaiar-EinenMl 
ibSnigliche  Hoheit ,  so  wie  von  des  Herrn  Uenwgs  lu  SachM 
Hildburghausen,  Durchlaucht,  ist  mir  noch  besonders  bofohh 
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«wfei,  mfiMMnßp  4^fl»  flgclwMUffotte»  4Kich  JeUt  wie  d»T 
Mb»  üc  lii  der  «n  16.  November  1814  von  Aren  CoDgre$«r 
IsroIhBidiliglen  auf  Ikreo  Befehl  UDtefzeicbiieie  Note ,  ausge* 
Wodwte  Uefaencaigiiiig  in  ftikd^slclii  der  Rechte  bäUen,  welch« 
ta  LMMMawleii  io  tai  VerftMuqgea  4er  verschfadeneo  Deul* 
ite Steateo  iig  das  Mhriamn  zu  vernlUigeD  seyeii. 

Bi  ntek  4en  A»tng#t  4i<^  w  dieser  AiMUmmuns  Veraiw 
iHHag  gak,  die  iiete  Bundes- Versawnüias  van  der  dennatigea 
Lage  der  laodatändlachen  Angelegenhelleii  la  KeoatniM  gesetzt 
werten  soll ,  so  bemeriLe  ich  hierbei  noch  Folgendes : 

DieGrossherzogllch  Wefmar-Elsenachische  Grund  Verfassung 
in  iiekaanUicb  längst  die  Garantie  des  Durchlauchtigsten  Bun- 
des eriiaiten. 

In  dem  Sachsen-Golliaischen  und  dem  Sachsen-Altenburgl- 
scken  bat,  unter  allen  Verhültnissen ,  die  landstSndiscbe  Verfas- 
mg  so  fortbestanden ,  wie  unier  dem  gemeinschafllichen  Ahn- 
kerrn  der  vier  Herzoglfck  Sifobsischen  Linien,  dem  Ernst,  dem 
ie  Liebe  zu  seinen  Unt^rtbanen  und  die  Treue,  mit  der  er  seine 
Regenteapaichien  OMe,  den  sehünen  Beinamen  des  Frommen 
cnnrbea. 

Eben  so  te  Soobaea^MeiBliigischeB ,  mit  Ausnahme  einiger 
W  dcüErbverllKttiiiigeii  tob  anderen  Landesthoilen  abgerissenen 
Aorter,  die  mm  abo*  auch  mit  der  Meioingiscben  Laiidaahall 
wehiiget  werden  sollen. 

lUrigmis  iMben  sieh  die  Gothaische  und  die  Meiningiscbe 
IcKlerang  Ma  JalaDt  gescheiict ,  etwas  Wesentilebes  an  dieser 
Vcrbssrnq^  abzuladera,  bei  weicher  sich  Fürsten  und  Unleriha- 
M  so  lange  wohl  beiluden  haben. 

Aooh  Im  SadMeo*HUdburghSusiaebsii  bestehet  Bocb  die  alte 
MMsche  VerihssiMig,  doch  hat  man  es  für  zweckmässig  gebal- 
t<»,  sidi  mtl  den  StKnden  Ober  einige  ModMcattonen  zu  verel- 
»Rn,  dttrA  die  man  thella  den  Flnanzzustand  itir  kiioftige  Zel- 
te fester  zu  gribMteo^  thells  eine  den  dermailgen  Verhältnissen 
<>8wesseBere  und  der  Mbntlithmi  Meinung  laehr  entsprechende 
V^vertretung  herzustellen  beabsichtigt.  Diese  neue  Gniadvor* 
bmBg  holTe  ich  der  hohen  Bundes-Veraammlung  bald  zur  G  a- 
f«Btle  vorigen  zu  können. 

In  Cobaiy  haben  des  Herrn  Herzogs  Durchlaucht ,  in  Bc- 
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rtteksichttgung  d^  Wiener  BrUarong  vem  16.  NoT^mbeF  1St4, 
schon  unterm  16.  M&rz  1816  den  fJnterthanen  die  ZustcheraiK 
zur  [Erlangung  einer  stifndischen  VerftssuBg  ertheilt  und  dta 
Grundlinien  derselben  vorläuRg  gegel)en ,  auob  b^^its  durdi  dtt 
Regierungs-CoUegluni  einen  Entwurf  einer  landstSndlschen  V» 
fassung  abfassen  lassen ,  durch  welchen  die  vormals  getreontea 
Sachsen-Cobui^schen  und  Sachsen-SaalfeMIschen  LandsdiajRia 
mit  dm  übrigen  Landesthellen  in  einen  landstandischen  RXrptf 
yereiniget  werden  sollen. 

I 

* 

a)  Vergl:    Protokolle   der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  IV,  S.  230  u.  f.  < 


Abstimmung  vom  16.  Februar  1818. 

Neunte  Sitzung  am  16.  Februar  1818.*) 
Oesterreich:  Da  das  von  den  beiden  Grossb«[*zoglifl 
Mecklenburgischen  Höfen  vorgel^rte  Staatsgesetz  vom  28.  Me* 
venAer  v.  J.  den  vereinten  Willen  der  K^erungen  und  StMl 
austriebt,  und  auch  keine  Bestimmung  desselben  der  Deutsch^ 
Bundes-Acte  widerstreitet,  so  trSgt  der  KaiserUchrKSniglidM 
Hof  mit  Berufung  auf  die  bei  Veranlassung  des  Weimarischü 
Garantie-Gesuches  aufgestellten  GrundsStze  darauf  an ,  von  8A 
ten  des  Deutschen  Bundes  durch  die  Bundes-Versammiiuig  M 
Inhalt  dieses  oi^nischen  Staatsgesetzes,  ganz  nach  dem  g^ 
machten  Antrage,  dahin  zu  garantiren,  um  alle  BestimmiUa 
gen  desselben,  in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug  gti 
nommen  worden  ist,  Jederzeit  aufrecht  erbalten  zu  wollen.  .< 
So  viel  übrigens  den  Artikel  Xm  der  Bundes-Acte  Htm 
haupt  betriflt ,  behalte  ich  mir  vor ,  die  AnsicUen  meines  Alh» 
hSchsten  Hofes  in  einer  besonderen  Abstimmung  nScbstena  vo» 
zulq;en. 

ä)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr- 
Sammlung,  Bd.  IV,  S.  246,  247. 


4ft 

Abstimmung  vom  23.  Februar  1818. 

Eil fte  Sitzung  am  23.  Februar  1818.') 

Freie  StXdIe,  Lfibeck^  Frankfurt,  Bremen  und 
Hamburg:  Der  GrossherzogUch  llecUenburg-Schwerin-  und 
Slrelitzinclie  Herr  Gesandte  hat  In  der  58.  Sitzung  im  Namen 
aeitter  bSehsten  HSfe  dnen  Antrag  dahin  geomcht,  daaa  der 
Deuladie  Bund  die  nach  vnri^glger  B^titbung  mit  Ihren  StSn- 
dca  Ton  den  Durchlauchtigsten  Grossheraogen  erlassene  Verord- 
BODg  über  die  Mittd  nnd  Wege ,  um  bei  streitigen  Füllen  In  An- 
griegenfaeiten ,  welche  die  Landes -Verftissung  betrelTen,  zur 
endUchim  Entscheidung  zu  gelangen,  dahin  garantlren  müge, 
m  alle  Bestimmungen  derselben,  in  welchen  auf  den  Bundes- 
tag BezMiung  genommen  Ist,  Jeder  Zeit  auhrecht  zu  erbalten. 

Der  Gesandle  der  Dreien  StXdte  ist  beauftragt ,  die  volUcoro- 
neaste  Zustimmung  derselben  zu  der  verlangten  Garantie 
ZB  eriüUEren.  Einrichtungen  wie  die,  welche  durch  dieses  Grund- 
gesetz IBr  die  Mecklenburgischen  GrossherzogtbUmer  gemacht 
ist,  künnen  allen  Bundesstaaten  nicht  anders  als  erlVeuüch  seyn, 
da  sie  den  lobenswerthen  Zweck  haben,  Jeder  mdglieben  StShmg 
der  Inneren  Hube  yorzubeugen ,  indem  sie  einen  ruhigen  Weg 
wr  Bnticheldung  aller  Streitigketten,  die  zwischen  Fürsten  und 
Sünden  entstehen  kSnnten,  eriUItaen. 

Was  den  zweiten  Punkt  des  GrossherzogUch  MecklenlMir- 
gtaehmi  Antrages  betrURt,  welcher  sich  auf  die  Erlttliung  des 
JOD.  ArUk^  derBundes-Acte'')  beziehet)  so  sind  bekanntlich 
ile  y^fassungen  der  freien  SUIdte  so  beschaffen ,  dass  sie  der 
wesenillcben  Bedeutong  dieses  Artikels  bereits  Genüge  leisten, 
and  In  dcttaeiben  li^^en  zugleich  die  Mittel  zu  allen  Verbesserun- 
gen, Ton  deren  ZweckmSssigkeH  und  Nothwendigkeit  man  sich 
iberzeagt.  Je  glfickllcher  sich  die  freien  Städte  in  dieser  Lage 
facindeD,  um  so  lebhafter  müssen  sie  sich  mit  dem  Wunsche  Yer- 
cUgen,  durdi  die  allgemeine  Ausführung  des  Xm.  Artikels 
(wdehen  sie,  wie  die  wHhrend.des  Laufes  der  Wiener  Verband- 
bmgea  auch  ?on  ihnen  unterzeichneten  Noten  und  Erkifirungen 
bsuaga ,  sdion  dmnals  umitaaander  und  bestimmter  abgefasst 
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zu  sehen  wiinscbten ,)  ein  Bedürftiiss  ernilll  zu  sehen ,  wdcha 
sehr  dringend  zu  werden  scheint,  und  dessen  Befriedigung  eine 
der  sichersten  Grundlagen  der  Kraft  des  Bundes  zur  Erhaltung 
der  Süsseren  und  inneren  Sicherheit  seyn  wird ,  die  zuletzt  dodi 
bauptsSchlich  auf  der  Zufriedenheit  aller  Bürger  der  Bundesstaa- 
ten beruhen  muss. 

■ 

ä)  Vergl:   Prololcolle  der  Deutsehen   Bundes-Ve^ 
Sammlung,  Bd.  V,  S.  22,2S. 

b)  In  dieser  Beziehung  vergl.  aoeh:  die  Abstimmung  vonNaf 
san  in  derselben  Sitzung. 
Protolcolle    der  Deutsohea   Bundes«*  Versammlaiiff 
Bd.  V,  S.  1&-22. 


AbstimiDuagen  vaai  2.  Man  1818. 

OrelzehnteSitzungamS.  MXrz  1818.*) 

Preussen:  Bei  der  besonderen  Thellnahme,  wdche  di 

KSnigs  von  Preussen  MaJestSt  dem  Fortgange  landstlndiscMl 

Einrichtung  im  Umfange  Deutschlands  widmen,  haben  Sied! 

der,  der  Bundes -Versammlung  mitgetheilten  Verordnung  M 

Grossherz(>glich  Mecklenburgischen  HSIb  vom  28.  NoveoM 

V.  J.  nur  mit  VergnOgen  den  Standpunkt  ersehen  kttanen,  tf 

zu  welchem  dieser  Gegenstand  in  den  beiderseitigen  Landen  i«f 

gerQckt  Ist,  in  welcher  Gesinnung  demnach  AllerhSchstdles^ 

Ihr  vollkommenes  EinverstMndniss  erklären  lassen,  dil 

nach  dem  in  Uebereinkunft  mit  deif  StSnden  hinzogelligten  M 

trage ,  der  Inhalt  gedachter  Verordnung  von  Seiten  des  BofiÜ 

dahin  garanttrt  werde:  ^ 

„Dass  alle  Bestimmungen  derselben,  in  welchen  aufdto 

BundestagBezug  genommen  ist,  Jederzeit  auflned 

erhalten  werden  sollen. <<  ^* 

Baiern:  Der  Antrag  des  GroaaberzogiiGh  MecklesMi^ 
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9ikm  Bern  tmieagesänttm ,  welcher  iii  4er  96.  SttzoDff  vori* 
gn  Mm  genaeht  wurde,  mnflMst  zwei  GegessUbMte : 
I)  Die  Anzeige  vm  der  GromberzeglleiicD  Verordntuig  vmi 

28.  Novemher  vorigen  Mires  fli»er  die  Art,  wie  aUenftül- 

9%e  StreltIgiLeiteii  nifl  den  LandsUlnden  durdi  Comprodilste 

keigekigt  werden  sollen,  mit  l>eigel%ten  Antrage  auf  die 

6  a  ra  n  t  i  e  des  Bundes. 
RlerAer  tritt  Baiem  der  Melirbeit  bei. 
i)  Die  allgemeine  Anregung  des  Vollzuges  des  XID.  Artllcels 

fer  Bnndes-Acte. 
W»  diesen  gemeinwichtigen  Gegenstand  lietrilR,  Bndet  sieh  der 
Ril^ieli  Balerfsdie  Gesandte  In  den  Stand  gesetzt,  Folgendes 
laatlSren: 

Die  schnell  sieh  folgenden  politischen  Ereignisse  hatten  ver« 
Midert,  dass  die  In  der  Baierlsehen  VerlhssuogslJrhunde  vom 
t.  Hai  180g  vorgezeiebnete  Natlonal-Beprlsentation  nicht  zur 
VoBzfebong  gebracht  werden  konnte,  und  als  die  Begebenhellen 
des  Jahres  1813  und  1814  eine  veritnderte  Gestaltung  Deulseh* 
bads  berbeiffihrten ,  bedurfte  es  bei  Seiner  MajestSt  den  Könige 
Mnes  anderen  Aufrufes,  als  des  Ihrer  eigenen  landesvüterlichen 
GesbouDgen ,  um  diesen  VerhSItnissen  Ihre  volle  Auftnerksanh» 
kdt  zu  widmm. 

Sieheriefen  schon  im  September  1814  eine  Versammlung, 
M  der  Zahl  der  vorzfigttebstan  Staatsbeamten  gewKhIt ,  deren 
Aargabe  es  war,  die  Constitution  vom  Jahre  1808  und  (tte  In 
Mge  derselben  erlassenen  organischen  Edikte  einer  genauen 
Mtmg  zu  unterwerfen,  die  zeitgeroKssen  AbSnderungen  vorzn»- 
sdili«ea,  und  die  hiernach  geformte  neue  Verfassungs-Urkunde 
Mwohl,  als  die  hierauf  sich  giündenden  Gesetze  und  Anonhmi^ 
pa  ZQ  bearbeiten. 

Sie  waren  durch  die  fortgesetzten  BemOhungen  dieser  Ver^ 
wmliuig ,  und  durch  die  von  Seiner  Majestüt  hierauf  gehaslen 
fcsehlBsse  bereits  zur  Kundmachung  gereift,  als  derselben  aber- 
■«b  fflodemlsse  In  den  Weg  traten. 

Diese  ergaben  sich  theiis  durch  die  im  Laufe  des  Jahres  1816 
^^fallenen  Territorial-Verifnderungen ,  durch  welche  seibat 
Pn,  helerogene  Elemente  in  den  Staatsklirper  gebracht  wurden, 
Aeils  darch  dieUngewIssheit  Über  die  Bestimmung  des  künlUgen 


Zuslandes  der  diemals  UDmfttelliar  gewesenen  FOcsteo  und  Gn. 
fen ,  dann  des  vormaligen  Reidisadels ,  weiche  mit  dw  sUindlt 
sehen  Verfassung  in  so  engem  Zusammenhange  steht. 

In  demjenigen  Theile  des  Reiches ,  wo  dieses  letztere  Hin- 
derniss  nicht  obwaltete,  nahmen  Seine  M^estat  keinen  Anstand, 
einstweilen  wenigstens  die,  auch  in  dem  vorigen  Jahre  wiedei 
versammelten  Krelsstünde  einzuberufen. 

AllerhSchstdleselben  haben  in  einer  Verordnung  vom  2.  Fe- 
bruar vorigen  Jahres  wiederholt  Ihren  festen  Willen  ausgesprochen, 
eine  Repräsentation  zu  begründen,  welche  geeignet  sey,  das  Ver- 
trauen des  Volkes  und  die  Kraft  der  R^erung  in  sich  zu  vereinige». 

In  Folge  dessen  haben  auch  Seine  Majestät,  sobald  da 
Staatsrath  seine  vollständige  Bildung  erhalten  hatte,  AussdiiisM 
aus  dessen  Mitle  angeordnet ,  und  demselben  di^  Revision  dei 
Sdikte  über  das  Gemeindewesen ,  Ober  die  gutsherrlichen  ftechti 
und  die  Gerichtsbarkeit^  fiber  die  Errichtung  der  Majorate  uq< 
Pamtlien-Fldelcommisse ,  Gegenstände ,  die  auf  die  Grundiagi 
Jeder  ständischen  Verfassung  die  engste  Beziehung  haben,  dann  dk 
Organisation  des  in  den  Kreisen  herzustellenden  Landraths,  so  wii 
überhaupt  die  Vollendung  der  Arbeiten  iiber  die  künftige  Ver< 
fhssung  des  Reiches  durch  die  allerhöchste  Verordnung  vom  7. 
Juni  vorigen  Jahres  übertragen. 

Während  dem  haben  Seine  Majestät  die  Verhältnisse  da 
ehemals  unmittelbar  gewesenen  Reichsstände  und  desReichsadeli 
nicht  aus  den  Augen  verloren,  sondern  die,  wie  man  hoflTen  darf, 
iMMedigende  Feststellung  ihres  Zustandes  ist  dei^estalt  vorhe 
ceitet,  dass  man  in  Bälde  dem  Resultate  entgegen  sehen  darf. 

Wenn  aber  schon  auf  sämmtliche  diese  Gegenstände  die  an 
gesirengteste  Mühe  verwendet  wird ,  so  konnten  doch  die  hier 
auf  Bezug  habenden  Arbeiten  noch  nicht  zu  Jener  Vollendung  ge 
bracht  werden ,  ohne  welche  sich  die  Einführung  einer  solidei 
Verfassung  nicht  wohl  denken  lässt. 

Bei  diesen  Vorberritungen  und  den  wiederholt  und  laut  ef 
klärten  Gesinnungen  Seiner  Mi^estät  kann  man  indess  mit  volle 
Beruhigung  den  Zeitpunkt  erwarten,  an  welchem  Allerhöcbstdic 
sdben  Sich  in  den  Stand  gesetzt  finden  werden ,  eine  der  eigea 
thOmliehen  Lage  und  den  Vertiältnissen  Ihrer  Staaten  angemei 
tene  landständische  Verhssung  in  Wirksumkeit  treten  zu  lasici 


M 

Rtalgr^lch  Bteiiseft:  lieber  <lie  la  dar  56.  SHsm« 
Hfflgca  Jakra  tob  der  GfOMberzoglM  MeekleoiMrKlidieii  Ge- 
sandBdiafl  venMgi  gesehetenen  AnUSge,  tot  dteseeHiger  Ge- 
sasdier  fcefdillgt ,  folgendermaeMn  akziislininieB : 

Sebie  KSniKHebe  Mitfeetit  sind  zufiriedeB,  daae  voa  den 
Bestodieii  Bmde  die  AofreiAÜMltong  d^  in  der  GnmkenegUeli 
Meddenliarglecheii  Patent -V^wdnung  eatiialteaen,  auf  den 
Baadeatag'  Bezug  habenden  BesUmmangen,  wo  wie  üb 
Art  n,  Nr.  2,  m,  IV  oad  XII  anegedrBekt  sind,  zagest- 
ekert  weade.  Wean  dagegen,  nachdem  Eingänge  und  dem 
ScUnaae  ier  erwihaten  Patent- Verordoung,  dieselbe  nor  se 
luge  ihren  Werth  und  Wiricnng  behalten  soll ,  Ms  In  Bemg  auf 
dte  AunrcdiUiaUuBg  der  Landes- Verfassungen  allgemein  gttitige 
BestiBmingen  und  Einrichtungen  auf  dem  Bundestag  getrolTea 
seya  wftrden ;  so  kOnnen  Se.  KSnIgUcheMsJestiit  dieser  ktsterea 
Vamiaselzttttg  niAt  beipfliehtett,  halten  Sich  auch  überzeugt, 
dma  die  BundesgUeder  mit  Ihnen  der  Meinung  sind ,  dass  elae 
Mkigrias  des  Bundestags  zu  dergleichen  allgemein  gOltlgen  Bin- 
riehtni^en  weder  in  dem  Bandes- Vertrage ,  noch  In  dem  am  12. 
Jaal  V.  i«  In  der  34.  Sitzung  angenommenen  Competenz*Pro?i- 
seriOB  begrQttdet  und  um  so  weniger  vorauszusetzen  sey ,  ato 
dalureli  der  SouverSnetXt  der  Bundesfürsten  und  ihrer  Unab- 
Utagiskeit  wesentlicher  Eintrag  geschehen  würde. 

b  AJiscAung  des  zugleich  im  Namen  Ihrer  KSniglichen  Ho* 
hellen  der  Grossherzoge  von  Mecidenburg-Schwerin  und  Strelitz 
gdusserten  Wunsches,  dass  die  Bundesgesandtschaflen  über 
(He  ErfBBung  des  XID.  Artikels  des  Bundes- Vertrags  sich  er- 
kBren  und  die  Bundes-Versammluog  davon  in  Kenntniss  setzen 
oBchten ,  bedarf  es  KOnigltch  SKchsischer  Seits  einer  solchen 
BrkHroDg  nicht,  da  bdLanntttch  in  dem  Kttnigretehe  Sadisen 
dae  landstSndische  Verfassung  schon  ]8ngst  besteht.  Wie  aber 
ailerdlogs  die  Erfüllung  des  gedachten  Artikels  in  den  Bnndes- 
,  weldie  dei^lelchen  Verfhssungen  noch  nicht  haben, 
sa  wÜDSdienswerth  als  zugesagt  ist ;  so  hegen  Se.  M i^estKt 
la  denadben  das  Vertrauen ,  dass  sie  der  deshalb  eingegaiqmen 
Vaqftlditnng  Genüge  zu  leisten,  sich  angelegen  seyn  lassen, 
aad  aeas  Bunde  davon  Kenntniss  geben  werden.  Uebrigens  ^- 
aAten  Se.  BUjesIflt,  dass  der  Bund  lediglich  auf  diesen  Punkt 
IIL  4 


Rock^idit  zu  Dehmen  und  ttber  die  ^enlHciie  BasttuiBute  im 
XIH.  Artikels  nlclit  hinaus  zu  gelten  habe,  sondern  den  Bund» 
gUedern,  als  souveränen  Fürsten,  vorltebalten  UeUie,  nadi  Msia- 
gäbe  der  LocaUtilten  und  anderer  UmstSnde,  entweder  neue  iaad» 
stfindische  Verrassungen  einzuftthren,  oder  die  schon  beaftehendea 
heizubehaltm ,  oder  zu  modiOolren ,  und  ttlierhaupt  deri^ohaa 
Bhiriehtungen  zu  treiTen,  ohne  in  ihren  diesfaUdgen  Gerecki^ 
simen  bescbränlct  zu  werden. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  8chwarzhurg: 
Ihre  HoehiUrstliehe  Durchlauchten  treten  den  bisIterigeB  Ab- 
alimmungen  für  die  von  Ihren  KönigHchen  Hoheiten ,  den  Qrm' 
herzogen  zu  Meeklenburg-Sehwerin  und  zu  Mecklenburg- Strelli 
nachgesuchte  Bundes-Garantie  der,  nach  vorgXngigem  Ei» 
verstMndnIss  mit  den  Landstinden  unterm  28.  November  vorifai 
Jahres  erlassenen  Verordnung,  wegen  einer  angemessenea  Instaai 
zur  Erledigung  einer  rechtlichen  EntsdMMnng  in  Streltii^eilü 
zwischen  dem  Landesherrn  und  den  Ständen  und  was  daUn  f» 
bifrt,  bei;  so  dass  demnach  in  vorkommenden  FSUen,  die  Buk 
des- Versammlung ,  nach  Anldtung  der  Artikel  III ,  IV  und  M 
der  gedachten  Verordnung,  die  Betretung  des  Rechtsweges  mi 
die  Befolgung  eines  ergangenen  rechtlidien  Erkenntnisses  zu  ba 
wirken  haben  wird. 

a)  Vergl:    Protolcolle  der  Deutschen  Bundes -Ver 
Sammlung,  Bd.  V,  S.  43  u.  f. 
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Abstimnitttigen  vom  5.  Mirz  1818. 

Vierzehnte  Sitzung  am  5.  MSrz  1818.') 
Qroasberzogthum  Hessent  Es  ist  in  der  58.  fltra 
Hohen  Sitzung  vorigen  Jahres,  für  die  beiden  Groisbersogllc 
Meekknburgiscbea  HSfe,  nach  einer  von  dem  Herrn  Gesandtfl 
verausgesoblckten  gediegenen  Einleitung,  der  Antrag  eingebrad 
worden«  dass  der  Deutoche  Bund  durch  die  Bundes- Versamniln 
den  InhaK  Mnes  organischen  Staatsgesetzes  vom  S8.  Novenii 
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nrigmiAns,  Ober  4le  Mittel  imd  Wege,  streitige  Fnie,  die 
M%e  Landes -VerßuMuog  t^etrelTend,  zur  Au$gleidiung  oder 
firtscMdoDgzu  briogeo,  daliingarantiren  m6ge,  um  alle  Be- 
ilinBiuigeii  desaefeen,  In  welehenauf  dm Baadestag  Bezug 
feioBBien  tat.  Jederzeit  auflreel^  zu  ertiaiteo. 

Za  diflseD  Antrage  ist  die  GroasherzogUcb  Heaalaclie  Go^ 
aalMiaft  angewiesen,  ikres  hScliaten  Hofes  volle  Zustlm- 
■ttnpzaerklSren. 

Der  Gesandte  beliilt  sieh  sugleicli  vor ,  auch  üb^  den ,  mit 
ißm  GanmUe- Antrag  in  Verbindung  gesetzten  Wunscb,  be* 
ilRiidi  auf  den  XIII.  Artikel  der  Bundes-Acte ,  die  diessdtige 
bkUniQg  in  nIchstkOnfUger  Sitzung  abzugeben.  ^) 

Hobenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Scbaum- 
karf-Lippe,  Lippe  und  Waldeck:  Meine  Durcblauchtig- 
iea Committenten  stimmen  mit  Veiignügeo  daffir:  dassder 
Bodsebe  Bund  die  in  der  W.  vorlXhrlgen  Sitzung  von  dem  Gross- 
hnogMeh  MeeUenborgisehen  Herrn  Gesandten ,  Namens  seiner 
kUMteo  USfo,  gewünsrjite  Garantie  des  Staatsgesetzes  vom 
KLNsvenber  vorigen  Jahres,  worin  festgesetzt  worden,  wie 
ctwasige  Streitigkeiten  mit  den  LandstKndeii  Ober  die  Meckien* 
kargiscbe  Lasdesverlhssung  verglichen  oder  entschieden  werden 
Nüm ,  so  wie  namentiidi  die  Auflnechthaltung  der  dabei  auf  den 
liBdeitag  Bezug  nehmenden  BesUnunungeo,  bereitwil« 
Mgit  Qbemehmea  möge* 

s)Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bondes^Ver« 
stniBlang,  Bd.  V,  S.  88* 

t)  Veifl:  Erklärung  der  Grossherzoglich  Hessischen 
GeaBd3chaft  in  der  siebenzehnien  Sitzung  am  13.  April  1818. 

(Nr. ».) 

Protokolle    der  Deutschen  Bundes -Versammlung, 
Bd.V,  S.  178  u.  f. 


♦  • 
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Abstimmungpen  vom  6.  April  1818. 

FUnfzehute  Sitzung  am  6.  April  1818.') 

Oesterreich:  Seine  Kaiserliche  MaJestSt  haben  durdi 
Allerböchstdero  Gesandschaft  am  Bundestage  in  der  Sitzung  vom 
16.  Februar  dem  Antrage  der  Grossherzoglich  Mecklenburgtechei 
HSfe ,  das  mit  ihren  Ständen  am  28.  November  vorigen  Jahr» 
abgeschlossene  Staatsgesetz  unter  die  Garantie  des  Bundes  zu 
stellen ,  Allerhüchstdero  Zustimmung  ertheilt.  Die  KaiserlM 
Königliche  Gesandschaft  ist  nunmehr  in  den  Stand  gesetzt,  auch 
die  damals  noch  vorbehaltene  Erklärung  über  die  Vollzie- 
hung des  XIII.  Artikels  der  Bundes-Acte  abzugeb^. 

Als  zur  Zeit  derWienerCongressverhandlung,und  insbeson- 
dere bei  der  damaligen  Erörterung  derBundes-Acte,die  ImLaufeder 
Zeitereignisse  und  vieiraitiger  Territorial- Veränderung  bewirkte 
Auflösung  der  einzelnen  ständischen  Verfassungen  in  DeutsA- 
land  in  Anregung  kam ,  schon  damals  haben  sich  Seine  M^esfü 
der  Kaiser  über  diesen  Gegenstand  in  einer  Art  erklärt,  welche 
Ober  Allerhöchstdero  Ansichten  keinem  Zweifel  Raum  lassen 
konnte.  Der  Artikel  XIII  der  Bundes  -  Acte  war  eins  der  Resid- 
täte  der  damaligen  Vereinigung  der  Fürsten  und  treiea  Städte. 
Er  besteht;  er  muss  demnach  ausgeführt  werden,  d.h.  es  soUes, 
es  müssen  in  allen  Deutschen  Staaten  ständische  Verfassungen 
bestehen,  und  folglich  da,  wo  es  deren  keine  giebt,  eingeführt 
werden. 

In  der  Natur  eines  an  keinen  bestimmten  Zeitpunkt  gebun- 
denen Versprechens  liegt ,  dass  dessen  Erfüllung  so  bald  und  so 
gut  als  möglich  Statt  finde.  Die  VTeisheit  der  Regierungen,  uni 
ihr  von  dem  der  Regierten  unzertrennliches  Interesse  fordmi, 
dass  man  in  einer  Angelegenheit  von  so  grossem  Gewichte  nach 
dem  Besten,  was  unter  den  gegebenen  Umständen  erreichbar  ist, 
strebe.  Es  unterliegt  daher  keinem  Zweifel ,  dass  die  Vorschrift 
des  Xm.  Artikels  der  Bundes -Acte  in  allen  den  Staaten,  wo 
landständische  Verfassungen  noch  nicht  eingeführt  oder  die  fHiher 
bestandenen  zu  Grunde  gegangen  sind ,  in  ihrem  wahren  Stao 
und  Zweck  voUzogen  werden  muss. 

So  wünschenswerth  aber  auch ,  zur  gemeinschaiUichen  Be- 
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vUgng  der  Regraln  aml  der  VVIker,  die  mOgUchste  Be8eUett> 
rignc^  der  auf  die  landstSndlscIien  VerfaMUDgen  Bezug  halieDdeD 
Vonurbdien  seyn  mag ;  so  billig  ist  es  Jedoch ,  dass  den  Regie- 
imgeB  zur  reiftsu  und  erscMpreoden  Beliandiung  eioes  nicht  Mos 
fir  die  Gegenwart ,  sondern  fiir  die  ganze  Zuicunft  so  wichtigen 
GochSRea  die  erforderliche  Zeit  vergönnt  werde.  Seine  M^^e- 
itil  Uelten  es  nicht  ausser  dem  Kreise  der  GeschXflsbefSrderung, 
ia  den  PrSsldial-Vortrage  vom  11.  November  1816  die  Voraus- 
KtzoBg  auficuncAmen ,  dass  die  nähere  Erörterung  dieser  Sache 
toch  die  Bundes- Versammlung  hätte  gewünscht  werden  können ; 
4a  indessen  seit  Jener  ersten  Eröilnung ,  die  meisten  derRegie- 
mgen  den  Wunsch  zu  erkennen  gegeben  haben ,  diese  vater- 
indische  Asgel^enheit  nach  den  individuellen  Verhältnissen  der 
dBzdaen  Staaten  zu  behandeln  und  festzustellen ,  da  insbeson- 
dere diejenigen  Staaten ,  welche  durch  die  Entscheidungen  des 
GMgresses  bedeutende  Territorial  -  Veränderungen  erl^hren  hat^ 
ten,  allerdings  damit  anhingen  mttssten ,  ihren  neuen  Wirkungs- 
taeis  kennra  zu  lernen,  die  gerechten  Ansprüche  ihrer  alten  und 
acnea  llntertfaanen  gegen  einander  abzuwägen,  und  die  verschie- 
deneo  Destandtbeile  ihres  Gebiets  zu  einem  regelmässigen  Gan- 
za  zu  verbinden ,  um  dem  aur&ufUbrendeu  Gebäude  eine  sichere 
Gniadlage  zu  geben ;  so  sprechen  Seine  Majestät ,  im  Geltihle 
ihres  vollsten  Vertrauens  in  die  Weisheit  der  Regierungen ,  den 
anlHchtigen  Wunsch  aus,  dass  der  XIII.  Artikel  der  Bundes- 
Aele  In  den  Staaten,  welche  noch  nicht  in  dem  Falle  sind,  ihn  zu 
erfüllen,  auf  eine  seinem  hohen  Zwecke  angemessene  Welse  zur 
VoUziehung  gebracht ,  und  Jede  nicht  in  der  Sache  gegründete 
Verzögerung  vermieden  werden  möge.  Seine  Majestät  treten 
üvigois  dem  Königlich  Preussischen  Antrage ,  dass  binnen  Jah- 
Rsfrist  die  Bundes- Versammlung  von  den  ferneren  Einleitungen, 
iDd,  wo  möglich,  von  deren  endlichem  Resultate  in  Kenntniss 
Sesetzt  werde,  voltkommen  bei. 

Hannover:  1)  Garantie  der  GrossherzogUch  Meck- 
knburgüchen  Ferardnung  über  die  Mittel  und  fFege,  um 
^  streitigen  Angelegenheüeti,  welche  die  Landesverfassung 
beireffen,  zur  rechtlichen  Entscheidung  zu  gelangen. 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Regent  stimmen  unbe- 
fUr  die  von  den  Grossherzoglich  Mecklenburgischen 
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nmoben  neuen  AMNbNMgeD  genMUget  vnArten,  «ad  dnn,  <lr 
wekhe  noch  das  alte  Gebiet  ganz  oder  nehrentkeils  unveründeit 
ist ;  zwischen  denen,  wo  sckon  von  Alters  ker  eine  wobl  ofgMit 
sirte  landstSndisebe  Veifassuog  bestand ,  und  zwischen  solchen 
Und^m,  die  aus  Thellen  zusammen  gesetzt  worden ,  In  w^tai 
keine,  odo*  eine  nur  unvollkomnene,  oderlSngstunterg^angeac 
stSndische  Verhssung  vorhanden  war. 

Wenn  aber  auch  auf  der  einen  Seite  schon  hierin  die  Un» 
mOgUchkeit  li^ ,  einen  festen  Zei^nkt  zu  iiestimmen ,  bis  n 
welchem  diese  ständischen  Verfassungen  allgemdn  h^gestcüt 
seyn  sollen,  oder  auch  nach  überall  gleicharmigen  Bestimmungea 
hier  das  Niedergerissene  wieder  aufbauen ,  dort  das  noch  nicht 
Bestandene  errichten  zu  wollen,  welche  beide  Punkte  auns^rhail 
d^  Gritnzen  der  Beftagnisse  der  Bundes- Versammlung  ll^en  und 
noch  weniger  durch  vorgreifende  Uriheile  oder  ungeduldig  go- 
Xusserte  Wünsche  Unberufener  sich  erreichen  lassep ;  so  findea 
dodi  Ihre  KSnigUche  Hoheit  in  dem  Inhalte  so  mancher  über  die- 
sen Gegenstand  vorangegangener  Erklärungen,  aus  weldien  sich 
erglebt,  wie  schon  in  so  manchen  Ländern,  selbst  solchen,  wdche 
mit  den  oben  berührten  eigenen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
hatten ,  theils  schon  wirklich  eine  Stände* Versammlung  auf  er- 
wünschte Weise  zu  Stande  gebracht,  hergestellt  oder  ertmll« 
worden ,  theils  durch  ernste  und  unvmneidlich  voran  zu  schickends 
Massregeln  Manches  vorbereitet  worden,  den  Stoff  zu  im  schlih 
sten  Holfbungen,  dass  der  Zeitpunkt  nicht  mehr  fern  seyn  weid% 
wo  die  ZurückgebUebenen  diesem  Beispiele  folgen ,  und  Anden 
das  angefangene  Werk  der  VoUendung  näher  bringen  und  dadmck 
gerundeten  Beschwerden  aus  einzelnen  Bundesstaaten  werde 
vorgebeugt  werden ,  denen  die  Bundes-Versammlung  ihr  Gehir 
und  Ihre  Verwendung  nicht  versagen  kannte ,  ohne  die  Pfliditea 
zu  verletzen ,  welche  ihr  die  Sorge  Itir  die  Auflrechthaltung  dei 
Xin.  Artikels,  wie  der  anderen  Artikel  der  Bundes-Acte,  auflegt 

Württemberg:  Ich  habe  schon  unter  dem  5.  Main, 
Jedoch  erst  nach  der  an  diesem  Tage  Statt  gehabten  ietden 
Sitzung  vor  den  Osterferien ,  den  Befehl  eriialten ,  in  Beziehoc 
auf  die  in  der  58.  vorjährigen  Sitzung  gemachten  Anträge  der 
Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Häfe,  die  foigwde  Aeusse- 
rung  zu  Prot<dLolle  zu  geben : 
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8dM  IbtfeslB  der  iUtalK  tob  WiMteoriMg  ertheUoi  «en 
iB  4er  5&  vor|&rigeB  Silauiiig,  im  Auftrage  Ihrer  RSnIgUdieB 
ikkctten,  iler  beiden  Grossiierzoge  von  Meclclenburg^  zu  Proto- 
bdlg^griieDenAnracben  um  die  Garantie  des  Bundes  für  ein, 
ie  Vcrfinraog  HSchatlbrer  Lande  sicliemdes  Gesetz  sdir  gern 
Ikie  ZnsUnmufig. 

Was  aller  den  l)el  dieser  Gelcigenlielt  in  Rücksicht  auf  die 
Vriizidiung  des  Xin.  Artil^els  geäusserten  Wunsch  Ihrer  Kdnl* 
iJidien  Hobelten  betreffe;  so  gebe  die  innigste  Ueberzeugung 
Sdser  KSni^Udien  M^estät  dahin : 

Dass  eine ,  den  gegenwärtigen  vSUcerrechtlicben  VerbUt- 
Dissen  der  Bundesstaaten  und  der  geschichtlichen  Bnt* 
wicIiLeliiiig  der  Deutschen  VollLsstämme  angemessene ,  die 
Kran  der  Regierung  und  die  Freiheit  des  Vollu  verelnl- 
gaide  Repräsentativ- Verfiissung  die  höchsten  und  nie  zu 
trennenden  Interessen  der  Regenten  und  der  VSlIcer  be- 
greifen ,  und  dass  daher  die  Erreichung  dieses  Ziels  flhr 
das  Wohl  der  Deutschen  Gesamrotbeit,  wie  Air  das  Wohl 
eines  Jeden  einzelnen  Bundesstaats,  gleich  wiinschens- 
vfetth  sey. 
Wenn  nun  gleich  die  grosse  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
is  tai  dnzelnen  Bundesstaaten  auf  die  Art,  wie;  und  den  Zeit- 
pmict,  wann  diese  Aufgabe  geltfset  werden  kSnoe,  un verkenn- 
kvehico  nicht  unbedeutrad»  Einfluss  haben  müsse ;  so  diirfe  man 
deh  doch  der  Hoffliung  Überlassen,  dass  ein  aus  reinen  Absiebten 
üets  hervoi^ebendes  ernstes  Wollen  dann ,  wann  es  mit  den  Er- 
üAriBigra  der  Veiigangenbeit  und  Gegenwart  und  mit  der,  auch 
kl  Deulschland  zu  erwartenden  reiferen  Einsicht  in  das  Wesen 
RprSieatattver  Verflissungen  verbunden  werde,  hinreichen  sollte, 
de  Schwierigkeiten  zu  beseitigen ,  welche  sich  der  Vollziehung 
te  Xm.  Artikels  hin  und  wieder  noch  entgegen  stellen  könnten. 
Dass  das ,  von  den  Deutschen  Fürsten  in  dem  Xin.  Artikel 
te  Bandes- Acte  Drei  gegebene  Wort ,  so  bald  als  immer  mSgllcb 
verde  erlQUt  werden  wollen ,  leide  wobl  eben  so  wenig  einen 
Zweifel,  als  die  Nothwendigkeit ,  dass  in  den  Vorbereitungen 
m  wahrhaften  Erfüllung  desselben ,  d.  h.  zur  wirklichen  Ein- 
Anag  rq»räsentattver  Vwfkssungen ,  Jede  Uebereilung  vermie- 
^  werden  miisse. 
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Seine  M^esßtt  der  RSnig  fänden  sieh  daher  bestlmit,  dea 
In  der  7.  diesjährigen  Sitzung  gemachten  Rtfniglicb  PreusslMM 
Antrage : 

Dass  die  Bundes -Versammlung  (wenn  es  nimlfch  nUlb 

flrOher  geschehen  kSnne)  nach  Verlauf  eines  Jtdires  ym 

dem  Fortgange  und  der  Lage  der  ständischen  BÜnrichtungei 

in  den  einzelnen  Bundesstaaten  in  Kenntniss  zu  setzen  sey 

hiermit  beizutreten ,  da  sich  dieser  Antrag  nicht  allein  auf  d) 

eigenthfimlichen  Verhältnisse  des  Königlich  Preusslschen  Staaten 

sondern  auch  auf  Jene  Verbältnisse  grOnde,  welche ,  wenn  gleM 

yleileicbt  unter  anderen  Formen ,  doch  mehr  oder  weniger  and 

in  anderen  Bundesstaaten  obwalten  machten. 

Was  aber  die  Veriiältnlsse  in  Württemberg  insbesondori 
betreffe ,  so  sey  die  regeste  Sorgfeit  Seiner  Majestät  des  Kdnigs 
Tom  ersten  Augenblicke  des  Regierungsantritts  an  Ms  zu  den 
gegenwärtigen ,  ununterbrochen  dahin  gerichtet  gewesen ,  da 
Württembergischc  Volk  der  Vortheile  einer,  den  llberalstei 
Grundsätzen  entsprechenden  Repräsentativ-V^ftissung  theHhadii 
zu  machen. 

Diese  Sorgfalt  liege  als  Thatsache  ganz  Deutschland  voi 
und  Seine  Majestät  der  KSnIg  glaube  daher,  dass  JedeErSiienui 
der  flir  die  Erreichung  des  hohen  Zweckes  gemachten  Schrill 
hier  Überflüssig  sey. 

Die  Gesinnungen  Seiner  RtfnigHchen  Ms^estät  seyen,  in  ih 
Ziehung  anf  diesen  Gegenstand ,  unverändert  dieselben ,  und  | 
ftniher  Sich  H6chstdieselben  in  der  Lage  linden  würden,  dteBol 
des-Versammlung  von  der  glücklichen  Vollendung  des  VerDu 
sungswerks  in  Kenntniss  zu  setzen,  um  desto  vollständiger  wM 
die  Beruhigung  seyn ,  welche  Sie  Selbst  in  der  Herstellung 
fassungsmässiger  Formen  suchen. 

Baden:  trete  in  Betreff  der  von  Ihren  KSniglielieti 
heiten  den  Grossherzogen  von  Mecklenburg-Schwerin  undStreHl 
nachgesuchten  G  a  r  a  n  1 1  e  des  Staatsgesetzes  über  die  Mittel  M 
Wege,  um  bei  streitigen  Fällen ,  in  Angelegenheiten ,  weldie  4 
Landes- Verfassung  betreffen,  zur  rechtltehen  Entscheidmir ^ 
gelangen,  der  Mehrheit  bei;  und  behalte  sich  seine  Abstll 
mung  "wegen  Erfüllung  <ies  XflL  Artikels  derDentsdienBttildij 
Acte  vor.  ^ 


Ktrhessens  trete  der  gewBiiflelilefl  Garantie,  von 
Srila  des  BumiHj  voHkommen  bet^  uwl  blatte  sieh  seine 
AMsenmg  wegen  ErfOilong  des  XIII.  Artikels  der  Deutselien 
Bandes- Acte  ver. 

a)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
saDDlong,  Bd.  V,  S.  126  u.  f. 


Akstinitinttng^en  vom  13.  April  1818* 

Siebenzehnte  Sitzung  am  13.  April  1818.V 
Grossherzogthnm  Hessen;  Diesseitige  Gesandschaft 
fet  »gewiesen «  die  in  der  14.  Sitzung  vorbehaltene  ErkiSrung, 
hBang  anf  den  XIII.  Artikel  der  Deutschen  Bundes-Aete,  foi^ 
gartennasseii  abzulegen : 

Es  ist  schon  in  nrOharen  Abstimmungen  (der  7«  und  II. 
temg)  umstSndlich  au^^effibrt  worden ,  warum  eine  bestimmte 
hä  (Sr  die  ErWnung  nen  zu  errichtender  landständischer  Yer* 
Mmlmigen  noch  nldit  festgesetzt  werden  kann ;  so  gewiss  auch 
i  aDen  Deutsdien  Staaten  landstSndische  Verfassung  errichtet^ 
M  diese  ErrleMong  nicht  Mnger,  als  es  die  YerhSltnisse  znm 
WsUe  der  Unt^hanen  selbst  erfbrdern »  aufgeschoben  werden 


Bekannt  ist  es,  welchen  fVidernd^  AntheU  an  den  Wiener 
tegnss-VerhandtuAgen  ttber  Erri<ditung  von  LandstXnden 
Mseolldi  die  6N«sherzoglich  Hessisdie  Gesandtschaft  nahm  ^ 
M  dienso  b^annl,  wdciie  politische  Ereignisse  uomittelbar 
wt  dem  Abschlüsse  der  Bundes- Acte  eintraten ,  und  alle  ThS- 
d^dl  mit  Drang  und  vielflacher  Anstrengung  auf  die  Süsseren 
VoMtaisse  zu  rkftien  nOthigten. 

Bfeeose  gewiss  was-  vor  Bestimmung  der  neuesten  Gebiets^ 
^MMenmgen  zu  inneren,  umllissenden  Einriditungen  anf  keine 
AittsM  Weise  mit  ErtMg  zu  schreiten;  und  diese  BestiannHng 
M  fBr  das  GrosshWBOgtiinm  Hessen  bekanntHch  erst  in  der 
Htte  des  Jattftn  IMA  ein. 
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In  weirigen  andenm  Staaten ,  vicileldit  In  keiaen  Deutaidi» 
lands,  waren  die  GeMets-VertCnderangen  des  Jahres  1816  fir 
ganze  innere  Staatsverwaltung  verUntnissniSssig  von 
Wichtigkeit)  wie  in  dem  Grossherzogthume  Hessen. 

Zwar  kein,  auch  noch  so  kleiner  Thell  angestammt 
Gebiets ,  aber  dennoch  etwa  ein  Drittheil  des  gesammten  Staates 
wurde  abgetreten.  Die  neu  erworbenen  Besitzungen  bestanclea 
thells  aus  einem ,  zuvor  unabhängigen  FUrstenthum  (Isenbuig)» 
wo  durchaus  neue  YerhSltnisse  eintreten  mussten ,  und  eine  end» 
liehe  Festsetzung  durch  theilweise  Wiederabtretung  erschwert 
wurde ;  dann  vorziigllch  aus  einem  Theile  des  linken  Rbeinufen, 
welcher,  bis  zum  Pariser  Frieden ,  Frankreich  einverldbt,  ohDe 
Aufhebung  französischer  Verfassung,  durch  wechselnde  provla^i- 
rische  Regierungen ,  grosse ,  in  sich  nicht  zusammen  hSogeDde 
AbSndorungen  in  der  Verwaltung  erfahren  hatte. 

So  war  das  Grossherzogthiim  aus  Bestandtbelk»  zusamoMB 
gesetzt,  welche  fiir  Gesetzgebung,  Gerichtsverfkhfen,  flnanziclli 
und  sonstige  administrative  VerhiUtnisse  die  verschiedenste  NiM^ 
men  hatten.  In  einem  Reiche  erster  GrBsse  mögen  mehrere  daza 
gdiSrige  Länder  abweichende  Verfassungen  haben.  In  den  bhA-  . 
sten  Deutschen  Staaten  wurde  Mangd  an  Einheit  die  Verwais 
tungskosten  zu  sehr  erhöhen.  Ein  rasches  ZusanHnenwerCB% 
schnelle  Vereinigung  des  Entgegengesetzten  in  Eine  Maaai^ 
würde  viele  achtbare  Interessen  heftig  erschSttem,  w<riil  atf , 
immer  vertetzen ;  es  könnte  nicht  fibereinstimmen  mit  der  wetoai 
und  milden  Absicht  Seiner  Königlichen  Hoheit ,  nur  nach  reiftr 
Priifting  dasjenige  zu  einem  Gemeingut  zu  erbeben,  was  in  ii^g-eiMi 
einem  Theile  des  Staats  sich  als  vorzüglich,  als  ädite  bfirgeilicka 
Freiheit  fördernd ,  bewährt  hat;  es  wäre  niiAt  vereinbarHch  nril 
der  von  Ihnen ,  namentlich  der  Provinz  Rbeinhessen  ertbeiliea 
Zusage:  liberale  Einrichtungen^  herbeigefOhrt  vom  Geiste 
Zeit,  zu  beachten. 

Es  ist  offenkundig  (auch  durch  eine  in  der  14.  Sttzuny 
machte  Mittheilung  hier  bekannt),  wie  man  im  Grossh^rzogtbuaie 
den  Versuch  begonnen  hat ,  in  Gesetzgebung ,  Justizverfasauag 
und  einem  bedeutenden  Theile  der  Administration  das  Ung^efck- 
artige  in  ein  woUthätIges  Ganze  zu  vereinen;  und  wenn  da 
Aehnliches  (Or  manche  G^enstände  der  flnaazidlen  V^rwaltuas 


J0M  em  Tiirfcewttet  wM,  aadiflkht  verwIrkOeht  Ist,  wea  mag 
an  wuadoii»  wem  nao  die  vSUige  VencUedeDbdl  der  Steiierver- 
feMu^aufbeldai  Seilen  des  Rheins  auch  nuroberflScbilch  kennt? 

Dass  unte  solchen  VerhlltBissen  die  VorberdUingen  zu  Ein* 
Ktnag  landsOndiseber  Verfttsung  noch  nicht  welter  gediehen 
sind,  kann  daher  känein  Unbelhngenea  auHUIen,  zumal  wenn 
■an  erw%t,  dasa  das  Jetzige  Grossberzagthum  zur  gr<iMerai 
UBlIe  ehemals  keine  Landslinde  kannte,  und  dass  es  viele  Jahre 
hMorch  als  Nadihar  revolutionärer  StUnae  und  als  Kriogsschau- 
phrtz  die  Auflnerksamkeit  seiner  Regierung  hierauf  zusammen* 
dringen  mnsste. 

Kodiich  erhdsehen  die  Inneren  Einrichtungen  noch  deshalb 
tesondere  Umsidit,  wdl  ein  Viertheil  des  ganzen  Slaals  aus 
tfandesherriichen  und  patrlmonialgerichtsherriichen  Besitzungen 
bestehet.  Die  Wichligkeit  dieses  Umstandes  lUr  landstMndlsche 
■aifcMangen  ist  um  so  weniger  zu  verkennen,  wenn  man  erwHgt, 
diss  gerade  in  soidien  Deutschen  Staaten,  welche  zu  ihren  Ange- 
bkigen  oieM  wenige  Standesherren  zählen  (Württemberg,  IHiber 
Nassau)  die  emstlichslen  Bemühungen  der  Regierung  zuBegriin- 
da«g  landatiinillseher  Verfhssung  bisher  vergeblich  waren.  Die 
Gnssherzogliche  Gesandscbaft  bezieht  sich  hier  auf  dasjenige, 
was  sie  in  der  14.  Sitzung  über  die  Einleitung,  alle  Standesherr* 
HAea  V erhSttnisse  auszugleichen  ^) ,  auch  vertraulich  milgetheilt 
tat;  w4Mlurcb  ebeofalto  bezweckt  wird,  allgemein  gegenseitiges 
Zatiaaen ,  als  eine  der  notbwendlgsten  Vorbereitungen  zu  heli« 
amer  landatändischer  Verfassung  zu  vermehren. 

Die  Grossherzogliche  Gesandscbaft  glaubt  sich  mit  diesen 
Aadeuliiagen  b^migen  zu  kttnnen,  und  scbliesst  sich  dem  KSnl« 
ghehPreusaisehen  Antrage  (in  der  7.  Sitzung  d.  J.)  unbedingt  an. 

Braunschwelg  und  Nassaus  tritt  der  von  den  Gross- 
knogUeh  MectJenburgischen  Htffen,  in  gewissen  bestimmten 
FUen,  nachgesuchten  Verfassungs- Garantie  vonSeit^ 
des  Bundes  nach  dem  in  der  &8.  Sitzung  gemachten  Antrage  bei. 

ff)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-|Ver- 
sammlang,  Bd.  V,  S.  178  u.  f. 

b)  Vergl:  Protolcolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlang, Bd.  V,  S.  71  u.  f. 
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Abstimmungen  vom  4.  Mai  1818. 

Zwei  und  zwanzigste  Sitzung  an  4.  Mai  1818^*) 

Baden:  Die  VollzMiufig  dea  XID.  ArHkiis  der 
Acte  betreffend ,  haben  Ihm  KSntglidie  Hobelt  durch  die  In 
Regienmgsblatte  vom  30.  Juli  1816  eingenickte  effentUehe  Ver* 
kttndigung  Ihren  Unterthanen  erklärt ,  dass  die  bereits  auf  &m 
1.  Ai^ust  gedachten  Jahres  bestimmt  gewesene  Zosammaiiienh 
ittng  von  Landständen  Mos  deswegen  bis  auf  weiteres  suspendirl 
worden,  well  von  Seite  des  Badischen  Gouvernements ,  die  Hoff- 
nung und  der  Wunsch  genährt  worden ,  Inzwiachen  dlejealgen 
Gegenstände  der  Deutschen  Bundes- Verfassung,  mit  welcher  «m 
die  besondere  Verfassung  des  Grossbo^ogthums  In  BinUa^g 
setzen  wollte^  bestimmt  zu  sehen. 

Da  Jedoch  mehrere,  wegen  dieses  Gegenstandes  seitdem  irii» 
g^ebene,  verehrliche  Abstimmungen  allerdings  die  trtftlertmi 
Momente  entwickeln,  aus  denen  eine  Ueberelnkunft  der  Ma^owWB 
der  Bundesglieder  über  allgemeine  Normen  ständischer  Verfta- 
suDgen,  wenigstens  noch  nicht  in  einem  kurzen  Zeiträume, 
erwarten  lassen  dürfte;  so  haben  Seine  KSnigliche  Hoheit, 
den  Artikel  XIII  ohne  diese,  noch  immer  in  Dero  WUnschen  Ue^. 
gende,  Ueberelnkunft  abzuwarten,  sobald  als  mtfglieh  in  Vollsqi 
zu  setzen,  den  Befehl  ertheilt,  den  bereits  vollständig  gefiartf^ten 
Entwurf  nochmals  mit  den  seitdem  in  wirkliche  Uebung  gduMB* 
menen  ständischen  Verftssungs- Legislationen  zu  vetylejch—, 
hiemach,  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  V«rhältni8se  d« 
Grossherzogthums ,  Onalit^  zu  i^usUren  und  HSdi^ihiie&  tiM- 
dann  zur  Sanction  vorzulegen. 

Demnach  ist  die  Grossherzogtiche  Gesandsdiaft  zu  der  Er- 
klärung autorisirt ,  dass  längstens  binnen  des  in  der  KSniglM 
Preussischen  Abstimmung  enthaltenen  Zeiipunkts ,  wahrsdheiD- 
lieh  aber  noch  IHiher,  von  dem  Resultat  dieser  Anordnuiigai 
genügende  Anzeige  gemacht  werden  kann. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem« 
bürg:  Der  Königlich  Niederländische ,  Grossherzoglich  Luxem- 
burgische  Bundestags-Gesandte  ist,  in  Betreff  des  In  der  58.  vor 
Jährigen  Sitzung  §.  416  zu  Protokoll  gegebenen  doppelten  An- 


Inges  des  GroMhinoi^loii  IbrtJeiibttqiiiidien  Hem  Bundes- 
lags-Gesandtea,  in  Folge  eibalteiierWeUiuig  seines  AUerbiicbsIeD 
Hofa^  Folgendes  zu  erkläreo  beauftragt : 

1)  RQcksiclitUch  der  Anzeige  von  der  Grosslierzoglichen 
VsvsrdDiiQK  vom  28.  November  vorigen  Jaiires : 

über  die  Mütel  und  fFegej  um  bei  streitigen  FäUen, 
in  Angelegenheiten  j  welche  die  Lendesverfa$sw^  be- 
treffen, zur  rechtlichen  Entscheidung  zu  gelangen^ 
mri  des  bieranf  gestützten  bestimmten  Antrages : 

einer  durch  den  Deutschen  Bund  vollständig  zu  geben^ 
den  Garantie  dieses  organischen  Staatsgesetzes,  — 
Iheilai  Seine  MiUcflUtt  die  durch  die  rriiberen  Abstimmungen  der 
lespeetivett  HSfe  bereits  entwickelte ,  begründete  und  ausgespro- 
chene Ansieht,  dass  dieser  Garantie-Leistung  Icein  wahres  Hin-» 
dmtos  im  Wege  stehe ;  Sie  sind  deshalb  insbesondere  mit  Han- 
nover (Protokoll  der  15.  Sllzuog  von  1818,  §.  79,  sub  1)  der 
tUmaagf  und  erkifiren  Sich,  wie  hier  geschieht,  itir  Luxeok 
hnczu  der  gdietenen  Garantie  bereit: 

„Da  das  vorgelegte  Staatsgesetz  den  vereinten  Willen  der 
Regierungen  und  Stände  ausspricht,  keine  BesUromung 
desselben  mit  derBundes-Acte  streitet,  und  diese  Garantie 
in  dem  Masse,  wie  sie  begehrt  und  geleistet  wird,  nur  die 
Attflredithaltung  derjenigen  Bestimmungen  desselben  be- 
trilft,  in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug  genom- 
men worden  ist,  und  welche  die  Bundes- Versammlung 
ohnehin  aufrecht  zu  erhalten,  sich  berufen  finden  miisste.^' 
Was  sodann 

i)  den  weiteren  Antrag  betrUft  : 
dass  es  denverehrlichen  Gesandtschßften  gefällig seyn 
mSge,  in  der  Art,  wie  solches  wegen  des  XII.  Artikels 
schon  mehr/äUig  geschehen^  und  wegen  des  XIV.  Ar- 
tikels beschlossen  worden,  ebenfalls  über  die  ErfUHung 
des  XIII.  Artikels  sich  erklären,  und  die  Bundes- Ver- 
sammlung in  Kenntniss  setzen^  auch  die  Einholung 
angemessener  Instructionen  dieserhalb  beschliessen  zu 
wollen;  — 
» gehen  S^e  MaJestSt  von  den  folgenden  einfachen  Gesichts- 
paDktea  aus: 
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Der  Xm.  Artikel  der  Bundes-Acte  stdit  den  Satz  auf,  uad 
er  Ist  Gesetz  fOr  alle  Deutsche  Bundesstaaten : 

,Jn  allen  Deutschen  Bundesstaaten  wird  eine  landstSndlsdü 
Verrdssung  Statt  finden. ^^ 
Der  Zeitpunkt  der  Einführung  kann  bei  der  Menge  der  einzelacn 
Staaten  und  bei  der  Verschiedenheit  ihrer  Regierungs-Gniml- 
sitze ,  Formen  und  Einriciitungen  unmöglich  gletchzeilig  seyn,* 
der  Ausdruck:  „wird««  zeigt  genüge  dass  man  sehr  weise lai 
mit  Vorbedaclit  bei  Fassung  des  Artikels  weder  GldchzelUgiBtt 
der  Einführung ,  noch  einen  bestimmten  Zeitpunkt ,  bin  zn  wd^ 
chem  die  Einführung  geschehen  seyn  müsse,  bat  bezwedLCi 
wollen.  Indem  Jedoch ,  nacli  dem  IV.  Artikel  der  Bundes-Ad^ 
die  Bundes  -  Versammlung  die  Angelegenheiten  des  Bundes  Wi 
besorgen  hat,  so  befindet  sich  allerdings,  in  Beziehung  auf  dH j 
in  dem  Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Antrage  ausgeqirti  ] 
ebenen  Wunsch  einer  Erklärung:    „über  die  Erfüllung  M. 
XIII.  Artikels'«,  der  Künlglich  Niederländische,  GrossherzogMij 
Luxemburgische  Bundestags -Gesandle  dermalen  auch  offleüA) 
dazu  ermSchtiget,  und  erklärt  hiermit:  ^.i 

dass,  wenn  auch  der  Kb'nig,  sein  Herr,  —  von  aller  Anmtfl)^ 
sung  entfernt»  mit  seinem  Beispiele  anders,  als  durch  dessen  Virf^ 
wlrkllchung  vorangehen  zu  wollen ,  —  in  der  AbsUmmnng  hMÜ^ 
der  Letzte  ist ,  es  doch  eben  so  weltkundig  bei  HSchstdessen  M^ 
gierungsantritt  Sein  erster  Gedanke  gewesen  ist :  eine  eben  0^ 
flrei  durchdacht  und  erwogene ,  als  willig  angenommene  VerMl^ 
sung  einzuführen,  mittelst  welcher  das  GrossherzogthumLuxetfl^ 
bürg  zugleich  mit  allen  anderen  Provinzen  seine  eigenen  Lail^  | 
stände  erhalten  hat,  und  in  deren  Geist  übrigens  wesentlich  eriHii 
halten  ist ,  dass ,  während  daselbst  in  regem  aber  geseCzUcbed^ij 
Leben  das  Wohl  und  Gedeihen  des  Staates  befSrdert  wird ,  J0#^ 
durch  Erl^hrung  und  Zeitumstände  natürlich  herbeigeführte  At#^ 
blldung  und  Modification  in  derselben  gemeinschaftlich  und  ofi* 
nuiigsmässig  vorgenommen  werden  kann,  und  dass  demnaehde^. 
Sinne  des  XIIL  ArUkels  der  Bundes-Acte,  in  Beziehung  a#^ 
Luxemburg ,  in  der  lliat  mehr  als  zur  Genüge  und  zwar  itt 
Voraus  entsprochen  worden  ist.  l 

ü)  Vergl:    Protokolle  der  Dentschen  Bundes- Vei^^ 
lammluug,  Bd.  V«  S.  2t7tt.  f. 
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Abstimmangen    und    Besehlass    der   Bundes- 
VersamiDlang  vooi  25.  Biai  1818. 

Sechs  undzwanzigsteSitzungam  25.  Mal  1818. ') 

Earke^sen:  Ueii«  cUe  von  Sdten  des  GrosskerzogUehea 
lüwsffl  ÜDdüeBbofg  In  Anregung  getanekte  ErfQllong  des  Art. 
XD  der  Biaules-Aete  Mn  Idi  angewiesen ,  folgende  BrUlrung 


An  der  CkoeigOeit  Seiner  K«niglleken  Hobetl  des  KurfOr- 
itai,  Ihre  UBtertbanen  In  d»  Genoss  einer  woblgeordneten  land- 
MUisekea  Verlksrang  zu  setzen ,  kat  wohl  niemals  gezweifelt 
«cfdan  kOmien.  Bekannt  ist  es,  dass  Sie,  abbald  nack  dwROck- 
keiirta  Ikre  Staaten,  die  alte  landstlndlflcke  Verilissang  in  Hes- 
M,  Sit  dBigen  Modillcationen  und  unter  VorbAalt  der,  etwa 
iiek  den  Bestlamungen  des  Wiener  Congresses  ertorderlichen 
AHadMongen,  wieder  herstdll^.  Bekannt  ist  es  nicht  nrinder, 
atfwddie  thlUge  und  liberale  Welse  All^Mchst-Sie  durch  Ihre 
Csagress-Gesandsehaft  an  den  Beratkungen  tther  allgemeine  Ein- 
lihrang  voB  LandstSndoi  und  Bestimmung  der  Rechte  derselben 
Heil  mdUnen.  Bekannt  ist  es  endUch,  dass  Sie  unmittelbar  nadi 
Uilerzelebnnng  der  Bundes-Acte  zu  schneller  ErlUUung  des  darin 
«thatlenen  Ausqiruehs :  „in  allen  Deutseben  Staaten  werden 
IcfribeBlaUv-VerAissungen  bestehen^S  eine  Commlssion  nieder- 
Klzten ,  mn  eine  neue  Landesverfassung  zu  entwerfen.  Unge- 
addet  in  desem  Entwürfe ,  mit  gehSrigor  Rttcksicht  auf  die 
Sribiderlen  Zdtra  und  UmsUüide,  die  Vorrechte  der  althesslsdien 
UadsUlBde  mSgUdist  beachtet  und  den  Stinden  überhaupt  weit 
giimere  Rechte  elngerSumt  warm,  als  die  hessischen  Landstttnde 
lemals  gehabt  hatten,  so  glaubten  doch  die  auf  dem  engeren  Land- 
tage im  Jdure  1816  versammelten  stSndiscben  Deputirten,  denen 
Imer  Entwurf  unter  ier  Hand  mitgetheilt  wurde ,  berechtigt  zu 
Wfn,  noch  weit  grBssere  BegOnstigungen  zu  fordern ,  und  ver- 
nbttten,  sowohl  durch  diese  übertriebenen  Forderungen,  als 
tedi  ihr  Benehmen  im  Allgemeinen ,  Seine  KSnigliche  Hoheit, 
Landtag  auftaiUfsen. 

m.  5 


Unter  diesen  Umständen  ,.lid  da  die  eingetretenen  TerrM» 
riaU  Veränderungen,  besonders  hinsichtlich  der  FiirstUch  lul 
Gräflich  Isenburgischen  Standesherren,  einer  zuvor  InKurbesstt 
nicht  gekannten  bevorrechtete  Klasse ,  ganz  neue  Verhältnis« 
berbelgenihrt  haben,  deren  nähere  Bestimmung  zuvorderst  mm 
gänglich  nSthig  geschienen ,  so  haben  Seine  Rffnigliche  HolMl 
diese  vor  allen  Dingen  noch  erst  abzuwarten  «Kr  zwe^toifenfld 
eracHet,  werden  aber  ofuf  Jeticm  Fall  demiUtebst,  «adh  i^tg&nM 
Ermessen  und  nach  den  in<}tvMiielleAyerhält»ls6ennirerStailii 
auch  Ihrerseits  das  Nöthige  anzuordnen  nicht  entstrtieki.          '* 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburfi 
Der  im  XIII.  Artikel  der  Bun4es-Ac4)e  enthaltene Bescbloss  fsteh 
miKhig  von  allen  BundesgUedem  gefasst^  Md  keine  flegienai 
wird  absiditlich  Einrichtungen  verzSgem,  fUr  welche  der  IMMl 
Vk^illen  sidh  offen  und  feAerUeh  erklärt  hat.  Als  ilieses  von  M 
meisten  Jet2ilgen  Bundesgliedem  schon  vorErricMung  desBundi 
geschah,  musste  zugleich  der  in  der  Natur  der  Sache  g^indil 
Vorbehalt  hinzugefiigt  werden ,  dass  den  e  1  n z e  1  n en  IJt aiMH 
die  angemessene  Einrichtung  der  ständischen  Verfassung,  umI 
dem  Charakter  der  Einwohner ,  den  Localitäten  and  ^lem  Hfll 
kommen  tiberlassen  bleibe.  Auch  ist  bekannt,  dass  eben  diM 
nothwendl^  Rückstcfat  die  so  kurze  und  einfache  Fasaang  il 
HSR.  Artikels  veranlasst  hat.  • 

Da  durch  die  politischen  Veränderungen  ta  Deutschland  H 
Regenten  kein  neues  Recht  zur  Regierung  ^  die  UoterHianfl 
keine  neue  Pflicht  ^sinn  Gehorsam  erhalten  baben  ^  da  der  UetMl 
gang  von  einem  polttisohen  Zustand  in  den  anderen  ohneZertA 
sung  gegenseitiger  Verpflichtung  erfolgt  Ist^  so  hat  -sieb  äM 
diejenige  Verschiedenheit  der  Verfassungen  dc^  Deutsdien  StMi 
ten  eilkalten ,  welche  Jenen  Vorbehalt  ndthwendl^  machte.  €i 
melnsohafUich  war  allen  die  Bewahrung  gegen  wilUdUalleli 
Gewalt ,  and  der  Grundvertrag  des  Dentsohen  Bundes  beweisi 
biilpelcbend ,  wie  weit  die  ONeder  desselben  von  dem  Gedankü 
entfernt  sind,  auf  die  erlangte  und  befestigte  Unabhängfgkdt  eb 
wiilkilhrUches  Regiemngs  -  System  zu  gründen.  Aber  aus  Afl 
Verschiedenheit  der  älteren  Verfossung ,  in  Verbindung  mit  da 
neueren  Ereignissen,  geht  hervor,  dass  nicht  überall  A&xdä 
Weg  zu  demselben  Ziele  und  wenigstens  nicht  gleich  ieicbt  um 
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iMslatedl  ttknujtjvtu.  Icii  entlnite  intcli»  Veoierkiiiigeihier 
a  wiederholen ,  die  in  fHiheren  ErUlniugcu  ausftthrlieh  und 
bttBercntwickettsind,  ab  <c|i  es  xu  tbun  vennSchte*  OleBwdes- 
Ade  hat  fOr  die  EifOUuDg  Uires  xni.  Artikels  keine  Zeit  vor- 
fBChiidieD.  Aber  efeen  4lanin ,  weil  keine  Zeit  bestimmt  und 
icO  CS  gewtes  der  aUgemeioe  WiUen  Ist ,  dass  die  unbestimmte 
Zdtkdne  meodliebe  werde,  haben  aileBundesglieder  sich  bereite 
iriü%  bewiesen »  einander  von  dem  F<Nrtgsnge  einer  Angelegen- 
heit in  Kentaiss  zu  seUen^  die  fiir  die  Staaten  Deutschlands  und 
Oireo  ianeren  Bestand ,  von  dem  auch  die  Kraft  und  die  Festig- 
keü  des  Bundes  abhXngit ,  von  der  alleriiifchsten  WichUgkeit  Ist. 
In  den  OUenbiirgischen,  Anbaltlscben  und 
Schwarsbarglscben  Landen  wire  eine  landstündische  Ver- 
bisBBg  bereUa  kef^^teltt»  wenn  es  In  der  Macht  der  Regierungen 
alelB  gestanden  hätte ,  die  Hindernisse  zu  beseitigen ,  welche  in 
tewsfcien  Verhältnissen  Hegen ,  vod  Schwierigkeiten  zu  fiber- 
iMen»  shM  dcrao  vorgänglge  Entfeiwing  vielleicht  wohl  die 
Fem,  akht  aber  das  Wesen  laadständlscher  Verrassung  ffveben 
wtaiksaate.  In  Anhalt  besteht  noch  eine  solche:  aber  ihre 
VvbeMsrang  wird  gewänsebt,  da  der  Lauf  der  Zeiten  ihre  ui- 
VVBgiidie  Gestalt  gar  sehr  verändert  hat.  Die  Regenten  Anbalts« 
imisWohl  Ihrer  Unierthanen  gleiobgesinnt,  haben  ihr  Absehen 
iif  etae  CebereinsUmmung  in  der  VerGissung  der  Anbaltlscben 
InIcsUirile  geriditel,  die  ohne  Beachlung  mannichflicher  Riick- 
Mtm  nnd  ohne  vorslcbtige  Einleitung  nicht  zu  erreichen  Ist 
lekwarzburg  befindet  sich  in  demselben  Fall^  undhatUberdless 
ück Teirilorial- Verhältnisse  auszugleichen  gehabt.  Schwarz- 
Mirgi.Rn4^|atadt  hat  bereits  1816  eine  Verordnung  wegeiy 
to  Volks-Repräsonlation  erlassen»  und  man  ist  mit  deren  Aus« 
Vhraig  bssfibllUgt.  Fiir  die  Ol  den  burgischen  Lande,  bei 
^Men  gleichfalls  zum  Tbeil  u|bu  >erichtigte  Territorial-Ver- 
Miihic  zu  berücfcjicbtigen  sind ,  Ist  die  landständlscbe  Verfas- 
mur  teehaus  oen ,  und  es  fordert  reife  Ueberieguog ,  um  eine 
MliMe  Einwirkung  dar  verscihledenen  lUassea  der  Staatsbürger 
t^ttkaissig  und  dauernd  zu  ordnen.  Vieles  ist  bereits  vorge^ 
vMM,  «nd  ich  zweifele  nkbt,  dass  die  BemubuQg|en  Seiner 
ÜAco^lshea  Durchlaucht  bald  mit  erwiLpschtem  Erfolge  gekrönt 
^riwciden. 
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Ich  trete  daher  dem  RSnlgHch  Preusslschen  Antrag» 
in  der  7.  Sitzung  dieses  Jahres  bei. 

Hohenzollern>  Liechtenstein,  Renss,  Schanm« 
burg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck:  Die  hiesige  Gesani^ 
Schaft  vereinigt  sich ,  in  RQclcsicht  der  allgemeinen  AnsldMI 
Ober  die  ErfUUung  des  XIIL  Artikels,  mit  der  MiJorltSt  der  ?6^ 
liegenden  Abstimmungen,  und  wird  ihrerseits  nicht  verfehlet; 
nach  dem  Antrage  der  RSniglichPreussi sehen  vortreffliehei 
Gesandschaft ,  von  der  Lage  dieses  G^enstandes  eine  hohe  fiiuh 
des-Versamrolung  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Praesidium:  wolle  den  Entwurf  des  Beschlusses  vüAegm 
und  vernehmen,  ob  nichts  dagegen  zu  erinnern  seyT 

Der  Entwurf  wurde  verlesen ,  und  sSmmtUche  Stimmen  er- 
klHrten  sich  volikommen  damit  einverstanden ;  daher 

BeschlQss: 

L  Die  Deutsche  Bundes-Versammlung  hat  auf  den  In  im 
58.  Sitzung  des  vorigen  Jahres  von  Ihren  RSnigiichen  HohrftMl 
den  Grossherzogen  von  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenbuiv- 
Strelitz  durch  Ihre  Bundesgesandschaft  gemachten  Antrag  be- 
schlossen : 

dass  der  Deutsche  Bund  durch  die  Bundes -Versamnh 
lung  den  Inhalt  des  Grossherzoglich  Mecklenburg  -  Schwe- 
rin- undMecklenburg-Strelitzischen  organischen 
Staatsgesetzes,  Ober  dieMIttel  undWege,  um  bei 
streitigen  Fällen,  in  Angelegenheiten,  welche  dta 
Landes -Verfassung  betreffen,  zur  rechtlichen 
Entscheidung  zu  gelangen,  ganz  nach  dem  Antrage  da- 
hin garantire,  um  alle  Bestimmungen  desselben,  in  welchen 
auf  den  Bundestag  Bezug  genommen  worden  sey,  Jeder- 
zeit i(uft*echt  erhalten  zu  wollen. 

II.  Was  hiernSchst  den  bei  diesem  Anlasse  von  Ihren  RSid- 
glichen  Hoheiten  den  Grossherzogen  von  Me eklen hurff« 
Schwerin  und  Mecklenburg- Strelltz  ausgedräcktea 
Wunsch,  wegen  näherer  Angabe  Ober  die  ErfttllaBg 
des  XIII.  Artikels  der  Bundes-Acte  in  den  Deut* 
sehen  Bundesstaaten,  betrifft;  so  hat  die  Bundes-Ver- 
sammlung aus  den  Erklärungen  der  Bundesgesandschalten  JeBer 


8bMleD,  wddie  dmtli  die  too  Ihnen  aügefiButen  unverwerf- 
Mm  ärHnde  nocb  zur  Zdt  an  der  voltetibidigen  ErflUIung  des 
JOn.  Aitfkds  der  Bondes- Acte  yerkindert  worden,  mit  gerechter 
leniUguDg  die  Verdcheniiv  entnommen ,  dass  die  betreifenden 
l^lanaigen  diesen  Arttlcei  der  Bundeg-Acte  anf  eine,  seinem 
khea  Zwedte  angemessene  Weise  in  Vollzidiung  zu  bringen 
nl  dabd  Jede  nicht  in  der  Sache  gegründete  VerzSgerung  zu 
leneiden ,  krSlUgst  entschlossen  und  beflissen  sind ,  auch  nicht 
mttriassen  wollen ,  der  Bondes-Versammlung  binnen  JahreslMst 
die  geeigneten  Mittheilungen  Von  den  ferneren  Einleitungen  in 
ta  ftSmUscheD  Einrichtungen ,  von  deren  Fortgange  und ,  wo 
m^^kh,  Ton  ihrem  allerseitigen  endlichen  Resultate  zu  machen,^) 
wddieQ  diesell»e  sofort  vertrauensvoll  entgegensieht. 

i)  Vergl:    Protolcolle  der  Deatschea  Bundes -Ver- 
itBHlang,  Bd.  V,  S.  208  o.  f. 

k)  Veri^:   J.  L.  Kl  aber,  «ftentlicfaes  Recht  des  Teotschen 
a.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  406  u.  f. 
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Qarantlo  des  fitiiiilgesetxos  der  laiidstifidiieH 
Terfassang  des  rflrstenthiima  Hildburglauselv 


ü. 


Vortrags  desGesandten  derGrossheraoglieb  m 

Herzoglich SachsischenHäuser  undBeschInt 

der  Bundes-Yersammlung  vom  20.  Mai  1818, 

Fttnf  und  zwanzigste  Sitzung  am  20.  Mai  1818.') 
Der  Herr  Gesandte  der  Grossherzoglich  aa 
Herzoglich  Sächsischen  H8user:  In  der  diessiJIhrigfl 
7.  Sitzung  ist  bereits,  bei  Gelegenheit  der  Eri^iarung  über Ü 
Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Antrag,  von  mir  vorilol 
angezeigt  worden,  dass  man  sidi  in  Hildburghausenii 
einer  neuen  Organisation  der  alten  landstSodischa 
Verfassung  beschSftigte,  die  ich  bald  zur  Garantie  lOM 
reichen  zu  können  hoffte. 

Dieses  Geschäft  ist  nun  durch  das  kräftige  Zusammenwii 
ken  des  R^enten  und  der  Stände  beendigt,  mit  aller  Zuflriedq 
heit  die  Modiflcationen  und  Veränderungen ,  welche  die  In  ebMl 
Zeitlauf  von  Jahrhunderten  so  sehr  veränderten  Vertiältnlsse  Ol 
Ansichten  zu  empfehlen  schienen,  verabredet  und  ein  besUmarif 
Grundgesetz  entworfen  worden,  da  zuvor  Manches  nur  auf  Bei 
kommen  beruhete. 

Von  des  Herrn  Herzogs  zu  Sachsen-Hiidburghaus4 
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BweUMidit  habe  Idi  den  Auftrag  eAalteo ,  dieses  Qruodanielz 
der  hohen  BaDdes-Versaounluiig  zu  Qbei^reicheii  und  dabin  anzu- 
tnge9«  4ass  der  DurcfaJaucbti^te  Bund  gerubeo  ini(ise>  die  ()en 
SUuideD  versprocheae  Garantie  des  Orundgeset^^es  der 
landschaftlichen  Vej;rass4iag  des  Fürs.ten,t.hitins 
aU^huvg^auseo  zu  ertbeUi^  und  dere^  AuJtechUialtung 
zQflifljciienL 

Bei  dem  Vortiandenseyn  einer  bewäiirien ,  durch  Altertbum 
ehrwürdigen  landscbalUichen  Einrichtung  schien  es  H})chstden- 
selbeD  y  adbst  fiir  die  Haltbarkeit  des  oeueo  Verfassungswerks, 
ttoihwendig ,  bei  dessen  Errichtung  den  aKen  Rechtsstaad  nitg. 
ildist  beizubehalten ,  und ,  diesen  zur  Grundlage  nehmend ,  nur 
entwickelnd  und  fortbildend  zu  Werke  zu  gehen. 

Was  zu  dem  Alten  neu  hinzugekommen  Ist,  l>eruhel  eines 
Theils  auf  der  Ueberzeugung ,  c^j^ss  die  Landesverfassungen  und 
der Dentsche  Bund  den  Deutschen  Unterthanen  und  dem  Bestände 
der  LSndi^r  eben  die  Vortheiie  und  Sicherheit  ^ewährei^  müssen, 
vdcfae  ihnen  die  durch  die  Unblli  der  Zeit  entrissene  Reichsver- 
bsauqg  verbürgt^ ,  ynd  daa3  ^eao^^^  kjei^^re  St^^tj^q ,  w^lf he 
Oic^  alle  Theile  (|es  Orgj^ni^mus  auffj^l^pi.ei;^  (cöAipen ,  der  in 
grösseren  einen  regelrecbleq  Gang  l^r  alle  ^et^cu  sichert ,  Ihr^ 
(festeste  Stütze  in  landstäu((iscben  ElorlchtUJ(iigen  und  in  eineiq 
Qeraeiawesen  finden  miißsen^  w^^be^^  lösten  Mfid  Volk  innige/* 
Tcrblfldend,  letzteres  zurverhälinissnoi^^si^Theilnahme  an  den^ 
S0II  Interesse  am  ineißten  berührenden  Angelegenheiten  des 
Slta^hauf^altes  berufll.  Auf  der  anderen  Seite  traben  aber  auch* 
tie  Erfahrung  und  die  Geschichte  des  Hg^oglichen  Ilayses  Be- 
dnrttaisse  entwickelt ,  welche  bei  einer  (furctt  ver^ctii^dei^  An- 
lasse dringender  gewor^e^n  VerbesseruQ|:  njcht  unbeacf^t^ 
Udbeii  konnten. 

Des  Herrn  Herzogs  Durchlaucht  ^4i  ^^bel  z\vi(r  yon  der 
Ansicht  ausgegangen  >  das  die  Ausführung  des  Artikels  XIII  der 
Bondes-Acte  sich  überall  nach  den  eigenthümlicben  Bedürfnissen 
gestalten  müsse,  haben  aber  doch  keineswegs  den  Wunsch  auf- 
gegeben ,  in  dieser  wichtigen  Angelegenheit  flir  alle  Deutschen 
I^andes^taatep ,  ^ur  BetbStigun^  des  alle  leitenden  gleichen  Gei- 
**.  gPWlS^e  Gr^^lflli^^en  ^ngen^mnien  3^u  sehen. 
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Hterauf  wurde  elnHelltg 

beschlossen: 

1)  das  fiberreichte  Grandgesetz  In  dem  Bundes  •ArdiiTe  z« 
hinterlegen  und 

2)  auf  den  Antrag,  wegen  Debemahme  der  Garantie  des- 
selben von  Seitai  des  Durcblauchtigsten  DeatMhen  Bun- 
des, die  Instructionen  der  höchsten  Comndttenten  rtnzw 
holen. 

a)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschea   Bundes-Ver- 
sammlnng,  Bd.  V,  S.  251 ,  252. 


Abstioimungen  vom  20.  August  1818. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  20.  August  1818.') 

Praesidium:  erSlDiet  das  Protokoll  zur  Abstimmung  fflMlf 
die  von  des  Herrn  Herzogs  zu  Sachsen-Hlldburgfaausen  DurA- 
laucht  bei  dem  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bunde ,  durch  dei 
Antrag  der  Bundesgesandschaft  der  Grossherzoglich  und  Her- 
zoglich Sächsischen  Häuser,  in  der  25.  Sitzung  dieses  Jahrei 
jiachgesuchte  Garantie  desGrundgesetzes  der  landstin^ 
dischen  Verfassung  des  FQrstenthums  Htldburg- 
hausen. 

Oesterreich:  trägt  darauf  an,  dass  der  Deutsche 
Bund  die  Garantie  des  erwähnten  Gesetzes  für  aUe  FDIs 
fibemehme^  wo  entweder  der  Regent  oder  die  Stände  an  den- 
selben recurriren  wfirden. 

Preussen, 

Baiern, 

Königreich  Sachsen  und 

Hannover:  wie  Oesterreich. 

Württembergs  Der  Königliche  Gesandte  sey  beauftragt, 
für  die  Uebemahme  der  von  Seiner  Durchlaucht  dem  Eeoßtt 
von  Sachsen-HUdbuighausen  bei  dem  Deutschen  Bunde  nade«- 
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sacMes  earantle  ter  neoen  SidMB-niibinfluiiislielieii  Lw- 
io-Verflurai^  zu  sttmiiieD. 

v«.i.    '  ^»      I     seyeo  oocli  ohne  Instnictton. 

Crossberzogtiiuiii  Hessen:  wie  Oesterrelch. 

DIneiBark,  wegenHoIslelD  undLaueiiburK:  behalte 
fhfc  das  lYoCokoll  Boch  olhii. 

Niederlande,  wefea  des  CrosaliefiegUnuna  Lnxes- 
Inrgz  wie  Oesterrelch. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  SSchsische 
Hinser:  desgleichen. 

Braansch  weig  und  Nassau:  wie  Oesterrelch. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Stre- 
11  tz:  ebenßdls. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
sey  noch  ohne  Instruction. 

fiohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  SchauB- 
burg-Llpye,  Lippe  und  Waldeck:  wie  Oesterrelch. 

Die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
MdHamburg:  wie  Oesterrelch. 

Praesidium:  wolle  die  vorbehaltenen  Abstimmungen  ge- 
«feHgen,  um  hiemächst  den  Beschluss  zu  hssen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deatschen  Bnndes-Ver« 
samalnng,  Bd.  VI ,  S.  1S4, 135. 


Abstimmungen  vom  3.  September  1818. 

PSnf  und  vierzigste  Sitzung   am   3.  September 
181 8.  •) 

Baden:  Hinsichtlich  des  in  der  43.  diesfljährlgen  Sitzung 
zur  Ahtttainung  flb^  die  von  des  Herrn  Herzogs  zu  Sachsen- 
HUtton^usen  Durchlaucht,  bd  dem  Durchlauchtigsten  Deut- 
Khca  Bude,  In  der  ».  Sttsung  dieses  iAns  nadigesuehlen 


TA 

GuranUe  im  (km^K^ftttm^  4ar  lap44Uia4iaclifen  VerfassuiMl  4» 

Furstenthums  Hfldburghausen ,  erOffli^a  PTi|M>kme3,  i#^  4^ 
Grossherzogllche  Gesandte  beauftragt,  fijur  die  Uei^erpiihme 
dieser  Garantie  \i\  detn  gleichen  Masse ,  wIq  ^\ß:  likwefk  Wnig- 
liclien  HobHtoQ  4«l  HorrQp  Gr944lviniQgeii  yoa  Wetfim  und 
liodkleobttW:  m  TM\  wnvA^ «  w  &t i  np^m  e  o. 

Kurhessen:  schliesst  sich  i)^  KaUerUdi  O^^l^j^^k 

c4ilaeiK«iViMAUawmKa9H  . 

ö).  Vergl:    Protokolle   der   Deutschen   Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VI,  S.  143. 


Ab<sti  pioi^ngei)  voip  21  •  Septenilier  1818, 

Acht  uvd  yierzi|^ste  Sitzung  vom  2t.  September 
ISIS.')  ' 

DSnemarIc,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  Seine 
Majestät  der  König  sind  der  Meinung ,  dass  der  Deutsche  Bund 
die  nachgesuchte  Garantie  des  Grundgesetzes  der  landständi- 
achen  Y^rfa^wng  d^s  Hjer^Qgthiwus  $(icA^n-midburgbauseii  da- 
hinübernehme,  dass  durch . dtes^ ,<9lf r^ptie die Verblmdli^^keit 
anerkannt  werde ,  in  denen  Fällen  einzuschreiten ,  wo  zwischen 
dem  Regenten  und  den  Ständen  ein  Streit  über  die  Ver- 
fassung entstehen  und  dieser  bei  dem  Bundestage  an- 
gebracht werden  würde. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
schliesst  ^ich  der  Abstimmung  von  Oesterreich  und  Däne- 
mark, wegen  Holstein  undLaüenburg,  flt^er  diesen  Gegen- 
stand em. 

Praeisidium:  erklärt,  sich  darüber  aus  den  ProtokoHen 
ersehen^  und  demniiphsj(  den  BeschlQss  vorlegen  zu  wollen. 

«)  V^l«  Pre^lo'koH«  ier'De«ts«h«n  B«nde«-Ver- 
MMinlottg;  Bd;  Vi,  8.  lü. 


.       t.  ,{!        ,  !•■ 


•  •!  1  »(.,•  ■.         .    ,  •     ..      i  .    ,,  .ii.^^j,^   .         ■■  ...    .' 
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Besehluss  der  Bundes- Versammlong  vom 

1.  Oktober  1818. 

NeuD  and  vierzIgsteSItzunf  «ml. Oktober  1818.*) 
Praesid  in  m :  legt  den  Entwarf  des  Besehlosses  Ober  die 
VW  Sdiier  Dorchlaacht  dem  Herzoge  von  Sachsen-HUdburgiiMi- 
sa  nachgesttchte  Garantie  des  Grundgesetzes  der  landstlndiseben 
yerltaang  des  FQrstenthums  Hlldbur^ausen  vor ,  welcher  den 
AMimmangen  volllLomraen  entsprechend  befunden  und  gendi- 
Blfetwordei  daler 

BescIitQss; 
Da« der  Dorchlauchtigste  Deutsche  Bund  die  nachgesuchte 
Garantie  des  Grundgesetzes  der  landstKndischen 
Verfassnng  des  POrstentJlums  Hildburghausen  da- 
kia  flbernehme,  um  in  allen  den  FUlen  einzuschreiten,  wo 
«tweder  i^  ftegf  nt  oder  die  Stünde  sich  wegen  dieser  VsTr 
bmoganden  Bundestag  wenden  würden. 

s)  Vergl:    Protokolle  der  Dentschen  Bandei-Ver- 
umnlaag,  Bd.  VI,  S.  196, 197. 


' .  I 


«■ 


'f 


!>• 


Saraitie  des  Gesitios,  die  stlBdiseke  Terfatsiig 

des  HeriogthmnsGobiirK-Saslfeld  betiefleiid. 


Vortrag   des    Praesidiums  ond   Besehlass  didr 
Bundes-Versanimlang  vom  13.  December  1821. 

Drei  und  dreisslgste  Sitzung  am)13.  December 
1821.-) 

Praesidium:  legt  eine  ihm  von  dem  Bundestags-Gesaoi- 
ten  der  zwcHften  Stimme,  Herrn  Grafen  von  Beust,  zugestdüe 
Note  vom  12.  d.  M.  vor,  wodurcli  derselbe  die  von  Sefner 
Durchlaucht  dem  Herzoge  zu  Sachsen-Coburg-Saalfeld, 
Fürsten  zu  Lichtenberg,  dem  Herzogthume  Coburg-Satt 
feld  erthellte  stSndische  Verfassung  übei^d^t,  und  la 
GemXssheit  des  §.  121  die  Garantie  des  hohen  Bundestage! 
nachsucht. 

Der  Herr  Gesandte  Graf  von  Beust  dankte  dem  hohen  M- 
sidio  fOr  diesen  Vortrag ,  und  es  wurde  hierauf  einhellig 

beschlossen: 

1)  das  Überreichte  Gesetz  vom  8.  August  d.  J.,  die  stXndischi 
Vtf  fiissung  des  Herzogthums  Coburg-Saalfeld  bebreffenl, 
in  dem  Bundes- Arddve  zu  hinterlegen ,  und 
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t)  Mfin  ABtiir  W0gai  UeheraalHM  ta*  GiruMte  JencIlMi 
▼M  Sella  «es  indetlaget,  tfe  InstnietioMn  der  Regto- 
roBgeii  dozukoleo. 

«)  Vci|;l:    Protokolle  der  DeotscheD  Bandes-Ver« 
saMBlDO]^,  Bd.  XII,  S.Sil. 


Abslimmiiiigeo  vom  7.  Febnur  1822. 

PBiirte  Sitzttog  am  7.  Februar  1822.*) 
Oesier reich:  Ich  habe  Ober  deo  voo  der  Bundestags» 
Geiandsdiaft  der  Grossherzoji^licb  und  Herzoglich  SKchsischeo 
Uaser  1d  der  33.  vorjährigen  Bundestags-Sitzung,  bei  Gelegen- 
teit  der  Uebergabe  der  von  Seiner  Durchlaucht  dem  Herzoge  von 
Sachsen-Coburg-Saaireld  dem  Herzogthuroe  Coburg-Saalfeld  er* 
theUlen  ständischen  Verfassung ,  gestellten  Antrag  auf  Ueber- 
nakme  der  Garantie  derselben  von  Seiten  des  Bundestages,  bd 
■einem  allerhijchsten  Hofe  die  nöthige  Instruction  eingeholt,  und 
CS  ist  mir  der  Auftrag  zugekommen ,  in  Beziehung  auf  diesen 
G^nstand  Folgendes  zu  erlkUiren : 

Da  die  Berechtigung  zur  Uebernahme  der  Garantie  land-- 
tfbdischer  Verrassungen  von  Seiten  des  Bundes ,  in  so  fern  sie 
von  dem  betreffenden  Bundesmltgliede  nachgesucht  wird ,  durch 
<eo  Artikel  LX  ^)  der  zum  Grundgesetz  erhobenen  Wiener  Schluss* 
Acte  begründet  ist,  und  da  das  hinsichtlich  der  stttndischen  Ver* 
fttsnng  des  Herzogthums  Coburg- Saalfeld  erschienene  Gesetz 
Jdchts  enthält ,  was  den  Verhältnissen  dieses  Staates  gegen  den 
Band  zuwider  wäre,  sondern  vielmehr,  namentlich  durch  die 
g.  2 ,  3  und  74 ,  diejenigen  Bestimmungen  sich  gebtfrig  beachtet 
laden,  welche  In  den  Artikeln  LVII  und  LVllI)  der  Schluss- 
Arte  als  erforderliche  wesentliche  Grundprinciplen  der  landstän- 
tidien  Verbssung  eines  Deutschen  Bundesstaates  aufgenommen 
wvrtai  sind ;  so  findet  der  Kaiserlich  Königliche  Hof  keinen  An«- 
UMd,  dafQr  zu  stimmen,  dass  die  nachgesuchte  Garantie 
4er  ständischen  Verfassung  des  Herzogthums  Cobuqr-SaaUdd, 
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mHiltoii  Meraos lierf^rgiriiendes ,  in4emArtltaelLX4efflchlQu- 
Aete  naher  tezeldm^lei ,  recMUobeD  WUrkuiigm ,  tob  fielta 
des  Bundes  zu  fibernehmen  sey. 

Preussen:  Man  ist  diesseits  einverstanden  mit 
Uebernahme  der  Garantie,  unter  Rezlehung  auf  den  Ar- 
tikel LVIII  der  Schluss-Acte. 

Königreich  Sachsen:  trägt  auf  Uebernahme  der 
6  a  r  a  n  1 1  e  des  Herzoglich  Cobui^schen  Gesetzes  Über  die  stSn- 
dlsche  Verfassung  an. 

Württembeig:  Die  Königlich  WUrttemberglscbe  Ge- 
sandtschaft Ist,  in  der  durch  diefiifigangsworte  der  Verflissungs- 
Urkunde  begründeten  Voraussetzung,  dass  dieselbe  angenommea 
oder  eingeführt  sey,  emiXchtigt,  auch  (Ur  Seine  SiiUesttR  den 
König  auf  die  Uebernahme  der  gewünschten  Garantie  zu 
stimmen. 

Rurhessen:  stimmt  fSr  die  Uebernahme  der  Garaa* 
lie  des  Sachsen-Gobiu^lschen  Gesetzes  über  die  landstSodisdM^ 
Vcrftissung. 

Grossherzogthum  Hessen:  tritt  dem  Antrage  avf 
Uebernahme  der  Garantie  des  Sachsen-Cobui^isehen  Ge- 
setzes über  die  landständische  Verfassung  in  dem  Herzogthone 
Coburg-Saalfeld  bei. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  Seine 
MiiJestät  ertheilen  dieser  nachgesuchten  Garantie  in  der  Vor- 
aussetzung auch  Dire  Zustimmung,  dass  hierdurch  nur  die 
Verbindlichkeit  übernommen  wird,  bei  allenfaUs  entelehendea 
Streftigkeiten  zwischen  dem  R<^enten  und  den  LandstXoden, 
solche  nach  dem  Geiste  der  Verfassung»  -  Acte  zu  erledigen  w 
suchen. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsiseh« 
Hans  er:  Der  Gesandte  stimmt  für  die  Curie  für  die  von  defll 
Durchlauchtigsten  Bunde  zu  übernehmende  Garantie  der 
Constitntion  des  Herzogthnms  Sachsen-Cobui^SaalHeld ,  Jedoöl 
-—  dies  in  Auftrag  der  Jüngeren  Gotlialschen  Llnkn  —  vorba» 
häitllch  der  hausgesetzllchen  Bestimmungen  iü 
flause  Sachsen-Ernestlniscfaer  Linie. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Sehaniri^ 
burg-Lippe,  Lippe  und  Waldeek:  Die  OesmiMMteftiA 


entMgt^  Mch  fVr  4fe  U^ber i ahne  «er  tuefegewAtai  6a- 
nttie  des  mtom  8.  Atigttit  18tl  ertasseivMi  CiiMeCzes  Blier  41t 
flUMselie  VerOissiiiig  des  ■enEogttNmis  GelNirK  -  Saalfeld  wiH* 
ffliri^  2»  erküren. 

a)  Yergl:    Prololcolle  der   Deutschen  Bnndes-Ver- 
sammlang,  Bd.  XTII,  S.  112, 113. 
h)  Dersf  Ibe  lantet : 
„Wenn  von  ehiem ßundesgüede  die  fiaranlie  des  Bundes 
ffir  diein  seinen  Lande  eingellihrle  landständische  Ver- 
fassung nachgesacht  wird,  so  ist  dfe  Bundes-Versamailaiig 
hereebligt  selohe  m  fibeniehiaen.    Sie  erhält  dadsreh  die  0»- 
ftignusy  auf  Anrufung  der  Betheiligten^  die  Verfinsnng  ai^ 
recht  zu  erhalten ,  und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung 
deraelbea  entstandenen  Imngen,  safem  dafür  nieht  ander- 
weitig Mittel  und  Wege  gesetzlieh  vorgeschrieben  siad ,  durch 
gütliche  Vennittelung  oder  comproniissarische  Entscheidung 
beizulegen.*^ 
e)  Dieselben  enthalten  folgende  Bestimmungen : 
Artikel  LVU:    „Da  der  Deutsche  Bund,  mit  Ausnahme  der 
freien  Städte,  aus  souveränen  Pursten  besteht,  somuss, 
dem  hierdurch  gegebenen  Grundbegriffe  zufolge ,  die  g  e- 
sammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des 
Staates  vereiniget  bleiben,  und  der  Souverän  kann 
durch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung 
bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden 
werden." 
Artikel  LVHI:  „Die  im  Bunde  vereinlen  seurerXnen  Krslea 
dtrftm  durch  keine  lan>dsiändli»eheV«rfassangia 
der  Erfüllung  ihrer  bundesmässigen  Verpfli<eh» 
'     tvagen  gehiadert  oder  beschränkt  werden.'^ 


Abstimmungen  vom  21.  Februar  1822. 

Siebente  Sitzung  am  2t.  Februar  1 822.*) 
Hannover:  stimmt,unterAnschUessung  an  die  Kaiserlich 
OeuerreichUcbe  Aeusseruug,  für  die  Uebernahme  der 
fitrantle. 


M 

Baden :  Die Gesandschaft  ist  angewieaeo,  fQr  die  lieber- 
nähme  der  Garantie  der  stSndlscben  Verfiissung  desHenog- 
tiiums  Sachsen  Coburg- Saatfeld ,  unter  allgemeiner  Bezidmag 
auf  den  Artikel  LVIII  der  Wiener  Schluss-Acte  zu  stimme. 

Meciclenburg-Schwerin  und  MeckIenburg-Str^ 
Iltz:  stimmt,  unterBeziehung  auf  den  Artikel  LX  der  Sdiluss- 
Aete,  für  die  Uebernahme  der  Garantie  des  Sachsen-O- 
burg-Saalfeldischen  Yerfkssungsgesetzes  vom  8.  August  1821. 

Die  freien  StSdte  Lübeck,  Frankfurt,  Bremea 
und  Hamburg:  stimmen  für  die  Uebernahme'der  Garan- 
tie der  stfindiscben  Verfassung  des  Herzogthums  Coburg-Saai- 
feld ,  von  Seiten  des  Bundes. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bandes-Ver- 
sammlnng,  Bd.  Xill,  S.  182. 


Abstimmungen  vom  28.  Februar  1822. 

Achte  Sitzung  vom  28.  Februar  1822.') 
Baiern:  Der  Königlich  Baierische  Bundestags- Gesandle 
Ist  von  seinem  allerhöchsten  Hofe  angewiesen,  die  ZustlB- 
mung  zur  Uebernahmeder  von  Sachsen-Goburg-Saalfeld  e^ 
betenen  Garantie  seiner  neuen  Verfassung,  unter  Bezug- 
nahme auf  die  Artikel  LVHI  und  LX  der  Wiener  Schluss-Aete 
ZI  erklaren. 

Braunschweig undNassau:  stimmt, unter Anschlles* 
sung  an  die  Kaiserlich  Oesterreichische  Aeusserung,  für 
die  Uebernahme  der  Garantie  des  in  Frage jtehenden  Ge- 
setzes. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XllI,  S.  184. 


M 


Abstimmungen  vom  25.  April  18X2. 

Dreizehnte  Sitzung  vom  25.  April  1822.*) 
Niederlande,  we^en  des  Grosstaerzogthums  Luxem- 
bnrp ,  dann 

Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg:  stimmen 
fürdieUebernahme  der  nachgesuchten  Garantie  des  un* 
tem  8.  August  vorigen  Jahres  erlassenen  Gesetzes  Qlier  die  sUbi« 
Asdie  Verflissung  des  Herzogthuros  Coburg-Saalfleld. 


a)  Veiigi:    Protokolle   der  Deutschen  Bundes-Ver- 
samnlong,  Bd.  XID,  S.  t4S. 


Abstimmungen  vom  10.  Juni  t822. 

Neunzehnte  Sitzung  am  10.  Juni  1822.') 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  SSchsische 
Hiuser:  Der  Gesandte  gtebt  hoher  Bundes-Versammlung  den 
Wonsch  zu  erkennen,  dass,  nachdem  von  sSmmUlchen  aller- 
kfehsten,  hSchsten  und  hohen  Bundesregierungen  die  beiffiiligen 
ErUärungen  wegen  der  von  dem  Durchlauchtigsten  Bunde  zu 
Qbeniehmenden  Garantie  der  landstSndlschen  Verfassung  des 
Herzogthums  Sachsen-Coburg-Saalfeld  eingegangen  seyen ,  von 
koher  Bundes-Versammlung  erwähnte  Garantie  fSrmlich  ausge- 
brochen und  darüber  von  dem  hochverehrlicben  Präsidium  der 
BescUuss  hoher  Bundes- Versammlung  geHllligst  eingeleitet  wer- 
te mSge,  Indem  er  sich  im  Uebrigen,  in  ausdrücklichem  buch- 
i^Aunrage,  auf  den  verwahrenden  Vorbehalt  wegen 
fer haosrecessmfissigen  Bestimmungen  des  Sachsen- 
BrnestiolschenGesammtbauses  bezieht.^) 
DI.  6 


Praesldluni:  werde  mit  Vergnügen  dem  Wunsebe  ita 
Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  Bundestags-Gesanit 
Schaft  entsprechen »  und  sey  bereit,  in  der  nächsten  Sitzung  da 
Entwurf  des  Beschlusses  vorzulegen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bund.es-Ver- 
Sammlung,  Bd.  XIV,  S.  34. 

by  Vergl:  die  obige  Abstimmung  der  Grossherzoglich  und  Her- 
zoglich Sächsischen  Gesandtschaft  (Nr.  2.) 


ir. 

Beschluss   der  Bundes-Versammlung  vom 

15.  Juni  1822. 

Zwanzigste  Sitzung  vom  15.  Juni  1822.*) 
Praesidium  trägt  vor:   es  habe  sich  in  den  Absttm- 
mungen  ersehen  und  wolle  den  Entwurf  des  Beschlusses  in  Be^^ 
treff  der  nachgesuchten  Garantie  des  Gesetzes  über  die  ständisde 
Verfassung  des  Herzogthums  Coburg-Saalfdd  vorlegeu. 

Der  Entwurf  wurde  verlesen,  und  sämmtlicbeGesandt» 
Schäften  vereinigten  sich  mit  demselben;  daher 

Beschluss: 
dass  die  nachgesuchte  Garantie  der  ständischen  Verfas- 
sung des  Herzogthums  Sachsen-Coburg-Saalfel4 
unter  Bezug  auf  den  Artikel  LVm  und  LX  der  Schluss-Acl^ 
von  Seiten  des  Bundes  übernommen  werde. ^) 

a)  Vergl:   Protokolle   der   Deutschen  Bundes-Vett 
Sammlung,  Bd.  XIV,  S.  60.  ^ 


b)  Dass  die  Sieherstellnng  der  Verfassung  demDeal^ 
sehen  Bunde  übertragen  werden  solle,  wird  in  siehrerin 
Verlkssungs-Urinnden  aasdriiokltch  erwähnt,  veigl.  a^ 
mentUch: 


9> 

SMJbt«A-Welaftr-RU«ii«eliit«lie  V«rfass«BfS-Ur- 
kai4e  (1816)  §.  139  (iriebt  1. 121 ,  wie  irrig  «a  nehiwea  Or- 
Ini,  JE^B«  ia  J.  L.  Kliber's  ölfeiiilieheB  R6eiilii4S.w.  8.407, 
angesehen  bt) ; 

Stehsen-Hildborghansische  V.  U.  (1818)  §.  58; 

Badische  V.  U.  (1818)§.  8S; 

Sicbsen-Cobarg-Saalfeldischey.  Ü.  (i6aD)§.  121; 

Sachsea-Meioiagiscbe  V.  U.  (1829)  §.  198; 

Schwarzburg-Sondershauslsche  V.  U.  (1899)8.  It; 

Korhessische  V.  ü.  (1831)  §.  157; 

Hohenzollern-SigmaringischeV.  U.  (18S3)§.  199. 

Ausser  den  hiemnter  befindlichen  Bnodesstaaten,  denen  die  Ver- 
luste Garantie  in  der  oben  erwähnten  Art  zugesichert  wurde, 
wirdenanchyon  den  anderen  mehrfache  An  träge  auf  Garantie  ihrer 
Verfassungen  bei  der  Bundes-Versammlung  gemacht,  so  u.  a.  von 
Baden,  für  welches  der  Gesandte  in  der  fünf  und  vierzigsten 
Sitzung  vom  3.  September  1818  nachstehende  Erklärung  zu 
Protokolle  gab : 

„IMe  Grossherzogliche  Gesandtschaft  befindet  sich  dermalen,  ver- 
■oge  höchsten  Auftrages  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs, 
ihres  gnädigsten  Herrn,  in  der  Lage  die  Anzeige  zu  machen,  dass, 
oacfa  vorheriger  Ausgleichung  aller  derjenigen  Hindemisse,  welche 
aeüber  der  EinfKhmng  einer  ständischen  Verfassung  entgegneten, 
Sdoe  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  sich  bewogen  gefunden  ha- 
ken, sowohl  In  Gemässheit  der,  durch  den  Artikel  XIII  der  Deut- 
Kiiea  Bnndes-Acte  übernommenen  Verbindlichkeit,  als  auch  Höchst 
Ikres  früher  schon  hierüber  ausgesprochenen  Willens,  dem  Gross- 
herzogtbume  eine  landstandische  Verfassung  zu  ertheilen,  deren 
Verfassungs-Crkunde  hier  vorgelegt  wird.** 

„Da  nun  der  sehnlichste  Wunsch  Seiner  Königlichen  Hoheit  da- 
kli gerichtet  ist,  die  Ihren  Unterthanen  durch  diese  Verfassung  zu* 
lietgenden  Wohlthaten  auch  für  die  Zukunft  zu  sichern;  so  konnten 
Hoehstdieseiben  (gleichwie  es  in  dem  §.  83  der  vorliegenden  Verfas- 
suigs-ürkunde  ausgesprochen  ist) ,  denselben  keine  befriedigendere 
Bnrgschaft  gewähren,  als  diese  Verfassung  unter  die  Garantie  des 
Ovehlauchtigsten  Deutschen  Bundes  zu  stellen;  welche  die  Gesandt- 
Kiiaft,  nach  Massgabe  der  vorgegangenen  Beispiele  der  Grossher- 
iflgfichen  Höfe  von  Weimar  und  Mecklenburg  und  des  hierauf  erfolg- 

6* 
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leü  Resultats,  in  Reicher  Art,  mittelst  dnH  desiialb  zu  neboHMidi 
kurzen  Verlasses ,  zu  verlangen  iieauftragt  ist.** 
S.  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-VersammlaBj 
Bd.  VI,  S.  143. 


Vergl.  auch:  Neue  allgemeine  politische  Annalen,  Bd.1 

(1825)  S.  170  u.  f. 
A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  u.  s.  w.  Bd. 

S.  75  u.  f. 


i 


il 


CartitleleiitvBgeB  fb  Tertrlge  toter  Baideiglie- 

dem«.  I.  w.*) 


Gotliehe  Erlediguog  der  zwUcheo  Oldenburg 
uid  Bremen  9  wegen  AnfliOren  der  Erhebang  des  We« 
seriolles  zu  Elsfleth^  obgewalteteo  Sireltsache 
Qsd  Beschlnss  der  Bundes-Versttmnilung,  4ie 
Vollziehung  dieses  Vergleiches  unter  die  Garan- 
tie des  D  eutschen  Bundes  zu  stellen ^  vom  26.  Au- 
gust 1819. 


Si  Nr.  LXXXVif  E,  m  der  xnveiien  AhtheUung  da  xwei^ 
len  neUe$. 


9. 

Beschlnss  der  Bundes- Versammlung  vom  9. 
Min  1826,  betreffend  die  Uebemahme  der  Garantie 
<ler  zwischen  dem  Herzoge  von  Oldenburg  und  dem 
Grafen  von  Bentinck  am  8.  Juni  1825  geschlossenen 

Uebereinkunft. 


Si  Nr.  LXXFj  B,  Sy  m  der  erelen  Abikeibmg  dee 
iweUen  J&etfes. 
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len  der  BuDdef-Verfammldng  (V  Bande,  Fyiiikftirta.lL 

8.  Gednicki  io  der  Bande8-Präsidial-Bachdnickerei,18i7— 1820) 

Bd.  I,S.  8  a.  f. 

b)  Auf  dem  Wiener  Gongresse  Im  Jahre  1815  wurdea die 

•  onveränen  Pursten  von  der  Leyen  andren  Isenbarg,  m 

wie  die,  letzteren  sclion  dnreli  die  rheinische  Bandes-Acte  sabjidrtai 

Grafen  von  Isenbarg,  standesherrlich  nntergeordnel 

Vergl:  Acte  du  Congr^s  de  Vienne  du  9.  juin  1815,  Art. 

LI. ,  LIL 

Diplomatisches  Archiv,  Thl.  I,  Abth.  I,  S.  466. 

Rec^s-g^n^ral  de  laCommission  territoriale  rasse»> 

bl6eft  Francfort,  dn20.Ju{l]etl819,Art.V1I!.,XIX.,X!nl. 

Diplomatisches  Arohiv  a.  s.  w.  Tbl.  I,  Abth.  n^|f 

1100, 1104, 1107.  Jl 

J.  L.  Klub  er,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandhmgen  li| 

Wiener  Ceagresses ,  S.  19, 81,  91,  86, 135,  561.  V«l 

J.  L.  Kl  üb  er,  Acten  des  Wiener  Congresses  a.s.  w.  Bd.  n,  S.fli 

u.  U  Bd.  VUI,  S.  152. 
J.  L.  Klöber,  öfflmtliches  Recht  des  tentschen  Bandes  a.  s.  w. 
(4.  Aafl.  1840)  S.  462. 


V. 


leieklisi  der  Bindeg-VersamBlnng  to«  2L  De* 
Mto  1120,  betreiMd  das  Geiiek  dee  Ftritei  ?•■ 

ierLeyen,  um  üntersnchviis  seines  fllr  den  eke- 
■aligea  Dentsckea  ^eicliskSrper  erlittei^eB 
Terlistes,  ud  Aismitteliag  einer  killigalssi« 

genlntsch&dfgnng. 

Iiiderfliebeo  uod  dreleelgiteDSitzung  aBi21»De* 
eesberl830*)lnvdOTK«nigllchHaBtt«TerlsclieBun* 
'esttgi-Gesandle,  Herr  vanMarteas,  desGesucb  des 
hfTiPQralen  voa  der  Leyeo,  um  Uatersuchiiag  ee^ 
leg  für  dea  eheraallgea  Deutschen  AeichskSrper  er- 
llUeaen  Verlustes,  mad  Attsnitteluog  eloer  billig* 
aissigen  EntscbSdlguag,  yor  (BiareicbHags •  Protokoll 
Br.  94  V.  J.  1820)  uod  unter  Riickweisang  auC  daiüenlge,  was 
keieiu  in  der  5.  Sitzung  vom  Jahre  1810  hleriiber  Torgekommen 
^  togkächAi  nach  ausgehobenem  lohalt  dieser  oeuesteo  Vor- 
«Ulmig,  Sossert  der  Herr  Referent  sein  Gutachten  dabin : 

Soton  es  auf  einen  von  der  Bundes- Versammlung  milhssen« 
ta  BescUuss  ankomme ,  glaube  Referent,  ohne  In  einenSbere 
Kotwk^elnng  der  Unbaltbarkelt  der  Gründe  des  Herrn  Reclaman- 
ten  dazugehen ,  mit  welchen  derselbe  gesucht  habe,  gesetzliche 
BeMüimmgen ,  welche  auf  den  vorliegenden  Fall  olTenbar  nicht 
^"^ifMm  seyen ,  für  sich  anzuftlhrea ,  dabei  stehen  bleiben  zu 
^^Men,  dass  6ßr  Herr  Reclamant  sein  Gesudi  schon  wKhrend 


der  leisten  Wiener  Conferenzen  dem  Herrn  FOnten  vea 
Mottornich  eingereicht  hätte,  dieser  darüber  in  der  33.  Si- 
tsunir  einen  Vortrag  gemacht  habe ,  welchen  die  Beilage  Litt.  6 
XU  dlfHom  Protokolle  sub  Nro.  5  enthalte ;  dass  der  Herr  POrst 
von  Meilern  Ich  darin  sein  Gutachten  dahin  ertheilt  habe,  dass 
die  Hundes- Versammlung,  an  welche  sich  der  Herr  Fürst 
srhon  iHlher  mit  seinem  Gesuche  gewendet  hätte ,  mittelst  Be- 
nHilUimes  vom  21.  November  1816  dasselbe,  als  zu  Ihr  nicht  ge- 
httHiTi  tturtlekgewiesen  habf,  die  damals  bestandenen  Mo- 
llvn  <iuoli  wnhl  heute  noch  zu  geilen  hätten,  und  mithin  das  flrag- 
Iii1l0  (jeaurh  auch  dermalen  nicht  werde  berücksichtigt 
^*mM\  kttniwn.  ' " 

Daoa  mr  dieacs  Gntaeliteii  die  MHitteder  itt  Cbnfisrafi 
iH^lfiye  des  33*  Protokolls ,  einstimmig  beschlossen  hütten, .  te 
Horrii  Klirrten  von  Metlemich  zu  ersuchen ,  den  Bittsteller  m 
Namen  der  Conferenz  nach  Anleitung  Aeses  Gntachtens  kiiit*4 
ImateUM  *  walches  auch  ebie  Zweifel  geschehen  aer*  i 

Unter  diesen  Umständen ,  und  da  die  Bundes- VersarnnduDg , 
nicht  Ober  den  Beschlüssen  der  Wiener  Conferenzen  stehe,  würde . 
sie  schon  aus  diesem  Grunde  den  Reclamanten  mit  seinem  er- , 
neuerlen  Gesuche  abzuweisen  genSthiget  seyn ,  wenn  aie*  auch  ^ 
flieht,  wie  doch  webi  zu  erwarten  stehe,  die  Uebferzeiigvaf . 
Ibeile,  dass'Ate  von  Ihr  1814  angeführten  Gründe  der  Abwcho«!  ] 
auch  Jetzt  noch  onverändert  beständen^  ud  der  XXX.  ArUk^i) 
auf  den  Torliegefnden  EMI  durchaua  keine  Anwendung  ielde^  dl  | 
hier  gar  nicht  von  einer  VenMHebtung  die  Rede  wäre,  deren  Uebtt^ 
nähme  zwiscben  mehreren  oder  allen  Bundesstaaten  straUig^i , 
sondern  allein  v^n  der  Fraget  ob  der  Reclamant  sich  dem  ku  m^ 
tevwerlte  habe,  was,  in  Ansehung  seiner  vohnadigeh  BesttzoB* 
gen  auf  dem  linken  Rhetnufer ,  durch  den  RclfohsdqpotaUoa»' 
Hauptsehinss^  und.  In  An^hung  seiner  Besitzm^^  auf  dss 
rechten  Rbehwifer,  durch  die  Wiener  Congress-Aete  ftstgesetzt 
worden;  diese  Frage  kftnne  nicht  zweifelhaft  seyn.  In  Ansdiuig 
seiner  Besitznn^en  auf  dem  rechten  Rlieiniifef ,  mit  welchen  der 
Herr  Fürst  in  den  RKelnbund  anf^enommen ,  thetle  er  ein  glä* 
obes  Seblckaal  mit  anderen  >  rrüher,  oder  1813,  oMdiattsirtm 
Fürsten ,  und  taedürfis  es  hier  keiner  fintwidkehing  der  Gffüade, 
die  dieses  besonder»  in  Ansehung  sdoer  motivirt  hVIten  \  uoiso 
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>BiMciMwer!li  m  ttidi  In  Ansekiing  sefner  rmoMgeniBcMinm- 
fn  auf  don  llokeo  Rbetnufer  sey,  dass  der  RelchsdeiputatlaiiB- 
SdtfiuB  iilelit  allen  auf  denn  Unken  Rheinnibr  possesaionirt  ge- 
wesenen Deutseben  eine  angemessene  EnLsebSdigung  babe  ver* 
KkaBlen  können,  und  dass  Reelamant  wegen  eines  Thelles  seiner 
Boitzniigea  in  diese  Kategorte  giibSrt  babe ,  —  so  gedeokbar  es 
auch  wobl  gewesen  wSre,  d^as,  nacbdem  ein  grosser  TheU  der 
dvck  den  LQnevIUer  Frieden  an  Frankreleh  abgetretenen  Under 
atfdcB  linken  Rhetnufer  Ton  den  AWirlen  wieder  «rokert  und 
thataveo  Frankreich  abeatreten  wwdnn«  diese,  vor  dw  endk 
Mea  Verthellung  dieser  Under,  dia  an  ien  Reiekadcp«litieM* 
ftAlnsse  noch  unerfOilt  gebliebenen  Anspriicbe  nicht  berQeksIch- 
liBt  bitten ;  so  sey  doch  bekannt ,  dass  dieses  nicht  geschehen 
tqTf  und  da  der  Bund  an  den  Verhandlungen ,  welche  vor  den 
fMser  FHedensschlQssen  hergegangen  seyen,  keinen  Antheil 
gehabt ,  auch  nicht  er ,  sondern  die  AlUlrten ,  diese  Verthellung 
WKenommen  hStten ,  so  könne  nicht  er  dafür  noch  Jetzt  gerecht 
a  werden  und  sich  wobl  gar  einem  richterlichen  Erkenntnisse 
u  QDlerwerfen  schuldig  seyn. 

Beferent  trage  daher  auf  den  Beschluss  an ,  dass  Reclanant 
M  adnen  fintscbSdigungsgesuche  yan  der  Bundes-Versammlung, 
Mcr  Beziehung  auf  ihren  Beschluss  vom  21.  November  1816, 
mdxwar  um  so  mehr  abzuweisen,  als  derselbe.  In  Folge  des  In 
der  33.  Sitzung  der  Wiener  Conterenzen  vom  23.  Mal  1820  ge- 
tatea  Beedüusses  bereits  mit  seinem  dort  schon  angebrachten 
Gesudie  abgewiesen  worden  sey. 

SimmtUche  Stimmen  pflichteten  dem  Antrage  des  Herrn  Re- 
taeatoibei,  daher 

Beschluss: 

Dass  det  Herr  Fürst  von  der  Leyen  mit  seinem  Ent- 
«ttdiguiigsgesttche  von  der  Bundes*Versammlung,  unter  Bezug 
>tf  ihren  Beschluss  in  der  5.  Sitzung  vom  21.  November  1816, 
M  zwar  um  so  mehr  abgewiesen  werde,  als  eben  dieses 
toach  schon  in  Folge  des  in  der  33.  Sitzung  der  Wiener  Con- 
fiireazen  vom  23.  Mai  1820  gefassten  Beschlusses  als  unzulässig 
cvkioat  wordffl  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Ver- 
sanmlnng,  Bd.  X,  S.  2S2  u.  f. 


n 

ä)  Scbloas-AeU  der  aber  Ausbtidttng  and  Befe0l| 
gung  desDeaiscben  Bundes  zu  Wien  gebaltenen  Miai 
sterial-Conferenxen,voml5,Mai  1820,  Artikel XXX:  „Wem 
Forderungen  von  Privatpersonen  deshalb  nicht  befriedigt  werda 
können,  weil  dieVerpflichtong  denselben  Genüge  zu  leisten,  zwischa 
mehreren  Bundesgliedem  zweifelhaft  oder  bestritten  ist,  so  hatfii 
Bundes- Versammlung ,  auf  Anrufen  der  Betheiligten,  zuvörderst  ein 
Attftgleiebung  auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen ,  im  Falle  aber ,  dasi 
dieser  Versuch  ohne  Erfolg  bliebe,  und  die  in  Anspruch  genommena 
Bnndesgüeder  sieh  nicht  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  iSber  ein  Com 
promiss  rereinigten ,  die  rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vü 
llPige  terab  eine  A«striigtfl4nslanz'zu  veranlassen.^*  ] 


VI. 

losckliif  iu  Bildet- VeriaBBliig  tmi  5.  Ot* 
cMtber  1816,  betreffeiddeiAasprich  des  Cl«ttfti«d 
leritz  laria  Joseph  de  la  Tour  d'AvTergiie  aif 
dis  Herstgtkim  BsiilUo;  ud  dass  klüftig  all« 
liigabei  bei  der  Bniides-Yersainmiimg  nir  inDe«^ 

scber  Spracke  anzimebfflen. 

Ib  der  nennten  Sitzung  am  5.  Deeenber  1816*) 
verliest  4er  Gesandte  der  slebenzehnten  Carle,  Herr 
Senator  Dr.  Hach,  einen  Vortrag  über  den  in  dem  Einrel* 
dnngsprotokolle  erwShnten  Anspruch  von  Gottfried  Mo- 
ritz Maria  Joseph  de  laTour  d'Auvergne  an  das  Her- 
zogthum  Bouillon**),  (s.  Anl.  29),  und  ist  des  DafOrbaltens, 
dass,  da  die  Competenz  der  Deutschen  Bundes- Versammlung  In 
dieser  Sache  auf  Iceine  Welse  gerechtfertigt  werden  Icönnte,  und 
«ich  nicht  annehmen  lasse,  dass  der  Deutsche  Bund  in  Ansehung 
vormaliger  Reichslehen  in  die  Stelle  von  Kaiser  und  Reich  ge- 
treten sey ,  der  Supplicant  mit  seinen  AntrSgen ,  als  nicht  hier- 
her gehSrig ,  abzuweisen ,  übrigens  der  Sache  wohl  nicht  ange- 
messen sey,  in  den  Protolcollen  des  Bundestages  den  Jetzigen 
Prttendoiten  mit  dem  Titel  eines  Herzogs  von  Bouillon  zu  be- 
zeichnen. 

Mündlich  glaubte  der  Herr  Referent  noch  anregen  zu  müs- 
sen, dass  die  Eingabe  des  Supplikanten  in  franzSsischer 
Sprache  Qberrdcht  worden  sey;  er  zweifle  nicht,  die  hohe 
Bündes-Versammlung  werde  es  der  eigenen  Würde,  der  Ehre 
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der  Nation ,  und  dem  hohen  Werthe  der  Deutschen  Spradie  an- 
gemessen finden,  desbils  für  die  Zukunft  einen  Beschluss  zu 
hssen. 

Unter  allgemeiner  Zustimmung  mit  dem  Gutachten  des  Hern 
Referenten  und  in  Erwügung  sowohl  der  Zweckm&slgkelt  als 
der  gehaltvollen  Grunde  des  letzten  Antrages  wurde 

beschlossen: 

1)  Dass  Gottfried  Mortts  Joseph  de  laTourd'Ao- 
vergne  mit  seinen  Ansprächen  auf  das  Herzogthua 
Bouillon,  als  nicht  hierher  gehSrig ,  abzuweisen  sey:  oid 
dtfls 

Z)  kiinftigalle  Eingaben  bei  dieser  Bundes-Vefa^ 
Sammlung  nur  in  Deutscher  Sprache  anzunehmen;  dl| 
Belege  aber ,  welche  in  einer  IVemden  Sprache  abgefasst  seyetf  ^ 
tDit  der  Deutschen  Dehef Setzung  iberreicht  werMt 
mitosteD-O  I 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Dentschen  Bnndes-Ver« 
sammlangi  Bd.  I,  S.  163, 164. 

^)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  o.  s.w.  Tbl.  I*,  Aftth.  I, 
S.  M9  (Note  y  ata  Nr.  XXXIV,  Aete  da  C^mgrte  de  Vienne  dn  »^  j«te 

J.  L.  Klub  er,  öffentliches  Recht  des  tentsohen  Bundes  n«  s.  w« 

S.  99* 
c)  VergLauch:  Beschlass  der  Bandes-Vepsammlnmg; 
vom  12.  Janil817,  über  die  auswärtigen  Verhältnisse  de^ 
Deutschen  Bundes,  I,  3,  4,  III,  3,  4,  5,  8,  IV,  2. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I,  S.  246,  Uü^ 
249,  250.  (Nr.  XXIII.) 


UtikliBB  der  Biidei-YersaBBliBg  tsb  S.  De- 
MAer  lgl6,  ktnind  die  litte  dee  firafei  Frftis 
liiwig  xv  lircking^en,  Freilierra  Tei  Heia- 
lUtty  im  Yervendnng  bei  der  franxSsisclieB 
legieriig,  wegen  YolliiekiBg  der  ibm  gt»* 
itigeiStiptlatieieii  des  LtBerillerPriedeBf. 

Ifl  ier  neunteo  Sitzung  an  5.  Nevember  IftlG^ 
Mattete  der  Gesandte  der  aiebenzehnten  Curie, 
Herr  Senator  Dr.  Hack,  Vortrag  auf  die  Z.  47  des  Eln- 
KiehttigB.PratokoUea  erwlBiBte  Bitte  des  Grafen  Franz 
Lidwtg  zu  MSrchtitgen,  Freiherrn  von  Helmstatti 
!■  Verwendung  bA  der  franzVslachen  Regierung 
wegen  Vollziehang  der  ihm  günstigen  Stlpulatlo- 
oeades  LönevIUer  Friedens  (s.  Anl.  30),  und  erörtert, 
tan,  ia  so  weit  die  Anspriiclie  des  Bittenden  steh  auf  den  IX«  Ar- 
ttd  des  LüneviUer  Friedens**)  stützten,  dieselben  sehr  ger 
(riadet  schienen.  Auch  sey  der  Deutsche  Bund  nach  seinem 
Artikel  11  ausgesprochenen  Zwecice  verpflichtet,  Jeden  Deutschen 
9!geo  Bedruckungen  und  Rechtsverletzungen  anderer  Staaten  in 
Sckotz  zu  ndimen,  und  Jedem  Einzelnen  die  Vortheile  zu  sichern, 
welche  Ihm  in  den  mit  auswSrtlgen  MSchten  geschlossenen 
l'factaten  zugesagt  seyen ;  nur  auf  diese  Welse  könne  der  Im 
O- Artikel  der  Bundes -Acte  denselben  verheissene  Schutz  in 
te  meisten  Fällen  zur  Anwendung  kommen. 
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Es  Hege  Jedoch  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  der  Unlerthii 
oder  Angehörige  eines  oder  des  anderen  im  Bunde  b^riifeMt 
Staates  sieh  zunSchst  an  seine  eigene  Regierung  wenden  und  ihr 
anbeim  steilen  mttsse ,  ob  sich  der  G^enstand  zur  VerwendmiK 
Oberhaupt,  und  ob  er  sich  zur  unmittelbaren  Verwendung  der- 
selben oder  zur  mittelbaren  durch  die  nachzusuchende  Hülfe  da 
ganzen  Bundes  eigene  7 

Da  sich  nun  aus  den  Anträgen  des  Supplicanten  nicht  ergSiie, 
ob  er  sich  schon  mit  seiner  Bitte  an  seine  Regierung  gewendel 
habe ,  so  diirfte  es  zwar  in  diesem  Falle  der  Bundes-Acte  oieM 
gemäss  seyn ,  das  Gesuch  um  Verwendung  gänzlieh  abzuwelso, 
es  entspreche  aber  den  bestehenden  Verhältnissen ,  den  SuppR* 
eanten  damit  an  seinen  Landesherrn  zu  verweisen. 

Oesterreich:  ist  der  Meinung,  dass  zwar  die  Bunde»* 
Versammlung  auf  das  vorgetragene  Gesuch  des  Frciherro  yöi 
Helmstatt  nicht  unmittelbar  einschreiten  kSnne,  Jedoch  bei  dal 
Wichtigkeit  der  wohlgegriindeten  Anspiflche  des  Reelamaatell 
Jedem  der  an  den  hier  einschlagenden  Friedensschlüssen  Tb^ 
nehmenden  Höfe  anheim  zu  stellen  sey ,  in  wiefern  er  demsclbei 
auf  diplomatischem  Wege  nützlich  seyn  wolle. 

SämmtÜche  Stimmen  waren  damit  einverstanden,  daher 

Beschluss: 

Dass  der  Herr  Graf  von  Mörchlngen,  Freiherr  voi 
Helm  statt,  mit  seinem  Gesuche  um  Verwendung  bei  d« 
Königlich  Französischen  Regleipung,  wegen  Vollziehung  derilw 
günstigen  Stipulationen  des  Lünevlller  Friedens,  an  seine« 
Landesherrn  zu  verweisen  sey,  bei  der  Beriebt» 
er  stattung  der  Herrn  Gesandten  an  ihre  Höfe  Jedoch  c« 
Pfehlend  hierauf  Rücksicht  genommen  werden  ^trtK 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr 
Sammlung,  Bd.  I,  S.  164,  165. 

b)  Derselbe  lautet:  „Aussitöt  aprfes  T^change  des  ratificalionsd 
präsent  trait6,  U  sera  accord6  dans  tous  les  pays  c^d^s,  acquis,  o 
6chang6s  par  Ic  dlt  trait^,  k  tous  les  habitans  etpropri^taircs  quelco« 
qucs,  0iain-lcv6e  du  sequeslre  mis  sur  Icurs  biens ,  effcts  et  rcvenu» 
cause  de  la  guerre,  qui  a  eu  Heu.  Les  parties  contractantes  s'obHgei 
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ä  aeqaftter  tovl  ee  qa'dtes  pesyest  devoir  poor  taids  k  dies  prMte 
pv  ks  diu  pttrCfeolien»  ainsl  qve  ptr  Im  ^UiMiaaeieM  pvUles  des 
fits  ptys,  el  ä  psTer  oa  rembonner  Uwle  renle  oonstitate  4  leur 
pn^  snr  ctiagopc  d'elles.  £n  eons^qneiice  de  qnoi,  U  est  expres86> 
■est  Tcconon,  qne  les  inropri^taires  d'aetloiis  de  la  banqae  de  Vienoe,. 
devenos  fraD^ais,  oonünaeront  ä  jooir  les  int^rtts  €chua  on  ä  6cheoir, 
oon  obstant  tout  s^estre  et  toote  d^rogatipn ,  qai  seront  r^gard^ 
cmme  non  aTenns,  notammeot  Ja  d^rogation  r^ultante  de  ce  que  les 
propri^laires,  devenus  fran^ais,  n^ont  pu  fonrnir  les  30  et  les  lOOponr 
100  demand^  aux  acUonnaires  de  la  banqae  de  Vlenne  par  S.  M. 
ffinpereur  et  Roi/* 


m. 


•i 


Till. 

1 

Beschlnss  der  Bundes  VersammUng  vom  23.  Oi| 
cember  1816,  betreffend  die  Verwendung  fttr  dm 
Grafen  Franz  Lndwig  zn  lörcbingen,  Frei 
herrn  von  Helmstatt,  wegen  Vollziehnng  dei 
ihm  gfinstigen  Stipulationen  des  Ltnevillei 

Friedens. 

Vierzehnte  Sitzung  am  23.  December  1816.') 
Praesidium:  Der  Grossherzoglich  Badische  HerrGe- 
sandte  habe  geäussert,  wegen  des  Gesuchs  des  Herrn  Graren 
Franz  Ludwig  zu  Mörchingen,  Freiherrn  von  Helmstatt,  worüber 
in  der  9.  Sitzung  ein  vorläufiger  Beschluss  genommen  wordeo 
sey ,  eine  Erklärung  geben  zu  wollen ,  man  werde  also  hiem 
das  Protokoll  öfihen. 

Baden:  In  Beziehung  auf  das  im  9.  Protokolle  erwäbote 
Gesuch  des  Grafen  Franz  Ludwig  zu  Mb'rchingen,  Frelherm  von 
Helmstatt,  um  Verwendung  wegen  Vollziehung  der  ihm  güo^ 
stigen  Stipulationen  des  Lüneviller  Friedens,  habe  ich  einer  bohea 
Bundes- Versammlung,  in  Gemässheit  erhaltener  Weisung  meines 
höchsten  Hofes ,  die  Anzeige  zu  erstatten :  dass  auf  eine  uoter 
dem  5.  vorigen  Monats  bei  dem  Grossherzoglich  Badischen  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten  eingereichte  Vorsid- 
lung  des  Bittstellers ,  bereits  unter  dem  8.  desselben  Monats  die 
Grossherzogliche  Gesandtschaft  in  Paris  angewiesen  worden  ist, 
dessen  Anliegen  auf  schicklichen  Wegen  bei  der  FranzSsischen 
Regierung  zu  empfehlen. 
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Idi  bin  zu  gleicher  Zelt  beauftragt,  den  Wunsch  meines 
GsDveraements  einer  hohen  Bundes-Versammlung  zu  ^kennen 
zogdien,  dass  auch  von  SeHep  des  gesaromten  Bundes 
die  nadigesuchte  Verwendung  zu  Gunsten  des  Bittenden,  auf 
täkügem  W^ge  bei  der  KSpigUch  Fraozfeischen  Reglerun|^ 
dotreten  mSge. 

Oesterrelch:ist  der  Meinung,  dass  unter  voller  AneAen- 
BOBg  des  Kechls  ^f  Bundes* VersafliBlnng  zur  YerwtidUBg  flir 
im  Grafen  von  Mtfrchingen ,  Freiberm  von  Heimstatt ,  auf  den 
Aatrag  des  Grossherzogllcb  Badlachen  Herrn  Gesandten,  wieder- 
Me  Bericblserstattung  zu  dessen  Gunsten  zu  heschllessen  sey. 

SInmtttche  Stbnmen  erUärteo  sich  damit  eitverstanden, 
Mer 

Beschluss: 

Dass  unter  voller  Anerkennung  des  Rechts  der 
BtiDdes-Versammlnng  zur  Verwendung  (Ur  den  Gra- 
fen Franz  Ludwig  zu  MSrchlngen,  Freiherrn  von 
leim  statte  auf  den  Antrag  der  Grossherzc^lch  Badlscben 
(Sesaadtschaft  wiederholt  zu  dessen  Gunsten  zu  be- 
richten sey. 

s)  Vei^l:  Protokolle  der  Deatschen  Bundes-Ver- 
lanmlong,  Bd.  I,  S.  210,  211.        * 


'     i   I   '  *  '       ■ 


* 
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Beschlnss  der  Bnndes-VersammliiBg  Tom  16.  Jt 
nur  1817,  in  Betreff  der  Torbereitenden  Bespre 
ehtigen  tter  die  Privat-ReeUmatieneB. 

Zweite  Sitzung  am  16.  Januar  1817.*;  <^ 

Praesldium:  trfigt  vor,  mehrere  Herren  Gesandten  untsiN 
hielten  den  Wunsch ,  von  den  in  Vortrag  Icommenden  Privat-Rl 
clamationen,  welche  bisher  grösstentheils  nur  elnbch  und  ge- 
schrieben übergeben  worden  wären,  vor  deren  ProposiUon 
nähere  Kenntnlss  zu  erhalten.  £s  wären  hierzu  zwei  Mittel  io 
Vorschlag  zu  bringen:  entweder  öffentlich  bekannt  zu  macheo, 
dass  künftig  keine  Reclamatlonea  anders,  als  in  gehöriger  Aozi||| 
^Agenommea  würden,  wodurch  aber  de^  Nachtheil  entstehe,  d<|( 
arme  Reclamanten  abgehalten  würden,  HiUfe  bei  dieser  Versan» 
lung  zu  suchen ;  oder  die  hierauf  zu  erstattenden  Vorträge  vor-* 
her  in  den  vertraulichen  Besprechungen  zu  verlesen,  wobei  Jeder 
Herr  Gesandte  Gel^enheit  erhalte,  sowohl  nähere  Kenntniss  von 
der  eingereichten  Vorstellung  zu  nehmen^  als  auch  mit  dem  Herro' 
Referenten  selbst  die  etwaigen  Anstände  und  Zweifel  zu  erSrtm. 
Sämmtliche  Herrn  Gesandten  erklärten  sich  mit  letzteren 
Vorschlage  einverstanden  ^  daher 

Beschluss: 
In  den  vertraulichen  vorbereitenden  Besprechun- 
gen die  über  die  Privat -Reclamationen  zu  erstattenden 
Vorträge  erst  zu  verlesen,  um  sämmtlichen  GesanA- 
schaflen  zur  Einsicht  und  näheren  Prüfung  selbst  Gelegenheit  zu 
geben. 

a)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 

sammlang,  Bd.  I,  S.  281. 
Be8ehlassderBundes-Ver8ammlangvomll.De6emberltt7. 

Diplomatisches  Archiv  tt.  s.w.  TU.  U,  Abth.  I,  S.  207, 20 

(Nr.  XXVI). 


X, 


TerkaidliBgoB  ud  BesckUsie  der  Boidti-Ver- 
UBBliBg  tter  die  Ferderiagen  an  die  ejeaalige 

ReickieperatioBikasse. 

Iibeiilckt  aller  Pri?atferderiBgea  ai  die  eke- 

■Uiga  Reickaoperatieaikasie,  Yakl  eiaea  Ata-, 

ickiiiea  nr  Iratattang  eiaea  Oitaoktena,  «id  Be* 

ickliig  der  Baadee-TeraaaiBlang  fem  13.  kfM  UM.  - 

SlebeDzehnte  Sitzung  am  13.  April  1818.') 
Oesterreich:  Aus  Veranlassung  melirerer  elngereicbtea 
fiesuelie^)  einzelner  Individuen  um  Beriicksichtigung 
imdBefriedlgung  derjenigen  bei  der  Auflösung  des  Deutseben 
fiMes uiAerlcbtlgt  gebliebenen  Forderungen*),  welche  sie 
tt  die,  während  des  letzten  Reichskrieges ,  nHmlich  in  der  Pe- 
iMe  ?on  1792  bis  1801  ReicbsconstitutionsmSssig  bestandenen 
Nsenaonlen  Reichsoperationskasse  zu  machen  hatten, 
^v  es  dieser  hohen  Versammlung  geffillig,  der  Kaiserlich  ROnt- 
eUckOesterreidiiscben  Gesandtschaft  den  V^unsch  auszudrucken, 
che  Ueber Sicht  aller  Privatforderungen  dieser  Art 
zu  «halten. 

Mit  Vei^Ogen  sidit  dieselbe  sich  nunmcte  im  Stande ,  die- 
Kn  Wunsche  dadurch  zu  entsprechen ,  dass  sie  die  Ehre  hat, 
Uendtzw^vcmderKaiserlichKliniglichenllofkriegs- 
knchhaltunggetert^te  Verzeichnisse  Torzulegen. 
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Das  eine  enthält  In  141  verschiedenen  Ansätzen  dleJeDlpn 
Forderungen ,  welche  bei  dem  Abschluss  der  letzten  Reicbsope- 
ratlonskasse-Rechnung  noch  an  Privaten,  fiir  die  in  die  vomuh 
ligen  wirklich  bestandenen  Reichs-  oder  durch  ihre  aus  Reichs- 
truppen  bestandene  Besatzung  als  solche  zu  betrachtende Laodes- 
festungen  abgelieferte  Approvfsionlnings-  und  sonstige  Artikel 
unberichtigt  geblieben  sind,  und  einen  Gesammtbetrag  tob 
1,281,928  FL  5  Kr.  im  20 Fi.  Fuis,  oder  1,538,313FI.  42^Kr. 
in  Reichswährung,  ausmachen;  In  dem  zweiten  VerzeichDls» 
sind  die  gleichfalls  unberichtigt  gebliebenen ,  auf  29,872  Fl.  1& 
K^.  ifn  20  Fl.  Poss,  oder  35,846  Fi.  44^  Kr.  ReicbswXhrmiE 
fliefa  Maufenden  FordcrttugeB  verschiedener  Aemternnd  D(iiBiol(W 
für  die  bei  Belagerung  der  Reicbsfestung  Kehl  und  der  BrQckeir 
schanze  bei  Hüningen  geleisteten  Lieferungen  angeführt,  und  ^ 
kommt  zu  bemerken ,  dass  alle  diese  Forderungsansätze  aus  dcc. 
Reidisoperationskasse  -  Rechnung  gez(^en  und  seiner  Zeit  filNF 
Jede  einzelne  derselben  von  dem  Reichs-Feldmarschall  und  diA 
Reiclis-General-Krlegscommissariat,  so  wie  auch  von  den  Reidi» 
festungs-Gouvemeurs  und  Commandanten,  Schuldscheine  mspß 
stellt  worden  rfnd ,  doreh  deren  Produclrung  die  QläuMger  ä$ 
lii4M4ttat  Ihrer  Ansprüche  nachweisen  können. 

Bei  der  Vorlage  dieser  Verzeichnisse  hat  die  Kaiserlich  KS- 
nigliche  Ciesandschalt,  aus  Auftrag  ihres  Ailerhi>Gbsten  Hofes, 
die  Bbre  Folgendes  zu  erklären: 

Seine  MiUestät  dar  Kaiser  glaube  in  dem  Beschlüsse,  m 
weMbem  diese  hohe  Versammlung  durch  das  von  der  Wittwft 
Rief  eingereichte  Gesuch  um  Beflriedigung  ihrer  bei  der  Rdchs^ 
opcraiionskasse  ausstehenden  Forderung ,  so  wie  auch  durch  dai 
bei  dieser  Gel^nheit  von  dem  Herrn  Referenten  so  wohl  begribh, 
dete  Gutachten,  In  Uirer  Sitzung  vom  21.  November  1816,  sielt 
veranlasst  gesdien  hat,  und  vermöge  welches  Beschlusses  schon 
sogktcb  die  erste  Forderung  dieser  Art  zur  BerichtsenstatUiBg; 
und  Inslruetionseinhcdung  geeignet  erklärt  worden  ist «  vorlioQt 
die  angenehme  Ueberzeugung  nähren  zu  können ,  dass  auch  M 
dieser,  ihrem  Ursprünge  nach,  gewiss  mit  Recht  als  Deutsche 
National  -  Angei^^nheit  zu  betrachtenden  Forderungssacbe  die 
Wirkungen  des  so  glikklicb  und  innig  vereinigten  Deutschea 
Staatenbundes  sloh  eben  m  woMtbätig  aussen  werden ,  ab  es 
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ierdts  schon  bei  mehreren  tn  ftüberer  Zelt  hestandenen ,  ond 
teth  die  oachmaHgen  Zeitereignisse  unerledigt  gebliebenen ,  da- 
bo* aucli  noch  einer  ordnenden  Hand  bedürfenden  Instituten  und 
VerhSltiiissen  geschehen  ist,  und  dass  daher  auch  hier  der  hinläng- 
Bdi  erprobte  Gemeinsinn  Deutscher  Pursten  und  flreier  StSdte, 
voeint  mit  der  thätigen  Vorsorge  ihrer  hier  versammelten  ReprS- 
senlaoteo ,  diejenigen  Mittel  auffinden  wird ,  wodurch  der  flrag- 
UAe  Gegenstand  sdner  ordnungsmässigen  Erledigung  zugeführt 
werten  kann.  In  dieser  Voraussetzung  erachten  Seine  Ma^estSt, 
te  dB  ganz  besonderes  zweclcfSrderndes  Mittel  sich  darin  dar- 
Ueten  dfirlle,  wenn  nach  dem  bisher  beliebten  und  stets  so  nütz- 
Heb  beftandenen  GeschSftsgange  eine  Commlssfon  aus  der 
IDtfe  dieser  hohen  Versammlung  gewählt  wflrde,  welche  diesen 
rieht  onwlchtlgen  Gegenstand  zu  erSrtern,  zu  berathen  und  durch 
eil  hierüber  abzugebendes  Gutaditen  zu  der  einstigen  nirmllchen 
Terlassnahme,  Berichtserstattung  und  Instrnctionseinholuog  vor- 
zaboettenhBtte,  und  die  Kaiserlich  KSnigUche  Gesandschaft  giebt 
sieb  daher  die  Ehre ,  die  Wahl  einer  solchen  Commlssion  in  An- 
spruch zu  bringen. 

Preussen:  stimmt  dem  Antrage  der  Kaiserlich  Oesterrei- 
cUscheD  Gesandtschaft,  wegen  der  Wahl  einer  CommiAion  von 
fBnr  Mitgliedern  zur  Erstattung  eines  Gutachtens  ülier  diesen 
Gegenstand^  vollkommen  bei. 

B  a  i  e  r  n :  Mit  diesem  Antrage ,  welcher  die  wohlwollende 
Vorsorge  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  für  mehrere  leidende  Fa- 
nilien  dankenswQr'^g  beurkundet,  Ist  man  dahin  einverstanden, 
dass  dieser  Ausschuss  ungesSumt  zusamnientrete ,  um  darüber 
zo  berathschlagcn ,  ob  und  welche  Mittel  zur  ßelVledigung  dieser 
reelamirenden  Privatpersonen  auli&uflnden,  und  welche  Grund- 
äUe  hierbei  aufzustellen  wären. 

Alle  übrigen  Gesandtschaften  waren  mit  diesem  Aulrage  und 
der  von  Baiem  ausgedrückten  Bestimmung  des  zu  wählenden 
Ausschusses  vollkommen  einverstanden.  Die  in  der  Oesterrei- 
^tischen  Erklärung  erwähnten  beiden  Verzeichnisse  wurden  die- 
iem  Protokolle  unter  den  Zahlen  13  und  14  belgeftigt. 

Die  W  a  h  I  des  Ausschusses  ist  hieranf  vorgenommen  wer- 
^,  und  nachdem  dieselbe  auf  die 
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UerreD:  Grafen  von  fiuol-Schauenstein, 
GraFen  von  der  G  o  1  tz , 
Freiherm  von  Ar  et  in, 
von  Martens  und 
von  Berg 
fiel,  wurde 

beschlossen: 

Dass ,  unter  dankbarer  Anerkennung  des  die  wohlwollende  Vor« 
soiige  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  für  mehrere  leidende  FamiUca^ 
beurkundenden  Antrages,  ein  Ausschuss,  welcher  aus  des. 
Herren  Bundesgesandten,  Grafen  von  BuoUSchauensteiB# 
Grafen  von  der  Goltz,  Freiherrn  von  Aretin,  Herrn  vot 
Martens  und  Herrn  von  Berg  bestehe,  ernannt  werde,  nn^ 
in  Folge  der  demselben  mitzutheilenden  Verzeichnisse  zu  beratl^ 
schlagen,  ob  und  welche  Mittel  zur  BeMedigung  der  redamlrei- 
den  Privatpersonen  aufeuflnden ,  und  welche  Grundsätze  hierbei 
aufzustellen  wären ,  und  hierdurch  diesen  Gegenstand  zur  fönh 
liehen  Verlassnahme ,  Berichtserstattung  und  InstrucUonseiidio- 
lung  vorzubereiten. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bandes -Ver- 
sammhing, Bd.  V,  S.  160  u.  f. 

b)  Dergleichen  Gesuche  waren  seit  Eröfihung  der  Bnndes-Ver- 
Sammlung  in  grosser  Anzahl  eingereicht  worden ,  vergl : 

Protokolle  der  Deatschen  Bundes -Versaiftmlaagt 
Bd.  I ,  S.  91 ,  209,  Bd.  U,  S.  9, 141 ,  265,  Bd.  III,  S.  49,  1S5,  Md 
444,  Bd.  V,  S.  31 ; 

Auch  nach  obiger  Erklärung  von  Oesterreich ,  unter  VoriegoiV 
der  Verzeichnisse  der  noch  nnberichtigten  Forderungen ,  worden  auf 
letztere  bezügliche  Gesuche  fortwährend  an  die  Bundes-Versammioiif 
gerichtet,  vergl: 

Protokolle  der  Deatschen  Bundes -Versammlun^gt 
Bd.  VI,  S.  23,  234,  Bd.  IX,  S.  156, 174,  216,  Bd.  X,  S.  11,  Bd.:XH, 
S.  95  u.  s.  w. 

c)  Eine  streng  rechtliche  Verpflichtang  zu  Tilgung  der  Forde- 
rungen an  die  ehemalige  Reichsoperationskasse,  aus  den  Reichskriegs- 
jahren von  1792 — 1801,  ist  von  den  jetzt  souveränen  Regierungen  vor- 
maliger Deutscher  Reichsländer  noch  nicht  anerkannt  worden,  jedoch 
hat  die  Bundes  -  Versammlung  für  die  Richtigstellung  dieser 


FtHeringeaSoifefelrageQ.  DufchdeBBetcblussder  Bon- 
des-Versammlung  vom  19.  Febmar  1824  wurde  eine  aus  drei 
(von  Oesterrelch,  Preassen  and  Baiern  ernannten)  Mil- 
gfiedern  besiehende Liqnidations-Commission  niedergesetzt, 
wdche  seit  dem  April  1826  bis  zum  Jahre  1828  in  Pranlcfürt  versam- 
nelt  war,  aach  im  Mai  1830  wieder  zusammentrat,  um  nach  einer  ihr 
crtiieiJtea  besonderen  Instmetion  und  unter  Leitung  des  hierzu 
erwählten  Bundestags-Ausschnsses ,  die  Richtigstellung  dieser  Forde- 
nmgen ,  hinsichUich  ihrer  BeschafTenheit  und  ihres  Betrages ,  zu  be- 
wnkstdIigeD«  Dureh  den  Beschluss  der  Bnndes-Versamm- 
lug  vom  2.  September  1830  wurde  diese  Commlssion^  als  nicht  mehr 
■alfaweBdig,  fUr  aufgelösel  eridärt.  In  der  neneren  Zeil  (18Sfr— 
tSM)bat  die  Bandes -Versammlang  definitive  Beschlüsse  über  die 
Aierkennang  der  als  liquide  nachgewiesenen  Forde- 
rtigea  an  die  Reichsoperalionskasse  and  über  deren 
Tilgung  gefasst  (s.  unten). 


leiekliti  der  Bandes-Toirsammlniig  lom  13.  lai  1819. 

Siebenzehnte  Sitzung  am  13.  Mai  1819.*) 

Der  Kaiserlich  Oesterreicblsche  prKsidlrende 
Herr  Gesandte,  Graf  von  Buol-Schauenstein:  ver- 
liest, Namens  der  in  der  17.  Sitzung  (§.  88)  vom  Jahre  1818 
gewählten  Commisslon,  Vortrag  und  Gutachten,  die 
Forderungen  an  die  ehemalige  Reichsoperationslcasse  betrelTend. 

Der  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter  den  Zahlen  17  und 

18  aogefiigt,  und  sämmtllche  Stimmen  vereinigten  sich  in  dem 
▼orUttflgen 

Beschlüsse: 

Dass  dieser  Vortrag  loco  dictaturae  drucken  zu  lassen, 

ivm  hierüber  Bericht  zu  erstatten  und  Instruction  zu  erbitten 

^,  um  binnen  acht  Vi^ochen  abstimmen  zu  können. 

«)  Vergl:  Protoi^olle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VII,  S.  241. 
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c. 

ibstimmungen  von  Oest^rreich  und  Prenssen,  im 

15.  Juli  und  19.  August  1819. 

Fünf  uad  zwanzigste  Sitzung  am  15.  Juli  1819/) 

Oesterreich:  lo  Jener  ErkiSrung ,  welche  die  KalseriiA 
KSniglich  Oesteireicbische  Bundes -Gesandtscbaft  auf  ausdrück- 
lichen Befehl  ihres  Allerhöchsten  Hofes  in  der  17.  vorJShrlgltf 
Sitzung ,  hei  Gelegenheit  der  Vorlage  der  Ober  die  unbericht)^ 
gebliebenen  Privatforderungen  an  die  vormalige  Reichs  -  OpeM# 
tionskasse  geferti^n  Verzeichnisse ,  abzugeben  die  Ehre  hatÜÜ 
und  wodurch  damals  die  Wahl  einer  eigenen  Comraissioa  zdf 
B^utachtung  der  Behandlung  dieses  Gegenstandes  veranlastf' 
wurde ,  befinden  sich  bereits  im  Allgemeinen  die  Ansichten  ent^ 
wickelt,  welche  Seine  Majestät  der  Kaiser,  hinsichtlich  der  flrag^ 
liehen  Forderungssache,  aui^ufassen  Sich  bewogen  geltindef 
haben.  Wenn  nun  in  dem  von  der  Commisslon  in  der  17.  diesTd 
Jfihrlgen  Sitzung  erstatteten  Vortrage  und  in  dem  darin  cdUuI« 
tenen ,  dem  Beschlüsse  dieser  hohen  Versammlung  unterzogenen 
Gutachten,  ganz  der  nämliche  Geist  sich  ausspricht  und  dieselben 
Momente  benutzt  worden  sind,  worauf  in  der  erwähnten  flriiherei 
*  Erklärung  hingedeutet  worden  ist,  und  wozu  der  Kaiserlich  R5- 
nigliche  Hof  Sich  wiederholt ,  und  zwar  mit  so  grösserem  Ver- 
gnügen bekennt ,  als  bereits  HoCTnung  vorhanden  ist,  hierdurdt 
vorläufig  auf  die  Efledigung  eines  immerhin  als  Deutsche  Nationid* 
Angelegenheit  zu  betrachtenden  Gegenstandes  gewirkt  zu  habeof 
so  glauben  Seine  Majestät  der  Kaiser  aus  voller  Ueberzeugung^ 
dfem  Antrage  der  Commission  beipflichten,  mithin  Sich  dafBf 
erklären  zu  müssen,  dass  die  Beflriedigung  der  fraglich» 
Forderungen  von  dem  Deutschen  Bunde  zu  Uberneb* 
men  sey. 

In  Betreff  des  von  der  Commission  weiters  gemachten  Vor- 
schlags ,  wonach  sie  ihre  bereits  begonnene  Wirksamkeit  noch 
femer  durch  einstweilige  Vorbereitung  des  Liquidatlons-GeschäAs, 
und  zwar  durch  eine,  mit  RUcksichtsnahme  auf  die  Aussteller  der 
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SflMtokmiden ,  ywmMikmtnie  AmsckeMong  da*  Raclamtto- 
oei  ZI  belkltlgeD  hätte;  so  Boden  Seine  Majestift  der  Kalter 
kdKB  Anstand ,  diesen  V<»r9chlag  ebenftiUB  als  sdir  geachVft»- 
MMerildi  anzuerkennen,  nnd  indem  In  dieser  Bezt^ong  die 
Bais^ich  Königliche  Gesandtschaft  besonders  ermächtigt  ist,  die 
io  dm  Commisslons-yortrage  b^ elts  erwähnte  Beiwlricung  der 
fiatarfidi-KSnigllciien  Hoftrk^buchhaltung  in  so  weit  zoiu- 
AteD,  dass  selbige  nmrfgenralls  die  bestmöglichsten  AufkU- 
nagen  and  EriSutemngen  zu  erthellen  sich  gewiss  angelegen 
seni  lassen  wird ;  so  glauben  AllertiSchstdieselben  vorausselaoB 
m  kflaaeo ,  dass  die  Comnission ,  nach  yoUendeten  Vorarbeiten, 
te  foUsUindige  Liqoidations*Operat  vorlegen  und  mit  den  nStM- 
fea  Benefkongen  b^Ieiten  werde ,  welche  sodann  als  Anhalts^ 
laaiLt  bei  ErBrterung  der  Frage  dienen  kVnn^ ,  in  wie  weit  nnd 
nd  welchem  Massstabe  die  einzeln  llQuldirten  Forderungen,  als 
nr  Beriickslchtigung  geeignet  sich  darstellen.  So  wie  anf  diese 
Welse  das  Ll^uidations-Operat  selbst  zu  unserer  Berathung  vor* 
toeitet  wird ,  ebenso  sidit  man  dann  zugleich  dem  umflMsenden 
Cotsektoi  von  Seite  der  Commlssion  entgegen ,  sowohl  über  die 
Art  OBd  Weise  der  BelMedignng  der  GllQbiger,  als  über  die  Aus- 
BittelODg  des  Zahlungsfonds. 


Dreissigste  Sitzung  am  t9.  August  1819.^) 

P  r e  u  s  s  e  n :  Die  Königlich  Preussische  Regierung  ist  gern 
I  taeft,  zur  BefMedlgung  der  Ansprttehe  an  die  vormalige  Reichs- 
I  <9cniUonskasse  in  derselben  Art  betzutragen ,  als  ähnliche  For- 
1  demngeo  ihrer  eigenen  Unterthanen  In  ihren  neuen  Provinzen 
I  w  Jener  Periode  an  die  damalige  Landesregierung  von  ihr  be- 
I  nicksichtiget  werden. 

Ehe  man  sich  Jedoch  wegen  einer  fSrrolicben  Uebemahme 
I  Jener  Ansprüche  erklären  kann ,  glaubt  man  die  Commlssion, 
;  v^ehe  in  der  17.  Sitzung  ein  vorlaufiges  Gutachten  eingereicht 
Ittt,  ersodien  zu  müssen ,  dass  sie  Ober  die  Grundsätze^  welche 
M  BelMedigung  der  Reclamanten  auficustellen  sind ,  über  die 
Ufotditat  der  Forderungen  und  die  Art  und  Weise  ihrer  BeMe- 
^gong,  ihre  Vorarbeiten  RNrtsetzen  und  durch  solche  eine  ange- 
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mesMBe  BeBCbluMnaboie  voiberelbeD  mSge,  da  erst  tfann  iMk 
heuiiheilea  lassen  wird  (wie  auch  lo  der  Kalserlldi  Oesterreidii- 
sehen  Abstimmung  bemerkt  ist)>  in  wie  weit  und  nach  wachem 
Massstal»e  die  einzelnen  llquidirten  Forderungen  zur  Beröeksich- 
tigung  geeignet  sind  oder  nicht. 

Für  den  Zwecls: ,  welchen  man  bei  den  weiteren  c(Hnmissari- 
sehen  Vorarbeiten  beabsichtiget,  scheint  es,  nach  der  Ansicht  dies- 
seitiger Regierung,  auf  folgende  Punkte  besonders  anzukommen: 

1)  Zuvörderst  wird  der  Betrag  aller  Forderungen  im  Ganzen 
festzustellen  seyn. 

Da  Alle,  welchen  Forderungen  zustehen  mi^en,  sich  vor  und 
nach  dem  LUneviller  Frieden  bis  zur  Auflösung  des  Deutschen 
Rdches  bei  den  Behörden ,  welche  die  Verwaltung  oder  Aufstellt 
über  die  RßichsoperationskassQ  führten ,  gemeldet  haben  werden^ 
so  wird  die  bereits  zugesicherte  Bereitwilligkeit  der  Kaiserlich 
Oesterreichischen  Hofkriegsbuchhalterei  schon  hinreichen,  um 
bald  einea  vollständigen  Etat  zusammen  zu  bringen.  Zu  den  flu- 
heren ,  von  der  Kaiserlich  Oesterreichischen  Gesandtschaft  vor- 
gelegten Verzeichnissen  wird  die  Königlich  Preussische  Gesandt* 
Schaft  auch  noch  einen  Nachtrag  von  Ford^iingen  Preussischer 
Unterthanen  übergeben ,  und  behält  sich,  wenq.  deren  weitertiin 
noch  bekannt  werden  sollten,  die  Anzeige  darüber  vor. 

2)  Existirt  einmal  eine  allgemeine  Uebersicht  in  der  Summe, 
so  wird  es  zweckmässig  seyn,  die  Grundsätze  zusammen  zu  stel- 
len ,  wonach ,  während  des ,  dem  Lüneviller  Frieden  vorausge- 
gangenen Reichskrieges ,  Forderungen  an  die  Reichsoperations- 
kasse als  begründet  und  verbindlich  angesehen  wurden.  Denn 
lässt  sich  auch  das  Allgemeine  schon  aus  Grundsätzen  des  vor- 
maligen Deutschen  Staatsrechts  ableiten,  so  ergeben  sich  doch 
recht  praktische  Regeln  und  Bestimmungen  erst  dann,  wenn  man 
das  in  Jenem  [Reichskriege  unmlltelbar  beobachtete  Verfahren 
gleichzeitig  zu  Rathe  zieht,  die  bereits  bezahlten  Forderungen  in 
Kategorien  und  Klassen  bringt,  und  hierdurch  gerade  auf  die 
speciellen  Grundsätze  sich  führen  lässt ,  welche  für  Jede  Klasse 
den  Character  einer  verbindlichen  Schuld  der  Reichsoperations- 
kasse enthalten.  Bei  dieser  Untersuchung  wird  sich  bald  ein 
Unterschied  zwischen  den  Ford^ningen  zeigen,  welche  der  Reichs- 
qierationrtLasse  und  welche  der  damit  verbunden  gewesenen 
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Mt^*WMUamlumd  rar  hmi  lUleii.  Auch  wlni|beaoBim 
taatf  zu  sdiea  Myn ,  ob  die  KlasieDweiie  aulkonslheiiden  For« 
fknageo  wflirend  des  Rekdiakrleges  In  Absicht  der  Befrie* 
ilgHD^  einea  Yarmg^  eiae  vor  der  andereD,  genossen  iiabeB, 
nfid  wie  iwsonders  das  Verbältniss  der  aus  Contraden  entstan- 
taMB  PordOTongen  zu  deqjenigen  gewesen  sey,  welche,  auf  einer 
Revdsitlon ,  Zerstörung  um  der  Vertheidlgung  wilien  u.  s.  w» 
bffiihciMl,  bios  den  Character  von  Kriegsschäden  ^  wiewohl  durch 
BcMs-  oder  heOrenndete  Truppen ,  an  sich  tragen. 

3)  Um  diesen  GrundsStzen  eine  Anwendung  auf  die  unbe- 
zaUt  gebliel)enen  Forderungen ,  womit  die  Commission  sich  be- 
nhHliget,  zu  geben,  und  um  zu  beurtheilen,  ob  danach,  wenn 
Ce  Rdcbsoperations-  und  Retchsreluitions- Kasse  noch  bestKode, 
ie  Fof demngen  zuzulassen  Ofler  zu  verwerfen  seyen ,  ist  eine 
geaaue  Darstellung  des  Fundaments  der  einzdnen  Forderung^ 
BiRUg.  Man  verlangt  dabei  noch  nicht  eine  nähere  Justiflcation 
teQuanti  bd  Jeder  einzelnen  Forderung,  auch  soll  noch  nicht 
dmaal  die  Wahrheit  und  Richtigkeit  der  Thatsachen,  worauf  das 
Pbodament  der  einzelnen  Ansprüche  beruhet,  streng  gepriill 
werden.  Es  wfirden  nur  die  von  den  Reclamanten  in  ihren  flrtt- 
Icrai  Gesuchen  angegebenen  facttschen  Momenle ,  von  welchen 
die  Beurtheilung  des  Fundaments  abhängt,  vermerkt  und  bei 
Jeder  einzelnen  Post  kurz  zusammen  zu  stellen  seyn ,  etwa  nach 
bigeDdem  Gesichtspunkte: 

ob  den  Forderungen 

a)  ein  Contract, 

b)  eine  Requisition ,  oder 

€)  euie  Beschädigung  durch  Kriegsmassregeln 
zum  Grunde  liegt; 

mit  wem  der  Reclamant  den  Contract  abgeschlossen ,  und  an 
wen  zu  liefern  oder  zu  leisten  sich  derselbe  verbindlich  ge- 
macht habe;         ^ 

TOD  wem  die  Requisition  oder  die  Kriegsmassregel  angeordnet, 
wohin  und  ad  wen  der  Reclamant  durch  die  Requisition  zu  lie- 
fero  oder  zu  leisten  angewiesen  worden  sey. 

4)  VorUn  ist  bemerkt,  dass,  um  Grundsätze  wegen  Ver* 
Madlichkeit  und  Uebemahme  der  Forderungen  auftusteUem,  es 
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Bocih  Btebt  auf  dne  Justtfl^aUoB  der  elmelim  inkMie.  K«i 
diese  aber  aus  den  Maieriaifeft ,  welche  die  ftaiserUeb  Oeslm# 
chlscbe  Hofkriegsbnetabalterel  rnttUiellen  will,  Mcht  bewMI 
werden^  so  könnte  die  Commlsslon ,  unter  der  VcMraussetnnjft 
dasB  das  Fundament  selbst  als  verbindHeh  anerkannt  werM 
würde ,  eventuell  Ober  die  Liquidititt  Jeder  einzelnen  Fordervf 
sieb  zugleich  erklXren. 

5)  Nach  den  Beschlüsse  in  der  17.  vorJShrigen  Sltznof  aol 
das  Gutachten  der  Comniission  sich  auch  dariber  verbreiteD :    * 

ob  und  welche  Mittel  zur  BelMedigung  der  Redamanten  auf- 
zufinden sind. 

Damit  steht  die  Frage  in  Verbindung ,  zu  welchem  Antheile  die 
Aufbringung  derselben  von  Jedem  einzelnen  Bundesstaate  ZQ  be- 
wirken sey.  Es  bieten  sich  hierbei  mancherlei  Gesichtspunkte 
dar,  welche  die  Commission  in  ihrem  nachträglichen  Gutachbt 
naher  erOrtern  und ,  wenn  sie  gleich  selbst  nicht  im  Stande  seyi 
sollte ,  bestimmte  Vorschläge  zu  machen ,  gleichwohl  mit  eioif 
solchen  Vorbereitung  zur  Beschlussnahme  der  einzelnen  Bündel* 
regierungen  anheimgeben  kann.  ''* 

Mit  Rttcksicht  auf  vorstehende  Bemerkungen  hält  die  Preos- 
slsche  Gesandtschaft  es  den  Umständen  für  angemessen, 

dass,  Statt  in  der  Sache  selbst  schon  einen  allge«« 
meinen  Beschluss  zu  fassen,  die  Commission 
weitere  Fortsetzung  ihrer  vorbereitenden  Arbe 
ten  ersucht  werde.  ^ 

Bei  dem  Antheil,  welchen  die  Angelegenheit  nach  der  UebcN 
Zeugung  der  Preussischen  Gesandtschaft  verdient  und  weichet! 
sie  bis  Jetzo  auch  bei  der  Bundes- Versammlung  gefunden  bat,  )A 
nun  zu  wünschen ,  dass  Jene  Arbeiten  zu  einem  baldigen  Resol- 
tafe  vorrücken  mSgen. "") 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundea-Vor- 
lammiung,  Bd.  VIU,  S.  146, 147. 

6)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  VIIL,  S.  322u.  f. 

c)  S.die  Abstimmungen  der  Grossherzoglich  und  Her- 
zoglich Sächsischen  Häuser,  ebenda'selbst,  Bd.  VIII,  S/ 
181,  18t,  ^  der  Niederlande,  wegen  des  QposslJeifg^thBi^ 
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Laxembarg^  OUenliargs,  Aobalis  uad  Scbwuribarg a^, 
der  freien  Städte,  Lübeck,  Fraqifurl.,  Bremen  aod  Htoir 
Hrg^  Bd.  V'III,  S.  225n.  f.,—  Dänemarks,  wegen  Holstein 
imdLaoenbarg,  Bd.  YIII,  S.  343,  344,  Bd.  X,  S.  92,  —Kur- 
hessens, Bd.  IX,  S.  127,  —Württembergs,  Bd.  IX,  S.  156,  — 
Konigreicb  Sachs«ens,  Bd.  IX,  S.  174,  —  Baierns  and  Meci- 
lenbnrgs,  Bd.  X,  S.  23,  —  der  sechszehnten  Stimme,  Bd.X, 
S.68, —  BannoTers,  Badens  and  des  Grossherzogthams 
Hessen,  Braunschweigs  nnd  Nassan's,  Bd.  X,  S.M;  — 
Daehträgliche  Erklärung  von  Hannover,  Bd.X,  S.  247. 


Beickltss  der  Btndes-Tersamiiilvng  Tom  5.  October 

1820. 

Neun  und  zwanzigste  Sitzung  am  5^  October 
1820.  •) 

Praesidlum:  gab  hierauf  der  hohen  Bundes  -  Versamm- 
bmg  anheim ,  dass ,  da  dieselbe  keine  eigentliche  Verbindilehkeit 
des  Bundes  zur  Zahlung  der  Schulden  der  Reichsoperationskasse 
anerkenne,  gleichwohl  diese  Forderungen,  nach  dem  Gellible  des 
HßMSy  der  Billigkeit  und  zur  Auitechthaltnng  der  Deutscheil 
Natloaal-Ekre,  In  so  Tem  anzuerkennen  gesonnen  sey,  um  wenig«' 
Kens  eine  BefHedigung  der  PrivatglUubiger  ex  aequo  et  bono, 
als  Prinelp  bei  der  Behandlung  dieser  Angelegenheit  von  Seiten 
der  hoben  BaRdes-Yersammlung,  auszusprechen;  in  dieser  Rück- 
Sicht  die  be(reiren#e  Bundes-Conmission  nunmehr  zu  ermächtigen 
wäre,  der  hohen  Bundea-Versammking  Vorschläge  zu  machen, 
wie  ubA  unter  welchen  Modalitäten  die  Privntglfiublger  der  Reicbs« 
qmitionskasse  ex  aequo  et  bono  zu  beflriedigeo  wären  ? 

Simmtlicbe  Stimmen  vereinigten  sich  mit  diesem  Antrage, 
iah^ 

BesohlusB: 

Itefls,  obgleich  keiuf  rechtliche  Verbindlichkeit 

des  Bandes  zur  Zahluug  4er  Reichsoperatioaskaase- 
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Schulden  anerkannt  werde,  dennoch  auf  einige  Be- 
friedigung  der  Privatglüubiger,  der  Billigkeit  g«» 
mSss,  Rucksicht  zu  nehmen  sey,  daher  die  beirfiTmii 
Commisslon  ersucht  werde,  derBundes-VersammlungVorsdiliil 
zu  machen ,  wie  und  unter  welchen  Modalitäten  die  Privatgli|i 
biger  der  Reichsoperationskasse  ex  aequo  et  bono  zu  beflriedIgM 
und  auf  diese  Weise  den  wohlthätigen  Gesinnungen  des  Bundoi 
zu  entsprechen  wäre.  « 

I 
a)   Vergl:   Protokolle   der  Deutschen  Bondes- Ver- 
sammlung, Bd.  X,  S.  93.  , 
J.  L.  Klüber,  öfTenlliches  Recht  des  teutschen  Bundes  u.  s.w. 
(4.  Aufl.  1840.)  S.  312. 


IE. 

Besohlnss  der  Bnndes-Tersammlnng ?om  12.  April  lOl 
ottd  Abstimmungen  vom  30.  lal  und  n.Beeeailier  18^1.  ] 

i 

Siebenzehnte  Sitzung  am  12.  April  1821.')        ^ 

Der  Herzoglich  Oldenburgische,  Anhalt-  vm 
Fürstlich  Schwarzburgische  Gesandte,  Herr  vdj 
Berg:  verliest  einen  Vortrag  der  in  der  17.Sitzung  vom  Jahqj 
1818  (§.  88)  gewählten  Commisslon,  über  die  BeMedigum 
der  PrivatglSubiger  der  ehemaligen  Reichsoperationskasse. 

Dieser  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter  Zahl  18  bdge- 
fOgt,  sein  Druck  loco  dictaturae  beliebt  und  hiemächat 

beschlossen: 

denselben  an  die  Regierungen  dnzusenden,  um  sich  ihre  b 
structionen  hierauf  zu  eititten. 


Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  30.  Mai  1821.^) 

Königreich  Sachsen:  In  Folge  des  in  der  17.  Sltzuni 

dieses  Jahres  erstatteten  Commisslons-Vortrages,  dfeft 


VMgmig  *et  PrtniKlM>tK«r  ier  AentlfKai  RelehMiMnitlMiH 
tim  beireffiMiA,  and  des  danufgeflissteABescIiluis««  Instraetio- 
M  terSber  von  den  aUerhSchtten  fteg^erOBgen  etnzuhoien ,  t§t 
ir  HKi^cb  Sichstäche  Gesandte  zü  erklaren  angewiesen :  dass 
ftbie  KSolgliehe  Majestät  von  Saebsen  den  In  diesem  Vortrage 
aMckelten  Ansfditen  und  hinzugefügten  AntrSgen  beitreten, 
■d  aar  bei  dem  ersten  dieser  Antrüge  dabei  Bedenicen  linden, 
te  die  Präclttsion  der  Gläubiger,  die  sieb  nicht  gemeldet 
Uwi,  durch  einen  Bundes -Beschluss  ausdrttclLlich 
aasi^esprochen  werde.  Selnt  Königliche  MaJestSt  wollen 
ÜdsfCDs  die  mSf^ichste  Beschleunigung  der  Liquidation  der  bis 
Jetzt  bekannten  Forderungen  empfdilen  lassen. 


Drei  und  drelsslgste  Sitzung  am  13.  December 

1821.') 

Grossherzogthum  Hessen:  In  Folge  der  In  der  17. 
Mmag  d.  i.  JMchlosaeiien  Instructions  •'BiBboBing,  betrtlTend 
ieBeMedigung  der  PrlvatgUutafger  der  ebensUffea  Reidiaape- 
Monskasse,  Ist  Grossherzogtlche  Oesnndsehaft  ermlichUgt,  den 
iiHgen  des  Gommisslons- Gutachtens  dergestalt  beizuitiii- 
M,  dass  Kunaehfft  das  UfuMmn  nach  den  dort  cntwlclbeHen 
famdsltzen  durch  eine  UfUMaUODS  -  Commiision  hcnimtelleii 
Vieud  sodann  erst  zu  einer  deBntttven  Beschittssnahme  Über 
ie  Modalltiten  der  ZaMmg,  woriiber  die  Toii^^sobiBgenen  dies« 
«Bsganz  passend  erscheinen,  würde  geschritten  werden  kSnnen.**) 

s)  Vagi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver* 
«uiBlang,  Bd.  XI,  S.214. 

t)  Vergl:  Protokolle  der  Deatsohen  Bundes -Ver- 
iimilang,  Bd.  XU,  S.  58,  59. 

e)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  fiundes-Ver- 
UDinlaiig,  Bd.  XII,  S.  332. 

tf)  S.  auch:  die  Erklärung  von  Preussen  über  dasCom- 
nissions-Gutachten  vom  12.  April  1821 ,  Bd.  Xttt,  S.  8,  --  die 
Akstimmungen  der  freien  Städte,  Bd.  XV,  S.  141, —von 
'tfttcrreich  und  Hannover,  Bd.  XV,  S.  600,  ^von  Lnsem- 
hl*?,  denGrossherzoglieh  undHeriogllch  Sichsiseben 

in.  8 
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HäaseriifMeokleiibiirff  andrer  15.  Stimme,  Bd.  XV,  S.  WH, 
—  van  Baiern,  Württemberg,  Holsteia  andLattenburff, 
der  13.  und  16.  Stimme,  Bd.  XVI,  S.  44,  —  von  Baden,  Bd. 
XVI,  S.  73,  —  von  Kurhessen,  Bd.  XVI,  S.  70,  ^  Erkläruni; 
von  Preussen,  Bd.  XVI,  S.  188. 


F. 


Beschlnss  der  Bandes -Tersammlnng  vom  19.  Februar 
1824,  wegen  AnfstelUng  einer  Liqiidations-Con- 

mission. 

Sechste  Sitzung  vom  19.  Februar  1834.") 

Da  nunnehr  sämmtUche  Abstimmungen  über  diesen  Gegen- 
stvd  eingegangen  sind ,  so  proponirte 

Praesidium  den  aus  denselben  gezogenen  Bescbluss,  omt 
stellte  2;ugleich  die  noch  zu  dessen  näherer  Entwickelung  error* 
d^Iteben  Punkte ,  wegen  Ernennung  der  Liquidations-Comoiia- 
sfen  und  wegen  der  damit  verknüpften  Kosten ,  in  Umflrage. 

SXmmtllehe  Gesandscharten  stimmten  der  PrSsidlal- 
Propoeition  bei,  und  in  Gemässheit  dieser  wurde  bieraur 

beschlossen: 

1)  Dass  vor  Allem  die  Liquidation  der  eingebrachten 
Forderungen,  sowohl  in  Hinsicht  ihrer  Beschaffenheit,  als 
ihres  Betrages,  nach  Anleitung  der  von  der  betreffenden  Bumles- 
Commission  in  der  17.  Sitzung  vom  12.  April  1821  voi^eschla- 
genen  Grundsätze,  zu  bewirken  sey ; 

2)  Dass  zu  diesem  Ende  eine,  der  Leitung  des  filr  diese  Ange- 
legenheit bestehenden  Bundestags-Ausschusses  zu  untergebende, 
Liquldations-Commission  angeordnet,  und  die  Höre  von 
O^sterreich,  Preussen  und  Baiern  ^*sucht  werden,  zur 
Bildung  derseU)en,  RechnungsverstSndige  hieher  zu  senden ;  dass 
ausserdem  noeh  vom  Kaiserlich  Königlichen  Bote  ein  der 
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VttlBMtte  des  elMiialigeii  DratseheB  Reiei»  kumNger  Betniter 
ke^ben^  oder  die  von  Zelt  zo  Zelt  gewOntehten  Aufkllmngeii, 
«fcsieh  bereits  aneriioten  worden  Ist,  bereitwilligst  gegeben 

3)  Dass  die  Unkosten  dieser  Llquldatlons-Commlsslon  aus 
fcrBaDdes-Matrlkular-Kasse  zu  bestreiten  seyen; 

4)  Das8  erst  nach  Herstellung  des  Liquidums  Ober  die  Moda- 
Bto  dar  Berichtigung  desselben  der  Beschluss  zu  fassen  sey. 

Die  Gesandten  von  Oesterreich,  Preussen  und  Baiem  erklXr- 
teD  sich  bereit,  bei  Ihren  höchsten  HSfen  auf  Abordnung  der  zum 
Liquidationsgeschäfle  erforderlichen  Individuen  anzutragen.  ^) 

a)  Vergl:  Protol^olie  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
iammlang,  Bd.  XVI,  S.  80,  81. 

^)  In  der  tt.  Sitzung  am  18.  August  1825  erfolgten  die 
Anzeigen  von  Oesterreieh,  Preussen  nnd  Baiern  weg^ 
ErieaiQBgderCommissäre.  DernnüehBt  erklärte 

Praesidium:  Da  diese  Commission  unter  den  Augen  des  in 
^^ser  Angelegenheit  aufgestellten  Bundestags  -Ausschusses  zu  arbei- 
in  hat,  so  wird  es  angemessen  seyn,  dieselbe  erst  nach  WiedereröfT- 
MBgderSilzongen  zusammen  treten  zo  lassen;  übrigens  könnte  den 
kMtlnden  hohen  Begieningen  überlassen  werden,  die  nöthigen 
CMvvnelilnse  zur  Bestreitung  der  Reisekosten  und  DiXten  dieser 
^HHduionsi^ieder  seiner  Zeit  aus  der  Bnndes4fatrikn]ar-Kasfie  m 
maigat 

Kenaf  wnrde  einhdlig 

beschlossen: 
Oats  die  Regierungen  von  Oesterreich,    Preussen  und 
Baiern  ersucht  werden,  ilt  genannten  Comnissarieo  bis  zum 
LFebraar  künftigen  Jahres  hierher  abzusenden,  damit  die 
ConmissioD  zur  Prüfung  der  Forderungen  an  die  vormalige  Reichs- 
operationskasse  in  Wirlcsamkeit  gesetzt  werde;  übrigens  wäre  die 
BoDdes-Matrikular-Rasse  zu  ermächtigen,  den  Commissionsmitglie- 
ten,  auf  Verlangen  der  betreffenden  Regierungen  und  gegen  Ver- 
Kchnong,  die  angemessenen  Geldvorschüsse  zur  Bestreitung  der  Rei- 
sekosten und  Diäten ,  unter  Vorbehalt  der  Bestimmung  des  Diäten- 
*«*ws,  zu  verabfolgen. 
^^.:  Protokolte  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
l«»g,  Bd.  XVII,  8.86,87. 

8* 
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la der  aechf  tan  SltsuHf  a«i  9.  Mira  18S6  »Mkle  Pfera#- 

sidUo  die  ABse^g«,  dass  die  zur  Mv^^MiM  der  HetehaopeffB* 

UoBskasse-Fordemflgen  emamileD  Coomiss^rien  von  Oeater- 

reich,  Preussen  andBaiero  ioPraakfart  eiagetroffeDseyeii. 

Vergl:  Protokolle  def  Deutschen  Bundes* Versamin- 

lung,  Bd.  XVm,  S.  75. 


Ct. 

Anxelge  des  K.  K.  Praesidial-SettiidteB  Tom  27.  April 

1826,  in  Betraf  der  erfolgten  CoDstituiriiiig  udEinwei- 

f  «Bg  der  C  omniagioB)  so  wie  Aber  deren  Instrnctioa  Um- 

dcktlich  def  ihr  tteitiigenen  UfiMitioBigegeUnes. 

Elirte  Sitzung  am  i7.  April  1826.-) 

0er  Kaiserlich  KSniglicbe  prMsidfrende  Ge- 
sandte, Freiherr  von  Mfinch-BellinghauseD  erSIbele 
der  hcAeo  Bi]ii4es«>Versamoitufig  von  Seite  des  Ausecbusses  I8r 
die  Reicbsoperettonskasse^Angelegenfaeit,  dass  diejenige  Comris- 
sion,  welche  sich  in  Folge  des  in  der  6.  Sitzung  vom  IQ.Fehraar 
1824  gefassten  Beschlusses  mit  der  Liquidation  der  FVirderongen 
an  die  ehemalige  ReichsoperationslLasse  zu  beschSftigen  hat,  sich 
eonatitulrthabe. 

Ihre  Aufgabe  sey  nun,  die  Liquidation  der  elngelH*aehten 
PrivatfordelruDgen ,  sowohl  in  Hinsicht  Ihrer  Besdiaifenfaelt ,  als 
Ihres  Betrages,  zu  bewirken.  Zu  diesem  Zwecke  seyen  dieser 
Commisslon  sämmtliche  bisher  eingelangte  Eingaben  der  recla- 
mirenden  Privatpersonen  übergeben,  und  dieselbe  angewiesen 
worden ,  sich  bei  Behandlung  dieses  GeschSftes  im  Allgemeinen 
an  diejenigen  Grundsätze  zu  halten,  welche  von  dem  Bundestags- 
Ausschusse  in  dem  am  12.  April  1821  erstatteten  Gutachten  vor* 
geschlagen  worden  seyen,  dabei  auf  di^lenigen  AuflüSrungen 
geeignete  Rücksicht  zu  nehmen,  welche  das  Kaiserlich  Ktolgliche 
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ttertarefcMtfae  Ci»mriiafoM.|Btglled  ab  KuiMliger  der  VerUnt- 
Mm»  des  ebenMlfgeo  Deutschen  Aeicbs  zu  ertbellea  In  den  Fall 
komm  dSrfle ;  in  FBlen  Jedoch,  fn  Ansehung  derer  das  gedachte 
GttMhtea  keine  bestimmte  oder  keine  zureichende  Anweisung 
calMle,  oder  w^ia  Ober  die  Anwendung  der  ?orgesdilageneo 
rimdulliM  Haler  den  Commisrionsmllglledem  dne  Metnungs- 
^«fAiedertieit  mtsteben  loUle,  dfe  Anftage  MeiQh«  an  den 
Ihadcstags-AuMchuss  zu  machen,  dessen  Leitung  die  LIi|mMb* 
ttoos-Conmlsstan  untergeben  sey. 

Dem  Baodestags  -  Ausschusse  erschien  es  Obrigens  der  Slcl- 

diener  Liqafdations-Commisslon  angemessen,  dass  dieselbe 
aller  Berfllirang  mit  den  Privatparteien  zu  bleiben  habe. 
Es  steDe  sicli  vielmehr  als  der  angemessenere  Weg  dar ,  dass  In 
tmtmgMm  raisn,  in  welchen  die  Llquldatiens^CommisslM  Ober 
4a  shignliiinditeD  Privat  -  Roclamationen  Aufkllrang  oder  naeh* 
tiVIAe  Belege  xu  erhallen  wfinsche,  dies  nlcM  durch  unmittel- 
hne  YerJtfmdHqng  mit  den  Privatreclamantnn  selbst  geschdie, 
fondem  dnss  diese  Wünsche  dem  Prüsidio  oder  dem  Bundestags- 
AnmdMinne  vMgetragen  und  duieh  diesen  sodann  an  den  Bundes- 
tags-GenaDdten  derjenigen  Riegierung  gebracht  würden,  unter 
weicho  der  FrtvaURecIamant  gehSre. 

Der  KniserUcli  KSnigliche  Prlsldirende  seUosa 
dkse  BiSDanng  mit  der  ErkUnrng ,  dasa  von  demaelbeD  dieser 
U|«klntloAs4;2ommiaiion  zu  ihren  amtlkhen  Arbeiten  ein  ango- 
■ssacBca  lioenl  eingerinmt  worden  sey. 

IMn  Bundes- Versammlung  genehmigte  diese 
VerfSsungon. 

a)  Vcig:  Protokolle  der  Dentsohen  Bandes- Ver- 
sammlnng,  Bd.XVUI,  S.  114, 115. 
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Besehlisi  der  BiBdet-Teriaviiiliig  tob  2.  SepUabv^ 
1830,  wegei  pereatoriseher  Aifforderiig  to  lull»* 
nwrten  im  Ermise  look  xweifelkafterFordenttgra,  li* 
friedigmig  der  liqviden  Fordamiigeii  uid  AnflSgiil 

der  Commission, 

■ 

Fünf  und  zwanzigste  Sitzung  am  2.  Septea> 
her  1830.  i 

I>er  KalseriichKSnIgllche  prKetdirende  IierrG^ 
sandte,  Frei  harr  von  MOnch-Bellinghansen:  yrwtMi$ 
Namens  des  für  die  PriTatrorderungen  an  die  ehemalige  RMelft 
operationslcasse  bestehenden  Bnndeslags- Ausschusses,  eiMf 
Vortrag: 

Durch  den  in  der  6.  Bundestags -Sitzung  vom  19.  Fribmä 
I9m  (§.  44)  gefassten  Beschluss  bat  die  hohe  Bundes- VersMnih 
lung  die  Aufstellung  einer  eigenen  Commission  angeordailf 
welche,  unter  der  Leitung  des  fiir  die  Forderungen  an  die  ehema- 
lige Beiobsoperatlonskasse  bestehenden  Buttdestags-Ausscbliasil 
und  nach  den  in  dem  Commlssions-Gutaditen  vom  12.  April  I8H 
vorgeschlagenen  Grundsätzen,  das  Liquidum  der  bisher  angend* 
deten  Forderungen  herzustdien  habe ,  nadi  dessen  HersteHiug 
alsdann  auch  wegen  der  Zahlungs-ModalttSten  der  wettete  ito- 
schluss  zu  fassen  sey. 

In  der  27.  Bundestags-SIteung  vom  Jahre  1828  (§»  170)  hat 
hierauf  der  Bundestags-Ausschuss  angezeigt,  dass  Ihm  die  LiqQt- 
datlons  -  Commission  eine  Uebersichtder  bisher  angemeldeteo 
Forderungen  vorgelegt,  und  zugleich  Ihr  Gutachten  über  die 
Liquidität  und  lUiquiditSt  derselben,  so  wie  über  die  diesfiBiUs  von 
den  Beclamanten  noch  beizubringenden  Belege  und  Nachweisun- 
gen  beigefügt  habe,  weshalb  der  Bundestags-Ausschuss  Im  B^gril 
stehe,  sich  wegen  Beibringung  dieser  Belege  und  Nachwdsungen 
mit  den  betreffenden  Bundestags  -  Gesandschaften  in  Commnoi- 
cation  zu  setzen. 


11« 

lB4er  ».  BBi4ertag8-8ltsw«  te  bwfeKei  Jäire§  (|^^; 
uigte  soda«B  d«  Bundestags -AussehuM  an,  daai  er  BUDBMiir 
ttnä  die  vcrehrtlclieii  Bsadeatags-Gesandachaften  die  Aeuase- 
ainmititcher  Reclamanten  ktnakMIicii  der  voo  flioen  bei* 
Bdege  und  Nacbweisungen  halten  bite ,  «od  >s 
Jelst  angoneaaeQ  aeyn  dUrfle,  die  inzwiacheo  auspen* 
dirt  gewesene*)  LiquidaUoas-Commission  nochmals  auf 
daige  Zdt  dabier  zu  dem  Ende  zusammen  treten  zu  lassen ,  u  m 
tHe  eing^gaogenm  Erklärungen  der  Reclamanlen  zu  prilfen,  nach 
Haasgabe  d^selben  die  Im  Jahre  \9SS  vorTasalen  tabellariaeben 
Ucberaiditen  sänrntlicher  Forderungen  zu  reetlBciren  und  zu  ver- 
vaMfiBdlg« ,  und  aomit  ein  scUlesslicfaea  Opent  ttber  das  ge- 
saannle  Lfgiddum  bensuatellen. 

Die,  In  Folge  dieses  von  der  hohen  Bundes- Veraanmtang 
seaeiaiigteii  Antrags,  dahier  Im  Mai  des  iauABudea  Jahres  wieder 
venaBMielte  LiquidaUons-Commtsslon  bat  sich  diesem  Auftrage 
^t  lobeD^w^them  Eifer  unterzogen ,  und  deafi  Bundestags^ Aus- 
Kkosse  unterm  24.  Juli  d.  J.  ttber  die  Erltiflung  ihres  Auftraget 
Icricht  erstattete 

Nacii  genommener  Einsicht  dieses  Beriehts  und  seiner  An« 
iigen  9  hat  sich  der  Bundestags-Auaschuss  Überzeugt ,  dass  das 
gmne Liquidlmngs-Geschffft  so  weit  vorgerUciLt  und  been*' 
'igt  sey ,  dass  es  angemessen  seyn  dttrfle,  das  Resultat  dessen- 
kn  nvmiehr  auch  der  hohen  Bundes-  Versammlung  vorzulegen. 

Dieaer  Ueberwugung  zufolge ,  ülierglobt  daher  der  Bundes* 
tags-Auaachuss  hiermit  den  au  ihn  von  der  Liquidaliona-Commls« 
sta  untern  24.  JuH  erstatteten  Berich  l  (Ziffier  i)  und  sodann 
in  den  weiteren  Anlagen  fünf  von  der  Liquidatlons-CommisslDtt 
flchoB  hn  Jahre  18S8  ver Aaste,  nunmehr  aber,  nach  Massgabe 
<er  seltdeHi  von  den  Reclamanten  lieigdirachtenBei^e,  neuerdinga 
Kvidirte  Triieilen  unter  Litt.  A ,  B ,  C  und  D ,  nnd  einen  Nach- 
tilg  zu  Litt.  D ,  WMln  alle  bis  Jetzt  angemeldeten  Forderungen 
an  die  diemaüge  Reicha<H^eratiOQskasse  zusamroengesteilt  sind,- 
vid  woraua  sich  das  Resultat  des  ganzen  bisherigen  Liquidinings- 
sesdiUlaa  voilstXndlg  ersehen  IBsst.  u.  s.  w. 

SSmmtllche  tiesandschaften  erkUfrten  ihreZustim- 
Mag  zu  den  Antigen  des  Bundestags-Ausschuases,  so  wie  aucfr 
zudem  von  dem  KSniglich  Preussisehen  Bundestags* 


QtsuuAiem,  Herro  TaaNaffUr,  iiadi  Verieaang 4eft'Vor- 
trags  Mcb  bewüAen  dabin  geaachk»!  AoiMfpo,  teu  den  MH*^ 
gUedem  derLiquidationa-Commlask»,  kfnaichUIcii  ibfas  nnnaiiii  t 
In  der  Hauptsache  beendigten,  mit  Flelsa,  SachkcMtiriaa  «ad  ; 
llDparteili<Mett  vollzogenen  Auflngea,  die  Zufriedenliett  *m- 
hoben  Biindea*  Veraaninüiing  zo  erkennen  gegeben  wenden  mip^  ^ 
Daher 

Beachluss: 

1)  Da«  die  Reclamanten ,  deren  Forderungen  noeh  zwei- 
felhaft und  in  den  beute  vorgelegten  TabeUen  B  und  C  aufip* 
fOhrtsind,  ooebmals  peremtoriseh  aulkuforda'n  seyen,  die 
zu»  Erweifle  der  UquiditSt  Ihrer  FiNrdeniAgen  noch  erfoidier- 
lieben  Belege  und  Nacbweisungen ,  Inneriialb  einer  Frist  vaa 
sechs Monalen ,  beizubringen; 

2)  Dass  ausserdem  noch  bei  allen,  in  den  TabeUen  A,  B  ai^i 
C  enthaltenen  Federungen,  welche  sich  angeblich  web  M 
ersterHand  befinden,  die  Besitzer  derselben  anzubauen  seye% 
in  so  fem  es  nkbt  schon  gesch^en  ist,  sich  eldli|;h  darüber»! 
erklären,  ob  mit  diesen  Forderungen  nicht  etwa  eine  Ces- 
sion  Stau  geOmdee  habe?  und ,  wenn  dieses  der  Fall  wSre,  ob 
welchen  Betrag  die  F<»iieruBigen  cedtrt  worden  seyen  ?  Von  den 
Besitzern  der  schon  liquiden ,  in  der  Tabelle  A  enthaltenen  For- 
derungen dieser  Art  wird  diese  eidliche  Erkliirung  inneriialb  drei 
Monaten ,  von  den  Besitzern  der  noeh  nicht  liquiden ,  In  den  Ti- 
bellen  B  und  C  verzeichneten  Forderungen  aber  innertiaUi  sechs 
Monaten  beizuhringen  sey  n  ^ 

3)  Da^s  der  fiundestags-Aussobuss  zu  emuchen  a^,  wegen 
Vollziehung  verstehender  Bestimmungen  sub  1  und  2  den  beiref- 
Conden  Gesandschaften  die  geeignete  fiM^IDiung  zu  machen ; 

4)  Dass^  nachdem  die  fernere  Anwesenheit  der  Liquida- 
tions-Commission  dahler  nicht  mehr  notbwiBodig  isi«  dM 
ftegierungen  von  Oesterreich ,  Preussen  und  Baieni  anbeiBi  M 
stellen  sey,  die  zu  derselben  abigeordaeten  Beamten  nunmdM* 
wieder  abzuberufen;  wobei  zugleich  diesen  AbgeerdneteD 
hinsichtlich  ihres  nunmehr  Jn  der  Hauptsache  beeadiglett ,  aach 
dem  Zeugnisse  des  Bundestags -Ausaehusses>  mit  Fleisa^  Sacb- 
kenntniss  und  UnparteiUdikeit  voUzogenen  AuftDSges,  dieZufirie* 
denheit  der  hohen  Bundes* Versammlung  zu  erkennen  zugeben  sey « 
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i)  OiM  4ie  ünniriifgi  >  CetmJidiiftqi  cu  «nHickeo  aeyeo, 
M  die  erforderlicbet  bakndOomd^  za  erUUeii,  um  io  der  ersten 
tnaktif^g^-SMxme  4es  Jahres  1831  über  die  M odaUliteD ,  nach 
«dchea  die  üfuiden  Fordemogen  der  ReicbaoperaUopflliasse- 
OtoUga  zu  tieftiedigen  aeyeni  absUnunen  und  blemach  dariilier 
eüKB  BeecUttss  fassen  zu  kSnnen. 

fl)  Vergl:  Lill,  A,  Notec. 


imkliss  to  Bnndei-Teritaiml»K  fo»  5.  HoveBber 
UM,  v«giiBefriedigiiig  tu  Forderingen  an  die  Ae- 
Balige  Reiciifoperttioasktgie. 

In  der  sieben  und  zwanzigsten  Sitzung  am  5.  No- 
vember erfolgte  der 

Bescliluss: ") 
1)  Es  werden 
a)  alle  in  der  Tabelle  D  und  in  deren  Nachtrag  (Beilage  5  und 
6  des  Protokolls  vom  2.  September  1830  und  Beilage  3 
und  4  des  gegenwärtigen  Protokolles)  aufgeführten  Posten 
Bit 4,959,4t 5 Gulden  9  Kreuzern,  da  bei  denselben  die  EU 
gensehaft  einer  die  eheoiallge  Relebsopera- 
tioftskasse  betreffenden  Privatfofderang  nicht 
aachgewiesen  ist, 
^nderdermallgen  Liquidation  nichtgehörig;  dann 
^  *e  in  der  TabeHe  I  (Beilage  5  des  gegenwifrtigen  Prelo* 
Mies)  enthaltenen  Posten,  im  Betrage  von  214,707  Gulden 
4t  Rreuzem,  und 
«)  dlePonkning  des  Johann  Heinrich  U  tsch  zu  Siegen  (Nr.  6 
der  iHÜeren  Tabelle  C,  Beilage  4  des  ProtokoUes  Tom 
2.  September  llUtt)  mit  MO  GuMen  —  Kreuzern 
*ttngegrändet, 
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sonach  sünnlltciie  FenieruflgeD  unter  a^  b  und  c,  nuan- 
men  mit  5,174,622  Golden  50  Kraüern, 
zurückgewiesen. 

2)  Es  werden  als  liquid  und  —  vorbehaltifeh  einiger  nod 
ausgesetzt  gebliebenen  Eidesleistungen  bezietaungswefsetN 
zahlbar  anerkannt: 

a)  die  in  der  I.  Abtheilung  der  dem  gegenwSrtigen  Protokolle 
beigefligten  Tabelle  II  (Beilage  6  dieses  ProtokoUes)  enthal- 
tenen Posten  mit  1,174,320  Gulden  56  Kreuzern,  vorbe- 
haltlich Jedoch  Jener  Minderungen ,  welche  aus  der  Ober 
die  Abstimmungen  zum  Commisslonsvortrage  vom  2.  Se^ 
tember  1830  (§.  200  des  ProtokoUes)  zu  erwartenden  Be- 
schlussrassung  noch  hervorgehen  werden ;  , 

b)  die  eben  daselbst  in  der  II.  Abtheilung  begrilTenen  Posttf 
mit  154,214  Gulden  41  Kreuzern.  •" 

3)  Es  werden  aus  sprechenden  BllligkeitsgrQndei 
ferner  nachfolgende  Posten  als  liguid  erkannt  und  in  die  Ta- 
belle II  (Beilage  6  des  gegenwärtigen  ProtokoUes)  aufgenommen: 

a)  die  im  Contexte  des  beutigen  Vortrages  und  in  der  Bei- 
lage 7  des  gegenwärtigen  ProtokoUes  speciRcirten ,  im  voi 
Dano'schen  RUckstandsverzeichnisse  angegebenen  Forde- 
rungen mit  4,042  Gulden  24  Kreuzern ; 

b)  die  in  der  Tabelle  B  (Beilage  3  des  ProtokoUes  vom  2.  Se^ 
tember  1830)  unter  Nr.  24  bezeichneten  kleinen  Posten  iDt 
352  Gulden  17  Kreuzern  und  31  Gulden  8  Kreuzern. 

4)  Als  definitiv  erloschen  werden  erUärt ; 

die  in  der  Beilage  8  zum  Protokolle  vom  2.  September  1831 
und  In  der  Beilage  8  4es  gegenwXrtigen  Protok^dles  be 
nannten  Forderungen  mU  76^992  Gulden  44  Kreuzern. 

5)  Bis  zum  Eintreffen  der  noch  abgehenden  Bebelfe  zur  Nael 
Weisung  der  in  der  Beilage  III  des  heutigen  Vortrages  (Bdlage  I 
des  gegenwärtigen  ProtokoUes)  gewttrdigten  Forderungen ,  wir 
die  definitive  Entscheidung  über  letztere  noch  vorbe 
halten,  und  einstweilen  ein  Betrag  von  12,906  Gulden  evei 
tuell  in  Reserve  gestellt,  welcher  Betrag,  flir  den  FUl  eodUdK 
Zurückweisung,  den  übrigen  Zahlungen  pro  rata  zii»iwad 
sen  hat.  • 
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^  Die  an  Abute  1  4C8  gcigeDWirtIgm  üeseklime»  Belhei- 
liglai  «M  voD  den  Ate  bdreBbütai  Berttianiaiigen  durch  die 
GaadMhaftea  Nirar  ileglerungen  In  Renntnlse  zu  setzen ,  und 
wird,  10  7iel  jene  in  der  Beikige  9  des  gegenwXrtIgen  BeseMusses 
fcrtctaetcn  abgebt,  znr  iHüdigalen  HeiteiBchafltang  der  noch  aii- 
gi^SipB  Bebdfe  die  BinlefUing  getroffen  werden. 

a)  in  UebereinsÜmmung  mit  den  Anträgen  des  Ausschusses. 


Ifscklasi  der  Bundes- Tersimmlnng  ?om  15.  loyemher 
tttt,  wegen  Befrie'diging  von  Forderingen  an  dieehe- 
■liigp  Eeicliteporationakagie. 

In  der  zwei  und  dreissigsten  Sitzung  am  15.  No- 
vember 1838  erfolgte  der 

Beschluss: 

1)  Von  dem  In  den  Bundes-Beschlusse  vom  S.Novener  I835| 
S-  444,  Absatz  2  und  3,  als  liquid  anerkannten  Summen  von 
It332,961  Gulden  26  Kreuzern  werden  nunmehr  definitiv  als 
zahlbar  ausg^procben^ 

a)  die  gesammten  Capitalforderungen  mit  I»  147,726  Fi.  17  Kr. 

b)  der  durch  die  in  Gemässheit  Beschlusses 
vom  2.  April  1838,  §.  65,  an  die  M«u» 
rer '  sehe  Debttaiasse  zuriiekgesteUten 
zwei  Schaldscbeine  entstandene  Mehr- 
betrag von .    «    .        2,M0  '   34  - 

c>  desglddieD  an  dieselbe  Masse  nach 

Bnndes-Beschluss  vom  21.  Juni  1838, 

S- 157, 11,844  -    15  - 

i)  die,  durch  Beschluss  vom  17*  Mai  1838, 

§.1149  nonmdir  als  liquid  erkannte 

FordcraogderWinkopp'seben  Cw- 

atrsmaase  zu 4,332 

zusammen  mit  1,166,843  PL   6  Kr. 


e)  Toa  der  WiQver'sdien  Ztauferdenniir  Ms  xv»  3t.  Au- 
gust 1802  KU  18&,2}5 Gulden  »Kreuzero  so  viel,  ahi  tardi 
die  dargebotenen  Bettri^e  der  Regieruogai ,  wekdie  deren 
Zahlbarkeit  uobediogl  anerkanot  kAm,  getilft  wenles 
kaoQ,  sonacb  ein  Betrag  von  71,823  Guides  42  MrenDem  ; 
wegen  Beflriedigung  dea  Meruaok  Moh  «ngedeckten  Theiis 
dieser  Forderung  bleibt  die  weitere  definitive  Beschluss- 
nähme  vorbehalten. 

2)  Die  dem  gegenwärtigen  Beschlüsse  unter  Buchstaben  A 
und  B  beigefügten  Tabellen  sind  als  Grundlagen  der  von  Jeder 
Regierung  zu  leistenden  Beiträ'ge  und  der  den  einzelnen  GläubU 
gern  zuerkannten  Summen  zu  betrachten. 

3;  Die  Zahlungen  sind  überall  durch  Vennittelung  der  Re^ 
gierungen,  welchen  die  Gläubiger  als  Unterthanen  angehBren, 
und  zwar  in  der  Art  zu  bewirken,  dass  Jede  Regierung  aus  ihren 
Beiträgen  zuerst  ihre  eigenen  Unterthanen  belMedige, 
und  Falls  ihre  Beiträge  hierdurch  nicht  erschOpfl  werden ,  den 
trefTenden  Ueberschuss ,  oder  Falls  ihre  Unterthanen  keine  For- 
derungen zu  machen  haben^  ihren  ganzen  Beitrag  —  zur  weiteren 
Verabfolgung  an  die  einzelnen  Gläubiger  —  der  in  der  Tabelle  B, 
Spalte  Xn  l^is  XV,  bezeichneten  R^erungen  fibermache,  ohne 
damit  eine  in  gegenwärtige  Liquidationsvertiandlung  nicht  gleich 
Anfangs  aurgenomme  Abrechnung  zu  verbinden. 

4)  Die  Zahlungen  sind  spätestens  in  drei  Jahresfri- 
sten vom  15.  November  1838  an  zu  leisten.  Die  Bescheinigungen 
der  Reichsoperationskasse  -  Gläubiger  über  ihre  erfolgte  BelHe- 
digung,  so  wie  deren  Verzicht  auf  fernere  Anforderungen  an  den 
Bund  sind  seiner  Zeit  zu  den  Acten  der  Bundes- Versammlung 
zu  bringen. 

5)  Den  Reclamanten  des  durch  den  Beschluss  vom  5.  No- 
vember 1835 ,  §.  444 ,  Ziffer  5 ,  in  Reserve  gestellten  Postens 
(Gräfiich  von  E insied el'sebe  Forderung)  Ist  noch  eine  letzte 
peremtorlsche  Frist  von  sechs  Monaten  a  dato  zur  Belbriagung 
der  abgängigen  Behelfe  verstattet,  nach  deren  Verlauf  sie  als  aus- 
geschlossen angesehen  und  die  dadurch  entstehende  Hlnd^iing 
der  Passivmasse  den  ihre  MatrikularbeitrXge  entrichtenden  Regie- 
rungen an  ihren  Quoten  pro  rata  zu  Gute  gerechnet  werden 

soU^V 
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6)  m^  ■wKliü  Kiiwl>mm»ioii  wifi  erniclittget,  den  le^ 
weMm  die  ReMaofMmiiiNHkMBe-OiaiiMger  ak 
aogehSm ,  auf  VeriMgm ,  die  VM  den  letsierai 

am  Bewviie  Ihrer  FVirderangeii  M  der  BondM- VeriMUriuiif 
iügcnidim  Doemieate  zo  vefftbMgen. 

7)  Das  giq^nwärtlge  TilgongsgeschXft  bleibt ,  biszuMlDer 
fniflliodlgm  ErteAging,  «nter  die  (Mmrge  «od  G^wUvWktiing 
dea  Bmrfas  «estellL 

a)  Der  Königlich  Sächsisclie  Herr  Gesandte  äusserte 
liieniiciiist:  er  setze  voraos,  dass  bei  dem  5.  Punkte  des  Beschlusses 
die  IfelDiiiig  dahin  gehe ,  die  Einsiedei^sche  Pdst,  wenn  sich  die 
Gfillich  von  Ein  sied  einsehen  Eiben  gehörig  zu  legitimiren  im 
aeyen,  nach  ihrem  vollen  Quantum  von  8,M4  Fl.  zu  bezahlen. 
Voo  Seite  des  betreifenden  Ausschusses  wurde  bemerkt:  die 
aey  dahin  gegangen,  dass  für  die  firagliche  Forderung ,  im 
Fdie  ihrer  Liquidität «  nur  der  verminderte  Betrag  von  5,096  Gulden 
55  Kreozeni  zu  entrichten  sey. 

Die  Bondes-Versammlung  erklärte  hierauf:  dass,  Falls 
seiner  Zeit  bei  der  endlichen  Auszahlung  unerhobene  Posten  übrig 
UeibeD  und  sich  dadurch  disponibele  Zahlungsmittel  ergeben  sollten, 
dfeEinsiedeP  sehe  Post  nach  ihrem  vollen  Betrage  werde  berichtigt 
werden,  daiss  aber,  wenn  dieser  Fall  nicht  eintreten  sollte,  die  Bun- 
dea-VersainmlnDg  vertrauensvoll  erwarte,  die  Königlich  Sächsische 
werde  in  Rucksicht  auf  die  bereits  Statt  gefundene  Verkur- 
der  Forderungsbeträge  so  vieler  anderen  hulfsbedürftigen  Gläu- 
dle  Erfüllung  ihres  desftllsigen  Wunsches  flülen  lassen. 


BiMhlvta  te  Biadaa-Taraasailiag  rom  21.  Fataur 

wvgai  Bafriadigaag  TosForderaagei  aa  die  eka- 
BaHge  RalolisoparatioBakaase. 

Id  der  ersten  Sitzung  am  28.  Februar  1839  wurde 

beachloasen: 
Dans  diejenigen  R^eningeo,  welche  zur  Abfindung  des  nach 
BeacUiuse  vom  15.  November  1838  noch  ungedeckten  Tbeiia 
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der  Wimmer'scheii  ZiBseaforterui«  vm  ttt^SSfi  GuMct 
0  Kreuaceni  BeiU%e  bewilliget  baben ,  diese  Beiträge  ebeBMi^ 
spItesteDs  in  drei  Jabresfristen,  van  15.  Noveaber  18SI 
an  ga^ecbnet^  an  die  K.  K.  OeslerreicUache  Rqi^eniiig  zor  wei- 
teren Verabrolgung  an  die  Inhaber  dieser  Forderung  eatridMi 
werden. 

Zugleich  ist  dem  g^enwfirtigen  Proiokolke  eine  lieber- 
siebt  der  nunmehr  von  sammtlichen  R^erungen  zur  Abli* 
düng  der  Wi  mm  er 'sehen  Zinsenrorderung  zu  entrlchtendei 
Geldbeiträge  anzufügen.  .,4 


•II 
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leMkli8iitrB«i4es-?er8aaBUiigfm27.lln 
MI7,  betrefend  eine  Fordernng  an  das  TOrnaUge 
l«iticke  Reiokp  an  der  Zeit  dea  dreisaigjih- 

rigei  Krieges. 

Dreinnd  zwanzigste  SitzuDg  am  27.  MKrz  1817.*) 

Der  Grosslierzogllch  Mecklenburg- Schweria- 
ud  Streliizische  Herr  Gesandte,  Freiherr  von 
PlesseD:  erstattet  Vortrag  fiber  die  Denkschrift  des  FUr-» 
lUa  von  Waldhurg  zu  Wolfegg-Waldsee,  hetreffuia 
fc Belohnung  früherer,  Kaiserlicher  MaJ es tKt  und 
lern  Reiche  geleisteten  Dienste  (s.  EinreichungS'-Proto* 
koO  Z.  75,  vom  Jahre  1817).  Derselbe  weiset  nach,  dass  es  sich 
Her  om  eine  Forderung  an  das  vonnailge  Deutsche  Reich, 
US  itf  Zeit  des  drelssigJShrigen  Krieges  handle« 
Rr  tapfere  und  mannhafte  Vertheidigung  der  Stadt  Constanz  im 
UiRlfiSS  gfgen  den  schwedischen  Feldmarschall  Hom,  und  der 
Stadt  Lindau  1647  g^gen  den  General  Wrangel,  sey  dem  Ur- 
Aelter-Vater  des  Herrn  Fürsten  (GraCen  Maximilian  Wi- 
Ühald)  durch  hofluiegsrittblicbes  Decret  vom  17.  November  1635 
eine  Belohnung  von  40^000  Fl.  ausgesetzt^  und  diese  an HngHch 
*Bl  die  FreU>nrg-Oepflngiscben  Güter,  spSterbin  aber,  unter 
SsficUoDirung  mittelst  Kaiserlichen  Decrets,  auf  andere  „sichere 
IMdismittel'«  angewiesen  worden.  Ein  späteres  Allerhöchstes 
Deeretvom  15.Mai  1647  habe  zu  den  40,000 Fl.  noch  30,000 PI. 
zu  einiger  EntschSdigung  der  von  dem  Feinde  auf  den  Gütern  des 
fiitfen  angerichteten  Verheerungen  hinzugefügt,  ihm  in  Allem 
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also  70,000  Fl.  angewiesen  und  zwar,  wie  es  In  dem  Decrele 
heisse:  „aus  allerhand  kfinfUgen  extraordinSren  ReicbsmIUeln 
zu  entrichten/^  Der  Graf  habe  sieh  nach  dem  WestphSlischen 
Friedensschlüsse  bei  mehreren  Gele^nheiten  selbst,  Jedoch  ver- 
f^blich  darum  gemeldet,  seine  beiden  SShne  und  späteren  Descen* 
denten  seyen  in  ihren  Bemühungen  nicht  glücklicher  gewesen, 
und  eine  zuletzt  bei  der  Reichs-Deputation  zu  Regensburg  einge- 
reichte Denlcschrift  habe  ebenfiBrins  keinen  besseren  Erfolg  gehabt. 
Der  Reclamant  glaube  bei  der  Bundes-Versammlung  diese  Porde- 
niny  In  Anresuiig  brfagw  zu  kVilfien»  erkUüt  aber  awfflefch»  olh 
wohl  dieselbe  gegenwärtig  nach  169  Jahren  die  bedeutende  Siimne 
von  699,287  Fl.  abwerfe,  dennoch  nur  140,000  PI.  ansprechen 
zH  ^loBen,  und  bittet ,  diese  Summe  ^  gleidh  anderen  Bissiven 
und  nach  der  Analogie  ihrer  VerlheUangi  eu  übernehmen. 

Der  Herr  Referent  bemerkt :  wenn  die  vorige  Reichs-Ver- 
fassung in  der  ganzen  Reihe  von  Jahren,  seit  dem  WestphSlischen 
Fk*ieden,  dem  Kaiser  und  Reiche  die  MIttd  ntcbt  dargeboten  habe, 
eine  Mos  Im  Allgem^nen  zugesicherte  B^hmmg  (Gr  tapfere 
Thaten  In  BrrUlIUng  zu  bringen,  so  sey  wohl  unverkennbar,  dam 
diese  in  der  neuesten  Zeit  und  unter  gnnz  verilnderten  VerhMt* 
oiBsen  um  so  weniger  Statt  finden  könne  ^  und  es  lasse  sich  woU 
acftwerlich  behaupten,  dass  der  Jetzige  Deutsche  Bund  irgmd  eine 
Verbindlichkeit  habe,  deii^leichen  Fordenmgeii  en  belHe* 
digen.  fiben  so  sehr  mOchte  es  aber  bei  der  Jeti^igen  Lage  aa 
diin  Mitteln  fehlen ;  es  mOehte  4aher  bestlmtit  auszurspi^ben 
seyn,  dass  der  Reclamant  mR  dieser  vMlig  unzuUssigen  Forde- 
nmg  von  der  Bundes-Veraammlung  abgewiesen  werde. 

Der  Vortrag  wurde  unter  Z.  SO  beigelegt  und  unter  aHge^ 
meiner  Beistimmung  en  der  Ansteht  des  flerrn  Referenten^ 

beschlossen; 

Dass  Redamanl  mit  dieser  Forderung ,  als  vSIltg  unzulMIg 
and  nicht  hieher  gehSrend,  von  der  Bundes-Versammlung  ab2n- 
weisen  sey. 

■ 

€)  Veigl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver* 
sammln  Dg,  Bd.  U,  S.  170,  171. 


'     I 


hieklnis  ier  Bnides-VenaBBliBi  tmb  24«  Urs 
tt24,  WtnffaBi  «Be  dM  firafei  t«i  Hallkerg 
rtiekscklissMlBsig  angewieieie  Reite,  ul 
Iftterpretakiea  dei  %.  24  4«b  Heic]ii^D«pita- 
tieiB-IIaipttckliises  ?•■  25.  Felmar  1M3. 

£iiru  SUzttfig  an  24.  MXrz  1824.*) 

NachAHi  alle  AbsUmimiiigeii  eingegangen  wwreD,'')  sckltif 
PraesIdittiD  nachfolgenden^  ans  der  Mehrheit  derselben  abge- 
Mtoten  Beadiloss  vor,  wogegen  nichts  erinnert  wnrde^  daher 

Reschluss: 

Die  BoDdesTefsaaimlung  kann,  mit  Rttckaieht  auf  die  VM 
des  Mitgliedern  der  ehemaligen  Reichs -Deputation  abgtgcfccncB 
IttSnii^^eii  sieh  nur  dabin  aussprechen : 

1)  Dass  des  Im  §.  24  des  Reiehs-DeputaUMs-HaupIsoUasses ') 
M€tttem  und  mit  Renten  entsehüdigten  Reiehsgrafen  auf  die 
liiUiiMt  zngewfesenen  BntsehadigungsobJ^te  eine  gleiche  Be- 
%Hittgaiig  zBstehe,  und  4le  zar  Vorbereltnng  des  EntschSdt- 
^Itags  -  GesdlSftes  vorgeschriebene  Classiflcation  nur  bezwecict 
Mie,  bei  Verthellung  des  Ersatzes  die  mSgltchste  Erhaltung  des 
Bdchs-  und  Rreisverbandes  zu  sichern,  nicht  aber  auch  noch 
wA  erfolgter  Zuweisung  der  Ersatzobjekte  eine  blos  subsldiari- 
Nhe  Berechtigung  für  die  letztere  Blasse  zu  hegrfioden  $ 

2)  Dass  die  von  Ballbergisclie  Rente  von  6,880  R  ids 
aasschUessend  auf  Schussenried,  uad  nicht  als  Mf 
fetassenried  und  Weissenau  znsammoi ,  radlclrt  zu  betrachten : 


3)  Dass  Dr.  Eoler  als  CrSBich  HaHbei«lsciMr  BevoUmXdiUgler 
Uervon  zu  verständigen. 

a)  Yergl:   Protokolle   der  Deutschen   Enndes^-Ver- 
lanmlvag,  Bd.  XVI,  S.  14S,  147. 
ID.  9 
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b)  In  der51.  Sitzangaoi  12.  October  1818 enUUele der 
König].  Baierische  Gesandte  Vortrag  ober  eine  Vorstel- 
lung des  Grafen  y.  Hallbiclrg^»  den  Genuss  einer  reichs- 
deputationshanpischlussmässigangewiesenen,  auf  die 
vormalige  Abtei  Scliussenried  in  Württemberg  radi- 
cfrten  ewigen  jährlichen  Rente  von  6,880  PI.  betreffend, 
welche  15  Jahre  reicbsschJusswidrig  unbezahlt  geblieben  und  noch 
eurükbehalten  werde.  In  derselben  Sitzung  erfolgte  der 

Beschlnss: 

1)  Dass  die  allerhöchsten  und  höchsten  Höf^  von  Oesterrefeh, 
Preuflsen,  Baiern,  Sachsen,  Württemberg «nd  Karhes- 
sen, als  Glieder  der  im  Jalire  1802—1803  bestandenen  ausserordent- 
lichen Reichs-Depntation,  um  ihre  vorläufige  Aeusserung  ersacht  wür- 
den, in  welchem  Sinne  Sie  bei  Bnlwerfnng  dissReichs- 
deputations-Hauptscblusses  den  §.  24  desselbea' genommen 
haben^ 

Z)  wäre  das  ehrerbietigste  Guta<5hteA  an  die  höchslQS  Gonmilr 
tenten  zu  erstatten,  dass  der  Bundes- Versammlung  die  Vollmacht  und 
Instruction  ertheilt  werde,  mit  Rücksicht  auf  jene  erbetenen  Erklä- 
m^gen  eine  authentische  Interpretation  dieser  Stelle  zu 
ertbeüen: 

I.  ob  die  Befriedigung  der  £ntscl)ädigungen  der  Reichsgraft», 
wdefae  ihnen  durch  unmittelbares  Gebiet  und  anf  dasselbe  ge- 
legte jährliche  Renten  regulirt  und  angewiesen  wnrde,  ohne 
Priorität  verstanden,  oder  aqch  noch,  nach  geschehener  Aus- 
miltelung,  als  klassenweise  angeordnet,  anzusehen sey? und 

II.  ob  die  dem  Grafen  von  Hallberg  angewiesene  Rente  von 
6,880  Fl.  auf  den  Abteien  Schussenried  und  Weissenau ,  oder 
nur  auf  der  Abtei  Schussenried  radicirt  zu  verstehen  sey? 

Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 

lung,  Bd.  VI,  S.  215-220. 

Nach  den  hierauf  in  verschiedenen  Sitzungen  abgegebenen  aos- 

'ffihrlichenErklärangenund  Abstimmungen  (Protokollen. s.w. 

Bd.  VII,  S.  57,  «09,  Bd.  IX,  S.  72,  Bd.  X,  S.  257,  Bd.  XI,  S.  78, 

Bd.  XIII,  S.  176,  i»8,  238,   Bd.  XIV,  S.  7,  Bd.  XV,  S.  528,  5») 

erfolgte  die  I  n  t  e  r  p  r  e  t  a  t  i  o  n  des  §.  24  des  Reichsdeputations-Aaupt- 

sehloises  durch  den  Beschlnss  4er  Bundes-Versammlnng 

vom  24.  März  1824. 

c)  Vergl;  Diplomatisches  Archiv  u.  s.w.  Tbl.  I,  Ablh.  I, 
S.  176. 


^»1  #  .«1»^ 


Uli. 

lwUi41iigM  vU  Beiclilttse  der  Binde«- 
feruaMlmg  m  Brtreff  der  traBirkenanisehei 
SiiteBtatioKi-Angelegenlieit. 

A. 

iHflktt  def  ■■■dei-TeiftUiBlug  um  14.  loTeBk« 
*  MM. 

1 

Zweites  Pratok^^ll  der  dritten  Sitzung  am  14.  Noh 
▼«aller  181 6.') 

'  Praesidlum:  selilVgt  fiir  die  AMOmmiag  In  der  iimh 
tleBBBbcben  gefstllchen  8uäteotaUm»*Aiigelegenlieit,  wegen 
^ei^enen  Dringlichkeit  derselben,  eine  eeehgw8clie»i- 
jBie  fri8t  vor. 

^  Bescbluss: 

1^  zur  Abstimmung  Über  die  transrhenanUche  gelst- 
^i^beSustentatlonssacbe^)  Verlass  auf  sechs  Wochen  zu 
ftkoien  sey.  ^) 

ff)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Ver.- 
»»DimluDg,Bd.  1,8.75. 

.  Die  traasrhenanische  Sustentations-Angelegen* 
leit  gehört  za  den  vorzäglicheren  Geschiften,  welche  der  Band  es*- 
Tersamnilang  darch  die  Bundes- Acte  selbst  speclell 
pertrage D  worden.  Es  folgen  deshalb  hier  die  Verirnndlnngen  in 
■Bier,  durch  manche  ZwIschenISlle  verwldcelt  nnd  weltlinftig  ge- 
^^v^eaeD,  Sache ,  so  weit  es  zur  Debersicht  des  Ganzen  und  Kennt» 
^  der  Resoltate  erforderiich  schien.  Ifinder  wichtige  EHtaiemngen 
"U  iwlesien  anch  hier  nur  durch  spedelle  Nachweise  angegeben, 

9* 
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b)  Der  Reichs-Depntations-Hanpischluss  voni25.  Pe- 
braar  1803  ordnet  diese  SustentatioD  solcher  Individuen ,  welehe 
durch  die  Bestimmungen  desselben  ihre  Stellen  verloren  haben  in  den 
§§.  50  n.  f.  unter  mannichfachen  Modificationen  an.  Im  §.  75  heisst  es 
namentlich :  „Pur  diejenigen  geisUichen  Regenten  mit  ihren  Dom- 
capiteln  und  Dienerschaften  ,  denen  auf  dieser  Rheinseite ,  wie  z.  B. 
dem  Herrn  Fürstbischöfe  au  £«s#l,  sehr  wenig  an  Landen  nnd 
Einkünften  übrig  bleibt,  odelr  welche  jenseits,  wie  z.  B.  der  Herr 
Fürstbischof  zu  Lüttich,  alles  verloren  haben ,  ist  nöthig  einen 
besondern  Fond  zu  bestimmen ,  "woraus  ihr  btHiger  Dnl^rhall  liei^ 
nommen  wird  u«  s.  x?/* 
Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.'w«  Thl.I,  Abth.  I,  S.f96 
u.  f.  (Nr.  V.) 

Es  bestimmt  demnächst  der  Artikel  XV  der  Deutschen  Bun- 
des-Acte  vom  8.  Juni  1815  FolgMides: 

„Die  Fortdauer  der  auf  die  Rheinschifltfahrts-Octroi  angewiesenen 
direeten  und  Subsfdiaffisehen  Renten ,  die  lurtfi  den  ItelelM-Bo|iuiUt 
tionsschloss  vom  25.  Februar  180^' getroffenen  Verfügungen  in  Betreff 
des  Schuldenwesens  nnd  festgesetzter  Pensionen  an  geistliche  nnd 
weltlicAie  Individuen ,  Hverden  von  dem  Bunde  f  n  r  a  n  I  i  rt.*  ^ 

„Die  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien  SeichasUfler 
haiton  die  Befügiflsg  Mire  durch  den  erwliinten  üeiehSrOepatutions- 
ichlnas  festgesetzten  Pensionen,  ohne  Abzug,  in  jedem  mit  dem  Deuft- 
sehen  Bund  in  Frieden  stehenden  Staate  verzehren  isu  dürfen/^ 

„Die  Mitglieder  des  Deutschen  Ordens  werden  ebenfalls  nnch  der 
in  dem  Reichs-Deputations-Hauptschluss  von  1803  für  die  Domstiil^ 
festgesetzten  Grundsätzen ,  Pensionen  erhalten ,  in  so  fem  sie  ihnen 
noch  nicht  hinreichend  bewilligt  worden,  und  diejenigen  Fürsten, 
welche  eingezogene  Besitzungen  des  Deutschen  Ordens  erhallen  ha- 
ben ,  werden  diese  Pensionen,  nach  Verhältniss  Ihres  Anthells  an  dett 
ehemaligen  Ordensbesitzongen«)  bezahlen.^^ 

„Die  Berathug  über  die  Regulirung  der  Sastentations- 
Cassennd  derPensionen  für  die  überrheinischenBiscJiöfe 
und  GeiBtlich«n,  weUhe  Pensionen  auf  die  Besitzerdet 
Ilaken  Rheinufers  übertragen  werden,  ist  derBundes- 
Versammluag  vorbehalten.  Diese  Regulirung  ist  binnen  Jah- 
resfrist KU  beendigen;  bis  dahin  wird  die  Bezahlung  der  erwähnten 
PensiflrmenanfdAejiisherige  Art  fortgesetzt,.''  . 
Vcirigl«  «Hcti;  J.  L.  Jü^lixber,  ^ten  d^s  Wiener,Co9)j;pesses  «i.  s.  w. 


m 

iLKliker,  UcktoMa  <lcr  6\fhmM¥Mtk  V^rbBsMmgt»  (kiß 

meiier  CoBgresMS,  S.  4W  u.  f. 
Il<perk«agen  aber  deo  §.  7&  des  ReichsfriedeuA-De- 

pataiions-Hauptschlasses  (GermanieQ,  1805,  &) 

Tittaann,  Darstellung  der  Verfassung  des  Deutseben  Bundes, 

S.  Ifö  u.  f. 

c)  Die  transrbenaniscbe  Sustentatlonssache  gebörle 

nieadrei  ersten  GegenstSnden  der  Verbandlung,  für 

ferai  Vcflassnehmung  In  der  drillen  Sitzung  am  14.  November  IfMd 

hKHiss  getesi  wurde.  (Ausser  ffir  sie  gesehah  dies  wegen  der  6  e- 

idiÜfisardnungundderMilUirrerhäUnlssedes  Bundes*) 


flsiige  dM  KöBiglicb  Riederlliidlicl^eii  firoiiker- 

■ 

MglickLizeabiirgiickeBGM^jidt^a  udBockliii 
itrliidei -TariamBliig  tmi  U.  lorettkir  U16,  aebit 

AiUgei. 

inteige  des  Königlich  NiederIXn  diseben 
(rossherzoglich  .Luxeniburgisi*hefl  Gesund« 
tea  und  Beaehl«ss   der  B«Bdea«VeraaniailuDg 

vom  18.  November  1816. 

Vierte  Sitzung  vo»  1&  N ovenber  I S 1 6.') 
Laxem  barg:  N^ch  dem  gcorecliten  und  nlMen  DeM&scbea 
An,  war  die  Auftnerksankett  auf  Personen  und  Familien ,  die 
dAls  dner  uicbt  glttcklicheii  oder  aicM  entacbiedenen  Loge  b9* 
bMeafOlBdlcbdasbekannteSustentatloBswesen  der  Jen« 
^eiUrheUisebeD  Gelalltchkett  und  Dienerscbsfi, 
^  onserer  ersten  Geschäfte» 

Was  nun  LOttlch  betrifft,  sobald  ich  nur  im  Fall  war, 
■Einern  Hofe  die  Sache  umständlich  und  grOndlich  vorzutragen, 
^  voo  Seiner  KSniglichen  M^estSt  alsbald  so  vollständige  Ver- 


(Bgungeti  gmjtbttiin  vrf^rütfn,  A&Me  ViCfieinintig  aiiliin  «fbefflffs- 
sig  machen.  *     .-     ^ 

Diese  Verfilgungen  sind  in  dem  angebogenenf  Rescfl'pte 
(1.)  enthalten. 

Sie  entsprechen  also  gänzlich,  und  auch  in  Absicht  des  Ter- 
mins dem  Wiener  Pactum,  unsem  Absichten  und  auch  derNote, 
die  mir  von  den  hier  anwesenden  vereinten  Gesandschaftea  der 
Königlichen  Höfe  von  Balernv  Hanaover  und  Württem- 
berg und  der  Grossherzoglich  Badischea  kürzlich  la  der  Be- 
ziehung ist  zugestellt  worden,  und  welche. ich  mit  meiner  Ant- 
wort diesen  Bundesacten  (s.  Anl.  2  und  3)  heutige. 

Es  bleibt  nun  nur  noch  übrig : 

1)  die  Liquidation ,  Qber  welche  ich  ohne  Verzug  die  Kihiig- 
liehen  Befehle  einhole ;  und 

2)  die  Rückstände  bis  zum  iuntus  dieses  Jahres. 

Da  sie  gänzlich  zur  Erledigung  des  Gegenstandes  gebSren, 
und  Untertbanen  meines  Königs  betreffen^  so  empfehle  ich  sie  so- 
wohl den  HbTen,  die  es  betrifft,  als  dem  fortgesetzten  Atigenmerk 
der  hohen  Bundes-Versammlung.  '  ■  ' 

Praesidum:  Die  ganze  Versammlung  huldigt  gewiss  gern 
vorläuQg  mit  dem  lebhaftesten  Danke  dieser  liberalen  Entschlies- 
sung  Seiner  Majestät,  und  erkennt  dabei  mit  vorztiglichem  Ver- 
gnügen den  so  edeln  als  wohlthätigen  Elnfluss  des  KSnigllchen 
Herrn  Gesandten. 

Sämmtliche  Herren  Gesandten  vereinigten  steh  voriäAflg  in' 
dem  GefUUe  des  innigsten  Dankes  für  die  wohiwöUende  Bnt^ 
Schliessung  Sr.  Attestat  des  RSntgs  der  Niederlande,  und  er- 
kannten zugleich  mit  den  verbindlichsten  Ausdrücken  die  Bemü- 
hungen des  Herrn  Gesandten,  Freiherrti  von  Gagern ,  zur  Be- 
schleunfgung  dieser  so  sehnlich  reclamtrten  Hülfe. 

Beschluss: 
Dass  vorläQflg  unter  dankbarer  Anerkennung  der  wohlwellenden 
Entschliessnng  Sr.  Majestät  des  Königs  der  Niederlande,  bei  der- 
einstiger  Proposition  und  Schlussnahme  über  diese  Abgelegenheit, 
hierauf  vorzügliche  Rücksicht  zu  nehmen  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr- 
sammlung^  Bd.  I,  S.  81,  82. 
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a.  •' 


ftescrlpt  Sr.  M^JesiXt  des  KSuigs  d^r  Nlederlande/d.  d.' 

Brüssel ,  den  5.  November  1816.*) 
Abiehrift.  WOrtUche  Ueber^etzung . 

WlrWlllielfli  von  Gottes  Gnaden  u.s.w.u.s.  w. 

Auf  den  Vortrag  Unsers  Ministers  der  aoswArUgen  Ange- 
kfeokdten  vom  4.  d.M.  Nro.240  und  seine  Betrachtungpen  Ober 
talDhalt  einer  Dq^esche  des  nreiherrn  von  Gagern,  durch 
«ddie  dles^  Ministe  seinen  gutachtlfcben  Bericht  hinslcbtlich 
Mr  PterfoD»  «Mattet ,  welche  nach  geschehener  Etnverietbung 
üt  f>ari^reieh ,  ißF  LQtUchfsrhen  Gefstlichlcelt  und  den  Dienern 
iaekeauligeD  Filrsl-Blsdiodi  zugesagt  und  auf  die  Revenflen 
IlTttirden  rediten  Rheinufer  belegenen  PrSbenden  angewiesen 
Mdea  sindj  mid  wekbe  nach  dessen  Meinung  dem  RSntgrelche 
iv  Nietalande  zur  Last  fhllen: 

■allen  Wir  Uns  bewogen  geftinden ,  Unsem  Minister  der 
MKrirttgen  VeffaXttaisse,  dem  Wir  die  Depesche  des  Freiherrn 
WiGagern  hlertiel wieder  zurückgehenlassen,  zu ermHchtigen, 
aft  Wir  ein  solches  hiermit  durch  GegenwXrUges  thun,  dem  ge- 
Mita  Frefherm  von  Gagern  Vollmacht  zu  erthellen,  um 
Mb  Zeitpunkte  der  kflnitigen  Berathschlagungen  des  Bnndes- 
tlgeg  fiber  diesen  Gegenstand  dabin  die  ErklKrung  abzugeben, 
taaWir  geneigt  sind,  die  Bezahlung  der  Pensionen  an  das  Dom- 
c^itd  vcmLOttich  und  an  die  Diener  des  ehemaligen  FQrstbiscbo- 
tilSrdieNiederlaiide  zu  übernehmen,  und  solche  vom  Monat 
tei  1816  an  nach  dem  durch  den  XV.  Artikel  der  Deutschen 
AoMles-Aete  festgesetzten  Fuss  zn  llquldlren. 

Coser  Minister  der  Finanzen  soll  von  dieser  EntSchliessung* 
laXenalntss  gesetzt  werden,  um  In  GemSssheit  der  In  obiger 
Mdinmg  enthaltenen  Bestimmungen  vorzuschreiten. 

Brüssel,  den  5.  November  1816. 

(Vnterz.)    urilhelm. 

«)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr- 
MBBilang,  Bd.  I,  S.  84. 


IM 


b. 


Note  der  Gesandten  von  BatefH,  Hannover,  Würt- 
temberg und  Baden  an  den  Königlich  NlederlSndi- 
sehen  Gesandten,  Frelherrn  von  Gagern,  4.  d.  fnAi 

fürt,  den  29.  Oktober  1816. ') 

Note. 
A  Son  Excellence 

Monsieur  le  Baren  de  Gagern  etc.  etc. 
Les  soussignäs  Ministres  pl^ntpotentUires  de  L*  l^.  M.  M| 
les  Kols  de  Bavi^re ,  d'Hanovre  et  de  WurUeoberg  et  de  S.  i( 
R.  le  Grand-Duc  de  Bade,  pris  la  Diäte  Germaniffue,  seilt  <Mii| 
g^s,  de  la  part  de  leurs  Souveralns  respectifs,  de  faire  la  Ü  ' 
ratiofl  suivante  i  S.  £.  M.  le  Baron  de  Gagern  ^  Ninlatre  de 
M.  le  Roi  des  Pays-Bas^  en  le  priant  de  la  mettre  soiis  les  yi 
de  Son  Souverain ,  et  d'appuyer  de  Son  intercession  la  rteltfj 
tion  qui  en  fait  Tobjet.  ^ 

Par  le  XV.  Art.  de  r Acte  de  la  Conföd^raltion  ^^ormaiim 
qfxl  fait  Partie  de  TActe  G^n6ral  du  Congris  de  Vtenae^«  tti 
6a  stipulä :  jä 

1 )  que  les  peosions  des  E v^ques  et  autres  EccleslasUqusi  d 
pays  sur  la  rive  gaucbe  du  Rhin  ^rent  tranaOfiräes  m 
possesseurs  actuels  des  dits  pays )  i 

2)  que  cette  affaire  sera  rdgid  dans  le  ddlal  d'un  an )  \ 
Zj  que  Jusques-la  seulement  le  payenent  des  peasloos  an^ 

lieu  conime  Jusques-ici.  j 

Ce  däai  est  expirö  le  16.Juin  1816.  Depuls  cette  dpoqve^ 
dites  pensions  on  6i6  transfdr^es  sur  les  possessions  du  pays  (| 
la  rive  gauche  du  RhiU)  en  cons^quence  aussi  ces  peaslonnaiDl 
tant  eccl^siastiques  que  s^culaires  dans  le  pays  de  Li^e,  aus 
quels  la  caisse  de  sustentation  ä  Francfort  a  payä  une  pettsM 
pendant  T^poque  de  Toccupation  flran^aise ,  ont  passd  ä  la  cfaiql 
de  S.  M.  le  Roi  des  Pays-Bas.  Si  rarrangement  de  ces  peosioii 
n'a  pas  encore  eu  lieu  ä  cause  des  empöcbenens  extraordinain 
qui  sont  survenus,  cette  circonstance  ne  peut  tendre  au  pr^udk 
de  ceux  qui  s^^toient  chargäs  Jusques-la  de  la  sustentation  provl 
soire  des  dits  eccl^siastiques  et  employds ,  et  leur  obÜgatioD  i 
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ttßt4meMkmaou  oaftpeitee»  *  to  etHiüe  <te  to^teotatioii,  i|U 
I  nMUfe  Jii89i1d ,  oe  aaiinll  se  prokMiger  au«deU  du  tefilie 
«yi  Ix^  poor  kor  eesaaUM«  Le»  Oom,  daas  te«  iüta  des- 
fidles  ies  founm  de  ploiiearf  Bvdckd«  ou  probendes  on  foural 
jottpfahm  leiir  qoote  fmat  f «ilrelieQ  des  penaloanalres  sur  la 
rive  gauche  in  RUa ,  aandeot  donc  616  pleinemeDl  en  droit  de 
Mre  eessar  cet  peyemew  4li  a»meDt,  oü  le  terme  llx^  s'est 
tmiL 

Le  scrfn  d'empAdier  que  des  pensioiiRaires  Ag^s  et  liOnies 
K  HiieDt  expos^s  A  se  voir  priv^s  de  leur  subsistence  u^cessaire, 
vaot  p'on  ait  pourvu  au  remplacemeDt  de  leur  penslon,  pourrait 
Hee  engager  les  Cours  de  fiavtöre,  d^Hanovre  et  de  Bade  (mala 
itaeeptkm  de  celle  de  Württemberg,  des  pr^bendaires  de  la- 
IMIe  aueiuie  eonlriboUofl  ä  la  catose  de  «vstentafim  nt  peutMre 
Aesdae ,  vn  qu'elle  Juge  que  les  besolns  actuels  de  cette  caisse 
M  soOsamment  couverts  par  les  arriirte)  i  prescrire  que  lea 
fiBtes  coDUoueront  d  ötre  pay^es  A  la  caisse  de  sustentaUon 
Mfa*i  la  flo  de  raoute  couranle.  Mais  cef i  ne  saurait  avoir  lieu 
V«  m  le  pied  d^iine  avance  ä  rembourser  ensulte  aux  contri- 
lUks,  et  oi6fiie  cette  avance,  alosl  qu'fl  est  expressement  dd- 
Art  par  la  prdsente ,  ne  peut  6tre  aucunement  continud  aii-deU 

«terme  de  la  fln  de  rannte  präsente. 

••  • 

Les  senUmens  coaous  de  S.  M.  le  Roi  des  Pays-Bas  ne  per* 
aetteot  pas  de  douter  que  non  seulement  S.  M.  avisera  1  tema 
^  noyens  pour  que  les  penslonnaires  daas  las  pays  sur  la  rive 
VKhe  du  Rhln,  qul  lui  sonL  tomb^  en  partage^  donc  auasi  dana 
\W^  de  Li^e,  qui  oot  6i6  pay^s  JusquUcl  par  la  caisse  de 
Mfiktation ,  re^solvent  ä  Tavenir  leurs  pensions  par  les  caissea 
#cepays,  mais  aussl  qu'elle  donnera  les  ordres  näeessalres, 
^  que  les  quotes  pay^es  par  les  pourvus  de  plusieurs  Evdcbda 
**\Fi<beDde8  depuis  le  8.  Juln  Jusqu'i  la  fln  de  la  präsente  annde 
Waoieat  remboursdes. 

Les  soussignds  en  reoommandaiit  cet  ol^et  aux  solns  oü* 
*nx  de  S.  E.  H.  le  BafOB  de  Gagmi ,  Minldire  et  Envoyd  de 
^M.k  Bot  des  Pays-Baa,  ä  An  d^oMenir ^  It  part  de  8on 
''vvenio  lae  dtseassion  prompte  et  eonlbnne  ä  la  joMe  atlente 
'^  leurs  Cours ,  saisissent  avec  empressement  roccasslM  de  lul 


Martenf.  .-  ; 
)  Lefiai0iiide.LLAdeii. 
r    .     ^  .LeÄMWicleBerstett*. 

a)   Vergl:   Prolokolle   der   Deutschen   Bundes-Ver- 
»aitliiiliin^,  Bd.  I,  S*  85,  M. 


c. 


Autwar^dcvif'i^c^m^'^^^^^^'^»  d.  d.  Frunkfurt,  den. 

15.  November  1816.  •) 

Cöpie. 

A  Leurs  Excellences 
' .  Messieurs  les  Mlnlslres  piönlpotentialres 

deBaviftre,  d'Hanovre,  Württemberg  et  Bade, 
d.  d.  Francfort,  15.  Novembre  1816. 
'  Le  soussign^  MInistre  plänlpotentlaire  de  S.  M.  le  Roi  öx» 
Pays-Bas,  Grand-Duc  de  Luxemboui^,  möme  avant  recepUon 
de  te  note  de  L.  L.  E.  E.  M.  M.  les  Ministres  de  L.  L.  M.  M. 
les  Rols  de  BavIÄre,  d'Hanovre  et  de  Württemberg,  et  de  S.  A. 
R;  le  Grand-Dttc  de  Bade,  avalt  pris  ä  lache  de  donncrison 
Ck^uvernement  les  informatlons  n^cessalres  sur  les  ancfens  cba- 
nelnes  etemploy^s  de  LIige,  et  de  condulre  ainsi  ä  rappHcallon 

des  i^rincfpes  dtabUs. 

n  est  clalr,  que  le  d61ai  apport*  i  Pouverture  de  la  Dfetc,  a 
^alemeot  retardö  l'arrangement  de  cette  aflSadre. 

Le  Sousslgnä  se  Kllclte  de  pouvoir  remettre  i  L.  L.  E.  E. 
copie  de  l'arrÄtö  pris  parS.  M. ,  «n  date  du  5.  de  ce  mols,  et  des 
d^chsa  du  MiBirti«  des  affaires  Aravgtoes ,  leaqueUes.  pi^oes 
rdpondeot  parfailcment  d  rtaiteDtton  de  L.  h.  E,  E. 

Le  Swssignöse  propoae  d?en  bire  la  deißlaratKm  A  ia BMte 
elJtm  danieder  les  ordres  du  Roi  sur.le.  mode  et  Teiidrattde  la 
Uflliidaftoa. 
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Awiittttr  II  iMeL.  L.  B.  K  de  foiilMr  aj^plit«^  de Un» 
lanBoyeiis  et  pvleor  InCerrenttofi  Mi  rentMe  de»  ainrAnges;' 
As  eiicore  aox  ptiuNuttalfes  eoniieiitiMDds ,  ei  flott  pir  Mprt^' 
■eri  L.  L.  B.  E.  sa  haute  consid^raHon. 

(Sig.)    6a gern. 

ff)  Vergl:   Protokolle   der   Deotschen   Bundes-Ver- 
lamslang,  Bd.  I,  S.  87. 


c. 

titugANKiiigliel  laia»?erit«leB0etaiiteiaif 
IttsiitBg  efaier  Gonmlitioi  lai  Beaekluas  lerBm- 
des-Teriammlnng  ?om  25.  lovember  1818. 

8e€liate  StlsuBg  am  tft.  Nevenber  18f  6.*) 
Hannover:  Der  KVnigNeii HannVrerittcbe  flerrGeaanMe 
lülUBeffeiit  und  Gutachten  (s.  AaI.  IV)  Qher  die  das  Penaions- 
«Bwa  öer  tterriiebilaeliefi  OeMItehkett  und  Dienerschaft  betreff 
WnilngakeD,  unter  Zfff.  15,  16,  19,  30,  aOtind  96,  iumT 
Hkttomfan,  elneGonmlasioaeu ernennen,  weldierlU^' 
fMe  AtMhote  heisidegen  wltrsn : 

!}  Die  Reviaiefi  der  biaber  geführten  Rechnungen  der  anh- 
HeeirtcB^taBtentattana-GonimlaBion ,  zu  welchen  Ende  letztere^ 
fltalMeni  wSre,  aowofet  die  neeh  irfcht  revidirten  Rechnungen 
terMve  1814  md  18t&  derselfeen  verzulegen,  ala  auch  eine 
Mflbeeiinong  mm  i.  Januar  iria  8.  Juni  1816  zn  fertigen ,  da- 
>it  ans  letzterer  der  reine  Zustand  der  Kasse  am  8.  Juni  1816 
tcnfai^he ;  sodann  noch  einfe  besondere  Berechnung  von  dem, 
^  Mttdem  8.  Juni  Ms  zum  Sehlnsse  des  JiAr^s  1816  verein«' 
Mm  nnd  verausgabet  worden ,  beizufügen  ^  mit  der  Be^im- 
>>uif ,  daas  fiher  das  Jahr  1816  hinaus  weder  Zahlnngen  gidef^ 
^y  aaeh  lautoade Dettr%e  eIngefiMPdert  werden,  mid  was  so« 
ten  etwa  an  rOckstindigen  BeltrXgen  noch  an  sie  gettdlMt  wer^-- 
fatMKe,  Ms  auf  remere  Vertagung  oder  endliehe  vSIlige  AuT- 
'"''oag  dsr-Sustenlatienskasse  und  Deeharge  ^der  ReehnungsfOh- 
^r  gl  tsaerwlren  aey.  ../...-:.. 


IM 

3)  AqC  4lm  Gf!iiq<l  dec  rev|dlr(eo  AefliowgfiiiUiiA  wü  cUM- 
welliger  »im  Gnuide  L«f  luig  4^9  &.  Junt  l^lß  ^»  d^  TWii: 
wo  afät^iteng  alle  VerUadlicUii^ft  A^  DoppelM^i^Sb^BdirMw  91 
ferneren  Beiträgen  aurgebüri  hAt^eioea  girtacbUicbeii  BcrMiki 
über  dieFragß  ^  er^tten,  welche  Doppdt-Präbendirte  in  Rück- 
stand geblieben,  wie  viel  dieser  Rückstand  besage,  und  «if 
welchen  Gründen  er  beruhe  ? 

3)  Einen  gutachtlichen  Bericht  Ober  die  ^age  vorzulegeSf 
ob  nach  Massgabe  des  XV.  Artikels  der  Bundes- Acte  die  ye^ 
bindlicbkeit  der  Besitzer  der  Länder  auf  dem  linken  RhdnuM 
zu  Zahlung  der  Pensionen  erst  .\pni  8.  Juni  1816,  oder  schA 
von  dem  Zeltpunkte  anhebe,  -^o  sie  provisorisch  oder  deflidto. 
in  defiBoßftz  derAeveoSu^n^dieserLäiiiei  gelLomoeB  wfl  ifaM| 
terea  Falle,  wie  auf  dhe  Yej^Utung  dessen  anzutragen  sey,  M^ 
seit  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  8.  Juni  1816 ,  so  wie  Ulierhavil 
in  Jedem  Falle  aur  die  Vergütung  dessen ,  was  seit  dem  8.  Jifll, 
bis  zu  dem  Ende  des  Jahres  y  aa  ihrer  SUdte  indeMt«  :diiro)i4i» 
SiülentaMonskasse  be(zaUt  werden. 

4)  Unter  der  Vomussebimg ,  dass  ao  wie  Seine  KttilfUM 
M^estät  der  Niederlande  sowohl  die  fintscbSdigUQgdes 
von  L  fit tlcb  schon  ubemonmien,  als  die  PeosionlniDg  der 
ticher  Domherren  und  Dienerscbaft  seit  dem  8.  Juni  xu 
men  sich  bereit  erklärt  hat,  so  auch  die  Gantone  Bern  und 
sei  die  vollständige Pensiontrung  des  BisohoTes  und  der 
Uchkeit  und  Dienerschaft  des  JUsthums  Basel,  mindestans  vi^ 
8»  Juni  1816,  unweigerUoh  Ubernehmeii  werden;  elMDgulMMj 
lieben  Antrag  über  diefiriuidsätze  zu  machen,  nach  weleiMB^Nl 
Jenigen  überrheinischen  PenstonKre,  wdche  vm  den  JLBndflil 
die  ursipriin^lch  an  Praussen  abgetreten  worden,  su  libenMl^ 
men  sind,  zwischen  Seiner  Mi^J^^  dem  K6nige  von  Prettssfl 
und , demjenigen  Fürsten  zu  vertheiien  seyn  dürften.^  ao  tvelAi 
elß  Tbeil  diieser  Länder  von  Preussen  abgetreten  wordea ,  dafll 
diesem  gemäss  den  etnzelnett  Pensicmären  nacbgewüesan  werdd 
kSnne,  aus  wessen  Händen  sie  künftig  IbreP^enalonen  zu  erhelM 
haben  werden. 

5)  Einen  gutaohtliolM»  B«riebt  über  die  Finago  abi^untatU»^ 
wie  den  Pensionären  des  ehemaligen  HpeiiaUfta  Simsabung,  * 
ihre  Pensionen  von  keinem  der  Besitzer  des  liiikW'  RMMferi 


taofldtrs  2a  UMf Mbnicii  sfiitf,  ttst  Rdlcriiß^  1htct  Pcnsloiwii 
ferMfen  warden  kSnnt ; 

6}  Etnen  gntaebOfdien  BerfcM  Bftef  dfe  Ffa^  zo  eniatten, 
vielleni  eHizcHne  bet  der  Sasteiltattmiskasse  angestellte  Persooen 
eioeD  gcgnlodeten  Ansprach  anfefne  PeosTon  zu  machen  haben, 
nd  wie  Ihnen  zu  dieser  verholfen  werden  kttnne ; 

7)  Endlich  noch  etnen  gutachtlichen  Bericht  Aber  die  Prafre 
ZQ erstalten,  oh  nach  den  Antrilgen  etnselner PenslonSto ,  der 
DeotscheBünd  nach  Ueberwelsnng derselben  an  die  Jelzfpren  Lan- 
kA^ttijeTj  noch  eine  besondere  Garantie  der  richtigen  Zahlung 
kRdben  zn  Übernehmen  habe ;  damit  auf  den  Grund  dieser  Be- 
richte die  Bundes  -  Versammlung  sich  über  diese  GegenstSnde 
dker  berathen^  und  durch  Einholung  erforderlicher  Tnslnictionen 
■rcr  Commlttenten  die  endliche  ReguHrung  dieses  Gegenstandes 
tarbdfBfafen  kBnne. 

Get^nilich  dieses  Vortrages  zeigt  der  KSnlgllcti  Bal- 
erische  Herr  Gesandte  an,  er  habe  dlean  die  beiden  Seh  wei- 
zarOntone  Basel  und  Bern  von  den  Gesandten  der  Königlichen 
■Re  Baiern,  Hannover,  Württemberg  tjnd  Baden,  gemeinschaft- 
fckia  dieser  Angelegenheit  erlassene  Note,  dem  KSnigllch 
Iberischen  in  der  Schweiz  accreditirten  Gesandten  zur  weiteren 
Ihschreitung  zugestellt,  auch  diesem  Herrn  Gesandten  zur 
iBDotoiss ,  die  Abschrift  des  von  Sr.  Majesiltt  dem  KSnige  der 
IHederiaade  inzwisdien  eingetroffenen  Rescriptes  an  Se.  ExjcoI* 
te dsa Bern  Baron  von  Gagera,  pitgetbeilt. 

ShimUfcbe  Herren  Gesandten  ver^ioigteB  sieh  In  denit  dem 
iMgüeh  HnttBlKwiseiien  Henen  Gaatndton  daffgebracbCen  Danke 
frileliebMUe  AoadiMiderselannig  der  SüsteotatloMnache ,  so 
«k  1D  den  Ersachea ,  itt»  jd  zwaekniBsig  In  Aalng  gebrachte 
temigsion  geflUlgst  selbst  zu  fibernehmen. 

Nachdeoi  der  Herr  Gesandte  slchhlerzutereltwlUIg  äusserte, 
vvie 

beschlossen: 
1)  Dass  die  aqfetrageae  Commlsslon  zur  Aovision  «ler 
letz4eaJ«lires-undSiUckrocbaung,aowleiiberiHNi|it 
svUnter»uehaog4esKaa«a^tiiiiR<ecliBvng«otail- 
dts  der  tranatfteoaalseben  Stfslentations-Com- 
mlsslon  dorn  KVatgHoh  ItoniitfveriaeheB  Mem  Gesandten 


Mit 


InasheBaBtodieii  SustepUMN^ 

vi  Jeden  sonsierforto- 

9  w«kei  num  steh  voo  den  er- 

Tcneiw,  dasssie  initAUe«! 

dicnlidi  seyn  kBniie,  m 


t)  Dns  iB  «CMT  Jkfeiidil  «er  Kaiserlich  Oestemicbisd^ 
jidiraiAe  HcxrGcswite  enwU  werde,  dea  BeimMioüitf 
RneilKm  tw  Bberateia,  als  bisiieiigea  PrästdeBtea^ 
■Suflrniafi— i  f— iirnoii,  vao  diese«  Beschlüsse  zu  % 
stindiecD;  uddass 

3>  nach  gtfBogemer  BirhUcstrilnag  der  RecluiUBgen,  derK| 
nigUA  BanaSTcrische  Bcrr  Gesandte  nicht  minder  wxi^ 
wmle,  auch  die  Qhrtgen  in  seinem  heutigen  Vortnige  9 
wihntcn  Pukle,  zur  VorherdUmg  der  Bericbterstatton 

a)  Veigl:   Protokolle   der  Deutschen   Bandes-Vef[ 
Sammlung,  Bd.  I,  S.  99  u.  f. 

Denlischrift   der   doppeltpräbendirten    Mitglii 
der  Deutschen  Domstirter,  die  Uebertragang  der  1^] 
sionen  der  über  rheinischen  Bischöfe  and  Geistlichei 
die  Besitzer  des  linken  Rheinnfers  betrefiTend,  vom  6. 
rember  1816. 

Nachträgliche  Aktenstücke  der  Deutschen  Mi 
des^ Verhandlungen,  als  Anhangzu  denProtokot 
lender  Deutschen  Buades-yersammlnng(VBiii 
•Fk..ktot..M.8.  €cdr«kt  i.  te  Buies-MWÜl^ 
«rndcerei,  1817— MW)  Bd.  I,  S.  W  u.  f.  m 

.4 

Vergl.  auch:  Geschichtliche  Darstellung  des  Schi« 
sals  der  ehemaligen,  vor  der  französischen  Besl 
nähme  des  linken  Rheinnfers,  in  diesen  Ländern  an] 
stellten  Staatsdiener,  und  rechtliche  Erörterang 
Anspräche^  welche  sowohl  diese  als  Jene  nachher  «Im 
die  französische  Regierung  bis  zum  Jahre  1814.  aag^ 
stellt  gewesenen  Beamten  auf  Wiederanstelltngt  4 
BeibehjiUui^iiin9taatsdiensjk,adera«flehensläagkieh< 
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fcterhall  xn  Maehe«  bereehtl^t  Bim^.   faii  Ifoiiit  HdrMriK 
Jttl. 
Nacliirftflielie  Ak:iens4iieke  4er  DcttltehoB  Bvfrdes- 
VerbaDdlaagen  a.  s.  w»  Bd*  II,  S«  ft  o.  t 
Voa  dieser  Denkschrift  warde  der   BBAdes-^Veraamm- 
liigia  der  ersten  Si  tzung  am  13.  Januar  1817  von' dem  Greaa- 
kerzoglich  Mecklenbargiachen  Gesandten  Kenntniasge- 
g^  nnd  demnächst 

beschlossen: 
Ke  Denbchrifl  über  die  rechtlichen  ADspnicIie  der  Staatsdiener  des 
tbeinofers  znr  beliebigen  Einsicht  in  dem  Archive  des  Bundes  zu  hin- 

WKgCU. 

S.  Protokolle  d  er  Dentsr hen  Bundes-Versammlnng, 
l.l,S.  347,249. 


iikllius  tu  KSiigliol  Preitiitchei  OtiAtitra 
JriBettkliftt  iitt  BiBdei-TertaBBliig  foa  II.  10- 

e«Bber  Uli. 

«ZwSirte  Sitzung  am  16.  Decenber  1816.*) 

Prae  a  i  d  i  u  m :  Der  Ktfniglicb  Preuaslsche  Herr  Gesandte 
MegeXnaaeri,  in  Beireff  der  Suatentationssache  der  Iberrhei- 
ikAtt  GelatUeiikBit  und  Dieflerseiiall,  eine  ErUKTung  zu  Pro- 
Wudl  geben  zo  wdlen ;  man  aelie  sieh  dalra*  veraolasst ,  das 
tattge  Protikoli  liierzu  zu  erOlhen. 

Preussen :  Der  KSnlglieh  Preuasiache  Herr  Gesandte  er- 
ttki:  Se.  MiUeatMt  derKSnig,  mein  ailergnSdigster  Herr,  haben 
•tt  hAem  Interesse  aus  meinen  Berichten  ersehen ,  dass  nach 
iMdUUBg  dea  Artikels  XV  der  Bundes-Acte,  die  Regollrung  der 
iJMIwHallonskaaae  und  der  Penaionen  der  Uberrbeinfscben  Crelst- 
4hhkeit  nd  Dieneraohaft  einer  der  Gegenstände  tat,  die  Jetzt  der 
Trauung  der  Bundes- Veraanimlang  vorliegen. 

Seine  MaiMKL  wttnaelieD  die  Erreloining  das  beabatehUgien 
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awedit  der4eihütiv»iEolBeheidttDf  iHeaerwieliti^  indsekivle- 
rigen  Angelegenheit,  Insofern  Sie  dazu  beitragen  IcSnnen,  ra 
erleichtern  und  zu  befördern,  und  haben  lukdi  In  dieser 
RQcksIcht  zu  erklSren  ermächtiget: 

a)  Dass  AllertiBchstdleselbett  fn  Folge  Ihrer  Gerechtigkeit 
und  Bflllgkdt,  auch  den  Bestimmungen  des  Artikels  XV  d« 
Bundes- Acte  Über  das  Sustentatfonswesen ,  nach  m beglichst 
liberalen  Grundsätzen  Folge  geben  wollen; 

b)  Dass ,  obgleich  gedachter  Artikel  den  Termin  der  neuen 
Verbindlichkeit  überhaupt  auf  den  8.  Juni  lSt6  hinzuweisen 
scheint,  Allerhöchst  Seine  KSnigliche  Ms^Jestät  doch  auch  geneigt 
seyn  werden ,  einen  rrilhereoauT  die  provisorische  oder 
definitive  Besitznahme  der  Uberrheiniachen  Länder  zurück- 
führenden Termin  dafür  anzuerkennen,  wenn  die 
Mehrheit  der  Bundesglieder  sich  dahin  aussprechen  sollte,  und 
dadurch  eine  leichtere  Entscheidung  der  Sache  bewirkt  werden 
kBnnte; 

c)  Dass  ferner  Allerhöchstdieselben  es  billig  finden ,  dass  bei 
der  verschuldeten  oder  nicht  verschuldeten  Versäumniss  der  alten 
Zahlungspflichtigen  in  den  preussischen  Staaten ,  die  preussiscbe 
6laatscasse ,  nrit  Vorbehalt  ihres  Regresses  an  Jene  Pflichtigen, 
llr  das  Vergangene,  segleidi  zu  Gunsten  der  dürfHgen Bm- 
pfänger  einen  einstweiligen  Vorschuss  mache,  und 
daher  Allerhöchstdero  Finanzminister  angewiesen  haben,  zu  die- 
sem Behufe  sofort  einen  voilen  Jahresbeitrag  zu  zah- 
len; uid  ^rilleh 

d)  Dass  Seine  Mi^estäi;  Sieh  vorbehttten,  das  Bds^el, 
cbes  Seine  JfujlestSt  Aer  König  der  Niederlande  in 
deijenigenihEW  Staaten,  dieniclil;ztt»Deut»cheii.Bnn4e 
gehören,  durch  ihre  geredete  und  iililige £tfcilimqg  gcigeben 
haben,  zweckmliasig  zu  benirtzen,  um  anf  dazu  geeipietem  Wege 
Jihnliche  Erklärungen  von  SeÜM  der  Cantone  Bern  und  Basel 
zu  bewirken. 

Ich  beehre  mich,  mich  dieses  Auftrages  in  dieser  hsiien  Ver- 
sammlUQg  zu  entledigen^  und  giebe  diese  Erklänmg  zu  PntskolL 

Oesterreiek:  ftSnna diese fiiklärong der iSOnlgiichPMn- 
slschen  Gesandschaft  in  der  SustentaUenssache  der  iilmtheltti- 
fohen  GeislUcbkeit  und  Dienenehift  nur  als  Wkhtk  iUwnil  und 
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unAaMtg  ntt  Danke  anerkenoeD ,  und  werde  bei  der  Haupl- 
fnposttion  über  diese  Angele^eiAell  hierauf  gebührende  ROcic- 
Mi  nehmen. 

Itlens  Vnier  «feiAMliipr  Vmaakiittg^r,  rMiSr;' 
bceMK  dcft  SMgWA  Pwa9eiach»  ^^««Mltßi  hawidOw^  «Oi 
^eläteralea  Anordmiog  Ihro  M^Jeaitt  des  KKolsa  voa  Preui^ 
äa  bebalte  man  sich,  sofern  die  Urone  Baiem  wegen  Jenseits 
IbeiDes  etwa  eriialtener  geistlicher  CSter  dabei  betheiligl  seyn 
MMte,  die  Berichterstattung  an  seinen  Alierhüchsten  Hof  bevor. 
Ii  uy  einer,  den  TerhMtntssen  ahgcmesaeDed ,  uMil  ntoder 
■^«e  Mbtfilglfln  IndMMen  trMBcben  Aenssefing  in  so 
artreaigepni  en  sehen,  als  ihro  M^feaUlt  der  KMg  vM  laiem 
MtBorlMor  diMrSoi^gotragmi  liabe,  ton  4f«  te  Batam 
fdqieDai  Stiftern  wibrend  tei  Kriagsfainttt  die  Bcitrlge  Malen 
•teaea,  «onAini  auch  noch  sogar  aüj^etoragatorlaal  aidi  ge- 
m  erUin  Uttei  diese  Kahlmgen  aogar  Ma  zm  Ewle  *a 
ttm  1816  IMcaaelzeii ,  welchaa  Jodooh  dcmalon  die  aHar«« 
MMeBfllseheMwg  Unna  Mi^aifK  Ass  iUMgs  dar  NMarlanda, 
•  wladie  aoholltade  Beialtauining  der  CantoM  Baael  und  Bvi^ 
(MMg  genaebt  habe. 

Ikehsens  wie  OaatMvtrh. 

lannovert  ericenni  mit  vidton  Danke  die  von. PfouasM 
M  Bakm  goüiiaaenen  iiberalen  Cesiaattngft  und  Ubeffzeugt 
M,  dais  diese  von  Seilen  das  letzteren  Hofes  sieh  nicht  Moi  auf 
ftVcbeniahiM  WierriieWscher  Penalooen^  sondam  auch  anl 
fcBeitrifge  aus  seinen  Stiftern  diesseits  des  Rheins  ariteeckM 


HaurtHriie  fiMee  SttaMan  vweiiriglen  ateh  nitOeater- 
Mcb;  daher 

Beschliiaa? 
ii»  unter  dankvoiler  Anerkennung  der  so  liberalen  als  zwosk- 
■Mroi  KridMpMg  der  KUniilich  Preuaaiaohen  Goa«ida<Mt  bei 
'MosUgem  endlichen  Abschlüsse  in  der  Uberrheiniaehen  gaiat^ 
>to  Sa8t8ttrtinia*Aigalegenheifc  Uarauf  die  0aklhMide  Rlirk- 
^  xa  ndhoieD  aey. 

,  fl)  Tergl:   Protokolle   der  fieutschen  Bundes -Vcr- 
*»nm!u!ig,  Bd.  I,  S.  169,17». 

m.  10 
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Weiterer  fortrtg  letKIfttgllek  laiiSveritekei  0e* 
liiAtei  imd  ibstimmnngeB  Yoni  19.  Deeemker  UM.  — 
AbitimmnngimdBeschliisiderBiindei-tertamiiilittg 

Tom  23.  December  1816. 

Dreizehnte  SiizuBg  vom  19.  December  1816.*) 

Praesldinm:  DerBBRlgHch  HaDiiSverischeileiTGeeaBdle 
Ten  Martens  habe  sich  berett  gdlaseert,  In  der  ühegrheiaiflclwi 
gelflUichen  Sustentations-Angdegenheit  wetttt«ii  Vertrag  m  er- 
statten ,  wozn  man  htermit  Gelegeidielt  geben  welle. 

Der  HeiT  Gesandte  von  Martens  verlleat  dim  zufBliie 
seinen  zweiten  ausffihrllchen  Bericht  andieBundes-Versammluiig, 
betrelTend  die  transrhenanisdie  SusteotaUonskiasse  (s.  Anl.  33) 
und  legt  derselben  mehrere  Punkte  zurBntsdieidttng  ondBeifeht* 
erstattung  vor ,  die  vor  der  Hand  jenes  genaue  Detail  flber  dfe 
Concurrenzpflichtigkelt,  wirkliche  Entrichtung  zu  der  Smas* 
tationskasse ,  ihre  Exigenz ,  Berechtigung  der  darauf  Ansimicii 
machenden,  fiber  die  Einnahme  und  Ausstände  dieser  Kasse 
n.  s.  w.  nicht  erhäschten ,  und  über  die  es  hSchst  wfinjSGhens- 
werth  wäre ,  dass  man  sich  vor  Allem  vereinigen  müehte ,  wo* 
nVehst  der  Abschluss  der  Rechnung  eine  blosse  Rjechnongssache 
seyn  wttrde. 

Der  erste  dieser  Punkte  betrifft  die  Frage:  seit  weteheoa 
Zeitpunkte  die  Pensions*  YerbindUchkelt,  nach  Massgabe  des 
XV.  Artikels  der  Bundes -Acte,  welche  die  Congress-Acte  be- 
stätiget hat ,  auf  die  neuen  Betdteer  des  linken  Rheinufers  Obor* 
gditr 

Nadi  dem  DatUrbaiten  des  Herrn  Referenten  schioien  nur 
zwei  Termine  denkbar;  entwed^ 

1)  von  der  Zelt  an,  wo  die  neuen  Besitzer  der  Lande  am  linkem 
Rhelnufkr,  in  den  provisorischen  oder  definitiven  Besitz  der  Lm- 
deseinkünfte ,  aus  welchen  diese  Pensionen  zu  beahten  seyea, 
gesetzt  worden  wären,  welches  bei  den  meisten  ier  1.  Juni  1815 
seyn  wOrde ;  oder 
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i)  *r  lliMt  Jbl  1U6  in  im  letmMe ,  «m  te  XV.  Ar* 
Uld  der  Bnades-Aete  die  Rfgiliniig  der  SuMcutatiiM-AaBe- 
IVikit  Hund  JahresMit  zu  bMBdtgw,  lud  M«  daUii  die 
liMMg  der  PeMltf  n  ia  der  Mihtrly  Art  ÜBrtawselieft  vecw 
ftkidbe. 

EiB  dritter  I^MrinMheiie  sieht  zullMig,  de  dleVenEflge- 
nu«  dieser  Regoliniog  den  DoppelprOesdlrteD  aldit  um  Neck* 
tUkgereieheil^teiie. 

Der  Herr  Referent  liill  den  ereten  Ternle  vom  1.  Jiiel 
mSifirdn  elnxlg  reehteiXesIgeji,  weil  der  ReeilK  der 
iWer,  auf  weieliea  dieee PttMieiieverpIlichhmg  nihe,  derwelm 
toid  My,  eof  weldMoi  die  Verweieimg  der  Fenelonire  an  dleie 
kadedierrea  lienike. 

Der  zweite  PimlU  trUR  die  ReredMiHg  der  QaeleB  der 
McrgoaUieB  PtestoneD  und  Ikrer  RttciLsUiide,  wevoa  wieder 
irriddige  Aubteilai«  eines  Sdiliue^fitais  aiiliXi«t 

Nidi  eälMrer  gesdiiclitlicher  JBrUiiteruflg  diesee  zwellea 
IMtei  kemerkle  der  Herr  Referent,  dase  die  Haiiptverllriset 
*ier  L  Mai  1815  oder  der  1.  jnni  1S16  zum  ScUuiatemdae 
teBeUn^gsverliiiHlUdikeit  angenoaunen  weNe,  auek  zuniclMt 
Ihr  üker  die  anaocb  ^orderliclie  und  dennicliat  Idelit  genauer 
Mnutkaeade  HaupIrQcliLfttaBdsattBiine  entacheide. 

IHe  dritte  Frage  geiit  dahin,  ob  die  tranarhenaniachen 
Idillicfcen  Penaioniaten  die  seit  der  Beft^iuntr  Deutschlands,  De- 
Mber  1813«  angesprochene  volle  Coagruam  aus  der  Sustenta- 
Ihukasee  fordern  iLtfnnen? 

'  Dar  Herr  Referent  Sosserte  die  Meinung,  dass  die  Recht- 
^^Ngkeit  dieser  Ansprüche  noch  nicht  erwiesen  sey,  und  glaubt 
Cr  te  dgeoe  wah»  Interesse  der  Pensionisten  besser  zasoigen, 
MD  er  danuif  antrage ,  ^ss  auch  die  RQcli^stande  bis  zu  dem 
*imeluDenden  ScbUisstermln  ihnen  nur  auf  den  bisherigen  Fusa, 
tettgefflire  Zwddrittheil  oder  die  HUIle  dieser  Congrua  ge- 
'i'kert  werden  y  dann  aber  der  Bundestag  sich  zu  ihren  Gunsten 
M  <ca  ftre  Pensionen  Qbemehmenden  R^erungen  verwendCi 
'iBlt  sie,  wo  mSglich ,  nach  dem  Sinne  der  §§•  &3  und  SO  des 
iWMisnssdüusses ^>  behandelt  würden,  otfndestans  aber  die 
MkCsagmaechkdten. 

DerTierteünnptpmilUtrtlR  die  Frage:  wie  sollen  die  eiv 


141 

mMerillAMfiiM»teM9Mteft0n  bU  stm  eM&n'lmit  ltf5  Mer 
iM^  «Mm  -^timm  Mal  1816'  helivdeelMracbt  werden  T 

t»  AMintwortuiig:  MiBeii;  bMiMct  der  H^rr  ItellMvtt^ 
nHäist^  Uk  IM  genaue  redMU^he  fiMHxmng  der  f^gan  etng^gM^ 
gen  werden: 

1>  Sind  auss^  den  zur  Gontribotion  gesehenen  nicht  noch 
andere^  die  nicht  hfltten  ft^I  hMben  sollen? 

2.  Wie  viel  hat  Jedes  contribuable  Stift  bellragen  m  nrtbseA 
^^ertnelnt  und  wtrklleh  beigetragen? 

S.  Sind  die  GrtindsMte ,  nach  welchen  diese  Beftrqge  geHe- 
Mrt  worden  ^  den  RetehsdepntatloiisscbliisBe  gemmsf 

4«  Sind  die  Einreden,  um  derentwillen  wettiger  oder  gar 
nicht  mehr  gezahlt  worden ,  zu  Hecht  bestKndig? 

Nacfaileai  der  Herr  Gesandte  von  Märten a  die  Sdlrwierlg'- 
keiten  hfsfotisoh  darstellte ,  die  sich  wShreod  dar  SttslentaUoiMi- 
kassen-VerWannng  in  Hinsicht  der  Beitrüge  ergeben  hatten , 
meritt  derselbe ,  dass  die  in  Jener  Voranssetxnng 
iOfmliohe  und  nmstSndiiche  Li^uidatfon ,  wedct  in  Ansehung  der 
Zeit,  dte  sie  erheische,  noch  der  Kosten^  die  sie  nothweidig 
mache,  noch  der  unangenehmen  Streitigkelten ^  die  sie  nach  sldh 
Udhe,  mtt  dem  Gegenstande  selbst  in  irgend  einem  Verhültnlns^ 
stehe.  Wenn  dagegen,  ohne  €ie8aohe  auf  Ale  Si^ila^e  der  Reehttf-* 
gründe  m  stellen ,  ohne  eine  vollko«mene  PerBquetlon  eu  be- 
zwecken, Jeder  der  HOfe,  unter  dessen  Unterthanen  DopqpiAU 
IfrKbendtrle  sich  beRinden  ^  wie  Preussen ,  Baimi ,  Oesterrel<di^ 
Hannover  und  Baden,  eine  einigennassen  veASitnisBnbalge 
Summe  vorschSsse,  oder  aus  dem  ZnrSckbehaltenen  Vio  dar* 
reiche,  oder  auch  nur  an  den  Ober  den  Schinsstermin  vM'ge- 
d^hossenen  Summen ,  vwbebaltllch  der  Berechnung  mtt  sMom 
DeppiMpritbendtrtei ,  tfch  abziehen  Hesse ;  /S6  wttrde  Ale  Hmg^ 
aumme  leiMit  und  schnell  herbeizuschaffen  seyn ,  und  dann 
nobh  eMge  leldit  zu  reguHrende  Punkte ,  wie  die  Pensionen 
«1er  SMMburger  PrXbenatrten  und  4er  drei  Mitglieder  der  Sos- 
tentanon&asse  itbrig  bleiben ,  um  sodann  ohne  SSeitverlHsl  Im 
ganze  litMtüt  aufheben  zu  kSmien. 

Dte  DMbrenzen  zwischen  der  Sustentattonsfcaaae  «wl  Mi 
,  KttnIgUch  Preussischen,  KSnigiich  HannS^vHachen  imd  RfinIgllA 
BiiertsMieiiSttRem,  ao  wfi^mlt  jenen  inBaden  und  wegoa^rfent 
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■iMMMlkOcstemMi«  40tit  Ir  J|mr  IMvmli  iiVwraiiir 
^mkr,  m4  Qgl  seine  PriTatnieleiiiK  «Is  ReAmnl  M»' wif 
«MeglUi^  WflewttGkeO)  wd  wie  viel  voQ  Jed^r.  M^9mln 
Ugfmaig  b^xustng&k  übemmmm  werden  kttmla«  wostcM 
<e  SvUcatatioBAiuMe  reia  aufiiutaebei  würe* 

Der  Herr  Relterent  gebt  sodann  auf  die  avpi^oMttve  Dar- 
iMiUf  fibtNT,  waa  Jede  betbeiligle  Regienioff  am  Unken  Rhein- 
0t  UafUg  werde  zu  kestaUea  liabea ,  mid  was  endileh  wqree 
Vertiwilittig  der  ttlierriMiiiiiadiea  Pensionlslen  ia  den  uatar  UK 
glleh  Preoalaeke  Adaninisindlon  gektmaenen  irfmde«,  wegea 
IfigoHniag  der  Straasbiirger  PeastoueD  und  wi^ea  der  fleaailea 
ir  SaMsatatiMisleasae  selbst  u  erBrt^a  aeyn  dürfte,  tkm 
WmHcb  dolger  Pensieollre,  wegen  der  von  deai  Bande  au  über* 
Wtüfliim  Garantie  Ittr  die  richtige  Zahlung  ihrer  Peasloneo, 
InK  der  Referent  gotacbtliiA  nicht  beipflicblen  m  k»ww^ 

am  ScUttsae  des  Voftragea  ee^pOeblt  der  Herr  Ceaaodte 
1«  Härtens  der  Bundes- VersaaMii«!«  auf  das  Driageadste  die 
ler  Sttsteatationskasse  gemachte  Auflage ,  wonach  sie  die  an 
^BfctUMigen  Beitrügen  eingehenden  Geldsr  bis  auf  fsrneie  Ver- 
Vgimg asserviren  sollte,  dahin  zu  modiflciren,  dasa  seiche^  be^ 
Mien  wenn  der  Vorschuss  eingegangen  sey ,  woku  der  Ktf nig- 
fekPnassIsehe  Hof  schon  die  erflreulicbe  Aussicht  geiwicht  habe» 
«Miirt  werde,  Jenes  dritte  Orittheil  fUr  18ti  naebaubezaUen, 
Im  aber  es  in  Uebrigea  bei  den  vollgeschlagenen  Besiinmingcn 
knreatai  au  lassen« 

Oesterreich:  trete  den  Antritow  des  Herrn  Refereatefti 
M  knbeseadere  in  den  drlngendsteii  drei  Uaup^^lOen  bei« 
^'Mick  1)  der  Termin ,  von  welchem  an  die  Zahlung  der  Penr 
diseo  von  der  Sustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  linken 
iWaufeta  fibeivdien  solle,  auf  den  ersten  iuni  1915  ftstzu- 
<ttieo;  i)  die  Rückstände  den  Uberrhetnisehen  geistlichen  Pf»- 
dMMoa  bia  zu  diesem  8chlussternrine  auf  den  biaberlgen  Fiiss  zu 
^OKchneo  wXren,  dabei  Jedoch  von  der  Bundes* VersanaUiwg  j(|i 
teeaastea,  Behub  kOnftiger  BrMibung  dieses  PusNf ,  bei 
ta  die  Pensionen  Übernehmenden  Regierungen  sich  zu  verwea- 
te;  3)  die  Hereiabviwung  der  BiicksUinde,  weiche  zurKahiung 
t^Posienen  bis  zum  erslen  J«ai  181A  auf  Uaberfgeu  Fus^  ec- 
^"tottdi  sind ,  durch  verbältnissmässige  Vorschüsse  der  Regie- 


rangen  zu  bf!8dile«ittiKen  $  ttber  diese  Punkte  eaHMk  nhibM  Be- 
richt EQ  {erstatten ,  die  Snstentationskasse  aber  gletcbzefUg  m 
autsrisiren  sey :  sobald  ihr  die  erforderiieben  Gdder  eingingen, 
das  dritte  Dritttiefl  fOr  1814  nachzuzahlen. 

Preussen:  unter  Beziehung  auf  die  in  der  12.  Sitzung 
abg^ebene  Erkilrung ,  wie  Oesterreich. 

Bai  er  n:  finde  keinen  Anstand,  nach  den  vorstimmenden 
verehrilchen  Abstimmungen,  zur  Berichtserstattnng ,  ganz  Id 
dem  Sinne  der  Antiüge  des  Herrn  Referenten ,  anzusagen.  So 
vid  die  Fortzahlung  bis  Ende  1816  angehe ,  so  habe  man  zwar 
schon  friiher  die  allerhöchste  Bewilligung  nachgewiesen,  Ms  zan 
Ende  1816  die  Stifter  fortbezahlen  zu  lassen ,  erst  vor  Kurzen 
habe  Jedoch  der  BevoDmSchtlgte  der  dlessdts  rheinischen  Stifter 
den  Antrag  gemacht ,  in  Gemässheit  der  Königlich  NiederiSDM- 
sehen  Erklärung,  alle  weitere  Zahlungen  zu  slstiren.  Man  werde 
Jedoch  nunmehr  den  Nothstand  der  Betbeiligten  wiedertiolt  efn- 
bericfaten  und  lasae  sich  alle  gfitliche  Ausgleichungsweise  sicher 
gern  geftillen. 

Sachsen:  nach  dem  Antrage  des  Herrn  Refl&renten,  wie 
Oesterreich. 

Hannoyer:  wie  Oesterreich. 

Württemberg:  was  den  Termin  betreffe^  von  welchem 
an  die  Zahlung  von  den  Besitzern  der  Sberrhelnischen  Lande  zu 
fibemdimen  wäre ,  wolle  man  denselben  der  Grrossmufii  der  be- 
treffenden Regierungen  anheim  stellen^  sey  übrigens  nift  dem 
Herrn  Referenten  einverstanden,  und  behalte  sich  wegen  des  an- 
geregt«! geringfügigen  WOrttembergIschen  Rückstandes  die  Ef^ 
Muterung  bevor. 

Baden:  vrie  Württemberg. 

Rurhessen:  stimmt  dem  Antrage  des  Herrn  Refl»ren- 
ten  bei. 

Grossherzogthum  Hessen:  mit  dem  Herrn  Reflsreii- 
fen  vollkommen  einverstanden. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  ebeii- 
Mls. 

Niederlande,  wegen  des  Grossberzogthums  Luxem» 
bürg:  behält  sidi  das  Protokoll  olfen. 
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Cir0sskcrx#fll€k  iial  Herz^gücli  Siehslsche 
AlHser:  wie  Oesterreieh. 

Braansckwelg  uod Nassau:  wie  HaoBever. 

Mecklefiburg-SchweriB  und  Meckleoburg-Sire- 
lils:  efttTostiiBdttck  Bit  dem  Hcfni  RefereoteD ,  wieOeaUr- 
reich. 

Hoislein-OIdeoborg,  Anhalt  und  Schwarzburgt 
cbeofiaDs. 

Hohenzollern,  Llechieiiatein,  Reuas,  Sehaum- 
barg-Llppe,  Lippe  und  Waldeck:  desgletchea. 

Die  freien  Slädte  Lübeck,  Frankfurt,  BreMM 
md  flamburg:  nidit  minder. 

Praeaidium:  Die  überwiegende  Stimmenmehrheit  iic|;e 
bereits  fOr  den  Antrag  des  Herrn  Referenten  vor,  man  wolle  in- 
iesnen  noch  die  Abstimmung  von  Luxemburg  in  der  nlch- 
sten  Sitzung  gewSrtigen. 


Vierzehnte  Sitzung  am  23.  December  i816.''> 

Praeaidium:  wolle  zur  Ablesung  der  in  der  fiberrfaeinl. 
achen  getstltchen  Sustentationssache  noch  rOckstandlgen  Luxem- 
knrgiscben  Abstimmung  Gelegenheit  gebeo.' 

.Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
barg:  Mir  bleibt  nichts  übrig ,  als  zu  versichern ,  dass  ich  die 
Grunde  mit  Treue  und  Geflissenheit  meinem  Hofe  vortragen 
werde. 

Wegen  Luxemburg  bin  ich  nicht  betheiligt,  LOttIch, 
Bestandtheil  des  Königreiches  der  Niederlande ,  erfordert  eigene 


Zu  meiner  Erklärung  des  Schlusses  des  XV.  Artikels  der 
Bundes- Acte  ist  es  deswegen  noch  nicht  Zeit. 

Nach  der  vorliegenden  Stimmenmehrheit  erfolgte  der 

Beschluss: 
1)  Dass  der  Termin,  von  welchem  an  die  Zahlung  der 
FfeBsioaea  von  der  Sustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  Un- 
ken Rheinttfers  fibergeben  seile,  von  Seiten  der  Bundes -Ver- 
aaf  dM  t.  Juni  1815  festzusetzen; 
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2)  Die  ftttckiUiiile  ien  ttKnüdiiiseiieii: grtiOWMi  Pw- 
sionisten  bis  zu  diesem  ScUusstermine  oadi  lern  Mskertgeii 
Fusse  2!i  berechnen,  dabei  Jedoch  von  derBuadet^VersaniDilung 
2U  Ihren  Gunsten,  Behuft  künftiger  EiMhong  dieees  Pusies,  bd 
den  die  Pensionen  Obemehoienden  ReglenmgeDnldi  eu  Terweo- 
den,  die  Hereinbringung  der  Rückstände,  weiche  J^ur  Zahlung  der 
Penstonen  tris  zum  1.  Juni  1815  auf  den  bisherlgien  Fiisw  erfor- 
derllch  seyen^  durch  verhSltnissmSssige  Vorschüsse  der 
Regierungen  zu  beschleunigen,  über  diese  Punkte  end- 
lich alsbald  Bericht  zu  erstatten,  die  Snatentatiopakasse  aber 
gletehzellig  zu  autortslren  sey,  sobald  Ihr  die  erlbrderiicben 
Gelder  eingingen ,  das  dritte  Drittbeii  für  1814  nachzuiahlen. 

a)  Vergl:    Protokolle   der  Deutschen  Biindes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  192 u.  f. 

ö)  Dieselben  enthalten  folgende  Bestimmungen : 

§.  53.  „Zu  ihrer  Sustentation  aber  sind  den  Domkapitularen, 
Dignitarien  und  Ganonicis  der  Ritterstifter,  neun  Zehn- 
tel ihrer  ganzen  bisherigen  Einkünfte,  und  zwar  jedem  Ein- 
zelnen ,  was  er  bisher  genossen  hat,  su  belassen*  Auf  gleiche  Weise 
sind  die  Vicarien  bei  ihren  Wohnungen ,  und  da  sie  meist  gering  ste- 
hen, bei  ihrem  ganzen  bisherigen  Einkommen,  bis  sie  etwa  auf  andere 
geistliche  Stellen  versorgt  werden ,  zu  belassen ,  wogegen  sie  ihren 
Rirchendienst  einstweilen  forizuversehen  haben.^' 

„Die  Domicellarenda,wosie  wirklich  schon  einigen  Genuss 
ihrer  Präbenden  bezogen  haben ,  werden  in  der  Quote  ihrer  Susten- 
tation den  Kapitularen  gleich  gehalten,  und  rücken  hiemächsl,  Falls 
sich  der  Landesherr  nicht  In  anderm  Weg  mit  ihnen  abfindet ,  in  die 
vacirend  werdenden  Kapitelspfründen.** 

§.  99.  v^  Ansehung  der  sämmtlichen  bisherigen  geistlichen  Re- 
genten, auch  Reichsstädte  und  unmittelbaren  Körperschaften,  Hof-, 
geistlichen  und  weltlichen  Dienerschaft,  Militär  und  Pen- 
sionisten, in  so  fem  der  abgehende  Regent  solche  nicht  in  seinem 
persönlichen  Dienste  behält,  so  wie  der  Kreis  dl  euer,  da,  wo  mit 
^en  Kreisen  eine  Veründerung  vorgehen  sollte,  wird  diesen  allen  der 
unabgekürzte  lebenslängliche  For^nuss  ihres  foishedgen  Rangs,  gan- 
zen Gehalts,  and  reehtviäsaiger  Emelumente,  oder,  wo  diese  wag^ 
ikllen ,  eine  dafür  zu  regulinmde  Vergiilung  unter  ditr  Bedinjnisay- 
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I,  dt»  aie  tiib  4iflr  Mek  OntteAm  de»  aeneii  UrnNsi^erni, 
«rijMshllaH^üie  ibnnr  Taieole  ud  KcwiUiMe  aodi  aa  eine»  lo*- 
äatB  Orte,  und  in  anderen  DienstverliälUiiMeacelniuichei&  und  an^ 
ddhaksifaniassea)  jedoch  ist  solebeo  Dienern,  welelie  in  einer 
hvfiia  ansässig  sind,  und  in  eine  andere  gegen  ihren  Willen  fiber- 
Ktzt werden  sollen ,  freizustellen,  ob  sie  nicht  lieber  in  Pension 
gCMtzt  werden  wollen." 

,4n  (Gesem  letzteren  Falle  ist  einem  fünfzehnjährigen  Die- 
ter sein  voller  Gehalt  mit  Emolnmenten,  einem  zehnjährigen 
itei Drittheile,  und  denen,  die  noch  nicht  volle  zehn  Jahre 
faten,  die  Hälfte  als  Pension  zu  belassen.  Den  wirklichen  Pen- 
iiesisten  sind,  Falls  nicht  etwa  neuerffeh  hie  nnd  da  Mlssbriloehe 
■Icrselnil^  wären ,  ihre  Pensionen  fertznbezahlen.^* 

„StRte  der  neae  Landesherr  einen  oder  den  anderen  Diener  gar 
Mt  ia  BieBBlen  am  belnlten  gedenlben,  an  verblelhC  demselbe»  seine 
gesottene  Besoldung  lebenslänglich.  SoHlM  Ungefan  mU  den  tk 
Avit  1M2  nene  FensioneB  oder  BesoldnniBerhöhinigen  Terwllliget, 
^ganz  neue  Besoldongea  geaaachl  werde»  seyn,  40  bleibt  es  bUUg 
im  Bcuen  Landsherm  überlassen ,  ob  er  sotcha  Verwilligungen  4^ 
Gnudsatzen  der  Billigkeit,  und  einer  guten  Slaats-Verwaltaog  angor 
noKB  findet.'' 

e)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sanmiang,  Bd.  I,  S.  202. 


F. 

Ifkllriig  dei  KOniglteklftederlliidisckeiitfaslid- 
UivM  Besekliss  der  Bindei^Teriammlniig  Tom  30. 

Janiur  1817. 

Sechste  Sitzung  am  30.  Januar  tÖ17.-) 

Praesidlum:  Der  Königlich  NIederUMisebe,  Groe8ile^ 
(•KVeh  Lttxembiargiscbe  Herr  Geaandto  habe  geKuaeert »  In  der 
SwtentatlOQsangelegenbeit  der  fiberrheinischen  GeisttloheR  eine 
KfUinmg  abgehen  m  woUeii)  wom  man  alao  das  PreCDkoU  aiUfflne. 
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Niederlande,  wq;eii  des  Chroed^nogUiaBS  Luxea« 
barg:  Nachdem  ich  In  der  14.  Sttzong  des  vorigen  Jahres  zu- 
gesidiert  habe ,  bei  der  Frage : 

„Ob  der  Junlus  1815  oder  JuDfus  1816  zum  Tennin  der 
TJebertraguog  filr  die  Pensionirten  von  Lütt  Ich  und 
S table  anzunehmen  sey/< 
die  Grilnde  fllr  und  wider ,  nach  meiner  individuellen  Ansicht, 
treulich  In  Brüssel  vorzutragen ,  und  auch  glaube  dies  erftillt  zu 
haben;  so  hat  doch  die  Sache  den  hier  gewünschten  Ausgang 
nicht  genommen ,  dass  nSmIich  mein  Hof  das  Uebergewicht  der 
damals  hier  In  der  Versammlung  angeführten  Grilnde  fttr  dioAn- 
nähme  des  Junlus  1815  zugegeben  hStte;  sondern  man  Ist  bei  der 
anderen  Ceberzeugung  stehen  geblieben.  Ich  werde  daher  im 
Fall  seyn ,  die  Sache  ferner  schriftlich  Im  Sinn  meiner  lostnic- 
tfonen  ansdnanderzusetzen. 

Oesterreich:  Wenn  sieh  diese EridSrung  nur  inseleni 
auf  den  Artikel  XV  der  Akte  gründen  kann,  als  dieselbe  die 
Regulirung  des  betreiTenden  G^enstandes  binnen  einer  Jahres- 
frist vorschreibt ;  so  scheint  mir ,  dass  der  wahre  Umstand,  dass 
diese  R^ulirung  schon  im  zweiten  Monate  nach  der  ErSfThuog 
des  Bundes  bereits  so  vollständig  Statt  gehabt  hat ,  als  es  nur 
immer  von  ihm  abhängen  konnte ,  mit  so  gerechterer  Zuversicht 
dagegen  geltend  gemacht  werden  müsse,  als  im  Entstehungs- 
faile  durchaus  nicht  abzusehen  Ist ,  wie  den  Leidenden  gehoireo 
werden  könnte ,  zu  deren  längerem  Unterhalt  die  DoppelprSben- 
dlrten  länger,  als  bis  zur  wirklich  erfolgten  Besitznahme  des 
linken  Rheinufers  anzuhalten ,  keine  Art  rechtlichen  Titels  ge- 
dacht werden  kann.  Es  stehe  daher  gewiss  von  den  bereits  aus 
dgener  Bewegung  erklärten  und  von  dieser  Versammlung  ver* 
dankten  biUlgkeitsvollen  Gesinnungen  Sr.  Majestät  des  Königs 
der  Niederlande  mit  allem  Fuge  zu  erwarten,  dass  AUerhSchst 
Dieselbe  gern  erlauben  werden ,  Ihnen  das  mltieldenswertheVer- 
hältnlss  so  vieler  unschuldigen  Opfer  näher  vorzulegen,  und  dass 
hierauf  eine  Ihrer  Grossmuth  und  unserm  darauf  beruhenden  Ver- 
trauen entsprechende  Entschllessung  erfolgen  werde. 

Sämmtllche  übrigen  Stimmen  treten  Oesterreich 
vollkMimc»  bd. 

Der  Königlich  Niederländische,  Grossherzag- 
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lieh  hnxemb^TglBehe  Herr  Gesandte,  Flrelherr  vm 
Ira^em :  gab  Mentif  seiiie  Bereitwilligkell  zu  erkenaen ,  dieee 
Aeosflemiigen  sdoem  Hofe  pflichtmlgsig  elnziisendeii. 

Beschluss: 
Dass  der  Herr  Gesandte  Sr.  Majestät  des  RSnigs  der  N  i  e  - 
de  rl  an  de  aogel^entUchst  zu  ersuchen  sey,  Sr.  MaJestSt  die 
deh  unter  den  gegebenen  Umständen ,  bei  näherer  Erwägung  des 
Art.  XV  der  Bundes-Acte ,  auf  diesen  Artikel  selbst  griindende 
koflhungsvolle  Erwartung  der  Versammlung,  dass  AUerhScbst 
IHeselbeo  sieb  den  vorgeschlagenen  Termin  voml.  JunilSlS 
gefallen  zu  lassen  geruhen  mSgen^  vorstellen  und  sich  eine 
derselben  entsprechende  grossmfithige  Entscbllessung  erbitten  zu 
woQen. 

äf  Vetgl:    Protokolle   der  Deatsohea   BaDdos«Vor- 
■la»g,  Bd.1,  S.  276,  277. 


ifittei  Taftrag  lea  Ktaigliak  laiadveriaekaa  Ca- 
aaidtaa  ni  Baaeklaaa  dar  Baadaa-TaraaBBlaag  nm 

17.  Fakraar  1117. 

BiirteSitzttdg am  17.  Februar  1817.*) 

Praesidiura:  woUe  dem  KSniglicb  HannSverischen  Herrn 
CesanAen,  wiüieher  einen  Vortrag  in  d^  transrhenantacben 
Sostentationsgache  zu  erstatten  gesonnen  sey,  hierzu  Gelegen- 
Mt  geben. 

Der  Herr  Gesandte  von  Martens  verlas  hieraur seinen 
dritten  Vortrag  an  die  Bundes- Versanmilnng ,  die  transrke^ 
misdie  Sustentation  betreffend,  und  legte  die  Etats  Ober  die 
fai  neuen  Besitzern  des  Unken  Rheinufers  zu  flbergebenden  Pen- 
donäre  vor ,  worin  dargestellt  wurde : 

1)  Der  flUhere  wirkliche  Bezug  eines  Jeden  Pensionärs ,  oder 
in  FaDe  späteren  Vorrfickens  im  Capitel ,  dessen  GebShr  unter 
Gleichstellung  mit  der  cisrhenanischen  GeisUfdikeit ; 
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'  2)  0ie  4e«i8el|ieii  «ugednchte  vflle  Coqbv^  t 

3)  DMßm  IMaberiger  iührlktar  Cranwis  «ti3  4er  S^tmMka»^ 
kasse. 

Mit  Rfickweisung  auf  die  EotstebUAg  und  dea  Fortgang  die- 
ser Kasse,  bemerkt  der  Herr  Referent,  er  habe  steh  in  der  BaivU 
Sache  bei  Entwerfting  der  Etats  auf  diejenigen  PensionSre  h^ 
schränken  müssen,  weiche  sich  bei  der  transrhenanischen  Sustai^ 
tations-Commission  gemeldet  hStlen,  und  als  quallficirt  anerk«d| 
wprden  seyen,  da  nur  diese  von  der  SustentaUonskasse  auf  fl| 
Kassen  der  neuen  Landesherren  übertragen  würden .  [^ 

Es  würde  weder  möglich  noch  nützlich  seyn,  aller  derer  it 
erwähnen,  die  entweder  von  der  Commlssion  abgewiesen >  odi^ 
wenn  gleich  qualiflcirt ,  sich  nicht  bei  derselben  gemeldet  haUeai 
Diese  würden  sich  unmittelbar  an  die  neuen  Landesherren  wel| 
den  müaaen.  Viele  von  ihnen,  TOfEüglich  die  Mitglieder  der  Cä^ 
legiatstifter,  denen  die  Sustentationskasse  keine  Peaslon 
zahlen  können ,  verdienten  gewiss  alle  Berücksichtigung. 

Der  Umstand ,  dass  die  Sustentationskasse  nur  an  die 
das  rechte  Rheinufer  übei^egangenen  Geistlichen  und  Di< 
habe  Zahlungen  leisten  dürfen,  ftSnne  für  die  neuen  Landes! 
ren  kein  Grund  mehr  werden,  den  an  dem  linken  Ufer  V( 
teoen  Pensionen  zu  va*welgem ,  oder  die  hScbst  dürftigen , 
Ifi^kreicli  ausgesprocheaen  Penshmen  nicht  zu  erWkeo« 

Da  der  Zweck  der  Sustentatioiiskisse  nur  subsidiariscli  ge- 
wesen ,  so  sey  daraus  entstanden :  I 

1)  Dass  den  Mttgliedem  einiger  Domstlfter,  obwohl  auf  dal 
Unken  Rheinufer  gelegen ,  wegen  ZulMnglichkidt  der  Güter  M^ 
der  rechten  Rbeioseite  zu  ihrer  Penslonirung ,  gar  nichts  aus  4(1^ 
Sustentationskasse  gezahlt  worden  wXre;  4 

2)  Anderen  aber,  wegen  nicht  völlig  zureichenden  Mitteln  ihl^ 
Güter  an  den  rechten  Rheinufer  zu  ihrer  Pensionining,  Bdhiillv 
aua derseUien  gegeben  worden;  ^ 

3)  Andere  endlich,  w^en  Abgangs  eigener  Guter  an  44}) 
rediten  Rheinufer«  ganz  der  Sustentationskasse  zur  Last  geüM 
seyen. 

Dia  an  die  neuen  Besitzer  der  Lande  an  dem  linken 
Ufer  zu  Iterweisenden  P^isionäre  tbeilten  «idi  dennach  ii 
liehe  und  Dten^fchaft, 


1)  ¥M  Ltuieh  m«  8U»I6, 

2)  VM Basel, 
S)  V9MI  W#rii8» 

4)  VM Trier  im^AaobeB,  i 

5)  viMiSlraftsl^nrfr. 

h  Bieanig  aar  «e  vorgelegten  Etats  ketterkt  der  Heft  IMI&i 
Mtj  seifien  Vortrag  vregm  4er  Strassbvrger  Penalonistefi ,  bis 
il  verholMer  bafeHgier  FMBHasBog  dieses  Ihinkles  der  klMfi 
%ei  Debmiahtte  der  Ittnf  Sti^ssburger  Peostofteii  noeh  aoasetaeo 

Da  aan  ausser  ZwelM  sey ,  dass  die  Penslonlke  von  Ltt- 
tieb  iffld  Stablo  von  Seiner  M^estSt  dem  Könige  der  Nieder- 
liBde,  die  des  HochsUftes  Basel,  sammtUch  von  der  S  c  h  wel  z, 
taGaotonen  Bern  und  Basel,  zu  Obemebmen  seyen,  auch  in 
ler Hauptsache  die  Pensionen  des  Hochstills  Worms  Seiner  Kit- 
ilgncheo  Hoheit  dem  Grossberzoge  von  Hessen,  die  PenslonSre 
TDfiTrler  und  Aachen  Sr.  MiJestSt  dem  K5ntge  von  Preus- 
lenzur  Last  fielen ,  ohne  den\]enigen  vorzugreifen,  was  in  Hln- 
Äkt  der  spSteren  Uebernahme  dieser  Lande  von  dem  frilheren 
Besitzer  zu  concurriren  seyn ,  oder  was  Se.  R&nfgllcbe  Hoheit 
der  Grossberzog  von  Hessen  an  VergQtung  zu  Tordern  baben 
dbfleo;  so  trage  Referent  nunmehr  darauf  an,  dass  Namens  der 
imdes-Versammlung  und  unter  der  Unterschritt  des  Praesidit : 

1)  Dem  Rffnigllcb  Niederländischen  Herrn  Gesandten, 
Behufs  der  Bericbterslattung  an  seinen  Hof^  das  Verzeichniss  der 
ftfisionSre  von  LOttich  und  Stablo  nebst  den  auf  selbige  sich 
kzieiieBden  empfehlenden  Bemerkungen ;  ^) 

Z)  Auf  eben  diesen  Fuss  das  Verzeichniss  und  die  Bemerkungen 
fterdteWormser  Pensionäre  dem  Grossherzoglich  H  es  si- 
nken Herrn  Gesandten ;  *) 

3)  Das  Verzdchniss  und  die  Bemerkungen  über  die  Tri  er I- 
seken  und  Aachener  Pensionäre  dem  KSniglich  Preussl- 
seben  Herrn  Gesandten"^)  zugestellt  werden ;  dass  endlich 

4;  Sobald  die  Bundes-Versammlung  ihre  erfolgte  Constitulrung 
ter Schweizer  Eidgenossenschaft,  so  wie  anderen  Europäischen 
Keinen  kund  gemacht  haben  werde ,  ein  Schreiben  der  Bundes- 
versammlung an  die  Eidgenossenschaft  zu  erlassen,  und 
^  demselben  unter  BeltUgung  der  Verzeichnisse  der  Basler 


PMskMilre,  aekst  dam  gtUHMim  Aiifflrmpii,  die  Giünde 
eotwickrtt  werden,  um  deren  Wtileo  die  Bundes -V^rsaBiniliing 
•oWoU  der  Uebemabme  der  aus  der  Suslenlattonskasse  gezahlten 
Pensionen  des  HoclisURes  Basel  seit  dem  1.  Juni  1815,  als  audi 
der  angemessenen  Erhöhung  derselben  von  Seite  der  gesammten 
Sdiwdz  uad  der  Caatone  Bern  imd  Basel ,  entgegen  sehe. 

Der  Vortrag*)  wurde  unter  Zahl  10  dem  ProtakoUe  ange- 
fligt;  sSmmtllche  Herren  Gesandten  erkannten  mit  Dank  die  fort- 
gesetzten  Bemühmigen  des  Bern  Gesudtea  von  M artens  in 
der  geistlichen  SustentaUons-Angelegenheit ,  und  unter  attgemek 
nem  EinverstSndnisse  mit  dem  Herrn  Referenten ,  wurde 

beschlossen: 

Dass  Namens  der  BuDdes-Versammlung  und  unter 
der  Unterschrift  des  Präsidiums 

1)  Dem  Königlich  NiederlSndi sehen  Herrn  Gesandten^ 
Freiherrn  von  Gagern,  Behufs  der  Berichterstattung  an  sdnen 
höchsten  Hof,  das  Verzeichnlss  der  Pensionäre  von  Ltttticli 
und  Stablo,  nebst  den  auf  selbige  sich  beziehenden  empfehlen- 
den Bemerkungen ; 

2)  Auf  eben  diesen  Fuss  das  Verzeichnlss  und  die  Bemerkun- 
gen über  die  Wormser  Pensionäre  dem  Grossherzoglich  Hes- 
sischen Herrn  Gesandten  von  Harnier; 

3)  Das  Verzeichnlss  und  die  Bemerkungen  über  die  Trieri- 
schen und  Aachener  Pensionäre  dem  Königlich  Preussi- 
schen  Herrn  Gesandten,  Grafen  von  der  Goltz,  zugestellt 
werden ;  und  dass  endlich 

4)  Sobald  die  Bundes-Versammlung  Ihre  erfolgte  Constitulrung 
der  Schweizer  Eidgenossenschaft ,  so  wie  anderen  Europälscbeo 
Mächten  kundgemacht  habe,  ein  Schreiben  der  Bundes- Versamm- 
lung an  die  Eidgenossenschaft  zu  erlassen  sey,  worin, 
unter  Belfiigung  der  Verzeichnisse  der  Basler  Pensionäre,  die 
Grunde  ent\^ickelt  werden,  um  deren  V^lllen  die  Bundes-Ver- 
sammlung  sowohl  derUebernahme  der  aus  der  Sustentationskasse 
gezahlten  Pensionen  des  Hochstiftes  Basel  seit  dem  I.  Juni 
1815,  als  auch  der  angemessenen  Erhöhung  derselben  von  Seiten 
resp.  der  gesammten  Schweiz ,  und  der  Cantone  Bern  und  Basel, 
entgegen  sehe. 


^   Verlies   Pr*l*koll€  i%w  D#«ii«h#B  BiBiea-Ver- 

k)  Vergl:  Schreiben  der  BiiBdes-Versaniiiloiif  01  dei 
llni^I.  Nlederiindiscbeii  Herrn  Bnndeslag^s-Gef and* 
(et,  Freüierm  ven  Gagern,  wegen  Debernahnie  der  Pen« 
lUnire  von  Lattich  vnd  Stablo,  d.  d.  Frankfurt,  dmtf. 
Mmar  1817. 

Nachträgiiche  Actenstucke  der  Deutschen  Bundea- 
IFerhandlungen  n.  a.  w.   Bd.  V,  S.  275  u.  f. 

Verzeichnisa  der  Pensionen  der  Geistlichen  und  Die* 
■erschaft  des  Hochstiftes  Lattich  und  der  geforsteten 
Abtei  Stablo,  wie  solches  vorstehendem  Schreil>en  beigefSgt  war. 
Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  280  u.  f. 

e)  Vergl:  Verzeichniss  der  Pensionen  der  Geistliehen 
aad Dienerschaft  des  Hochstiftes  Worms,  wie  solches  dem 
von  der  hohen  Bundes-Versammlnngan  denGrossherzog- 
llch Hessischen  Herrn  Gesandten  von  Harnier  erlaaaenen 
leb  reiben  vom  21.  Februar  1817  beigefügt  war. 

Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  286  u.  f. 
Denkschrift  für  die  Mitglieder  des  vormaligen  Dom- 
tepitels  zu  Worms,  den  Vollzug  der  im  XV.  Artikel  der 
leatschenBundes-Acteiiber  die  SustentationundPen* 
-aiaaen  der  nberrheinischen  Geistlichkeit  enthaltenen 
Vestimmungen  betreffend,  d.  d.  Frankfurt,  den  10.D»> 
emriier  1816. 

Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V,  8.  286  u.  f. 
(Eine  wörttich  gleichlautende  Denkschrift  für  die  Mitglie- 
der des  vormaligen  Domcapitels  zu  Trier  kam  in  derselben 
Mzung  zum  Vortrag.) 

d)  Veii^:  Schreiben  der  Bundes-Versammlung  an  dem 
loaigL  Prenssischen  Herrn  Bundestags- Gesandten, 
Cnfen  von  der  Goltz,  wegen  Uebernahme  der  Pensionäre 
dtt  Hochstiftes  Trier  und  des  Stiftes  zu  Aachen,  d.  d» 
Frankfurt,  den  21.  Februar  1817. 

Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  271  u.  f. 
Verzeichniss  der  geistlichen  und  weltlichen  Pen- 
sionäre des  Hochstiftes  Trier  und  des  Stiftes  zu  Aachen, 
wie  solches  vorstehendem  Schreiben  beigefügt  war. 

Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V,  8.  274  u.  f. 
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-  '  /)  In  f ^^  di<!^e»^yor(tag^s  legte  «fer  Herr  Geiaodte  r^n  Ma  r 
lens  diejenigen  ihm  zugetheilten  Reclunatlonen  vor,  welehek 
^iMßm  Gewässbeit  zu  erledigieB  wamui,  naineiiUjch  die  GosucIh 
df^Färstbisdidfes,  d«r  Doinlierron  und  Diener  von  Luttich  auf 
S^abUy  der  MitgMeder  des  vormaligen  Domcvil^s  m  Trier,  — 
Uir^e  P^sioneii  betreffend,  n.  s.  w. 

Vergl:  Protol^olle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lupg,  Bd.U,  S.27^-S3. 


frkUnmgeB  Ton  Preussen,  BaiemiuidHaBiioferTM 

13.  nn  1817. 

Achtzehnte  Sitzung  vom  13.  März  1817.") 

Praesidium:  Da  mehrere  Herren  Gesandtea  gefiussert 
hStten,  in  der  transrbenanischen  Susientationssache  Erklärungen 
Nafliens  ihrer  höchsten  HSfe  zuProtokoU  zu  geben,  3o  wolle  man 
salcbies  bierzn  erKCtaen. 

Preassen:  Naehdem  der  Gesandle ,  zufolge  bereiU  abge- 
legter flriiberer  Erklärungen,  sich  im  Stande  geftindea  hat,  io 
Betreff  der  Sustentation  der  überrheinischen  Geistlicbkdt,  so- 
wohl die  Bereltwilligkett  Seiner  Majestät  durch  einen,  nach 
dem  Bedürftalsse  des  Augenblickes  bemessenen^  Vorschuss  die 
Möglichkeit  baldiger  neuer  Zahlungen  zu  bewiilcen,  als  die  Ihrer 
Seits  erfolgte  Annahme  des  Termins  von  1815  zu  erklären;  so 
itaidet  derselbe  sich  nunmehr  auch  ferner  autorlsirt ,  in  YoUkom- 
nener  Anerkennung  der  vorzüglichen  Sorgfalt  und  AngefflesseD- 
hett,  die  diesem  Gegenstande  durch  die  so  zweckmässige  Bear- 
beitung des  Herrn  Referenten  zu  Theil  geworden  ist ,  die  Aller- 
höchste Zustimmung  zu  den  Vorschlägen  zu  erkennen  zu  geben, 
die  in  dem  Protokolle  der  vorjährigen  13.  Sitzung  und  dessen 
Beils^en,  zu  dem  Zweck  gemacht  worden  sind,  um  diesen  G^a- 
stand  mit  ßeseitigui^  aller  Erörterungen ,  durch  welche  derselbe 
in  Schwieligkeit  und  Aufenthalt  verwickelt  werden  könnte,  nnn- 
mehr  zu  seinem  gänzlichen  Abschlüsse  zu  bringen. 
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OMvoU  das  Bemerkte  sehon  Mttreichea  wunto,  uin  die  lieber- 
iMpmg  zu  geben ,  dass  Preuesisdier  Selto  dteaea  AlieeMusse, 
■eh  dem  zur  BerichtsersUtlong  gealellten  Ptaae,  Rielits  emlge* 
gnslriw;  80  nimmt  der  Gesandte  decb  keinen  Anstand  idenuii 
mA  besthnmter  zu  ^ktSitn ,  dass  wenn  die  übrigen  wegra  der 
Mekflläade  zunSdisl  in  Frage  kommenden  Regierungen,  sich 
ikrer  Setts  bereit  finden  lassen,  in  die  Eriediguuig  der- 
idheo  ins  zum  1.  Juni  1815^  nach  dem  die  Anschtagsaumme  von 
8,7Kn.  enlkallenden  Vorsehiage,  einzugehen,  des  KJtnigs  von 
flnvsen  Mi^JestSt  die  berechnete  Quote  von  33,251  Fl. ,  in  so 
tos  ler  hl  dem  Entwurre  selbst  noch  vorbehaltene  genauere 
Ciktl  dieselbe  liestitigt,  vorsehussweise  auf  ihre  Staaiskasaen 
a  Siieraehmen ,  und  demnach  unverweilt  diejenige  Summe  noch 
iKktahlen  zu  lassen  bescUoasen  haben ,  die  ausser  dem  berelbi 
ftoiMDBenen  provisorischen  Hüllhvorschuss  noch  nachzuzah«^ 
kl  seya  wird. 

kwk  wegen  der  Bestimmung  des  Betrages  der  künftigen 
tateeo,  kann  dtrOesandfte  vorttoflg  anzeigen,  dass  von  seiner 
IMemg  aueh  in  dieser  Beziehung  nur  der  Fortgang  der  hinsi« 
^  Verhandlungen ,  und  d^  Inhalt  d^  Jene  fiestimmung  betref- 
Mes  Antrage  abgewartet  ist,  um  auch  hierunter  Jede  Beruok- 
ddMgttog  eintreten  zu  lassen ,  die  durch  die  von  Sr.  JMidtsUit 
lipmehi  genommene  Ansicht:  daas  der  Unterhalt  der 
kiepunter  interessirten  Individuen  gegenwärtig 
iisser  seiner  mehreren  Sicherung  und  zureichen- 
des Anordnung,  auch  eine  den  Umständen  angemes- 
sene Verbesserung  erhalten  müsse;  bei  Erwägung  der 
ii  BmHcher  Hinsicht  vielßich  in  Anspmdi  gnnommenen  Staata- 
UUe,  aar  iigend  aaotivlrt  werden  kaim. 

Aasser  dieaer,  die  ttberriieinische  Süsientalions-Sacbe  betref- 
Wea  Anzeige ,  indet  sich  der  Gesandte  zugleioh  autorisirt ,  in 
ictrer  des  In  der  I.  diesjährigen  SItznng  in  Erwffgnng  gezoge- 
M  Clesoohes  der  MItgHeder  des  vormaHgen  Beiehastiftes  Bur- 
sckdd,  zQ  erSlhen ,  dass  zu  CoUenz  eine  Pensions-Aegnlirungs- 
^^*Mission  niedei^esetzt  ist,  welche  sieh  auch  mit  Unfters«icJiUttg 
^  Lage  der  durch  den  ReichsdeputatiMsaeUliss  nicht  auf 
''^vMdaad  Ubei|f^angenen  geistlichen  Pensionärs  beschäftigt, 
^VoncUäge  zur  Erhöhung  der  Pensionen,  wo  sie  billig  gettou- 
m.  II 
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den  wM  ^  vorlegt,  wraill  denn  auch  die  Getueke  verschMeDer 
im  preaeslichm  JenMitrIielDlschen  Gebiete  gelegener  CoHegiat 
ittfler,  die  sich  neuerlich  an  die  Bundes-VersaBBlmig  gewandl, 
und  den  Wttnscb  thunlicher  Beriicksichtlgung  yeranlasat  babeo, 
dieselbe  ohne  Zweifel  zu  ihrer  Zelt  erhalten  werden. 

Baiern;  Zufolge  eingegangener  AllerbBehster  Voraebrift, 
bin  ich  für  Se.  RSnIgUche  Majestiit  von  Balem  den  8ber  die 
Sustentatlona-Angelegenheit  derttberrhelnisclien  Staatsdiener  and 
GetsUicben  gemachten  Antrage,  sowohl  rOclLsicMlldi  der  Fest- 
setzung des  Termins ,  von  welche«  an  die  Zahlung  der  Peasto- 
nen  von  derSustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  linken  Rheta- 
Ufers  übergehen  solle,  nKntich  auf  den  1.  Juni  1815 ,  als  der  Be- 
rechnung der  Quoten  der  bisher  bezahtlen  Pensionen  und  Ibnr 
Rfickstände,  bis  zu  dem  obigen  Sdriusstermlneauf  den  biaberigea 
Puss ,  jedoch  mit  einer  Empfehlung  zur  Erhöhung  dieses  Fusies 
bei  den  die  Pensionen  Ubernebmenden  Regierungen ,  wie  aoeh 
wegen  Einbringung  der  RUckstXnde,  welche  zur  Zakhmg  der 
Pensionen  bis  zum  1.  Juni  1815  auf  bisherigen  Pubs  erforderiieh 
sind,  dureb  verbXitnissmässige  Vorschüsse  der  Regierangea,  eben- 
falls beizustimmen  ermSchtigt.   RSalgUch  Baieriscber  Selts  wer- 
den kaum  einige  Vorschüsse  zu  leisten  seyn ,  da  höchsten  Orts 
die  PortbezaMnngen  der  Baierischen  Doppelt  «PrHbendlrtea  bb 
Ende  t816  angeordnet  worden.    Bei  der  Ueberwdaung  der  ge- 
nannten Pensionisten  an  die  gegenwärtigen  Besitzer  der  flber«> 
rbeiniscfaen  Lande,  tritt  die  BerQcksichtIguog  ein,  dass  dieRroae 
Baiern  erst  Im  Monate  Mai  1818  zum  ausschliessHclieR  BesMze 
der  ihr  zugebllenen  ttberrfaeiniscben  Gebtete  gehingt  ist,  wooiek 
die  betrefltende  Quote  zu  reguUren  seyn  wird. 

Hannover;  Von  dem  ROnIglicb  HannSveriachen  Hofs  Ua 
ich  autortsirt  zu  erklSren ,  dass  sofern  der  in  der  13«  SNznng 
vorigen  Jahres  in  Antrag  gebrachte  Vergleich  zu  Regolimag  der 
transrhenanischen  Sustentationskasse  von  den  dabei  interessirlea 
HBfen  angenommen  werde,  man  auch  RSnigllck  HannSveriscber 
Selta  denselben  sowohl  was  den  Termin  vom  1.  Juni  1815,  «1» 
was  die  VorscMVge  zo  Regutirung  der  bis  zu  dtesem  Temme  tu 
berechnenden  iUcksIVnde  helrifll,  anzunehmen  bereit  sey. 

a)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  BunÄcs-Ver- 
sa^mmlnng,  Bü.  II,  S.  lOfl^n.  f. ' 
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Fiiiwir  Tortrag 4m  Iftiiglieli  Iaii4verif«kei6o- 
ui4t«iaiBetckliiiiirlii4«t-T«rta««liBgfMi 

17.  ÜB  itir. 

^ret  und  zwanzigste  Sitzuogam  27.  März  1817.') 

fter  Kfialglleh  HinnSverlsciie  Herr  Gesioile  tm 
M«rteiii:  giehi  der  Vemmrimig  KenoMss  voii  einer  mt  die* 
Mbe  tnUkMen  Note  des  KSalglicb  Nlederllndtscben 
ImGesudleii,  FMkerm  vm  Gag  er  d  ,  von  30«  d.  M«,  wortai 
ftWmr  die  Erklürttog  des  KSnlgs  derNlederUBde  to 
fIvtnsrkeiiaiifeeheoSiisleBUittMs-Siiehe  mltthellt,  nscli  weMMr 
ItMaileiUi  auf  den  Termin  Tom  I.Juni  1816,  von  wel- 
ihm  an  erst  die  Peastootmag  der  GelüllGlien  und  Dleoenohaft 
Mte  liokcD  Abelnotar  an  die  neuen  Llnderbesltzer  Sbeivslifln 
Ihne,  beharret,  den  fHUwrenUebernahme- Termin  vsrwek- 
mmitidi  dabei  besonders  auf  dte  Worte  des  XV.  Artikels 
^Bwles-Acle,  auf  dleAeusseningen  der  vier  HSfe  vonBaieni, 
Unmver,  Wiirttemberg  und  Baden  in  der  Note  ibrer  Gesandten 
ta39.  August  1815, '')  so  wie  auf  den  lauten  BelOill  der  Bqq* 
^l^efsammhing  bezfebt,  mit  welchem  sie  die  fMbere  Erldl- 
^  Sr.  M^estät  In  dieser  Angel^genbelt  aufgenommen  babe. 
"  Der  Berr  SeCerenl  umgeht  In  dem  hieraof  erstatteten  Vor- 
^^Se,  sich  in  eine  Discussion  daritber  etaizulassen  und  auszu» 
An,  da»  die  Worte  des  XV.  Artikels  der  Bundes-Acte  für 
ta  KMg  der  Nfederiande,  der  Geist  derselbeo  aber  (ttr  dIeBmi. 
tki*Venammlung  spreche,  und  dass  eine  aof  diesen  gastitzte 
^NvpKtation  desselben  kein  neues  Gesetz  sey)  dass  die  Note 
Ihr  Gernndteo  der  vier  HSfe,  deren  Hauptzweck  sebleanige 
ithrnahflie  der  Pensionen  tn  einem  ZdtpunlOe  gewesen  wire, 
I^Cir  kein  Streit  mehr  mtgllcb  gescUenen  habe,  den  BescbNis- 
^  fcrBuBdes>Versammtoog  habe  weder  vorgreHte  ktfnnen  noeb 
Mkt,  aml  ^ass  endlich  der  ausgesprochene  Dank  der  letzteren 
<>r  kensttwflltgen  und  besehleuntgten  ErkUrang  desNiadertandi- 
'te  Hofcs,  Meht  aber  dem  ausgedrUekten  Termine  gegolten  habe. 

Dirne  RSnl^che  EriLlftrang  betrsOb  übrigens,  wie  sehr  au 

ir 
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bedauern  sey ,  ausschliesseod  die  Gdsilichkeit  und  DlenerachaR 
des  ehemaligen  Hochstiftes  LUtilcfa ,  welche  ein  Jahr  lang  cAot 
Pension  bleiben  würden:  auf  die  BeschlQsse  der  Bundes- Versamm- 
lüug  selbst  habe  dies  Iceinen  Etnfluss ;  sie  werde  mit  den  Pensfo- 
nisien  auf  den  1.  Juni  1815  abschltessen ,  und  das  was  seKdem 
bezahlt  worden  sey ,  zur  Deckung  der  bis  zu  diesem  Zei^onkte 
vorhandenen  Rückstände  venvenden  müssen.  Den  Doppelt-Pri- 
bendirten  in  Deutschland  kSnne  keine  weitere  Zahlung  zugemii- 
UmI  werden  ^  dea  BeMammg^  des  XV.  Arttkela  der  Bwdes- 
Aote  sey  von  Urnen  Genüge  geleistet  worden  $  die  laeirten  Utttm 
IhreZataUingeR  fortgesetzt,  um  die  Pimsionisten  vor  dem  Hui^per- 
tMhe  zusdiUt^ea,  und  der  Umstand,  daaadieyon  ihoai  geMsMen 
Zahlungen  auf  die  flrilheren  RüeksliUide  bStten  herechaet  weiden 
mUsseo,  sey  kein  Grund,  wdcher  d^  Kfiiug  der  Niederiamle  von 
der  VerbindilcJikeit  befireie ,  einen  sehr  kleinen  Theil  der  Aeva- 
ntiefi  des  Landes ,  seit  der  Zeit »  dass  er  sie  bezogeft  habe ,  zur 
dürfUgen  Versorgung  der  Peosiovisten,  deren  die  meisten  zugleich 
seine  Unterihanen  seyen ,  zu  verwenden. 

Der  Herr  Referent  fügt  noch  die  Bemert^ung  bei , '-  dass  in 
dieser  Weigerung  Sr.  Majestät  des  KSnigs  der  Ntedoriaade  da 
neuer  Grund  zu  dem  dringendeii  Wunsche  liege,  dass  die  gaaz6 
Deckung  der  .PeasionisleR  bis  zum  I.Juni  1815,  wozu  Se.  MiiJe- 
stXt  der  KJMg  von  Preusses  bereits  einen  betrüchllichen  Vor- 
schusft  habe  veranstalten  lassen,  baldmfifi^ichsl  zu  Stainde  kommea 
mifge,  damit  die  ihaen  zugemuthete  Entbehmng  desto  leichter 
von  ibn^  ertragen  werden  kSnne. 

Ein  Auskunflsmittel  gogen  diese  Entbdirung  einer  Jahres- 
Pension  wisse  der  Herr  Referent  kaum  vorzuschlagen  $  und  wenn 
der  Königlich  Niederländische  Hof  anführe,  dass  hier  von  seiner 
Gnmmutb  nicht  die  Frage  seyn  kitone,  weil  diese  Fe&sianen 
künftig  niehtaus  der  CivU- Liste,  sondera  aus  der  Slaalsluisse 
flSssen,  so  kSnnte  davon  noch  weniger  für  die  Deutschen  FUrsten 
die  Rede  seya ,  weil  die  Beiträge  nicht  aus  ihren  Staalskasseo, 
soBdem  aus  dem  Beutel  von  PrivatperaoMii  geleislet  wofdea 
seyen,  wetehe,  obgleich  doppelt  präbendiit,  sich  epochen weise  hi 
einer  bedrängteren  Lage ,  als  die  Pensionisten  semsl  beftoadea 
hätten ,  und  gleich  von  Anfange,  wider  alle  Billigkeit,  zu  diesen 
Zahlungen  angebalten  worden  seyen. 
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ItarNgnder  Ausweg  scheiile^iDi  Herrn  ReflN*enteii  annehm- 
kf:  #•  PmslMlItHier  d«r  filSfifSfe  vod  LiMtMi  qimI  Bisel  sey 
äM  anf  ile  ibeniwlfiisdie  Susteotallooskasse  gelegt,  wandern 
ei  sey  io  dem  §.  75  des  Refehsdej^ulafions-Abschieds ')  bestlmait 
mdeo  j  dass  sie  von  deo  P&rstUscMren  auf  den  rechten  Hhein- 
ri^,  weiche  zwei  oder  mehrere  Bistbümer  besessen  hatten ,  lie- 
aHl  werdcB  sollten ,  und  dass  namentlieh  zur  Penslofiiruog  des 
AaMte  YM  Lilttleb,  die  auf  30,0IN)G«ilden  sich  belaufen  habe: 

1)  Trier  von  seiner  Pension  fOr  Augsburg  dem  von 

Luttich 6,000  Fl. 

2)  WBrzburg  wegen  Bamberg 3,000  - 

3)  Württemberg  wegen  Ellwangen   .    ,     .     .     .  2,000  - 

4)  Hildesbelm  und  Paderborn  (von  beiden  zur  HSl rte)  4,000  - 
d)  Regeosburg  wegen  Freisingen 2,000  - 

6)  Regeosburg  wegen  Berchtoidsgaden  ....    2,000  - 

7)  Constanz  und  Worms 1,000  - 

"20,000  Fl^ 
kühlen  sollten ;  diese  Zahlungen  seyen  unmittelbar  und  nicht 
M  der  Sostentationslcasse  erfolgt  $  sie  beruheten  aber  auf  dem 
iMicben  Grundsatze«  und  auch  auf  sie  könne  angewendet  wer- 
in,  dass  die  Verbindlichkeit  dazu  mit  dem  1.  Juni  1815  aulbSre^ 
Bie  iieisteD  davon  seyen  bereits  auf  die  Fürsten  selbst  gefallen, 
M  wenn  diese  sicheptschltfssen,  diese  Zahlungen  bis  zum  1 .  Juni 
ttt6  fortzusetzen ,  oder  Falls  sie  schon  geleistet  seyen ,  nicht 
wieder  zurQclczufordern ,  so  würde  dadurch  Itir  die  Domherren 
M  Dienerschaft  ein  Theii  des  Abgangs  gedeckt  werden  können, 
ksooders  da  der  Herr  Bischof  von  Lfittich  fttr  seine  Person  schon 
»  nlMe  von  Sr.  MaJestSt  dem  Könige  der  Niederlande  behandelt 
vMen  sey,  dass  er  auf  diese  fernere  Zahlung  weder  einen  An- 
Voeh  machen  werde,  noch  könne ;  vielleicht  wUrde  sich  alsdann 
fcr  König  der  Niederlande  entschliessen ,  den  weiteren  Al)gang 
zudecken. 

I>ariiber  könne  aber  die  Bundes- Versammlung  nicbis  be- 
icWcsimi,  sondern  nur  an  ihre  Höfe  berichten;  vorher  müsse 
■n  Jedodi  versicheri  seyn ,  dass  dieaer  Antrag  zum  Zwecke 
ihüe.  Ditses  würde  alsdann  ein  neues  schönes  Beispiel  seyn, 

die  DevtschCT  Regtarttiven  lidier  unverbindliche  Anstren- 


güBgen  0^UM  Okeniiitaieo,  da  inwereeht  giogeii  <m  BeiMit  Ihrer 
Uoiertliaoeo  zu  leyn,  und  dass  sie  nickt  anflMtrten ,  wntmm  Aba 
tbeil  ao  dem  Schfcksale  ihrer  PflegebefohleBen  su  Bdnen ,  selhil 
wenn  diese  ihrer  Pflege  schon  entzogen  seyen. 

Der  Vortrag  des  Herrn  Gesandten  voa  Martens  wurde 
unter  Z.  49  dem  Protokolle  beigel^t. 

Der  KSniglich  Niederländische  Herr  Gesandte: 
erlunnte  dankbar  die  BemUhung  und  das  tieite Einsehen  desBerm 
Referenten  in  dieser  Sache,  insbesondere  die  Fürsoi^e  ffir  die 
baldige  Befliedigung  der  LOtticher  fllr  das  Vergangene;  und 
sprach  die  Beförderung  von  allen  Seiten  angel^entlich  an.  Dea 
Vorschlägen  zu  einer  Erleichterung  für  die  Zwischenzeit  von 
1815—1816  lasse  er  einstwellen  ihren  Gang,  mit  dem  Vorsatze, 
seinen  Hof  davon  zu  unterrichten. 

Efn  anderer  Ausweg  sey  vielleicht  in  der  strengeren  EoU 
richtung  der  Schuldigkeit  der  Doppelt-Präbendirten,  bis  zur  Mitte 
von  1815,  zu  finden.  **) 

Rteraur  wurde  einhellig 

beschlossen: 

Das  bedauerungswürdige  Schicksal  der  auf  die  transriieiia- 
nische  Sustentationskasse  bisher  angewiesenen  Geistlichen  mid 
Diener  den  betreifenden  H6fen  zu  empfehlen. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deotschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  II,  S.  164  u.  f. 

ö)  SoU  wohl  heissen:  29.  October  1816.  (s.  oben  B., 2, Ii.) 

c)  SoUte  heissen :  Reichs-Depotations-Hauptschlusse^. 

ä)  In  derselben  Sitxvng  gab  der  Königlich  Nieder* 
ländisehe  Gesandte  Felgendes  zu  Protokoll: 

Seine  Hajesiät  der  König  der  Niederlande  haben  anf  alle  Weise 
Sich  bevSbet,  den  ehrwürdigen  Herrn  Fürstbischof  von  Lattich 
zufrieden  zu  stellen,  und  mit  Erfolg. 

Ebenso  hat  mein  Königlicher  Hof  wegen  des  Zahlungsfüsses  der 
Pensienirten  des  Hochstiftes  Luttieh,  wie  sie  hi  den  Listen 
aa%efihrt  waren ,  und  in  einem  hin  auch  wegen  der  SttAsdaiMeB  za 
M ünsterbilsen,  und  das  Herrn  Dnmont  aa  StaMo  nnter  dem  i^.  d.*  M. 
den  Beschlnss  gelhast,  dass  aaeh  augedrüokten  WÜasclMMi  nicht  liloi 
die  wirkliche  Leistung  der  Sustentationskasse,  sondern  jdie  ebenwaU 
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■te  VencieiiBi«eii  bemerkte  G^^^gma,  oder  die  flriiliere  Alwieht, 
m  Grude  gelegt  ood  aogeDommen  würde. 

Sdaell^esiät  kiben  keiaeii  Aattaad  geaovmeii,  des  Herrn  P«r« 
dei  Ernst  von  Schwarze nberg  Id  diese  Liste*  aafeanehmen,  da 
ie  Grnode  der  zeiüicben  Entsagung  Seiner  Dnrchiaaclit  nur  edel, 
irstlick  DBd  uBpräjadicIrllch  waren. 

Die  Pension  des  empfohlenen  Geheimen  Rathes  Berthonier  kisbe- 
Mlere  ist  auf  1900  Fl.  festgesetzt ,  vorbehaltlich  ihn  nach  Ermessen 
•  Dienste  des  Staates  anzustellen. 

Alles  das  wird  vom  Junius  1816  an  verstanden ,  und  die  Staats- 
sfaid  za  diesen  Leistungen  angewiesen. 

Die  übrigen  GdsUichen  von  Slablo  und  Malmedy  werden  sich  an 
Kanigliclie  Regierung  im  Lande  selbst  zu  wenden  haben. 

Seranf  wurde  dnhellig 

beschlossen: 

1)  Dem  Konigiieh  Niederländischen  Herrn  Gesandten  f6r 
ii  Verwendung  zn  Gunsten  der  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  der 
lUeriaiMle  übernommenen  geistlichen  Pensionisten  lu  danken ,  und 

2)  Den  beireffenden  Individuen  davon  Kenntniss  zu  geben. 
Veq^:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm-' 

lang,  Bd.  II,  S.  168, 169. 


S.aueh:  Vortrag  des  RÖniglEch  Bannöverleehen  Ge- 
itodteauber  den.vonder  Subdelegations- Commissi on  fUr 
kitransrhenaniseheSustentailonswesen  ffiir  das^ahr 
Ui7  eingereichten  Berieht,  (Vierzehnte  Sitzung  am 
lMarzl818.) 
Protokolle  derDentschen Bundes-Versammlung,  Bd. 

V,  S.  84,  85. 

Erklärung  der  Königlich  Württembergischen  Ge* 
Ufldschaft  in  Beziehung  auf  obigen  Vortrag,  (Dreis- 
tigste  Sitzung  am  S.Juni  1818.) 
Protokolle  derDeutschen  Bundes- Versammlung,  Bd. 

VI,  S.  43,  44. 

Anzeigen  von  Oesterreich  undBaieru  in  der  fünf  und 
vierzigsten  Sitzung  am  3.  September  1818. 
Fretekolle  der  Deutschen  Bundes-Versammlnng,  Bd. 
VI,  S.  140, 141. 
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WL. 

Kalserliek  Oesterreiokiseka  Abi  timaaigfraill. 

1817. 

Vier  und  zwanzigste  Sitzung  am  28.  April  181 

Praesidlum:  wolle  die  Kaiserlicli  Oesterreicbische 
Stimmung  in  der  transrlienanisclieu  Sustentations-AngeU 
In  das  Protolcoll  legen. 

Oesterreich:  Von  der  Ueberzeugung geleitet,  dass ; 
Majestät  der  Kaiser  von  dem  iebballen  Wunscbie  durchdi 
sind ,  dass  Jene  unglUcklicben  Opfer  eines  der  merkwQrdigl 
Ereignisse  der  neueren  Zeit ,  welcbe  vermine  ibrer  Verhilt 
bisber  Ibren  Unterbalt  aus  der  transrbenaniscben  Kasse 
haben ,  rücksicbtlich  desselben ,  nach  Anleitung  des  ArtUcelsl 
der  Deutschen  Bundes^Acte  auch  für  die  Zuicunft  blnl 
sichert,  und  dass  zugleich  diejenigen  Domherren,  wdche  aisl 
pelt-Prifbendirte  zu  gedachter  Kasse  bdzutragen  Im  Fall  wi 
von  dieser  ISstigen  VerblndiichlLeit  befireiet  werden  möchten 
die  Kaiserlich  Königliche  Gesandschaft  in  dieser  von  dem 
Rererenten  zur  dankvollsten  Anerkenn  tniss  so  griindlich  als : 
mSasig  instruirten  und  begutachteten  Angelegenheit  bereil 
Antrifgen  desselben  dahin  beigetreten ,  dass 

1)  Der  Termin ,  von  welchem  an  die  Zahlung  der  Fi 
von  der  Sustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  Unken 
uFers  Obergehen  solle,  auf  den  1.  Juni  1815  festzusetzen  se^ 
t)  Dass  die  Rückstände  der  Oberrheinischen  geistlichen 
sionisten  bis  zu  diesem  Schiusstermine  auf  dem  bisherigen  Pos 
zu  berechnen  wären ,  dabei  Jedoch  von  der  Bundes-Versammioi 
zu  ihren  Gunsten,  Behufs  künltlger  Erhöhung  dieses  Fusses,  b 
den  die  Pensionen  übernehmenden  Regierungen  sich  zu  ver^ti 
den  sey ;  und  dass 

3)  Die  Hereinbringung  der  Rückstände ^  welche  zur  Zahlui 
der  Pensionen  bis  zum  1.  Juni  1815  auf  bisherigen  Fuss  erfo 
derlich  sind ,  durch  verhältnissmässige  Vorschüsse  der  Rcgienu 
gen  zu  beschleunigen  sey. 

Die  Kaiserlich  Königliche  Gesandschaft  ist  nun  AllerhöchsU 
Orts  ermächtiget,  diese  Ul)rigcns  auch  durch  Beschlüsse  derBu 
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k^YtNtmmlmg  swelkHilrtn  ErUKnlDKeii  Uerarit  zu  wMM- 
Mm,  tttd  glcM  sieh  tUe  Ehre,  la  Begebung  hlennir,  naeMriig- 
M  ZI  eiMbeD,  tess  Seine  M^eBlMt  der  Kaiser,  nn  AHerMMist- 
kt^  loleresse  (Qr  die  RegidiiHBg  dieser  Angelegenheit  zu  beur- 
knriei,  sich  vowilasst  geflinden  haben,  dureh  die  Kalseriieli 
ÜDigiklie  Gesandscbaft  In  der  Schweiz  bei  den  Eidgenossischen 
hBlermgeo  von  Bern  und  Basel  die  an  sdbige  Ton  den  RSnIgltch 
Adertehen,  KSnIgllch  HannSverischen ,  RSnigllch  WBrttember- 
gisdieo  und  Grossherzogllcb  Badisehen  HSfen  ergangene  Einlä- 
dst wegen  llebernahne  der  bisher  aus  der  Sustentationskasse 
geuhite»  PensUmlslen  des  ehematlgen  Hochsitltes  Basel  vom 
I.  Ami  181S  an ,  auf  das  Ai^legenUlcbste  unierstOtzen  zu  las- 
M;  tas  femer  die  doppeltprKbendlrien  Passauer  Domherren, 
Mmdehtsdien  Anthelis,  aul|^flNrderi  worden  sind ,  Ihre  rilck- 
dMgeB  Beitrage  an  die  Subdeiegations  -  Commission  (Qr  das 
teffheaaniscbe  Sustentaiiraswesen  bis  Ende  des  verflossenen 
Jikres,  Jedoch  vom  1.  Juni  1815  an,  als  einen  Ihnen  seiner  Zelt 
^tweder  haar  oder  mittelst  Abrechnung  wieder  zu  vergOtenden 
V«selia8s  abzuführen ,  und  dass  auch  die  betrefltende  Kasse  In 
tebarg  angewiesen  worden  Ist ,  an  die  gedachte  Commlsslon, 
JiMi  Diir  zur  momentmen  An^Olfe  und  gegen  einstigen  Wie*' 
kt^nüi  Jene  AbzSge  einzusenden ,  welche  seit  der  erfolgten 
D^ko^Sabe  Salzburgs  an  Oesterreich  von  den  Pensionen  der  auf 
it  Mige  Landeskasse  angewiesenen  donpeltprVbendtrten  Salz- 
^S^  Domherren  tAs  letzten  December  1816  zurückbehalten 
''•rtea  sind. 

Wenn  nun  Seine  Mi^estHt  der  Kaiser  dadurch  Ihrer  Selts 
Voe  Angelegenheit  nach  Möglichkeit  zu  wirken  sich  haben 
^cgen  seyn  lassen ,  so  glauben  Allerhöcb'stdieselben  nun  um 
^  Behr  sich  der  HolDiung  überlassen  zu  kSnnen :  dass  es  Seiner 
l^tätdem  RSnIge  der  Niederlande  Im  Einklänge  der  bls- 
^  stets  ausgesprochenen  liberalen  tirundstftze,  ttnd  in  Berilck- 
AWgaag  der  bereits  dalOr  entwickelten  Gründe  gelltUig  seyji 
'blle,  den  i.  Juni  1815  als  Termin  der  AuflSsung  der  transrhe- 
B^KlsdN»  Sustentationskasse  anzuerkennen,  und  dass  die  Eidge- 
Mttbehea  Cantone  Bern  und  Basel  eine  belliaHge  ErkUirung 
^^Kiiseben  keinen  weitere  Anstand  finden  werden ;  so  wie  auch, 
^  nach  dem  schSnen  BelspMe  des  Königlich  MiederlSnd  Ischen 


17«. 


Holte  diQ  Ubrisen  kohen  HQfe,  weidie  dto Mäher «f«« 8«lt» 
tattowk;a«se  aogewie^eoen  Pe^stoai^tifi  zu  überAdmiw  halMPi 
die  ibneo  fil»eiigebenen,  gebifrig  geprüften  Etats  aperkcfiDee,  wl 
zugleich  die  von  der  KSniglich  Preussi^chen  Geeandscbaft  in  to 
18.  SUzuDg  ausgedrückte  erflreulicbe  und  berahigende  AsiMi 
theilen  werdeo,  dass  der  UoUrhatt  der  hierunter  InteressirMi 
Individuen  gegenwärtig  ausser  seiner  melv^eren  Sidieruog  Vit 
zureichenden  AnordnuQg  auch  eine  den  Uastfinden  angeocMM^ 
Verbesserung  erbalten  müsse.  .« 

Was  nun  die  noch  zu  erledigende  Frage  beiriOt ,  auf  wddi 
Art  und  nach  welchem  VerhSltniss  die  an  die  SustentaUonAaü^ 
zu  entrichtenden  Rückstands -Summen  beizuschaffen  würea;  M 
verkennt  der  Kaiserlich  Königliche  Hof  zwar  keineswegs ,  im 
zu  Vermeidung  einer  viele  Zeit  raubenden  und  wegen  der  Mifs 
nicbfaltigen  Rechtslk*agen  und  verwickelten  Verhältnisse  a^ 
schwierigen  Liquidation,  ein  gütlicher  Vergleich  hSchst  wig 
aehenswerth  ist,  und  diesem  Grundsatze  im  Allgemeioen  heipfli4| 
tend,  würde  man  auch  Oesterreichischer  Seits  keinen  AasMI^ 
nehmen,  nach  dem  Beispiele  des  Kj)nigiicb  Preussiscben  und  RH 
niglidi  Hannoverischen  Hofes  eine  beUSliige  Erklürung  W4«||| 
gSnzlicher  Uebernafame  Jener  Quote  abzugeben ,  welche  bittriitt| 
Uch  der  Passauischen  und  Salzbuiser  Rückstfinde  bei  der  Hl 
dem  Herrn  Referenten  in  der  13.  Sitzung  des  vorigen  Jahres  «1 
geschlagenen  Re^artition  mit  tl,305  FK  auf  Oesterreich  v«rw|| 
sen  worden  ist;  aliein  so  bereitwillig  man  sich  auch  findet ^  ij 
Berichtigung  der  unter  dieser  Summe  begriffenen  Rückstände  di^ 
Passauer  do^ellprfibendirten  Domherren ,  Ssterrelchisdien  M 
Uuils,  unter  Vorbehalt  des  genauem  CMculs  zu  ttbernehmea»  41 
kann  dieses  doch  in  Ansehung  der  Rückstände  d^  Salzbn^ 
Domherren^  welche  sich  aus  der  Periode  vor  der  Uebengabe  Sil( 
burgs  an  Oesterrelcb  her  datiren ,  nicht  wohl  Statt  finden»  iaM 
nur  der  Königlich  Baierischen  Regierung  die  Verhältnisse  beluuH 
seyn  können,  um  welche  es  sidi  in  dieser  Beziehung  handdU  j| 

Da  übrigens  die  Regulirung  der  Strassbuiger  Pensionen  fl 
wohl,  als  derjenigen  für  die  Beamten  der  Sustentationskasse,  oiM 
der  Versicherung  des  Herrn  Referenten ,  noch  durch  eigene  V|| 
trüge  instrulrt  werden  sollen ;  so  behSH  steh  die  Kaiserlich  KU 
gttche  GesandschaQ,  ihre  Abstimmung  darüber  auch  bis  dabin  «V 


tri 

äfV^i  Pr#Uk»lle  der  Dttattehaft  B«ftdM*Ver« 
siBBliig,  Bd.  U/S.  Mta.  f. 


ftiiileriogliek  Bailf«ke  Irkllrng  fber  Oe  lal- 
tllseder  Boppelt-Yrlbendirtaii  xvr  trinirkentni- 
ickoi  SisteBtitioBikaiie,  fom  5.  lai  1817. 

Secbsuod  zwanzigsteSitzuDgam  5.  Mai  1817.') 

Pra^flidiiiiii:  Baden  kdbe  den  Wutach  geKiUiert ,  In  Be- 
ktf  der  Afezttge  der  doppeUpritbendirten  getsUIcken  Dignitaricttt 
id  ia  Zahlungen  an  die  Vberriieiniaelie  UntemUHzungskaaM 
dKBiUirung  in  das  Protol&oH  zu  legen,  wozu  man  Geiegenkell 
pMa  waUe* 

Badens  Das  Staatataitereaae  Seiner  RKoigiIckett  Ibheit  den 
iwAar»^  von  Baden  ist  ket  den  yorUegenden  Gegenatandn^ 
Hiskh  von  aelbst  eiigieU,  durchava  nicht  kefloMagen  und  BVckai* 
iMben  kaben  nur  ateta  dabin  gestrebt,  daa  Intnmaae  der  IknMa 
ÜieUHgen  DoppeltyrXbendirten  mit  den  Anaprilcben  der  fieseoii«^ 
iUettaad  den  Anerdnungen  deaRdotodeputatfona-Aaceaaea  van 
Mb  im  Einklang  zu  «kalten.  Es  unteriiegt  kafnein  Zivetrel, 
kB  der  §.  75  dea  gedachten  Receas«  den  Doppaitpräbefidifia» 
^VerbkidHehkeii  auflegte  ^  ihres  Bezuges  an  die  Ul»errbelni- 
<*<  BatCTatatzungsksMe  akzngeben  i  aber«ben  an  wenige  dasa 
^Verfügung  aile  DoppeltprXbendirtea  DeutscMaiids  ahaa 
iMaakae  dazu  anhielt«  JBs  ist  in  der  erschKprenden  DarsldlunB 
%Herni  Refeienten  in  der  13.  SUznng  veai  10.  Decemher  v.  J«. 
•oiUBal,  dass  denuuich  auch  Ms  181B  vonjdenBadiscben  Stifte* 
kaiea  imaier  ^  akgeUefm  wurden.  AJs  sich  aber  zeigte,  daaa 
I^Oofpettpiübendirlen  mehrerer  Staaten  entweder  gar  nichta, 
^  daeh  aicht  ^  bdiragen  waliten,  und  also  die  Last  allein  nuf 
J*tft»  die  reichsaeblussniitssig  bisher  verfuhren»  gehaftet  haben 
^*ie,  glauUen  Seine  Künigliebe  Mokeit,  es  Rinen  PeMtoaKren 
^W«  zii  seyn » Baek  dem  Verlangen  anderer  in  gleichem  F^Ua 
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bdbi^Uclier  Stettcor,  den  tkisng  auf  ^  u  rNncIrfD,  iifai  die  ge- 
rechte Gleichheit  wieder  hergestellt  seyn  würde. 

Hieraus  entstand,  was  die  Sustentations •  Kasse  RQck- 
stSnde  benennt,  und  Ober  welche  in  der  Summe  zwischen  ihr 
und  der  Badischen  Staatskasse  eine  kleine  Rechnungs-DilTerenz 
wallet,  worauf  es  Jedoch  hier  nl(M  ankommt ,  sondern  die  leicht 
ausgeglichen  seyn  wird,  sobald  die  Grundsätze  festgestellt  sind. 

Der  Artikel  XV  der  Bundes^Acte  bestimmt,  dass  4i^  Pen- 
sionen der  Sustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  Unicen  Bbeio-v 
Ufers  übertragen  und  die  Regulirung  spätestens  binnen  Jahres- 
fHst  vollendet  seyn  solle. 

Gleichwohl  hat  man  die  Beiträge  der  Badischen  Stiftsherreo, 
vorbehaltlich  der  Abrechnung,  noch  länger  Tortlaufen  lassen. 

Nach  den  indessen  bei  dem  Bundestage  geschehenen  Erklä- 
rungen mehrerer  H6fe ,  und  nach  den  GrQnden ,  die  der  Vortrag 
des  Königlich  Hannoverischen  Herrn  Gesandten  entwickelt, 
mOssen  Seine  K6nigliche  Hoheit  den  1.  luni  1815  als  den  termi- 
num  ad  quem  ansehen ,  bis  wohin  die  BeitragsverbindHchkeit  der 
DoppeltprSbendtrten  dauert,  und  es  dOrfle  sich  zeigen,  dass, 
wenn  Jene  Stifter  ihre  reichsdeputationsschlussmässigen  Nadi- 
zahlinigen  machen,  welche  damit  so  sehr  im  Rfickstand^  bItAen; 
bei  den  inzwischen  geschehenen  Minderungen  der  Pensionisten, 
die  Sustentationskasse  genügende  Hflifismittei  bitte ,  die  Ihr  Ms 
zu  ihrer  Epoche  obliegenden  ZaMnngm  zu  bestreiten. 

Gleichwohl  haben  Seine  KSntgfiche  Hoheit,  um  auch  hier 
einen  Beweis  zu  geben,  wie  bereit  Sie  stets  seyen,  den  Antri^ 
und  Ansiditen  der  Bundes-Versammlung  RfrderHdi  zu  seyn,  gnä- 
digst beschlossen,  dass  die  General-Staatskasse  angewiesen  wer- 
den solle ,  vom  Betrage  des  bei  ihr  deponirt  gebliebenen  zweRen 
Zehntels,  andieUnterstQtzungs-KassedieSummevonSOOOFI.  auf 
Abrechnung  zu  ttbermachen.  Wenn  aber  der  Termin  der  Ver- 
bindllcbkeit  zur  Zahlung  der  ^  bis  zum  1.  Juni  181S  anerkamit, 
nnd  folglich  alle  spätere  Zahlung  nur  alsVorsdiuss  zu  betracMen 
ist ,  wenn  die  Verbindlichkeit  des  Nachtrags  der  im  Rückslaad 
verbliebenen  Stifter  unbedingt  recbtHch  ist ;  so  geht  daraus  voo 
selbst  hervor ,  dass  nidit  allein  von  Jener  Epoche  an  aUe  AMft 
tnd  Beiträge  zurSustentatfonskasse  aulhSren;  sondern  auch  das, 
naoh  atigemeiner  Abrechnung  der  gedachten  Kasse,  als  von  den 
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■MffctanSUIIihm«  »loraUZavIelbQxabUa  dcoMllmwl^ 
ten gate  kooMMS,  «nd  Micr  Ucr  n Uum  GuftfieD auadittek- 
Hck  vorbeiialIeD  werdeo  nOMe. 

a)  Vergi:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlnng,  Bd.  II,  S.  234  u.  f. 


HI. 

ibgÜBMiiBgeii  Tom  3.,  7.,  10.  ind  14.  Juli  1817,  ud 
Beieklisf  der  Bildet  -  TersaffliiUiig  tom  14.  litt  1817. 

Vierzigste  Sitzung  am  3.  Juli  1817.*; 

Grosslierzogllcli  und  Herzoglich  SSchsIscha 
HS  US  er:  Mit  Bezug  auf  den  in  der  13.  vorjährigen  Sitzung 
crklSrten  und  von  meinen  höchsten  Commitienten  genehmigten 
Beitritt  zu  der  Kaiserlich  Oesterrelchischen  Abstimmung  in  de^ 
tkerrhelniscben  Sustentations-Sache,  schliesseo  sich  solche  In  allen 
in  Jener  Abstimmung  nicht  enthaltenen  Punl^ten  der  Mehrheit  an. 


Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  7.  Juli  1817. ^ 

Preusaen:  Nachdem  Seine  KSnigiiche  M^JestSt  von  Preua- 
I,  in  PenaioBS-Sachen  der  Uberrheiniaehen  Geiatliehkelt,  zuvVr-* 

dteAnnabme  des  Termins  voo  1815,  auch  in  der  18.  dies« 
JBfflgen  SMzung  die  Ihrerseita  beseirioaaene  Uebernabme  der 
feaechBeten  Rficliatands-Qnele  haben  erkllren,  einen  efnst- 
fvcOIgeo  Hfilfsvorscbuss  aber  bereits  IHiher  sehen  haben 
zaiden  lassen;  so  ist  der  Gesandte  nunmehr  beauftragt,  die  Ihrer- 
aeKs  Statt  findende  Bereitwilligkeit  auch  dahin  ferner  zu  erlMhen« 

wenn  die  in  Hinsicht  der  LOtticher  PenslonSre  obwal. 

Schwierigkeit  wegen  des  Termins  von  1815  in  der 

geb#rrten  Art  sieb  nicht  mdir  Htoen  soUte,  und  wenn  die 
Regieningen,  deren  Beltrl|re  die  Pension  des  Herrn 
fIntMsebofe  bis  zam  Junlus  1815  mitbewirkl  haben,  geneigt 

U  dIeaeBeltrifge  flbr  das  Jahr  1815  zu  16  nun  noch  nPen- 
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fl^rndruBf  der  tti^rlgen  L&Uleber  lotereftseDtefl  zu 
ywmMäen  üad  dadmisiMcMen ,  dfe  auf  PfWisefi  fallende 
Quote  ebeoralls  Qbernommen  werden  solle. 

Was  ausserdem  nun  noch  die  kfinftlge  Pensionlning  der 
Oberrheinischen  Geistlichkeit  betrlilt ,  so  haben  Seine  M aJestSt, 
In  bereitwilliger  Erwägung  der  von  der  Bundes- Versammlung  er- 
folgten Verblendung ,  und  bei  raSgllchster  Geneigtheit  zu  jed^ 
thunlicben  Berücksichtigung  für  die  zu  versoi^enden  Individuen, 
sich  doch  durch  die  grosse  Masse  von  Pensionen  luid  sonstigen 
Verbindlichkeiten,  die  von  Allerh5chst  Ihnen  in  neuen  und  wieder 
vereinigten  Provinzen  Uberaommon  worden,,  zur  Zell  veririodert 
gehinden ,  darunter  weiter  zu  gehen ,  als  es  im  Sinne  und  in  der 
relcbsschlussmXssigen  früheren  Bewilligung  lag,  als  welche  nun- 
mehr vollstSndlger  und  sicherer  als  bisher  geleistet  zu 
sehen,  den  Sustentanden  immer  schon  den  Vortheil  gewShrt,  auf 
welchen  der  XV.  Artikel  ihnen  die  Aussicht  erSflbet  hat.  Es  ist 
daher  die  in  diesem  Sinne  sich  ergebende  vollständige  Congrua 
diesseits  nun  förmlich  Qbernommen,  und  um  die  PensionSre  mit 
mindestem  Zeltverlust  zum  Genuss  derselben  vom  1.  Juni  1815 
ab,  zu  verhelfen,  dfe  Curatel  der  Sustentationskasse  bereits  ver- 
anlasst, dieselben  zur  Anzeige  ihres  Aufenthaltsorts,  so  wie  der 
diesseitigen  Kasse ,  bei  welcher  sie  die  Hebung  zu  machen  wün- 
schen, un verweilt  anzuweisen. 

Die  Preussische  Regierung  steht  demnach  in  dieser  Ange- 
legenheit nur  noch  der  scbliessllchen  Ueberelnkunft  wegen  der 
Rückstände  bis  zum  Juni  1815  und  wegen  des  wenigstens  Ms 
Jetzt  noch  wahrscheinlich  gewesenen  Lütticher  Defldts 
entgegen,  um  sich  aoerbolenermasseii  nun  auch  Ihrerseits  der 
letzten  VerbliMUlchk[^te&  ia  dieser  Angetegenbelt  durch  die  Roch 
Ubiigen  ZaUungs-AnwelMingen  zu  entledigen. 


Zwei  und  vterzigsteSitzuug  am  10.  Juli  1817.') 

KSnigrelch  SaohseA:  Zur  Sustentatfon der  überrkeini* 
sehen  Geistlichkeit  beizutragen,  tot  eine  demiUfRigrelGiieSeciisea 
nicht  obliegende  VerbUuUlchkelti  mitbin  würden  Seine  MalestK^ 
der  tiOnlg die  RcignUruw.^HBter  AageteBnihclt  JedIgUdi  und  loi 


tjimfcfcrtia Vertmueii «m IwtteiHgteB HMten flherla^^gn.  Dutt 
aber  auf  eine  ansdrfickllche  GendmulguDg  der  oMmfasarlMAKA 
pdaehtildieD  y onchläge  und  von  derBundes-Veraainmlung  dies- 
Cdb  auszusprechenden  BeschlfiMe  ankommt ,  so  bin  icli  nachfol- 
genden AnlrSgen : 
l)  Dass  der  Termin ,  von  welchem  an  die  Zahlung  der  Pen- 
sionen von  der  Susientationskasse  auf  die  Besitzer  des  lin- 
ken Rhelnnrers  Bhergeben  sollen  auf  den  1.  Juni  1819  fesl- 
zusetzen  sey^ 
t)  Dass  die  ROcksUade  der  Oberrfaeinfsehen  gelstllefeen  Pen« 
slonisten  Iris  zu  diesen  Sehluss-Termlne  auf  den  Msberigen 
Puss  zu  berechnen  sind ,  dabei  Jedoch  von  der  Bundes- Ver« 
Sammlung  zu  Ihren  Gunsten ,  BehuOs  kOnfUger  £rb8hung 
dieses  Fosses,  bei  den  Pensionen  ifbemehmenden  Regle- 
fungen  sieh  zu  verwenden  sey ;  und  dass 
S>  Die  Hereinbrlngung  der  RBckstlnde ,  welche  zur  Zahlung 
der  Pensionen  Ms  zum  1 .  Juni  1815  auf  bisherigen  Puss 
erfbnierllch  sind ,  dsrch  verhlRtnissroSssige  Vorscbflsse  der 
Regierungen  zu  beschleunigen  sey ; 
MMdrlliklleh  beizutreten  ermüchUgi. 

Rnrhcssen  und 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Sachsen-Lauen- 
barg:  wie  KSnIgretch  Sachsen. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
korg:  tritt,  unter  dem  sclion  TrUher  geäusserten  Vorbehalte ,  der 
Mehrheit  bei. 

Mecklenburg-Schwerin  undStrelltz;  wie  König- 
reich Sachsen. 

Holsteia-Oldenburg,  Anhiilt  und  Schwarzl^urgs 
ddgleichea. 

Hohenzollerftt  Liechtenstein,  Reuss^  Schium- 

burg-LIppe,  Lippe  undWaUeck;  Der  Gesandte  dar  16. 

Gcsasuntslimnie  erkIMrt,  dass  er  in  der  Uransrhenanischett  Sus-» 

ImftaHMSSMhe  der  Mitforttiü  sich  amnisiAUeaasn  Insiruirt  sey. 

Die  freien  Sttdte^Lttbeck,  Frankfurt,  Bremen 

Hambiirg:  ebenftdls  wleROnigreloh  Sachsen. 

Prnesldinm:  werte  In  der  nMislM  Sitzung  Aen  Ent« 


wiuf  des  BeseUuues  in  der  tniBarlieMiiscben  SantfiitütiM 
SudM  vortegeo. 


Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1817.') 

Gressherzogihum  Hessen:  Groesherzogliclie 
schalt  ist  angewiesen,  die  zu  den  AnU%en  des  Herrn  RefereBiai 
in  der  13.  Sitzung  vorigen  Jahres  bereits  ertd&rte  BdsttnniiQM 
umflassend  die  in  den  damaligen  Kaiserlich  OesterrelcMsctai 
Votum  hervorgehobenen  drei  Hauptpunkte ,  auf  das  Voilkooh 
menste  zu  bestätigen. 

In  Ansehung  der  diesseitigen  Theilnahme  pro  praeterlto  M 
der  Gesandle  zu  bemerken,  dass  die  Grossherzogltciiei 
Kassen  mit  derselben  Pünktlichkeit,  mit  wddier  sleaiKh  H 
den  Zelten  der  grüssten  BedrSogniss ,  die  auf  ihn» 
Pensionen  aller  Art  berichtigten ,  auch  die  Beiträge  der  auf 
angewiesenen  Doppelt-Prfibendirten  an  die  Frankfurter 
tations^Kasse  abgefilhrl  haben ;  dass  also  hinsidiilich  4ei^|ml 
Doppelt-PrUbendirten,  welche  ihre  Pension  vom  GrossberzogthMI 
Hessen  empthngen,  bis  zum  1.  Juni  1815  keine  Bdtrige  InftHclil 
stand  sind.  i| 

Was  aber  dl<^  Rückstände  betriHt ,  welche  die  von  der  9mi^ 
tentationskasse  an  das  Grossherzogthum  überwiesenen  Penatai 
nisten  zu  fordern  haben ,  so  werden  solche  | 

1)  Bis  zum  1.  Juni  1815  aus  den  noch  rOcksUtndigea  Bell 
trügen  der  Doppelt-PrSbendtrten ;  \ 

2)  Vom  l.Junl  1815  an  bis  zum  1.  Juli  1816  von  deoMlrii. 
ten  zu  berichtigen  seyn ,  welche  wXhrend  dieses  Zeitrauais  im 
Besitze  der  Einkünfte  des  numndir  Grossherzogüchen  Landes- 
theils auf  der  linken  Rheinseite  gewesen  sind.  '« 

Vom  1.  Juli  1816  an,  Wird  die  GrosshenEogUehaHegianiQi^, 
indem  sie  den  Doppelt-Prlbendlrten  Ihre  PenslMen  ohne' Atem 
verabfolgen  iässt ,  die  von  der  SustentattwslLasse  auf  sie  fllMifV^ 
gangenen  Worraser  Pensionen  unverzOglhdi  z«r  SteUang  mm 
weisen  lassen ,  und  wikde  es  bereits  gellian  haban ,  wenn  nfcH 
bei  näborer  Erforschung  der  VerhMlInlsse,  steh  es  geselgi  UMai 
df^^eMOge  dieser  PensloBlalea  onterdessea  von  der  GraaAenof^ 
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Mtut  Icgiefnit  dne  TOllfUMtgt  yerwofguug  (aim  TbMl  eint 
vrtüiiiügere  als  sie  vor  1803  hattea)  oder  PenMoM-Zulageo 
oWtea  koteD ,  fb  AnsehuDg  deren  daher  eine  besondere  RSrk* 
Ml  YfellekM  nothwendig  seyn  «Brfle. 

Deker  die  von  dieser  Vemadifnluiii^  ausgesprediene  EsiplUi- 
tag  der  Pensionisleu  zu  Umoiickster  Verbesserang  f  lirer  kAnt* 
tgmBewäge^  kann  der  Gesandte  dieselke  Ansicbi  und  BeHklc* 
tAUgmt;  von  Seilet  seines  AUerMteksieo  Hoflrs  veriidiem,  die 
h  der  18.  Siteimsr  RffDlgiieh  Preussisehet*  Seite-  drkläri  wor- 
«Biist. 

Eben  so  wird  man  sich  klnsiekUteh  der  bei  derSustealattons- 
Inse  aiHliesIcHten  Beasslen  der  für  Ubemle  GmndsXtze  sUnimen- 
dM  Mehrhefl  sehr  gern  an^RkHesaen. 

•  Gniashor^Gtfglteke  GesandsdkaA  glaubt  nU  gegeawlirUcer 
üatknoraag  »igMok  die  dieaseillge  Erwiederahg:  ddr  in  der  1 1 . 
ii<BM  igen  Sitzung  an  sie  geriAleteli  Aufbrderang  ta  Bexug 
,  tai  dem  Protokoii  §.  Sl  *)  erwMknteh,  Gesueke  nehrerer 
vonMainzlseheaSUftetn»  dabin  verbinden  zu  iLönneo, 

wa  Seüen  des  GrosMerzogHehto  Hotte  bereito  nniemi 
ic^Aprtt  eine  Comnission  ernannt  worden  ist,  uitt  das  Vernillgen 

dte  AngekOrigen  aller  In  dieser  ftategorie  stekenden  Cerfo* 
zo  enilren ,  und  dass  riian  gern  EU  eltier  VeretnkarMg 
fibrigen  ketkeiUgten  HSfen  die  Hadd  Uete«  werde.  Wes- 

der  Gesandte  zugleieh  beanftfagt  worden  Ist  <  die  Geaand- 
aebaften  der  übrigen  auf  dem  reobten  Rbeinufter  betheiligten  HMb 
M  Bittholoiig  gMcbmlissiger  voriinflger  ErkUkungen  nMa* 
feheo. 

FraesIdiuSi:  legt  den  Entwurf  des  Besehiusaes  in  der 
ImiMkinaniaaien  Sosletttatiena^Sacke  vor* 

SininitHekeSttfliaMn,  nitAusluikaieLoxenibttrgs»  waren 
dsmit  ebiverstanden. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthnma  Luxem- 
burg: Bei  der  Verlesiug  des  GoncliMi  Hiisserte  der  LuxAnbttr* 
Herr  Gesandte:  er  kMae  nicht  umhin,  auf  das  Lebhaf- 
fptgcn  den  Artikel  zu  wlderaivedien ,  der  die  BeMedigwig 

von  Lattich  und  Stablo  auf  den  Juni  1815  beschrankt.    Bei 

schwierigen  Lage  dieser  Suche «  und  da  weder  der  RSnig  der 
Seiolakds,  nöek  der  D^ntbcke  Band  aiek  «i  der  MMremi  vom 
ra.  12 
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Juni  1815  —  Juni  1816  entschtossen  MllteD,  Mtlke  noch  de  Am- 
kunll ,  diese  Leidenden  aus  den  mSgllcben  Ueberscbüssen  zu  be- 
Medlgen.  Er  bestreite  nicht  mehr^  was  die  Mi^ora  schon  belielK 
hätten ,  vom  Juni  1815  die  Dt^H^dt-PraOiendiiten  nicht  mehr  bet- 
tragen zu  lassen.  Allein  bis  dahin  seyen  sie  verpflichtet  gewesen 
und  der  Ueberschuss  kSnne  dazu  dienen.  Alle  seine  Abstlmmnn- 
gen  hStten  das  vorbehalten ,  und  die  Berechnung  komme  ihm 
nicht  so  schwer  vor,  als  man  es  darstellte.  Dass  darüber  padsdrt 
oder  die  Sache  schon  erledigt  sey^  sey  ihm  gar  nicht  klar  und 
erinnerlich,  und  er  müsse  auf  das  Gewissen  der  Herren  und  neue 
Abstimmung  und  Umfjrage  provociren. 

Praesidium:  hSit  sich  um  so  vollkommener  überzeugt, 
dass  die  Meinung  der  hohen  Bundes -Versammlung  nur  daUa 
gehen  kSnne,  dass  die  Doppelt-PrSbendirten  ntdit  weiter,  als 
bis  zum  1 .  Juni  1815  zur  Sustentations-Kasse  beizutragen  haben 
sollen,  als  widrigenihlls  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  begangea 
werden  würde.  Es  ist  nicht  möglich  einen  Grund  attteufloden, 
aus  welchem  man  diese  den  Doppelt- PrSbendtrten  Mferlegte, 
schon  an  und  für  sich  keiner  Rechttbrtigung  erapünglfehe  Last 
noch  über  den  Termin  sollte  hinaus  erstrecken  kSnnen,  von  wel- 
chem an  die  natürliche  Verpfliditung  derjenigen  eben  so  offenbar 
eintritt ,  welche  in  den  Besitz  der  betreifenden  Gebiete ,  worauf 
die  Pensions-Obliegenheit  lastet,  gekommen  sind,  als  ofllMilMr 
gar  keine  Ursache  denkbar  ist ,  warum  von  diesem  Termine  an, 
denselben  diese  Ihnen  so  leichte  Pflidit  auf  irgend  eine  Weise 
erleichtert  werden  soHte.  Für  diese  Ansicht ,  die  mir  die  einzige, 
der  Gerechtigkeit  entsprechende  scheint,  wurde  Ich  mich  attdi 
alsdann  laut  aussprechen ,  wenn  ich  nicht ,  wie  es  der  Fall  ist, 
von  der  Voraussetzung  auszugehoi  hütte ,  dass  sie  bereits  von 
der  hohen  Versammlung  als  die  wahre  anerkannt  sey.  Um  dieses 
aber  noch  näher  zu  bekrältigen ,  ersuche  ich ,  nach  dem  geios- 
serten  Wunsche  des  Niederländischen  Herrn  Gesandtmi,  die 
hohe  Versammlung ,  sich  darüber  neuerdings  zu  erklären. 

Nach  gehaltener  Umfrage  stimmte  sämmtliche  Herren 
Gesandten  einhellig  der  vorstdienden  Präsidial  -  Eridlrung  bei, 
daher 

Beschluss: 

INeButtdes-Versamralmig  hat,  in  Vollziehung  des  XV. 
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iftikeU  der  Randeft-Aete,  die  UalereueliHtff  und 
le^alimfig  &cr  SttsleatalioBe-Kaeee  uwA  der  Pen- 
itoaei  fiir  die  iberrheinieeheD  Geistllcben  und  derea 
lieiers Chart,  weiehe  aus  selliiger  Mäher  gezahlt  wwdei 
MikGcBissheitdleeeeArtlkela  auf  die  Besitzer  dee  üb- 
kciRheiDUfers  fibertrageo  werden^  zaetneaiderer* 
•tea  oad  vorzfiglichateD  GegesatlAde  ihrer  Bera- 
Ibai;  geaiacbt. 

Sie  hat  nieht  ohne  Leidwesen  aus  deoi  ihr  vorgelegten  Za- 
inde  der  Kasse  lud  den  hBulIg  bei  ihr  elngegaiigeBea  Reciaaui» 
flnea  erheaaen  oiBsseD ,  dass  ungeachtel 

1)  Der  wohlthhtige  Zweck  Aeser  durch  den  Heichsdeputa- 
ftü-Sckhiss  van  Jahre  1893  erriehtetea  Kasse  nur  dahin  hat 
iuekrlakt  werden  niissen ,  denjenigen  Mitgliedern  und  Auge- 
Hrilpadar auf  dem  Unken  Rhelnufer  aufgehobenen  StUler,  weiehe 
liBkaof  das  rechte  Rheinufer  begeben  hatten,  denen  abtf  bei  Er* 
Jmptaag  oder  UnznUinglichkeit  von  GVitom,  welche  diese  StlF- 
hraar  deai  rechten  Rhdnufer  besessen  hatten,  entweder  gar 
IMm,  oder  keine  hlnreicbonde  Pension  ans  den  Bevenilen  der* 
Mkca  aagewlesen  werden  konnte,  eine  UnterstUtzang  zu  vor« 
iM»,  die  den  KrSflen  dieser  Kasse  angemessen  war,  der  kein 
^Mnur  Fond  angewiesen  worden,  als  das  den  roebrbch  Pritben- 
irtaaiifdem  rechten  RbeinuDer  auferlegte  Öfter  von  -j^^M 
ii  fliacB  itttig  gelassenen  ^  ihrer  ehemaligen  Reventten ,  und 
mBeachtet 

'  t>  INe  auf  den  Cirand  des  Brirages  der  ersten  Jahre  dieser 
te%e  in  Vorschlag  gebrachte  sogenannte  Congrua  lusserst 
Mn:  kesibnmt  worden  und  bei  der  bald  sich  gezeigten  Unzu- 
^RUAkeit  der  Zahlnngsmittei ,  noch  tn  Ansehuiqr  aUer  derer, 
fc  weUe  rie  flrOher  als  zu  800  Fl.  angeschlagen  worden ,  sdir 
'itateBd  herabgesetzt  werden  roOsseo ;  dennoch  sdbst  diese  sehr 
Meierte  Sustentation  den  dazu  Berechtigten  nur  so  langsam 
M  uvoUkommen  habe  gereicht  werden  kSnnen ,  dass  die  all«« 
MMea  diesdbe  zu  Ende  des  Jahres  1816  nur  erst  bis  zum 
L  Aqpst  des  Jahres  1814  erhalten  hatten,  und  der  geringe  Kasr 
>^noRaih  fidbst  das  dritte  Drittheil  des  Jahrganges  vom  1.  De- 
ctukor  1813  Ms  1.  Decemb^  1814  zu  decken  vorerst  nicht  er« 
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Bei  Brttrteruiig  ter  aus  dieseln  Zusinnte  er^aehdenAn  ft$t^ 
wfe  viel  Aodi  an  rfiokaUfndfg^n  Beitriigen  den  Doppelt*PrilMH 
Arten  zugemutbet  werden  kVnne  und  müsse  ^  um  auf  der  doti 
Seite  den  aus  dieser  Kasse  bisher  unterüaltenen  GeisUicbea  iml 
Dteaersohall  ihren  noUidfirRigen  Unterhatt  In  erfbrderlldM 
Masse  1j4s  zu  dem  Zeitpunkt  zuzusichern ,  wo  nach  dem  Simri 
der  Deutschen  Bundes-  und  Wiener  Congress-Acte  die  Last  Ml 
Pensionirung  auf  die  Jetzigen  Besitzer  des  linken  RhehniM 
Übergeht,  auf  der  anderen  Seite  aber  die  auf  eine  beispieltM 
Weise  den  Doppeli-Prffbendirten  auf  dem  rechten  RheiBUfer  arii 
erlegte  Last  der  Unterhaltung  Ihrer  gelsIHdien  Mllbrüder  iri 
Ihren  eigenen  schon  beschrflnkten  Mitteln  nicht  wdter  zu  er^ 
strecken^  als  dieses  aus  der  Natur  der  Sache  und  dem  GeisU  M 
nur  erwähnten  Bundes-  und  Congress  ^  Acte  gefordert  werd« 
mag,  hat  die  Bundes-Versammlungnach  reifer  Erwl^ 
aller  sich  darbietenden Qriinde  und  OegengrUnde  beachlesseil 

1)  Dass  die  auf  die  Sustentations-Kasse  gelegten  Penslonttl 
Ms  zu  dem  Zeitpunkte  Ihrer  Uebertragung  aur  die  Jetzigen  IM 
sitserdea  linken  Rbeinufers ,  aus  den  Beiträgen  der  mekf^ 
fach Prfibendirten,  Jedoch  nur  indem  besohrfioklen MaMI 
In  wdchem  sie  zuletzt  bezahlt  worden ,  und  ohne  EriMhung  der 
selben  bis  zu  der  Anfangs  beabsichtigten  Congrua ,  oder  seH 
Ms  zu  einem  noch  hSheren  Ertrage  zu  decken  sey.  ' 

2)  Dass  der  Zeltpunkt,  In  welchem  die  Jetzigen  Regferaagil 
in  den  Besitz  der  Gebiete  jenseits  des  Rheins ,  auf  welchen  dki 
Ton  Frankreich  nicht  erfUllte  Penslonirnngs  -  Verbiadlidikd 
ruhet ,  0  mithin  In  Ansehung  der  allermehresten  derselben  dal 
1.  Juni  1815  der  Zeltpunkt  sey,  von  welebem  an  gedacM 
Pl^nslonen  auf  selbige  zu  übertragen  sind ,  und«  die  Last  der  Itaf 
pelt-PrHbendtrten ,  zu  ihrer  wetteren  Versergung  beizntraesi 
von  sdbst  erlischt. 

3)  Dass  diesem  gemäss  und  nachdem  dieser  Grumlsalz  vs 
den  belbeIHgten  Deutsdien  Fürsten,  Insbesondere  vm  P  r  e  o  ss  ai 
Batern  und  dem  Grossherzogthume  Hessen,  wtewil 
vM  letzterem  mit  derjenigen  Modlflcatlon ,  wekAe  fiU"  daaselli 
ans  dem  von  ihm  ersi  Im  Juli  1816  erlangten  Besitz  selttor  UM 
der  aar d^n  Unken  Rheinufer  entspringt,  ausdrficklleh  ai 
genommen  und  densdben  ein  Verzelchniss  der  auf  seAili 
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iNg*>p<ao  PeMtaBM  wageMU  werdto ,  eimmäMlg  der  Hl>- 
%<erNlederlai4e  (wekheni  feereite  ein  VenDdchoIat  der 
Nfsettigea  w^gea  LfilUeh  und  Stablo  Ofeergebendeo  PeosloDeB 
toch  sefoea  hier  anweseodeo  Herrn  Gesaedten  zugesteliei  wor* 
lfli)oiid  die  Schweiz,  ioiliesoadeffe  die  CaDtone  Bern  und 
laiel,  aofort  nacli  FesteleUung  der  aoswIrUges  VerUatniMe 
faiandes,  anter  UelMTsendang  eine«  Biinllchen  Vensdchnisaes 
ii  Betreff  dtf  auf  seUrige  ttbergehendeo  Baseler  Peasionire,  drio« 
lori ztt  eraucben  sey  9  vongedaehlem  ZeitpunlLte  dea  1. 
kii  1815  an,  die  Versorgung  der  gedacblen  PenaloBÜre  zu 
üoBehaieD,  unter  aogelegener  Anenprehlung  billig  mlfMlger 
BiMung  dieser  Pensionen ,  qrindestens  bis  zu  der  Ihnen  ItHher- 
Ud  Zugedachten  Congrua. 

4)  Dass,  weil  in  diese  Verzeiehutsse  durchaus  nur  diidentgen 
irtuaehBen  gewesen ,  welche  wirkliche  aus  der  Sustentalions- 
knie  Zahlung  erhallen  haben ,  in  Ansehung  aller  ttbrigen  Geiste 
fcheii  und  deren  Angehörigen  auf  dem  linlLeii  Rlidnullßr,  welche 
*B  (iaterstotzong  der  Bundes- Versammlung  fllr  ihre  Pensions- 
lencke  nachgesucbl  haben ,  dieselbe  die  GrSnzen  einer  motivir* 
!■  AaesprehluBg  nicht  zu  ilberschreilen  habe. 

i)  Dass ,  da  In  Ansehung  der  wenigen  auf  der  transrbena- 
Mea  Sustentatienskasse  hallenden  Pensionäre  des  ehemaligen 
ÜMhilines  Strassburg  der  eigene  Fall  eintrete,  dass  die  Gii- 
Iv  deM  Sitllea  Jensefts  des  Rheines  nieht  einem  der  neuen  Br- 
evier der  Ländi»'  auf  der  Unken  Rbeinselte  zugethellt  worden, 
Mern  nach  denletzten  Frtodensscbittsaen  an  Frankreich 
^Mieben  sind ,  mttMn  sie  aueb  auf  keinen  der  neuen  Erwerber 
ikutiagea  werden  können ,  gleicbwobl  von  der  Liberalitili  des 
Mipo  FrauzUsIscben  Gouvernements  sich  hoffen  lüsst ,  dass 
^Meihe  aus  den  Ihm  vorzutragenden  Gründen  sieh  auf  Ansuchen 
teBaades-Versammiung  zu  derUebematone  derselben  gam  ent- 
*>klii8ien  werde ,  die  Bundes Versanunlung  nach  nunmehr  eN 
f^lUr  PestsleUung  Ihrer  aoswärllgSB  VerhSliaiase  sieb  bei  dem 
iNKlich  Francüsiocben  Gouvmiement  uoverwelU  verwenden 
**,  an  die  Uekentahme  dieser  PensionSre  auf  die  mügllcbst 
ilttttpiett  Bedingungen  fiir  diese  zu  erwirken.  •> 

Usd  wie  dsdann  In  FUge  dieses  BeseUusses  zu  endUelier 
^Mlnug  des  IransrbenMlseheb  Sustertallonswesens  ttd  zur 
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AufhelNiiiK  dieser  Rasse  mt  Ihrer  Adatotslfütioii  es  nw  Doeb 
darauf  ankommen  würde,  dass  die  oforderlleben  Beifarl^  ar 
DedLung  der  ausgeworfenen  Pensionen  Ms  znm  1.  JonI  1815  her-- 
belgeschaflt  werden )  so  Ist  daza  sieht  nur 

1)  Der  Anfang  dadurch  gemadit,  dass  mittelst  der  Im  Jahrs 
18t6  eingegangenen  Beiträge  und  insonderheit  eines  von  Sr.  KtP 
niglich  Preussiscben  BiiUestSt  für  Rechnung  der  Doppelt-Pribeo- 
dirten  seiner  Staaten  geleisteten  ansehnlichen  Vorschusses  den 
PensionXren  das  3**  Drittheil  des  Jahrganges  von  1814  und  Jetzt 
auch  das  VierteUahr  fQr  den  December  1814  und  fOr  den  Januar 
und  Februar  1815  ausgezahlt  worden,  so  dass  mithin  nur  noch 
die  drei  Monate  vom  1.  Alärz  bis  ult.  Mai  1815  zu  decken  Sinrig 
bleiben ,  sondern  auch 

2)  Da  aus  allen  der  Bundes- Versammlung  vorgel^ten  Um- 
ständen sich  ergiebt ,  dass  der  Grund,  warum  seit  mehreren  Jah* 
ren  die  für  ein  bestimmtes  Jahr  gezahlten  Beiträge  zur  Deckung 
der  Pensionen  nicht  hingereicht  haben  und  selbst  mit  HUIfe  des- 
sen ,  was  in  den  folgenden  Jahren  beigetrag^  worden ,  nur  siritt 
und  langsam  die  flriiberen  Jahre  theilweise  geiedki  werden  kffn- 
neu,  in  der  Hauptsache  darin  zu  setzen  Ist,  dass,  nadidem  die 
Doppelt -Präbendirten  mehrerer  Stifter,  unter  AnfUhrung  vet- 
schiedener  Gründe ,  Insonderheit  der  durch  Rrieg  und  Staatsun- 
wälzung  erfolgten  Verminderung  ihrer  Einnahmen,  verschiedene 
Jahre  hindurch  gar  keine,  oder  doch  höchst  unbedeutrade  Zah» 
lungen  gdeistet  haben ,  andere  welche  bis  dahin  die  ihnen  auQ^ 
legten  ^  pilnktllch  entrichtet  hatten,  um  nicht  allein  die  Last  zu 
Bbemehmen ,  ihre  BeUräge  einstweilen  auf  die  HäUte  heralige- 
setzt ,  mithin  aus  diesem  doppdten  Grunde  die  Einnahme  In  gtf 
keinem  Verhältnisse  mehr  mit  der  Ausgabe  gestanden ,  und  Bel- 
triige ,  die  lOr  spätere  Jahre  geliefert  worden ,  zur  Deckm^  der 
ftüheren  verwendet  wetien  mussten ,  gleichwohl  vorauszusdM 
Ist,  dass  wenn  hierüber  mit  den  aUersettig»  mehrfhch  Prittsn» 
dirten  oder  derra  Gouvemonents  eine  detailllrte  LlquidaUmi  zu* 
gelegt  und  dabei  nicht  Mos  die  Frage,  wie  viel  ein  Jeder  in  eiaett 
Jeden  eii|zdnen  seit  1803  verflossenen  Jahre  hefzutragen  griiaU 
hätte,  und  ob  und  wie  weit  noch  dieses  oder  Jenes  Stift  ndt  hätte 
h^rbeigeiogen  wmien  mlfeen,  sondern  aiM^h  die  Gründe  d^  her- 
abgesetzten oder  verweigerten  Zahlung  hlttten  erwogen  werdea 
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9  elMs  Tbells  eine  «olche  LiviidiittoB  mehr  KMleo  ver- 
,  ab  der  Erfolg  derselben  recbtrerllgen  kOnne, 
iBieren  Theib  die  Dicht  zu  berechnende  Dauer  derselben  sich 
iker  das  Ldiensziel  vieler ,  mehrentheils  sehr  bejahrter  Pcnsio- 
rire  erstreckt  haben  dürfte ;  so  hat  die  Bundes-Versammlung  es 
■r  als  erwünscht  ansehen  kBnne ,  dass  durch  einen  den  bethei- 
Igleo  Deutschen  Hören  vorgeschlagenen  und  mit  Vorbehalt  nMhe- 
KT  Berechnung  von  diesen  für  Ihre  Doppelt-PrSbendirten  bewiU 
tjten  Vergleich  die  errorderlichen  Summen  dadurch  herbeige- 
idaJn  werden ,  dass  für  diejenigen,  welche  während  der  Kriegs- 
^  ikre  Zahlungen  ganz  oder  grSsstentbeils  zuriickgehaUen 
,  nach  einem  festgestellten  herabgesetzten  Verhältnisse  bei- 
en ,  lOr  diejenigen ,  welche  einige  Jahre  hindurch  das  eine 
1  bme  behalten  haben,  dasselbe  Dachgeschossen,  beiden 
an  diesen  Beitrügen  dasjenige  zu  Gute  gerechnet  werde, 
sie  nach  dem  1.  Juni  1815  und  bis  zu  Ende  des  Jahres  1816 
diese  laufende  Zeit  bezahlt  haben,  im  Uebrigen  aber,  die 
nur  von  solchen  Stiftern ,  von  weichen  sie  bisher  der 
geleistet  worden ,  in  Anspruch  genommen  werden  sollen, 
iass,  nachdem  die  aus  diesem  Vergleiche  einem  Jeden  Thelle 
Last  Menden ,  nicht  compensirten  Beitrüge  geleistet  seyn 
,  das  Geschäft  der  Regulirung  der  transrhenanischen  Sus- 
oos-Kasse ,  so  weit  es  die  auf  die  neuen  Besitzer  des  Un- 
Ahdnttfers  zu  Qbertragenden  Pensionen  betrilR,  als  beendigt 
seyn  wird,  auf  welchen  Fall  dieBundes-Versammluog 
dne  aBgemesseDePenslonirung  der  wenigen  noch  unversoif^- 
I  M  der  transrhenaDiscben  Sustentations-Kasse  angestellten 
IMmier,  einen  möglichst  billigen  Bedacht  nehmen 


f)  Vergl:    Protokolle  der  Deatschen  Bandes-Ver- 
inlong,  Bd.  III,  S.  85S. 

^)  Vergi:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
inling,  Bd.  III,  S.  SM. 
'Irklärang  von  Preussen  Inder  ersten  Sitzung  am  12. 
Januar  1818. 

Protokolle   der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lang,  Bd.  IV,  S.  160,  161. 
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c)  Vergl:  ProiokolU  ler  Peuifchen  Baa4«s- Ver- 
sammlung, Bd.  m,  S.  398,  899. 

4)  Vergl:  Protpkolle  der  Deut^ch^n  Quudes-Ver- 
sammJangi  Bd.  lU,  S.  414  u.  f. 

e)  Soll  heissen:  §.51, 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Versama^ 
lung,  Bd.  III,  S.  32,33.  .^ 

./)  Hier  fehlt  das  Wort:  „gelanget"  oder:  „gekommen.^ 
—  Uebrigens  ist  dieser  Satz  des  Beschlusses  der  Bundes- Versamoh 
lang  vom  14.  Jnli  1817  mehrfaich  ohne  Erwähnung  dieser  den  Sion 
entatellenden Auslassung  abgedrucktworden,  z.  B.  in :  6.  v.  Meyer^i 
Staats-Aolen  für  Geschichte  und  öffentliches  Recht  des  Deutschen  Ban- 
des, Thl.  II,  S.  81. 

g)  In  der  vier  und  vierzigsten  Sitzung  am  17.  Jali 
1817  zeigte  Praesidium  ans  dass  die  Schreiben,  soweblaa 
Seine  Majestät  den  König  von  Frankreich,  wegen  Ei^jäozangdii 
Pensionen  einiger  Mitglieder  des  ehemaligen  Capitels  von  StraMi 
bürg,  als  auch  an  die  Schweizer  Eidgenossenschaft,  wegd 
der  auf  die  Cantone  Bern  und  B  a  $  e  1  zu  übertragenden  Pensioos4£q| 
ginzung  far  die  noch  übrigen  Mitglieder  und  Diener  des  vonuali|q| 
HochsÜftes  Basel  ausgefertiget  und  erlassen  seyen.  4 

Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm'; 
lung,  Bd.  III,  S.  456. 

Schreiben  des  Deutschen  Bundes  an  Se.  Majestit 
den  König  von  Prankreich,  wegen  Pensionlrung  eini- 
gerMitglieder  des  ehemaligenCapitels  vonStrassbarp 
d.  d.  Prankfurt,  den  13.  Jnli  1817. 
Nachträgliche  ActenstScken.  8.  w.  Bd.  V,  S.  282  o.  f. 

Schreiben  des  Deutsoben  Bandes  an  dieSehweia«^ 
rischeEidgenossenschaft,  diePensionen  deaPirstbi^ 
schofs,  der  Domherren  und  Diener  des  ehemalif^i 
Hochstifts  Basel  betreffend,  d.  d.  Frankfurt,  denl5.M 
1817. 
Protokolle  derDeutschen  Bundes-Versammluog, 

IV,  S.  69  u.  f. 
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liieigeiesPraeildiviis  Yonder  Intsohliessiig  lei 
liiigifonFiaikreich,  diePaniionlre  detfonMligei 
li^kiUrtei  Straiik«rg  ii  tberiokBei,  ui  Be* 
Nlliii  dar  Btidai*ferftBBliBg  tmi  W.  DMOiWr 

1817. 

Fünf  und  fünfzigste  Sitzung  am  11.  December 

1817.  •) 

Praesidiom:  legt  die  von  dem  KSalgllch  PranzVsi- 
sekea  beToilmächtlgten  Minister,  Herrn  Staatsrath 
(nlBD  von  Reinhard  erhaltene  Verhal-Note  vom  S.  d.  M. 
w,  wodurch  derselbe  von  derEntschüessung  8r.  Alier« 
ekrlstlicbsten  MaJestXt  auf  die  uotem  13.  Juli  d.  J.  <§. 
Pm  4er  43.  Sitzung  {.  332)  beschlosaene  Versammlung  zu  Gun- 
te  der  wenigen  auf  der  transrhenanisehen  Sostentations-Kaaao 
Uieoden  PensionSre  des  vormallgeo  Hoehstiftes  StrasS' 
kug  Keai^Blss  giebt. 

lo  GemXssheii  deascti  hSttflA  Se.  AUorcbrisUiebsle  Mi4«8tiil, 
VW  i^b  durch  keioe  Traktate  hiezu  verbonden  ^  die  Ei«lin* 
ang  der  erwühntea  Pensionen ,  wie  solche  In  der  mitgethelltieii, 
l!<tesieht enthalten  würen,  übernommen  und  der  Minister 
toauswSrtigen Angelegenheiten,  Herzog  von  Richelieu,  habe 
IV  BeseiUgUDg  alles  Verzuges  in  Entrichtung  dieser  Pensionen 
^Yettagung  getroffen,  dass  solche  vorlÜuOg  von  dem  Departe- 
>c&t  der  auswärtigen  Angelegenheiten^  bezahlt  würden ;  demzu- 
Uge  der  bevollmächtigte  Minister  Herr  Graf  von  Reinhard 
^t  sey ,  solche  in  den  Verfallterminen  den  betrefTenden  Indl- 
vMiien  vorzuschlessen ,  und  bis  andere  Anordnungen  getroffen 
^lirden,  alle  sechs  Monate  den  Betrag  dieser  Penslonen-Ergän* 
^eo  in  die  Hände  des  Bundes-Kanzlei-Dlrectors ,  gegen  gehtf- 
^  bcglaabigte  Lebenszeugnisse  der  Pensionäre,  zu  verabfolgen. 
^  überdiess  die  fhmzSsIsche  Regierung  den  Anfang  dieser  Pen- 
'^^oszahliiDgen  auf  den  1.  Januar  1817  gesetzt  habe,  so  werde 
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der  RSnIgUche  bevoUinächiigte  Minister  Graf  von  Reinhard, 
Im  Laure  des  Monats  Januar  Icunftigen  Jahres ,  zwei  halbjahrige 
Zahlungen  zu  leisten  in  dem  Falle  seyn. 

Der  Kaiserliche  präsidirende  Herr  Gesandle 
verlas  hieraurdie  dem  Königlich  Franzosischen  bevoll- 
mSchtigien  Minister  Herrn  Grafen  von  Reinhard  als 
Antwort  zuertbeilendeVerbal-Note,  wodurch  demselhea 
das  dankbare  EinversiSndniss  der  Bundes  -  Versammlung  mit 
dessen  Anträgen  zur  Bewirkung  der  von  Sr.  Allerchristlichsteo 
Majestät  genehmigten  Bezahlung  der  Strassburger  geistUchea 
Pensionäre ,  fiir  die  man  die  Grossmuth  des  Königs  in  Anspruch 
genommen  habe ,  bezeugt  wird. 

Sämmtliche  Herren  Bundesgesandten  äusserten  sich  damit 
vollkommen  einverstanden ,  und  es  wurde  demnach 

beschlossen: 
t)  Dass  die  entworfene  Y^bal-Note  von  Seite  des  Prae- 
sidii  an  den  Königlich  französischen  bevollmächtigten  Minister 
Herrn  Staatsrath  Grafen  von  Reinhard  zu  erlassen;  und 

2)  Die  Pensionäre  des  vormaligen  HochsUftes  Strassborg 
von  dieser  Eröffhung  der  Königlich  flranzösischen  Gesandscheft 
zu  ihrer  Nachachtung  in  Kenntniss  zu  setzen ; 

3)  Dem  Kanzlei -Director  Herrn  Hoflrath  von  Handel  aber 
anftutragen  sey ,  .die  in  Frage  stehenden  Pensions-Ei^änzungea 
gegen  gehörig  b^laubigte  Lebenszeugnisse  seiner  Zeit  in  Em- 
pftmg  zu  nehmen  und  den  Pensionären  zuzustellen. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bandes-Vtr- 
sammlnng,  Bd.  IV,  S.  83,  84. 
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Tirtug  te  KfiislUk  HtiiSTerif ok«i  OeiAilU ■ 
•v  tfe  Html  17.  limBber  1817  aflMlto  Aitwort  «tr 
likwiixerifch«B  lidgeiofieisekift  ii  Betreff  iet 
Piisiomweieii  der  Geiitlickei  ui  Dieaersehift 
ta  ekoMUgea  looki tiftes  Basel,  und  Befekliii  der 
liiiei-TersiBBliBgTMil.DeeeBkerUn.— Aixeige 
iii  PiteiidiiBf  toi  der  ntemi  14.  Septeaber  MM  Ate 
tiftselke  isgelegeikeit  fei  den  IldgenAisisekei 
Tirerte  Ben  erlisseiiei  Bote,  udBeiekliis  der  Bii* 
des-f  eritBBluBgToiii  1.  Oetober  MM. 

Drei  und  fünfzigste  Sitzung  am  1.  December 

1817.') 

Die  Yon  dem  Schultheisa  und  Gehdmen  Rätben  der  Stadt 
MRepubllk  Bern,  als  Eldgentfaaischen  Vorort,  unterm 
17.  November  I.  J.  ertbellte  Antwort^)  auf  das,  Namens  dea 
Inteben  Bundes,  von  der  Bundes- Versammlung  erlassene 
fcMbfn  vom  15.  JuU  d.  J.  Ober  das  Pensionswesen  der  Geist- 
kbeii  und  Dien^Mbafl  des  ebemaligen  Hocbstlftes  Basel,  wurde 
^«leseii,  und  der  RSnlgllch  HannSverlsche  Herr  Bun- 
tesgeflandte  von  Mar tens  trug  hl^vuf  vor: 

Aus  dem  vorgelesenen  Schreiben  der  Eidgenossenschaft  an 
ii  Ihmdes-Versamnüiing  ergiebt  sldi,  dass  sie  nicht  etwa  gegen 
Ick  oder  Jene  Pensionen ,  oder  g^en  den  Termin  der  Uebcr- 
>dme etwas  «Innert ,  sondern  geradezu  alle  Verbindlicb- 
leit  zur  Uebernehmung  der  aus  der^transrkenanU 
HiieoKssse  bezahlten  Baseler Penslonire  verwel- 
Sert,  und  sogar  der  Bundes*Versammlung  das  Reckt 
^ttreltet,  sich  In  diese  Angelegenheit  zu  mischen. 

Die  hohe  Bandes-Versammlung  viird  nicht  ohne  Erstaunen 
^  Gribide  vernommen  haben,  zu  welcher  die  Eidgenossenschaft 
kre  Zaflttdit  nimmt ,  um  die  Cantone  Bern  und  Basel  von  einer 
^  IMzusprecben ,  deren  Uebemahme  die  nothwendige  Bedln- 


gung  des  Besitzes  eines  Landes  war ,  das  sie  der  FrelgeMgkeit 
der  alliirten  Mächte  verdanken. 

Sie  wird  niclit  ohne  waliriialliges  Bedauern  aus  diesem 
Schreiben  ersehen  haben,  dass  zu  einer  Zelt,  wo,  von  eineof 
anieren  Geiste  i)eseelt,  der  König  der  Niederlande  mit Berell- 
wUiiglceit  die  von  der  Bundes- Versaoimlung  an  ihn  überwieseieQ 
Pensionäre  von  LütUch,  das  nicht  mehr  als  die  Schweiz  zum 
Deutschen  Bunde  gehört,  übernommen  bat,  wo  das  Jetzige  fran- 
zb'sische  Gouvernement,  auf  das  erste  Gesuch  der  Bundes- 
versammlung, die  Uebernahme  der  Strassburger  Pensionäre 
genehmigt  hat,  wo  alle  Deutsche  BundesfUrsten ,  weiche  von 
Franlcrelcb  wieder  abgetretene  Theile  des  linken  Rbeinul^ 
besitzen ,  mit  Bereitwilligkeit  die  von  dem  vorigen  rranzüsiscliea 
Gouvernement  ungerecht  verweigerte  Peusionirung  der  Geist- 
lichen und  Dienerschaft  übernommen  und  auch  dadurch  der 
Wiederherstellung  eines  rechtlichen  Zustaudes  unter  den  Völkern 
gehuldigt  haben ,  die  Schweiz  allein  auftritt,  den  Grund- 
sätzen der  vormaligen  französischen  Republik  huldigt ,  und  ge- 
radezu ausspricht,  dass  sie  Basel  so  besitze,  wie  es  Frankreich 
besessen  halje ,  und  was  das  revolutionäre  Frankreich  nicht  be- 
zahlt habe,  auch  ihre  Cantone  nicht  zu  bezahlen  schuldig 
seyen. 

Es  bedarf  vor  einer  hohen  Bundes- Versammlung  kaum  einer 
näheren  Beleuchtung  der  Unhaltbarkelt  der  von  der  Schweiz  auf- 
gestellten Sätze ,  daher  beschränke  ich  mich  auf  folgende  kurze 
Bemerkungen. 

Die  Schweiz  zieht  die  Behigalas  der  Buades^VersainiBlaDg, 
siA  für  Baseler  Pensionäre  zu  verwenden ,  in  Zweifel ;  weil 

1)  Ein  bedeutender  Theil  des  Hochstilts  Basel 
vi^n  Je  Her  Schweizer  Bodengewesen,  und  in  An^e- 
hungdes  anderen^  der  Verband  desselben  gegen  das 
Beleb  iBimer  lockerer  geworden,  und  derFQrsthi- 
sehaf  seit  1689  des  kräftigen  Schutzes  der  Eidge* 
nnaaea  Schaft  genossen  habe.  Allein  JenerThell  desHoch- 
sflfle»  kommt  hier  gar  nicht  in  Betraclit^  4er  zu  Deotseldani 
gBbtfrige  grQueste  Tbeil  des  Hoelistiltes  hat  bis  auf  die  neuestea 
Zelten  nleM  aulltebört,  zu  Deutadiland  zu  «ehSren  und  aiie 
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iNUeilii  Verbladlldikellen  dnw  DevtaoMii  FBfitMi  IbrigMom, 
■dekeaMer  sM,  seitdem  dieser  Theil  das  HocbsUftes,  dss 
gnihBtea  SchweiserUdiefl  Schutzes  oogescbtet ,  schon  tTM 
m  Aaikreieh  reTvlttUontat  und  17ft3  mit  Frankreich  Ihkttadi 
wfeimdea  worden ,  im  Lttneriltar  Frieden  aber  an  Frankrelcb, 
fffeta  iiinlge  linke  Rbeinufer,  al^etreten  werden  mSssen ,  der 
iMbor,  die  Domherren  und  die  Dienerscbalt  des  HoebstifkeSy 
1^  den  anderen  Deutschen  Hocbstinen  auf  dem  Unken  Rhei»- 
ikty  in  ilero  Reichs-Deputationsscblusse  von  1803  behandelt  nni 
nKPtashMien  versehen  worden. 

2)  Weil  die  Einrichtung  einer  Sustenlatlons^ 
kaiseiDDeutschland  rfirGeistliehe  undAngesteilte 
lesIlDken  Rheinufers,  welche  sieh  auf  das  rechts 
Ihelaufer  zurOckgezogen,  ein  Wdrk  Deutscher 
Hriten  gewesen,  welches  sammt  allen  seinen  Fol- 
•eaderSchweizgSnzlicb  fremd  geblieben  soy« 

Das  letztere  Ist  nur  so  lange  wahr  gebllebeo.  Ms  dieSdiw^z 
IM  die  Freigebigkeit  der  AUlIrten  das  Lmd  erhalten  hat ,  auf 
dni  die  von  Frankreich  verkannte  Pensions- VerblndUcbkeH 
Üttte;  nad  nur  zn  Ermilung  dieser  VeiUndllchkeit,  nicht  zul* 
ftcUsthne  aa  der  transrhenanischen  Sustejitationslaase ,  dts 
her  Anfhebung  nahe  ist,  ward  die  Schweiz  von  der  Bundes* 
VMuDtfnBg  attfgsrordert.  Glaubt  die  Schweiz  hierin  den  Fuss» 
IflBs  der  (hmzüsiseben  BepuUlk  folgen  und  Mitgliedern  des 
iMteüfts  (wie  es  Frankreich  that)  darum  Ihre  Penstonen  ver* 
tüpni  zn  kSsnen,  weil  sie  seit  1793  sieh  anf  das  rechte  Rheine 
*r  begeben  haben? 

3)  Well  die  Bestimmungen  dos  Haupt'-Deputa«' 
Msia-Recesses  von  1803  eine  Verhandlung  des 
Itatschen  Reiches  seyen»  welche  der  Schweizer 
iMfeiiessenschaft  gänzlUh  fremd  bleiben  sollen. 

Wie  wenig  dies  letotere  der  Fall  sey ,  zeigt  unter  andere» 
^\>iS  dieses  Recesses.  Allein  nicht  aus  diesem  Reicbsdepu^ 
MoiB^ileeess,  sondern  daraus  entsfiringt  die  VerUndlicbkeit  der 
l*«eiz^  die  Pensionirung  aller  Baseler  Geistlicfaett  und  Dleilep^ 
iM  a  Sbernehmen ,  dass  Jetzt  der  Grund  zu  der  provlsoHscb 
M  im  Nslh  von  Deuisohen  Dopfelt-PrfibeadMen  Bbcmonubd« 
■^  Vemiguttg  wegflUt,  der  sUein  dartn  nu  sudien  war,  dass 
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FraiyEreldi  Beüne  Vtlmnmät  beDuizle,  om  diesen  fietaUlchii 
denuB  allePensioD  zu  verweigerD,  well  sie  auf  das  rechtelMii 
«fler  flogen  waren;  ein  Grund  der  von  Iceineni  der  JelzigeoBt 
iitzer  der  Länder,  auf  wdclien  die  rectatlicbe  Pflidil  ier  Peositf 
nirung  rubel,  gellend  gemaehl  werden  kann  noch  darf.  i 

4)  Weil  die  Bundes-Acte  ein  Verlrag  zwisehil 
den  Fttrslen  und  freien  Slädlen  Deulschlands  sei 
welcher  kein  Slaalsgeselz  für  die  Schweiz  aill| 
mache,  und  wenn  er  gleich  in  die  Congress-AeÜ 
aufgenommen  worden,  doch  nichl  Jede  Verfflguill 
des  Wiener  Congresses  auf  die  Schweiz  ihre  km 
Wendung  finde,  sondern  nur  solche,  welche  Schweb 
zerische  Angelegenheilen  belreffen.  ■! 

Was  den  ersten  Punkl  angehl,  so  isl  allerdings  die  BudM 
Acte  ein  Verlrag  der  Deulschen  Fürsten  und  StSdte  unter  4| 
and«,  idleln  wenn  in  dan  XV.  Artikel  derselben  die  Regaä 
der  Sustenlalionskasae  und  der  Pensionen  fOr  überrhelniache 
BchSfe  mil  der  Bestimmung ,  dass  diese  Pensionen  auf  die 
sllzer  des  linken  Rheiaufers  iiberlragen  werden,  der 
Versammlung  vorbehalten  worden,  dieser  Artikel  aber 
ien  übrigen  in  die  Congress-Acte  aufgenommen  woidea, 
mitsste  die  Schweiz  dte  Verbindlichkeit  der  Coogress-Acte 
aich  abUEugnen,  wenn  sie  der  Folgerung  entgehen  wollte, 
auch  die  Baseler  Pensionen  auf  sie,  als  Besitzer  des  Hocbi 
auf  dem  linken  Rheinutn' ,  flbergehen ;  und  kann  dte 
Versammlung  es  den  hohen  MHchten ,  welche  ihr  das  Hi 
zugetheill  haben ,  ttberiassen ,  die  Schweiz  darBbor  zn 
wie  weit  fUr  sie  die  Congress-Acte  verbindlich  sey;  die 
Versammlung  hal  sich  aber  dadurch  an  ErflUluag  ihrer 
nicht  irre  machen  lassen  kVnnen ,  und  zuCo^pe  des  XV. 
der  Bundes- Acte  die  Baader  Pensionlb^  von  der  traasrhenil 
sehen  Sustentalionskasse  abzunehmen  und  sie  an  dte  Schwäzi 
überweisen.  *i 

Die  Eidgenossenschaft  sucht  ausserdem  darzutlmn,  dass  dl 
In  Folge  ihrer  Verträge  mit  den  MMchten^  welehe  den  Partt 
Frieden  unterzeidinet  habra,  nicht  schuldig  sey,  die  InFnl 
Steheaden  Pensionen  zu  Qb^ndmien ,  und  bezieht  sieh  daraoli 

5)  Dass  in  dem  Artikel  I V  $.  6  der  Wiener  Erkl 
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rtigrom  20.  Mirs  18150  zwar  den  Cantoneo  Bera 
lidBaselzurPfllehl  gemacht  worden,  dem  PBrst- 
llsekofetae  lebenalSngllelie  Pension  von  12, OM 
leicbsgolden  zn bezahlen,  wovon  der  fttnfteThetl 
flr den  Unterhalt  der  Domherren  des  ehemaligen 
Stiftes  verwendet  werden  solle,  dabei  aber  der 
Oefceraahme  der  Pensionen,  welche  bisher  auf  der 
traiürkeaanUehen  Sustentationskasse  geruhet  ha- 
ken, Dicht  erwXhnt  werde,  mithin  es  die  Absicht 
lerMiehte  nicht  gewesen  seyn  kSnne,  auch  diese 
lafpedachte  Cantone  zu  wllzen. 

AlldQ,  so  wie  Jene  Bestimmung,  nach  dem  deutlichen  In* 
htte  des  Artikels,  nur  auf  den  Theil  des  Hochstiftes  sich  bezog, 
denekon  ehemals  nicht  zu  Deutschland  gcMfret  hatte,  so  konnte 
fiQB  80  weniger  die  Absicht  der  MSchte  seyn ,  dadurch  die 
Atavdz  von  den  Pensionen  Ifir  die  zu  Deutschland  gebSrig  ge- 
McaenTbeile,  wekhe  auf  den  doppdt-pribendlrten  BIschSten, 
iMpsteo  und  Domherren  geruhet  hatten ,  zu  beft*elen ,  als  zur 
Idt  dieses  Vertrages  noch  dieser  letztere  Gegenstand  zu  Wien 
MAt  in  ErSrtenmg  gezogen  war,  und  noch  auf  dem  vorigen 
Ittse  bestand ,  eben  deswegen  aber,  wegen  dieses  letzten  Punk«* 
hl)  erst  die  Bestimmung  des  XV •  Artikels  der  Bundes-Acte  hln- 
ttan,  weleher  In  die  Congress-Acte  aultipenommen  ward,  und 
itt  Iflr  die  Schweiz  die  schon  natOrllche  Verpülchtung  zur 
VcbemliBw  dieser  Penslonm  noch  verstlrkte. 

6)  Dass  die  EidgenossenschaTt  die  Linder  des 
lochstlftes  Basel  mit  den  nXmlichen  Rechten  und 
ktehwerden,  wie  Frankreich  diese  seit  179S  be^ 
^sseahatte,  Bberkommen,  dassFrankrelch  an  die 
^ttentatlonskasse  nichts  gezahlt  habe,  die  Can- 
iHellerB  undBasel  von  den  stIftlschenBesitzungen 
lii  Einkünften  nichts  mehr  vorgefunden  haben, 
iid schon  durch  den  Vertrag  vom  20.  MSrz  181S  mit 
^«ekallchen  Pensionen  belastet  worden. 

Die  Würdigung  dieser  Alimente  wird  die  Bundes  -  Ver- 
i^Mnog  den  MSchten  überlassen  müssen ,  denen  die  Cantone 
^  Eiwerbungen  verdanken.  Der  Satz,  dass  die  Cantone  sie 
ukeilben  sollen,  wie  sie  Frankrddi  besessen  hat,  findet  sloh 


ulrfttifc  ausgeilrtlckii'  auf  heinen  FaN  aber  wlinte  er  aieh  daUa 
Aetiten  laaseo ,  daas  weil  Frankreich  die  GeittUdieD ,  die  auf  im 
rechte  Rhefnufer  feflobeti  waarea^  mit  dam  Verlust  derPeorioiiea 
gestraft  balie ,  dies  auch  der  Schweia  zu  thun  zustehe. 

Oi)  die  Caotooe  gar  nichts  von  dem  stilUscben  VertitigeA 
erhalten  haben  ^  kann  die  Bundes- Versammlung  nicht  beuftbei^ 
len,  aber  auf  keinen  Fall  würde  ooch  daraus  die  BefMung 
von  so  vorübergehenden  Lasten,  als  die  der  Peasionirun^  aiaigef 
tet  ohne  Ausnahme  bScbst  betHihrten  IndivldiMn  folgen ,  und  die 
Pensionen ,  die  den  Cantonen  durch  den  Art.  IV,  §.  5  namhaH 
auferlegt  sind,  wurden  ihnen  nicht  für  den  Jetzt  in  Rede  stehen« 
den  Theil  des  HochsUftes  auferlegt. 

Diesem  nach  scheint  es  nicht  schwer,  die  Welgenmgsgriinda 
der  Schweiz  zu  widerlegen ,  und  ich  trage  auch  darauf  an ,  dass 
der  prisidirende  Herr  Gesandte  ersucht  werde,  Namens  des  Buih 
des ,  rin  erwiederndes  Und  widerlegendes  Schreiben  an  die  ffid» 
genosse&schan;  ergehen  zu  lassen.  Allein  die  Absicht  derseUNm^ 
sich  der  Pensions- Verbindlichkeit  zu  entledigen,  leuchtet  sodeut» 
lieh  aus  dem  Schreiben  der  Eidgraossenachaft  hervor,  dass  laai 
achwerlich  hoffen  kann,  selbst  durch  das  Gewicht  der  krältigstda 
Griinde,  allein  einen  erwünschten  Erfolg  hervorzubringen. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  wohl  der  Antrag  der  Sdiweii« 
dieobwaltende  Angelegenheit  in  Beziehung  auf  die 
Schweiz  unbedenklich  auf  sich  beruhen,  mithin  die 
Pensionäre  verhungern  zu  lassen,  bei  uns  Deutschen  kd^» 
■en  BeilhU  flnd^. 

Es  schetot  daher  nichts  Übrig  zu  bleiben,  als  daas  die  Boa* 
das  -  Versammlung  sich  an  die  MSehte  wende,  welchea 
die  Schweiz  die  Erwerbung  des  Hochstlftes  Basal 
verdankt,  und  wetehe  den  Sinn  der  Ihr  vmgescbriebenea  Be» 
dlngiingen  am  Besten  und  NaohdrOcklichsten  erküren  und  bd 
ihr  geltend  machen  ktfnnen. 

Vielleicht  dOrften  aber  vorerst  nur  noch  der  Kalsefiieb 
Oesterreichische  und  der  KSniglich  Preussische  Herr 
Gesandte  zu  ersuchen  seyn,  sich  bei  Ihren  HSfen,  als  Mttcon- 
trabeoten  des  Vertrages  vom  20.  lUrz  und  27.  Mal  1815  zu  ver- 
wenden, damit  dieae  mttglichst  bald  auf  die  Schweizer  EMga* 
iloaaaMehaft  dnzuwirkaa  Mdtum^  um  sie  über  Ihre  VerpfllAiaBg 
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m  lUkmAmmg  4er  teflmgtea  Pn^iwmp  i^i^virn  4erBwi- 

Ott  enu  aD  die  Sckweizffriachc  fUgeocmeos^duyR  ctrlaineiie 
UbnSn,  w4  die  so  elieo  verles€»e  Ajgytwort  wnrde»  iiq^t 
I  TV  ttM  iSV  dieMn  Protoluilte  «m^fligt 

StomUicke  Gowidflchaftea  Aisaeitefl  aicb  vojlkamiiq)  ein- 
mMuNea  Att  de»  ebeo  » liilidigals  ttberzeügeod  voj^etragenen 
iSwdtt  g«is(»  dieBehauptuBg  ilerScJtlwetoertoche»  Gldgeoossen- 
«laft,  «lad  xTfiPeinigteii  ateb  dattf^  jiill  do  Herrn  Aefcirpoten 
adeni 

Bß$JC  I  I  U^«  6; 

t)  ftMs  das  Praaldinai  emdii  »lerde,  Nanena  der  Buii- 
<s-VersammIung  das  vorgelegte  Schreiben  der  ftebweifurisobon 
AlgeoaiBeimkafl;  widerk«eiid  m  bmitwoitaQi  ^)  und  . 
1  t)  Die  Herren  Bwdefiff^ctRdtcAi  v#o  Oe/iierrelcb  UDd 
PreoMea  es  Sberoehviea  nOgen,  bei  Ihren  Alkrlifictateo  Hlfftyi, 
•tUie  lieb  deswegen  bereit«  zum  Tbelle  UiiUligU  daroh  ihre 
ii  4er  Sehwelis  acorediUrten  ^windacbaAen  verwendet  haben, 
ivaur  anzutragen «  damit  die  Sehwefseriscba  KMgeBossaoscbaft 
tk9a$äm  Erwerbe  des  HocbstUles  jBasel  und  den  vorliegenden 
Atttsacten  refüUtrende  Verbiodlicbb^it ,  n^ieb  dem  Antrage  der 
koi^yersanuplung«  zu  erltUien  bewiOjg^n  werden  mOge«  *) 


Der  Kaiserlich  O^aterreSeblaoh«  frisidirond« 
l<rr6es(aAdt6|  fifafvon  |itii.94.Scba]U.eiiip4e{nt  giebt 
"inataiaivnfidperlfotei  wdrheder  tU4geffft$«iacbeVoJ'- 
^iler8  am  14.  JSeplembcr  l.i.w  d^  Kaiseriicü^KitoigliAhüi 
*i>«MdentHeliet  fieswdt^  uad  bev^UmSditigttfp  ütnlß^  in 
'^SttHeiz,  Oemi  vonScfarautt  Jn  Jjieireirderlloobstirt- 
'tteHicfefiA  F  e«a  1  aia  a « A  ng'ejfig«»  h^  i  t  lerlans^  bat. 

b  dieser  wird  erwähnt,  dass  der  von  derDeotacbepJBundieii- 
^^^*^>«9lttDg  imüpesteUte  Gesichtspulim  dem  OUUgl^f its^efahle 
^Siittfaßm»  .ufHi  Aa^l  ^Mclft  Aeipd  gehlieben  Mty,  und  d«ss 
''"^^SiSade  wf  dip  i^p  dem  J^serii^O^^ 
DI.  13 


«94 

und  RSntgUch  Pteuss Ischen^)  Hofe  ertaHenen  Aülkcklflme 
und  Erläuterungen  die  erwähnte  Sache  einer  neuen  sorgfiHUgen 
PrOfUng  unterworfen  hStten ,  wobei  einerseits  der  Wttnaeh ,  die 
Eidgenossenscliafl;  fn  icelne  unangenehmen  Contestationen  zu 
verwiciLeln ,  andererseits  die  Deferenz  g^en  die  verbündeten 
hohen  MSchte  Und  gegen  den  DurchlauchUgsten  Deutschen  Bund, 
dann ,  Im  gleichen  Masse ,  das  BIDIglceltsgetüliI ,  dass  der  PBrst- 
ftlschof,  sein  Capitel  und  seine  Dienerschalt  die  ihnen  durch  Auf- 
hebung der  Sustentations-Rasse  entzogenen  Pensionen  nicht  ver- 
lieren sollen,  endlich  die  Betrachtung  der  VerhSltnlsse  dies« 
Pensionirten  gegen  die  Jetzige  Landesregierung  —  zu  Begrfin- 
dung  eines  entsprechenden  Entscbluases  emteGheidend 
gefunden  worden  Seyen. 

In  Folge  dieser  gemeinschaftlichen  Berathung  der  beiden 
StKnde  Bern  und  Basel  habe  die  Eidgenössische  Tagsatzung  in 
Ihrer  Sitzung  am  19.  August  die  Erklärung  vernommen:  „dass 
sie,  in  Verzlchtleistung  auf  das  zu  ihren  Gunsten  erlassene  Coi- 
clusum ,  diesen  Gegenstand  zu  günstiger  Berücksichtigung  der 
interessirten  Partelen ,  von  sich  aus ^  beseitigen  werden.^* 

Die  näheren  Bestimmungen,  auf  welchen  die  erwünschte  Er- 
ledigung des  Geschäftes  beruhe,  habe  der  grosse  Rath  des  Standes 
Bern  In  seinem  Decret  vom  3.  August  festgesetzt  und  der  Stand 
Basel  dieselben  ebenfalls  angenommen ,  folgendermassen : 

1)  Beide  Cantone  übernahmen,  so  viel  es  Jeden  der- 
selben betreifen  mQge,  die  Bezahlung  Jener,  dem  Bischof 
von  Basel  durch  den  Reichs-Deputatlons-Schloss 

ausgesetzten  Pension  von  10,(MO  PI. 

2)  Sie  übernähmen  afufgleicbe  Welse,  nadi  dem  avsit- 
fiUttelnden  Verhältnisse,  die  Leistung  der  Bezablvng  dir 
Vurchden  Relchs-Deputattons-Schluss  von  1803 damals 
auf  13,590  Fl.  itetgesetzlen  pars  congrua  4et  Penaionea 
für  dasCapltel  und  die  Dienerschaft,  so  weitste,  Aehden 
unter  den  Pensionirten  wirklieh  dngetretenen  Todesflülei ,  uMh 
ansteigen  möge. 

8)  Als  natürlicher  termlhus'a  quo  werde,  InOebercta- 
stimmung  mit  dem  Begehren  der  hohen  Deuüfehen  Bundes- Vcf- 
sammlung  vom  15.  Juli  1817,  d^r  f.  Juni  1 8 1 6  angenommeB. 


Wknnt  mute  ^UMlüg 

beschlosseB: 

1)  Den  beiden  AUeitScbsteD  HSreo ,  auf  deren  Verwendung 
tese,  zn  Gunsten  des  Herrn  FOrsiblscbofs  von  Basel,  der  Geist- 
Ickkdt  und  Dienerschaft  ergangene  £ntscbUessung  der  betrelTen- 
lea  Caatone  erfUgt  sey »  den  ehrfurchtsvollen  Dank  der  Bundes- 
VenauBlung,  unter  gleichzeillger  verMndllcher  AneriLennung 
te  wirksaflMi  fitnachreltUAg  ihrer  beiden  Herren  Gesandten  bei 
te  B4genoMensGhaR  auszudrOcken ; 

2)  Die  Interessenten  Mervon  In  Kenntnlss  zu  setzen  und 

3)  Die  in  beglaubler  Abschrift  vorgelegte  Note  des  Eldgentfii- 
siscben  Vororts  vom  14.  September  1.  J.  loco  dictaturae  drucken 
za  lassen  und  dem  Protokolle  unter  Zahl  28  anzulligen. 

s)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
lasmlang,  Bd.  IV,  S.  56  a.f. 

*)Vergl:  Antwort  der  Schweizerischen  Eidgeaos- 
unsehaft  auf  das  Schreiben  des  Deutschen  Bundes 
fwi  15.  Juli  1817,  d.  d.  Bern ,  den  17.  November  1817. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versammlung, 
Bd.  IV,  S.  74  tt.  f. 
,  e)  D^claration  des  Puissances  sur  les  affaires  de  la 
Coaf6d^ration  Helv^tique,  du  20.  Mars  1815.  (Annexe 
iTActe  du  Gongrfes  de  Vienne,  du  9.  juin  1815,  Nr.  XI'.> 

Ytt^i  Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  TM.  If  Abtb.  ly 
&•  641, 642,  und  Note  a  zu  derselben  Nwumer. 

d)Ia  der  fünf  und  fünfzigsten  Sitzung  am  11.  De- 
cember  1817  gab  Präsidium. das  in  der  vertraulichen  Sitz/ai|g 
verimeMuadgenehmigteAntwortschreiben  an  die  Schwei- 
Atriscke  Eidgenossenschaft,  d.  d.  Frankfurt  den  2.  De- 
«mberlSl?,  auf  ihr  Schreiben  vom  17.  November  1817,  das  Pen- 
Altaivesen  der  Geistlichen  und  Diener  des  ehemaligen  Boch- 
>dte  Basel  betreffend,  zu  ProtokoU;  worauf 

beschlossen 
^^,  das8eU»e  unter  Zahl  82  diesem  Protokolle  beizolegen. 
^^:.  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
luBg,  Bd.  IV,  S.  81,82. 

Aatwortschreiben  des  Kaiserlich-Königlichen  prä- 
'idircnden    Herrn     Gesandten,     Grafen    von    Buol- 
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SchauensleiD,  an  deo  Vorort  deMBMwi^lMn-lBcliM  Eid- 
genossenschaft,  in  B^irelf  4e9'PensionsweseD8   der 
Geistlichen   und  Diener  .des   ebemalige^  .Hochstiftes 
Basel,  4.  d.  Frankfurt,  den2-December  1817. 
Vergl:    Protokolle  der  deutschen  6undes-Versamm- 
liing,  Bd.lV,  S.  9^0.  f. 
e)  In  def  Ar^i  und  ffinfzlg^teti  SitSBOng  km  1.  Detenr- 
ber  \%lt  legte  A*r  Kfcnigliih  ttatin8v«r1scbe  eesantftc  die 
^^kotttmetfe  Vbirl^teltnTig  d«s  Bey()tlniSdfti^*  d«$  f^trstbl- 
schofs  von  Basel  vor,  wodtmoiiK^tiftttfn^düBBiiiidVft-V'ersaiiiii- 
Innginn  «rijrksftme  Vorkehrung liülel;,  daniilrawt>Kli1ittals 
dien  Dofliherrenimd  Diener  Schaft  des  Hoch  stifte«  Basel  zur 
schleunigen  Bezahlnng. ihrer  Pens-ionen  in  klingender  M&nze, 
sowohl  für  das  noch  Rückständige  als  Künftige  verholCen  werde. 
Nach  dem  Antrage  des  Referenten  erfolgte  der 

Beschluss: 
Dass  th  dein  Antwortschreiben  ah  die  SefaW^i^erische  Eidgenos- 
senschaft, aaf  ihre,  wegen  Uebemahni^  der  Tins  d^r  trann^henatfiscM 
Sustentatfotiskasse  b^2ahlteta  ISasäer  l*ensttoSrle  abgegebede  Erklä- 
rung, atich  der  vorfieg^nde  RedlamWl^otis-Gegen^nd,  ^Is  kitt'^^ftYOik 
Gründen  herülietid,  crwSbnt,  gldchwöhl  der  Kateerilch  Ofcist^tr^l- 
i  h  i  ^  c  h  e  und  der  RSnlgltch  ^  r  e  u  s  sl's  c  h  e  tierreii  Gesandten  «rsoclit 
werden,  ihren  Allerhöchsten  Höfen  anheim  zto  Steifen,  vorfiersamst 
kuch  die^etiPuikkt  tMth  Gegenstände  Her  Vtstliiaiidlattg 
t1itel''ln   der  SchWet«  Vcereditirtcti  ft^lsätidschÄftcli 
mit  d^i'.Efflgfehosseniclihft  in  machen, 
'  Vei^l:   Plrotökotle  d^r  Deutschen  BubdeÄ-Versamm- 
lung,  Bd.  IV,«.'«iü.t 
'   »<it  BeÄug  Mcrafuir  Vttfde  !ü  Ut  iftitff  hh«  fa'nfiifstcn 
«iVzung  afli  11.  Öcö'eihbfe^f  l^ft    '    '  '       ' 

b  b  s  6  b  I'o  s  S  e  n: 

'   bä^d  das  PrailcbdiA  eirsttcht  wehte ,  d£n  Vferkn  '{i^&iki9MfHl* 

'ftas^,  mittefst  Schrelbebs  hbd  t^ntiei'  Anlage' de^  ftol^iöHf^'M* 

18.^it^^  d.  if:  von  ddn  anf  ^Mnb'Petayi6bi^Mc(aih^ädn  ^lU^litHi 

Beschlüsse  in  Kenntntlss  iM'&^^li.     '  >       .  .       > 

Vergl:   Protokolle  defDedtifeheb  Bundes-Versamn- 

miig,  Äi.  1\r^  8. 82. '  .      .     r      ■ 

•'■/)■  Vei^lj  'Prtiltokoi'lt'blst'  Dfetttsttife«  *toh4e8^Vferr 
Sammlung,  Bd.  VI,  S.  195, 196.    '    '  '   ' 


•    1 


amriMbc»lltrr»A«itei^6#4fin4tett  v«AMiirUM,  fofcaitMBe* 
«Umo,  TfiKüäniHg  M  e»t4pr€diw  »»a  4«r  K«  iL  (üwwdpektft  Mi 
kr  Sdnrtiierüeb«  BMgMdSfeM^Aft  4«i  A«llr4f  so  erÜMüeM,  !■ 
iMSine  4ta  «adi  AatailiMK  jmm  V#rtffif9s  gpfcwtea  AmMsaM» 
«TM»  BMto^VeMMMhMg,  «ich  atoM  Mr  MMq  krKMpl  sn 

OitmibM  4er  «tf  der  liwiriieMiiifldbift  SoMiilaAiMitJU^ 
Ir  MMigICB  ÜQdMtift  Bwobobett  Ptmon^m  yrnUkna,  Modem 
icRibeD  ftacb  deU»  u  v^meeftn,  daas  (Ue  de»  YoraalifeB  Hein 
BnlrllbdMif  ¥Mi  Basel,  ImiiahUkdi  des  vomels  sii  Denlsdilnid  ge- 
kirastai  TheHs  des  Heehsttfta ,  gebähre öde  Pep^ioe  nm  W/m  Fl. 
Unffig  ckafeil»  beriebtigei  wiffdeo  wolle, 

Isdem  die  K.  K.  Gesandschaft  die  hoheBmdei-VcrsafluriMK  Mla 
%m  ihren  Wwisehe  Mlsfseeheiide«  EiusehreitiMig  in  KaMlniss 
flttvbcsiehl  sie  sieh  im  Uehrigep  auf  den  io  der  leistet  vertvaiH. 
Ite  Siixiiag  hereMa  nal«f  UieiUesi  Aeagnc  derOepeseke,  wehte  der 
JL  L  «risireiiAB  Herr  Minister  der  aeswKrtifsa  AofSlegwheMBa«) 
RntvoDMetteriiich,  an  den  Kaiserlich  Oesierretohiseben  Henrn- 
famiton  reo  Scbreät  hierüber  erlassen  hat« 

Presssen  eröfikiete:  die  Köoigliche  Gesandschaft  in  des  Schweiz 
KyiSitwieMD«  diese  Verwendung  anf  das  lii«Jti0|te  so  wteftöliEen. 

Simniliclie  Sttenen  rereinigten  sich  in  deei 

Beschlösse: 

Biss  die  EtaschreitongeoL  des  Kaiserlich  Oestcrreiohisehen  nod 
to  KAdgüch  Preossiscben  Bofes  «n  verdanken  und  der  Kaiserlich 
Österreichische  {«^sidirende  Herr  Gesandte  so  ORSueheo  $ef^  den 
■i^etheilteB  Auszog  der  Depesche  diesem  Protokolle  anzoffigeii. 

Der  Kaiserilch  Oesterrdchische  Herr  Gesandte  entsprach  diesem 
Wasche,  woranf  der  erwähnte  Auszog  dem  Protokolle  anter  Zahl  • 
"dfäegt  worde. 
Veq}:  Protokolle  der  Deutschen  Bondes-Versamm«-^ 
long,  Bd.  V,  S.  27,  28. 

h)  Inderfünfzehnten  Sitzung  am  6.  April  1818  erklärte: 

Preassen:  Der  Königlich  IVeofleische  Hof  hat  bei  der  dnrch  das 
CfMgte  Ahlehnongsscbreihen  erneuerten  Erwägung  der  Grande,  nach 
wichen  der  Antrag  zur  Sustentation  des  Bischofs  von  Basel  und  der 
^m^Mrigen  der  Baseler  Dtöbese  an  die  Schweizerischen  Cantone 


Bern  sfidBliMzii  HcMenge^reMi,  d^ffr  gieiiilen/daM  ile  kaMikle 
AMehnaant  ^  miMtttliall  «n  trelPettdflIcA  sfeH  dtrsteiie,  woh  itox 
DeclaratiosTonSO.IffilnlSlS,  a«f  w^fcteiie  ^  Wfiyermg tw- 
züglieh  gestfitKt  worden,  eiaer genauen niidflorgfliltigenAsslegiiflg 
unterzogen  wird.  Diese  Anstegting  ist  demnaeli  der  weoenüielie  In» 
halt  der  Instmotion,  die  den  KönigHcken  Gesandten  bei  der  Eidgenos- 
stnsebaft  nnter  den  24.  vorigen  Monats  fir  seine,  im  Binverstündidss 
mit  der  KaiserHeii  Oeslerrefeliischen  Gesandsehaft,  fortzasetzeDdeFer^ 
wendmg  ertiieilt  worden,  nnd  welche,  in  Besiehung  auf  ftiiliere,  den-' 
selben  Gegenstand  betreffende  Brklämngen,  za  Bewirkong  des  An-' 
sohlnsses  an  das  Protokoll  heatiger  Sitzung,  der  Bunde»- Versannriiing 
ndtsnUieilen,  der  KWglielie  Bundesgesandte  beauftragt  ist. 

Der  Auszug  des  Reseriptes  des  Herrn  Staatskanziers,  RnCea- 
von  Hardenberg,  an  den  Königlich  Preusslsehen  Herrn  Geuandten, 
Geheimen  Staatsrath  von  Grüner,  wurde  verlesen  und  den  Proto- 
kaue  mrter  Zahl  12  angefSgt. 

SKmnitHche  Stimmen  vereinigten  sieh  in  dem  Brauchen  an  den* 
KJinIglich  Preusslsehen  Herrn  Gesandten ,  seinem  AllerhöokstCD  Hofe 
die  dankbtte  Anerkennung  der  Bundes -Versammlung  für  die  dam 
Herrn  Pirst-Btschörund  den  Pensionisten  von  Basel  bewiesene  Tbeü- 
nähme  zu  bezeigen. 

Vergl;   Protokolle  der  Deutsehen  Bundes*Versam««' 

long,  Bd.  V,  S.  1S8. 

Auszug  des  Reseriptes  des  Röniglleh  Preussisohen 

Staatskanzlers,  HerrnPürsten  vonHardenberg,  andeit 

Königlichen  Gesandten,   Herrn  Geheimen  Staatsrath 

von  Grüner  zu  Bern,  datirt  Bngers,  den  d.'Mirz  i<l& 

Protokolle    der  Deutschen   Bundes^-Vetsanmlung, 
Bd.  V,  S.  142  u.  f. 


Vortrag  des  KOntglick  HaniiOYeriscken  ttesaBJtei 
ud  Besclilass  der  Bundes-TeisammUng  yooi  1.  hfA 

M19. 

Dreizehnte  Sitzung  am  1.  April  1819.') 

Der  Königlich  Hannoverische  HerrGesaodte  voi 
Martens:  erstattet  Vortrag  in  der  transrhenanischen  Susten- 


IMf 

MlPii> AiylBgrrtrtr ,  uimI  ateltt  i^r,  was  gegenwXrlig 
Mekuberichiigeo  erübrige,  mm  ias  ganze  losiitiii 
ierSii«(eBtationa-CaiifliUai#D  aU  reclitslieatSodlg 
iBffelaaei,  so  wie  alle  fteielaaiaUoiiep  ala  erledigt 
aRh»  zu  kSnnen. 

Der  Herr  Refereot  trSgt  dabfn  an : 

1)  dass  die  meisten  nocli  zurficiLsteiieiiden  Erlilänuige«  der 
Gesandschanen  über  die  an  vier  Slrassburger  Pensionisten  zu 
kewilligende  Zahlung,  tOr  den  Zeitraum  vom  1.  Juni  1815  bis 
1.  Jamter  1817,  bescliieunigt  werden  möcliten ;  ^) 

i)  dass  w^en  der  auf  Instructions -Einbolung  ausgesetzten 
Ftosioolrong  der  wenigen  Beamten  der  transrlienanlscben  Susten- 
tatioQsl^asse  baldige  VorlLehning  getroffen  werde ; 

3)  unter  Berultang  auf  seinen  vorlglährigen  Vortrag,  zeigt 
iff  Herr  Referent ,  dass«  zur  gänzlichen  Beendigung ,  besonders 
ieoodi  zu  treffende  Ausgleichung  mit  Baiern  erforderlich  sey, 
nsvv'f^ea  derselbe  vorschlagt,  dass  die  Bundes -Versammlung 
dek  daldn  vereinige,  den  KSniglich  Baierlscben  Herrn  Gesandten 
n  ersDchen ,  nach  seinen  bekannten ,  persönlich  wohlwollenden 
GninBUDgen  ifir  die  Sache,  sich  bei  seiner  Regierung  dahin  nach- 
McUlchst  zu  verwenden ,  dass  dieselbe  ihren  Finanzsteiien  zu 
crkeoneD  gebe,  wie  sie  den  im  Jahre  1816  bei  der  Bundes- Ver- 
ttnunloDg  in  Vorschlag  gekommenen  Vergleich  In  seinen  Grund- 
1^  angenommen  habe ,  und  daher  den  erwähnten  BehSrden 
«dtrage«  sich  auf  diesen  Fuss  mit  der  Sustentationskasse  zu  be- 
neknen,  dasjenige  aber,  was  sich  hieraus  fllr  Beiem,  als  noch 
KKkznsddessen  ergebe,  eine  Jede,  nach  der  daraus  IhreaiRessort 
aifiUenden  Quote,  ungesäumt  einzuzahlen. 

HieraSchst  erwähnt  der  Herr  Referent  der  bei  der  Conniis- 
d«  Doch  immer  eingehenden  Anforderungen  der  LUtticher  und 
llMer  Pensionäre,  und  endigte  mit  der  Bemerkung,  dass  es 
^BcnUugs  zu  bedaueren  wäre ,  wenn  Jenen  Pensionären  ein  gan- 
zes Jahr  ihrer  Pension,  vom  1.  Juni  1815,  unbezahlt  bliebe; 
^n  eines  Theils  habe  die  transrbenanische  Sustentationskasse 
^eioeVerpOichtung,  diese  zu  decken,  anderen  Theils  hätten  die 
I^onäre  zu  erwägen ,  dass ,  wenn  dieser  in  den  Rechten  ge- 
E^iodete  Satz,  dass  allgemein  die  Kasse  nur  bis  zum  1.  Juni 


1819,  «M  d«r  Sptfohe  de«  fJeMrgtfngs  4^  VetflMMW  MT  4m 
ItM^Rlielimfer,  au  beziAlenliabe^  nicht  Mtge^Mtt  m4  IMMpM 
W4ttteii  Wim,  4er  Veiigleicli  ran  1816  gar  nicM  hMe  to  Bfai4# 
kottnien  kSttfieii)  den  40eli  dte  Pensrionire  gtflss^nlhetb  ver- 
dankten, dass  die  Sache  nur  so  weit,  wie  sie  Jetzt  siebe,  regnürt 
und  ihre  Pensionen  bis  zum  1.  JubA  1813  ohne  Ausnahme  bezahlt 
worden  seyen. 

Der  Vortrag  Würde  unter  Zahl  9  diesem  Protokolle  angeftigt, 
lind  auf  Sie  hternächst  einhellig  beliebte  Empfehlung  an  den  Kc^ 
niglich  ßalerischen  Herrn  Bundesgesandten ,  fibernahm  der- 
selbe, die  endliche  Ausgleichung  dieses  G^enstandes  seiner  Ae- 
gierting  angdegentlfchst  torzntragen. 

Mail  verehrtgte  sich  hiemächst  2tt  dem 

fiescRIu^se: 

den  loco  didtdturäe  zU  drucketiden  Vortrag  des  Herrtl  Bundes- 
gesandten Voh  Märten s  deii  ßegteruAgen  empfehlend  einzusen- 
den, und^  Zur  gKhZlichenBertchtigung  dieser  Ange- 
legenheit, nach  eingegangene!!  Instructionen,  weichen  die 
Bundes  -  Versämmfüng  Von  heute  an  binnen  acht  Woehen  ver- 
trauensvoll entgegensehe,  Zu  schreiten. 

a)  Vefgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bandes-Ver- 
sammlung,  Bd.  Vit,  S.  147, 148. 

b)  Vergli  Erklärnng  tonPrettssen  in  der  vierzehntea 
SltztangamtS.  A|jril  1819. 

Protokolle   der   Deutschen  Buttdes-VersammiadK, 
Bd.  VlI,  8«  IM,  1IS9. 
Et-klürhAgvoDKarheaseniilder  zwaDzigslenSitzüBf 

am7.  Jonil819. 
Protokolle   der  Dentsehen   Bandes  -  Versammlung, 
Bd.  VIU,  S.  63,  64. 
Erklärung    vom    Grossherzogthum   Hessen    in    der 
zwölften  Sitzung  am  15.  Juni  1820. 
Protokolle    der    Deutschen    Bundes-VersammluDg, 
Bd.  IX,  S.  45,  46. 
Erklärung  von  Oesterreich  in  der  dreizehnten  Sitz- 
ung ahi  21  Juni  1820. 
Protokolle    de^  Deut^cheh   Bundes- Ver^attimlung, 
Bd.  fX,  8.  98,  59. 


SM 

ttkntmng  #er  tttieu  StUdte,  LiHre^k,  Prankfiri, 
ittmtm  uri  R»aib«fg  in  4er  vi  ersehn  teil  SitEtng  «« 
SA  Jvii  1920. 
Prolokolle    der    Dealschen    Bandeft-Vefsanailang, 
Bd.  BC,  S.  112. 
Erklärung  voo  Baiern,  Vortrag  des  Rdnigf  iek  Hoanil- 
ferischen  Gesandten  nnd  AJ^sttmunngen  jRier  letxleren,  in 
dcrsecbszehnten  Sitzung  am  13.  Jfili  18t 0. 
Protokolle  der  Deutschen   Bundes -Versamnilnng, 
Bd.  K,  S.  143— 156. 
Abstinmnngen   vom   Königreich  Sachsen,   Brann- 
ielwcig  nnd  Nassau  in  der  siebenzehnten  Sitzung  am 
ti»  Jali  1820. 
Protokolle  der  Deutschen  Hnndos-Versanmilnng, 
Bd.  IX,  S.  174. 
Ahatittninng  tom  GroSsherzogthum  Hessen  in  der 
siranzigsien  Sitzung  am  ffO.  August  1890. 
Protokolle  der  Deutschen   Bundes- Versanmlntoh^, 
Bd.  K,  S.  2C7. 
Abstiminnng  von  Mecklenburg'^Sehwerln  und  Stre- 
litz  ia  der  drei  und  zwanzigsten  Sitzung  am  31.  Au* 
gtst  1820. 
Protokolle    der    Deutschen   Bundes  -  Versammlung, 
M.  X,  8.  21,  32 
Anzeige  der  Königlieh  Preusstschen  GesandsehafI 
isier  seehtf  und  zwanzigsten  Sitzung  am  21.  Septem- 
ber 1820. 
Protokolle    der    Deutschen   Bundes  >  Versammlung, 
Bd.  X,  S.  33,  34. 
Abstimmungen  der  Grossherzoglich  und  Herzoglich 
Sächsischen  Häuser  und  der  freien   Städte,    Lübeck^ 
Frankfurt,  Bremen  nnd  Hamburg  in  der  acht  und  zwan- 
ittstouKilBungam  28.  September  18tO. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes «Versommluns'« 
Bd.  X,  S.  90. 

AbstlnimnngVoiiDinemark,wegettHol8teinnndLanen- 
birgin  der  neun  and  zwanzigsten  Sitzung  am  5«  Oc tober 
18201 

Protokolle    der  Deutschen   Bundes  -  Versammlung« 
Bd.  X,  S.  96,  97. 


ans 

Abstimmaiigen  von  WurttembernT  w^  KftrbcMeii  k 
der  zwei  uni  dreissigsienSiizong  anil7.  Ociober  183Q» 
Protokolle   der    Deutschen    Bandes- VerMmiBlaiif, 
Bd.  X,  S.  200,  201. 
Abstimmungen  der  Niederlande,  w^en  des  Gross  her- 
zogthums  Luxemburg,   yon  Holstein-OIdenbarg,   An- 
halt und  Scbwarzburg  in  der  sechs  und  dreissigstjca 
Sitzung  am  14.  Deceraber  1820. 
Protokolle   der  Deutschen   Bundes -Versammlung, 
Bd.  X,  S.  200. 
Abstimmung    von    HohenxoUern,    Liechtenstein, 
Reuss,  jScbaumburg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck  in  der 
sieben  und  dreissigsten  Sitzung  am  21.  December  1820. 
Protokolle    der  Deutschen  Bundes -Versammlung, 
Bd.  X,  S.  271. 
Anzeige  yon  Oester reich  und  Erkl  är  ung  von  Baden  pa 
der  zwei  und  dreissigsten  Sitzung  am  7.  December  1821. 
Protokolle    der  Deutschen   Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  Xn ,  S.  275,  276. 
Anzeige  der  Königlich  Baierischen  Gesandschaft  in 
der  sechsten  SitzuiUgam  14.  Februar  1822. 
Protokolle    der  Deutschen  Bundes -Versammiuag, 
Qd.XIU,  S.  166. 
Beschluss  der  Bundes-Versammlungvom  15.  JiiM1822, 
(fünf  und  zwanzigste  Sitzung.) 
Protokolle   der  Deutschen   Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  XIV.  S.  157. 


Tortrag  des  KQiiglick  Sickftisek«!  6«Mi4tea  ui 
BeiekUss  der  BiBdei-TersantiUBg  Ten  12.  JiU  lt23. 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  12.  Juli  1823.') 

Der  KSnlglicb  Sächsische  Gesandte,  Herr  von 

Carlowiz:  hält  einen  umfassenden  Vortrag  über  die  trans- 

rbenantsche  Sustentations- Angelegenheit,  welcher  den  Zweck  hat, 

für  das  Vergangene,  die  zeltherigen  Massregeln  zu  rechtferügeo, 


■r* fi^iemwt,  die  MtM  n  Mielekn«,  wM  «e  810U11- 
ptauansUlt  beenAgt  werden  kSnne ,  niid  lllr  dte  Zukunft ,  die 
pttmiVMihmg  dtf  ferner  an  die  bähe  Bundes  -  Tersammlnng 
kkiigendea  ReelaoaBönen ,  ErUffirongen  und  Anflragen  Ober 
Ibdibgende  Gegenstände  wesentlich  tu  erleichtem. 

Daher  enthSIt  dieser  Vortrag : 
*t,  dne  Inirze  Geschichte  der  transrfaenanischen  Sustentatlons- 

Anstatt; 
ff,  eine  Zusaminenstellung  der  bei  selbiger  beobachtete  Ver* 
.    wattoflgsgrundaütze  und  Hassregeln ; 
IJP^eineDarBtdlung  Uirer  besonderen  Verhältnisse  In  Bezug  auf 
#    einzeüie  Regierungen  und  Stiller  1  und 
JRT,  die  Angabe  deijenigen  Gi^reostünde»  welche  noch  m  besei- 
tigen sind,  um  die  Anstalt  auflSsm  M  kOoneB,  so  wie 
dniger  Jetzt  zu  erledigenden  speclellen  Gesuche. 
Hierauf  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  transrhenaiflsche  Sustentations-Anstalt 

EmitEnde  des  Instehenden  Rechnungsjahres,  am 
November  d.  J.,  gänzlich  aufgelSset  und  bis  dahin 
m  aUentbalben  das  NBthlge  vorbereitet  werden ; 
'^2)  Der  Vortrag  soll  (unter  ZeJil  16)  loco  dictaturäe  gedruckt 
M  Ober  die  in  selbigem  zum  BescfakBse  ausgesetz^n  Punkte 
te27.  November  d.  J.  abgestimmt  werden^  ^) 

3)  Die  Wittwe  des  bei  der  Subdelegations  -  Commlsslon  für 
Im  transrhenanische  Sustentationswesen  angesteUt  gewesenen 
Mwistrato»  Grttnfleser  In  Rfl^ensburg,  soll  eine  6f  atlAeation  von 
mVi.  rfaein.  aus  der  Sustentations- Kasse  ausbezahlt  erhalten. 

9's)  Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver« 
HanUng,  Bd.  XV,  S.  M2, 603. 

^)  Vergl:  Abstimmungen,  in  Folge  des  Beschlasses 
t9ttl2.  Jali  1823,  in  der  zwei  and  zwanzigsten  Sitzung 
«ni7.  November  1823. 
l^rotokolle    der   Deutschen   Bundes  -  Versammlüdg, 
Bd.  XV,  S.  51«— 588. 
Fortsetzung  dieser  Abstimmungen  in  der  drei  iiild 
iwaDzigstenSilzangamC  Decembei^lStS:  -*  ' 


Pr«'lDholU    der   I>tatflcii€t  Bundes rVemamülttiiV« 

B4XV«  8.  &4a,S4?. 
.    lJliiU^i)ii«g4sf  K.d«iglicb  B«.ifii««bea  «««ftp4le» 
iudcr^xftteaSitxttng.ajQi  t5.  Jtna«r  lß24« 
Protokolle    der  Peutsohen  Bandes  -  Veraaiaiiiliiii(, 
Bd.  XVI ,  S.  42. 
Erfclärnpg  von  Baiern  in  der  vierzehnten  Sitzung  i^m 
28.  Mai  1824. 
Protokolle    der    Deatschen   Bundes -Versammlanji^ 
'  Bd.  XVI,  S.  198. 
Erklärungen  von  Prenssen,  Bohenzollern,  Liech- 
tenstein, Beuss,  Sehanmbnrg-Lipire,  Lippe  und  Waf- 
deck  in  der  fünfzehnten^Sitzungam  S.  Juni  1824. 
Protokolle    der  Dentseiien  Bundes  «Veraliflittloiii^, 
/    Bd.  XVI,  8.fl02. 


1 
*  ■ 


•  •         # 


Äs* 

iesohlass  der  Bnndei-T^rsammliiBg  vom  10.  lud  1184, 

ii  Mief  to  4efisUiT0B  KrU4ig»C  der  traitrleia- 

litokes  8aiUiUiioii*iBg#{egenh«it. 

.  SecbszehnteSitzung^am  10.  Juni  t824.*) 

Der  Kaiserlich -K«nlglteh€  prXsldfrende  Herr 
Gestndte^  Freiherr  von  Münch-^Bellinfbaasens  veP' 
liest  den  Entwurf  des  Beschliidses  Aber  die  transrhenant^die 
Sustentations- Angelegenheit,  und  nachdem  sich  sSmmtlicbe 
Gesandschaften  damit  einverstanden  erldSrten,  vmrdeder- 
selbe  zum  wirklichen  Beschluss  ertiobeo  $  daher 

Beschluss: 

1)  Es  bewendet  bei  den  Beschlüssen  vom  23.  December  1816 
(14.  Sitzung  §.  60)  und  14.  Juli  1817  (43.  Sitzung  §.  332),  wo- 
nach die  Pensionirten  der  transrhenanischen  Sustentationskasse 
vom  1.  Juni  181 5  an  ihre  Pensionen  nicht  mehr  von^ie- 
ser  Kasse,  cioiidern  von  derjenigen^ Algier ung  tu  fof- 


trtirifhetaiil»«feM  SttTt  gehSrt 
■  !)  Bfe  Pensloriflefli  «es  fti]1);elKAett«ii  Italic  UMdk  We^ 
•i,  aoTiieii  GnitiA  dieser  Besehlfisse,  mit  dem  Gesoehe,  tta^ 
Vtyom  1.  iont  1815  bts  ztmi  1.  Ituil  1816  r9cksU(nd1gen  Peo- 
doMB  ans  der  transchenaolscheti  SustentaUoaskasse  jiacbge/ahlt 
Wdeo  möchteo ,  abgewiesen. 

3)  Dem  bei  der  transrbenaDisehen  Sostentattonsanstalt  be* 
acUlligieo  Personal  wird,  vom  30.  November  1823  an,  wo  diese 
iasUli  aoliselSset  worden  ist,  von  seinem  bis  dahin  aus  der 
htenUUonskasse  bezogenen  Gebalt,  und  zwar  dem  Gebeimen 
lath  von  Rieff  1,150  FI.,  und  dem  SecreiSr  Gravelius 
MFI.  rheinisch  JShrlich,  als  lebenslXngiicbe  Pension  bewiUigel. 

4)  Diese  Pensionen  werden  auf  die  Bundes-Matricularluisse 
ÜKroommen  und  hier  in  dreimonatlichen  Fristen ,  alUährlich  am 
inzten  Februar,  Mai,  August  und  November,  gegen  Quittung  des 
ÄnsioDirten  und  ein  amtliches  Zeugniss ,  dass  selbiger  sich  noch 
m  Ld»eD  befinde^  bezahlt. 

5)  Der  in*  der  transrhenantschen  Sustentationskasse  hier- 
und  nach  Abzug  der  bisherigen  currenten  Ausgaben  noch 

beode  baare  Bestand,  wird  unter  die  HUirsbedUrAlgsten  der 
eher  Reclamanten  vertbeilt  und  zu  dem  Ende  die  Königlich 
IflederlSndische^  Grossherzoglich  Luxemburgische  Gesandschaft 
Micht,  sich  bei  ihrer  Regierung  zu  verwenden^  damit  die  Ver- 
ieiloiig  durch  die  betrelTende  BehSrde ,  nach  eigenem  Ermessen 
jkrDQrftigkeit  der  dahin  geeigneten  Individuen,  getroffen  werde. 
'■  6)  Die  Subdelegations  -  Commission  hat  ihre  sSmmtlichen 
ijBteo,  mittelst  Verzeichnisses,  an  die  Bundeskanzlei  abzuliefern, 
liig«  sind  in  dem  Bundes- Archive  beizulegen,  doch  wird,  wenn 
Ho  B^erungen  der  Besitz  deijenlgen  ActenstQcke  gewünscht 
IMeo  sollte,  welche  die  von  den  vormaligen  SU  Hern  ihres  Ge- 
Metes  eotrichieten  Beitrüge  zu  der  Sustentationskasse ,  oder  die 
VM  Urnen  daher  empfangenen  Unterstützungen  betreffen,  auf  An« 
^  des  Gesandten  und  Vortrag  des  Referenten ,  die  AushXndi- 
Ks  derselben  beschlossen  werden. 

«)  Veiigl<  Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Ver- 
•«•mUBg,  Bd.  XVI,  S.  205,  205. 


in «erselkeo  Silzang,  am  1«.  Jrai  1884,  entattotedor« 
niglich  Sächsische  Gesandte  Vertrag  «her  die  Reekaai 
gep  der  traBsrheaanischen  SvstentatioDskaese  f« 
1.  December  1817  bis  ziim  Schlüsse  der  Verwaltung  im  1^ 
1824,  womit  derseÜN)  die  Resaltate  dieser  Recbnnngea  In  der  di 
erwähnten  Periode  übersichtlich  vorlegte. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versami 
lung,  Bd.  XVI,  S.  206. 


Terkaiditiigeii  ud  BeBcklflsse  der  Biidet-fer 
faiiliig  ftber  die  reicliBkaBMergeriGlitliGbe 
liiUBtati«BS-Aigel«geBkeit  ud  dM  reieki- 
kaBBergericlitIieheBep*8iteive8tii. 

A. 

Tirtug  det  KaBiglieh  Baierisokea  tfetaaltei  lad 
kiekltii  derliBdas-TersaBBliBg  tob  18.  XofiBWr 

1811 

Siebente  Sitzung  am  28.  November  1816.') 

Praesidlum:  wolle  zur  Fortsetzung  der  YortrSge  und 
ttstlfflinungen  Ober  die  verthef  Iten  Elngid>eB  dasProtolcoU  MtoeD. 

B a i e rn :  Der  RSnigUeh  Baierische  Gesandte ,  IVelherr  von 
Crnben,  verliest  einen  ausftitarllclien  Vortrag  auf  die  unter 
teZaUen  10,  II,  12,  23,  27,  41,  42,45,  48,  49,  50,  51,  5t 
kri  53  des  EfiBfeielniags-ProtokoUei  etogekomneuea  Vorstel- 
taeen,  die  SusteDtalloas-Angelegenheitder  releh««- 
^aaergerlchtllchen  Individuen  betrsffeDd,  und  thoHt 
^hsAea  In  sechs  Klassen : 

1)  MMdent  und  BeMtxer, 

2)  Raazldpersoaen, 

3)  KameraUirzte, 

4)  Rsitende  und  Ftes4totM, 

5)  Advakateo  ond^PrakuntoieB  ^  endUcb  . 
<)  ProlokoUtsttti  und  IMici«. 


308 

Mit  Rückblick  auf  die  Gesdilciite  dieses  mit  den  DeMsdMi  Rekhe 
aufgelSseteD  einst  so  ehrwürdigen  Relcbsgerichtes,  entwickelte 
der  vortragende  Herr  Gesandte  die  staatsrechtlichen  Gründe, 
welche  für  die  gerechten  und  billigen  Ansprüche  sSmmtllcher, 
thells  noch  nicht  ^nzllch,  thells  gar  nicht  versorgten  AngebSrigen 
des  Relchskammergerichts  auf  eine  weitere  und  ausgiebige  Itir- 
sorge  des  Deutschen  Bundes  sprechen ,  und  begutachtet  daher: 

1)  Dass  die  zur  ersten  Kli^si^hSrenden  Personen  und  über- 
haupt alle ,  die  aus  der  Sustentatlonskasse  gezahlt  werden ,  ein 
RecVt  ba^lOi  Are  4Sehatte  lebansUiDglicb  aus  derselben,  ohne  dep 

mindosten  Abzug  oder  Bedingnf ss ,  erhalten  müssen ; 

■  "1 

2)  Dass  auch  die  Kanzleipersonen  berechtiget  sind,  IhreslSn- 
dlgen  GehaKe  aus  der  ltaniineiigerfcht»-Smtentationfikasee  in  Ai^ 
Spruch  sa  natamtOj  und  iass  ibien  ^totnw  ihre  RiklostXnde, 
Jedoch  sofern  sie  von  Slterer  Zeit  herrühren,  mit  einiger  Reduction, 
die  sich  gleichwohl  nicht  über  ein  Dritthell  belauren  werde ,  aus 
den  matrikularmSssigen  Kammerzleler-Beltrügen  und  deren  Rück- 
stünden  au  arsetüen  sejen  ^ 

3i  Bats  der  Hauptgebalt  der  Kameralärzte  nach  wie  vor  auf 
der  Sustentatlonskasse  zu  bezaUen  wäre,  es  auch  vielleicht  mSg- 
Uch  werde ,  ex  aequo  et  bono  ihren  Gehalt  auf  etwa  1 200  Fl.  zu 
erhüben;. 

4)  Das9  Aen  Bei^oden  iin4  Fuss* Boten.,  wqgen  güpzUch 
v«ri«irßner  JBnualuoie^teY  als  des  iwBÜgMcb^t^  Tbeils  ihrer  £l9- 
Mbflißt  ^«4  lebensilU«liGke  Zj^Uge  von  jilhrUcben  200  Fl.  anzu- 
«vaiaen ,  dem  drel^ctoien  Boten  aber  das  Recht  tn  deo^  Gobatte 
fon  Sff  Rthlrn.  nachi;iurttokei,  vorzubehalten  aej^n  djirlt^« 

6>  Danas femerWlligaey«  nrMßMf^umn  ^miPmfk 
imttnrennarii  VierUütnini  ihfe^^leis,  fkmm^m  wfi^Mfih 
gens ,  drei  llldMti  tattbnsteUea ,  *wraach  "^ffr  d^rseVie»:  MV 
1500 Fl.,  vier  andere  800 Fl.,  und  ^mtfBfm  acU,JXMM 
600  Fl.  lebenslänglich,  dazu  auch  naeb  'ssgleieb  den  Bfft^  ^«s 
ganzen  Jahres ,  welcher  14,000  Fl.  ausma(#^i  MipfiV^rwV^i^'' 
erhalten  würden. 

6)  Dass  den  zebnProtokolllstmiHidJMMblira,  mickhowegea 
Ihrer  Dienstleistungen  Mae  amMesMaw*  BeriicksMiUiMg  w- 
dienten,  dne  Unterstützung  vaiiBM>RI.  dühilildi^  *tti«*ilerlles 


M  wf  e  den  Bolra ,  etoc  UtufmgnMeMHk  b^tililget  ww- 
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Ali  ZihiinigsQHtel  ackh«  d«r  Herr  GeiMAe  vor,  «ats  zur 
■nftaagier  lanfendeA  Besoldaiif  ^n  die  KAnm«ffgitfichte- 
Üder  mdl  d«* naneslcs  Mtlrikel,  MiMt  des  ZUbm  der  Sttstan- 
Mittakane-Kaiiftalleoi  zur  Deckmig  der  AttckstXnd^  alMr 
de  racfcstSndigen  Kammerzleler  und  Zinsen  verwesdet  würden. 

Zur  YoUsUEndigen  Eriäutemof  dieees  Vortrages  legte  der 
ihrr  Genndle»  Freilierr  von  Graben,  eine  Uebersickt  der  Kam- 

Kfchls-MalrikularbeltrSge  und  der  aenaUgen  EinnalMe  der 
taUonskaaae»  so  wie  aoeh  der  neueren  fixigenz,  dann  eine 
Ivedumi«  der  Activ-  und  Passivrikkaülade ,  mii  XIH  Untere 
vor,  und  inig  zum  SeUuaae  derauf  an  s 
Oass,  nach  dem  Belapiele  der  getaUldien  QberrheiniaeiMi 
feteotallonssache,  anch  hier  ein  Aefereni  oder  Commlsaar  ex 
pnfo  ernannt  werden  mtfcbte ,  dem  von  Wetzlar  aus  die  neue- 
|kB  actenmMsaigen  Berechnungen : 
;.  I)  ober  den  Jetzigen  Matricular-Beltrag ; 
uk)  den  Abzug  llir  die  in  Dienste  getretenen  Glieder  $ 
Wt)  die  Exigenz  der  sSmmtllchen  Betheillgten,  und 
r|l)  die  wechselseitigen  ROcIcstände»  nach  Anleitung  der  von 
ihni  schon  aufgestellten  Berechnung  vorzulegen  seyn  dOrf- 
ten,  nm  hiernach  der  hoben  Versammlung  den  Deflnitlv- 
antrag  zu  machen  und  ihn  zur  Insiructtonseinhoiung  quall- 
fldreo  zu  kSnnen.  Zur  Verwendung  bei  diesem  Geschlfte 
;      schlug  der  Herr  Referent  den  vormaligen  Protoootar,  Justiz- 
rath  Kraus  vor.    Dersellie  bemerkte  endlich ,  dass  er  sich 
iw^  nicht  zu  Erlassung  eines  Provtsorli  ermSchtigt  halte, 
dach  wegen  hohen  Alters  der  Suppllcanten  diese  Angelegen- 
>    iMit  zur  ni<%licb8ten  Beschleunigung  empfehle. 
HTortrag  sammt  Anlagen  wurde  unter  Z.  21  mit  Unteranlagen 
M^>  diesem  Protokolle  angefGgt  (21, 1— XIV). 
:    SSaimtliche  Herren  Gesandten  erkannten  mit  vollem  Danke 
fc  raagezeicbnete  Bemühung  des  Herrn  Gesandten ,  Freiberm 
IM  Gruben,  in  dieser  Angelegenbelt  und  kamen  Uberein,  den- 
Mka  um  Ueliemabme  der  von  Ihm  begutachteten  Commlaitoat 
^dkit  Kr  deft  Fidl,  daaa  er  abwesend  aeyn  soUta,  zu  arauchen 
DeffH^rGekalneStaatsrath,  FreUierr  von  Grubo»^ 
DI.  14 
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zwar  sdfie  BereitwIlltgkeK  Merz»  eu  erkenoeD,  bat  Jedodi 
Commlssar  zu  ernennen ,  welcher  in  seiner  Abwesenheil  ab  Or- 
gan der  CoromlssloR  In  dieser  Versammlung  reftriren  w8rde. 

INesem  Antrage  wurde  entsprochen;  man  schritt  sogleich 
zur  Wahl  des  Concommlssars ,  welche  auf  den  Kurfürstlich 
Hessischen  Herrn  Gesandten  von  Carlshausen  nait 
sechs  Stimmen  ausflel. 

Pra  esld  tu  m :  schlug  vor,  zur  Abstimmung  über  diese  Ad* 
gelegenheit  Verlass  auf  sechs  Wochen,  Jedoch  abhSngig^  Welae 
von  den  zu  erwartenden  Instructionen ,  zu  nehmen.  SämmtHche 
iibrige  Gesandschaften  waren  damit  einverstanden,  und  Hanno- 
ver ftigte  noch  den  Wunsch  bei ,  dass  sich  etwa  über  acht  Tage 
In  einer  vertraulichen  Besprechung  über  die  Hauptpunkte  der 
Berichterstattung  vereinigt  werden  möchte.  Auch  diesen  Vor- 
schlag Hessen  sich  die  übrigen  gefallen ;  daher 

Beschluss: 

Dass  der  Königlich  fiaierische  Herr  Gesandte,  Frei- 
herr von  Gruben,  und  der  Kurfürstlich  Hessische  Herr 
Gesandte  von  Carlshausen  als  Commissarien  (ersterer  auch 
In  dem  Falle ,  \^'euu  derselbe  an  den  Verhandlungen  dieser  Bun- 
des-Versammlung  keinen  TheU  nehmen  könnte),  zur  Prüfung  der 
actenmässigen  Berechnungen  ernannt  und  ermächtiget  werden, 
alle  erforderlichen  Ausweise  hierüber  abzuverlangen ; 

Dass  der  so  eben  verlesene  Vortrag  loco  dictaturae  drucken 
zu  lassen,  und  sämmtlichen  Gesandschaften  mitzutheilen  sey; 

Dass  die  Herren  Bundesgesandten  sich  über  acht  Tage ,  den 
5.  December,  in  einer  vertraulichen  Besprechung  vereinigen  wfir- 
den ,  die  Berichtserstattung  in  dieser  Angelegenheit  vorzuberei- 
ten *)  und 

Dass  endUch  Verlass  auf  sechs  Wochen,  Jedoch  abhängiger 
Weise  von  den  zu  erwartenden  Instructionen,  zu  nehmen  sey. 

a)  Vergl:  ProtolcoIIe  der  Deutschen  Bandes -Ver- 
sammlung, Bd.  I,  S.  107  u.  f. 

b)  In  der  achten  Sitzung  am  2.  December  1816  verlas 
der  Kurfärstlich  Hesslsehe  Gesandte  seine  Antiüge  in  Be- 
treff des  reichskammergeriehtliehen  Sustentationswesens ,  und  insbe» 
sMiere  wegen  der  Leitn Dg  dieser  Angelegenheit  im  Gan- 
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mniia  Einzelnen,  dann  wegen  4er  Adninistretion  der 
listeatationsgelder,  ihrer  Beibringnnf  vmi  Vcrreek- 
iiig(s.  AdI.  28)  wcNnanf  einhellig 

hesehlossen 
finie:Jiddernuiaaf  dea9.De€emher  d.J.aa0xasetzenden 

CrtrialieheB  Besprechung  über  daa  reiehskanunergeridil- 
le  SaslenUlioBaweaen  auch  auf  diese  Antrüge  zuruckzukonmen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Versamm- 
^      long,  Bd.  I,  S.  t25. 

Inder  vierzehnten  Sitzung  am  23.  December  1816 
foMitte'Praesidiam:  dass  es  nunmehr  erforderlich  scheine ,  we- 
hk  der  reicbskammergerichtlichen  Sostentationssache  Verlass  zu 
iBBea,  and  schlug  einversübidlich  nrit  der  ernannten  Commission 
la  Temhi  von  acht  Wochen  vor. 

äuuntliche  Stimmen  waren  damit  einverstanden,  daher 

Beschlnss: 
Oeber  die  Snstentations*  Angelegenheit  des  vormaiigeo  Kaiser» 
|tei  Rdehskammergerichti  hinnen  acht  Wochen  abzustimmen. 
i'^tr^i  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
I      lang,  Bd.  I,  S.  204. 


lirtragiMOrossherxogliekleekleBbirg-SokweriB- 

iMStrelitzisckeiGesaiidteiiiiBdlefohliit  derBii- 

»■1 

des-TersammUng  Tom  16.  Janar  1817. 

Zweite  Sitzung  am  16.  Januar  1817. ') 

Nach  wieder  erBfhieteoi  Protokolle  zur  Briedlguog  der  Prl- 
W-Reelamatlonen  trug  der  Grossherzogiich  Mecklen- 
hrg. Schwerin-  und  Strelitzische  Herr  Gesandte, 
'toerrvonPlegscn,  vor*. 

Nadidem  der  interimistische  KSnIglich  Balerische  Bundei- 
l>Madte,  Freiherr  von  Gruben,  Ober  die SustentatloDS^Angele- 
Meitder  reifhskammergerlchtlichea  Individuen  einen  soumfti»- 
'■ta  Vortrag  zum  Protokolle  der  7.  Sitzung  vom  28.  November 
^^*lgea  Jahres  abgestattet  habe,  seyen  noch  spSteAin  über  dieseo 
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fiegoRfllM«  dni^e  BxbfMta  iiei  4er  CommlMimi  elof^^ngen, 
wdehe  er  Ucrmii  nur  dürofc  cffne  kurze  Anzeige  ilires  Inballs  sm* 
wetteren  Kenntniss  der  verehrlichen  Versammlung  tu  bringen 
übernommen  babe. 

No.  77.  Denkschrift  der  Advokaten  und  Prokuratoren,  z^^ar 
vom  8.  Dccembcr  v.  J.  prSsentfrt ,  doch  aber  dem  vorigen  Herrn 
Referenten  schon  früher  zugekommen  und  tn  dessen  Antrage  §.  1 1 
beachtet. 

No.  94.  Vorstellung  des  ehemaligen  Kammergerichtsboten 
Gottschalk,  um  Aurnafame  unter  die  Zahl  der  Pensionisten. 

No.  101.  Vorstellung  des  Protonator  Kraus  vom  21.  De- 
cember  i&lß,  wegen  Vertbeilung  der  Pensionisten  unter  die  be- 
treffenden Höfe ,  bei  welcher  der  Herr  Referent  gutacbUich  äus- 
sert ,  dass  man  bei  Jetziger  Uige  der  Saebe  ^  in  die  Prilfimg  der 
von  dem  Exhibenten  ausgesetzten  Fragen  wohl  nicht  eher  ein- 
gehen könne,  als  bis  die  nach  Anleitung  der  tertrauHcben  Sitzung 
vom  9.  December  v.  J.  von  den  resp.  HtfTen  und  CommRtenten 
bereits  erbetenen  Instructionen  und  Entscheidungen  eing^angen 
seyn  würden,  und  wonach  sich  dann  erst  beurtheilen  las^n 
werde,  in  wie  fem  die  Vorschläge  in  diesem  Exhlbito  anwendiiar 
werden  diirlten.  Inzwischen  bleibe  es  Jeder  Gesandschaft  überlas- 
sen, ob  sie  es  zweckdienlich  flnde,  selbige  gleichfalls  noch  weiter 
zur  baldigen  Kenntniss  der  höobsten  Committenten  zu  bringen. 

No.  103.  Schreiben  des  vormaligen  Kammergerichts -Advo- 
katen und  Prokurators  TUs,  welcher  bereits  in  dem  Vortrage  des 
Herrn  Gebeinen Staat&raths,  Frdherm  von  Gruben,  Z.  VI,  bei 
der  Exigeu^  der  Prokuratoren  und  Advokaten  mit  einer  Pension 
in  Vorschlag  gebracht  sey. 

No.  108.  Bitte  des  Jobann  Heinrich  Zieseler,  um  Auftiahme 
in  ffie  Zahl  der  zu  penaionirenden  ProtokoUlaten  und  Revisions- 
Notarien. 

lieber  das  Verbältnlss  dieses  Supplioanten ,  und  in  wie  flfim 
hinlHnglicbe  Ursache  vorhanden  sey,  dass  bei  der  AuflähruDg  der 
fiirs  KQnRige  zu  pensionirenden  ProtokeUfslen  auf  iha  nicht 
Riioksiibbt  genommen  worden  sey,  mdchte  vieilchM  die  niBMie 
Auskunft  zu  verlangen  setn. 

Nq.  109.  Vorstellung  der  Wlttwe  des  Yerstorbe&en  A4n^ 
Intan  und  Prokurators  Scbtek  zu  Wetzlar»  mit  dar  Bitte» 
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irli  im  Yarimge  4m  Frefterrn  vM  erutoen  |.  91  geiMiAle 

lmcl%9  MKk  aar  sie  entrecki  werde. 

Der  vortfageii4e  Berr  GesaMle  ieoierlLt ,  wesn  auf  diese 
Atte  übcrlaiqil  Mckelcbt  genonme»  werden  soOle ,  so  wQrde 
mk  darüber  Mck  vsriier  Aaskniift  einztthoIeD  seyo ;  in  wie  fem 
pt  SuppUcantln  mit  ihren  Kindern  einer  solchen  ausgedehnten 
lueistltaug  wirUidi  bedilrfe. 

No.  110.  Anzeige  des  ehemaligen  Kammergericiits-Ad?#- 
tam  Hdfierich ,  dass  er  an  der  naehtrllfilcheii  Denkscbrifl  des 
AMutlenDletz  keinen  Thell  habe,  solehe  daher  nickt  anerkenne. 

No.  lil.  Bitte  des  ehemaligen  Rammergerfehts  -  Coptsten 
pHtinr,  wieder  unter  die  Zahl  des  zu  pensionirenden  Kanzlei- 
llrBODals  aufgenommen  zu  werden. 

•  No.  112.  Bitte  des  ehemaligen  Kammergerichls-Taxeinneh- 
pen  und  Copisten^  Franz  Philipp  Kreker,  unter  die  Pensionisten 
^  Kanzlei-Personal  auil^enommeQ  zu  werden. 
i  Die  bleibende  Dienstanstellung ,  deren  der  Suppllcant  seibat 
pvihot,  scheint  eine  hiureiehende  Ursache  zu  seyn,  warum  der- 
■be  Dicht  weiter  auf  die  Liste  des  zu  pensionirenden  Kammer- 
prichfts-Kaazlei-Personals  auik^Dommfln  werden  ktone, 

No.  113.  Bitte  des  vormaligen  Kammergeriohls-Goplstcii, 
fMT Adam  ScbXlRBr,  ihm  die  voUe  Pension  von  200  Fi.  2akom- 
lea  zu  lassen. 

Der  Berr  Referent  bemerkte  nach  diesem ,  dem  Protokolle 
Mer  Z.  6  angeffigten  Vortrage,  Über  die  betreffenden  Eiogabehy 
ppsdiehie,  als  wenn  die  darunter  beflndlichen  Nummern  94, 103, 
tt,  109, 111,  112  und  113  noch  eine  weitere  Auskunft  ttber  die 
Äeren  Umstände  und  Lage  der  Supplicanten  und  etwaigen  Vor- 
>bD!ge,  um  sie  danach  zu  bescheiden^  erforderlich  machten,  er 
lUte  daher  anheim  geben ,  die  genannten  StOcke  und  vieUeicbt 
*h  alle  künftigen  dergleichen  llxhibita  zu  diesem  Endzwecke 
||P  Mden  Herren  Coinmlssarien  zugeben  zu  lassen ,  welche  zur 
pigea  BerichUi^ng  dieses  Sustentationswesens  überhaupt  in 
fo  7.  Sitzung  vorigen  Jahres  bestellt  seyen ,  und  dariifaar  noch 
tna  ScUussbericht  und  deflnitiven  Antrag  abzustatten  hStten. 

Unter  allgemeinem  Elnverstündnisse  mit  dem  Gutachten  wurde 

beschlossen: 
llittsoivohldiegenannten  als  alle  künftigen  die  Susten- 
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talioBs- Angelegenkeit  reichskaiDBecff^rlcliUUlier 
Individuen  betreffenden  Eingabenden  In  derT.Sltziuis 
des  vorigen  Jabres  ernannten  Herren  Commissarien  zu- 
zustellen seyen,  um  darauf  in  ihrem  Schlussbericbte  usd 
definitiven  Antrage  ROcIcsicht  zu  nehmen.^) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deatschen  Bandes-Ver- 
samralung«  Bd.  I,  S.  258  Q.  f. 

b)  Vorstellung  des  Franz  Philipp  Kreker,  Stadtge- 
richte-Secretär  zu  Wetzlar,  wegen  Fortgenuss  der  Pensioo 
als  ehemaliger  Kamoiergerichts-Taxeinnehiner. 

Bitteder  fünf  überzähligen  Kanimergerichts-Bot«ii, 
Walther,  Hörn,  Simon,  Breunling  und  Bellinger,  um 
Gleichstellang  mit  den  noch  lebenden  dreizehn  Kam- 
merboten, nnd  Anweisung  von  200  Fl.  Pensionfur  jeden 
derselben. 

Bitte  der  beiden  Kameralärzte  zu  Wetzlar,  Dr.  Gergens 
und  Dr.  Jordan,  um  verhältnissmässige  billigeVergn- 
tung  für  verlorene  Dienst-Emolumente. 

(Auf  diese  Gesuche  erfolgte  durch  Beschluss  der  Bundes- 
versammlung in  der  15.  Sitzung  vom  3.  März  IS17  abscUl- 
giger  Bescheid.) 
Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  II ,  S.  74— 76. 

Vorstellung  des  Friedrich  Gottsehalk  in  Darmstadt, 
wegen  Anweisung  einer  Pension  als  Kammergerichts- 
Bote. 

Bitte  des  vormaligen  reichskammergerichtlichen 
Kanzellisten  Casimir  Molitor,  um  Aufnahme  in  die 
Liste  der  pensionirten  Kammergerichts-Kanzleiper- 
sonen. 

(Auch  diese  Gesuche  wurden  zurückgewiesen  durch  Beschluss 

der  Bundesversammlung  in  der  16.  Sitzung  vom  6.  März  1817.) 

Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 

lung,  Bd.  II,  S.  8S,  84.  <S.  auch:  ebend.  Bd.  H,  S.  142, 143, 

157-*-!» tt.  s.w.) 
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ftTtragteKirkettltekeiftetiidteB  nlBeschliii 
toliidei-Tersaniilnag  ?om  20.  Feteair  1817. 

ZwSIfte  Sitzung  am  20.  Februar  1817.*) 

Praesidlnm:  wolle  dem  lo  der  vorigen  Sitzung  genoni- 
mmoä  Beidduaee^)  zufolge ,  fiir  den  Vortrag  dee  KurtMealedien 
Gnaadten  la  der  retcbslcaniaieifpericbtltcheo  Sualentallona-Aoge- 
IVenkrit,  daa  PrololLoll  «Linien. 

DerRurhessisehe  Herr  Gesandte  vonCarishau- 
mu:  Teriiest  denuiäitet  einen  auafüiirliciien  Vortrag  in  er- 
HhaterSustentationssadie,  und  legt  die  zur  grOndliehen  Beur- 
iNflOBg  deraelben  erforderlichen,  mit  mSgllchster  Vollständigkeit 
mnaaien  gdurachten  Nachweisuogen  und  Bereehmingen  unter 
lsrBaierkungy<v,  dass  sie  zu  Jeder  Aasielitliei  der  Instructions- 
jlUoloog  filN^r  diese  Angelegenheit  dIenHch  und  geeignet  seyn 
pricB ,  fiberaU  ansehanllcbe  Darstellung  der  bestehenden  Ver- 
MteiHe  zu  geben. 

Die  fibevgrtwaen  Berechnungen,  Welche  alle  Ms  zum  31 .  De- 
^mbet  1816  geben,  sind  folgende: 
1)  Nacbweisiiag  des  Kassen -Vorraihs  tat  der  Sustentatloas- 

kisse  am  31.  December  1816; 
t)  BereduHuig  der  KammerzIder-ftiickstHnde,  mit  Ausschlles- 

801^  der  In  feindlicher  Gewalt  gewesenen  LXnder  fllr  die 

Dauer  d^  OccuiMition ; 

3)  Bcrechnmig  des  Ertrages  Eines  Kammerzlders ; 

4)  Nacbweisang  iiber  die  a«a  der  Sustentatfonskasse  des  vor- 
Unnigen  Reldiskamnergerfdits  aosgellebenen  Cai^ilallen, 
der  lahriiGhen  und  lüeksUindlgen  Zinsen  und  der ,  nach  Be- 
ikhügong  der  Capttalsdiuld  an  Kurtaessen  mit  den  Zinsen, 
▼crMelbenden  Capitatten-  und  Zinaen-Einnabmen  $ 

i)  Vollständige  Abrechnung  mit  allen  Personen ,  w^he  einen 
fltittdigeo  Gehalt  aus  der  Sostentatiooskasse  und  von  den 
Taxen  bezogen  baben ,  nebst  den  Anzeigen  aller  von  Bua^ 
dcflgUeden  cffeaiaaMB  Zabluiven ; 
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6)  ZusammeosteUung  der  aus  dieser  Alirechaiuig  sidi  ergeben-  « 
den  Resultate  der  zu  viel  uad  zu  wenig  bezahlten  Betrüge,  ii 
auch  Angabe  des  Alters  aller  betreffenden  Indivldu«i ,  und  tl 
BericbUguAg  ihrer  in  den  vorbin&tgen  Bfi^^aben  zum  TheH  * 
unrichtig  bis  in  das  verOossene  Jahr  fartgezählten  Dienst- 
Jahre; 

7)  Taliellarische  Uehersicht  von  allen  bei  der  Provisionakasse 
(Or  die  unbesoldeten  Rameralpersonen  vom  1.  Juni  1806  bis 
dahin  181^  vorgeicomnienen  EInnabnen ; 

8)  üeberaicbt  von  allen  hei  dieser  Kasse  für  die  unbeaoldalaa 
Kameralpersonen  nnd  die  Boten  in  der  nSmOolMsii  Zeit  be- 
strittenen Ausgaben  \ 

9)  Naebweiaung  aller  von  den  noch  lebenden  Kanzldperaonen 
in  Anspruch  genommenen  älteren  Besiridungs-RiidüitiindeUs 
dfii  31.  December  1803,  der  neueren  bis  den  31.  December 
1816t  und  der  JSbrlichen  BesoldungibetrXge,  mit  <»*Uittlem- 
Am  Anmerkungen  verseilen ; 

10)  Verzeichniss  aller  dermalen  noch  Jübiiich  aus  Atf  Susten- 
tatiooskasse  zu  bestreitenden  Pensionen; 

11)  Verzeichniss  aller  JShrlidi  an  die  unbesoldeten  KameralcB« 
nach  dem  Antrage  in  den  §§.  21  und  22  der  Beilngeo  zan 
Prob^b^oUe  der  7.  Sitzung  der  Bundea-Versammtaiiig  sa  lei- 
stenden Pensions-Zahlungen ; 

12)  Verzeiohniss  der  in  dem  ReicbakammeDgerkbla-AreUve  be- 
findlichen Depositen  an  Geld  und  QUigatloneB. 

Aus  diesen  Berecbnungen  zieht  der  Herr  ftefercnt  die  Re- 
svttat^i 
I.  In  Hinsicht  auf  die  Rückstände  | 
n.  in  Beziehung  auf  die  laoTendan  Entnahmen  und  Ausgaben; 
und  indem  derselbe  die  Summen  und  firfordemlsae  eriiu- 
feerud  darstellt,  begutachtet  der  Herr  Referent ,  daas,  wenn 
alle  vm^etragenen  Ausgaben  ai^enomnien  wikden,  ohne 
HiicksiQht  auf  die  UeberachOsse  von  den  RUokatfindtn  zu 
nehmea »  »lebt  einmal  li  Kammerzlete  Jährlich  iiSlhig  seyn 
wOrde^ 

Wenn  Ihre  Abi^sliliten  die  Könige  von  fiaiern ,  Saohsfln  und 
Wärttwbevg,  und  um  ftSnifttohe  ikMten  die  Graaaherzoge 
von  Baden  und  Hessen,  die  1»  IhrnDiMSte  graommoaen  Mitglie- 
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ir4Bi  rtnuUgat  AskUkaMiergerfeiii»  iock  su  beüMeu  ge- 
nkelai,  io  wiMe  die  Mf  der  fiesmnthctt  der  Sualtn  Mek 
krobeDde  Last  um  69,120  Fi.  JShrilch  vermtiidert  werden ,  md 
■rSesMlnip  der  abrlgen  Ansgaken  dut  eia  halbes  Kammer- 
M  TOKM  afcrderikh  wjn. 

Des  KSoigs  voD  Sachseo  M ajestst  hätten  den  Hhenioaiaieaaii 
Im  Kannergerichts  Aaaesaor^  Pretherm  van  Lentaeh,  Toin  SO. 
JMilW7  an  Ma  KU  Ende  des  Jahres  ISIS,  AUerbSchstselhat  hesol- 
M,  «hae  kr  SusCentatlonskasse  irgend  eine  Zurechnung  deswegen 
■  naokeo«  Man  dürfte  Tertrauensroll  hoB^n ,  dass  die  hier  ge- 
■uloi  AllerhSekslefi  Souverlae  dieaem  Beispiele,  wenigstens 
voo  dem  laufenden  Jahre  an,  zu  folgen  geruhen  werden. 

Der  Vortrag,  sammt  Anlagen ,  wurde ,  unter  den  Zahlen  16 
Hl  31,  diemi  Protokolle  aogefOgt. 

Siantthdie  Stinmen  gaiien  dem  vortragenden  Herrn  Ge- 
andtea  ihren  Dank  fUr  die  mit  dieaer  Auseinandersetzung  ttber- 
amaiene  Bemühung  zu  erkennen ,  und  kamen  vorlSuflg  fiberein, 
imderVorln^  mit  den  wesentlicheren  Anlagen  loco  ätetaturae 
taten  zu  lassen  aey,  um  hleraurin  derBericbtaerstaUunggebUh- 
MBdeRfidcsk^t  nehmen  zu  kBnnen. 

'    Dn  hideaaett  für  den  UntertiaK  der  hiHIhhedthrmgen  ebema- 
%m  Kammergeriehta-  Angehörigen  einen  vnrlioilgen  Fond  zu 
«kalten,  wurde  Targeschlagen t 
i)  Ktnen  ViN'sehttss  in  dem  nngafltturen  Bethig  eines  halben 
Kanmerzieles  baldmifglichsl  vcn  den  hetrelllenden  Regle- 
mi^eD  auazuwirken ; 
2)  Darana  aueb  demjenigen,  welche  bisher  wa  der  Pfennig- 
neialerel  keine  Pensionen  ertiiellen.  Insonderheit  den  vor- 
hhi  Tmi  den  TaxgeOUeB  besoldeten  Kanzleipersonen  eine 
fernere  UnterrtOtzung  zu  bewilligen ;  und  zwar 
>)  In  den  Mäher  diesen  PensionisteB  geleisteten  Betrügen  \  wo- 
bei auch 
4)IMejenlga  Advokaten  und  Prokuratoren ,    wehahe  einer 
UMerstiitzung  dringendst  benSthigten ,  zu  berOdcsichtigen 
wlben  \  wesswegen  dann 
t)  Jkt  Herr  Gesandte  von  Carlshausen  zu  ersuchen  sey» 

flimn  Etat  dieser  Verfhelluog  baldigst  Vorzulegen. 
Sinmillche  fltinnen  verttaügteD  aishy  auf  dieaen  provisori- 
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sehen  und  unter  Vorbehalt  kUnftlg^  BeüfannuBg  zu  Mstende« 
Vorachuss,  bei  ihren  HSfen  und  Conunittenten  den  Antrag  zu 
OMMihen,  und 

der  Herr  Gesandte  der  sechszehnten  Stinnie,  Frei- 
herr vonLeonhardi  gab  bei  dieser  Gelegenheit  noch  beson- 
d(Bc»  zu  ProtcriLoll : 

1)  Fiir  Hohenzollern- Hecbingen  habe  er  geborsanMt 
anzuzeigen,  dass  an  Kammerzieler-RiiclLStand  im  Monate 
Januar  d.  J.  an  die  Prennigfflclst«*ei  zu  Wetzlar  380  Fl. 
34Kri  bezahlt,  nicht  weniger  die  rflclcstandigen  Zins^  von 
dem  dortstehenden  Antheil  an  den  Sustentatlons-Capilaiieii 
mit  48  Fl.  berichtigt  worden. 

2)  Fiir  Hohenzollern-Siegmaringen  habe  er: 

a)  Ergebenst  zu  bemericen ,  dass  es  mit  dem  dortigen  Kant- 
merzieler-RQclLstand  zu  3,200  Rthh*.  70^  Kr.  eine  ganz 
besondere  Bewandniss  habe,  indem  das  Hochllirtlfehe 
Haus  über  hundert  Jahre  von  der  ganzen  GrXUich  War- 
denbergischen  AUodial- Erbschaft,  wovon  Hochdassdbe 
nicht  den  z^nten  Theil  erbalten,  die  Kammerzieler  habe 
abführen  müssen ,  wodurch  ein  sehr  betrSdiUiGher  Sdia* 
den  entstanden  sey.  In  dieser  Rücl^sicht  sey  vor  meh- 
reren Jahren  eine  UebereinlLunft  abgeschlossen  wordeo, 
vermöge  deren  nur  immer  ein  altes  und  ein  neues  Ziel 
entrichtet  werden  musste.  Würde  bei  diesen  besonderen, 
Ider  obwaltenden  Umständen  ein  billiges  und  ermiissigtes 
Aversal- Quantum  ausgemtttelt  werden  kSnnen ,  so  sey 
man  erbittig,  das  Ganze  sogleich  Zu  berichtigen ; 

b)  Darauf  anzutragen ,  dass ,  Falls  noch  keine  ganz  neue 
Matrikel  entworiten  werden  kSnne ,  der  Kammerzleier- 
Beitrag  des  Fürstenthums  Hohenzoll^n-Siegmaringen 
herabgesetzt  werden  mSge,  da  die  Prägravatlon  desselb^i 
in  die  Augen  falle.  Nach  dem  Verzeichnisse  der  Kam- 
merzieler-BeitrSge  zahle  Hohenzollern-Siegmaringen  ent- 
weder um  die  Hälfte ,  oder  um  ein  Drittheil  mehr ,  wie 
Pommern,  Sachsen- Weimar ,  Sadiseft*Getha,  Sachsen- 
Coburg,  Oldenbui^,  die  beidw.Hfiusa*  Sdiwwzburg 
u.  8.  w.,  welcher  Ansatz  ihm  bei  den  g^^wirUgen  Ver- 

II        hält^ssennichtzugenmthei  werden  kBnne. 
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I)  Hr  Lippe  hthe  er  aaMfibm,  düs  die  Vbamenkkr 
JQfKdi  zur  bttUBBtan  Zdi  iomer  prompt  bezahlt  wert» 
wyeo,  and  der  fo  dem  VerzelchDiM  aul^flihrte  Rflckstaad 
MigUdi  dadurch  veranlasst  worden  wXre,  dass  die  Jihrlich 
abKniqpettden  und  eingeforderten  Rechnungen  von  derPfet«* 
idgndsterei  nicht  eingesandt  worden.  Sobald  aus  den  bei 
dieser  biAen  Versammlung  eingeklebten  Vorstellungen  die 
Reehnungriage  sich  habe  ersehen  lassen,  seyen  für  die  Jahre 
18IS  und  1815,  fiir  Jedes  zwei  Kammerzieler  sofort  beridi- 
Uget  worden. 

4)  FGr  Waldeck  habe  er  zur  Anzeige  zu  bringen,  dass  da- 
selbst wegen  sofortiger  Abführung  eines  Drittheils  des 
Kimmerzider-ROckstandes ,  wie  auch  wegen  Entrichtung 
der  laufenden  Kammerzieler,  vorerst  Iflr  ein  halbes  Jahr, 
das  NSthlge  verffigt  sey. 

Beschluss: 

1)  Dass  der  Vortrag  des  Kurfaessischen  Herrn  Gesandten 
na  C  sr  1 8  h  a  u  s  e  n  mit  seinen  wesentlicheren  Anlagen  loco  dtcta* 
tf»  drucken  zu  lassen  sey,  um  in  der  Berichterstattung  darauf 
Üeksicht  nehmen  zu  können ;  dass  Jedoch ,  um  indessen  bis  zur 
Ihzifcben  Erledigung  der  reicbskammergericbtlichen  Sustenta- 
Im-ADgelegenheit  llir  den  Unterhalt  der  bülfsbedUrltigen  ebe- 
■lügen  Kammergerichts -AngebSrigen  vorlXuflg  einen  Fond  zu 
«kalleo, 

3)  Vorbehaltlich  künftiger  Bestimmung  dnVoraekuss, 
h  tm  ungefähren  Betrage  eines  halben  Kamm^^iels,  vo n  d  en 
kelreffenden  Regierungen  baldmügliobst  zu  erwir* 
kea$«)und 

3)  Daraus  auch  dat|enigen,  welche  bisher  aus  der  Pflnuilg* 
■Moet-Kasse  keine  Pension  erhalten  hatten ,  insonderheit  den 
^*Mb  von  den  Taxgefllien  besoldeten  Kanzleipersonen ,  eine 
taaere  Unterstützung  in  dem  nXmlichen,  diesra  Pensionisten  bis- 
^  geleisteten  Betrage  bewilliget  werde,  wobei 

4)  Auch  diejenigen  Advokaten  und  Prokuratoren ,  welche 
dtter  Unterstützung  am  dringendsten  benSthlgten ,  zu  berttck- 
Wttgen  wffiren ,  wesswegen  endlich 

5)  Der  Rurhessische  Herr  Gesandte  von  Carlshausen 


onacU  wenki,  eifie»flftat  lUeMr  VerthelliMW  MMuolldMI  vor- 

«)  Vci^l!  Protokolle  der  Deotschen  Bundes -Vcr- 
»«nmlong,  Bd.  II,  8.  39u«f. 

*)  In  der  eilftcn  Sitzung  am  17.  Februar  181?  erklärte 
Praesidium:  Naehdera  der  Tennin  ziir  Abstimnniug  ober  die 
reidiskamnierg^richtlkhe  Sustentatknissaehe  erscblenen  M ,  so  findet 
Pruesidium  keinen  Anstand ,  das  Protokoll  hierüber  zu  eröitben ;  da 
jedoch  der  Kurhessische  Herr  Gesandte  von  Garlshavaen  sicli  bereit 
eriüärt  hat ,  den  in  dieser  Ajigdegeaheit  rfickstSadigeB  Vortrag  noch 
in  dieser  Sitzung»  wenn  andere  dringende  Gogenslände  es  erlaubten, 
unfehlbar  aber  in  der  nächsten  zu  erstatten ,  weiches,  wenn  er  auch 
nicht  ganz  nothwendig  jener  Berathung  vorangehen  muss ,  doch  in 
mancher  Beziehung,  besonders  wegen  der  Rückstände  von  wesent- 
lichem Einflüsse  auf  die  dereinst  zu  nehmenden  Beschlüsse  ist,  so  will 
man  der  Beurtheilung  der  Herren  Bundestags -Gesandten  anheim 
geben,  diesen  Bericht  vor  Allem  abzuwarten. 

Sämmtliche  Stimmen  waren  mit  letzterem  Vorschlage  einverstan- 
den, daher: 

Beschluss: 

Dass  der  commissarische  Vortrag  des  Kurfürstlich  Hessischen 

Herrn  Gesandten  von  Carishausen  vordersamst  abzuwarten  sey ,  um 

liiemächst  das  Protokoll  zur  Abstimrnimg  in  der  reichskammergericht- 

IkbcB  Sustentationssache  zu  erölftien. 

Vei^l:   Protokolle  der  Deutsehen  Bundes-Versamm- 

lang,  Bd.  II,  S.  28,24. 

c)  In  der  dreizehnten  Sitzung  am  24.  Februar  1817 
maehte  Praeaidium  die  Anzeige s  es  verdanke  dem  RönigHch 
Preussischen  Herrn  Gesandten  die  Mittheilang ,  dass  sein  Afl^* 
Wieliatcr  Hof  für  die  reiekskafluncrgeriebmehe  Sustentofionskasse 
«inen  Voraobuss  von  9006  TMem  benfUliffet  hate.  Han  hedie 
ai«b  daher  diesen  nihniliehen  nackakmimgswiirdigen  Vorgaag  sä 
Protokoll  zu  hriogen. 

In  derselben  Sitzung  verlas  der  für  die  Stünme  von  Hed- 
stein und  Laue.nburg  substitoirte  Grossherzoglich  Mecklen- 
burgische Gesandte,  Freiherr  von  Plessen,  f0}^ie  Erklä- 
rung des  Königlich  Dänischen  Gesandten,  Freiherrn  von 
Evben: 


!• 


,,Der  in  der  letzten  Sitzang  gemachte  Aaingz  ^Unsefn  kMwIen 
■i  hoben  CommHIfleii  anheim  ra  f^en^  den  Betrag  einet  Halben 
Imaermh  za  Beseitigung  der  dringendsten  BedfirlMaae  verialHe^ 
faerindhridoen  iea  eheouligen  Ralserliehen  ReiobikanuneiiBeriehta 
zo  bewiiligen^S  veranlasst  mich,  in  GemteheU  berelta  erhaltener  Be- 
fcUem  der  Aensserug:  daas  Seine  Majestät  der  König,  mehi  aller- 
gindigsierHerr,  innigst  wiinscben,  allen  kammergerichtHchen  Rir- 
NBBi,  die  «n  begründetes  Recht  anf  Pensionen  haben,  diese  baldmfig- 
li(iitf  festgestellt  and  ausgemittelt  zu  sehen,  lunl  dass  hierbei  vorzog- 
U  iKh  danurf  Bedacht  genomnien  werden  möge ,  dasa  diese  Pen- 
fioBszahlongen  mit  der  grössten  PünlLtlichkdtia  den  zu  bestimmeMlen 
TcraiaeB  wirklich  geleistet  werden,  xm  für  die  Zukunft  diese  zn  pen- 
doobtnden  Personen  gegen  die  bisher  öfters  eingetretenen  Nahmngs- 
nriQi  Milchst  sicher  zn  stdien.  Zu  dieser  wehlUiMtigen  Rnchsicht 
kibes  Seine  Majestät  auch  den  in  der  vertraulichen  Beratliang  voai 
iDMsmber  v.  J.  genachCen  Vorschlag  vollkonmen  genehmigt,  dass 
disobsidiom  cbaritativum  als  Vorschnss  haUtanöglicbsi  bewilliget 
vrrie,  dessen  Betrag  jedoch  ledlgKeh  von  der  Bestfanmong  eines  Jeden 
■iBies4fllgliede8  abhängen  soUte ,  und  von  den  allenfiiHsigen  Mnai- 
PB  Beitragen  abzuziehen  seyn  würde ;  und  haben  demzufolge,  nnAer 
vHhaten  Bedingungen ,  nnd  in  der  anadrflcUichen  Voranasetzung, 
ins  es  nicht  als  eine  Matrikular-Zahlnng  angesehen  werde,  mich  he* 
httset»  unverzüglich  nnd  sobald  nnr  mehrere  Bnndesglieder  fen  ähn- 
Idieo  provisorischen  Rülfsleistongen  sich  bereit  zu  ertüären  geneigt 
teyBwfinlen,  die  Summe  von  1000 Fl.  zur  fortdauernden  Snstcntbtion 
te  ehenaligen  Kammer-Geriobts-Persooale  ausznzaUeo.  Dieser  pro- 
^horische  Vorschuss  würde  jedoch  die  baldige  endliehe  Entsobeidioig 
dtier  Sustentallons- Angelegenheit  in  keiner  Hinsicht  verziigem 
firfea/« 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bnnde.s-*Versamni* 
lang,  Bd.  11,8.48,40* 
Dem  Beispiele  dieser  beiden  HIfe  (we^en  Wal  deck  n.  s.  w« 
<*«kst)iUg(endeanäehst  bald  die  anderen  betreffenden  Mit- 
fHeder  des  Deutschen  Bundes.  Bs  wurde  namentüeh,  laut 
^■itigea  in  den  Protokollen  der  Bundes-Versamminng»  der  erwibnle 
^«riehass  bewilliget  vom 

Kurhessen  —  im  Betrage  eines  halben lUmnerzieles,  <14.Sil^ 
^««27.  Februar  1817«) 

^cr^:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-^Versamm- 
lang,  Bd.U,  S.  57t 
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Wirliemberg  ttnd 

Anhalt  —  im  Betrage  eines  hailien  KammerzieleB,  (15.  SitMai^ 
am  S.  März  1817), 
Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Versamiii- 
lung,  Bd.  U^  S.74; 
Bremen  —  Im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (16.  Sit»n^ 
am  6.  März  1817), 
Vergl:   Protokolle   der  Deutschen  Bandes-Versamn- 
Inn^,  Bd.  II,S.  82. 
Königreich  Sachsen —  im  Betrage  von  1200Thaleni,  (17. 
Sitzung  am  10.  März  1817), 

Hannover  —  im  Betrage  von  1500  Thalem  Gonventionsmnnase, 
(17.  Sitzung  am  10.  März  1817), 

L  i  p  p  e  —  im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (17.  Sitzong  am 
10.  März  1817), 
Vei^:   Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Versamm- 
Inng,  Bd.  II,  S.  «2,  93; 
Nassau— imBelrage  von 500 Fl.  (18.SitzuttgamlS.Marzl817), 
Ho  henz  ollern -Siegmaringen  — im  Betrage  eines  halbe» 
Kammerzieles,  (18.  Sitzung  am  IS.  März  1817), 

Prankfurt  —  im  Betrage  von  500 Fl.  (18.  Sitzung  am  13.  MUrz 
1817), 
Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamin- 
lung,  Bd.  II,  S.  110, 111. 
Liechtenstein  und 

Reuss,  Jüngerer  Linie  —  im  Betrage  eines  halben  Kammer- 
zieles (SO.  Sitzung  am  20.  März  1817), 
Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  II,  S.  142; 
Reuss  ältererLiniennd 

Schaumburg -Lippe  —  im  Betrage  eines  halben  KamnM»^ 
zides  (21.  Sitzung  am  24.  März  1817), 
Vergl;   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  II,  S.  159; 
Hamburg  und 

Braunschweig  —  im  Betrage  eines  halben  Kammwzieles,  (28. 
Sitzung  am  27.  März  1817), 

Niederlande,  wegen  Luxemburg,  —  im  Betrage  von  1000 
Fl.  holländisch  (23.  Sitzung  am  27.  März  1817), 
Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  U,  S.  164; 


Baiera-te  BeInge  vMStW FL,  (M.  SftaH«  an  28.  AprU 
MIT,  s.  aneh  LUr.  D.) . 

Lübeck  —  im  Betrage  von  400  Fl.  Im  24 Fl.  Fuaae,  (24.  Sitsiuif 
a«  2a.  i^prfl  1817), 
Vei^:  Protokolle  der  Deotachen  Bundea- Veraaram- 
lDng,Bd.  II,S.  198; 
Grossberzoglich  and  Herzoglich Säcbsisc he  Häaaer 
—  je  im  Beirage  eines  hallen  Kammerzieles,  (25.  Sitzung  am  1.  Mai 
1817), 
YcTgi:   Protokolle  der  Dentseben  Bundes -Veraamm- 
Inng,  Bd.  11,  S.  211; 
Grossherzogthum  Hessen  —  im  Betrage  von  1000  Fl., 
(29.  Sttznng  am  19.  Mai  1817), 
Ver^z   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
Inng,  Bd.  UI,  8.60; 
Baden  —  im  Betrage  eines  halben  Kammersieles ,  (S7.  Sitzung 
«n2S.J«nil817), 
Vergt:   Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-VersamnH 
long,  Bd.  III,  S.  267. 


IrkllringdesKSiiiglicliBaieriickeiiOeiABdtei 

fom  1.  lai  1817. 

FUnf  und  zwanzigste  Sitzung  am  1.  Mai  1817.') 

Praesidium  Hussert:  es  wolle  dem  KiKnlgllch  Baleri« 
sehen  Herrn  Gesandten  zu  der  in  der  jUngsten  Sitzung  vom 
28.  w.  M.  vorbehaitenen   firklVrung^)   das  Protokoll 

Baiern :  Von  meinem AUerhilchsten  Hofe  mit  der  nSthlgen 
Insiraetioo  versehen ,  sSume  ich  nicht  In  der  Sustentations-An- 
gdegeaheit  des  ehemaligen  Reichskammergerichts-Personafai  die 
Krkttniiig  nachzutragen  wie  folgt: 

1)  Wenn  schon  das  von  d^  Bundea-Versammlung  beachloa* 


999t  Provtaorimi  wegen  Bildung  eines  Fond»  zw  UiilcrsUitzun^ 
der  bedurnigen  kammergerichtlichen  Individoen  durch  vortSufi^ 
Entrichtung  des  nngefllhren  Currentbetrages  eines  halben 
Kamroerzieles  als  sehr  zweckmässig  erkannt  werden  mnss; 
so  kann  doch  auf  eine  weitere  Zahlung  von  Current-Rammer- 
zlelem  von  der  Krone  Baiern  deshalb  nicht  mehr  eingegangen 
werden,  well  durch  die  von  Seite  der  Königlichen  Central-Haupt- 
buchhaltung  am  14.  Jänner  d.  J.  hierüber  angefertigten,  hier  ur- 
schriftlich beigefügten  Erinnerung  und  Berechnung  dargetban 
Ist ,  dass  wegen  der  seit  dem  Jahre  1807  übernommenen  Gehalte 
des  Beichskammerrichters  und  mehrerer  der  Assessoren  nicht 
nur  schon  27,675  Fl.  GjKr.  allmälig  mehr  aus  dem KSnigUcben 
Aerar  bezahlt  wurde ,  als  nach  Verhältnlss  der  mit  Kammerzie- 
lern  belegten  Königlichen  Besitzungen  dasselbe  wirklich  getroffen 
hätte,  sondern  dass  auch  gegenwärtig  noch  eine  solche  Cur- 
rent-Ueberlast  von  6,551  Fl.  41|  Kr.  auf  den  KteigHobca 
HaMen  hafte. 

2)  Die  Beseitigung  dieser  Forderung  wSrde  bei  dettnitiver 
Berichtigung  dieser  Sustentattons -Angelegenheit  am  Kürzesten 
dadurch  zu  reallsiren  seyn ,  wenn  auf  Compensation  Jener  Capi- 
talien  angetragen  würde,  welche  die  Kammei^erichts-Susten- 
tationskasse  mit  beiläufig  57,000  Gulden  nach  dem  Protokolle  der 
7.  Bundestags -Sitzung  §.  24  aus  dem  Baierlschen  Schuldentil- 
gungsfond nachzufordern  haben  soll. 

3)  Ohnehin  wurde  nur  in  der  Voraussetzung  auf  die  provi- 
sorische Entrichtung  eines  halben  Kammerzieles  angetragen,  dass 
von  Seiten  der  Krone  Baiern  neben  den  Besoldungen  des  in  Kö- 
nigliche Dienste  übernommenen  Kammergerichts-Personals  audi 
noch  ein  jährlicher  Znscfauss  an  die  kammergerichtlldte  Sttstai- 
tattoRskasse  zu  entrichten  wXre. 

4)  In  derVoniossetzung  Jedodi,  dass  dfefln^lclie  Vorsekuss« 
Icisliiiifr  ganz  unabhängig  von  der  allenfallslgen  UeberlasI  d« 
einen  oder  anderen  Bundesstaates,  und  vorzüglich  nur  darum  ge* 
fordert  werde ,  um  den  dringenden  Nothstand  der  unverschuldet 
leidenden  Kammergertchts-Indivtduen  zu  lindern,  da  diesellMn 
mit  ihrem  Unteitalte  nicht  so  lange  zuwarten  ktfnnen ,  Ms  die 
Liquidität  der  matrikularmässfgen  Be(tr)^  eliiet  joden  Tbetto 
gepriiH  nnd  gemetnochofUfeii  anerkannt  seyn  wird ;  so  wollen 
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MMM^MttztidieserHiienileQMaMr^  gennDflwirkeD,  uftd, 
iiielMrrito  in  der  24.  Sllzwg  erküiri  W(wtai,  eise  weitere 
iluHM  TM  3000  Fk  iMi  der  Wärzbufgir  HmplkaMe  dergeetatt 
iMdM  lasaea,  daas  nach  den,  Midi  in  des  Kkdlckea  Asweif- 
iHBtt  von  4.  November  1814  imd  4.  Decemker  1816  «uage^ 
MddüD  Vorbekalt,  diese  Zahlung  ebne  Uebemabaie  ingeod 
doer  wellereD  VerblndUcbkeit  und  ledigUch  auf  Abschlag  der 
ÜsKo,  od^  ZlnsriieksUbide  Jenes  Cairttals  bewilHgt  werde, 
«ekkes  die  ehenalige  Odeowaldisebe  und  SchwSbische  Reicbs* 
lUmchaft  aa  die  kaminergerichtliche  SusleftiaUoDskasse  schul* 
%  war ,  die  aber  Iheüweise  bei  deren  Auseinaaderselzung  von 
ir  KfSDe  Baiem  übernonmen  werden  sind. 


a)  VciiK^:   Prolokolle   der  DeiiUcbeii   Bundes-Ver- 
MBslnag,  Bd.  U ,  S.  203  u.  f. 
»)Vergl:  Noiec  zu  Litt.  C. 


Itickliss  der  Bnndes-TersannDlniig  vom  11  Ml  1817. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1817.*) 

Praes  I  d  i  u  m :  verlas  hierauf  den  Entwurf  des  Beschlusses 
fcr  die  Sustentatlon  des  Reichskaounergericbts  und  die  denir 
«ka  angefSgteUeberslcht  der  bewilligten  Pensionen  von  1.  J»- 
ttv  1817. 

Diese  Ueberslcht  wurde  dem  Protokolle  unter  Z.  73  bei» 

Stemtllche  Stimmen  waren  mit  dem  Entwürfe  vollkommen 
<iirmtaQden,  daher 

Beschluss: 
Ik  Bandes -Versamnlung  hat  schon  seit  Ihrer  ErBlTnung  ihre 
^'vnigliche  und  anhaltende  Aufmerksamkeit  auf  die  Regull- 
fiiQg  des  Pensionswesens  der  Mitglieder  und  Ange- 
ra.  15 
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htfrlgen  des  vormallgeii  Relchskanmergerlckts  tn 
Wetzlar  auf  eine  dem  Geiste  der  Deutschen  Nation,  wie  der 
Achtung  dir  dieses  ebrwUrdlge  NationalJnstitot  enispreehendn 
Weise  gerichtet  ^  und  nachdem  sie  die  desihlls  an  sie  ergangenen 
Heelamationen  soi^ffltig  geprüft  und  erkannt  hat,  dass  selbige 
einen  zwiefachen  Gegenstand  umCsssen ,  wovon  der  eine  die  be- 
gehrten angeblichen  GehaltsrUckstfinde  bis  zu  Ende  des 
Jahres  18i6,  der  andere  aber  die  Feststeilung  der  Pen- 
sionen für  die  Zukunftvom  I.Januar  1817  an,  betriflt; 
dass  dieser  letztere  Gegenstand  aber  zu  dringend  sey,  um  so 
lange  aui^eschoben  zu  werden,  bis  die  Schwierigkeiten  mancher* 
lei  Art,  welche  sich  sowohl  bei  der  ErSrterung  derRechtsgrfinde 
der  in  Anspruch  genommenen  Rückstände,  als  der  Mittel,  welche 
zu  deren  Deckung  in  Vorschlag  gebracht  worden,  sich  beseitigen 
lassen  werden ,  wenn  schon  auch  dieses  fortdauernd  ein  ange- 
legenes Geschüft  fOr  die  Bundes.  Versammlung  bleiben  wird;  dass 
ferner  die  provisorischen  Mittel,  welche  die  Bundes- Versamm- 
lung bei  ihren  HbTen  zu  Anfang  dieses  Jahres  in  Antrag  gebracht, 
und  von  ihnen  erlangt  hatte,  um  den  Hulfsbediirftigen  ihre  Sub- 
sistenz  während  der  Dauer  der  Erörterungen  Ober  die  deflnitive 
Regulirung  der  Pensionen  zu  verschaflTen,  diesen  Zweck  nur  un- 
vollkommen und  auf  kurze  Zeit  erfüllen  können ,  ohne  dadurch 
die  Pensionirten  auf  eine  für  sie  so  wOnschenswerthe  Weise  für 
die  Ziikunlt  sicher  zu  stellen,  und  die  Nachtheile  zu  heben, 
welche  nach  langjähriger  Erfahrung  von  einer  überdies  mtt  Ko- 
sten verknüpften  gemeinsamen  Administration  und  Berechnung 
unzertrennlich  sind ;  so  hat  sie  sich  zunächst  darauf  beschränkt, 
die  von  ihr  entworfenen  Vorschläge  zu  deflnitiver  Regulirung  d^ 
Pensionen  llir  das  Kammergericht  und  dessen  Angehörige  fOr  die 
Zukunft  vom  1.  Januar  1817,  sowohl  was  die  Summe  der  einem 
Jeden  derselben  zuzubilligenden  Pension,  als  die  Art,  wie  zu 
Deckung  derselben,  mittelst  Benutzung  der  noch  vorhandenen 
Activ-Gapitalten  und  der  Naturalvertheilung  der  Pensionäre  unter 
die  dazu  Beitragenden,  zu  gelangen  sey,  der  Genehmigung  Ihrer 
Committenten  zu  unterwerfen;  und  nachdem  nunmehr  beinahe 
die  alterseltige  Zustimmung  derselben  erfolgt  ist,  so  werden  hle- 
mit  diese  Pensionen  vom  1.  Januar  1817  an,  and  auf  die 
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Lebenszeit  eines  J64ei  Pensioiiibrf  folgMiter  CMalt  definl- 
tiTiHid  UBwiderruriich  festgestellt.*') 

§.  I.    Vom  1.  Jaauar  1817  erhallM»  Im  S4.  PI.  Puss 
kcreckoet: 

1)  Der  vormaHge  Kamtterriebter ,  die  KanuBergertehtf-Pri- 

tMaAm ,  Assessoreo  und  der  PIsIcal  auch  Piakal-Advakat  Ihm 

«rileii  Gdialt  lebensUüiglieh  in  dem  Maate  zugesichert,  dass 

a>  Diejenigen  uMer  ihnen »  welche  wie  der  Kammergef  IcMft^ 

Präaident,  Preiherr  von  Seckendorf,  die  Kammei^gertohta- 

Assessoren  von  Weidenfeld,  von  Martini,  von  Sehmitz, 

von  Hüber,  der  Heichsfiskal  Werner  und  der  Plskal-Advo^ 

kat  Schelver ,  nicht  wieder  in  Dienste  getreten  sind ,  ihren 

^nzcD  varmatigen  Gehatt ,  somit 

der  Präsident  Freiherr  von  Seckendorf    6580  PL  48  Kr. 

-  Rammergerichts-AsoessorvonWei- 

denfeld 4800 

-  Kammergerichts-Assessor  von  Mar- 
tini       4800   -  —   . 

-  Kammergerichts-Assesaorv.SehmÜz  4800 

-  Kammergerichts-Assessor  HUber      4800   -  —    - 

-  ReicbsOskal  Werner    ....      3200 

-  Fiskal-Advokat  Schelver  .     .     .     1818   -  —    - 
als  Pensionen  erhalten ;  dass 

b)  Diejenigen  unter  ihnen,  welche  wieder  in  Dienste  gegangen 
sind ,  deren  etatsmSssIger  Gehalt  aber  die  Summe  ihres  vo- 
rigen Crehaüs  am  Kammergericht  nicht  erreicht,  die  zur 
Gletehmachung  erforderliche  Summe  als  Zuschuss  erhalten, 
und  diesem  gemSss  dem  vormaligen 

Kammerrichter  Grafen  von  Relgersberg  7040  Fl.  —  Kr. 

Kammei^erichts-Assessor  von  Branca      800 

Kammergerichts-Assessor  Freiherm  von 

Seckendorf 800 

Kammergerichts-Assessor  von  der  Decke    800  -  —   - 

Kammergerichts-Assessor  von  Linden    800 

Kammergerichts-Assessor  Freiherm  von 

Riedesel 800-—- 

Kammei^erichts-Assessor  von  Neurath 

Jua 800  -  —   - 

15  ♦ 
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Kamoiergeridits-AsseMor  von  Hoheo* 

hörst 1200F1.-Kr. 

Kammergerlchts* Assessor  von  StelD     .    333  -  15  - 
als  Zuschuss-PeDsion  bewilliget  werden. 

2)  Den  Kanzleipersonen  wird  ilir  aus  der  Prennigmelsteni 
und  Taxkasse  bezogener  Gehalt ,  Jedoch  ohne  ErfaShuiig  oal 
ohne  Recht  des  künftigen  Vorriickens ,  als  Pension  ziigethcüi; 
doch  wird  dem  Prokurator  Krauss  seine  Pension  von  626  Fi.  aol 
928  Fl. ,  als  der  ordentliche  Gehalt  eines  Protonotars,  und  die 
Pension  eines  Jeden  der  drei  Leser  von  464  Fl.  auf  701  Fi.  er- 
hShet ,  dagegen  die  in  den  Kammei^eriehts-BerechnungeD  untor 
der  allgemeinen  Rubrik  ,,Rammergericbtsleserei<<  aufgeHiluia 
144  Fl.  nunmehr  vom  1 .  Juli  dieses  Jahres  zu  streidien  shid. 

Diesem  gemäss  erhalten : 

der  Kanzlei- Verwalter  von  Handel     .    1882  Fl.  24  Kr. 

-  Reichspfennigmeister  von  Hötzen- 

dorf liOO  .   48  - 

-  Botenmeister  Gress 144  -   —  - 

'  -  Protonotar  Appelius      ....      928  -   —  - 

Vahlkampf   .    .    •    .      928 

Krauss 928  -   —  - 

-  Notarius  WallreuÖier    ....  618-40  - 

-  Notarius  Gress 620  -   40  - 

,  -  Leser  Jagemann 701   -  —  - 

-  -     Marx 701 

.  -      .      Paul 701  .    —  - 

-  Copist  SchHfer     ......      200 

Schubert 300  -   —  - 

-  ^      Herdt 300  ^    -  - 

3)  Wird  den  Kameral-Aerzten  ihre  bisherige  volleBesoldMl 
zu  912  Fl.  gelassen ;  demnach  erhalten  i 

der  Hofirath  Jordan 912  Fl.  —  Kf 

Gergens 912  •    —  - 

4)  Den  zwölf  reitenden  und  Fuss-Boten,  welche.ln  dem  M 
gehenden  Verzeichniss  sub  Z.  72  specificiri  sind ,  ^Ird  an  ü 
Stelle  ihres  bisherigen  Gehaltes  und  Fmolumenle  einem  Jede 
eine  Pension  von  Jährlich  200  Fl.  bewilligt. 

5)  Findet  der  Deutsche  Bund  sich  bewogen,  den  in  dem  bei 
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VeneMHiMe  8ub  Z.  73  beoanalen  Advokaten  imd 
Pfokuntorea  cteeo  JSbrttebeii  Gnaieii-Geiialt  In  drei  vendriede- 
neo  Klassen,  ohne  Redit  des  AufrOdcens,  zu  800,  1000  und 
1500  Fl.  lA  dem  Matte  zu  bewlUigea,  da« 

den  HoMtken  Lange,  Budiholz,  Abel  und 

Goffibel  ein  Gnadengeball,  Jedem  von  .    .    1500  PI. 
den  HoMthen  Frech,  Tils,  BufTund  v.BosIdl 

sen.  Jedem  von 1000  - 

den  HofrSthen  Saehs,  Helferich ,  Mainoni ,  A. 

T.  Boatell  und  IMelz ,  Jedem  von      •    .    .      800  - 
zBgestandmi  werde ;  auch  erhalten  der  Geheine  Rath 
Blsslttg  UDd  der  HoHrath  Sippmann  Jeder  zu  ihren  be- 
reits geniesaettden  Besoldui^en  eine  Zusehnss^Pension 

TOB -    .      400  - 

6)  Die  Notarleo  und  Prot^oUisten  Assmann ,  F.  A.  Back, 
C.  BhiflB,  Kluthe,  Thomas,  Hei^,  Kleber,  Gottacbalk  und 
Maierlifffler,  ein  Jeder  ein  Gnadengebalt  von  JMhrlicb  200  Fl. 

§.  2.  Die  Zahlung  dieser  P^isioneo  und  Zusdiosspensionen 
crMgt  Id  dem  Masse,  dass 

1)  FQr  den  Zeilraum  vom  1.  Januar  bis  alt.  Juni  1817  sel- 
bige, so  weit  dieses  nicht  schon  geschehen,  aus  den  von  den 
BoBdesstaaten  zu  Anfangs  dieses  Jahres  l)ewilUgten  Vorschfisseo, 
iea  laufenden  Zinsen  d^  Activ-CapitaUen  vom  1 .  Januar  bis  ult« 
JottL  1817  und  den  flir  dies^  Zeitraum  in  die  PfennigmeisteiM 
geflossenen  filteren  Kammerzielem  aus  der  Pfennigmeisteral 
haar ,  oder  durch  Ueberweisung  an  die  Staaten ,  welche  aus  die* 
sem  Grande  noch  Zahlungen  an  die  Pfennigmeisterei  zu  leisten 
hatten,  berichtiget  werden,  wohingegen  der,  nach  erfolgter Zah- 
loog  der  oben  gedachten  Pmsionen  und  Zoschusspeniionen,  auch 
gdiMg  zu  belegenden  Administrationskoslen ,  ftwa  noch  blei- 
bende Ueberschuss  einstweilen  zu  asserviren  ist ,  um  selbigen 
knnfUg  bei  Regulirung  des  praeteriti  mit  zu  verwenden. 

2)  Vom  1 .  Juli  dieses  Jahres  an  werden  keine  Zahlungen 
pra  IWuro  aus  der  Pfennigmeisterei  geleistet,  sondern  es  werden 
diese  Pensionen  den  einzelnen  PenaionSren  nach  einer  zwiscbe« 
den  betragenden  Staaten  getroffenen  Ueberdnkunft  von  dem  oder 
d^jenigen  Staaten  unmittelbar  geleistet,  welche  diese  Penslonür^ 
es  sey  auf  die  Tilgung  ihrer ,  dem  Kammergerichte  schuldigen 
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Aktf T  -  C«|rfta]len  oder  an  die  SMIe  HirM  Miherigeii  DeHrige» 
tw  Sufttentatlon  ded  Rammergerlcbts  iibernomineii  kaben. 

§.  S.  Gegea  Zahlung  der  solchergestalt  von  einzelnen  Staa* 
ten  übernommenen  Pensionen»  sind  selbige  sowohl  von  alier 
Rficiczahlung  ihrer  bisher  dem  Kammergeriehte  sehnldigen  Ca- 
pitalien  oder  deren  Zinsen  vom  1.  Juli  1817  an,  als  von  allem 
Anspruch  auf  fernere  Beltrti'ge  zur  Sustentation  des  Kammer- 
gerichts, selbst  in  dem  Falle  befreiet,  wenn  durch  das  nach  dem 
heutigen  Tage  erfolgte  Absterben  eines  von  ihnen  Übernommenen 
Pensionärs^  die  von  ihnen  ObemommeneLast  vermindert  werden 
oder  aufhören  sollte. 
Wie  indess 

1)  das  von  dem  Hause  Solms-Llch  dem  Kanmerg^ohte 
schuldige  Capital  von  27,611  Fi.  45  Kr.  grSssten  Thetls  nicht  In 
Renten  verwandelt,  sondern  an  Seine  KSnlgliche  Hoheit  den  Kur- 
fttrsten  von  Hessen ,  zur  Bezahlung  des  von  ihm  dem  Kammer^ 
gerichte  voi^ellehenen  Capitals  von  18,000  Fl.  hiemlt  und  mtt 
dessen  Zustimmung  cedirt  und  ül)erwiesen  wird  ^  so  bleibt  dieser 
Theil  des  gedachten  Capitals  in  seiner  völligen  Kraft,  und  treten 
Seine  KSnlgliche  Hoheit  der  Kurfllrst  von  Hessen  in  Ansehung 
desselben  und  der  desHalls  constituirten  oder  ntfthigen  Falls  noch 
zu  constitoirenden  Hypothek  in  alle  Rechten  des  blsherigiMi 
GlHublgers^  sowohl  was  das  Capital  selbst  und  dessen  Kündigung 
und  Erhebung,  als  die  vom  1.  Juli  1817  davon  zu  bezahlenden 
Einsen  anbetrilR,  wohingegen  der  tiberscbiessende  Thell  des  Ca- 
l^tals  von  9,611  Fl.  45  Kr.  durch  die  von  Solms-Llcfa  dagegen 
übernommene  Zahlung  der  Pension  erlischt ,  auch  wird 

2)  das  von  Isenburg  dem  Kammeifferichte  schuldige  C»» 
pital  von  540  Fl.  auf  Kurhessen  mit  allen  Rechten  übertragen. 

§.4.  In  sffnslcht  der  Zahlung  der  solchergestalt  verthefltea 
IPeftsionStie  Ist  annoch  festgesetzt : 

1)  Dass  diese  Pensionäre  in  Deutschland  leben  kSnnen,  wo 
Me  wollen,  und  nicht  gehalten  sind ,  wieder  In  Dienste  2u  gehen, 
es  sey  an  ihrem  Wohnorte  oder  ausserhalb  desselben ;  doch  kßn- 
len  sie  die  Zahlung  ohne  Einwilligung  dessen,  der  sie  zu  leisten 
bat,  an  keinem  andern  Orte  als  in  Frankftirt  .oder  Wetzlar,  nach 
der  Wahl  dessen ,  der  die  Zahlung  leistet ,  l^egehren. 
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2)  Die  Zahlungen  werden,  Falls  nicht  den  Einzelnen  ein 
Anden»  zugestanden  wird ,  vierteUährllch  geleistet. 

3)  SoUte  ein  oder  der  andere  Pensionär  wieder  in  hesoldete 
Dienste  treten ,  oder  Ihm  küntUg  sein  bisheriger  Gehalt  erhöhet 
werden,  so  ist  zwar  dieser  Gehalt  oder  diese  Gehaltserhöhung 
aun  Vortbeil  dessen,  der  die  Pension  zu  zahlen  übernommen 
kat,  an  dieser  abzusetzen ;  sofem  jedoch  dieser  Gehalt  oder  er- 

:  hSbete  Gehalt  die  Summe  der  Pension  nicht  erreicht ,  bleibt  der 
^ Staat,  welcher  diese  flbemoromen  hat,  die  ErgSnzungssumme 
den  Pensionär  zu  zahlen  verbunden. 

4)  Wo  mehrere  Staaten  zur  Bezahlung  einer  Pension  eon- 
currlren,  Ist  verabredet,  dass  sie  sich  eines  gemeinsamen  Ban- 
fuiers  in  Franlcfürt^  der  Zahlung  halber,  vergleichen  wollen, 
iaaiit  der  Pensionär  auf  eine  einzige^  den  Umständen  nach  in 
daplo  u.  s.  r.  auszustellende,  Quittung  und  auf  ein  Lebens« 
.iHtestat  die  volle  Zahlung  erheben  könne. 

5)  Nach  Absterben  eines  P^sionärs  geniessen  dessen  Erben 
Pension  noch  bis  zu  Ende  des  Quartals,  in  welchem  er  verstor- 

ist,  doch  haben  sie  auf  ein  Gnaden-Quartal  Iceinen  Anspruch. 

§,  5.  Wenn  übrigens  die  Bundes  -  Versammlung  sich  mit 

de  von  ihren  Committenten  berufen  siebt,  durch  den  gc^en- 

[Mriigen  Beschluss  einen  OtTentlichen  Beweis  zu  geben ,  dass  der 

t  Deutscher  Müde,  wie  er  sich  in  dem  Deputatioos-Aiischiede 

9Mi  1803  zum  Vorthelle  entlassener  Staatsdiener  so  laut  ausge- 

^nKrhen ,  sich  nach  allen  StOrmen  der  Staatsumwälzungen  un-» 

dertin  Deutschland  erhalten  hat,  und  in  noch  schönerem 

lichte  über  die  Grunzen  der  Verlrindiiebkeil  hinaus  sich  In  der 

legoiirung  der  liünfligen  Pensionen  ftir  die  Mitglieder  und  An- 

SiMrigen  des  Kammergerichts  darstellt ;  so  findet  die  Bundes- 

^  Tersanmlung  sich  nicht  minder  berufen,  auch  dem  (Qr  Jetzt  noch 

^'Imertedigten  Theile  der  Icammergerichtllcben  Ansprüche,  weiche 

|]'*d»  praeteritum  bis  zum  Schlüsse  des  Jahrs  1816  betrifft,  ihre 

r  Sorgfalt  zn  widmen,  und  wird  sowohl  In  Erörterung  der  Rechts- 

[  fronde  für  diese  Ansprüche  als  in  Erforschung  der  Mittel,  welche 

I  211  ihrer  BefHedigung  dienen  können ,  gern  den  Mitgliedern  des 

Kammergerichts  neue  Beweise  geben ,  wie  angelegen  es  ihr  ist, 

zu  dem  mitzuwiricen ,  was  nach  allen  Umständen  zu  ihrem  Vor- 

ikeUe  geschehen  Icann. 
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Beilage 

zu  dem 

Pretokolle  der  drei  und  vierzigsten  Sitziig  f^ 

14.  Juli  1817. 


Bewilligte  Pensionen  für  das  Kammergericklj 

vom  1.  Januar  1817. 


Staaten, 

welche  die  Zatalan^  vom  1. 

Juli  1617  «■  aosselrilessllch 

ttbernehmen. 


Namen  der  Penslonflre. 


1 


Preussen  y« 
Baiera  y« 
Baden  y« 
Württemberg 


Prenssen 
Balero 


Württemberg 


Königrelcli  SaebMB  . 
Baden     


Baiera 

Baden      

Solms-Llch  .  .  . 
Hannover  .  .  .  . 
Prenssen  .  .  .  . 
Königreich  Sachsen  . 


Preassea 

Grossherzogthum  Hessen 
Prenssen 


Württemberg   .... 

Balem 

Holstein 

Prenssen 

Knrhessen  •.«... 
Nassau    ....... 

Anhalt  .  .  .  y. 
Lichtenstein  .  .  :^2P1. )  ,/ 
Schanmb.-Lippe  12S  -  {  ''^ 
Holstein 


I.    Besoldete  Rameralen. 

Vormaliger  Kammerrichter ,  Graf  von  Rel- 
gersberg,  Zuschnss 

Präsident  von  Seckendorf 

Kammergerichts^Assessor  V.  Weidenfeld 
Rammerger.-Ass.  v.  Martini 

-  V.  Schmitz 

-  V.  HOber 

-  V.  Branca,  Znschnss 

-  Preih.  V.  Seckendorf 

-  V.  d.  Becke  .... 

-  Freih.  v.  Linden  .  - 

-  V.  Riedesel  .... 

-  V.  Neurath  Jim.    .   . 

-  Freih.  v.  Hohenhorst 

-     V.Stein  .   .   . 
Ranzlei-Verwailer  v.  Handel  .... 

Reichs-Fiskal  Werner 

Fiskal-Advokat  Schelver : 

Ra«mergericht»^Arzt  Hofhith  Jordan 

-         -       Gergens 
Reichspfennigmeister  v.  HOtzendorf  . 


n.    Ranzlei. 


Botenmeister  Gress    . 

Protonotar  Appelins  . 
Vahlkampf 
Rrauss  .  . 

Notar  Wallreuther 

-  Gress    .... 
Leser  Jagemann    .   . 

-  Marx .  .   .   :   . 

-  Panl  

Ropist  Schäfer    .   .   . 


Schnbert 
Herdt    . 


i 


.     Staate!, 

Melle  ZaUuig  tqd  1 

|U7  u  aosscUinsUcli 


ülamen  der  PenslonSre. 


JMliriiche 

Pension 

Im 

%i  Fl.  Fttit. 


^Sehwcritt  .     . 


lügen 
irghansen 


«lg.    .    .     . 

Sonderali.    >4 
RoMeUAI  «/a 

.    iS3V>  Fi. 

Lilie    My,  - 
Ig  .    .     .     . 

U 

IcchlDgen  56  Fl.  \ 
trtagenliS  -  ( 

Weimar      .     .    . 

lingen  55  Fl. ) 

»145  -  I 

^eiaar  .... 

Ume  85FI.  I 

lold      115  -   ( 


in.    Advokaten  und  Prokuraloren. 

Boflmlh  Lange 

Bnckholz 

-  Aber 

Gombel 

Frech 

-  TIJs 

-  Bnir 

V.  Boateil  aen 

V.  Sachs    

Belferich 

Geh.  Rath  v.  BIssIng 

lloft*ath  SlMpnann 

Malnonl 

A.  V.  Bostell 

-  DIelz 

IV.    Notarien  und  Protokolllslon. 

Notar  Assmann 

*  Fr.  Anton  Bach 

-  Casimir  Blum 

-  KlQtfae 

-  Thomas 

-  Hepp 

-  Fr.  Kleber 

-  I.  F.  Gottschalk 

-  Johann  MayerfaAfer 

RrotokoUlsl  Zlesaler 

V.    Rammerhoten. 
Bote  Joseph  Nanp 

-  J.  H.  GOlike 

-  J.  P.  Glaser 

*  Henni  Hennings 

-  J.  Lndw.  Hörn 

-  J.  A.  Harlmann 

-  J.  J.  filttllnger 

-  Joh.  Hemht 

-  Joh.  Rehhom 

-  J.  DIcck 

*  J.  Hauch 

-  J.  W.  Schuchart 


TtT 

IMO 

1500 

1500 

1500 

1000 

1000 

1000 

1000 

800 

800 

400 

400 

800 

800 


800. 


Kr. 


too 

300 
200 

200 

200 
200 
200 

200 

200 
200 


200 

200 
200 

200 

200 
200 
200 
200 
200 
300 

200 

200 


i 


23^4 

o)  Vergl:    Protokolle   der   Deatschen  Bundes-V^r- 
sammlung,  Bd.  III,  S.  408  a.  f.,  451  u.  f. 

b)  Der  in  den  vorhergehenden  verira  ulichen  Besprechan- 
g  e  n  erstattete  und  zumBehufe  weitererBerichterstattung  discutirte  um- 
fassendeVortrag  der  hierzu  erwählten Gommlssion,  über  die  kam- 
mergerichtliche  Sustentations-Sache,  sodann  ein  Nach- 
trag nebst  Tabellen,  wurden  in  der  zwei  und  zwanzigsten 
Sitzung  am  26.  März  1817  unter  der  Z.  47  und  48  zu  Protokoll  ge- 
nommen und  dieselben  für  das  erste  locodictaturae  drucken  za 
lassen  beschlossen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  II,  S.  159. 

In  der  drei  und  dreissigsten  Sitzung  am  9.  Juni  1817 
wurde  mit  der  Abstimmung  begonnen,  in  derselben  genehmigten 
die  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  Häuser 
nicht  nur  die,  die  Pensionirung  des  reichskammergerichtlicheB  Per- 
sonals betreifenden  Grundsätze,  welche  der  in  der  21.  und  22.  Sftzni^ 
verlesene  Vortrag  des  Ausschusses  aufstellt,  sondern  auch  die  wegen 
Vertheilung  der  Pensionäre  geschehenen  Vorschläge ,  und  erkürten 
sich  bereit,  vom  1.  Juli  an  die  ihnen  zngetbeilten  Pensionen  zahlen 
zu  lassen.  Der  Gesandte  fugte  hinzu:  „Einen  Schlussin  dieser  An- 
gelegenheit zu  fassen  dürfte  dringendnothwendig  seyn ,  da  das 
halbe  Jahr,  für  welches  provisorisch  Beiträge  verwilllgt  worden,  mit 
diesem  Monate  zu  Ende  geht,  und  die  Noth  der  Pensionäre  bei  der 
dermaligen  ausserordentlichen  Theuernng  doppelt  drückend  seyn 
würde." 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,Bd.  UI,S.  165. 

Ebendaselbst  s:  Bd.  ili,  S.  25«*- die  desfallsige  Abstim- 
mung der  sechszehnten  Stimme;  JSd.  III,  S.  265  —  die  Ab- 
stimmungen von  Preussen  und  Baden;  Bd.  HI«  S.  305 —  die 
Abstimmungen  von  Oesterreich  und  Rurhesscn;  Bd.  III,  S.318 
-^  den  Vortrag  des  Königlich  Hannoverischen  Gesandten,  über 
den  Zustand  der  Kasse  und  Exigenz  bis  1.  Juli  1817;  Bd.  111^ 
S.  323  —  die  Abstimmungen  für  die  Vertheilung,  von 
Oesterreich,  Preussen,  Königreich  Sachsen,  Hannover, 
Kur  h  essen,  Däne  mark,  den  Grossherzog  lieh  undHerzof^ 
lieh  Sächsischen  Häusern,  Braunschweig  und  Nassau» 
Mecklenburg,  der  15.  und  16.  Stimme;  Bd.  HI,  S.  d70---die 
Abstimmung  von  Luxemburg;  Bd.  III,  S.390  —  die  Abstim- 
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MOfea  v«a  BaierD,  Grossherzagthuai  Bessen  und  der 
IT.StiaiBe,  (Vergl:  Bd.  III,  S.  3dS,  346,  407,  461).  —  Nach  be- 
absefiMslen  Beschlnsse  vom  14.  Juli  1817  erfolgten  nocli  nach- 
W||tiGbe  AbsUmmiuigen  von  Würilemberg,  Baden  und  Gross- 
lerzogtham  Hessen,  (Vergl.  Prot.  n.  s.  w.  Bd.  IV,  S.  21 ,  50, 
L  —  Ueber  den  Auftrag  der  Bandes-Versammlung  wegen  A  b  se  n- 
ig eines  Coramfssars  nach  Wetzlar  ziiUebernahmeder 
sse,  Obligationen  und  Papiere  u.  s.  w.  s:  Protokolle 
iw.Bd.  IV,  8,226,240,291. 


F. 


ickliii  ior  BiBdai-TersiBBiliBg  ?om  10.  Hontt' 

ber  1117. 


lieben  und  vierzigste  Sitzung  am  10.  November 
U7.*) 

Praealdlun:    Um  dem  Bescliiusse  vom   14.  Juli 
l  Folge  zu  geben,  wonach  der  Irfs  Jetzt  noch  unerledigte 
der  kaniffiergerichtlichen  Ansprfiche ,  welcher  das  praete- 
Ms  zu  Ende  des  Jahres  1816  betrifft,  fnBerathung  genom- 
werden soll,  will  PrSsidfum  der  hohen  Versammlung  anhelm 
m,  ob  niclil  Jener  zur  Regullrung  der  Pensionen  vom  1.  Ja- 
1817  an ,  als  pro  fbturo  ernannten  Commlsslon,  wegen 
engen  Zusammenhanges  der  Materien,  auch  die  Begut« 
ktaog  wegen  Berichtigung  der  RiickstSnde  Uber- 

werden  wolle  ? 
Praesidium:  legt  zugleich  die  von  dem  Herrn  IIoft*9th 
Handel  aus  Auftrag  der  hohen  Versammlung  eingezogenen 
lirungen  und  Ausweise  über  das  reichskammergc- 
ihtliche  Depositenwesen  vor,  und  äussert  die  Mei- 
dass  auch  dieser  Gegenstand,!  so  wie  die  Erörterung 
▼on  der  KSniglicb  WUrttemberglscben  und  Gro3sherzoglicb 
lischen  Gesandscbaft  gemachten  Antrüge,  wegen  Verabfolgung 
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der  Schuldscheine  und  Ausliererung  der  Akten  deraelhen  Con- 
mission  zu  übertragen  sey. 

S9mmtUche  Stimmen  treten  dem  PrSsidfal- Vorschlage  liel, 
daher : 

Beschluss: 

1)  dass  der  aus  den  Herrn  Bundes-Gesandten  von  Martens, 
vonBerg  und Danz  für  dasreichskammergeriehtUchePensioDs- 
wesen  pro  Aituro  ernannten  CommJssion  auch  die  Begutach- 
tung der  Rückstände;  und 

2)  derselben  Commisslon  die  Erörterung  des  relchs- 
kammergerichtlichen  Depositenwesens,  der  Ausschei- 
dung und  Ausliererung  der  Akten,  dann  der  kammergerichtlichen 
Schuldscheine  zu  übertragen  sey.  ^) 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Biindes-Ver- 
sammlung,  Bd.  IV,  S.  23. 

b)  In  der  neunten  Sitzung  am  16.  Februar  1818  warde 
der  Bericht  des  Kassier  Fuchs ,  über  den  Vollzag  des  ihm  ertheilteft 
hohen  Auftrages  wegen  Uebernahme  der  kammergericbt- 
lichen  Sustentationskasse,  der  dazu  gehörigen  Obligatio- 
nen und  Papiere  in  Wetzlar,  verlesen. 

Mit  diesem  Berichte  wnrde  die  Baarschtft  erwähnter  Kasse  im 
Betrage  von  5,578  FJ.  33  Kr.  im  24.  FL  Fusse  und  die  Obligatioaea 
im  Betrage  von  217,540  Fl.  überreicht. 

SämmtlicheGesandschailen kamen  überein,  dassdieserBericht, 
welcher  den  mit  gehöriger  Umsicht  bewirkten  vollständigen  Vollzag 
des  erhaltenen  Auftrages  beurkunde,  der  bestehenden  Commissi  od 
(s.  47.  Sitzung  §.  380  vom  Jahre  1817)  zum  Vortrage  und  Gutachten 
über  die  nun  ferner  zu  treffenden  Vorkehrungen  zuzustellen,  die 
kammergerichtliche  Sustentationskasse  undObligatio- 
nen  aber  einstweilen  in  dem  Bundes-Archive  aufzubewahren 
seyen. 
Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bandes  -  Versamm- 
lung, Bd.  IV,  S.  291,  240,  Bd.  V,  S.  84,  Bd.  VI,  S.  IK, 
116. 
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G. 


bieklif  s  d«  Bmdeg-TersammliiBg  ftm  18.  August 
ItZ5,  betaaffiBiiil  die  Begoldmigs-  iid  Pengions-Rflck- 
ttlide  der  nm  Toniialigen  Reiebs-Kammergericbte 

gehörenden  Pensionen. 

Zwei    und    zwanzigste    Sitzung    am  18.   August 
1825.  •) 

Da  die  Gesandscbaften,  welche  noch  nicht  mit  Instructionen 
feneben  waren ,  der  Mehrheit  beitreten  und  den  Beschluss  nicht 
aufhalten  zu  wollen  erklärten^),  so  wurde  nunmehr  folgender 

Beschluss 
gefasst : 

1)  Dass  dem  von  der  Bundestags-Gommfssion  in  Ihrem  Vor- 
trage vom  15.  Juli  1822*')  gemachten  Antrage  auf  eine  Geldum- 
bge  nach  der  Bundesmatrikel  zur  Bezahlung  der  Forderungen 
tt  die  kammei^erichtliche  Kasse  dermalen  keine  Folge  zu  geben 
sey;  dass  vieloi^r 

2)  diejenigen  R^ierungen,  welche  noch  mit  Riickstän- 
ienin  der  erwähnten  Kasse  aufgeführt  werden,  zur  fi  er  leb- 
UfQiig  derselbcf  an fzu  fordern  seyen,  dass  demnach 

3)  die  für  die  reichskammergerichtlichen  Angelegenheiten 
kestehende  Commission  ermächtiget  werde ,  den  Gesandschallen 
<er  mit  Rückständen  aufgeführten  H8fe  den  Betrag  derselben  an- 
zuzeigen und  deren  Erklärung^  darüber  zu  erbitten ,  um  einen 
Ifitzten  Versuch  zumachen,  die  Berichtigung  derselben  ganz  oder 
MhMae  ttl  «taugen. 

Zit,  dem  Bodsweeke  der  Ausflihrung  desselben  wären  durch 
fift  Kaozlel-pirecUoa  die  Aus^&üge  aus  den  Büchern  UAd  die  dar- 
aus ben'orgehenden  einzelnen  Restanten  -  Verzeichnisse  ausfer- 
%& ,  solche  aber  durch  die  Commission  an  die  betreifenden  Ge- 
>OMls(Aaften  gelangen  zu  lassen ,  welche  sich  von  diesen  die  £r- 
USrongen  in  der  Zeit  von  zwei  bis  drei  Monaten  zu  erbitten 
kabe. 

4)  Von  der  in  der  Bupdei^asse  depoairten  Baarschaft  = 
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24  900  FU  21^  Kr.  K.  W.  zur  B^richUgung  eliies  Theiis  derBe- 
soldungs-RUckstände  ia  der  Art  zu  verwenden ,  dass 

a)  den  aus  der  Sustentaiionskasse  besoldeten  CameralpersoneB 
und  den  Boten  die  HUlfte  ihrer  Ritokilinde  mit  =  17^347 
Fl.  53^Kr.,  daiia 

b)  der  zweiten  und  dritten  Klasse  derRUekstiiade  der  KamiBer- 
gerichts- Individuen  und  ihrer  Erben  (als  interimisliscbe 
Unterstützung  und  ohne  Pr^udiz)  7552 Fl.  28  Kr.  pro  rata 
der  Forderungen ,  Jedoch  mit  Ausschluss  ihrer  Ansprüche 
auf  Rückstände  bis  1803 ,  ausgezahlt  wQrden. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  *  Ver- 
sammlung, Bd.  XVII,  S.  97. 

^)In  derselben  Sitzung  hatte  die  Commission  für  die 
reichskammer  gerichtlichen     Angelegenheiten     einen 
ausführlichen  Vortrag  über  die  Besoldungs-  and  Pensions- 
Rückstände  der  zum  ehemaligen  Reichskammergerichte  gehören- 
den Individuen  erstattet.    S.  denselben  and  die  daraaf  erfolgten  Ab- 
stimmungen in: 
den  Protokollen  der   Deutschen   Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  XVII,  S.  91— 97. 
c)  Dieser  Vortrag  ist  dem  Protokolle  der  fünf  an4  zwan- 
zigsten Sitzung  vom  15.  Juli  1822  anter  Zahl  28  angefügt,  und 
dessen  Druck  loco  dictaturae  angeordnet. 
Vergl:   Protokolle  der  Dentschen  Bu^des-Versaian- 
lung,Bd.  XIV,  S.  löd. 


Beschluss  der  Bundes-Tersammlng ?mi  84.  Ifr«rter 
1831,  betrefliBnd  üe  giixliehe  BeoBdigiig  im  reieks- 
kammergericktlicheii  Sustantationt-  ud  FeKieii- 

Wesens. 

In  der  vierzigsten  Sitzung  am  24.  November  1831 
erfolgte  der 

Beschluss:*) 
1)  Dass  nunmehr^  nach  Massgabe  des  Gomflilsstons- 


finUiokteftfl  vomlt.Mai  1830  und  der  darin  auljsestBUlen  uod 
TOQ  sÜBiitUelien  iiohon  BuiMi«speetenifig«a  genehm  ijirtoo  Grund- 
tBie,  der  Betrag  sfiniaitlieher  H&ckstandsforderuii* 
peo  des  ehemaligen  Reichskammergerlchts-Personals —  mit  Hin- 
uirechaang  von  2000  Guiden  (ür  den  extraordinären  Boten  E  t- 
veio  uod  3000  Gulden  für  den  ProtokoUisteu  Wagner,  so 
wie  uater  Beriicicsichtigung  des  Erfordernisses  fiir  die  iLÜnllige 
Sostentation  des  Etwein,  Wagner  und  Assmann  —  auf 
tt,OaOGttlden  im  24  Gutdenfüsse  definitiv  und  für  immer 
iDderArt  festgesetzt  werde,  dass  darauf  unter  Ic  ei- 
nerlei Vorwand  weiter  zurfielczulLommen  ist,  und 
die  verschiedenen  Regierungen  deshalb  nicht  ferner  mit  anderen 
Bettln,  als  den  von  ihnen  bereits  bewilligten,  in  Anspruch 
genommen  werden  dürfen ; 

2)  Dass ,  da  die  zur  Decicung  dieser  RQcicslände  erforder- 
Hebe  Summe  einen  Ausfall  von  8,408  Gulden  57  Kreuzer  im  24 
Gaidenftisse  erlitten  hat,  solcher  dadurch  zu  deci^en  ist,  dass 
sammtlichen  Participauten  bei  Auszahlung  der  von  ihnen  in  Em- 
pfiuig  ZQ  nehmenden  Rückstandsforderungen  und  Pensionen  ein 
verkUtiissiiillssiger  Abzug  gemacht ,  und  hierdurch  Ihre  Beilrie- 
tignog  deflniliv  und  für  immer  festgesetzt  werde ; 

3)  Dass  es  nunmehr  sammtlichen  Regierungen  gefallen  möge, 
lie  von  ihnen  zugesicherten  Beiträge  zu  der  Totalsumme  von 
99,591  Gulden  3  Kreuzer  im  24Guldenfüsse  an  die  hiessigeBun- 

fcs-Matrfkidarkasse  binnen  seefas  Wochen  einzuzahlen;  und 

eiiiH€h 

4)  Dass  die  Bandes-Mairil^ularicasse ,  unter  speeieller  Lei- 
^  ler  Bnndes-Kanziei-Direction ,  mit  der  Einziehung  der  In 
ftige  stehenden  Beiträge,  so  wie  der  demnäcbstigen  Auszahlung 
t&  an  die  Participauten  zu  verabfolgenden  Gelder,  naehMass- 
Site  der  angenommenen  Klassen  und  unter  einem  verhältnlss- 
Bkslgen  Abzug ,  Behufs  Deckung  des  entstandenen  Defldts ,  so 
wie  unter  Beobachtung  des  bei  fttih^en  Vorgängen  beobachteten 
VerMirens  und  mit  Anrechnung  der  darauf  bereits  geleisteten 
V^rsAGsse,  zu  beauftragen  sey,  auch  letztere  zugleich,  unter 
"^naliger  AnerkenoufH?  ihrer  bisherigen  verdiensUichen  Be* 
'■ihoflgeaum  die  gänzliche  Beendigung  des  kami»er* 
Rcriubtiiehen  Svsientations-  und  Penslonswesens, 
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veranlagst  weNe,  nach  günzllch  beeodfgtan  LtfUidaUMage* 
sehüRe  über  die  VoUziehiUig  des  ihr  gewordeoca  Auftrages  üe 
bebuflge  Nachweisung  dieser  hohen  Versammlung  YonsulegeB. 

ä)  DieserBeschluss  erfolgte aafdenVortragdesKdniglifh 
Hannoverischen  Bundestags-Gesandten,  Preiherni  rem 
Stralenheim,  Namens  der  üirdie  Reichskammergeriebts- 
Angelegenheiten  bestehenden  Commission. 
VergL  auch:   Protokolle  der  Dentschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  XII,  S.  25,  Bd.  XIV,  S.  155,  Bd.  XV,  S. 
21,  51 ,  287,  74,  625,  HO,  291,  34^-^1,  474,  618,  622,  623, 
624,  626,  Bd.  XVI,  S.  38,  238,  70,  Bd.  XVII,  S.  24,  91,  29,  97, 
Bd.  XVI11,S.  96. 


I. 


Tortrag,  die  Depositengelder  bei  dem  ehomaligvileiehs- 

kammergerichte  betreffend,  nndBeschUss  dar  Bnndss- 

TersammUng  ?om  20.  September  1819. 

Fünf  und  dreissigste  Sitzung  vom  2B.  September 
1819.  •) 

Der  Herr  Gesandte  der  freien  Stadt  Frankfurt: 
verliest^  Namens  erwähnter  Commission^),  Vortrag»  die 
Depositengelder  bei  dem  ehemaligen  Kaiserlichen  und 
ileichsk:ammergerichte  betreffend. 

In  demselben  wird  der  bei  dem  Kammergeriehte  ShUch  ge- 
wesene Unterschied  zwischen  alten  und  neuen  Depositen  aus- 
einandergesetzt ,  die  Verweodttng,  verzinsUche  Anlage,  auch  dsi 
weitere  SchlclLsal  und  der  Bestand  eines  Tbeiles  derselben  aus 
Xlteren  und  neueren  Zeiten  nachgewiesen,  und  endlich  der  An^ 
trag  dahin  gestellt,  in  Betreff  der  alten  Depositen  durch  Arn 
RKttigUch  Württembergischen  Herrn  Bundes  -  Gesandten  die  nS- 
thige  Aufklärung  wegen  einer  sehwSbischen  Kreis -ObligatioB 
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as.w.  ^A  zo  erbitten^  dann  die  nach  dem  vorhergehenden  Com- 
•Vortrag  zu  ernennende  kammergericbtliche  Commisston 
ikanftragen,  die  Jüngste  Deposllenrechnang  sammt  Conferenz- 
:oD  an  die  hohe  Bundes -Versammlung  zur  weiteren  Be- 
nialuBe  einzusenden ;  in  Betreff  der  neuen  Depositen  aber, 
obea  Torgeschlagene  Commission '')  (s.  §.  226)  zu  beauftragen» 
Berechnung  der  neuen  Depositen  vom  Jahre  1770  an,  als 
^nog  der  von  diesem  Jahre  vorhandenen,  oder,  wenn  eine 
revidirte  Berechnung  vorhanden  seyn  sollte,  als  Fort- 
dleser  zu  fertigen,  und  solche  der  Bundes- Versammlung, 
las  Weitere  beschllessen  zu  können,  vorzulegen. 
Der  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter  Z.  51  angefUgt, 
—  fn  ErwSgung,  dass  die  kammergerichtliche  Commission, 
!r,  nach  dem  so  eben  vernommenen  Gutachten,  ein  Theil 
Depositen  -  Rechnungswesens  zu  übertragen  wäre,  erst  von 
I&structions-ErtheUung  der  Regierungen  abhänge,  ^ 

beschlossen: 
hierüber  von  den  betreffenden  Regierungen  die  Instructionen 
iwSrtIgen ,  und  zu  dem  Ende  den  Vortrag  loco  dictaturae 
zulassen. 

ff)  Vergi:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
imlong,  Bd.  VHI,  S.  295. 

^)Ver^.  oben  unter  F:  den  Beschluss  vom  10.  November 
In  demselben  wurde  (unter  2)  der  zur  Regnllrung  der  Pensionen 
>  1. Januar  1817  u.  s.  w.  ernannten  Commission,  auch  die  Er- 
^rnng  des  reichskammergeriehtlichen  Depositen- 
i^&s,  der  Ausscheidung  und  Auslieferung  der  Acten  und  der 

iehtlichen  Schuldscheine ,  übertragen. 
e)h  derselben  Sitzung  hatte  die  Commission  auf  Erneu- 
rer eigenen  Commission  ziu*  Auseinandersetzung  des 
des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reichskammergerichts  ange- 
(s.  anlen.) 
i:  Protokolle  u.  s.  w.  a.  a.  0.  S.  294,  295. 


!e 
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Bescbluss  der  Bandes -TersammluDg  ?om  24.  Febnur 

1823,  die  CapitaU-Docnmente  der  leichskammer- 

geriobtliobeB  Safteitatioaskaase  betreffead. 

VierleSitzungam24.  Februar  1823.') 

Praesidium:  hält  —  auf  VeraniassuDg  des  Antrages  d^ 
Königlich  Wttrttembergischen  Gesandschaft,  dass 
ihr  das  Document  über  ein,  zu  der  reichskammergerichtUcIieo 
Sustentationskasse  gehörig  gewesenes,  vorhin  von  Württemberg 
zu  vertretendes,  Jedoch  bereits  seit  dem  Jahre  1817  erloschenes 
Capital  an  4,800  Fl.  rheinisch  ausgehändigt  werden  möge  • 
Vortrag  über  sämmtliche  Capitals- Oocumente  der 
r e ich sicammer gerichtlichen  Sustentationskasse, 
als  eine  die  Bundeskasse  betreffende  Angelegenheit, 
indem  diese  Documente  zuletzt  bei  der  Bundeskasse  aufbewahrt 
wurden  und  in  dem  Kassen -Manuale  des  Bundes -Kassiers  noch 
in  Einnahme  stehen. 

Hierauf  wurde,  nach  den  Anträgen  des  Herrn  Referenten, 

beschlossen: 

1)  Dass  der  von  dem  vormaligen  Grossherzoglich  Badischeo 
Bundestags  -  Gesandten ,  Herrn  Staatsminister  Freiherni  von 
Berkheim,der  Bundeskasse  im  Jahre  1817  ertheilten Quittung 
über  den  Empfang  der,  zusammen  auf  180,000  Fl.  rheinisch  lau- 
tenden, zehn  Partial-ObUgaUonett  des  vormaligen  Rittercan- 
tons  Odenwald,  jede  zu  18,000 FL,  annoch das gesandschalt- 
Itche  Siegel  beizufügen  und  diese  Quittung  von  dem  Kön^ich 
Baierischen  und  Königlich  Wttrttembergischen  Herres 
Bundestags-Gesandten  mittelst  Unterschrift  und  Siegel  zu  agno- 
sciren  sey^  sodann  aber  obige  Documente  an  180,000  Fl.  g%^ 
jene  vervollständigte  Quittung  bei  der  Kasse  in  Ausgabe  und 
Wegl^U  verschrieben  werden  sollen ; 

2)  Dass  die  in  der  Bundes-Kasse  befindliche  Original-Schuld- 
verschreibung des  vormaligen  SchwäbischenKreises,  fiher 
25,000  Fl.  rheinisch,  den  Herren  Bundestags -Gesandten  von 
Baiern,  Württembergs  Baden,  HohenzoUern-He- 
chingen  und  Hohenzollern-Siegmarlngen,  gegen  ge- 
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peiMcItftllclie  Ibroiale  Qulttuag,  zur  CaMatloo  aiuzuhändigeD 
M  der  Kasse  in  Ausgabe  und  Wegfall  zu  bringen  sey  $ 

3)  Dass  die,  Aber  das  Capital  der  30,000  FI.  rheinisch  bei 
8  Lieh  v<Nrhandenen,  in  der  Bundes -Kasse  befindlichen, 

Partlai-Obligationen,  Jede  zu  10,000  Fi.,  nebst  den  zugehö- 

attischen  Gonsens-  und  .anderen  Documenten^  den  Herren 

Gesandten  von  Kurhessen  und  Nassau,  inglei- 

dnen  von  dem  Fürstlichen  Hause  Solms  zu  bestellenden 

,  gegen  gemeinschaftliche  Quittung  zubelidiiger 

lüg  aoüuantworten  seyen  und  hierauf  obige  Documente 

to  Kasse ,  gegen  diese  Quittung ,  in  Ausgabe  und  Wegfall 

werden  sollen ; 

4)  Dass  der  von  dem  Kurfaessischen  Herrn  Gesandten  im 

1817  ertfaeilten  Quittung,  über  den  Emphng  der  Originai- 

Irerschreihung  der  Isenburgischen  Gemeinde  Heu- 

tamn,  üb^  450  FL  rheinisch ,  annoch  das  gesandschalt- 

Siegel  beizufügen^  sodann  aber  das  Document  bei  der  Kasse 

besagte  Quittung  in  Ausgabe  und  WegflaU  zu  hringen  sey ,  und 

5)  Dass  der  provisorische  Bundes -Kassier  Obigem  gemäss 
NiUilge  zu  besorgen  habe. 

Zugidch  wurde  auch  noch 

6)  IBr  angemessen  erachtet  und  daher  beschlossen,  dass  der 
Priksidio  gehaltene  Vortrag,  loco  dictaturae  gedrucl^t, 
keiiUgen  Sitzungs-ProtokoUe  unter  Zahl  1  beigefügt  werde. 

<)  Veigl:    Protolcolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
inUng,  Bd.  XV,  S.  ÖSu.f. 


JL. 

leiga  von  Preiggen,  in  Betreff  der  reichskammar- 
IsktlicheB  Depoiiten,  ndBesohligs  der  Bindes- 
TersammluBg  vom  8.  Juli  1824. 

Zwanzigste  Sitzung  am  8.  Juli  1824.*) 

Pieussen:  Auf  das  an  die  Königlich  Preussische  Regie- 
mitteist  Beschlusses  vom  15.  Juli  1822  ergangene  Ersuchen 

16* 
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taMüs  sofort 


«•tri.  CL  Ik  ^BEfik- VBB bk.. f i»f a^_    , 


J*relö94  eotäUodtteB*)! 

ans 

W-euiar  ta  feesefetassaSsiger  Art 

KCB  Tienwutlldieo 

f™"*gPricl«sio»$ ■  Besehen  SfenUieh 

'^'i^^'*^  *"^  takcBita  gerichtlidieo  Ansrc 
I  >  iB  ciMa  Extncle  «es  kei  des  

fc«*rt!^[^-I^  "««sioiis.BescIield«  vom  4.  October 

i»tojHe  hf«rt  a«|  ertSIg  bt,  .1« 

SS^^!!!!^  G«g«slaDd  oetrarenaeD  Acten  desl 

nIS^^^LT^  ToUsUtodig«,  Vortalges  Ober  dleT^- 

Rrirt«^TlI.^-r*"*°  ***'  '*"*«f  derßedlDgunff 
Rudg^,  Baeliif%«ch  «nji  mllzuüieüeii.  r^^ 
Hierauf  n-urde 

m       .  besehlosseB: 

Diese  Anzeige  an  die  betreffende  Commlsslon  abzugeben. 

*)Inder25.Sitzangaml5.Julil822w«rte 
P  *  '»cschlosscn: 

f^^Z'iWt^r^^^'^  ™  ersacben,  dem  KönigUchen 
kammenrericSL  n  "^'^"'  *"«'>i<'J«'"gen,  welche  an  die 

«ffentllcherLadunei"p  !      *•""  ^«"»«'n«"  möchten,   aft^ 
auung  aufzufordern,  sich,  binnen  einer  anzaberau^S 
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M4eBi  gedaclit€D  Gerichte  desfkUs  anzumeld'eD,  anter 
ttbeile ,  dass  die  Ausbleibenden  auf  Jeden  Anspruch 
zn  haben  geachtet  nnd  nicht  weiter  damit  gehört  werden 
1,  Tiefanehr  die  erwähnten  Depositen  von  Einer  hohen  Bnndes- 
iong  zn  anderen  Zwecken  würden  verwendet  werden,  die- 
lUmiächst  anch  mit  dem  angedroheten  Rechtsnachtheiie  durch 
Spruch  zn  belegen,  sodann  aber  das  von  dem  Gerichte 
abgehaltene  Protokoll  dieser  hohen  Versammlung  mitzuthei- 
it  von  derselben  zn  endlicher  Eried^ng  dieser  Depositen- 
Weitere  verfCgt  werden  könne. 
:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lang,  Bd.  XIV,  S.  155, 156. 

Yeii^:  Uebersicht  des  kammergerichtlichen  Gas- 
esens  und   der  von   den  Gameralen  geforderten 
tande,  nach  den  Bundestags-Protokollen,  (Bei- 
,  zu  dem  Protokolle  der  18.  Sitzung  vom  26.  Juni 

itokolle    der   Deutschen   Bundes -Versammlung, 
Bd.  XV,  S.  343-361. 


lg,  die  reiehikanmergerichtlicheBDepoiitei 
vnd  Beseblnit  der  Bandet -TeritmmliBg 
fem  29.  Jidi  1824. 

Zwei  und  zwanzlgsteSltzungani29.  Juli  1824.') 

^Der  Herr  Bundestags- Gesandte  Danz:   verliest, 
der  für  die  Angel^enhelten  des  vormaligen  Kaiserlichen 
Reichskammergerichts  gewählten  Commlsslon^    einen 
"^  ichen  Vortrag ,  die  relchskammergerlchtlichen  Depositen 
1(1,  worin^  nach  vorangeschickter  vollständiger  Anführung 
regen  der  alten  Depositengelder  bisher  Statt  geflindenen 

Unngen ,  darauf  angetragen  wird : 
tie  Archiv -Commlssion  zu  Wetzlar  zu  beauftragen,  die 
Schwäbische  Kreis-Obligation  an  die  Bundes-Kanzlei ,  gegen 
Bmpfangsbeseheinigung ,  einzusenden  ^ 
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2)  die  Königlich  Wttrttembei^sche  Regterung  (farch  die  K8- 
niglicheBundestags-Gesandschaft  zu  ersuchen,  das  gedachte 
Capital  nebst  Zinsen  ^) ,  gegen  Aushändigung  der  Verbrie- 
füng,  hier  auszahlen  zu  lassen. 

Sonst  könnte  noch,  um  das  ganze  kammergerichtllche 
Depositenwesen  hier  endlich  zusammen  zu  fassen, 
belgefiigt  werden : 

3)  was  die  neuen  Depositen  betreffe,  habe  sich  die  Archiv- 
Commission  nach  dem  Bundestags  -  Beschlüsse  vom  25.  Ja- 
nuar 1821,  Num.  11,*")  zu  achten,  solche  fortwährend  In 
gemeinsamer  guter  Verwahrung  bis  zu  deren  Ausfolgung 
zu  halten ,  auch  die  eingehenden  Zinsen  von  dem  Verzins- 
lichen  Jederzeit  gehörig  in  Rechnung  zu  bringen. 

Man  kam  Oberein,  den  Vortrag,  welcher  diesem  Protokolle 
unter  Zahl  M  angefügt  wurde ,  loco  dictaturae  drucken  zu 
lassen ;  sodann  wurde ,  dem  Commissions-Antrage  gemäss, 

beschlossen: 

1)  Die  Archiv-Commission  zu  Wetzlar  zu  beaullragen ,  die 
Schwäbische  Kreis- Obligation  an  die  Bundes -Kanzlei, 
gegen  Empfangsbescheinigung ,  einzusenden ; 

2)  Die  Königlich  WUrttembergische  Regierung  durch  die 
Königliche  Bundestags  -  Gesandschafl;  zu  ersuchen ,  das  gedachte 
Capital  nebst  Zinsen,  gegen  Aushändigung  der  Verbriefüng,  hier 
auszahlen  zu  lassen. 

3)  Was  die  neujcn  Depositen  betreffe,  habe  sich  die  Archiv- 
Commission  nach  dem  Bundestags  -  Beschlüsse  vom '25.  Januar 
1821^  Num.  11 ,  zu  achten,  solche  fortwährend  in  gemeinsamer 
guter  Verwahrung  bis  zu  deren  Ausfolgung  zu  halten ,  auch  die 
eingehenden  Zinsen  von  dem  Verzinslichen^)  Jederzeit  geMrig 
in  Rechnung  zu  bringen. 

«)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr- 
sammlang,  Bd.  XVI,  S.  240,  241. 

b)  Vergl:  Die  Königlich  WUrttembergische  Abstim- 
mung in  dcr26.  Sitzung  vom  21.  September  1820,  (§149.) 
Protoieolle    der   Deutschen    Bundes  -  VersammluDgi 
Bd.  X,  S.  3ÖU.  f. 
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c)  9, Werden  Adea^  zu  wcickea  Dqwsiten  gehdren ,  ausgeliefert, 
HJüid  diese  zag^leich  mit  aisznaotworten/^ 
Fergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
Inng,  Bd.  XI,  S.  33. 
i)  S.  unten  Litt.  0. 


leige  denPriesidinins,  die  reichskammergericlit- 
keiDepesiten  betreffNid,  ud  BesokUfti  der  Bniidei- 
Tettamnliiig  vom  27.  Jttur  1825. 

Zweite  Sitzung  am  27.  Januar  1825.') 

Praesldlum  erSAiet:  In  der  22.  Sitzung  den  29.  Juli 

lea  Jahres^)  (§.  124)  sey  die  Arckiv-Commission  zu  Wetzlar 

Beschluss  der  hohen  Bundes  -  Versammlung  angewiesen 

ien,  eine,  unter  den  reichskamroergerichtltchen  Depositen 

ich  gewesene ,  SchwSbische  Kreis-Obligation  von  12,000  Fl. 

•  gegen  Empfangbescheinigung  einzusenden ;  —■  die  KHnigllch 

kbergische  Regierung  aber  sey  durch  die  KSolgllche  Bun- 

•Gesandscbaft  ersucht  worden,  das  erwähnte  Capital  nebst 

gegen  Aushändigung  der  Verbrielting  hier  auszahlen  zu 

Hierauf  sey  die  angezogene  Schwäbische  Kreis  -  Obligation 
19.  August  vorigen  Jahres  an  die  Bundes-Kanzlel  einge- 
worden, und  eben  derselben  habe  auch  dleKSnigllch  Würt- 
;he  Staatsschuldenzablungs-Kasse  unterm  12.,  emptan- 
deo  14.  Januar  1.  J.,  die  Nachricht  erthellt,  dass  sie  zur 
ibhiDg  des  Capitals  und  der  rückständigen ,  dann  der  lau- 
iden  Zinsen,  auf  den  15.  Januar  d.  J.  ermächtigt  sey;  —  sie 
ine  dieses  Cairttal,   saraml  rQdtständigen  und  laufenden 
auf  21,361  FI.  58  Kr. ,  und  veriange  die  alsbaldige  Ein- 
long  Jener  Schuidurkunde ,  um  hierauf  den  Betrag  durch 
^eekel  öbersenden  zu  kSnnen. 
Es  erübrige  nunmehr  nur  noch,  die  Verwaltung  der  Bundes- 
Uentacii  zur  Abgabe  der  Obligation  und  Empfiingnabme  des 
zu  em&chllgeii. 
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Ersuchen,  solche  im  ZweiOsIsfalie  demjenigen  Gerichte  zuzusUA* 
leo ,  welches  fOr  competent  In  dieser  Sache  zii  erachten  Ist. 

2)  Nach  Vollziehung  dieses  Beschlusses  hat  die  Commf  ssion, 
wenn  Zweifel  über  einzelne  FSUe ,  namentlich  Über  die  unter  5, 
6  und  7  erwähnten ,  entstehe  sollten ,  sowohl  über  den  Vollzug 
als  Über  die  etwaigen  Anstände  zu  berichten. 

a)  Dieser  Antrag  ist  enthalten  in  einem  in  derselben  Sitzung 
erstatteten  Commissions-Vortrage.  Es  heisst  daselbst: 

„Die  Archiv-Commission  zu  Wetzlar  stellt  in  ihrem  Berichte  vom 
23.  Januar  d.  J.  rücksichtUch-der  neuen ,  d.  h.  seit  1693  in  Wetzlar 
hinterlegten  Depositen  anheim:  um  die,  zumal  im  Einzelnen, 
(ebenso  unbedeutenden ,  als  veralteten  Gegenstände  in  die  Hände  der- 
jenigen zu  bringen,  welche,  was  jedes  Jahr  schwieriger  werde,  einen 
rechtlichen  Anspruch  darauf  zu  begründen  vermögen,  ob  nicht  ebenso 
wie  bei  dem  (ebenfalls  neuen)  v.  Schleili'assischem  Depositum  die 
Einleitung  zu  trefTen  sey,  dass  Alle,  welche  auf  die  in  der  Anlage 
verzeichneten  zwölf  Depositen  ein  Anspruchsrecht  zu  haben  vermei- 
nen, durch  das  Königl.  Preuss.  Stadtgericht  zu  Wetzlar  innerhalb 
peremtorischer  Frist  edictaliter  aufzufordern,  im  Falle  des  Nicht- 
erscheinens aber  als  präcludirt  anzunehmen.  —  Dasv.  Schleifrassische 
Depositum  ist  nach  dem  in  der  17.  Sitzung  vom  25.  Juni  1829  unter 
§.  115  gefassten  Beschlüsse,  nach  den  vorgelegenen  Erklärungen  der« 
jenigen  höchsten  und  hohen  Regierungen ,  unter  deren  Souveränetät 
die  Besitzungen  der  vormaligen  mittelrheinischen  Reichsritterschafl 
gekommen  sind,  mit  den  Acten  an  das  Königl.  Preuss.  Stadtgericht 
zu  Wetzlar  gegen  Empfangsbescheinigung  verabfolgt  worden ,  um  an 
der  Stelle  des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reichs-Kammergericbts 
die  Erledigung  der  ganzen  Sache  im  Wege  des  Rechts  oder  der  Güte 
zu  bewirken." 

„Was  nun  zuvörderst  die  älteren  Depositen  des  Reichskam- 
mergerichts  betriül ,  die  von  der  Zeit  herrühren ,  wo  dieses  Gericht 
seinen  Sitz  in  Speyer  hatte  (1688),  und  von  der  Zwischenzeit,  ehe  es 
nach  Wetzlar  verlegt  wurde  (1693),  so  sagt  hierüber  der  Gommissions- 
vortrag  zum  §.  227  der  35.  Sitzung  von  1819,  Anlage  51,  im  §.  2  Fol- 
gendes :  von  den  alten  Depositen  wurden  verwendet ,  in  den  Jahren 
1622, 1632,  1637  zu  den  Sälarien  für  nolhleidende  Cameralpersonen, 
in  den  Jahren  1681  und  1698  zum  Transport  von  Acten;  einen  Thdl 
nahmen  die  Franzosen  im  Jahre  1688  weg;  auch  wurde,  noch  wäh- 
rend der  vorietzten  Visitation ,  Einiges  zur  Bestreitong  von  Bedarf- 
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nothleideiider  CaDzleipersonmi,  anter  Versicherong  des  Ersatzes 
MS  den  TazgefälleD,  gebraacht.  Bis  za  dem  Jahre  1753  blieben  diese 
allei Depositeo,  oder  vidmelir  das,  was  noch  vorhanden  war,  uid»e* 
achtet  liegen,  so  dass  soJehe,  bei  dem  Wechsel  der  Zeiten  und  weil 
kein  Nachfolger  war,  beinahe  ganz  in  Vergessenheit  kamen;  durch 
die  OetÜngischeKammerzieler-Sache  wurden  dieselben  wieder  in  An- 
regung gebracht.  Jetzt  wurde  die  Depositenkasse  untersucht  und  einige 
lahre  spater  abermals  revidirt.  Man  nahm  nun  Bedacht,  diese  Gelder 
raznsetzen  und  verzinslich  anzulegen.  Im  Jahre  1765  fand  sich  Gele- 
geobeit  dazu.  —  Auf  den  weiteren  Commissionsvortrag,  Beilage  29 
nBi§.  198  des  Protokolles  der  25.  Sitzung,  ward  am  15.  Juli  1822 
«ter§.198  eine  gerichtliche  Edictalladung  von  Wetzlar  aus  besehlos- 
ie&,  und  da  sich  auf  die  ergangene  Aufforderung  Niemand  gemeldet 
lad  ein  Praeclusivum  darüber  erlassen  war,  so  wurde  der  Betrag  der 
«ReB  Depositen  mit  21,361  Gulden  58  Kreuzern  zur  reichskammer^ 
fericbtfiehen  Sustentationskasse  abgeliefert  (Protokoll  der  6.  Sitzung 
von  10.  Bfärz  1825  §.  21)  und  dieser  Betrag  zur  Berichtigung  eines 
Aeiles  der  kammergerichtlichen  Besoldungsrückstände ,  nach  dem  in 
kr  22,  Sitzung  vom  18.  August  1825  unter  §.  93  gefassten  Beschlüsse 
•11  verwendet." 

„Hinsichtlich  der  neuen  Depositen  verhält  es  sich  anders. 
Die  Deponenten  sind  bekannt,  und  es  ist  auch  hinsichtlich  ihrer  bereits 
AuTh  die  Beschlüsse  vom  25.  Januar  1821  in  der  8.  Sitzung  unter 
{.15  membf.  11,  und  vom  29.  Juli  1824  in  der  22.  Sitzuug  unter 
{T 124  roembr.  3  Vorsehung  wegen  Auslieferung  u.  s.  w.  getrofTen. 
El  worden  diese  Anordnungen  jetzt  noch  genügen,  wenn  nicht  die  in 
km  ersteren  Beschlüsse  membr.  1  bestimmten  zwanzig  Jahre  der 
Bnier  des  WeUslarer  Archivs  bald  zu  Ende  liefen  und  es  rathsam 
tire,  inzwischen  so  viel  als  möglich  die  dort  befindlichen  Acten  zu 
rnmindem,  um  deren  definitive  Vertheiluug  zu  erleichtem,  —  Die 
GoBuirission  ist  daher  der  Ansicht,  dass  die  verzeichneten  zwölf  Depo- 
liteamit  den  Acten  an  die  obersten  Gerichte  der  betreifenden  Bundes- 
stoaten  von  der  Arcbiv-Gommission  zu  Wetzlar  ausgehändigt  werden 
■dehten  und  da,  wo  diese  vielleicht  nicht  zu  ermitteln  wären,  erneu- 
erter Bericht,  wenn  die  übrigen  Ablieferungen  bewerkstelligt  seyn 
werden,  erstattet  werde.  Sie  schlägt  um  desswillen  die  obersten  Ge- 
liebte vor,  weil  diese  in  zweifelhaften  Fällen  am  geeignetsten  zu 
kulbeilen  wissen  werden ,  welchem  der  einzelnen  Landesgerichte 
tee  Streitacten  zukommen.^* 
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9. 

Beschluss  der  Bundes-VersammluDg  vom  5.0c- 

tobep  1 837. 

Sieben  und  zwanzigste  Sitzung  am  5.  Octoberl837. 

In  Gemässtieit  des  Antrages  der  Bundestags -Commission 
wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Königlich  Preussiscbe  Regierung  durch  Ihre  Bundes- 
tags-Gesandschaft  zu  ersuchen,  dem  KSniglichen  Civilgerichte  zu 
Wetzlar  aufzutragen ,  alle  diejenigen ,  welche  an  die  im  Proto- 
kolle der  7.  Bundestagssitzuug  vom  16.  März  1.  J.  unter  den 
Nummern  5,6,7  und  10  verzeichneten  (auch  in  dem  heutigen 
Commissionsvortrage  aurgefTihrten;  Depositen  einigen  Anspruch 
aus  irgend  einem  Grunde  zu  haben  vermeinen  mochten ,  wofern 
sich  nicht  durch  Communication  mit  der  Wetzlarer  Archiv-Com- 
mission  die  muthmasslichen  Interessenten  annoch  sollten  ermit- 
teln lassen,  und  alsdann  durch  Subsidialien,  ansonst  aber  mittelst 
öfrentiicher  Ladung  auiZufordern ,  sich  binnen  einer  anzuberau- 
menden Frist  bei  gedachtem  Gerichte  desfalls  anzumelden ,  unter 
demRechtsnachtheile,  dass  die  Ausbleibenden  auf  Jeden  Anspruch 
verzichtet  zu  haben  geachtet  und  nicht  weiter  damit  gehSrt  wer- 
den sollten ,  vieünehr  die  erwähnten  Depositen  von  der  Bundes- 
versammlung zu  anderen  Zwecken  würden  verwendet  werden, 
dieselben  auch  hiernächst  mit  dem  angedroheten  Rechtsnachtheile 
durch  richterlichen  Spruch  zu  belegen ,  sodann  aber  die  von  dem 
Gerichte  hierüber  vei  handelten  Acten  anher  mitzutheUen ,  damit 
von  der  Bundes-Yersammlung  das  Weitere  verfUgt  werden  könne; 

2)  die  unter  Nr.  9  und  1 1  namhaft  gemachten  geringfügigen 
Deposita  bei  den  dazu  gehörigen  Acten  in  Verwahrung  zu  be- 
halten. 
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Beselilass  der  Bundes- Versammlung  vom  2.  Au- 
gust 1838. 

Achtzehnte  Sitzong  am  2.  August  1838. 

Dater  allseitiger  ZustimmuDg  zu  dem  Commissionsantrage 
wnrde 

beschlossen: 

1)  Der  Bericht  der  Archiv  -  Commission  vom  14.  Juni  1.  J. 
[ieot  einstweilen  zur  Nachricht,  und  wird,  nebst  legaiisirter  Ab- 
[idffill  der  erlassenen  Edictalien  und  des  darauf  ergangenen  Prä- 

[vltescheides  des  Königlich  Preussischen  Stadtgerichts,  die 
±QUDg  der  auf  dieses  Verfahren  verwendeten  Kosten  sammt 
;en  und  der  Ausschlag  derselben  auf  die  einzelnen  Deposita, 

it  des  Uberlileibenden  reinen  Restes  der  einzuziehenden  Gel- 

\  gewSrtigt  5 

2)  der  gedachte  Rest  ist  hiernächst  an  die  Bundes -Matri- 
r-Rasse  abzuliefern ,  und  hat  deren  Verwaltung  davon  vor- 
unst  die  in  Folge  Beschlusses  vom  17.  Mal  d.  J.  (8.  Sitzung 

116)  verauslagten  116  Gulden  47  Kreuzer  als  RUcicvergUtung 
Liehen ,  den  weiteren  Uebcrrest  aber ,  gleich  den  durch  Be- 

Ittss  der  6.  diesjährigen  Sitzung  vom  3.  Mai  (§.  90)  der  Ma- 
ilar-Kasse  zugewiesenen  Geldern,  der  vormals  liestandenen 
siuimmergerichtilchcn  Sustentations- Kasse  in  Einnahme  zu 
ren. 


Besehlass  derBundes- Versammlung  vom 27.  Sep- 
tember 1838« 

Viernnd  zwanzigste  Sitzung  am27.September  1838. 

Ikf  Herr  Gesandte  der  freien  Stadt  Franicfurt, 
i  Gerichtsschultheiss  und  Syndicus  von  Meyer,  erstattet  Namens 
'  kr  belrelfenden  Commission  nachstehenden  Vortrag : 


L 
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Auf  den  in  der  18.  Sitzung  vom  2.  August  1.  J.  (§.  221)  ge- 
Tassten  Beschluss  übergab  in  der  22.  Sitzung  vom  30.  desselben 
Monats  (§.  252)  der  KSnIglicfa  Preussische  Herr  Gesandte  eine 
amtliche  Ausfertigung  des  Präclusivbescbeides  des  KSnigl.  Stadt- 
gerichtes zu  Wetzlar  vom  2.  Mai  d.  J.^  wodurch,  nach  öffentlicher 
Vorladung  der  Prätendenten  an  die  noch  vorhandenem  reichsl^am- 
mergerichtlichen  Deposita  in  drei  verschiedenen  Zeitungen ,  und 
da  sich  Niemand  hierauf  mit  Ansprüchen  gemeldet,  das  angedrohete 
Präjudiz  des  Ausschlusses  realisirt  und  dieses  in  denselben  öffent- 
lichen Blättern  verkündigt  worden.  Zuvor  schon  übersandte  die 
Wetzlarer  Archiv- Commission  die  Berechnungen  (Darlegung), 
wonach  Rest  verbleibt  689  Gulden  20  Kreuzer ,  welche  Summe 
durch  die  Archiv-Commission ,  laut  EmpKaings-Anzeige  und  Prä- 
sidialverfügung,  an  die  Matrikular-Kasse  abg^eben  wurde.  Es 
ergeht  nunmehr  der  Antrag  u.  s.  w. 

Unter  allseitiger  Zustimmung  zu  dem  Commlsslonsantrage 
wurde 

beschlossen: 

1)  £s  ist  die  KönlgUch  Preussische  Anzeige  vom  30.,  so  wie 
die  Berichte  der  Wetzlarer  Archiv-Commission  vom  7.  imdl4.  Au- 
gust 1.  J.  desgleichen  die  Anzeige  derBundes-Kassen-Verwaltung 
und  das  Concept  der  Präsidial-Vertügung,  beides  vom  23.  dessel- 
ben Monats,  zu  den  betreffenden  Acten  zu  legen,  und  indem  es 

2)  bei  letztgedachter  Verfügung ,  unter  Hinweisung  auf  den 
Beschluss  vom  2.  August  1.  J.  (Prot.  §.  221)  sein  Bewenden  be- 
hält, wovon  die  Kassen-Verwaltung  zu  benachrichtigen  ist,  so  ist 

3)  der  Wetzlarer  Archiv-Commission  zu  erkennen  zugeben, 
dass  durch  die  bisherigen  Verhandlungen ,  insonderheit  die  von 
ihr  erstatteten  Berichte ,  auch  geschehene  Einsendung  des  baaren 
Depositenrestes  mit  689  Gulden  20  Kreuzern ,  dieser  G^enstand 
sich  nunmehr  erledigt  flnde. 


Itickltsse  ier  Bindeg-VersanBling  in  Betreff 
Ib  leicks-Eammergerichti-.  ud  des  Arcki?- 

Gebindes  m  Wetzlar. 

Ies€kliss  der  Bandes -YersammlnDg  ?eni  5.  Febniar 

1818. 

Siebente  Sitzung  am  5.  Fel)ruar  1818.') 

b»  Königlicli  HannSveriscIic  Harr  Gesandte, 
on  Marie Ds^  trägt  Namens  der  in  der  47.  Sitzung  v.  J.  zur 
tung  der  nocli  zu  erörternden  Punl^te  des  vormaligen 
ctien  und  Reichs-Kammergerichts  ernannten  Commissloo, 
Veraolaasung  einer  an  sie  gerichteten  Aufforderung  der  KSni- 
Preussischea  Gesandscliaft,  vor;  dass  die  KtfnigUcli  Preus- 
sclie  Regierung  die  Kameralget»liude  zu  Wetzlar, 
das  Kammergerlchtslians  und  das  ArcliivgeliHude ,  als 
andere»  öifentliciien  GebSuden ,  mit  der  Stadt  Wetzlar  aus 
4m  vormaligen  Staatseigentbume  des  Grossherzogtbums  Frank- 
tet  in  das  Preussische  Staatseigenthum  iiberge- 
Saogen  ansehe,  indem  sie  insonderheit  über  das  eigentUeke 
nddu-Rammei^erichtshaus,  welches  von  dem  Archive  getrennt 
fir  sich  bestdie  und  ganz  ungebraucht  sey,  baldigst  zu  disponlren 
vfinsche,  mit  der  Erklärung  Jedoch,  dass  sie,  so  viel  die  definitive 
MflposiUon  über  das  ArcUvgebäude  betreffe,  dabei  alle  Riick- 
^icUea,  welche  die  Actenverwahning  erfordere,  nehmen  und 
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verfügen  werde^  indem  vorauszusehen  wäre,  dass  eine  allgemein 
anzuordnende  Actenaushändigung  liedeutenden  Schwierigkeiten 
unterliege. 

Die  Coniniission  glaube  zwar^  dass  weder  sie,  noch  die 
Bundes -Yersanmilung  ftir  sich  und  ohne  Instruction  von  ihren 
Höfen,  die  definitive  Entscheidung  der  Frage  übernehmen  kOone : 
ob  die,  aus  gemeinsamen  Mitteln  des  vormaligen  Reichs  ericauiten 
oder  erbaueten  Kameral-Gebäude,  nach  Auflösung  des  Deutschen 
Reiches  und  des  Kammergerichts ,  noch  das  gemeinsame  Eigen- 
thum  der  Staaten  geblieben  sey ,  welche  zu  diesen  Kosten  beige- , 
tragen  und  sich  nun  wieder  in  einen  Bund  vereinigt  hätten ,  oder 
ob  sie  dem  Staate,  welchem  Wetzlar  zu  Theil  geworden,  mithin 
zunächst  dem  Grossherzoge  von  Frankflirt  als  erledigtes  Eigen- 
thum  zugefallen ,  also  auch  von  diesem  in  die  HSnde  von  Preus- 
sen  als  Staatseigenthum  hätten  ilbergehen  können  7 

Auf  Jeden  Fall  dürfte  aber  doch  der  Bund ,  als  der  Inb^ff 
der  vormals  zu  dem  Reiche  gehörigen  Staaten ,  berechtigt  seyn, 
das  ihm  annoch  gemeinsame  wichtige  Archiv  so  lange  in  dem 
dazu  bestimmten ,  auf  Kosten  des  Reiches  erbaueten  ArchivgebSude 
aufbewahrt  zu  sehen,  bis  entweder  eine  Trennung  des  Archives 
(die  nicht  wahrscheinlich  sey)  möglich  werde ,  oder  bis  wegen 
Autbewahrung  dieses  Archivs  eine  gemeinsame  Vorkehnmg  ge- 
troifen  worden  sey. 

Das  Kammergerichtshaus,  über  dessen  Ankauf,  Unterhaltung 
aus  den  gemeinsamen  Mitteln  des  Reiches  und  über  den  dazu  ge- 
leisteten Vorschuss  von  Seiten  der  Stadt  Wetzlar  sich  der  vor- 
tragende Herr  Gesandte  näher  äusserte,  könne  dagegen  dm 
Bunde  von  keinem  Nutzen  seyn,  und  es  scheine  derCommission, 
dass  die  Bundes-Versammlung  keine  Ursache  habe,  etwas  dawld^ 
zu  erinnern ,  dass  Preussen  dieses  Gebäude  schon  Jetzt  baldigst 
zu  verwenden  einen  Werth  darauf  lege,  wenn  nur  ihre  Aeusse- 
rung  darüber  nicht  als  ein  Vorgreifen  in  die  Instructionen  ange- 
sehen werde,  welche  die  Gesandten  über  die  Ansicht  ihrer  Gom- 
mtttenten  in  Betreff  der  Rechtsflrage  selbst  erhalten  könnten  ; 
denn ,  wie  auch  diese  Ansicht  ausfallen  und  wie  man  sich  mit 
Preussen  darüber  vereinigen  dürfte^  so  wUrdedochdo'Bund  woU 
nie  darauf  Anspruch  machen,  es  fernerhin  gemeinsam  zu  besitzen, 
Jedes  andere  Abkommen  mit  Preussen  aber,  würde  von  dem  Ge- 
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iniiAeiuiahUtoglgseyii,  wekhenPreuMettJetzt  davon  zu  machen 
irgttt  finde. 

SBwDtUehe  GesandflebafteB  verelnlgteii  sich  hierauf  zu  dem 

Beschlüsse: 

Dass,  unbeschadet  der  einzuholenden  Instructionen,  auf  t^einen 
M  ein  Anstand  obzuwalten  scheine,  dass  die  Königlich  Preussl* 
sdie  Regierung  das  dgentliche  Kammergerichtshaus  zu  Jedem 
sdbstbeliebigen  Gebrauche  verwenden  möge. 

ä)  Vergi:    Protolcoile  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
itamiang,  Bd.  IV,  S.  241  u.  f. 


lesckluss  der  BuDdes-Yeraammlungvomd.  Anglist  1818. 

Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  6.  August  1818.") 

Der  KSnigilch  Hannoverische  Herr  Gesandte, 
von  Härtens :  verliest  einen  Vortrag  der  in  der  17.  vorigjSh- 
rigea  Sitzung  (§.  380)  gewählten  Commission  Über  die  Verwah- 
niDg  der  Taxgelder ,  auch  Reparatur  der  Kammergerichts-  und 
Archiv-Gebäude  zu  Wetzlar  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Es  sey  aus  früheren  Vorträgen  bei^annt,  dass  der  Köni- 
glich Preussische  Hof  das  Eigenthum,  sowohl  desKam- 
■ergerichtshauses  als  des  Archivgebäudes,  als  auf 
(leaselben  übergegangen  ansehe,  und  sonach  würden  auch 
die  Reparaturen  derselben  ihm  zur  Last  fallen  müssen.  £s  habe 
auch  die  Bundes-Versammlung  in  Ansehung  des  nicht  gebrauchten 
Kammei^erichtshauses  kehi  Bedenicen  gefunden ,  dass  der  Köni- 
gUch  Preussische  Hof  über  dasselbe  disponire ,  welches  auch  ge- 
schehen sey ,  und  davon  wäre  in  dem  gegenwärtigen  Falle  nicht 
w<Äter  die  Frage. 

Das  KammergerlehtS'Archiv-Gebäude  betrelTend, 
in  welchem  die  sämmtlichen  Kammergerichts  -  Acten  verwahrt 
m.  17 
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«rflrictt^  zu  der€H  Oimofge  PreaMen  sl^li  Munt  «nhelioMg ge« 
macht  habe,  so  hStteo  zwar  einzelne  GesandschaRen  skdi  verlratt* 
Udi  schon  darüber  ei^lttrl^  wt6  sie  das  EigmChamsnMM  Preus- 
sens  an  diesen  Gebäuden  nicht  In  Zweifel  zQgen ;  wie  Indessen 
diaser  Gegenstand  auf  Beriebt  und  Instruction  verstollet  W4|rden, 
Ms  Jetzt  aber  kfine  Abstimmunfen  zu  PrqtokoU  erfolgt  seyen» 
so  lasse  sich  der  Punkt  des  Etgenthums  noch  zur  Zelt  nicht  als 
definitiv  entschieden  ansehen. 

Bis  dahin  dürften  allerdings  die  Kosten  der  Erhaltung  des 
OebSudes  demjenigen  zur  Last  fallen,  zu  dessen  Nutzen  sie 
dienten,  oder  doch  von  demselben  so  lange  herbelgeschalRwerdei 
müssen ,  bis  über  diesen  G^enstand  ein  festes  Abkommen  ge- 
troffen worden.- 

Es  wSre  allerdings  wünschenswerth,  wenn  es  dem  KSnigM 
Preussischen  Hofe  gefiele,  diese  Reparaturen  einstweilen  bis  dahin 
allein  selbst  vorzuschiessen  u.  s«  w.  u.  s.  w. 

Oesterreich:  finde  keinen  Anstand  dahin  abzustimmeo, 

2)  dass  das  Eigenthumsrecht  der  Krone  Preussen  auf  das 
kammergertchtlic)ie  ArchlvgebSude  anzuerkennen  und  daher  von 
keinem  Vorschusse  oder  weiterer  Reparatur  desselben  von  Seite 
des  Deutschen  Bundes  die  Rede,  Jedoch 

3)  die  Königlich  Preussische  Regierung  zu  ersuchen  sey, 
die  Verpflichtung  dagegen  zu  übernehmen ,  das  ehemalige  refdis- 
kammeigerichtliche  Archiv ,  bis  auf  weitere  endliche  Beschioss- 
nahme  der  Bundes-Vei^mmlung,  auteubewahrep  und  für  dessen 
JErhaltung  Sorge  tu  tragen. 

Baiern:  trage,  in  GemSssheit  ausdrücklicher  Instruction, 
auf  die  Anerkennung  des  Eigenthuins  der  Rtone  Preussea  auf 
das  ArchivgebSude ,  unter  der  Verptltchtung  der  ferneren  einst- 
weiligen Aufbewahrung  des  Archivs,  an,  wogegen  Jeder  weitere 
Vorschuss  für  den  Unterhalt  des  GebSudes  wegfalle. 

Königreich  Sachsen:  sey  zwar  hierüber  nicht  instniirt, 
wolle  sich  Jedoch  der  Mehrheit  hierin  anschllessen. 
u.  s.  w.  u.  s.  w.  *•) 

Beschluss: 
1)  dass 
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^  ilasEigeDthuniBrecht  der  Krone  Preussenfiber 
iiKaBBergerichtg-  Archiv  -GebHude  aozuerken* 
Mi,  daher  aodi  kein  weiterer  Vorschuss  zu  dessen  Unterhalt 
ftkUea  sey,  wog^;en  die  KSniglich  Preussische  Re- 
litroBg 

SjtfeVerpflichtQng  Übernehmen  werde,  das  reich s- 
IlMnergerichtliche  Archiv,  bis  auf  weitere  endliche  Be- 
Htosoakme  hierüber,  aufzubewahren  und  lUr  dessen  Er- 
Mtung  Sorge  zu  tragen. 

II.^  V^:  Protolc^olle  der  Denlsehen  Bandes- Vet* 
||K«lBa(,  3d.  VI,  8. 112  Q.  f. 

'    d)  Auch  die  übrigen  Gesandschaften  stimmten  für  die 

rienaung  des  Eigenthnmsrechts  der  Krone  Preas* 

auf  das  kaaunergerichtliche  Afchiv-  Gebäude ,  mit  der  VerpfUeh- 

daa  ehemalige  reichskammergerichtUehe  Archiv,  bis  auf  wdtere 

Iciie  Besehlossnahme  darüber,  aoAsubewaliren  und  für  dessen  Er- 

Sorge  n  tragen. 


17 
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XVI.  i 

I 

Be]8ohMttederBinde8-VerBaBBliiig,4MArcU 
des  ehemaligen  Reichskammergericlits  betreM 

J 

BeschUss  der  Bvndes-TersammliiigTOBSS.  J«Mi 

1821.  ^ 

Dritte  Sitzung  am  25.  Januar  1821.') 

Praesidium  trägt  vor:  es  habe  sich  in  d^  AbsUmM 
gen  [in  Betreff  des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reieki 
kammergerichts  und  der  Ausscheidung  flesseibenij 
sehen,  und  schlage  vor,  den  diesen  Abstimmungen  voUkomd 
entsprechenden  Commissionsantrag  in  der  ersten  die^fflf 
gen  Sitzung^;  (§.  7)  zum  Beschluss  zu  erheben.  ^ 

Sämmtliche  Stimmen  waren  damit  einverstanden ;  daherfl 

Beschluss:  i 

1)  Das  Archiv  des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  IleMl 
kammergerichts  verbleibt  eine  Reihe  von  wenigstens  zwansi 
Jahren  unter  derDirection  der  Bundes- Ver$ammlui| 
in  der  von  dieser  angeordneten  Verwahrung;  wfibrend  Mi 
Zeitraumes  werden  aus  demselben  einzelne  Acten,  Jedoch  4 
auf  besonderes  Verlangen,  nach  festgesetzten  Bestimod 
gen  ausgeliefert ;  zugleich  soll  die  gänzliche  Auseinand»*seiaM 
vorbereitet  werden. 

2)  Zur  Aufbewahrung  des  Archivs  werden  die,  demRönigi 
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FreoMiBdteD  Hofe  eigenthOmlteh  zustehenden,  ehemaligen  Ca- 
■cnigeUtade,  dessen  Anerbiete  gemStss,  ferner  benutzt,  und 
dendbe  wird  auch  das  ertorderltche  Loeal  zu  der  Actenaus-^ 
»Mdnog  und  Auslieferung  neben  dem  ArchlvgebS«ide  anweisen 
laneo. 

3)  Zur  Verwahrung  des  Arcbtvs ,  Auslieferung  d«r  Acten» 
ud  ZOT  Vorbereitung  der  Auseinandersetzung,  ist  eine  eigene 
Camiiilssion  angeordnet,  welche  aus  zwei  sachlcundigen ,  zu 
Wetzlar  wohnenden  MSnnem  besteht.  Das  eine  Mitglied  der 
GoBinlssion  wird  von  Seiten  der  Bundes- Versammlung  mnannt, 
Me  Eniennung  des  andern  Mitgliedes  wird  der  RSniglich  Preus- 
sMea  R<^erung  überlassen.  Die  ernannten  Commissarien  steK 
IcB  der  Bundes- Versammlung  eidliche  Reverse  wegen  treuer  und 
gewinenhafter  Besorgung  dieses  ihnen  aufgetragenen  GeschXftes 
US,  und  wlhlen  sich  zur  HBIfleistung  pensionirte  ehemalige 
Kunseigerichts-Ranzlei-Personen ,  welche ,  nach  erfolgter  Ge^ 
Mteigong  der  Bundes- Versammlung ,  auf  den  hierfiber  zu  er- 
sMteoden  Bericht ,  von  ihnen  selbst  mittelst  Handgeiilbde  ver- 
flcttet  werden. '') 

Die  Commission  fOhrt  die  Benennung: 
Zu  dem  relchskammergerichtlichen  Archive 
von  der  Deutschen  Bundes-Versammlungver* 
ordnete  Commission  — 
od  bedient  sich  eines  mit  gleicher  Inschrift  versehenen  Stegeia. 

4)  Dmenigen  Acten,  welche  nach  dem  kammergericfatUchen 
Torfahren  zu  Extrajudicial-Sachen  gehSren,  miihin  dnreh 
die  ReproducUon  noch  nicht  gemeinschafUich  geworden  ^  viel* 
lelr  alleiniges  Eigenthum  des  exhibirenden  Theiis  verbliebe» 
M,  kSuien  dem  letzteren,  oder  dessen  Nachfeiger  selbst, 
TenMMgt  werden. 

5)  Acten  in  noch  nicht  entschiedenen  Judicial-Sachei 
i^rtieiien  Privaten,  mithin  solche,  welche  durch  die  ReproducUoii 
(OMiBSduiftliches  Eigenthum  der  Parteien  geworden  sind ,  kSn- 
M  weder  an  den  einen ,  noch  an  den  anderen  Theil ,  noch  an 
Mie sogleich,  auf  deren  alleiniges  Anmelden  abgeliefert 
^vcrtea ,  sondern  es  ist  hierzu  ein  Ersuchen  desjenigen  Gerldiltv 
^>Mes  Jetzo  in  der  Sache  zu  erkennen  haben  wfirde,  erfor- 
MUb«  Die  iBtereasenten  habra  sich  also  zmiichat  an  dieats 
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GertcM  zu  weaden ,  vm  welchem  daQR  die  Beurthelluiig  und  ^ 
forderliche Bericb%ung  der  Lei^itinatloii,  00  wie  dte  QJftMg» 
BeBachrUktigUDg  aller  Theithaber,  g«wKrtigt  wUpd. 

6)  Werdoi  Acten  li  bereite  abgeurthelltea  ^kicben  ver- 
langt ,  so  Ist  eben  das  zu  beobachten ,  was  In  dem  nSchstvartar- 
gehwden  Paragraphen  festgeeeUt  Ist. 

7)  Ist  dieCompetenz  eines  Gerichte  zweifelhaft  oder  streiligi 
Qder  concurrlren  mehrere  Gerichtei  so  hat  die  Conunlsslon  an  die 
Rundes -Versammlung  gutechtlichen  Bericht  zu  erstatten ,  und 
EntschUessung  zu  gewärtigen« 

8)  Wenn  ehemalige  Reichslande ,  w^cbe  bei  dem  Kammer- 
gerichte  mit  einander  in  Streltigiceiten  verwiciijelt  waren »  Jetz» 
unter  ^em  und  dem  nämlichen  Souverän  vereinigt  sind,  so  kSn- 
nen  die  desfallsigen  Acten  an  das  oberste  Gericht  des  Mzterea, 
auf  dessen  Verlangen  9  sofort  aiisgeaniwortet  werden« 

0)  Acten,  welche  Streiteachen  von  Privaten  gq^en  Sau* 
verSne  betrelKn,  kSonen  an  dieGerichte  dieser,  vor  welcheo 
Jetze  Recht  genommen  werden  muss,  nur  mit  Vorwlsiea 
Jener  oder  ihrer  Nachfolger,  ausgeliefert  werden ,  welchen  da- 
her das  Ansuchen  um  Auslieferung »  bevor  diese  geecbieht^  von 
der  Commisslon  kund  gemacht,  oder  dass  solches  In  anderer 
Welse  geschehen,  nachgewiesen  werden  muss. 

10)  In  Streiteachen  unter  denSouverSnen  selbstt  istdie 
Auslieferung  der  Acten  von  einem  Ueberelnkommea  der  ia 
Streit  befangen  gewesenen  oder  noch  befeqgenen  A^fferungeD 
abhängig. 

1 1)  Werden  Acten ,  zu  welchen  Depositen  gebfiren »  avsge* 
liefert ,  so  sind  diese  zugleich  mit  auszuaniworten. 

12)  Testamente,  wenn  der  Testater  noch  am  häm  i$i^ 
werden  an  diesen ,  wenn  derselbe  aber  mit  Tode  ahg^angen  W» 
an  dns  oberste  Geriebt  des  Landes ,  wo  derselbe  gewohnt  od« 
die  Erbschaft  gelten ,  —  Verträge  und  SchuldversehreUmng«!! 
werden  an  die  contrahlrendenTheileoder  deren  Nachfolger»  unler 
wechselseitiger  Einwilligung,  -^  übengelienfs  PfeMlle- 
gfen  und  Stetaten ,  an  die  BxhUienten  oder  der^n  Naohfolftf, 
aBBgehändigt. 

13)  Sind  die  beldea  Cammisearien  In  einem  einzelaan  Falle 
yerschledener  Mdnung^  oder  scheint  ihnen  die  Sadie  sonst  zwei* 


MM,  M  kiket  dIeMHMB  an  die  BuDdet^Venfmuluag  Bericht 
acntittiD  mi  Batorhlinwing  >tettwiartaa>  4S«bw  Vorffgi»^ 
pt^rfwMihriBn  kMn  tier  Baeim  m  dit  BiudM-VeiMB». 
IkVvR sttsf  ensiver  Wirkung  ^ytüBmi  wordeo. 

U)  Die  JudicleNAetea,  welche  aiugeHeiisrt  wertet 
nOm,  werdeo  vorher  geMMg  Iwoliillrt ;  derloroUilatteo  kÖMM 
ii  htereieeoieD ,  weleheai  BiierlaeseD  bleiht ,  wegen  der  Zeit 
iftkmriigiiBg  einzwüeheo  «md  deeehito  keine  hesimlere  Verl^ 
•an^  zu  erwarten  haben ,  aeibet  diifch  legiUmirte  fitellvertrelcr 
kfarohaea,  auch  Abaohrift  des  Aeienroiuls  verlangen. 
{•     Die  Gerichte  werden  bei  Ihrem  Ertuchen  augleicb  die  Art 

ElapAuigiiahBM  bemerkliGb  aMchen  $  in  andern  FMUeo  kann 
AatantwvHTtung  nur  an  die  Intereaaenten  aelbat»  oder  m 
aritSpecialgewait  zu  versehende  BevoUnüfehtlgte  ge- 
eiiea.  Ueber  eine  Jede  Attaileferuttg  muas  Empfangaba« 
lelnignng  erthdlt  werden. 
15)  Während  dieses  Auslieferungsgesohiiftes  hat  die  Coai« 
ion  alle  diejenigen,  Ihr  zur  Hand  kommenden  Aden,  deren 
ahrung  im  Ganzen  oder  zum  Theil  nach  IhremDafilr- 
ohne  allen  N  n tzen  seyn  wUrde ,  besonders  zu  repeniren, 
^  Mdche ,  mit  dienlicher  Erlünlerung ,  in  ^ ,  von  Zeit  zu  Zeit 
m die  Bandes- Versammlung  einzuaehickcndes,  Verxeicbniss 
|ü  Magen. 
f    16)  Die  Commission  führt  über  ihre  Verricbtungen  ein  ei* 

taes  Protokoll,  zu  welchem  auch  dieBescheinigungen 
rgeschehane  AusUeferungen  r^strlrt  werden ,  und  «rstatlel 
^sechs  zu  sechs  Monaten  Bericht  über  den  Fortgang  dep 
IfnchUls  an  die  Bundca-Versammlung. 
h  17)  InapecUon  der  Acten  ist  nur  den  bei  einer  Sache  Inter- 
iMrtea ,  die  sich  als  solche  gehSrig  legiUnlrt  haben ,  oder  deren 
ta  ^»edaigewalt  versehenen  BevoUmKcbtigten ,  in  Gegenwart 
Mb»  MMgliedes  der  Commission,  oder  eines  Gehiüren  deradben, 
NMsUat.  Fiir  die  LnpecUnn  der  Acten  Süd  die  rUckaUindigen 
ffMoksüar-Gebiihren  ao  wenig  ^  als  die  sonst  von  den  Arohiva* 
Um  yri^iv  bea^enen  Aufsuchungs-GebUhren  zu  bezahlen,  ^ 
nta ,  and  Statt  alier  Gebühr ,  sind  Ittr  eine  Jede  Sitzung,  Inno* 
^asiehe  nMit  Ufnger  als  drei  Stunden  datiert,  1  Guhlen  und 
^^Smizer  tan  84  Fl.  Fuaae  zu  entileMen. 
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18)  Bto  SEHT  fBilldien  Auseinandenetsiiiig  te  Arehivi  tMi 
ab  AashMiidigiings-GebQbr  für  die  fo  ^ner  elnzelDea  Sacke  vtffl 
handelIeD  AcIeD  Oberhaupt,  und  Ane  BeriidcsiehligQDg  dem 
GrSase,  5  fluiden  fin  24  Fl.  MOiizftiase;  fUr  dnselDe  Stüe^ 
als  Testamente,  VertrSge  u.  s.  w.^  welche  nicht  einen  Thdl  tod 
Acten  —  als  von  welchen  solche  nie  getrennt  werden  dürfei  — 
ausmachen,  1  Fl.  30  Kr.  zu  entrichten.  Die  AusantwortniiK 
üho^bener  Privil^en,  Landesprocess-,  Polizei-Ordnungen  ml 
Statuten  Ist  von  Jeder  Gebfihr  beflreiet.  i 

RiickstSndigeProtokollar-,  Urtheils-  und  F*- 
llirungs-Gebfihren  können  nicht  geümlert  werden.  i 

19)  Ueber  die  also  bestimmten  Aushändigungs-GebOhrai  M 
vm  der  Commission  besondere  Rechnung  zu  llihren ,  und  dieM 
von  sechs  Monaten  zu  sechs  Monaten ,  neben  dem  §.  16  gelacbi 
ten  Berichte ,  an  die  Bundes-Versammlung  einzuscUckea.  Dh 
bereits  vorhandenen  Kanzlel-Taxgelder  hat  die  Commission  ebea« 
ffiissig  in  Verwahrung  zu  nehmen,  und  eine  abgesonderte 
Berechnung  derselben  der  ersten  Rechnung  über  die  neue  Ei» 
nähme  beizul^en. 

20)  Aus  dem  Ertrage  dieser  Einnahme  wird  die  Rem oa« 
ration  der  Commissarien  und  derjenigen,  welche  HQlfe  Idsteii 
sammt  den  Kosten  fQr  Feuerung,  Schreib* Materialien  u.  deq^ 
bestritten;  die  Bestimmung  der  Art  derVertheilung,  nach  Ahti| 
der  genannten  Kosten ,  bleibt  vorbehalten. 

21)  Wegen  der  kammergerichUichen  Bibliothek')  wii( 
die  Bundes- Versammlung  dereinst  besondere  fi&tsehliessal 
ftissen. 

Hiemfichst  machte  Praesidiumden  weiteren  Antrag,  dl 
zur  Erstattung  des  Vortrages  über  das  Retchskanmieigertchli 
Archiv  »nannte  Commission,  welche  aus  den  Herren  Boadrt 
tags-Gesandten  von  Martens,  von  Berg  und  SyndieusBaai 
besteht,  zu  ersuchen,  ihre  Verrichtungen  in  der  Art  fortzusetzci 
dass  sie  mit  der  in  Wetzlar  niederzusetzmiden  Commisrion  d0 
hohen  Bundes-Versammlung  die  Correspondenz  fibemehne ,  dii 
selbe  Instrutre  und  die  erforderiichen  Vorträge  an  die  Versamfl 
lUBg  erstatte ,  —  zu  diesem  Ende  schlage  Praesidtum  vor,  A 
erwähnte  Commission  mit  noch  zwei  HitgUed^ n  za  vemehra 

SXmmtUche  Gesandsdiaften  stlnmilen  diesem  Antrage  bd 


■i  in  der  hierauf  angesteDten  Wahl  worden  der  RaiseiUA 
OaCemlehisGhe  prMdIrende  Herr  Gesandte 

Graf  von  Buol-Schanen  stein, 
■1  der  RSniglleh  Preusslsche  Herr  Gesandte , 

Gnt  von  der  Goltz, 
ZB  MitgHedem  attsersefaen. 

a)  Yergl:    Protokolle  der  Deatseben  Bondes-Ver- 
laamlaDg,  Bd.  XI,  S.  Sl  n.  f. 

k)  Vergl:    Protokolle  der  Deotsehen  Bnndes^Ver* 
iaaiailaiig,  Bd.  XI,  S.  16. 

o)  Vergl:   Beschlags  der  Bandes^Versaamiang  vmi 
T^Fehrnar  1822. 
Protokolle    der  Denlsehen   Bandes- Versammlang, 

Bd^XUI,  &122. 
Beachlass  der  Bandes-Versammlung  vom  7.März  1822. 
Protokolle  der   Deatseben    Bandes- Versammlung, 

Bd.  XIU,  S.202. 
S.  ferner  binsicbtlich  der  Bestellang  der  erwähnten  Commission 
und  der  einzelnen  Abstimmungen:) 

Protokolle    der  Deutschen  Bandes-Versamm- 
lung,  Bd.  IV,  S.  23,—  B.  VIII,  S.  294,  -  Bd.  IX,  S. 
70,  142,268. 
d)  Vergl:  diefolgendenBescblnsse  der  Bundes-Versamm- 
Ihig  von  19.  Juni  1828  und  29.  Januar  1824. 
"4^  L,  Klfiher,  Mlsntliehes  Recht  des  Teutsehen  Bandes  u.  s.  w. 
r        <4.  Aofl.  1848)  S.  98. 
-  J.  L.  Kl  ober,  Qoellen-Sammhing  u.  s.  w. ,  S.  382  u«  f. 


Vav^  aMh:  J.  L.  Kläber,  öffenlllches  Recht  des  Teotachen Bun« 

den  a.  s.  w.  (4.  Anfl*  1840)  S.  45, 48,  923. 
Fr.  Traug.  Friedemann,  Zeitschrift  für  die  Archive  Deutschr 

lands  (Heft  I-UI,  Gotha  1847,  8),  Heft  I,  S.  55-80,  Heft  II, 

S.  97—107. 


zw. 


Beschlags  der  B«i4es-T»riaBipUiiffo»19.1iM  1999- 

Siebenzehnte  Sitzungam  19.  4uoi  1823.') 

Der  Gesandte  der  freien  Stadt  FranlLfurt,  Herr 
Oanz,  erstattet  einen  Commissipas- Vortrag,  das  Ar- 
chiv des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reichs-Kaniaer- 
gerichts  und  die  Auseinandersetzung  dosselbao,  insbe- 
sondere aber  die  unterm  17.MSrz  und  Sl  Mai  i.i.  (Protok.§.61 
UfldI  80)  eingelangten  Sehreiben  der  Archl v-Coaimfsslon 
zu  Wetzlar  betrelTend. 

SäfflDitticfae  Gesandsehaftea  erkUtrten  sich  mitdea 
CommissionsantrSgen  volUcommen  einverstanden ;  es  wurde  da- 
her ganz  in  dessen  GemSsshi^lt 

beschlossen: 
dass 

1)  der  Archlv-Commission  die  Zunriedenheit  der  hohen  Bun- 
des-Versammlung  Über  ihre  bisherige  Geschäilsftihning  bezeugt 
werde,  und  derselben  das  Commissions-Protokoll  nebst  den  An- 
lagen und  dem  Register^  so  wie  die  TaxamisrecbQun^n  zu  re- 
mittir»!  seyen  4  dass  Jedoch  nicht  allrtn 

2)  dteArchiv-ComoHssionanzuwelsaneeyv  afa^  künftig  über 
Jede  AeteaausHefermg  auch  van  den  GerieUen  tesondere  £11- 
pfangsbescheinigung ,  allenfalls  nach  einem  gednicklen ,  nur  zu 
unterfertigenden ,  den  Acten  oder  den  Antwortschreiben  bäzu- 
legenden  Formular ,  zu  erbitten ,  sondern  dass  auch  die  Herren 
Bundestags-Gesandten  zu  ersuchen  seyen,  bei  ihren  R^eruogeo 
zu  venmlassen ,  dass  die  respectlven  Gerichte ,  weicht  AMa  In 
Empfang  genommen  haben ,  die  abgiehenden  BescheinigungeB  der 
Ardiiv-Commission  anhoch  zu  schicken ;  dass 

S)  der  nach  der  Jüngsten  Taxamtsrechnung  vorhandene  Rv- 
senvorrath  dergestalt  zu  vertheilen  sey,  dass  die  beiden  Commis- 
sarien  davon  zwei  Drittheile  und  die  Gehttlfen  ein  Drittheil,  Jene 
wie  diese  zu  gleichen  Theilen  beziehen ; 

4)  woneben  die  in  dem  Bundestags-Beschlusse  vom  25.  Ja- 
nuar 1821,  §.  19,  gedachte  abgesonderte  Berechnung  der  vor- 


.  ttiipoeti  ältew  KtfudeltMfdder  v w  Sctttt  tar  Aiehlf -Goü^ 
■Mm  m  pwirtigw  wKre) 

5)  dass  der  Antiiflr  Air  Archlv-C4NMiiMloQ  i  ttte  AuikSatt« 
goiigageiiulur  (fir  4le  Im  |.  8  dieses  BoodeiUgt^BeseUiusei  er-^ 
wühirteo  Acten  auf  die  HSlfte  der  In  $.  18  festgesetzten  Taxe 
koatousetsen ,  saauiit  dem  Ansatz  lür  SieKeigebttbr  zu  41  Kr. 
ff  gm^adgen,  audi  dass  es  bei  der  Wsher  In  Uebung  gewesenen 
BMuNng  derArebivpedelle  mit  12  Kr«  fiir  AufWartong  beiSes- 

[  dum«  für  AiMt  bei  dem  Pacicen  der  Arien  und  bei  Siegäung 
uMauensey. 

6)  Van  Zemicbtung  der  aaeb  dem  Bamlsstags*Bescbliisae 
fND  25.  Januar  1821 ,  §.  15 ,  bis  hierbin  vep  der  Ardiiv-Com- 
«Mob  reponinen  Aoteo,  dürfte  necb  z«r  Zeit  zu  «bstralilren 

;  4qfB,  mit  dem  Auftrage  Jedocb  an  die  CommlssiM ,  dan  Ver« 

.^  uMiriss  rntt  gleicbemFletsae  fortmiielaeii  i  wenebep  den  Herren 
Bsidestags-GMandten  ttberiaasen  bMben  l&ihinlei  vm  iUmi  be« 
nKs  fefertigteii  VerM^bnisse  fitaisiebt  zu  aebmen »  um  aUen- 
MM  ihreRiglenmgen  auf  diese  oder  jeMderverzeicb«etett  Acten 

imtaierksam  za  machen,  fiqdUcb 

A    7)  werde  der  AreUv^Commisston  aufgetragen «  an  die  höbe 

/  Inifis-VeiHnwDdang  darüber  Bericht  zu  erstatten ,  was  es  mit 
4erkammergerichtllchenBlblio'the](,inRUclcslebtderen 
woaliger  Einrichtung  und  Beschaffenheit ,  und  der  durch  die 

MMMraog  des  Kammergerichts  mit  d^wUien  eingetretenen  Ver- 

iMeniiig  Ifir  eine  Bewandniss  habe. 

r 

s)  Vergl:    Protoiiolle   der  Deutschen  Bandes -Ver« 

;  iinmlang,  Bd.  XV,  S.  304,  M5. 


c. 

tIsekUsi  der  Bnndes-Tersimmlnng  ?om  29.  Jabut 

1824. 

DritieSitzungamSO.  Iaiiu0rl824.'> 
Me  Bund^stags^CommissioA  wegen  desreicbs« 
UnmergertohUicben  Arebtves  zu  Wetzlar»  utdte 


d«rea  Nameb  d^  Gesafidte  der  flreieii  Stadt  PraiytAirt,  Hen 
Danz,  erstattet  Vortrag  auf  den  Beridit  der  Archlv-CmiiiiitealiMi 
vom  24.  November  vorigen  Jahre»  (ProlokoU  der  23.  Sitzung 
§.  161) ,  und  in  GemSssbett  Ihrer  AntriEge  wurde 

beschlossen: 

1)  dass  es,  nach  den  vorgelegten  fHlheren  Taxamts-Reoh* 
nungen,  dner  besonderai  Berechnung  der  Xlteren  Ranzlei- 
g eider  weiter  nicht  bedürfe,  und  dass  die  sämmtHcfaen  Tax- 
amts-Rechnungen  an  dieArchlv-Commissionzuremittirenseyen; 

2)  dass  es  noch  zur  Zeit  bei  dem  3.  und  5.  Absätze  des  Be- 
schlusses dieser  hohen  Versammlung  vom  19.  Juni  vorigen  Jah- 
res sein  Bewenden  bdialte ; 

3)  dass  von  dem  Vericaufe  oder  der  Zernichtung  der  soge- 
nannten Miscellaneen ,  so  wie  aller  anderen  in  dem  Archive  be- 
findlichen Acten,  noch  zur  Zeit  zu  abstrahiren,  den  Herren Bun- 
desti^Gesandten  aber  zu  ttberlassen  sey ,  auch  von  dem  getcr- 
Ijgt^  zweiten  Verzeichnisse  der  reponirten  Acten  Einsidit  zn 
nehmen ,  um  allenihlls  ihre  Regierungen  auf  diese  oder  Jene  der 
verzeichneten  Acten  auftnerlcsam  zu  machen ;  endlich 

4)  date  wegen  der  kammergerichtlichen Bibliothek  keine 
Weitere  Anregung  zu  machen  sey ,  sondern  dieser  Gegenstand 
auf  sich  zu  beruhen  habe. 

ff)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bandes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XVI,  S.  71,  72. 


D 


BeschlftsaederBandes-Tergammlung  vom  5.  IvU25. 

EilfteSitzungam5.  Mai  1825.-) 

Der  Gesandte  der  freien  StSdIe,  HerrDanZt  er- 
sMIet  Vortrag  der  Bundestags-Gommlsston  Über  den  ihr  unterm 
M.  MSrz  d.  J.  (Prot.  §.  20)  raftgeOMMten  Berieht  der  Wetziarer 


ArdlT-Commission  vom  19.  Feferuar  e.  a. ,  und  unter  allgemei- 
ner Zasttmmung  zu  den  AntrSgen  Eroterer ,  wurde 

beschlossen: 

« 

1)  wegen  des  Verkaufs  oder  der  Zeroichtung  der  sogenann* 
taA  Miscellaneen ,  so  wie  alier  anderen  In  dem  Archive  beflnd- 
Uchen  Acten ,  sey  es  noch  zur  Zeit  bei  dem  Beschlüsse  dieser 
liohen  Versammlung  vom  29.  Januar  1824  zu  belassen ; 

2)  auch  wegen  Remuneration  des  Personals  der  Archiv-Com- 
mlssion  die  Entschliessung  vorzubehalten ,  übrigens 

3)  das  Commissions-Protokoll,  nebst  Anlagen  und  Register, 
so  wie  die  Taxamtsrechnung,  an  die  Archiv-Commission  zurück- 
zusenden. 


»  Dessgleichen  wurde  der  Commlsslons-Vortrag  auf  die 
Anflrage  der  Wetzlarer  Archiv-Commission  (7.  Sitzung  §.  28) 
vom  7.  März  dieses  Jahres  verlesen ,  und  nachdem  sämmtüche 
Gesandsehaften  dem  Antrage  beigestimmt  hatten ,  dem  zufolge 

beschlossen: 

dass  Acten  über  Bestellung  von  Vormundschaften 
und  Curatelen  an  diejenigen  obersten  Justizbehörden  aus^u- 
anlw<»ten  seyen ,  denen  diese  Anordnung  zugestanden  haben 
würde ,  wenn  der  Fall  unter  den  dermaligen  Verhältnissen  eia- 
getreten  wäre. 

ff)  Vergl:    Protokolle   der  Deutschen  Bnndes-Ver- 
sammlang,  Bd.  XVII,  8.5^. 
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■ »  I 

Besehltfie  dn  BvBi«s*feriiBBl«ig  vegn  glii- 
lieket  AttielMtiierietiiig  iu  Retebikt«B«t< 

geri6kt9-irckiTi. 

i« 

Beachluss  der  ßuodes-Ver^aqiinluiig  vom 

t7.  Mai  1886. 

Achte  Sitzung  am  17.  Mal  1838. 
SitmmUIciie  Gesandschaften  warea  mit  den  CommisskiDS^ 
^tritgen  eipver|lU^ld  ^ ,  und  es  wurde  9oii«cb  ,  i 

be^chlpsseo: 

()  wa«  die  Al^iderif^g  ua()  Veri|icbtu4g  d«r  v^riiieiiittl#, 
werthlosen  Acten  betriiR,  bei  der  flrüheren  Ablehnung  noch  aü^ 
Zdtumso  mehrsdnVei1)Ielben,  als  deren  Sichtung  und  AussdMk 
dUAg  annoch  genauere  Einsicht  und  Berattiung  erfordert  und  vk^ 
2u  der  im  Bundes-Beschlusse  vom  25.  Januar  lt)21  In  Aussictt 
genommenen  günzlidien  Auseinandersetzung  des  Archivs  ffigikl 
96  weit  ausgesetzt  Mdhen  kann ,  als  nicht  das  dort  unter  Nr.  & 
verordnete  die  besondere  ReiK>nlrung  und  Verzelchnuiig  s<rich# 
Acten  den  Commlssarlen  ohnehin  zur  Pflicht  macht.  i 

S)  Da  diese  schlie#sllcbe  Aiisalnandieraet^uBii 
nach  dem  gedachten  Beschlüsse  wübrand  der  Bfpvtooiiioh  W 
summten  zwanzig  Jahre  zugleich  vorbereitet  werden  sollte,  Ha* 
gegen  nicht  zu  beflnden  Ist ,  dass  bisher  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  wirkliche  Anstalt  getrolTen  worden  sey ;  so  hat  die 
Archiv  -  Commlsslon  binnen  drei  Monaten  ttber  die  Art  und 
Welse,  wie  solche  am  Geeignetsten  zu  bewerkstel- 
ligen seyn  mSge,  gutachtlich  anhero  zu  Xussem. 

3)  Nachdem  der  Vorbehalt  In  mdirgedachtem  Beschkisse 
unter  Nr.  20  wegen  der  Remuneration  der  Commissarien  und 
Ihrer  GehiUfen  durch  die  Verthellung  der  Einnahme  sich  in  spi* 
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terai  Bundes -BeflchlilsMi  kanlts  eriidigt  flodet,  Jedoch  hoke 
liBi»VerMoimliiiig  g«Migt  Ist,  natii  der  wlrkMehea  Auseia- 
akttttamg  de»  Ardilvt  «tue ,  dieier  atMctferdrattlciieii  AriMt 
lagineMeiie  beioiiderß  BetebDung  bei  des  MIeheleo  Ragkeiungm 
fe  AUng  ztt  brfngeD^  eo  werden  die  ConNBleMrien  HerMif  eilidti- 
«tfCB  au  dem  Ani^pm  verwiese»,  dtss,  wesn  bei  der  Veito- 
Mtin;  Menn  den  Pedellen  eioe  auiserordeiUlctaeMMhe  etwaek- 
n  MHe,  sie,  ottler  deren  näheren  Angabe,  Jedesmal  mit  tkrsm 
laMde  saehgemlBse  Anträge  auf  gleichbaldige  Vei^ttlOBig  so 
idlm  habet,  ohne  diese  vorher  selber  in  leiüco,  —  das  Vor* 
ittgiHi  aber,  Umen  selbst  ein  jährliches  Fixum  und  Kwar  von  so 
Mmo  Bdmir  2u  bewilligen ,  nirgends  begrttndet  erschelM ,  und 
toen  GewShrung  sich  durch  die  Absieht  Ihrer  trsi^|^scben 
VffH'eDdnng  nicht  recbtfbrtigen  würde. 

4}  Hltten  swar  die  Commissarlen  wegen  dor  AnnahaM  dos 
tadlgehölf^n  R.  Hartwig  vordersamst  hei  hoher  Bandes -Ver« 
Mssriong  ansiinragea ,  niid  deiM  Genehmigung  einziihota  go* 
IM;  inzwlscbeo  wird  derselbe,  so  lange  er  sieh  hravehbar  be» 
Hfsrn  nd  seinen  Dienst  zur  ZulHodeahett  verseben  wird ,  ilir* 
M brf  demseibeR  zu  belassen,  und  ist,  wenn  sieh  klbiflig  mit 
ies  PMellen  eine  VerKnderung  zutragen  wird ,  zwIMerst  dar- 
fta*za  berichten  und  Entscbliessung  abzuwarleo. 

BadHch 

8)  wird  zwar  das  Interesse  anerkannt ,  wekhes  die  alten 
Mehskammergerlchtltehen  Acten  einzeln  fUr  die  Geschichtsror«* 
tting  und  ReeMsgeiebrsamkeit  haben  UkiMa,  ohne  dass  Je- 
M  (larufli  ein  Hlngerer  Fortbestand  der  Cosunlssion,  als  im 
^Men  QqH^ktlsch  und  mit  der  ursprünglichen  Verfiigung  nioht 
(teebMttmaiend ,  sich  zur  Genehmhaltung  emj^llehte. 


9. 

Beschlnss  der  Bundes- Versammlang  votn 

25.  Juli  1839. 

Vierzehnte  Sitzung  am  25*  Juli  1 8S9. 
b  Folge  der  nonmebr  abgegriieiien  sXmmtlichen  I 
lUnauagen  wunde  nach  den  CommlssIsnsaakrligeB 
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beschlossen: 

1)  Es  sind  aümmiaUke  hSchsle  uad  hohe  Regterangw  m 
DeutscheoBuDdessUalea  durch  ihre  GesandschafteD  zuenodwB, 
chebahUgst  ankero  za  crkISren ,  oh  sie  geneigt  seyai ,  sofnai 
nicht  bereits  von  einer  oder  der  anderen  derselben  geschehea  li^ 
nach  etwa  zuvor  von  der  Archiv-Comniission  zu  heg^rmta 
Verzeichniss,  fiir  dessen  Anfertigung  die  Commissarlea  dM^ 
auf  ihren  Antrag  von  den  betrelTenden  Regierungen  festzusdaesli 
Vergütung  erhalten ,  fOrerst  alle  im  Bundes-Beschlusae  von  Ü. 
Januar  1821 ,  unter  Nr.  5,  6  und  8,  auch  beziehungawebe 
10>  bemerlcte,  oder  sonstige,  ihre  LSnder  und  d^*ett  Zugehl 
belreffende  Acten,  oder  doch  deren  grSssten  Thell  gegen  dnei 
mehr  al^vierzig  Prozessen  zu  ^legende  Gebühr  von  IFI.  151 
(als  dem  Vierthelie  der  ursprunglich  bestimmten) ,  ^)  und 
Angabe  der  zum  Empfang  ennächtigten  Behörden,  aus  dem  W( 
larer  kammergeriditlichen  Archive  abzufordern,  um  hierdi 
sowohl  der  ^nzlichen  Ausetnandersetzung  desselben  eineo  At 
fiing  und  grossere  Erleichterung ,  auch  Abhülfe  gegen  die  Bug 
des  Raums ,  als  dem  damit  beschSRigten  Personal  dne  angen» 
sene  Belohnung  fiir  die  dann  eintretende  grSssere  Mühewaltan 
zu  verschalfen. 

2)  Wird  der  Wetzlarer  Archiv-Commisslon ,  (welcher  Uk 
gleich  Abschrift  der  vorstehenden  Verfiigung  zur  einstwefligM 
Nachricht  mitzutheUen  ist) ,  wegen  Unzulänglichkeit  ihr^  dfli^ 
maligen  Begutachtung ,  unter  Einräumung  einer  Frist  von  se4| 
Monaten ,  aufgetragen ,  ein  specielleres  und  erschöpfendes  Gii 
achten  darüber  zu  erstatten  >  wie  es  zum  Behufe  der  IcünlUgM 
gänzlichen  Erledigung  des  Geschäfts  mit  den  in  obgedaohlril 
Bundes-Beschlusse  unter  Nr.  4, 7,9, 10, 12  erwähnten  Acten  alt 
Actenstücken ,  desgleichen  mit  den  Senats-  und  Plenar-Pral^ 
kollen,  IJrtbeilsmanualien,  Repertorien,  werthlosen  ActenstQdM 
vorgängig  genauer  Ausscheidung,  bloss  historisch  meriLwfirdigü 
Acten ,  die  von  keiner  Regierung  requirirt  werden ,  ferner  al 
denjenigen^  welche  vormalige  Reichslande  betreffen,  die  nicM 
zum  Deutschen  Bunde  gehören ,  endlich  mit  dem  sonstigen  Zt' 
behSr  des  Archivs,  zu  halten  seyn  dürfte,  indem  solche  V» 
schlage  und  deren  reife  Prüfung  zu  der  im  Beschlüsse  von  1821 
verordneten  und  in  dem  eidUchen  Revers  der  Commissarlea  um 


ZT9 

Mkkfidi  erwiluiteB  VorkenUmig  mit  gehOmi)  ^eiobwle 

2)  die  ConBii8iOB  von  seltet  fiedacki  achBmi  wM,  im 
tmA  sHriuve  AcieMbferdeningcfi  gew4HiDeMo  lUiun  zur  or- 
tatlichoi  ReponiruDg  der  Jetzt  in  Masse  aufgebüiifleB  Aeten  zu 
kMCzeo. 

c)  Attsnahnsweise  bestiuunt  derBescbluss  der  Bundes- 
jfcrsammlang  vom  13.  Mai  1836  (5.  Sitzung):  die  reichskammer- 
fvichtiiciie  Archiv-Gommission  zu  Wetzlar  wird  ennächligi, 
IM  Aaslief  erang  der  Preiherrlich  von  und  zu  Aufsessischen 
i|amiliea-Acten  (aufweiche  derFreiherrHans  von  und  zu  Auf- 
|I98S,  im  Interesse  der  Wissenschaft,  angetragen)  an  das 
IJ^tniglich  Baierische  Appellations-Gericbt  zu  Bamberg,  Statt  der 
'fellenTaxe  vonSGulden  für  jede  einzelne  Sache«  nur 
■iCalden  15Rreuzer,  und  12  Kreuzer  ffa'r  den  Pedell,  zalMraduMii. 


Besehloss  der  Bundes- VersammluDg  vom 

23.  September  1839.  *) 

i 

I      In  der  zwei  und  zwanzigsten  Sitzung  vom  23. 

nkptember  1 839  erfolgte  folgender 

j  Beschluss: 

i      1)  Es  werden  die  mit  zusammen  59  Rthlm,  21  Sgr.  8  Pf. 

[ftatts.  Gourant  oder  104  Gulden  30^  Kreuzern  im  24  Gulden- 

I  iMe,  berechneten  Kosten  der  inneren  Einrichtung  des  von  der 

I  lUgtteh  Preussischen  Regierung  angewiesenen  neuen  Locales; 

[  *  Reponirung  der  abzusondernden  werthlosen  Rekhskanner- 

[  9Mts-Acten  genehmigt,  und  solche  auf  die  Matriicular- Kasse 

[  ■gewiesen. 

2)  Da  nach  Artikel  XV  des  Bundes-Beschlusses  vom  25.  Ja* 
nv  1821  die  Ausscheidung  und  besondere  Reponirung  der  für 
WzIqs  zu  achtenden  Acten  ohnehin  ^  aber  nur  gelegenheitlich 
^  vergenommen  und  dariiber  mit  dienlicher  EriSuterung  von 
^t  zu  Zeit  ein  Verzelchniss  an  hohe  Bundes-Versammlung  ein- 
DI.  18 


f^McUm  weNeti  dOlt :  iM)  hAt  eii  KWAI'  K^irieAAttstaü«,  dä89  Me^- 
bei  das  neue  angewiesene  Local  mit  benutzt  werde ;  JedocB  kdM 
lafiir  }Mü  besMMr^Expedi^t  bestellt,  nocb  tMHifii&te  B(u*eau- 
itost^ü  atigewieseik  werden ,  ^KRrend  üftTenHieMltehe  Ans^abeft 
"renN^bh^  Werden  difarfett ; 

3)  wird ,  wegen  der  im  Berichte  vom  20.  Oktober  Vorigeti 
Jahres  enthaltenen  neuen  Anträge  in  BetrefT  der  Actenabforde- 
rung^),  die  ArchiT-Commisston  auf  den  Bundes-Beschlusä  der 
diesjährigen  14.  Sit2:ung  vom  25.  Juli,  worin  ein  uniräSsendes 
Gutachten  erfordert  wird ,  verwiesen  5 

4)  will  die  Bundes- Versammlung  die  von  dem  Stadtgerichts- 
Pirector  Krauss  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Mitwirkung  an- 
geführten Entsohuldigungsgründe  nicht  verkennen  ^  verhoflt  Je- 
doch i  dass  derselbe  seinem  Mitcommissarius  bei  dem  Ausliefe* 
fUJigagescbäfte  femer  nach  Möglichkeit  mit  Rath  und  HUlfe  ai 
Händen  gehen,  unddass  letzterer  denselben  bei  dervon  den  hohen 
R^erungen  zuzugestehenden  Belohnung  auf  eine  angemessene 
Weise  betheiligen  werde. 

a)  Einige  speciellere  Beschlüsse  der  Deutschen Bun- 
des-Fersammlung  aus  den  Jahren  1845,  1846  und  1847,  wegen 
Auseinandersetzung  des  Beichskammergerichts-Jr- 
chivesy  sollen  in  den  Ergänzungen  und  Fortsetzungen 
des  Diplomatischen  Archiv e s  Jblgen. 

b)  Durch  Beschluss  der  Bandes-Versammlung  vom  ll 
Mai  1836  (5.  Sitzung)  wurde  bestimmt :  das  V  e  r  z  e  1  c  h  n  i  s  s  der  zu 
Wetzlar  beliiidlichen  Bildnisse  Deotscher  Kalkei- nndRar- 
fti  r  s  t  e'n  an  die  allerhöchsten  und  höchsten  R  e  g  i  e  ftt  n  g  e  n  zir  fi  b  e  lö- 
senden, lind  denselben  ailheha  zu  stellen ,  die  Pdf  traits  aas  ded 
beti^ftmden  Regentenfunliie»  od^  aus  jenen  iltrer  AfigehbVigen  ü  be^ 
nehmen  und  auf  ihre  Kosten  abtrattsporiirenseii  lassen 


fescftlflsse  der  Hnndes-Versammlnngy  ib  B<9tr<)t 
kt  PMsitiirsBg  der  Hitglieder  «id  Dieser 

des  Johanafter-Ordens. 


A. 


lesehlvss  der  Bnndes-Tersammlnng  vom  25.  XoYembtr 

1816. 

Sechste  Sttzunf  am  25.  November  1816.*) 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwar^büi^l^s 
Der  Herzoglich  Holstein-Oldenburg- ,  Anhalt-  und  Schwarzbur- 
gische  Herr  Gesandte  verliest  einen  ausfiihrllchen  Vortrag  (s. 
Aal.  20)  Ober  die  Bittschrift  des  Bevollmächtigten  des  Johah- 
niler-Ordens  von  Jerusalem,  Freiherrn  von  Pfürdt,  ßailli 
(b  Deutschen  Grosspriorats,  die  Erhaltung  des  Ordens,  Zuriick- 
g>be  der  noch  unverSusserten  GUter  desselben  und  einstwelUgo 
VonoTge  für  den  Unterhalt  der  dermaligen  Mitglieder  betreffend/) 
(«.  Ziff.  34  des  Einreieb.  Prot.),  und  unter  allgemeinem  Einveiu 
stindnisse  mit  dem  vortragenden  Herrn  Gesandten  wurie 

beschlossen: 
tes  wegen  Ausdehnung  der  in  dem  XV.  Artikel  der  Bundes- 
Aete  UnslchUich  der  Deutschen  Ordensritter  enthalteneii  Bestftn- 
Biing')  auf  die  MItgiieder  des  Johanniter-Ord^iB ,  dieses  Gesuch 
ikres  BevoUnScht^ten  zur  Beratbung  und  Beschlussaahme  nach 
TorgSogiger  Berichtserstattung  auszustellen  sey.  ^) 

18* 
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a)  Vei^l:  Protokolle  .der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  101. 

b)  Vom  14.  September  1816. 

Vergl:  J.  L.  Klüber,  Acten  des  Wiener  Congresses,  Bd.  I,  Heft 
m,  S.  85. 

Nachträgliche  Aktenstücke  der  Deutschen  Bundes- 
Verhandlungen  als  Anhang  zu  den  Protokollen  der 
Bundes-Versammlung,  Bd.  I,  S.  23n.  f. 

c)  „Die  Mitglieder  des  Deutschen  Ordens  werden  ebenfalls,  nach 
den  in  dem  Reichs-Deputations-HauptscUusse  von  1803  für  die  Dooh 
Stifter  festgesetzten  Grundsätzen,  Pensionen  erhalten,  insofern  sie 
Sinen  noch  nicht  hinreichend  bewilliget  worden;  und  diejenigen  P5r- 
sten ,  welche  eingezogene  Besitzungen  des  Deutschen  Ordens  erbai- 
tenpiaben,  werden  diese  Pensionen  nach  Verhällniss  ihres  Antheila 
an  den  ehemaligen  Besitzungen  bezahlen.^' 

d)  In  der  vierzehnten  Sitzung  am  23.  December  1816 
erfolgte  auf  den  Vortrag  einer  Vorstellung  des  Grafen  von  Bent- 
heim,  die  VertheilungelnerSchuld  des  Johanniter-Or- 
dens  betreffend  (vom  4.  December  1816)  nachstehender 

Beschluss: 

Dass  zwar  die  AusfShrung  des ,  dem  Gesuche  des  Herrn  Grafen 
Fon  Bentheim  beigefügten  Zahlungsplanes  zur  Entscheidung  derBmh 
des-Versaramlung  bisher  nicht  erwachsen  sey ,  gleichwohl  den  Ge- 
sandten V  der  Bundesstaaten,  welche  an  dieser  Sache  ein  Interesse 
haben ,  anheim  gestellt  werde ,  bei  ihren  Höfen  darauf  anzatrageo, 
sie  zu  bevollmächtigen,  mit  Zuziehung  der  übrigen  Interessenten  hier 
eine  zweckmässige  Vereinbarung  über  die  Auseinandersetzung  dieser 
ursprünglichen  Schuld  des  Deutschen  Grosspriorats  des  Johanniter- 
Ordens  unter  den  Interessenten  einzuleiten,  zu  denen  Oesterreich, 
Preussen,  Baiem,  Hannover,  Württemberg,  Baden,  Grossherzogftham 
Hessen ,  auch  ausserhalb  Deutschland ,  Holland  wegen  Amheim  und 
Nimwegen ,  auch  die  Schweiz  gehören. 

Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  I,  S.  204u.  f. 

Nachträgliche  Actenstücke  der  Deutschen  Bandes- 
Verhandlungen'u.  s.  w.,  Bd.  I,  S.  244u.  f. 

Ein  solcher  Vertrag  kam  am  12.  Januar  1829  zu  Stande,  wurde 
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ir  Bttnfcs-Vcnammlnng  vorgelegt  oiid  bei  ihr  tob  den  bethelllgleii 
knfes^edeni  genehniigt. 

Yergl:  J.  L.  Rlfiber,  öffentliches  Recht  des  Teulschen  Buiidei 
v.  8.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  317. 


:^ieicklisg  der  Bvndei-TerianiDUig  TOB  17.  Jili 
\  1817. 

^    Vierund  vierzigste  Sitzuagam  17.  Juli  1817.') 

Praesidium:   aus  den  vorliegenden  einhelligen  Ab* 
lUBiBungen^)  ergebe  sich  folgender 

Bescbluss: 
^  Die  Deutsche  Bundes-Versammlung  hat  auf  die  von  den  Be* 
WliDüchUgten  des  Johanniter  -  Ordens  eingereichte  Vorstellung, 
SBT34von  1816,  beschlossen,  dass,  so  viel  die  Pensionl- 
p^g  der  dennaligen  Mitglieder  des  Johanniter-Or- 
^as')  in  Deutschland  betreffe,  die  in  dem  Artikel  XV  der  Deut- 
Bandes- Acte  ,  in  Betreff  der  Pensionirung  der  Mitglieder 
Deutschen  Ordens,  enthaltenen  Bestimmungen  und  deren 
'eoduog  auch  auf  die  Mitglieder  und  Diener  des  Johanniter- 
18  auszudehnen  sey. 

s)  Vergl:    Protokolle   der2Deatschen   Bundes-Ver* 
HKnlaBg,  Bd.  UI,  S.  457.*^ 

i)  Vergl:    Protokolle   der  Deutschen  Bundes-Ver- 
Mnnlang,  Bd.  lU,  S.  263,  21»,  331 ,  355,  401,  430,  457. 

c)  Deber   den   Johanniter-   oder  Malteser- Orden  in 

l^eitsehland  vergl: 

J«L.  Klub  er,  essai  sor  POrdre  de  Malte  ou  de  St.  Jean,  et  sur 

ses  rapports  avec  PAllemagne  ea  g^n^ral ,  et  avec  le  Brisgaa 

enpartlenlier,  Baale,  1806,8. 

Heker  denMalteser-Orden  und  seine  gegenwärtigen 

Verh'altaisse  zu  Deutschland  überhaupt,  und  zum 

Breisgau  insbesondere,  Frankfurt  und  Leipzig,  1804,  8* 


fhr  B^ivtfitjf  4^  Orient j  Malta,  ii^urde  am  9.  Jwi  t79>  vx^n 
Napoleon  in  Besitz  genommen,  am  3.  September  1900.  9b^  v^ 
l^jf^glaad  ejcobert,  welehes  die  iqi  Fmden  von  Ami^ns  sUpiiJjite 
Rückgabe  an  den  Orden  verweigerte.  Iter  Artikel  VII  ^s  Pftriser 
Friedens  vom  30.  Mai  1814  bestimmte : 

,,LMle  de  Malte  et  ses  d6pendances  appartiendront,  en  tonte 
propri^t^  et  soaverainet^ ,  ä  S.  M.  Britannique.^^ 

Nach  der  Bestimmung   des  Reichsdeputations  -  Hanpt- 
schlusses  vom  25.  Februar  ISIS  sollte  der  Deutsche  und  der 
Malteserorden,  „aus  Rücksicht  für  die  Kriegsdienste  ihrer  Glie- 
der^S  derSäcularisaüoB  nicht  unterworfen  worden.  Der  Pressbf  r- 
ger  Frieden  vom  26.  December  1805  (Art.  XIII)  nahm  jedoch  dem 
Deutschen  Grosspriorat  oder  Johannitermeisterthum  die  Grafeehaft 
Bondprf  und  gab  dieselbe  an  Württemberg.    Der  Artikel  XIX  der 
Rheinbunds-Acte  vom  12.Juli  1806  gab  das  Fürstenthnm Heides- 
beim  dem  Grossherzoge  von  Baden,    in  dem  Artikel  Ili  «les  Vertra- 
ges vom  25.  September  1806,  über  die  Aufnatee  des  GüQMhmwiM 
von  Würzburg  in  den  rheinischen  Bund,  wurden  demselben  alle 
im  Wärzlw^gischen  gelegeqea  Güter  des  Jobaaiilter4)r#eos,  mit  aUer 
So^verä^etä)  imd  Proprietät,  von  Napoleon  zuer|^annU  In  Qaierj^ 
lpf9  im  Jahre  1802  ein  eigenes  Prioral  für  die  dortigen  Ordens|»esi^iiiir 
ge^  gestiftet  worden  war ,  wurde  der  Orden  durch  d^s  K^ict  voq;  8. 
September  18P8 aufgehobjen.    Das  Königl.  westphälische Edic^ 
vom  16.  Februar  1810  hob  den  Orden  in  dem  ganzen  Königreiche  auf  oAd 
bestimmte  dessen  Besitzungen  zur  Dotation  des  Ordens  der  we:ilpbä- 
lischen  Krone.  In  Württemberg  wurden,  ebenfalls  im  Jahre  1810^; 
die  Gefälle  der  Johanniter-Commenthureien  incamerirt  und  daraus  eine 
Dotation  für  den  Militär- Verdienstorden  gebildet.   Nachdem  Preus- 
sen  durch  das  Edikt  vom  30.  Oktober  1810  sämmtliche  geisüicbe 
Güter  in  der  Monarchie  eingezogen  und  für  Staatsgüter  erklärt  hatte, 
wurden  unterm  23.  Januar  1811  die  Bailei  Brandenburg  des  Je- 
hanniter-Ordens  und  das  Herrenmeisterthum  zu  Sonnenburg,  nebst 
allen  Gommenden  derselben,  für  auf^gelöset  und  erloschen  eriilMft,  aad 
deren  sämmtliche  Güter  als  Staatsgüter  eingezogen.  Dagegen  errich- 
tete der  König  unterm  23.  Mai  1812  „zu  einem  ehrenvollen  And^ikes 
der  erloschenen  Bailei  Brandenburg^*  dnen  neuen  Ehrenorden,  in  der 
Eigenschaft  und  unter  der  Benennung:  „Königl.  prevss.  St.  Jo- 
hanniter-Orde n^S  ohne  Einkünfte  und  ohne  besondere  Verpflich- 
fung  der  Bitter,  auch  ohne  Ahnenprobe.  —  Es  blieb  dem  Orden  in 
Deutschland  nnr  noch  das  Gros^riorat  in  Böhmen,  mit  Com- 
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m^MUMi^h,  mkim  wßA  StVmn^  b4ipi  Kirchen* 
^i|  ffßA  i«  Sieiiien  besiUt  der  Qrde«  mvgi»  GiUeir  noch.  D«» 
I^veral-Capitel  oder  heilige  Conseil  tfes^elben  befand aich 
^ mm  Jahre  tS26  zu  Catnaea  auf  der  Ime]  Sieiiien f  durch  die 
l^^cbe  Bulle  vom  12.  Mai  1S26  wurde  es  provisorisch  nach  Fer- 
«|ra  im  Kirchenstaat  verlegt.  Am  29.  Oktober  1831  hielten  ,,die 
Ufer  d^  souveränen  Ordens  des  heiligen  Johann  von  Jerusalem^*  zu 
DdoD  ein  Capitel.  Obgleich  nun  der  Orden  keine  Besitzungen  mit 
netät  mehr  Inne  hat,  so  sind  doch  von  mehreren  H9fen  noch 
neueren  Zeit  dessen  Gesandte  zureiten  nnd  dritten  Ranges 
ttonmen,  a.  B.  von  Oesterreieh  und  Prankreich  Im 
MM,  von  Oesterreicfc  im  Jahre  ISSSn.  s.  w. 
fMem  15.  Ifwr  1899  ist  vom  Kaiaer  von  Oesterreieh  ge* 
roriBB,  dass  sish«  »ir  Erbalting  und  Bescbütsnof  des  Qr« 
em  eigeDes  losriiardiscb-veiieliapiaehes  Johanniter -Qrdeii»- 
lilde.  Aveh  der  König  von  Sieiiien  stellte  durch  daa  Be<* 
vom  7.  September  1839  den  Orden  wieder  her. 
trgl:  J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Deutschen  Bandes 
u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  316,  317.  (Ebendaselbst  auch  von 
i^  der ,  nach  Artikel  LI  der  Wiener  Congress-Acte ,  Oesterreieh 
zustehenden  Souveränetät,  nebst  Eigenthum,  über  den  Jo« 
hanniterhof  zu  Frankfurt  a.  M.  und  den  dazu  gehörigen 
Flaschenhof,  u.  s.  w.) 
IL.  Kl  Ob  er,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 

Wiener  Congresses,  S.  110  n.  f. ,  t74,  ftö3,  560. 
iL.  Rlüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  n.  s.  w.,  Bd.  I, 

Hefini,  8.  85,  Bd.  VI,  S.  464. 
ll^emeineZeitnngviomO.  J«iii8S5t  Artikel  „Rom' 


i4i 


(Hrtilge  od  Beioklltie  der  Biideg-Teri««Bltif 
I '  na  17. 9Mkn  IMO. 

« 

}     Zwei  und  drelssigate  Sitzung  am  17.  Oktober 

.  Dieselbe  Commlsslon**)  erstattet  Bericht  in  der  Pen- 
4Ptt- Angelegenheit  der  Mitglieder  des  Deutschen  Gross«» 
iriorats  des  Johanniter- Ordens. 
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Es  wfrd  darin  der  Inhalt  der^  nnterZaUTS  yom  Jakre  IMS 
eln^ekommenen ,  so  betitelten  ^,nachtr^lichen  Btttschrift  um 
R^uUrung  der  EntsehSdfgungs-  und  Pensions-Anspriiche  von 
Selten  der  Mitglieder  des  Deutschen  Grosspriorats  des  Johanniter- 
Ordens^S  vollständig  mitgetheilt,  und  hiernächst  in  dem  Gutachten 
nachgewiesen,  dass  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Ordens- 
glieder  bei  weitem  nicht  so  genau  auseinander  gesetzt  seyen, 
um  bestimmte  Vorschläge  ttl>er  diese  Reclamation  machen  zu 
können.  Die  Commission  durchging  die  einzelnen  Angaben,  und 
zeigte,  was  nach  der  vorliegenden  Bittschrift,  zur  gehörigen 
Uebersicht  der  Verhältnisse ,  noch  beigebracht  wertoi  müsse. 

Zugleich  bemerkte  sie ,  dass  die  GruiMlaitse ,  werüber  io 
Ansehung  des  Deutschen  Ordens  BescUuss  zu  fassen  sey ,  auch 
hier  Ihre  Anwendung  finden  würden ,  so  wie  die  Frage :  ob  Pen» 
sionen  aus  überrbeinischen  ehemaligen  Ordensgttiern  gefordert 
werden  könnten ,  auch  hier  in  Anregung  kommen  müsse. 

Da  auch  w^en  des  Verlustes  in  der  Schweiz  reclamirt  werde, 
so  würden  hierüber  die  Verhältnisse  näher  anzuzeigen  seyn,  um 
beurtheilen  zu  können ,  ob  und  in  wiefern  eine  Verwendung  von 
Seiten  des  Bundes  Statt  haben  möchte? 

Nachdem  endlich  die  Commission  die  besonderen  Anstände 
und  Verhältnisse  Jedes  einzelnen  Reclamanten  erwähnt  hatte, 
machte  dieselbe  den  Antrag ,  dass 

1)  wegen  der  Pensions- Ansprüche  aus  ehemaligen  Ordens- 
gutem  auf  dem  linken  Rheinufer^  die  in  Ansehung  des  Deutschen 
Ordens  zu  erwartende  Entschliessung  demnächst  auch  hierauf 
anzuwenden  sey ; 

2)  dass  der  Mandatar  der  Reclamanten,  Dr.  Hiepe  hieseli»t 
unter  Mittheilung  des  gegenwärtigen  Vortrages,  aufgefordert 
werde ,  die  darin  bemerklich  gemachten  näheren  Erläuterungen 
beizubringen ; 

3)  däss  die  darin  genannten  Commandeurs ,  Freiherr  von 
P  für  dt  zu  Herrenstrunden  und  Freiherr  von  Rein  ach  zu 
Wesel  und  Borken,  sodann  der  Ordensbeamte  Hof  mann  zu 
Herrenstrunden ,  dem  Königlich  Preussischen ,  —  der  Comman- 
deur  Freiherr  von  B  o  d  m  a  n  n  dem  Königlich  Württembergischen 
Hofe  vorerst  zur  geneigten  Berücksichtigung  empfohlen  werden 
mögen. 


2S1 

Der  ¥ofMg  wurde  den  ProlokeHe  unter  Zahl  ti  Mgielegi. 
-  Stauninelie  Gesandflehafteii  traten  den  Ceamtoeionsanlnge 
lAnmenkei;  dab^: 

Beschluss; 

'   t)  dass  die  In  Anaehung  der  Penalona- Anaprttdie  der  trana- 

AMüBlBdieii  fievtaclien  OrdenariUer  zn  erwartende  Bntadliea- 

dennlchat  auch  auf  die  Mitglieder  dea  Groaaprio« 

des  Jobanniter-Ordens  In  Deutschland  anzu- 

#tDdeoaey; 

)IP  t)  dass  der  Mandatar  der  Reclamanten ,  unter  Mlttbetiung 

fiwirtigeo  Vortrags,  avf^elordert  werde,  die  darin  bemerk- 
gmaebten  nlberen  Erilnteningen  belzobrlngen ; 
3)  dass  die  Comnandeurs,  Freiherr  von  P  f  fi  r  d  t  zn  Herren- 
und  Freiherr  ron  Relnach  zn  Wesel  und  Borken,  so- 
der Ordensheante  Hofmann  zu  Herrenstrunden ,  den 
teh  Plreaaalsdien ,  —  der  Connandeur  Freiherr  von  Bod^ 
n  aher  dem  Ktfniglfeh  Wtfrtterabergiscben  Hofe  vorerst  zur 
iiehtigung  empfohlen  werden. 


Ebendieselbe  Commlsslon  erstattet  Vortrag  über 
Yoo  dem  Kaiserlich -Königlichen  Kümmerer  und  Ritter  des 
-Ordens,  Franz  Edmund  Grafen  von  Coudenhove, 
41  und  87  vom  Jahre  1818  eingereichte  Reclamation  und 
iche  ErUärung,  Pensions-Angelegenheit  betreifend,  und 
voUstlndig  mitgethelltem  Inhalte ,  stellt  dieselbe  ihren  An- 
dabbi :  dasa ,  da  es  sieb  nicht  von  Aufstellung  neuer  Grund- 
sondern  nur  von  einer  nach  den  vorwaltenden  Umständen 
(Hebst  UIHg  ersefeelnenden  Beriieksichtigung  des  Reclamanten» 
nicht  zur  Consequenz  gezogen  werden  kSnnte,  somit  nur 
einer  VerwllHgung  aus  Gnaden,  handle,  eine  lebenslängliche 
von  2,000  Fl.  zu  denjenigen,  was  Graf  von  Couden- 
e  schon  eriialten  habe,  den  Umständen  nicht  unangemessen 
wfirde,  und  zu  wünschen  wäre,  dass  dem  Reclamanten  ein 
durch  die  Verwendung  dieser  hohen  Versammlung  von 
lOKigen  Regierungen  ausgewirkt  werden  möchte ,  welche  die 
^       der,  vor  der  gänzlichen  Auflösung  des  Ordens,  in  den 
^tai  des  Rheinbundes  erledigten  Commenden ,  in  deren  Eine 
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der  Gtüt  V« C pttd  e n  b 0  vß  mtp^lmmcifm  WHUN«  Wd  idleo, 
b^itew.  ])i«<*  4er  Ang^b^  4e«  J^fsqbmiMItQa  wwtte  die  Ver- 
wendung an  die  Höfe  von  Preussen ,  WwtlwitHW  «HNl  Mm 
gerichtet  werden  Icönnen. 

Der  VoPtrflg  wurde  UDt^  Z|ibl  23  w  Prototett  gnopnmen. 

SSmiMtllobß  Sittiawe^  ver^ii|gtaii  ab^ti  mit  Acun  ^trage  dor 
G9iiiiQi«tioii ;  dftiiQr 

Bescjiltt^s: 
dass  die  Bundes- Versammlung ,  in  biiliger  Beriicksielitigiuig  ißt 
fiitf  im  MiiitQfl4^ii-Or(tfw*jUtter,  Fraw^iiiiio4CHp«feft  von  Co u- 
df  Hb  0  T  « »  ßprecbeRA^n  bogioiKterii  Grilnde  w4  obne  da^s  luilckes 
zur  Consequ«pz  w  Ri^bep »  eine ,  41^  C|a*4w  sw  v^mUMf^tla, 
lebeii8lSnsUobePen«iwvoii)2,fl|0QFl,,  üb^4<i«Jenige,  wusRecla- 
maot  bereits  erbalteo  habe,  dea  UnsUMfo  angame^sea  BQd^ 
mi  den  Ww9c4^upterti9ite,  dass  d|€|jepigeaR^;ienH«eQ,weMie 
Qiiter  der,  ¥Qr  der  gJinzUeben  AuflSsung  des  Ordens  I9  den  Staa- 
Iß»  desk  Rbeinbiiides  ertedigten  C^onm^en  be^lt^M  9  voa  denen 
Eine  dem  Grafen  von  Coudenbove  bStte  verlieben  werdei 
können ,  dazu  beitragen  möchten ,  zu  weichem  finde  sie  den  Re- 
ciamanten  den  betretTenden  Regierungen,  insbesondere  aber  Preus- 
aen ,  Württemberg  und  Baden ,  enpfeUe. 

a)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  X,  S.  196  u.  f. 
J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  !846)  S.  817. 
6)  Zur  Erleichterung  der  Pensfons-Regullrung  fär  die  MitgÜeder 
des  Deutsehen  and  des  Johaaniter^Ord^s ,  ttiedei^setsrt  in  der  ^. 
Sttzuagan  14.  Mai  1«27.  (Vei^l:  die  foigenile  Nummer LittC, 
Note  b.) 


|iRdKiliraiig  der  Peaiioiieii  der  Mitglieder  md 
Diener  dei  Devtschen  Ordens. 

A. 

[tili  ndBeiQkliit  der  Buidei-TerienmlangTeB 

16.  »eeetther  IBU. 

i 

I   Zwölfte  Sitzung  am  16.  Oecenber  1816.*) 

I  Der  Herzoglich  Holstein  -  Oldenburg.,  Aohalt- 
■  Schwarzburgtscbe  Herr  Gesandte  von  Berg: 
|pkst  ebien  Vortrag  aiif 

kl)  Die  Ziff.  29  eiogetregane  Denkscbrift  fUr  den  Frei- 
pn  Pbilipp  Otto  vm  AlUBohliaiisen,  als  Landkommentbur 
■j^eiUacben  Qrdeoa-BaUel  Sachsen,  eine  Interpretation  des  Ar- 
|ps  XV  ißf  Deutschen  Bundes- Acte  bei^^ffend ;  und 
^  i)  Die  Ziff.  54  erwSbnte  Reclainatioii  des  KönigUch  Würt« 
iMNEUeben  General-Lieutenants  Freiherrn  vonWöllwarth, 
Mscbeo  Ordenskommenthurs,  wegen  Verkürzung  seiner  Bunn 
hMeiuaSgslgen  Deutschen  Ordens -Pension,  sowohl  fUrs  Ver- 
Nene  als  Künftige. 

K  Dsr  Herr  Referent  trug  den  lohalt  und  Zweck  beider  Becia- 
Nooen  mit  der  Geschichte  der  AuQiebung  des  Deutschen  Ordena 
M^  ehemaligen  rheinischen  Bundesstaaten  ^)  vor  und  erörterte 
INüciist  die  GrUnde,  aus  welchen  beide  von  dieser  hohen  Ver- 
(Mndaqg benkksichtiget  zq  werden,  geeignet  seyen.  Derselbe 
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l>emerkt ,  dass  Jetzt  drei  Fragen  hauptsSchlich  in  Anregung  ge- 
bracht wären,  welche  auf  einige  UndeutUehkeit  oder  doch  Unvoll- 
stSndigkeit  der  den  vorliegenden  Gegenstand  bezielenden  VerfB- 
gung  der  Bundes-Acte  hinwiesen. 

Erstens:  wie  es  in  Ansehung  der  Pensionirung  der  Deut- 
sdien  Ordensritter  zu  halten  sey ,  wenn  in  einem  Lande  zwar 
eingezogene  Güter  des  Deutschen  Ordens  sich  belSnden ,  solche 
Jedoch  veräussert  worden ,  ehe  die  gegenwärtige  Regierung  zu 
dem  Besitze  dieses  Landes  wieder  gelangt  sey,  folglich  nidit 
gesagt  werden  iLönne,  dass  die  Jetzt  regierenden  Fürsten  der- 
gleichen eingezogene  Güter  des  Deutschen  Ordens  wirklich 
erhalten  haben? 

Zweitens:  ob  die  Gesammtmasse  der  Deutschen  Ordens- 
güter für  die  den  Mitgliedern  dieses  Ordens  durch  die  Bundes- 
Acte  zugesicherten  Pensionen  verhaftet  sey ,  oder  nur  die  Güter- 
masse Jeder  Ballet  oder  gar  nur  Jede  eingezogene  Besitzung  zum 
Vortheile  ihres  vormaligen  Nutzniessers? 

Drittens:  ob  die  Pensionen  in  dem  Masse,  wie  die  Bundes- 
Acte  nach  Anleitung  des  Reichsdeputations  -  Hauptschlusses  sie 
zusichere ,  von  der  Zeit  der  Aufhebung  des  Ordens  an ,  oder  was 
die  wiederhergestellten  R^erungen  betrelfe,  wenigstens  von  1813 
an,  gefordert  werden  kSnnen. 

Da  in  dem  XV.  Artikd  der  Bundes-Acte  eine  bestimmte 
unzweifelhafte  Entscheidung  dieser  Fragen  nicht  enthalten,  so 
trug  der  referirende  Herr  Gesandte  darauf  an :  in  doppelter  HlD- 
slcht  die  Vorstellungen  der  Freiherren  von  Münchhausenund 
von  Wöllwarth  anzunehmen,  und  die  darauf  sich  bezidiendea 
Fragen  einer  näheren  Prüfung  zu  unterziehen,  um  hlernächst  dem 
XV.  Artikel  der  Bundes-Acte  eine  dem  Zwecke  gemässe Anwen- 
dung zu  verschaffen,  als  worüber  die  erforderlichen  Instructionett 
ehnzuholen  wären. 

Der  Vortrag  des  Herrn  Gesandten  von  Berg  wurde  (unttr 
Ziff.  32)  zu  dem  Protokolle  registrirt. 

SSmmtllche  Stimmen  waren  mit  dem  Herrn  Referaten  voll- 
kommen einverstanden,  daher 

Beschluss: 

Dass  wegen  Anwendung  des  XV.  Artikels  der  Bundes-Acte 
In  Beziehung  auf  die  Pensionen  der  Deutschen  Ordensritter,  imd 
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d»  Miel  etatrcieMleB  FiraceD,  aowolil  MMMitlld 
kr  Veriiindlichkeli  aus  Tertusserlcii  Ordeugltem  In  Jenen  Lan- 
In,  wddie  an  Unre Twfgen  RegAtea  ent  apitcr  zortckgeslellt 
ünlen  sind ,  als  wegen  Yeitaltung  der  Gesanunlmaase  simtfit- 
pft^ Ordens-,  oder  nur  der  elnnelncn Ballei-,  oder  audi  bkiss 
|k  cfflcelneo  nnmltteibar  zum  Genosse  angewiesenen  Orden»^ 
per,  als  endlldiwqr^n  des  Anfimgs  dieser  Penstonsschuldigkett, 
kerferderllchen  Instraettonen  einzuholen,  und  naeh  deren  fir- 
mgang  fiber  die  beiden  Gesuebe  der  Frelberrai  von  MUneb«- 
msen  und  von  Wdllwartb  Besehluss  zu  fassen  sey. 

s)  Vergl:  Protokolle   der  Deutsehea  Bandes-Ver« 
ffllong,  Bd.  I,  8.177,178* 
aebträgliche  Actenstücke  der  Deuischen  Bundes* 

TerhaBdlangeDa.s.w.  Bd.I,  S.215u.f.,  230 o.f.  Bd.II, 

S.  31  u.  f.,  207  a.  f. 
b)  Veri^:  D^cretdel^EmpereurdesFran^aisporlantsup- 

sion  de  POrdreTeutoniqae  dans  les  Etats  de  laCon- 
^ration  da  Rhin,  en  date  de  Ratlsbonne  le  24.  Avril  1809. 
onilear  universel,  an  1809,  p.  568,  Nr.  143. 
iplomatisches  Archiv  u. s.w.  Thl.  I,  Abth.  I,  S.  265,  Nr.X, 

Notem. 
C,  Note  d  dieser  Nummer. 


atrag  ud  Besebliss  der  Bnndea-feiianiinling  tob 

87.  Un  1817. 

Drei  und  zwanzigste  Sitzung  am  27.  M8rz  1817.  *) 

Der  Herzoglicb  Oldenburgiscbe,  Anbalt-  und 

iwarzburgiscbe  Herr  Gesandte  von  Berg:  erstattet 

über  die  neuesten  Reclamatlonen  des  Deutschen  Ordens- 

itkurs,  FreOierm  von  Wtfllwarth: 

t)  Üb  An^lcennnng  und  Bestätigung  des  Ibm  als  einzigen  nodi 

teilenden  Ritter  und  Connnenthur  der  BalM  Sacbacn  zuste- 
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bcnden  Ateeiideiiz-ftechta  ta  Mt  nfin  efWigltt  k 

thvrBolie  ConpeMiz ;  dain 
2)  Uflk  Briedigliiig  sebics  IHibereD  Gtsuditts^  wl«eB  FasU 

setaang  Mrt  P^stoo. 

Der  Herl*  RefBrent  tUbrt  an :  berdts  in  dor  12.  vorig|(lur^ 
SUBOng^  seyea  die  PensloesgeMiche  des  diu  verstorlwMD  Land» 
^Mnnmeottiim  FMhemi  von  Mflnolihauaeii  wd  des  GenuMlh 
flitfe*8  Fr^ihem  von  Wöllwartb  voii^ekMilnen ,  und  ea  sey 
daraflf  besobhissen  worden «  sie  aBZunehmen ,  uitd  übet  die  y«^ 
gekommenen  zweifelhaften  Krageb  Inatrucitonen  zu  verlangen. 

In  der  gegenwärtigen  Vorstellung  (Z.  95  vom  Jahre  1817) 
begehre  Freiherr  von  WSllWarth,  als  einziger  noch  lebender 
Ritter ,  In  die  landcommenthurliche  Competenz  vorzuriicken.  b 
beziehe  sich  In  dieser  Hinsicht  auf  den  XV.  Artikel  der  Deutschen 
Blandes- Acte ^  und  auf  den  durch  ihn  auch  für  die  Mitglieder  des 
Deutschen  Ordens  als  gültig  erklärten  LUI.  Artikel  des  Reichs- 
deputations-Hauptschlusses  von  1803,  wo  das  Ascendenzrecht 
derjenigen  Domicellaren,  welche  schon  einigen  Genuss  ihrer  PrS- 
benden  bezogen  hätten,  festgesetzt  sey.^)  In  Verbindung  meh- 
rerer für  sein  Gesuch  sprechender  Billigkeitsgründe,  schliesse  er 
mit  der  Bitte,  dass  ihm,  als  einzigem  noch  lebenden  Mitgliede  der 
Ballel  Sachsen : 

1)  Die  ihm  als  Commenthur  der  gedachten  Ballel  zustehende 
Pension,  In  so  fern  sie  noch  nicht  vollständig  entrichtet 
worden  sey,  von  Michaelis  1808  an,  bis  zum  Absterben  des 
Landescdmmenthurs  Freiherrn  von  Munchhausen  nach- 
getragen; sodann 

2)  Von  diesem  Zeitpunkte  an  die  landcommenthurliche  Com- 
petenz verabfolgt  werde. 

Der  Herr  Referent  ist  der  Meinung ,  dass  obgleich  aus  dem 
zweiten  Theile  dieses  Gesuches  nicht  erhelle,  dass  Bittsteller  sich 
£iiv6rderdt  an  die  Herz<^1icH  Bfaunschwel^sche  Hegiei*ung  ge- 
sandt habe ;  io  mitdhte  doeh ,  wegen  des  ofTmbaren  Zuiaihmen- 
baUgis  dieser  Sache  mtt  den  In  der  12.  vorfgjfihri^en  SVamg 
gtiMafdnBeaehliisae,  diegegeiiwIirUseRdelamationanKunehiken) 
darüber  Instruction  einzvbolen  und  deniflllcbat,  mit  RückM*  vÜ 
die  au  erwartende  Erkiilrung  d^  HerzogUcb  Brauniehwelglselien 
Rdgteruiig^  «iü  Beaebluds  zu  UMm  seyb. 
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in  Be2i^  afvf  «fe  wteMr  vorgelegte  Slngtfte  itesBeyMIiliSdl«- 
tfe^tendes  Freiherm  von  W6 11  wart h,  Dr.  Alef«  Z.  IM,  KMi^ 
serte icr  vorlragMte  Herr  Oesnudte^  dam  dt  derMdte  MMs  die 
ii  der  12.  Sitzung  vorigeo  Jahrs^  vorliehaltene  Schluasnahme  auf 
teen  flriihere  Pensioos-Reclamatioo  in  Erinnerung  bringe ,  nichts 
Msrs  erübrige,  als  dass  die  noch  ausstehejndeti  Inst^ctlonen  von 
in  kelreltIßDden  Gesandschaflen  nachgesudit  werden. 

Der  Vortrag  des  Herhi  Referenten  ist  unter  Z.  53  beigelegt, 
tt  anter  einhelliger  Zastlnimung  rn  dem  Gutachten  des  Herrn 
fas^nten  wurde 

beschlossen: 

Dass  über  die  neueste  Reclamation  desFrelberrn  vonWöll- 
trth  Instruction  einzuholen,  und  demnächst,  mit  RUcIcsIcht 
die  zu  erwartende  Erklärung  der  Herzoglich  Braunschwelgl- 
Regierung,  hierauf  Bescbluss  zu  fassen,  die  noch  aus- 
laden Instructionen  über  die  Pensionlning  der  Deutschen 
ts -Mitglieder  Oberhaupt  aber  bei  diesem  Anlasse  in  Erlnne^ 
zu  bringen  seyen. 

9-9)  Ver^:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver* 
ilifliliiDg.  M.  II,  8.  177, 178. 

t  ä)  ^Die  DoiifeieeliareD  da ,  wo  sie  wirlcHcb  schon  einigen  Genuss 
hrPlübenden  bezogen  haben,  werden  in  der  Quote  ihrer  Suiten* 
■pD  den  Capitnlaren  gleich  gehalten ,  und  nicken  hiernächst ,  Falls 
B  der  Landesherr  nicht  in  ander  Weg  mit  ihnen  abfindet,  in  die 
prend  werdenden  Capitelspfründen/^ 
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cllisf  toBandei-TersammlaBg  ?om  17.  Juli  1817. 

1^  Vlerund  vierzigste  Sitzung  vom  17.  Juli  1817.*) 

«  Praesldium:  In  Folge  der  bereits  in  der  letzten  Sitzung 
JNciMHnnienen  Wahl  einer  Commission^)  zur  Erleichterung 
pFenstaa.Regulbruflg  für  die  Mitglieder  desDeutacben  und 
M^niter- Ordens,  l^e  ich  noimehr  dor  hohen  Veraaoittlttig 
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den  Entwurf  des  sieb  Uerauf  tMoieheAdea  VeschhiMes '')  zur  6e- 
netamigiiiig  vor. 

SSnmtilehe  SUmiBeii.  nebmeD  dieaen  Eolwurf  an,  dater 

Beschluss: 

Die  Bundes  *  VersammluDg  durch  den  Artikel  XV  der  Deut- 
schen Bundes -Acte  verpflichtet/)  für  die  Sicherstellung  aoge- 
messener  Pensionen  der  Mitglieder  des  Deutschen  Ordens ,  nach 
den  in  dem  Reichsdeputations  -  Hauptschlusse  von  1803  Itir  die 
Domstifter  festgesetzten  Grundsätzen,  Sorge  zu  tragen,  und  über- 
zeugt ,  dass  die  Commission ,  welche  zur  Vereinigung  der ,  nach 
den  erfolgten  Abstimmungen  in  mehreren  Beziehungen  sehr  ver- 
schiedenen Ansichten  ernannt  worden ,  in  der  Gerechtigkeit  und 
Grossmuth  der  betheiligten  Regierungen  die  erwünschteste  Uoter- 
stiitzung  ihrer  Bemühungen  finden  wird ,  beschliesst : 

1)  Die  ernannte  Commission  wird ,  ohne  in  weitlSuftige 
Erörterungen  und  Untersuchungen  einzugehen ,  nach  Anleitung 
der  vorliegenden  Abstimmungen ,  und ,  Falls  sie  es  nöthig  flndet, 
nach  vorgSngigerCommuntcation  mit  den  betreffenden  Gesandten, 
sich  bemtthen,  ein  gemeinsames  Einverständniss  Über  die  Anwen- 
dung der  Grundsätze,  welche  bei  der  Pensionirung  der  Mitglieder 
des  Deutsch-Ordens  zu  befolgen  sind ,  zu  bewirken ,  und  sofort 
die  Bundes-Versammlung  davon  in  Kenntniss  zu  setzen ;  oder  aber 

2)  In  dessen  Entstehung  ihr  Gutachten,  wie  den  Mitgliedern 
des  gedachten  Ordens  die  ihnen  gebührenden  Pensionen  in  dem 
durch  die  Bundes -Acte  bestimmten  Masse  festzusetzen  und  zu 
sichern  seyen ,  erstatten.  Endlich 

3)  wird  es  der  Commission  überlassen ,  mit  Zuziehung  der 
Gesandschaften  der  betheiligten  Höfe ,  eine  billige  Uebereinkunft 
mit  den  wenigen  noch  übrigen  Individuen  dieses  Ordens  einzu- 
leiten ;  bis  dahin  aber  werden  die  Bundesgesandten  dieser  ESte 
ersucht,  dahin  zu  wirken,  dass  da,  wo  es  vielleicht  noch  nicht, 
oder  wenigstens  nicht  in  gehörigem  Masse  geschehen  seyn  möchte, 
den  Gliedern  und  Dienern  des  Deutsch-Ordens  eine  angemessene 
provisorische  Pension  bewilligt  und  angewiesen  werde. 

a)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammiung,  Bd.  III,  S.  459,460. 
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l)bicr  Attl  «ad  rf^fAtgsUftSttcnngaai  14.  Jtf  1817 
(«1  Prat»f4i«iii,  i^MMitRlMi  dei  dMHiriMisi  eu  sMiendMi  ll»- 
lUttMs,  tar  BrMdüfennig  der  MsefaMtndMfMlmBf  des  4SegeBil«i- 
ht  weldier  de»9<MtlBefaeii^tinddeiiloliaMitcivOiiieii  l«tremif  darraf 
I:  am  Cemüissien  Ton  ffidf  Mit|pHed«ili  m Tablett ,  w^Mw  d«r 
Asi  Vcnttflutüiliig  tatorifb6r  Bericht cnMleii  nSfchM.  ElBT^rMiidCHa 
i  dieMM  Vorschlagt  woi^  aeglcieli  tttr  Wahl  g«Miri^  ireldM 
tfdie  Hemm  GeMMdtent  Grallm  voa  der  Gölte,  Prdhem  tm 
kretin,  tm  Martetts,  FVelkerrtt  von  Eyben  und  von  Berg  M» 
Vcrgl:  Protokolle  der  bentsehen  Bandes-Versanitt- 
Inag,  Bd.  UI,  S.  4M. 

,  c)  Die  einzelnen  Abstimmungen  über  die  Anwendung  des 
Qr.  Artikels  der  Bundes -Acte,  in  Beziehung  auf  die  Pensionen  der. 
ntschen  Ordensritter,  und  insbesondere  der  dabei  eintretenden  drei 
ngen  (vergl.  Litt.  A)  s.  in  den 

Protokollen   der  Deutschen  Bundes-Versammlung» 
Bd.  III,  S.  251,  295,  S31,  339,  350,  423,  457. 

Vortrag  des  Herzoglich  Holstein-Oldenburg-,  Aa« 

t-and  Fürstlich  Schwarzburgischen  Gesandten  voai 

r;,  ober  die,  Z.128  deaEinreichungs-ProtokoUes  erwähnte^  Vot^^ 

Hang  des  Freiherm  Franz  von  Bodeck  und  Bllgau,  als  Spo» 

l-Be  voll  mächt  igten  der  Inteatat-Erben  des  Deutsch* 

deus-Commenthars  zu  Nürnberg,   Wilhelm  Baptiai 

von  Trnchsess-Rheinfeldenzn  Rappoltsweileri 

iscnPeasions-Rückständebetrefrend. 

rotokolle    der  Deutschen  Bundes  -  Veraammlungf 

Bd.  Ol,  S.89. 

VergL  anohi 

I  Erkldrnngdes  Rtfnigl.  Baierischen  Gesandten,  Prti-' 
|)tni  ^on  Are  tiir ,  über  de^  in  der  Sl.  Sitzung  gefissten  Beschluss, 
jittGesnch  der  Intestat-Erben  desDeutsch-Ordens-CoiH- 
Jifcathars  m  If&rftberg,  Prelherrti  von  Truchsess-Rhein- 
mUft,  deaffe»  Pensions-Hückiltand  bettefltend. 
Protjskolle    der  Deatsehen   Bundes- Versammlang, 

Bd.  m,  S.  «»5. 

I 

tf)  Vergl:  J.  L.  Klub  er,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.w. 
ü  U,  S.  470,  489. 
i.L.Klttber,  0eber8ichtderdiplofflatiachcnVeriiandlangena.s.w. 

S.  462  u.  f. 
DI.  19 
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-    Den  Deatflclien  Orden  waren ,  gleiobwie  seil  1796  v«a  PreiBsen 
dieLandeshofadt  iy>er  ansehnliche  Bezirke  in  Franken,  schoa  wälireAd 
des  firanxöirisch-österreichisclien  Krieges  im  Jahre  1805  bedenlettde 
Besitzongen  von  Baiem ,  Wärttemhog  and  Baden  als  erobertes  Gnt 
enlrissen  worden.  Dies  wurde  durch  die  Artikel  VHI,  XII  und  XV 
des  Presburger  Friedens  vom  26.  December  1805 bestätigt,  wel- 
ebßc  die  noch  äbrigen  Besitzungen  des  Hoch-  und  Deutschmeisters, 
nebst  diesw  Würde,  erblich  im  Mannstamme  nach  dem  Rechte  der 
Erstgeburt,  dem  von  dem  Kaiser  von  Oesterreich  hiezn  ernannten 
Prinzen  seines  Hauses  bestimmte,  (s.  Diplomat  Archiv.  Tbl.  I.) 
Auch  gab  die  rheinische  Bundes-Acte  von  1806  versehiedeae 
Besitzungen  des  Ordens  an  Baiem,  Württemberg,  Baden  und  Hohen- 
zollem-Sigmaringen.  Während  des  Krieges  zwischen  Oesterreich  und 
Frankreich  im  Jahre  1809  wurde  der  Orden  von  Napoleon  durch 
das  oben  (Litt.  A ,  Note  b)  angeführte  Decret  vom  24.  April  1809  in 
allen  rheinischen  Bundesstaaten  unterdrückt,  und  dessen  ganzes 
Besitzthum  den  Bundesfürsten  zugewiesen,  in  deren  Gebiet  es  gelegeo 
war,  die  dagegen  Pensionen  an  diejenigen  ihrer  Unterthanen  bezahlen 
sollten ,  welche  als  Ordensglieder  im  Besitze  der  Ordensgüter  waren. 
Diese  Verfügung  wurde  von  Oesterreich,  in  Ansehung  der  ausser  dem 
österreichischen  Gebiete  gelegenen  Ordensgüter  anerkannt  in  dem 
IV.  Artikel  des  Wiener  Friedens  vom  14.  October  1809.  —  Die 
im  Königreiche  Sachsen  gelegenen  Güter  des  Deutschen  Ordens 
iiberliess  der  König  im  September  1811  den  Universitäten  Leipzig  und 
Wittenberg,  so  wie  den  Fürstenschulen  Pforta,  Meissen  und  Grimma. 
DerWienerCongress  Hess,  in  derDeutschenBundes-Acte, 
Artikel  XV,  die  in  dem  Wiener  Frieden  vom  14.  October  1809  aner- 
kannten Verfügungen  über  die  Güter  des  Deutschen  Ordens ,  ün  All- 
gemeinen stillschweigend  gelten.  IndenOesterreichischenStasr 
ten  besteht  der  Deutsche  Orden  noch ;  ebenso  —  jedoch  ausser  Ver- 
bindung mit  der  niederländischen  Abtheilung,  —  in  der  Niederlän- 
dischen Provinz  Utrecht. 

.  Vergl:  J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.s.w» 
(4.  Aufl.  1840)  S.  314  u.  f.  (Ebendaselbst  auch  von  der  nach 
Art*  LI  der  Gongress-Acte  Oesterreich  zustehenden  Soave- 
ränetät  und  Eigenthum  über  das  zu  der  ehemaligen  Deutsch- 
Ordens-Commende  Frankfurt  gehörende  Dentsch-Ordens- 
haus  zu  Frankfurt  a.  M.  u.  s.  w.) 
P.  A.  Winkopp,  derTrheinische  Bund  u.  s.  w.  LV,  S.  67 u.  f.» 
76  u.  f.,  77u.f.,"xXVI,  S.  2(K)u.  f.,  XXIH,  S.  14,  4», 
XXXVII,  S.  149,  LVI,  S.  189. 
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J.  L.  Kliber,  Staatsrecht  des  Rheinbandes,  §.  \W  Note  e. 

J.  L.  Kliber,  Acten  des  Wiener  Congresses,  Bd.  U,  S.  470,  Bd. 

VI,  S.  543  o.  f. ,  Bd.  VIU,  8. 120. 
J.  L.  K 1  i  b  e r ,  Cebersieht  der  diplomatischen  Veriiandlnngen  n.  s.  w. 

S.  142,  274,  402  a.  f.  -' 
BaBpirertrag  der  an  den  vormals  deutschordenlschen 

BesitxnQgenbethetliftenHofe<Balem,  Wtblt«aih«K 
Baden,  Hessen,  Nassau,  Grossherzogtham  Frankfurt),  über  die 
Auseinandersetzung  der  da  rauf  sich  beziehenden 
Verhältnisse,  geschlossen  zu  Mergentheim,  den  18. 
Mai  1815.  Mergentheim,  1815,  Pol.  Aach  in: 

de  Martens,  Recoeil  etc.  Sappito.  Tom.  VI,  p.  4SI. 
Koch  et  S c h 0 e  1 1 ,  histoire abr^^e des trait^s etc.  Tom.XI,p.30S. 


»••itkliss  lor  Biilet-feritaiiiliig  ?•■  lt.  Aigift 

-  1832. 

Ein  und  dreissigste  Sitzung  vom  23.  August  1832. 

1.  Die  Fragen  Ober  das  Aseensionsrecbt  der  Deutscheu 
.-Mcttritter  und  den  Aofaiigslennln  der  von  ihnen  anzusprechen- 
Ibi  PeDstonen  unterliegen  der  unmittelbaren  Entsdieidung  der 
hkm  Bondes-Versammlttng. 

2.  INe  Bundes -Versammlung  erkennt  kein  AseensioM- 
Mbtan. 

3.  D^  Deutscb-Ordens-Commenthur ,  Freihcsr  von  WOII« 
wtrth,  bat  sonaeh  kein  Aseenakmsrecbt  auf  die  Commende 
lergen^  sondeni  nur  eine  nach  den  Revenuen  der  Conmewto 
Weddingen,  in  deren  Besitz  er  gewesen,  zu  bestimmendo 
Pension  anzusprechen. 

4.  Dc^  Anftingitemiin  der  von  ite  annu^rechendeo  nichs» 
fcpatationsrecessmfissigen  Pension  von  Waddingen  lol  der 
"hg  der  Untozeiehnung  der  Deutschen  Bundes-Acte. 

5.  Der  BevollmSditlgte  des  Frelherm  von  WOllwarth 
^M  von  diesem  Beschlüsse  in  Kenntniss  gesetzt. 


19 


BsscIiliiKS  der  Bandes-VersammUDg  vom2ft.li« 
TiHbor  1016,  bMnAnd  dn  Redantti«!  der  f«r- 
ttals  K&niglicli  VestpläHsclieii  Staatsdieier 

wegMi  ikrer  Peftiieiiiraig; 

SlebcnteSit2ungam28.  Noveörber  1816.')      1 

Mecklenburg-Schwerin  und  Strelltz:  Dertiroi^ 
herzoglich  Mecklenbui^- Schwerin-  und  Strelitzische  Herrfili 
sandte  rererirt  über  die  unter  Z.  22  desEinreichungs-ProtokolMl 
erwähnte  Vorstellung  des  Friedrich  Murhardt,  vormals  KSob 
glich  Westphälischen  Bibliothekars  zu  Cassel ,  w^en  VorMtß 
lttr4i»vofmatoiföiiiglic(h  WestpUaischefi  Slaitsdlener^  tAtJüM 
zur  Erwägung  vor ,  dass  der  vormaligen  WestpbSliscben  Staatl^ 
diener  weder  die  Wiener  Congress  -  Acte  erwähne ,  noch  in  l4 
Bündee-A^te  ir^ndwo  it»(geseizt  werde ,  dass  darKbei^  tob  fkä 
Bwdas4ige  eotsdUeden  werden  solle. 

Der  Kurfüratlieh  Hessische  Heri^  Gesaadte  W 
«Mtkte,  dass  Se.  Köni^lidie  Hoheit  der  Kurfürst  schon  so  yM, 
Rücksichten  auf  Anstellung  vormaliger  WesIphUiwher  Stirfi^ 
dtaMT  im  MilitBr'«  und  Civil -Etat  genemmoa  hStten,  so  «Mi 41 
ohne  Zurücksetzung  Ihrer  eigenen  vorhinigen  Diener  bitte  fll 
sohehm  köonm. 

▲of  diesen  (uter  23)  Mgebogeneä  Vohng  de»  Herrt  ßtß 
aMMcMt  Pretherra  von  Ples soft y  wurdo^  ibtfeiii8ttDiiMii*fli 
•eijiom  duftaebten,  ^ 

beschlossen:  ^ 

Bbss^dto  an0dMrooMefteciaiiiatMn>  als  nMit  v^  diMBimdes- 
tl9'g«i0i4g^  abzu'weis^fn  sey. 

a)  Vergli  Protokolle  der  Deutschen  Bmndes- Ver- 
sammlung, Bd.I,  S.lll. 


tl 


•l 


l«sefcltise  der  Binde«  •  Ter  samnliiiig,  betreff 

{,ii  leclap4.|ioa  der  QejpcapitiUrev  zi  Coa- 

^|Uw,  wtgwi  der  iluMK  4«rek  die  B&diicke  Regie* 

mg  aiferlegtei  Pemieia-Steier. 

^firtrag  ind  Bescklnis  <er  Bandes-Tersamnlung  voji 

24.  mi  1821. 

[^    Zwanzigste  Sitzung  am  24.  Mai  1821.') 

^^  fterKSDiglieb  WttrttenbergischeHerrBuiidies« 
illf«*<;>«ft»D4te,  Preib^rrvoD  Waogenhel«:  cntMMI 
r  liMngaiier  4i«  IM  15  dieses  Mrea  elngekaniiMieBeseliwfrii 

kt  Hitgiwiep  des  PawsUAs  zu  CmatoBi,  gegen  die  iboen  4wel| 
<  ii^mfltoz^gUf*  Mifebes  Steuergesetz  vom  31.  Oetotat 
^  MpA  Jiiws  venMüimdi  zugelUgte  Beeiolriiclittgiiiig  Uirer  li 

tefiwriM- Ack  gamrtirten  SiisteotatloBsreQbte,  worin  dioieifeat 

Mta: 

tes  4le  bohe  BMdas  -  VersMinhng  die  GrMshcnflf^ch  0»- 
Aidie  Aegtenng  ^ertehtest  veimligen  wotie ,  ihaen  tftie 
KkhasQhkMSotfSBlgea  Pensionoi  in  GemUssheit  des  Reieha* 
dspHt^aM-HfliviscyMaes  und  4er  Devtsoben  Bowlea-Aelef 
▼Ol  ler  attsgesehrlebeneo  Besoldusgs-  und  Pen« 
slons-Steuer  frei  zu  belassen. 
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Das  aogefiihrte  Steueif^etz  unterwerfe  unt^  andern  die  Ms 
dabin  steuern*ei  gewesenen,  in  GemSssheit  des  Reichsdeputattons- 
Hauptscblusses  von  1803  festgesetzten  Pensionen,  in  Hinsicht 
weicher  der  Artiicel  XV  der  Bundes- Acte  Jenen  Mitgliedem  der 
ehemaligen  Domstiller  die  Befügniss  einräume^  sie  ohne  Ab- 
zug^) in  Jedem ,  mit  dem  Deutschen  Bunde  im  Frieden  lebenden 
Staate  zu  verzehren.  Durch  diese  Besoldungs-  und  Penslons- 
Steuer  glaubten  sich  nun  die  Mitglieder  des  Domstiftes  Constanz, 
dem  Sinne  der  Bundes- Acte  zuwider,  beschwert. 

Die  Gründe,  womit  die  Reclamanten  ihre  Vorstellung  unter- 
itUtzten ,  führte  der  Herr  Referent  nSher  ans ,  und  ging  sodann 

zur  Beurtheilung  der  Beschwerde  über. 

Sein  Gutachten  ging  im  Wesentlichsten  dahin : 
Die  Competenz  der  Bundes- Versammlung,  diese  Beschwerde 
anzunehmen  und  einer  richterlichen  Entscheidung  zuzuführen, 
sey  ausser  Zweifel;  nur  darüber  könne  ein  Zweifel  entstehen: 
wer  diese  Beschwerde  nach  den,  im  §.  53  des  Reichsdeputa- 
tions  -  Hauptschlusses  und  dem  ArtÜLcl  XV  der  Bundes-Acte  ent- 
haltenen^ gesetzlichen  Bestimmungen  rechtlich  zu  beurtheilen  und 
zu  entscheiden  habe? 

ob  die  Bundes  -  Versammlung  oder  eine  für  solche  Gegen- 
stände competente  Grossherzogliche  richterliche  Behörde? 

Aus  Veranlassung  dieser  Fragen  erörtert  der  Herr  Referent 
die  Folgen ,  welche  aus  dem  Begriffe  der  vÖlkerrechUlehen  Garantie 
•bEuleiten  sind,  und  Ist,  unterBeruftang  auf  die  neuesten  Schrillen 
über  das  europXtsche  Völkerrecht,  der  Meinung,  dass  Im  vorHe- 
geilden  Falle  der  §.  53  des  Relchsdeputations-Hauptschlusses  nnd 
der  Artikel  XV  der  Bundes-Acte  zwar  für  ein,  die  GrosshffiEagr- 
ttdl  Badlscbe  Regierung  so  gut ,  wie  alle  Deutsche  RegleiUBgM) 
iMbedlngt  verpflichtendes  Gesetz  von  dieser  hohen  Versanmlimg 
erklärt  werden  müsse  ,*  dass  Jedoch  die  rechtliche  BeurtheHung, 
ok  die  angebraeUe  Beschwerde  in  diesem  Gesetze  gegriuidei  sey 
oder  nicht,  der  competenten  richterlichen  Behörde  um  so  gewisser 
zu  überlassen  seyn  werde,  als  die  Bondes-Versaaunbing  in  ihren 
bnndesgesetzlichen  Attributen  kxiüe  richteriieben  Fanctionen  kabe, 
die  Entscheidung  Jener  Frage  aber  durchaus  einen  Rfehler  vor- 
aussetze. 


Naok  tfeser  rtMUbm  ikimezmgme  ^  HirraRereraBtM 
die  Kduriremten  Glieder  des  DoncapiteU  zu  CmsUib  vm 
Her  ab- ^  und,  Falls  sie  den  Grund  ihrer  Beschwerde  durek  4llm 
faÜBiDuogen  des  Retchsdeputations-Hauptschlusses  von  1803 
Bd  doreh  die  der  Bundes-Acte ,  welche  für  die  Grossherzoglicli 
fcdische  Rq^ierung  ailerdln^rs  unbedingt  verpflichtend  seyen,  und 
iho  zur  Norm  der  Entscheidung  dienen  mOssten ,  nachweisen  zu 
UDoen  glauben  sollten,  an  die,  lUr  die  Entscheidung  solcher  Fra- 
|ea  nach  der  Badischen  Landesverfassung  competente ,  richter- 
Me  BehSrde  zu  verweisen. 

SoUie  Jedoch  dieser  Antrag  von  der  Mehrheit  nicht  genehmigt 
werden ,  weil  man  die  Competenz  der  Bundes-Versammlung  zur 
Irenen  Entscheidung  aus  dem  B^rilTe  vWIcerrechtiicher  Garan- 
Mui  ableiten  zu  können  meine,  so  glaube  Referent  seinen  Antrag 
Min  richten  zu  müssen,  dass,  vor  der  Entscheidung  dieses  ein- 
;«iDen  Falles ,  die  PrIUudIcIal- Frage  über  die  rechtlichen  Wir- 
üngen  einer  vom  Bunde  übernommenen  Garantie  bundesgesetz- 
Hb  entschieden  und  dafür  sofort  eine  die  Entscheidung  vorbe- 
^KKende  Einleitung  getroffen  werde. 

In  der  Voraussetzung  endlich ,  dass  auch ,  mit  Verwerfling 
Meses  Antrages,  durch  die  Mehrheit  entschieden  werden  Icönnte, 
Uass,  weil  kein  Zweifel  über  die  Competenz  der  Bundes-Ver- 
•  «nilung  zur  eigenen  Entscheidung  in  diesem  einzelnen  Falle 
F#waite,  der  Grund  der  vorli^enden  Beschwerde  sofort  InErwl» 
[ingzo  ziehmi  und  darauf  in  der  Hauptsache  zu  verfüget  sey» 
l-lhg  der  Herr  Referent  noch  in  die  genaue  und  vollständige  Beur« 
'  tethiiig  der  Beschwerde  selbst  ein ,  und  Sosserte  seine  Meiminf 
Wa: 

dass  die  Grossherzoglich  Badische  Regierung  in  dem  Rechte» 
Siener  auf  alle  Staatsgenossen  ohne  Ausnahme  umzulegen ,  in 
loiehnng  auf  die  Mitglieder  des  Domstifls  Constanz  durch  dep 
Reichsdeputations-Hauptschluss  und  die  Bundes-Acte  nicht  be« 
ichrSnkt,  daher  auch  die  gegen  dieselbe  von  den  Reclamanten 
erhobene  Beschwerde  unbegründet  sey. 

Der  Herr  Referent  führt  alle  von  den  Reclamanten  angezo- 
PMB  GesetzsteUen  und  alle  zur  Rechtfertigung  ihrer  AnsprUcba 
▼«getragenen  Griinde  auf,  beleuchtet  dieselben  und  Kussert>  das«» 
wenn  er  siek  von  dem  Rechte  und  der  Verpflichtung  der  hobw 


■iiiito*Vfx*iamiluK,  tat  ier  S«Ae  i0ifcit  m  entaclNMm ,  fb» 
leügea  kSaate^  er^  tod  dem  Standpuakte  des  ReeM»  aui.,  dmni 
atinigtD  würde  t 

die  ReclamaoteD  mit  ihrer,  durch  den  §.  53  des  Reichsdepaii' 
tatioDsHauptschlnsses  und  den  Artikel  XV  der  Bundds-Ai 
nicht  begrfindeten  Beschwerde  g^en  die  Grossherz« 
Badische  Regierung  ab-  und  lediglich  an  die  Billigkdt 
KSnigilchen  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Baden   liin 
weisen. 

Sollte  man  aber  an  dem  eigentlichen  Sinuc  der  von  den  R< 
ifianten  angeführten,  in  diesem  Vortrage  beleuchteten,  recfat|i( 
fformen  uoch  zweifeln^  und,  von  dem  Standpunkte  desgarant 
Ges^^s  aus ,  eine  authentische  Interpretation  Itir  nSthig  ei 
ten ;  so  müsse  Referent  erinnern,  dass  ein  Vertrag  nur  von  dei 
die  denselben  eingq^ngeu  oder  auf  deren  schiedsrichterliche  Ei 
Scheidung  dieselben  sich  berufen  hätten,  authentisch  ausgel« 
werden  kifnne  —  so  wie  auch  die  Vorfirage  selbst ,  ob  der  Si 
dnes  Vertrages  zweifelhaft  sey ,  nur  durch  eine  ähuUche  Uel 
einkuaft  seine  Entscheidung  erhalte. 

Der  Vertrag  wurde  unter  Zahl  19  aogdUgtund  dessen  Oi 
<flioo  dictaturae  verabredet. 

fiel  der  hierauf  angestellten  Berathung  und  Umfirage 
sich,  dass  die  Mehrheit  den  WuMch  ausdrückte^  vordersamal 
ürktaniBg  der  Grossherzqgilch  Badischen  Regierung  himiber 
varnebmen ;  In  Hinsieht  auf  die  WichUgkeil  und  die  Polgeo 
ha  dem  Vortrage  des  Herra  Gesandten,  Freiherm  von  W^mgemu 
beim,  aufgeworfenen,  hier  zur  Entscheidung  zu  brii 
Fhigen  aber  sprach  sldi  die  Mehrheit  dahin  aus,  dass  hferfil 
wienn  <Me  zu  erwartende  Grossherzoglieh  Badische  Erktfraog 
Boeh  erforderlich  machen  sollte,  die  lustructioneB  der  R^c 
etezubolen  würen ;  daher 

Beschluss:  I 

Dass  üb^  die  Reclamathm  der  Domcapitularen  xu  Conataiiz,  ; 
wegen  der  ihnen  von  der  Grossherzoglich  BadlscheD  Regi«raag^ 
attfinlegtai  Penakma-^leuer  fUr's  Erste  die  Efklänmg  lUescril^ 
glerang *)  sich  zu  erJittlen,  und  Uenlchst  lu  berafhen  aey,  tai 


9t9 

mt  ImUnMnnmUktAmg  UccQlttr  aitrugen 


f)  Vergl:  Protokolle  4er    Devtschen  Bandes^Ver- 
itHiilaBg,  Bd.  XII,  S.  45  a.  f. 

^)  Me  Worte  y^okne  Mamg^  sliid  In  dor  amtMciieii  francMflchen 
Hmcfciim  4er  Bmdet-Acle  weggebKefeen. 
Vnfl:  Bfplomaliselies  Arehir  u.  s.  w.  Tbl.  II,  AMh.  I, 
S.48,  Nr.  D. 
e)  Dieselbe  erfolgte  in  der  34.  Sitzung  am  20.  Beeem- 
Iirl821,  wonäehst  beschlossen  wurdet   die  BrUining  der 
BwilwraDBildi  Bodisdien  Regierung  an  dIefleelaniations-Gomnrfsslon 
knUttnng  eines  erschöpfenden  Berichts  abaugeben,  damit  nach  ein- 
fpagteD  Instructionen  darüber  der  Besehluss  gefasst  werden  könne. 
Togi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm» 
long,  Bd.  XII,  S.  354— S«2. 


\ 


pitckliia  der  Biidei-farsaBBliig  tob  M.  Jiii  lt23. 

4    Achtzebote  Sitzung  am  26.  Juni  1823.  *) 

\   Hiernach  wurde  durch  die  Mehrheit*') 

beschlossen: 

[   Dass  die  Domcapitularen  zu  Constanz  mit  ihrer  weder  durch 

%  52  und  53  des  Reichsdeputations  -  Hauptschlusses ,  noch 

den  Artikel  XV  der  Bundes- Acte  begründeten  Beschwerde 

die  Grossherzoglich  Badische  Regierung,  wegen  Bezahlung 

Pensions-Steuer,  abzuweisen  scYen.') 

«)  Vergl:    Protokolle   der  Deutschen  Bundes -Ver- 
^tnmUng,  Bd.  XV,  S.  335« 

^)  Die  verschiedenen  Abstimmungen  erfolgten  in  ders^l- 
wi  Sitzang. 
Vifgi:  Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Versamm- 
lang,  Bd.  XV ,  S.  3S8-3S5. 
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I>a8Goflimi88ioBS*G«taehteB(8.  Litt.  A^Nolee)  wm4el> 
der  13.  Sitzung  am  12.  Mai  182S  zum  Vortrag  gebracht  mä 
darauf  beschlossen:  am  26.  Juni  1823  abzustimmen. 
Vergi:   Protokolle  der  Deutschen  Bandes-Versamm« 
lung,  Bd.  XV,  S.  147—149. 
c)  Auch  die  Domcapitular en  zu  Speyer  wurden  durch  Be- 
schluss  vom  11.  März  1824(9.  Sitzung)  mitihrer  ReclamatioUf 
wegen  der  ihnen  von  der  Grossherzogh  Badischen  Regierung 
auferlegten  Pensions-Steuer,  abgewiesen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamne 

lung,  Bd.  XVI,  S.  120—127. 
J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  a.  s» 
(4.  Aufl.  1840)  S.  318. 


tiekliss  der  Bundes •Versämmling  vem  18.  Ja- 
rlt21,  betreffend  dieSABaliig  derii  deiBii- 
detttaatei  gelteiideH  Seietxe. 

I- 

I  Zweite  Sitzuogam  18.  Januar  1821.') 

Der  RSnlgtich  Balerlsche  Herr  Bundestagage- 
lie  Freiherr  von  Aretln:  Nach  der  biakerigen  Ge- 
-Erftihmiig  kaben  sich  beretta  Stiers  die  FVlle  ereignet, 
mafi  sich  die  in  den  Bundesstaaten  geltenden  Ge* 
ze,  deren  Einsicht  bei  einzelnen  Veranlassungen  nothwendig 
«ir  mit  WeitiXultigiceiten  und  Zeitverlust  versehalTen  konnte. 
IHesBedQrftiiss  zeigt  sich  am  hVuDgsten  bei  Bearbeitung  der 
ie,  und  ebmso  ist,  nach  der  beschloss^en  Bin«- 
Im  Auaträgalverftihren ,  die  Kenntniss  aBramtlicher ,  In 
vendtledeoen  IBundesstwiten  eingeführten  Gerichtsordnungen 
hohen  Bundes- Versammlung  fast  unentbehrlich. 
Ml  glaube  dah«  aurdieNotbwendlgkeit  autoerksam  machen 
daas  uns  diese  nVthigen  Httirsmittel  baldmltgllohal 
^ickiltl  werden  mtfchten. 
f  Herzn  kann  man  vorzHgHch  auf  zwei  Wegen  gelangen! 
Nk  den  Buchhandel ,  und  unmtttdbar  durch  die  Regierungea 

Dk  auf  den  Ankauf  sich  ergebenden  Kosten  wOrden  der  ge- 
ii|iuihsftlichen  Kasse  keine  sehr  bedeutende  Last  verunachen. 
P^anritMbare  MUthellOBg  von  den  Regierungen  würde  auch 
*^  «sparen ,  und  eine  riobtigere  und  vollatändlgtt«  Samnliing 
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hoffen  lassen.  Unter  einer  zweckmässigen  Aussckeidung  kSmien 
vielleicht  beide  Wege  am  fiiglichsten  verbunden  werden. 

Ich  erlaube  mir  daher  ^  den  Vorschlag  zu  machen ,  dass  nua 

1)  durch  das  hiesige  Ober-Post- Amt  sümmtliche,  inalieo 
Staaten  des  Deutschen  Bundes  erscheinenden  Gesetz-  und  R^e- 
rungsblStter,  durch  welche  die  Verordnungen  zur  offlciellen  Rennt- 
niss  gebracht  werden ,  von  dem  laufenden  Jahre  anfiingend ,  sick 
verschaffe ; 

2)  an  sämmtliche  R^erungea  durch  die  BundestagsgesaDd- 
schaften  die  Bitte  stelle,  dass  sie  baldmöglichst  vollständige  Exem- 
plve  d«r^  gepenwäjrU^  in  Jed^m  ^uadef  staim  g^ljteqdep,  ^rg^ft 
liehen  Gesetzbikher  und  Gerichtsordnunjgen  mittheilen  mSchlen. 
Seihst  dtoStrafgeset^ehep  hSmen  manebma}  supElnslobi  osH- 
wendig  werdep,  und  pe)ur  ww9e|«ip«weit)i  w^  «9 » da,  wo  ge- 
setzliche und  halbofflcielle  Commentare  über  die  RechtsbUdier 
bestehen,  auch  diese  zu  besitzen.  Wttrden  dann  noch  die  in  den 
meisten  Staaten  vorhandenen  Sammlungen  von  Landes -Verord- 
nUQgeo  und  sysleaatisolMn  HaiMlhücbeni,  ftntr  die  CesetA-  und 
AsgierungiMülter  von  im  JMrtn  ISOi  bis  Uau  etosehlleBliliGii, 
endliflb  4ye  getlniektea  laadatfindisckoi  Veitendkwgen  t^igelOgt» 
8^  wUirdaa  die  HUlfsquellen  vermehrt»  und  man  sich  zum  verdsp.» 
INiltefi  Itenke  verpfttohtet  SMm. 

3)  SümmtUehe  Werke  waren  in  der  BibHolhek  icr  Budes* 
VersammiUBg  auteuateüen  und  io  vorkommaBden  Rükn  an  die 
dttwUmi  bedfirfeiideftBittidestdgB-Gesandten  gegenJIeachalaigiug 
wm  zaBllchen  GelHWiche  abaugebei. 

Uafter  einhelUgffr  Zuathnnumg  au  diesem  Antrage  wwle 

beschlossen: 

i)  dasfi  sünmUlche,  ia  den  Staaten  des  fieiHsche«  Bandes 

«caeMoenden  Gesetz-  und  Regienrngabliitter,  durch  wakhe  die 

Verordnungen  zur  olBciellen  Kenntniss  gcbraiM  fMoim,  vaa  dw 

lanfenden  Jahre  anfangend ,  dUMh  daa  hiesige  Otei>nasl*ABt  za 

haataUen  und  die  Bundes -ilaniM^KaMe  zw  Btstveftung  ditssr 

Auslagen  zu  ermSchtigen ;  sodann 

0)  anstfmmilioheRegkriiiiKendtanehdieBuideatags-GcsaDd- 

sdMdka  die  Bitte  zu  aboUeD  aey,  Aase  sie  baUmdgUcfast  MilMlaf> 
dto<)£xemp)are4in*9  «egenndMifin  Jedem  BuBdesalaalegeitaBdsn, 
Mii9«rli0keft  uM  pdidlciien  (6eMl«liMer,  itenn  A^€keslMm^ 
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,  etwa  auch  der  gesetzllcheii  uod  hallMfflclellen  Commea- 
krv  über  die  RechtBbQcher,  mltUielleD  machten ;  die  Bundes- V«- 
puHaog  wQrde  es  fiberdies  mit  besonderem  Danke  erkennen, 
pm  die  Regierungen  noch  die  In  den  meisten  Staaten  voriian- 
Sammlungen  von  Landesverordnungen  und  systematischen 
ehern,  ferner  die  Gesetz-  und  RegierungsMXtter  von  den 
1800  bis  1820  einschiiessUch,  endlich  die  gedruckten  land- 
hen  Verhandlungen  hlnzuIOgen  wollten.  **) 
3)  Simmtliche  Werke  wSfren  dereinst  in  der  Bibliothek  der 
VoMmmlung  auteusteUen  und  in  vorkommenden  PSlIen 
bedlrfenden  Hamn  BiAidesag»^esandttil  g^gei 
doigiuig  abzugeben. 


i)  Wrgc  ProUkolU  dtt  D^illsthe*  Bailei «Tdtf«' 

long,  Bd.  XI,  S.  19,  SO. 
I)  h  demselben  und  in  den  folgenden  Xahren  wurden  nach  and 
um  den  verschiedenen  Bandestags-Gesandschaften  Anzeigen  des 

gmmsht»  daks  ihre  GommitMlCen«  die  Ansicht  vdn  dar  ÜWttz^ 

doer  am  Sitze  der  Bundes-Versammlong  anzulegenden  Samm- 
\Mt  io  den  Bundesstaaten  geltenden  Gesetze  u.  s.  w.  voUkoDunen 

,  die  angemesseiten  Wef^Uhg^n  Wc^en  deren  Einsendung  an 
inddi  BehiMen  eriasSen  hKtten.  DMBmnllss  wunMn  die 
m  G^stlt'^SlninilihgeB  n.  s«  W,  von  den  BtinteUg^^GaA 
BD  an  die  Bandes-Versammlong  übergeben. 
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BeschliBS  der  Bindes^VersamnilvigTOB  87. 
gut  1829,  betreffend  die  «nentgeldlicke  Abg 
der  fieieti-  ud  RegiernngsbUtter  u  die  Mmmi\ 

Versammlnng. 


Fünf  und  zwanzigste  Sitzung  am  27.  August  1 

Unter  einlielllger  Zustimmung  wurde 

beschlossen:  *; 

Dass  die  sSmnitUchen  Gesandschaft^  sich  dahin  vi 
woUen,  bei  ihren  AllerfaSchsten  und  HSchsten  RegterungeD 
anzutragen : 

dass  die  allgemeinen  Gesetz- und  Regier  ungsblSil 

an  die  Bundes- Versammlung  unentgeldlich  abj 

geben  werden  möchten;  — - 
indessen  wSren  die  Blätter ,  welche  bisher  aus  der  Kanzli 
bezahlt  wurden  ^),  vom  1 .  Jänner  künftigen  Jahres  an  abzui 

ä)  Auf  Antrag  des  für  die  Revision  der  Bundesrechniingm 
henden  Ausschusses. 

b)  Vergl:  den,  in  der  vorhergehenden  Nummer 
tenen,  Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vcMn  18.  h 
lest ,  unter  1 . 


XXIII. 

lekliii  der  BiBdei-YeriaBBliHg  nm  29.  le« 
1832,  betreffend  die  littheiliig  der  Ter- 
kiidliigei  der  StlBde-YersaBBlingei. 


ifuDd  vierzigste  Sitzung  vcm  29.November  1832. 

Pra  e  s  i  d  i  u  m :  Da  gegenwärtig  in  dem  Grossherzogthume 
I- Wetnar  die  LandstSnde  versammelt  seyen ,  so  werde 

Grossherzogliche  Regierung  nach  ArtllLel  IV  des  Bundes- 

losses  vom  28.  Juni  d.  J.*)  um  Mitlbeiiung  der  stündlaehen 

luDgeii  an  die  beireffende  Boadeitags«ComnUiaion  xii 

m  seyn ,  womit  auch  zugteich  sckon  jetzt  das  allgemeine 

cIm»  an  sümmtUehe  R^erungen  zu  verbinden  seyn  dUrAe, 
iVcrimdlungen  ibrer  StVnde  Jedes  Mal ,  so  oft  sieh  letzte« 
leiten ,  der  Bundes- Versammlung  allzuUidlen. 

üoter  Zustimmung  zu  diesem  Antrage  wurde 

beschlossen: 

l)  Die  Grossherzoglich  Sachsen-Weimarische  Regierung  wird 

Mittheilung  der  Verhandlungen  ihrer  gegenwärtig  versam- 

StSnde  an  die  in  GemSssheit  des  Artilcels  IV  des  Bundes- 

lusses  vom  28.  Juni  ernannte  Bundestags-Commlsslon  auf- 

lert,  und  hiermit  zugleich 

KhoDjetztdasErsuchenan^äipiq^tllche  Regierungen 
Men,  die  Verhandlungen  ihrer  StSnde  Jedes  Mal,  so 
letztere  versammeln  werden ,  der  eben  erwShnten  Com« 
l<sioD  durch  ihre  Gesandschaften  mitzutheilen. 

<)Ver^:  Diplomatisches  Archiv  U.8.W.  Tbl.  II,  Abth.  I, 
»««,  420,  Nr.  XLlX. 


VerabrednngderBtiDdes-Versammliiiig  t6]li4. 
gast  1831,  betreffend  die  Sammlniig  nd  d«i  DrtI 
der  von  den  Bnndesregiernngen  ergangenen 
•rdnnagen  binuditlich  der  aBiatiscken  Bre^lir 

In  der  vier  uDd  zwanzigsten  SlieüDgam  4.  Aq 
1 831  wurde  in  der  Bandes «-VereatiinMung  die  Abmte 

SKnutiUKlM  wegen  Abhättiuig  und  Behandlung  tfer  a  sti 
seien  Birechrnhr  (Giiolera  merbus)  ron  Seite  dw  M 
ttid  hobeki  BiAvdesr^efuogen  ergang^ai  und  nacl 
Verordnungen  Md  Anweisungen,  weiche  der 
Versammlui^  ttiMgetlieitt  werden,  sammeln  lind  tu 
Heften  drucken  zu  lass^. *) 

u)  Dieser  Abrede  gemäss  erschien  gedruckt  zu  Frankfiiri 
vom  August  183!  bis  März  1832 ,  in  neun  Heften  auf  536 
isi  gross  4o : 

Sammljung  der  von  den  Regierungen  der  Deutschen 
Staaten  ergangenen  Veror^uyngen  und  tnstructionen  wegen 
hiitung  und  Behandlung  d^r  asiatischen  BrechruhrC 
morbus). 
Viirgl:  J.  L.  Rlüher,  Quellen «Sanmilattgu.  s.  w.,^Fo 
S.  32^  33. 


lekiiBs  der  BnndeB-Versammlnng  ?ob  29.  Ho- 

1838,  betreffend  die  Zellfreiheit  der  Oeiaid- 

aftender  nicht  in  ZellTereiiie  begriffeaei 

iitBcheii  finndesstaateii  und  der  an8w&rti(|;eii 

l&chte  in  der  fimea  Stadt  Fraikfiri  *) 

rund  dreissigste  Sitzung  am  29. November  1838. 

Praesldium:  Die  kobe  Bundes -Venanmlung  IM  in  det 
SUzoDg  vom  28.  AprU  18M  (g.  64  des  ProUkoUes)  naoh- 
Beseklnssgeflissts 

)  Das PrlsMinrnderBttedes^Versammlttog  wird  ersucht,  unter 
FestbaltuDg  des  Grundsatzes  der  gesandsckatlUobea  ZoU- 
beiMung,  mit  dem  Senate  der  llrelen  Stadt  Prankitart  die- 
jenigen Cenirol-Massregeln  ui  verabreden,  welche  rar  Be^ 
ielUguDg  eines  allenfaUsigen  Missbrauclis  oder  UnterschleiCi 
üadeh  seyn  dürften.  Dasselbe  wird  zugleich  ermKobtigt, 
za  dieser  Verbandlung  noch  zwei  Bundestags  -  Gesandte 
KuzQzieken.*' 

iNe  IMe  Stadt  Frankfurt  wird  ersucht^  zu  dieser  Verhand- 
luag  ihre  Bundestags -Gesandschaft  mit  der  erforderlichen 
fintih^faUgung  zu  versehen.*^ 
ifi  Iktt  Besultat  der  Verhandlung  ist  seiner  Zeit  der  Bundes* 
Venanmlung  zur  definitiven  Erledigung  vorzidegen.*^ 

^i^^hsheit  dieses  Beschlusses  hat  der  PrSsIdirende,  unter  Zu- 

^i^  desBMglich  SKchsisehen  und  desGrossherzosttcbMock^ 
ID.  20 
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lenburgtschen  Herrn  Gesandten ,  die  ihm  aufjgetragene  Veriumd- 
lung  mit  dem  vom  Senate  der  Stadt  Franlcftirt  daza  ermXchtlgteii 
Frankftirtischen  Herrn  Bundestags  -  Gesandten ,  Gerichtsschultp 
heissen  von  Meyer,  gepflogen,  und  er  beehrt  sich  nunmehr,  das 
Resultat  derselben ,  welches  in  einer  von  dem  Prüsidirenden  und 
den  beiden  oben  genannten  Bundestags-Gesandten  unterm  23.  No- 
vember 1.  J.  an  den  Frankftirtlschen  Bundestags  -  Gesandten  ge- 
richteten Note  und  in  der  hierauf  von  dem  letzteren  unterm 
29.  desselben  Monats  ertheilten  Antwortsnote  enthalten  ist,  dieser 
hohen  Versammlung  mittelst  Ueberreichung  dieser  Actenstocke 
zur  definitiven  Erledigung  vorzul^en. 

Die  eben  erwäimten  Noten  lauten  wie  Tolgt : 

Note  vom  23.  November  1838: 

„Auf  die  Note,  welche  die  zu  den  Verhandlungen  mit  den 
Bundestags-Gesandschaften  niedergesetzte  Commtssion  des  Senats 
der  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M. ,  im  Auftrage  des  letzteren, 
unterm  12.  Februar  1836  an  den  von  dem  mit  unterzddmeten 
Kaiserlich  KSniglichen  Präsidial-Gesandten  im  PrSsidio  der  Bun- 
des-Versammlung  substituirten  Königlich  Preusslschen  Herrn 
Gesandten ,  In  Betreff  der  gesandschaftlichen  ZoHbefreiung  erlas- 
sen hat^  beehren  die  Unterzeichneten  sich,  in  Folge  Auftrages 
hoher  Bundes- Versammlung,  dem  Bundestags-Gesandten  dw  flrden 
Stadt  Frankfurt,  Herrn  Gerichtsschultbeissen  von  Meyer,  die 
nachfolgende  Mittheilung  zu  mach^^^ : 

„Wenn  es  sich  gegenwtbrtig  lediglich  davon  iMBdelt,  die 
dermalen  bestehenden  Verhältnisse  durch  gemeinsam  zu  venih 
redende  ModalitSten  und  Controlmassregeln  mit  den  durch  den 
Anschluss  an  den  Zoll-Verein  herbeigeführten  Verhältnissen  miß- 
lichst in  Einklang  zu  bringen ,  so  werden ,  nach  Ueberzeugang 
der  Unterzeichneten ,  sowohl  die  im  Bunde  begriffenen  Regierun- 
gen, als  die  durch  Repräsentanten  beim  Bunde  vertretenen  HSfe, 
diesem  billigen  Wunsche  gewiss  bereitwillig  entgegen  kommen/' 

„Die  von  hoher  Bundes -Versammlung  mit  der  diesflUllgen 
Verhandlang  beauftragte  Commtssion  bietet  sonach  gern  die  Hand 
zu  solchen  Bestimmungen ,  von  welchen  sie  erwarten  darf,  dass 
sie  die  einhellige  Zustimmung  der  Bundes* V^wimmluog  erhalten 
und  den  bei  dem  Durchlauchtigsten  Bunde  accredMrten  auswif- 
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tgm  Gesaadseliafteii  M  der  denseiben  fSmiÜeii  in  Namen  des 
zugesldierteii  Zollbeflreliiiig  keinen  gawhten  Grand  zur 

iwerde  g^bea  werden.  Von  diesem  Gesid^punkte  aus- 
.  und  nadi  der  der  Commissien  darch  Bandes -Besclduss 

28.  April  t836  ertheUten  Instractton,  folgt,  dass  die  weitere 

\mg  hauptsachlich  siricfae  Punkte  zum  Gegoralande  habe, 

M  dem  Anschloss  der  freien  Stadt  Frankfurt  an  den  Zoll- 

zor  Beseitigung  eines  mS^ichen  Missbrauches  der  gesand- 

[chenZoIlflreiheit  gereichen,  und  sonst  nach  den  verSndert^ 

ichtungen  erforderlich  sind.*« 

„Es  wird  sonach 

1)  die  neue  Anordnung  nnr  für  die  Dauer  des  Anschlusses'  an 
den  Zollvo-ein  bestehen ; 

2)  hatten  die  Unl^roichneten  es  von  selbst  verstanden ,  dass 
die  Herren  Gesandten  ausser  der  zollfreien  Einführ  aller 
Gegenstände,  welche  bei  ihrem  ersten  Antritte  und  in  einem 
Zeitraum  von  einem  Jahre  nach  demsdben,  zur  Einrichtung 
ftres  Hauses  gehören,  —  als  Wagen,  Pferde,  Möbeln  Klei- 
dnngsstOcke,  Wfische,  Tischgeschirre  u.  s.  w.  — ,  und 
welche  während  dieses  Zeltraumes  nicht  auf  den  Frdconto 
eingetragen  werden ,  dei^leichen  G^penstände  auch  später 
zu  Jeder  Zeit  zoUfirei ,  Jedoch  alsdann  mit  Anrechnung  auf 
den  Frelconto,  einbringen  kfinnen. 

Diese  Bestimmung  wird  auch,  wie  bisher,  auf  die  Lega- 
Uons-Seeretäre,  desgleichen  auf  alle  der  Gesandschaft  ange- 
hSrenden  Personen  ausgedehnt  zu  verbleiben  haben. 
I)  Was  die  Erüflhung  eines  Frelconto  Itir  Jeden  Gesandten 
Wf^n  des  Verbrauchs  zollpflichtiger  Gegenstände  betrifft, 
w  stellt  sich  dieser  Vorschlag  als  eine ,  den  Grundsatz  der 
gesandschaftUchen  Zollfreiheit  im  Wesentlichen  nicht  gefähr* 
deade  und  durch  die  neue  ZoUelnilchtung  anscheinend  notb- 
wendig  gewordene  Massregel  dar ;  die  Commission  ist  auch 
der  Ansicht,  dass  eine  Summe  von  3,500  Gulden  in  der 
Regel  und  fOr  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  für  den  zu 
erSAienden  Frelconto  zurdchend  seyn  wird ;  dagegen  muss 
*  (Br  den  Fall ,  dass  der  Frelconto  eines  Gesandten  absorbiri 
^  KTH  sollte,  die  auf  den  Wunsch  dnes  Gesandten  erfolgende 
Brneuerung  des  Frelconto  vorbehalten^  werden ,  wogegen 
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dereelbe  alle,  Ifir  die  «Iner  Gesandsdiaft  aagAlfreBden  Per* 
sonen  elogek^den  EoUpflIchitgen  V^braachsaitlkid  nrit  atf 
seinen  F^relconto  zu  nehmen  kein  Bedenken  tragen  wirl 
Da  es  sich  nnn  von  sdibst  venteht^  ilass  von  den  Gesand- 
Schäften  in  diesen  Freiconto  nor  die  wirklich  zum  Gebriiieli 
der  Gesandten  und  der  Ihrigen  erforderlicheo  zeUpSlchttgea 
Gegenstände  aller  Art  aufgenommen  werden ,  so  stdit  nun 
der  Zusicherung  entgegen ,  dass  die  Erneuerung  eines  sol- 
chen ,  in  der  Weise  erschöpften  Freiconto^  auT  den  Antrag 
der  betrelTenden  Gesandschaft,  Jedes  Mal  berritwUlig  erfMr 
gen  werde. 

4)  Dlefllit^ieder  der MilttSr-Commlsslon  derDeutschenBundes- 
Versammlung  haben  bisher  die  ZoUbeflreiung  von  den  za 
ihrer  Einrichtung  erforderlichen  Gegenständen ,  so  wie  von 
zolipflichtlgen  Verbrauchsarttkeln  genossen ;  diese  Einrich- 
tung wird  auch  in  Zukunft  auflnecht  zu  eiiialten  seyn;  diese 
sXmmtlichen  Personen  werden  wie  das  Übrige  Gesandschafts- 
personal  zu  behandeln  und  ihr  Verbrauch  bei  dem  Freiconto 
der  betrefTenden  Gesandscbaft  in  Aufirechnung  zu  briageo, 
hinsichtlich  der  zur  Einrichtung  ihres  Hauses  gebfiiigea 
G^enstinde  aber  während  des  ersten  Jahres  nach  ihrer 
Ankunft  denselben  die  Zollbeft*eiung  ohne  Auflredinuog  t»ei 
dem  Freiconto  zu  belassen  seyn. 

5)  Dem  Bundes-Canzlei-Director  und  den  übrigen  zur  Bandes- 
Präsidial  -  Canzlei  gehörigen  Individuen,  desgleichen  dem 
Bundes-Cassier  und  dem  Bundes-Casse-Conin>leur,  wird 
die  bisher  genossene  ZoUfreiheit  gleichlUls  zu  belassen  nnd 
deren  Verbrauch  dem  Freiconto  des  Jeweiligen  Kaiserlicli 
Kttnigllchen  PräsidiahGesandten  in  Auft^chnung  zu  bringen 
seyn. 

Endlich 

6)  ist  die  Commission  damit  einverstanden,  dass  üb^  alle  ein- 
gehenden, zur  Einrichtung  und  zum  Verbrauch  gebärenden 
zollpflichtigen  Gc^nstände ,  zur  Erlangung  der  sofortigen 
zollflreien  Abfertigung,  ein  mit  der  Unteradirift  der  beireffen- 
den Gesandten,  oder,  in  deren  Abwesenheit,  der  von  ihnen 
damit  beauftragten  Personen ,  und  dem  gesandschafUichen 
Siegel  versehener  Sdieln  voiti;ezeigt  werden  mfiase/^^) 
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, JNt  ComiBlssiaD ,  welche  M  deo  in  Obigen  aiUJBeslellten 

läzeD  sowohl  allgemeine  völkerrechtliche  RUckAlchleii,  al$ 

eigeDthamlfche  Stdluog  des  Bundes  im  Auge  gehabt  hat,  sieht 

weiteren  und  —  wie  sie  nicht  bezweifelt  —  das  Einver- 
IdIss  des  Senats  der  flreien  Stadt  mit  den  obigen  Vorschlägen 

Ickenden  geßlligen  Erklärung  entgegen. <' 
„Die  Unterzeichneten  benutzen  Übrigens  diesen  Anlass  gern, 
dem  Gesandten  der  n^ien  Stadt  Prankfurt ,  Herrn  Gerlcfats- 

leissen  von  Meyer,  die  Versicherung  der  vollkommensten 
ichtung  auszudrücken .  *  < 

Minch-Belllnghausen.      Manleuffel.     Schaek. 


Aotwort-JNote  vom  29.  November  1838. 

„Der  ujiterzeichnete  Bundestags  -  Gesandte  der  freien  Stadt 
irt,  Gerlchtsschulthelss  und  Syndlcus  von  Meyer,  hat 
verfehlt,  die  gefällige  Note  der  verehrlichen  Bundestags- 
iission vom  23.  d.Mts.,  die  gesandschaftllche  ZoUbelVeiung 
rend,  dem  Senate  vorzulegen,  und  ist  nunmehr  ermächtigt, 
dbe  In  Folgendem  zu  erwledern :" 
„Wenn  die  ver^hrllche  Bundestags  -  Commission  hierin  von 
Ansicht^  unter  Bezugnahme  auf  den  Bundes  •  Beschlnss  vom 
rÄpril  1836  ausgebt,  dass  die  weitere  Verabredung  hauptsäch* 
wiche  Punkte  zum  Gegenstande  habe ,  welche  bei  dem  An- 
der flreien  Stadt  Frankflirt  an  den  Zollverein  zur  Besef- 
ebies  mSglichen  Missbrauchs  der  gesandschaftlichen  Zoll- 
sit  gereichen,  und  sonst  nach  den  veränderten  Einrichtungen 
rlidi  sind,  so  besieht  keine  Verschiedenheit  der  Anaichten^ 
dasselbe  wird  auch  von  Seilen  des  Senats  der  flreien  Stadt 
Lhirt  beabsichtigt.«' 

«»Der  Senat  war  auch  darin  immer  in  Übereinstimmender 
lebt  mit  der  verehrlichen  Bundestags  -  Commission  ^  dass  die 
kiiredung  von  Modalitäten  und  Controlma&sregelo  nach  den 
Vertiäiluisseo  der  hauptsächlichste  Gegenstand  der 
Verständigung  seyn  werde ,  Oadet  daher  in  deren  Bc- 
Luag  auf  die  Dauer  des  Anschlusses  der  hiesigen  Stadt  an 
te  Zollverein  kein  Bedenken.«' 
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,, Ebenso  f^  der  Senat  mit  den  sab  Num  2—6  gmannten 
Punkten  einverstanden.** 

,,Es  erübrigt  daher  nur  Folgendes  :** 

,,Da  hinsichtlich  der  Erneuerung  des  Freicontos^  bei  dessen 
Erschöpfung ,  eine  besondere  Zusicherung  von  Seiten  des  Senats 
gewünscht,  und  in  der  gefälligen  Note  der  verehrlichen  Bundes- 
tags-p  Commission  ausgesprochen  wird,  dass  alle  zollpflichtigen 
Artikel  von  den  Gesandschaften,  sowohl  für  sich,  als  für  die  ihnen 
angehörenden  Personen  und  die  Mitglieder  der  Milit&r-Commis- 
sion,  auf  den  Freiconto  der  Gesandschaft  gesetzt,  mithin  für  Jede 
Gesandschaft  nur  ein  Freiconto  etablirt  werden  soll,  und  es  sich 
von  selbst  verstehe,  dass  von  den  Gesandschaften  in  diesen  Frei- 
conto nur  die  wirklich  zum  Gebrauch  der  Gesandten  und  der 
Ihrigen  erforderlichen  eollpflichtigen  Gegenstände  aller  Art  auf- 
genommen werden ;  so  ist  der  Senat  bei  dieser  entgegen  kommen- 
den Erklärung  um  so  bereitwilliger ,  seiner  Seits  derselben  ent- 
sprechend zu  erwiedern,  dass  die  Erneuerung  des  in  der  Weise 
erschöpften  Freicontos  erfolgen  werde." 

„Derselbe  wird  daher  durch  die  Senats  -  Commisslon  zu  den 
Verhandlungen  mit  den  hohen  Bundestags-Gesandschatten  Jahrlich 
denselben  das  Verzeichniss  desjenigen  zustellen  lassen ,  was  im 
Laufe  des  Jahres  auf  den  Freiconto  geschrieben  worden  ist,  damit 
daraus  der  Betrag  sowohl,  als  im  Uebrigen  ersehen  werden  kann, 
ob  nichts  eingetragen  worden ,  was  etwa  nicht  wirklich  zum  ge- 
sandschaftlichen  Gebrauche  bestimmt  gewesen." 

„Die  ZoUflneiheit  wird  ihrer  Natur  nach  sich  im  Allgemeinen 
nur  auf  die  unmittelbar  aus  dem  Auslande  auf  den  Namen  der 
Gesandschaften  eingehenden  Gegenstände  beziehen  ^  Jedoch  die 
zollflreie  Entnahme  von  Colonialwaaren  und  Wein  aus  den  unver- 
steuerten, auf  dem  hiesigen  Packhofe  befindlichen  Lagern ,  wie 
bisher^  auch  ferner  Statt  finden  können." 

„Schliesslich  hat  der  Unterzeichnete  noch  zu  bemerken»  dass 
die  hiernach  getroffene  Verabredung  ausser  Einfluss  auf  dasjenige 
bleibt»  was  zwischen  den  zum  Zollvereine  gehörigen  Rc^erungea 
über  die  ZoUbeft^eiung  ihrer  Bundestags -Gesandten  und  MiUtfir- 
Bevollmächtigten  verabredet  worden  ist,  und  d^ngemäss  von  den 
einzelnen  dieser  Regierungen  hinsichtUeh  der  ihr^  Gesandten 
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J^  Jlllilfr-Ieftllnlidilfgten  forner  zki^Mie&deii  ZoUMlreiaigeii 
pn  liesüimt  scyn  oder  kHnftIg  bestimmt  werden  sollte.  ^« 
jl   ,,Def  Unterzeichnete  bittet  bei  dieser  Gelegenheit  die  ver- 
e  Bnndestags-Commlssion ,  den  Ausdruck  seiner  voDkom- 
HodiachtuDg  zu  genehmigen/« 

Meyer. 


Nachdem  der  Herr  Gesandte  der  freien  Städte  hter- 

kstatiget  hatte ,  dass  der  Senat  der  ft^ien  Stadt  FrankAirt 

tTOQ  Ihrem  Bundestags-Gesandten  in  der  Note  vom  29.  Novero- 

d.J.  geroachten  Zusagen  genehmigt  habe,  wurde  einhellig 

beschlossen: 

1)  Den  mittelst  der  vorstehenden  Noten  vom  23.  und29.No- 
d.  J.  von  dem  prSsidIrenden  Gesandten  der  Bundes  -  V^- 

lOQg,  unter  Zuziehung  der  Gesandten  von  Königreich  Sachsen 
Mecklenbui^,  mit  Jenem  der  freien  Stadt  Frankfurt  verab- 
ModiflcaUonen  der  im  Jahre  1816  vereinbarten,  und  durch 
-Beschluss  vom  19.  Februar  1824  auf  die  bei  dem  Bunde 
llUrten  Gesandschalten  ausgedehnten  Bestimmungen  Ober 
idschafUlchen  Vorrechte,  wird  die  Genehmigung  ertheilt, 

2)  das  Präsidium  ersucht ,  den  bei  dem  Bunde  accredltirten 
idschaften  hiervon  Mittheilung  zu  machen. 


a)  Vergl:  Note  an  den  Senat  der  freien  Stadt  Frankfurt 

iÄ.0cloberl816,  Nr,  IV. 

fiplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Tb).  II,  Abth.  I,  Nr.  XXI, 

S.235. 
Erklärung  des  Senates  der  freien  Stadt  Frankfurt  vom 
Oclober  1816. 
^Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Tbl.  II,  Abth.  I,  Nr.  X^il, 

S.  29». 

Besehlnss  der  Bandes-Versammlung  vom  19.  Februar 
ii  l»clrelfinid  die  Rechte  der  bei  dem  Deutschen  Bunde 
ire^itirten  fremden  Gesandten. 
Biplonttisebes  Archiv  n.  s.  w.  Thl.  U,  Abth.  I,  Nr.  XXIV, 
S.2S2. 
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ö)  Ntohdea  der  Senat  der  IMen  SCadI  Fnunkflutim  Jakre  U 
der  Bundea-TeroaiDiiiluiig  den  Wunsch  zu  erkennen  gesebea: 
kunftigfain,  zur  Vermeidung  jeden  Anfentbalte^  bei  der  Abliefe 
aller  auf  den  Freiconto  bezogenen  Gegenstände,  ein  genaues 
zeichniss  derselben  der  Zollbehörde  überlassen  werden  möge'S 
auf  dem  mit  der  Unterschrift  des  Gesandten  und  dem  gesanc 
lieben  Siegel  versehenen  Scheine  eine  besondere  Bescheinigiuig 
über  ertheilt,  filr  wen  die  einzelnen  Gegenstände  entnommen  wc 


I 

i 
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IrUiilugei  iomI  BesekUis  der  Bildet* Vor 
■■hng,  den  Todesfall  einesBviideBtage-Oe- 
sandteo  betreffend. 


itige  des  Praesidinms  ludBescliliiss  derBnsdei- 
TersammUBg  Tom  22.  Februar  1821. 

Siebente  Sitzung am22.  Februar  182L-) 

Praesidiuiii:  Der  eiDBliBdUcbe  Verlost,  weleben  wir 
den  unerwarteten  T  o  d  e  8  fa  1 1  eines  der  veiehrtesleo  und 
tdmelalen  Mitglieder  dieser  hohee  VersammlUDg  erlitten, 
rinUePtlicbt  auf,  von  dem,  was  hierauf  verfügt  wor- 
ongesSuBit  Reckenschaft  zu  geben. 
Nadi  einer  Krankheit  voo  wenigen  Tagen ,  bis  zu  welcher 
idi HaiHifiveriiAe  Herr  Bundestagsgesandte  von  Mar- 
is sdne  immer  rege  GeschSftsthatigkelt  keinen  Augenlilidt 
roctai  halle,  verstarb  derselbe  gestern  JHih  zwisdien  drei 
lYiiar  Uhr.  Zwei  Tage  vorher,  am  10.  Februar,  hatte  er  noch 
iKMtftch  SMcfasisdien  Herrn  Bandestagsgesandten  von  Glo* 
fir  seine  SUmme  Mbstituirt. 

Der  Trauerfhll  wutde  mir  unvmrztfi^ch  aigezeigt  i  und  loh 
ite  nicht,  hiemaeh^  mit  Räckaiehi  auf  die  VorschrMai 
JorUafigen  Gescbfifts-OrdnuBg,^)  die  geeigneten 
sutreiren. 
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Da  bei  der  KSnigUch  HannSverischen  BundesUgs- 
Schaft  keine  gesandschaftliche  Person  anwesend  ist^  welche 
Versi^eiung  vornebimen  konnte ,  so  fand  ich  mich  aiif| 
fiir  dieselbe  Soi^e  zu  tragen.  Ich  ertheilte  daher  ungesSanti 
Kaiserlich-Königlich  Oesterreichischen  Herrn  Hoflrath  und 
des-Canziei-Director ,  Frfarn.  von  Handel,  den  Auttrag, 
Beiziehung  des  ersten  Bundestags-Canzlisten  als  ActuarSi. 
Versiegelung  vorzunehmen. 

Wenn  hierzu  schon  die  Bestimmungen  der  Geschi 
nung  aufTorderten  ^  so  glaubte  ich  noch  in  dem  Ufflstaad 
doppelte  Veranlassung  zu  finden,  dass  der  Verstorbene 
wichtige  Papiere  der  Bundes- Versammlung ,  und ,  unter 
die  der  Revision  unterliegenden  Rechnungen  in  seiner  W< 
und  als  Mitglied  von  achtzehn  bestehenden  Commisdooea 
nahe  an  allen  GeschSftsgegenständen  den  thätigsten  Antheil 
nommen  halte. 

Diese  Riicksicht  dürfte  überhaupt  für  künftige  FSlie: 
Bestimmung  nothwendig  machen ,  dass  das  Präsidium  Jed< 
an  der  Versiegelung  Theil  zu  nehmen  habe. 

Im  gegenwärtigen  Falle  glaubte  ich  übrigens,  dass 
sehr  das  Vertrauen  des  Verstorbenen  beachtet ,  als  den 
nungen  der  hohen  Versammlung  entsprochen  würde , 
sttbstituirte  Herr  Gesandte  v.  Globig  die  gleichzeitige  Ol 
Hon  vornähme. 

Auf  welche  Art  dieselbe  in  Gegenwart  der  beiden 
Canzlisten  von  Hannover  und  Braunschweig,  dann  des 
mächtigten  der  Frau  Wittwe,  Herrn  Grafen  von  Beust, 
nommen ,  und  welche  Sicherung  hierbei  für  die  di« 
piere  getrofflsn  wurde,  zeigen  die  beiden  hiermit  v( 
Protokolle. 

Praesidiumund  Herr  v.  Globig  verlasen  hiennfi 
der  Versiegelung  aufgenommenen  ProtokoUe,  womit 
die  Anzeige  verband ,  dass  er  von  dem  TrauerAUe  nm 
durch  Estafette  Nachricht  an  das  Königliche  Staats-J 
in  Hannover  gegeben  habe ,  um  die  baldigste  Ermiame 
Nachfolgers  oder  Vertreters  zu  veranlassen. 

Praesidium  Mir  förtt  Nach  Vollziehung  dessen,  wai^ 
Geschäft  erforderte,  war  es  an  uns,  eine  nicht  minder 
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des  Henens  zu  erflUlen.  In  DdiereinsUaiiiiiuig  mit  den 
kkaneten  Gestnnongen  sämnUicIm'  Mitgtfeder  dieser  hdieii 
,  Yerenlasste  ich,  daw  der  Frau  WiUwe  unser 
T  Wunsch  erSniet  wurde ,  durch  die  ausgezeiiABetesle 
ifeier  die  oütenlLBndlgslen  Beweise  unserer  hoben  Acbtaflig 
lenMann  darzul^en,  welchen  wir  uns  und  dem  gesammten 
eben  Vatarlande  durch  den  Tod  entrissen  sehen ,  nachdeoi 
seit  der  Bundesgnindung ,  bei  deren  Verhandlungen  er 
iBitgewlrkt,  in  der  ununterbrochensten  Thlfligkeit  an  des- 
lebung  und  näheren  Ausbildung  den  entschiedensten  An- 
bewShrt  y  mit  dem  angestrengtesten  Eifer  seiner  Gescbifts- 
wie  der  Wissenschaft,  alle  KrVfte  gewidmet  und  uns 
80  oft  Beweise  setner  tiefen  Kenntnisse  als  seiner  edelsten 
lebe  g^eben  hatte. 

Wenn  die  Frau  Wittwe ,  die  hohe  Bescheidenheit  des  Ver- 
^n  auch  nach  seinem  Tode  ehrend ,  Jede  Merliche  Aus- 
ablehnte, und  in  prunkloserSUlIe  die  Beerdigung  Yor- 

men wissen  wollte;  so  darTes  uns  nicht  erlaubt  seyn^  dem 
^be  entgegen  zu  handeln  und  die  tiefe  Wehmuth  der  trost^ 

Gattin  zu  stSren. 

ler  von  uns  wird  die  Trauer  In  seinem  Herzen  tragen^ 
auch  ohne  LeichengeprSnge^  die  Hfille  des  Verewigten  mit 
in  die  Grube  senken  sehen. 

hohe  Versammlung  wird  mir  erlauben,  der  Frau  Wittwe 

len  von  uns  Allen  das  innigst  empfundene  Beileid  zu  be- 

,  zugleich  aber  das  gerechte  Anerkenntniss  der  hohen 

^le  des  Verstorbenen  in  unserm  Protokolle  nieder  zu 

SSmmtlicbe  Gesand Schäften  vereinigten  ihre  Bei- 

:eigung  mit  den  von  dem  präsidirenden  Herrn  Gesandten 

ickten  Gefühlen,  nahmen  dessen  Erbieten  dankbar  an, 

^hmigten  seine  sämmtllcben  desfallsigen  VorschUige.  In 

auf  die  weitere  Bemerkung  wegen  der  Obsignation  aber 

beschlossen: 

bei  der  Revirion  der  Gesdiäftsordnung  auf  ihre  VervoUstihi« 
binslchlttdi  dieses  G^gentamdes  Bedacfct  zu  nelHien. 
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a)  Vergl:   Protokolle   der   Deutschen   Bnndes-Vi 
sammlang,  Bd.  XI,  S.  81  u.  f. 

^)  Vergl:  Diplomalisches  Archiv  u.  s.w.  Thl.  D, 
'  Wr.  XV,  S.  IW. 

J.  L.  Klüber ,  öffeDtliches  Aechl  des  Te«tS€lieD  Bandes  o. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  166. 


AAzaige  des  Praesidiams  vom  L  Ktox  1821 


AchteSitzuagam  1.  März  1821.') 

Praesidlum:  zeigt  an,  der  Königlich  Hannoverische 
Geheime  LegationsraUi  von  Hinüber  sey  dahier  angekc 
und  habe  sich  mittelst  Vollmacht  d.  d.  Hannover  den  24. 
laufenden  Jahre»,  tegitimirt,  dass  er  mit  allen  denjeni( 
Ordnungen  beauftragt  sey,  welche  in  Absicht  d^r,  unter  der 
Sicht  des  verstorbenen  Königlich  Hannoverischen  Herrn 
tagsgesandten  von  Martens  gestandenen,  gesandscbal 
Registratur-  sowohl ,  als  der  sonst  in  seinen  Händen  bei 
gewesenen  Offlcial-Scripturen  und  der  nach  seinem  Tode 
eiogegangenen  oder  eingebenden  Offlcial- Schreiben^  zt 
erforderlich  und  dem  Dienste  gemäss  seyen,  mithin 
auch  die  Entsiegelung  der  unter  Siegel  genommenen  Di< 
piere  des  Verstorbenen  zu  bewirken ,  und  sich  solche  ai 
zu  lassen. 

Auch  —  bemerkte  Präsidium  —  habe  der  HerrGebdttei 
gationsrath  von  Hin  Ober  zu  erkennen  gegeben,  wie 
seinem  Gouvernement  angelegen  sey,  dass  Jede  Stockung,  wt 
durch  den  Todesfall  des  Herrn  von  Martens  bis  zur 
den  Ernennung  seines  Nachfolgers  in  den  Bundestage 
entstehen  könnte ,  vermieden  würde. 

Nachdem  hierauf  die  Vollmacht  vertesen  wurde , 
Prtesldum: 

i)  «cm  GehdBMR  LeeafetaMratht  Hemi  vob  Hlottker, 
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twiwIlHelüett  meikenoen  tu  erteil  üeBitäqgiebuigtfeaNioii* 

im»  des  Hern  von  Marlens  auf  dicsdbe  Art^  wie  die  fiperm 

he^egt  norden  sey,  zu  bewlifeen,  ua  doweiil  die  AussdiddUDg 

BiDides-Registnitiir-Gegenfltände  zu  treffea,  ili  aMh  ttm 

ErlBlloiigr  sei nesAttltrages  beflMeiiich  ealtgtgen  su  komnen* 

Uemlchsl  Herr  Ton  Hinüber  nlchl  In  dem  FUle  aeyii, 

des  NacUassee  seltel  Anordmnig  zu  treffen,  ao  wäre  aal* 

,  nach  bewirkter  Absonderung  der  Sdvillen,  bis  auf  weitere 

mg  der  RSaiglich  Hannoverischen  Regierung,  wieder 

das  Siegel  der  Bundes-PrSstdial-Canzlel  zu  legen ; 

2)  schlage  Präsidium  vor ,  dem  Herrn  Geheimen  Legatlons- 

Yon  Hinüber  die  Geneigtheit  der  hohen  Bundes- Versamm- 

zu  erkennen  zu  geben ,  Jede  Verfügung,  welche  sein  Gou- 

eot  w^en  provisorischer  Substitution  lOr  die  KSnIgllch 

verlsche  Stimme  zu  treRbn  für  gut  finden  dürfte ,  anzuer- 

Siffimtllche  Stimmen  waren  mit  diesem  Antrage  rinverstan- 
UDd  In  dessen  Gemässheit  wurde  das  Prüsidium  ersucht, 
iBerm  von  Hl  nüber  hievon  in  Renntniss  zu  setzen. 

Vergl:    Protokolle  der  Deutseben  Bundes-Ver* 
lang,  Bd.  XI,  S.  86,87. 


€. 


iaiaiga  im  Pf  aaiidiuBt  nm  8*  lln  1121. 

Neunte  Sitzung  am  8.  März  1 821.  •) 

OerRaiserlich-RSnigllch  Oesterrelchische  prH- 
[irende  Herr  Gesandte,  Graf  von  Buol-Schauen- 
1b,  zdgt  an:  dass  er  sich  des  In  der  8.  Sitzung  (§.  42)  er- 
iseD  Auftrages  der  hohen  Bundes-Versammlung  gegen  den 
?M  Hannoverischen  Geheimen  Legationsrath ,  Herrn  von 
'8ber,  entledigt,  und  dass  dieser  den  Wunsch  geäussert 
'f  die  von  dem  Herrn  Bundestagsgesandten  von  Härtens 
'Tügevor  seinem  Ableben  getroffene  SubMtutlon  des  RS- 
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nigtidi  SSchsiflchen  Herrn  Gesandten  von  Globig,  zur  SttM 
lObning  fiirHannova*,  mSgeetnstwdlen  noch  fortgesetzt  w«rM 
Der  Rffnf glich  SIchsische  Heri*  Bandestagsg« 
sandte  von  Globig  erklärte  hterauf,  dass,  nachdem  ihniBa 
von  Hinüber  diesen  Wunsch  des  KSnigllch  HannSveriscU 
Ministeriums,  im  Namen  und  Auftrag  desselben,  zu  eiteai( 
gegeben  habe,  er  keinen  Anstand  nehme,  sich  der  Stlmmf&hnil 
IQr  Hannover  zu  unterziehen.  i 

i 

a)  Vergl:    Protokolle   der  Dentschen   Bundes-Vf 
«ammlung,  Bd.  X,  S.  99. 


9 

Aiieiga  desPraoiidiimt  vom  15.  Ün  1821 

Zehnte  Sitzung  am  15.  MSrz  1821.-) 

Praesidium:  macht  die  Anzeige,  dass  die  Entsii 
lung  des  Nachlasses  des  verstorbenen  RSniglich  HannOvc 
Bundestagsgesandten,  Herrn  von  Martens,  am  12.  di( 
nats  auf  dieselbe  Art,  wie  vormals  die  Obsignation,  voi 
men,  auch  die  Sperre  nicht  weiter  angelegt  wordoi  sey, 
sich  ein  Ehecontract  mit  der  Bestimmung  wechselseitiger 
cession  vorgeflmden  habe,  wonfichst,  nach  ausgeschiedenoi 
destags-Acten ,  alles  Udirige  der  Verfiigung  des  KSnigUch 
nSverischen  Herrn  CommlssSrs  ilberlassen  worden  sey. 

a)  Veri^:   Protokolle   der  Deutschen  Bandes-Tlj 
sammlaag,  Bd.  XI,  S.  106. 


iieklus  ier  Bandeg-fersaBaliig  vom  5.  Ho- 
1835,  betnfmd  das  Verbat  der  Actenver- 

»kicking  in  Polizei-  oder  Criminal-Sachei  ai 
Faeilt&teii  und  SchöppenstUhle. ') 

lo  der  sieben  und  zwanzigsten  Sitzung  am  5.  No- 
iber  1835  wurde 

beschlossen: 
.Die  Bundesstaaten ,  In  denen  die  Verschickung  der 
iBiDPolIzei-  undCriniinal-Sachen  anFacultKten 
ichSppen  stuhle  dermalen  noch  gestattet  ist,  werden  ver- 
,y  «riebe  Anordnungen  zu  treffen,  dass  diese  Verschickung 
Icteo,  es  sey  an  Deutsche  oder  ausländische  Universitäten, 
iestens  von  dem  1.  Januar  1837  an  aufhöre. 
IXe  Regierungen ,  in  deren  Staaten  Universitäten  bestehen, 
ersucht,  den  Universitäten,  von  dem  gleichen  Ter- 
aa,  die  Annahme  solcher  Acten  zum  Spruche  zu  unter- 
des. 


t)  Vergl:   Beschluss   der  Deutschen  Bundes-Ver- 
ivlung  vom  13.  November  18S4. 

Hplomatisches  Archiv  u.s.  w.  Tbl.  11,  Abtb.  I,  S.  140, 
Np.  XIL 


BeschUss  der  Bnndes-Versammlniig  vom  21. 1 
1838,  betreffend  die  nockmaligeBrinnernngai 
Vellziehnng  des  Beschlusses  vom  5.  Februar  II 
Aber  die  Aifnakme  Yon  Bundes -Verkandliii 

in  DBitsobe  ZeiUngen.  l 

Zwblfte  Sitzung  am  21.  Juni  1838. 

Praesidium  trägt,  aus  Veranlassung  einer  vorausgcf 
genen  vertraulichen  Verhandlung ,  darauf  an ,  dass  die  V< 
hung  der  in  dem  Bundes-Beschlusse  vom  5  Februar  1824') 
tokoU  der  4.  Sitzung  §.  39),  sub  4^  enthaltenen  Bestii 
zufolge  welcher  man  sich  dabin  vereinigt  habe^  ,,dass  in 
Sachen  Oberhaupt ,  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Verhandli 
der  hohen  Bundes-Yersammlung  selbst,  als  auch  auf  die 
aller  von  ihr  abhängenden  Commissionen ,  in  den  In  des 
sehen  Bundesstaaten  erscheinenden  Zeitungen  nichts  and( 
genommen  werde,  als  wb'rtlich,  was  die  denselben  mitg( 
Bundestags  -  Protokolle  enthielten<<  bei  den  Regierungen 
Neue  in  Erinnerung  gebracht  werde. 

Sämmtliche  Gesandschaften  waren  mit  dem. 
einverstanden,  daher 

Beschluss: 
Dass  die  Vollziehung  der  In  dem  Bunde8-Besclilfl| 
vom  5.  Februar  1824,  sub  4,  enthaltenen  Bestj 
mung  bei  den  Regierungen  aufs  Neue  in  Erinocraog] 
bringen  sey. 

«)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  ThI.  1,  S. 
Nr.  XXVIII. 


likliis  der  Budea  •  VersaBBliag  tmi  St. 
1836,  betreffend  die  infnahflie  reo  Verband- 
iigeiDeiticker  SUnde-VeraamaUngen  in 
Zeitungen  nnd  periediacke  Schriften.  *) 


Dritte  Sitzung  am  28.  April  1836. 

b  GemSssbett  der  nunmebr  erfolgteD  BünmitUcheD  Abstim- 
ilber  den  Comnissims- Vortrag  vom  1.  Oictober  18SS 
11  des  Protok(riles  der  25.  Sitzung)  erfolgte  blerauf  der 

Beschluss: 

Berichte  und  Nachrichten  Über  Verbandlun- 

tileutscber  StHnde-Versammlungen  nur  aus  den 

ittIchenBiattern  und  aus  den  zurOeffentilchkeft 

imiQten  Acten  des  betreffenden  Bundesstaates  in  dieZd* 

und  periodischen  Schriften  aulj^enommen ,  und  dass  des- 

üe  Herausgeber  und  Redacloren  der  Sfltentllcben  Butter  an* 

werden  soilen ,  Jederzeit  die  Quelle  anzugeben, 

reicher  sie  solche  Berichte  und  Nachrichten  geschVpft  haben. 

«)  Vergl.  auch :  Diplomatisches  Ar«  hiv,  Thl.  U,  Abth.  I, 
L«9,  Nr.  XLIX. 
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Beschlass  der  Bnndes-Versammlnng  Tom  28. F^ 

bmar  1833,  betreffend  die  Befngniss  der  Al8trisa^ 

Gerichte  zu  unbedingten  Mandaten. ') 

In  der  achten  Sitzung  am  28. Februar  1833  wurde 

beschlossen: 

1)  Ein  Austrägalgericht  kann  zwar  mit  unbeding- 
ten Mandaten,  wenn  über  Neuerungen  während  der  Rechts- 
hängigkeit einer  bei  demselben  in  gerichtlicher  Verhandlung  ste- 
henden Streitsache  geklagt  wird ,  —  vorausgesetzt ,  dass  an  den 
Erfordernissen  zu  dner  Verfügung  dieser  Art  in  anderer  Bezie- 
hung kein  Mangel  erscheint — ,  vorschreiten,  Jedoch  hat  sich 
das  Gericht  hierbei  der  Androhung  von  Geldstrafen  zu  entbaUen 
und  die  Veranlassung  der  Vollstreckung  des  auf  das  Hassane 
Mandat  ergehenden ,  an  die  Bundes -Versammlung  einzusenden- 
den ,  schliesslichen  Erkenntnisses  dieser  lediglich  zu  überlassen. 

2)  Die  Gesandschaften  derjenigen  Regierungen,  deren  oberste 
GerichtshSfe  dermalen  als  AustrSgalgerichte  besteilt  sind ,  wer- 
den ersucht ,  den  gegenwärtigen  Beschluss  an  die  GerichtshSfe 
zu  Ihrer  Danachachtung  gdangen  zu  lassen. 

a)  Vergl:  F.  W.  Freih  v.  Leonhardi,  das  AuslragalvcrWi- 
ren  des  Deutschen  Bundes ,  Bd.  I ,  S.  144. 
J.  L.  Rlüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bandes  n.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)8.218,221. 


i^klitBdtrBiBdei-VeriaBBliigTMiSi.Jui 
ketreffoid  die  Uiiilltsigkeit  tm  liclitiK- 
ilti-Beickwerdeii  ni  Avstrigal-VerfakreB. 

Seehszehnte  Sitzung  am  25.  Juni  1835. 

h  GemXMheit  d^  nunmehr  erfolgten  sSmmtltdien  Abstlm- 
ttker  den  Commisslons-Vortrag')  undlnUeber- 
mit  dem  Antrage  desselben  erfolgte  hl^^uf  der 
Beschluss: 
^JDa»  von  dem  Artikel  XXVI  des  Entwurfes  eines  Bundes- 
losses  fiber  das  Verfotaren  In  SU*eltigkelten  der  Bun- 
ter unter  einander  (Protokoll  der  37.  Sitzung  vom  21.  De- 
1820,  §.  214)^),  so  wie  flberbaupt  von  Jeder  bundes- 
ttzUchen  Bestlmmungilber  dieZulSssigkelt  von 
itigkelts-Beschwerden  zu  abstrahiren  sey. 

EinAnszug  aas  diesem  Gommissions-Vortrage  (vom 
18S4,  in  der  28.  Siteang  §.  Sdö)  findet  sieh  in : 

'▼•Meyer,  Staats-Acten  u.  s.  w.  Thl.  U,  Fortsetzong (Frank* 
ftiria.lL  IBM,  8),  S.  500q.  f. 

*)  Vergi:   Protokolle    der  Deutschen  Bandes*Ver« 

lalaag,  Bd.  X,  8.  283—285,  292-404. 
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B«tcUiB8  der  fimita*  Yeri«feiiiU»K  fw  23.Jiii 
1836,  ketreAnd  tieOnzBlIiiigkeit  des  Gebraieli 
TOBSUmpel  parier  iBid  derEriebiittg  ToiSperUli 
bei  Aistr&gal-  und  Gompromiss- Verkasdlii- 

gen.') 

Z!ehnte  Sitzung  am  23.  Juni  1836. 

Praesidlum  trägt  vor?  über  den  Antrag  wegen  Be- 
rreiung  der  Austrägal-  und  Compromiss-Sachen  von 
der  Stempelabgabe  und  der  Sportelen  tricbtung  seyeo 
sämmtlidie  Abstimniuo^en  erfolgt,  und  hätten  sich  einhellig  für 
dieselbe,  sowohl  bei  den  nach  den  Artikeln  XXI  und  XXX,  als 
bei  den  nach  dem  Artilcel  XXIV  der  Wiener  Schluss-Acte  vor- 
kommenden Austrägal-  und  Compromiss-VerhandluD- 
gen  ausgesprochen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  Fest- 
setzung dieser  Befreiung  bei  den  Verbandlungen  nach  dem  Arti- 
kel XXIV  von  der  Mehrheit  als  Gegenstand  ein^  Vereinba- 
rung angesehen  werde.  Dieser  Umstand  scheint  Jedoch  nicht  zu 
hindern,  dass,  nachdem  Jedenfhils  fiir  die  beflragliche  Beflreiuog 
in  allen  Austrägal-  und  GompromissSachen ,  Sowohl  nach  den 
Artikeln  XXI  und  XXX,  als  nach  Artikel  XXIV,  SUmmenelih 
heiligkeit  vorliege,  diese  BelY*eiung  auch  in  einem  und  demselben 
Satze  des  zu  fassenden  Beschlusses  in  gleicher  Art  ausgesprochen 
werde. 

DieBundes-Versammlung  fand  hierbei  In  RQcksicbt 
auf  die  vorliegende  Stimmeneinhelligkeit  nichts  zu  erinnern. 

Praesidlum  stellt  sodann  ferner  in  Umfrage:  ob  die  in 
Rede  stehende  Ben*eiung  nicht  auch,  nach  der  Inder  Abstimmung 
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kt  Rfiniglich  WQritemberglscben  Gesandschaft  geäusserten  An- 
Mt,  aar  das  nach  Artikel  XX  der  Schluss-Acte  bei  Streitlg- 
taiteo  üiier  den  Jfingsten  Besitz  einzuleitende  Verfahren  auszu- 
Moen  sey? 

SSiDoitliehe  Gesandschaften  erlilSrten  sich  hiermit  ebenralls 
ihverstanden ,  und  es  erfolgte  hiernach ,  in  Uebereinstimmung 
|K  dem  vom  Präsidio  voi^elegten  Entwurf  e  i  n  h  e  1 1  i  g  der 

Beseblusst 

fl)  In  En%'8gung  der  im  Bundes-Beschlusse  vom  3.  August 
,  **)  das  bei  Aufstellung  der  AustrSgalinstanzen  zu  beobaclw 
i  Verfabren  betreffend,  Artikel  V,  enthaltenen  Bestimmung, 
ie  Ibigendennassen  lautet : 
,,uber  den  Kostenpunkt  soll  das  erwühlte  Ausirägal* 
gericht  nach  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  erkenneiii 
und  bei  deren  Bestimmung  die  ihm  vorgeschriebene  Tax- 
ordnung  befolgen ,  ohne  weitere  Gebilbren  h)  Ansatz  zu 
bringen," 
Cestgeselzt,  dagsderAnwendungdesStempelpapiers, 
ieder  Erhebung  von  Sporteln^  sowohl  bei  den  auf  den 
der  Artikel  XXI,  XXIV  und  XXX  der  Wiener  ScMuss« 
Torkommenden  Austrägal*  und  Compromiss^Verbandlungen, 
dem  nach  dem  Artikel  XX  der  Wiener  Scbluss-Acte  in 
etten  fiber  den  jQjigsten  Besitz  eingeleiteten  Verfahren» 
t  Statt  zu  geben  sey. 

2)  Die  hScbsten  und  hoben  R^lerungen  werden  ersucht» 
Gericbtsbfife  von  diesem  Beschlüsse  zu  ihrer  Nach- 
in  Kenntniss  zu  setzen. 

<)VergI:  F.  W.  Preih.  v.  Leonhardi,  das  Austrägalver- 

des  Deutschen  Bandes,  Thl.  I,  S.  145. 
I)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I, 

!,  Nr.  XXXV. 


Beschlnss  der  Bnndes-VersammliiDg  vom  19.  Ok- 
tober 1838,  betreffend  die  lodification  der  Best!» 
mnng  des  Art.  in,  5  der  Aisträgal-Ordnnng  vea 
16.  Juni  1817,  durch  Bildang  besonderer  Anstrl- 
gal-Senate  bei  den  obersten  Gerichten. 

Neua  und  zwanzigste  Sitzung  vom  19.  Oktober 
1838. 

Praesldium  erSffhet:  nachdem  es  den  von  ihm  verfiassten 
Entwurf  des  Ober  den  Königlich  Hannoverischen  Antrag  wegen 
Bildung  besonderer  Austrägal-Senate  zu  zleheodeD 
Beschlusses  den  verehrlichen  Gesandschaften  bereits  nrfiher  ver- 
traulich vorgelegt  und  die  von  einigen  Gesandschaften  gemaditeD 
Bemericungen  gehörig  berücksichtigt  habe ,  so  wolle  dasselbe  an- 
heim  geben ,  nunmehr  den  ärmlichen  Beschluss  über  diese,  lür 
das  AustrSgal- Verfahren  wichtige  Modiflcation  in  das  Protokoll 
niederzulegen. 

Hiernach  wurde  einhellig 

beschlossen: 
Die  in  der  Austrägal-Ordnung  vom  16.  Juni  1817,  Artikel 
HI ,  5 , ')  enthaltene  Bestimmung : 

„dass  der  zur  Uebemahme  eines  AustrSgalauflrages  er- 
wählte oberste  Gerichtshof,  Falls  derselbe  aus  mehrereo 
Senaten  bestehen  sollte ,  die  AustrSgalsachen  in  pleno  za 
verhandeln  habe,*< 
wird  nach  den  gemachten  Erfahrungen ,  zur  Erleichteruog  der 
mit  Austrägalprozessen  betheilten  obersten  GerichtshSre  und  zur 
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ieflMemiig  des  GescUftsganges  bei  denselben,  In  nachstehender 
IVelsemodiflcIrt: 

Deojenigea  R^eningen ,  deren  oberste  Gerichte  ans  meh- 

Seoaten  bestehen  und,  ausser  dem  Präsidenten  und  Director, 

als  zwSir Mitglieder  zShIen,  Ist  gestattet,  einen  beson- 

To  Senat  für  die  AustrSgalsachen  zu  bilden,  der  Je- 

I,  mit Einschluss des  Vorsitzenden,  wenigstens  aus  drei- 

hn  Mlt^edem  bestehen  soll. 

Bin  solcher  Austrägal-Senat  Ist  entweder  aus  zwei  Senaten 

•bersten  Geriehtshofes  unter  Beobachtung  einer  beatimmten 

fiilge  zu  bilden,  oder  es  sind  diejenigen  Mit^Ieder,  aus 

len  der  AustrSgal-Senat  bleibend  bestehen  soll ,  Im  Voraus 

lennen  und  zur  Stellvertretung  fOr  verhinderte  oder  abge- 

leMitglieder  zwei  Ersatzmänner  zu  bezeichnen, auch 

dem  Austritte  eines  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes  die  fest- 

Zahl  sogleich  wieder  zu  ergänzen. 
In  dem  ersteren  Falle ,  nämlich  wenn  eine  Relhefoige  Statt 
muss  eine  Jede  Austrägalsache  bis  zu  deren  Beendigung 
cioem  und  demselben  Austrägal-Senate  verbleiben. 
Sowohl  die  Relhefoige ,  nach  welcher  die  Bildung  des  Aus- 
irichts  aus  alternirenden  Staaten  Statt  haben  soll,  als  auch 
liehe  Zusammensetzung  der  bleibenden  Auslrägal-Se- 
sind  bei  der  Bundes- Versammlung  stets  In  Evidenz  zu  hal- 
taait,  noch  vor  der  Wahl  eines  Austrägalgerlchts,  Ober  die 
lensetzung  der  Austrägal-Senate  bei  sämmtlichen  obersten 
len  der  Bundesglteder  Icein  Zweifel  bestehen  IcSone. 
Die  Anwendung  dieses  Beschlusses  auf  bereits  anhängige 
Isachen  kann  nur  mit  Einwilligung  der  betheiligten  Re- 
in Statt  finden. 

«)  Ver^:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  11,  Abth.  I, 
^  Nr.  XXXIII. 


Beschlnss  der  Bvndes-VeniaBHliHg  TMilS.Sep« 

tember  1842,  betreffend  die  Befagniss  der  Anstr&gal- 

Gerichte  nur  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 

Stand  gegen  FriBtvers&nmnisse,  n.  i.  w.  *) 

Auf  die  tn  der  Bundes- Versammlung  zur  Erörterung  gebrach- 
ten nachstehenden  drelFragen: 

1)  ObdIeBundes-AustrSgal-Gerichte  benigtseyen, 
Wiedereinsetzung  In  den  vorigen  Stand  gegen 
Fristversäumnisse  zu  erthellenT 

2)  Welche  rechtliche  Folgen  In  Fällen,  worin  der  Artikel 
XXXderSchluss-Actezur  Anwendung  kommt,  mithin  die 
betreffenden  Privatpersonen,  von  deren  Forderungen  es  sich  han- 
delt, als  die  eigentlichen  Kläger  vor  Gericht  nicht  auftreten,  an 
die  vom  Gerichtshof  ausgehende  Bezeichnung  Einzelner  unter 
den  betheiligten  Bundesgliedern  als  Kläger  Oberhaupt,  na- 
mentlich in  Ansehung  der  Beweislast  zu  knüpfen  seyen? 

3)  Ob  nicht  den  In  Streiligketten  zwischen  Bundesgliedem, 
welche  an  die  Austrägal-Instanz  gelangen ,  von  den  betheiliglen 
Regierungen  am  Bundestage  abgegebenen  Erklärungen 
gleiche  Beweiskraft  In  dem austrägalgerichtlichen  Verfahren, 
wie  den  bei  dem  Gerichtshöfe  selbst  eingegebenen  Erklärungen 
der  streitenden  Thelle  zuzugestehen  sey? 

wird  hiermit 
1)  in  Bezug  auf  die  erste  Frage  festgesetzt: 
dass  die  Austrägal  -  Gerichte  ebenso  berechtigt ,  als  verpflichtet 
sind ,  bei  Gesuchen  der  Parteien  um  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  gegen  FristversSumnisse  nach  Massgabe  ihrer 
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tmeaS'(Mümg  zu  verbandelD  und,  nach  PrUfüng  der  Ent- 
«takUgangsgrflnde ,  darOber  zu  entscheiden. 

2)  Hinsichtlich  der  zweiten  Frage  wird  bestimmt: 

i»,  da  die  Zatheiluog  der  Parteirolle  des  Klfigers  In  Streitlg- 
iten,  welche  nach  Artikel  XXX  der  Schluss-Acte  zur  Ver- 
llQDg  kommen ,  die  Bedeutung  nicht  hat ,  wie  Im  gewShn- 
Prozessverfahren,  an  diese  uneigentliche  Bezeichnung  auch 
[erld  rechtliche  Folgen,  und  namentlich  nicht  inBeziehung 
tfe  Beweislast ,  gekniiplt  werden  ktfnnen. 

3)  Hinsichtlich  der  dritten  Frage  wird  von  der  Feststel- 
ehier  positiven  Norm  Umgang  genommen  und  es  der  Beur- 

ier  Austrägal-Gerichte  forthin  Ql)erlassen ,  ob  und  wel- 
Werth  den  Erklärungen  am  Bundestage,  nach  Prozess- 
Qog  nad  Rechtsprincipien ,  mit  B8cksicht  auf  die  ganze 

y  VM*  Gericht  beizulegen  sey. 

a)  Vergl:  G.  Emmingbaus,  Corpus  juris  Germanici  tam  pu- 
I,  quam  privat!  academicum  (ThI.  I,  2.  Aufl.,  *Jena,  1844,  8, 
iE,  erste  Lieferong,  1847)  Tbl.  I,  S.  940,  --  wo  obiger  Beschluss 
ifienefainigung  der  hohen  Bandes- Versammlung  z  uerst  veröffent- 


loch:  V.  Lindelof,  von  dem  Rechte  der  Bondes-Austrägal- 
Geriehte,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  sa  ertheilen. 
Darmstadt,  1838,  8. 


BeschUss  der  Bundes -Versammlnng  vom  30. Ok- 
tober 1034,  betreffend  die  Errichtung  eines  Schieds- 
gerichts zur  Entscheidnng  ?on  Streitigkeitei 
zwischen  der  Regierung  nnd  den  Ständen  in  einem 

Bundesstaate. ') 

Protokoll  der  Plenar- Versammlung  vom  30. Ok- 
iober 1834. 

Sämmtliche  Stimmen  erklärten  ihre  Zustimmung  zu 
dem  Präsidialantrage.  Hiernacli  wurde 

beschlossen: 

Die  nachstehenden ,  die  Errichtung  eines  Schiedsge- 
richtes zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwischen 
den  Regierungen  und  den  Ständen  betreiTenden  zw81f 
Artikel  werden  durch  einhellige  Zustimmung  hiermit  zum 
Bundesgesetze  erhoben. 

Artikel  I. 

Für  den  Fall ,  dass  in  einem  Bundesstaate  zwischen  der  Re- 
gierung und  den  Ständen  über  die  Auslegung  der  Verflassung, 
oder  über  die  Gränzen  der  bei  Ausübung  bestimmter  Rechte  des 
Regenten  den  Ständen  eingeräumten  Mitwirkung,  namentlich 
durch  Verweigerung  der  zur  Führung  einer  den  fiundespflichten 
und  der  Landesverhissung  entsprechenden  R^erung  erforder- 
lichen Mittel,  Irrungen  entstehen,  und  alle  verrassungsmässigen 
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■1  Rtt  deD  Gesetzen  veretnliaiileben  Wege  eu  deren  genttgen- 
in  BesdUgimg  ohne  Erfolg  eingeschlagen  worden  sind ,  yer- 
pditeo  sich  die  Bondesglled^,  als  solche,  gegen  einander,  ehe 
ftiKeDazwiflchenlLonlt  des  Bundes  nachsoeben,  die  Entschel- 

fcsolcll«  SirelUgkelten  durch  Schiedsrichter  auf  den  in  den 
ideo  Artikeln  bezeichneten  Wege  zu  veranlassen. 

ArMkml  WM. 

Um  das  Schiedsgericht  zu  bilden,  ernennt  Jede  der 

[beazehn  Stimmen  des  engern  Rathes  der  Bundes- 

lODg  aus  den  von  Ihr  reprSsentirten  Staaten,  von  drei 

irel  Jahren,  zwei  durch  Charaktere  und  Gesinnung  aus-  " 

Bhoete  MSnner,  welche  durch  mehrjfflirlgen  Dienst  hlnlMng- 

Kenntnlsse  und  GescbMRsblldung ,  der  eine  im  Juridischen, 

lere  im  adminIstraUven  Fache,  erprobt  haben.  Die  erfolg- 

EroeDDongen  werden  von  den  einzelnen  Regierungen  der 

les- Versammlung  angezeigt ,  und  von  dieser,  sobald  die  An- 

voD  allen  siebenzebn  Stimmen  eingegangen  sind ,  öflTent- 

itetannt  gemacht.  *")    Ebenso  werden  die  durch  freiwilligen 

itt,  durch  Krankheit  oder  Tod  eines  Spruchmannes ,  vor 

rf  der  bestimmten  Zelt  elntnrtenden  Erledigungen  von  den 

lagen  lOr  die  noch  Übrige  Dauer  der  dreljifhrigen  Frist 

ergänzt. 

Das  VerfaSltnlss  dieser  vier  und  drelssig  SpruchmSnner  zu 
[Begleningen ,  welcbe  sie  ernannt  haben ,  bleibt  unverändert, 
esgiebt  ihnen  die  Ernennung  zum  Spruch  manne  auf  Gehalt 
Rang  keinen  Anspruch. 

ArOkel  Ol. 

Woin,  In  dem  Artikd  I  bezeichneten  Falle,  der  Weg  einer 

icht^lcben  Entscheidung  betreten  wird ,  0  so  erstattet 

äffende  Regierung  blevon  Anzeige  an  die  Bundes -Ver- 

itoag,  nnd  es  werden  aus  der  bekannt  gemachten  Liste  der 

noddreissig  SprucbmSnner  in  der  Regel  sechs  Schiedsrich- 

BDd  zwar  drei  von  der  Regierung  und  drei  von  den  Stfiiiden, 

^ihlt ;  die  von  der  betheiligten  Regierung  ernannten  Spnich- 

shid  von  der  Wahl  zu  Schiedsrichtern  ffir  den  gegebenen 
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Fall  ausgesclilo8seo ,  sofern  nichl  beide  Thetle  mit  deren  Zulas- 
suDg  einversUoden  sind.  £s  bleibt  dem  Uebereinkommen  beider 
Tkeile  übeilassen^  sich  auf  die  Wabl  voa  zwei  oder  vier 
Schiedsricbtern  zu  bescbränicea,  oder  deren  ZaU  auf  acht  aus- 
zudehnen. 

Die  gewählten  Schiedsrichter  werden  von  der  betreifeDdca 
R^ening  der  Bundes- Versammlung  angezeigt.  Erfolgt,  in  dem 
Faile  der  Vereinbarung  über  dieBeruQiHg  an  das  Schiedsgerichi, 
und  nachdem  die  Regierung  den  Ständen  die  Liste  der  SpruchmSo- 
ner  mitgetheilt  hat,  die  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  binnen  vier 
Wochen,  so  ernennt  die  Bundes-Versammiung  die  letzteren  SUitt 
des  säumigen  Theiies. 

Arilkel  IT. 

Die  Schiedsrichter  werden  von  der  Blandes- Versammlung, 
mitteist  ihrer  Regierung ,  von  der  auf  sie  gefallenen  Ernennung 
in  Kenntniss  gesetzt,  und  aufgefordert,  einen  Obmann  aus 
der  Zahl  der  übrigen  Spruchmänner  zu  wählen ;  bei  Gieiclibeit 
der  Stimmen  wird  ein  Obmann  von  der  Bundes  •  Versammlung 
ernannt. 

Arilkel  T. 

Die  von  der  betreffenden  Regierung  bei  der  Bundes-Ver- 
sammiung eingereichten  Acten,  in  welchen  die  Streitfragen  l>e 
reits  durch  gegenseitige  DenlLschriften  oder  auf  andere  Art  fest- 
gestellt seyn  müssen,  werden  dem  Obmann  übersendet,  welclier 
die  Abfassung  und  Correiation  zwei  Schiedsrichtern  überträgt, 
deren  Einer  aus  den  von  der  Regierung,  der  Andere  aus  den  von 
den  Ständen  Erwählten  zu  nehmen  ist. 

Artibel  Tl. 

Demnächst  versammeln  sich  die  Schiedsrichter,  cinscliliess- 
lich  des  Obmannes,  an  einem  von  beiden  Theilen  zu  bestimmen- 
den, oder,  in  Ermangelung  einer  üebereinlcunn;,  von  der  Bun- 
des-Versammlung  zu  bezeichnenden  Orte,  und  entscheiden,  nach  , 
Uircm  Ge^Yissen  und  eigener  Einsicht,  den  streitigen  Fall  durci 
Mehrheit  der  Stimmen. 


j 


MatUkM  WEM. 

Sollten  die  Schiedsrichter  zur  Fällung  des  deOnitiven  Spni- 
ies  eine  nShere  Ermittelung  oder  Aullclärung  von  Thatsacheo 
m  unumgänglich  nothwendlg  erachten ,  so  werden  sie  diess  der 

Es  -  Versammlung  anzeigen,    welche  die  EnrSnzung  der 
dordi  den  Bundestags-Gesaadten  der  betheiligten  Regle- 
iiewirken  ISsst. 

Sofern  nicht  In  dem  zuletzt  bezeichneten  Falle  eine  Verzö- 
mg  unvermeidlich  wird,  muss  die  Entscheidung  spätestens 
ineo  vier  Monaten,  von  der  Ernennung  des  Obmannes  an 
;hiiet,  erfolgen,  und  bei  der  Bundes- Versammlung  zur 
'en  Mittheilung  an  die  betheiligte  Regierung  eingereicht 
len. 

Artliiel  EIL. 

Der  scbiedaricbterltebe  Ausspruch  hat  die  Krad  und  Wir* 
efaies  austrägalgerichtlicben  Erkenntnisses ,  und  die  bun- 
diche  Executions- Ordnung'')  findet  hierauf  ihre  An- 
iduog. 

Bei  Streitigkeiten  über  die  Ansätze  eines  Budgets  insbeson- 
erstreckt  sich  diese  Kraft  und  Wirkung  auf  die  Dauer  der 
Illigungs-Periode ,  welche  das  In  Frage  stehende  Bud- 
lOfflfasst. 

Artikel  X. 

Sollten  sich  Ober  den  Betrag  der  durch  das  Schiedsrichter- 
lAe  V^falhnsn  veranlassten,  dem  betheillgteo  Staate  in  ihrem 
pBun  Umfange  zur  Last  fallenden  JBosten ,  Anstände  ergeben, 

tjfjBtißä  diese  durch  Festsetzung,  von  Seiten  der  Bundes-Ver- 
BmloDg  erledigt. 
Artikel  ILI. 
Das  in  den  vorstehenden  Artikeln  I— X  näher  beseidmete 
Bckiedsgericht  findet  auch  SMr  l^hliclitung  der  in  den  nrelen 
ftUten  zwichen  den  Senaten  und  den  verfassungsmässigen  biir- 
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gerliehen  BehSrden  derselkon  sich  etwa  ergebenden  IrrungeQ  und 
Streitigkeiten  analoge  Anwendung. 

Der  XL  VI.  Artikel  der  Wiener  Congress-Acte  vom  Jahie 
1815  in  Betreir  der  Verfassung  der  iVeien  Stadt  Frankftirt  erhält 
Jedoch  hierdurch  keine  Abänderung. 

ArtllLel  JLMM. 

Da  es  den  Mitgliedern  des  Bundes  unbenommen  bleibt,  sich 
darüber  einzuverstehen ,  dass  die  zwischen  Ihnen  entstandenra 
Streitigkeiten  auf  dem  Wege  des ,  Artikel  11,  gebildeten  Schieds- 
gerichtes ausgetragen  werden,  so  wird  die  Bundes  -  Versamm- 
lung, eintretenden  Falles,  auf  die  hiervon  von  den  streitenden 
Bundesgliedern  gleichzeitig  gemachte  Anzeige^  nach  Massgabe 
der  Artikel  III— X ,  die  Einleitung  des  schiedsrichterlichen  Ver- 
fahrens veranlassen. 


a)  Vergl:  Gesetz-Sammlang  für  die  Königlichefi 
Prenssischen  Staaten,  1843 ,  S.  270  n.  f.  Nr.  23. 

Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  15.  September 
1842  (Nr.  5)) 

Diplomatisches  Archiv  n.  s.  w.   Thl.  II,  Abtb.  I, 
S.450,  Nr.  LVII, 

ö)  In  Gemässheit  dieser  Bestimmung  wurde  von  drei  zu  drei 
Jahren  das  Verzeichniss  der  ernannten  Sprachmänner  bei 
der  Bandes -Versammlang  (zuerst  in  der  Sitzung  vom  12.  MSte 
1835)  vorgelegt  und  demnächst  beschlossen,  dasselbe  darch  offi- 
cielle  Artikel  in  den  Zeitungen  zur  öffentlichen  RennUuss  so 
bringen. 

c)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver* 
Sammlung,  Bd.  XV,  S.^^. 

Wiener  Schluss  Acte  vom  15.  Mai  1820,  Art.  XXV,  XXVI, 
XXVn,LVü,LVIÜ,LIX. 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  If 
S.  92,  93,101,102,  Nr.  IX. 

J.  L.  Rläber,  öffentHches  Recht  des  Teutschen  Bandes  a.  s.w. 
(4.  Anfl.  1840)  S.  410,  411 ,  290  u.  f. 
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d)  Vergj:  Diplomatisches  Archiv  a.s.w.  TU.  II,  Abth.  U 
SuZMiLf.,  Nr.  XXXVI. 


A.  Müller,  Archiv  für  die  neaeste  Gesetzgebung  u.  s.  w.  Bd.  VI» 
S.  144  a.  f. 

P.  Freih.  ▼.  Graben,  Abhandlungen  über  GegensUinde  des  öf- 
fenlBcheii  Rechts  des  Deutschen  Bandes  and  des  Staatsrechts 
der  Bundesstaaten  (Stuttgart,  1836,  8),  Heft  II:  „Betrach- 
tangett  ober  das  bandesgesetzliche  Schiedsgericht.*^ 
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Beschlflsse  der  Bandes-VersammluBg,  betreffeid 
dioErlänternng  des  Artikels  VIII  desBeschUs- 
ses  Yom  23.  Juni  1817,  Aber  die  Nachsteier-  ud 

Abzagsfreiheit. 

A. 

Tortrag  und  Beschlags  der  Bnndes-TersaiiiiiiliiBgTOi 

13.  Juni  1827. 

Siebenzehnte  Sitzungam  13.  Juni  1827. 

P  r  a*e  s  I  d  i  u  Dl :  In  dem  Bundestags-Beschlusse  vom  23.  Jani 
1817  über  die  Abzugs-  und  Nachsteuerfrelheit  ist  unter 
andern  Bestimmungen  auch  festgesetzt  worden ,  dass  diese  FM- 
heit  vom  1.  Juli  1817  an  Statt  finden»  und  dabei  der  Zeitpunkt 
der  Vermögens -Exportatlon  zur  Richtschnur  angenom- 
men werden  soll. ")  Bereits  In  der  vertraulichen  Sitzung  vom 
23.  Februar  1818  wurde  aber  der  Zweifel  zur  Sprache  gebracht, 
ob  im  Sinne  des  vorbemerlcten  Beschlusses  ein  Abzugsgeld  von 
demjenigen  Yermßgen  eingezogen  werden  iLönne,  welches  zwar 
vor  dem  1 .  Juli  1817  einem  Ausländer  angeH  ««ea,  hingegen  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  wlrldich  ausgeführt  worden  sey?  Der 
Kaiserlich  -  Kttnigliche  prSsidlrende  Gesandte  sprach  bei  dieser 
Gelegenheit  die  Ansicht  aus,  dass  der  Bundes  -  Beschluss  vom 
23.  Juni  1817  die  .reelle  und  nicht  die  flngirte  ExportaUon,  so 
wie  den  Zeitpunlit  der  v^rklichen  Ausdihr  des  Vermfigens ,  und 
nicht  Jenen  des  Anfalls,  als  Richtschnur  vorgesteckt  habe,  und 
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tedeanach  Jedes  VermOgieD,  das  bis  zudemTennloeyomLJuU. 
1817  aus  einem  Buodesstaate  ia  den  andern  noch  nicht  wirklich 
aasgelUhrt  worden,  von  Abzug  und  Nachsteuer  firei  bleiben  miisse. 
Dieser  Ansicht  pflichteten  damals  auch  die  übrigen  verehrlichen 
Bufldestags-Gesandschaften  bei;  ein  förmlicher Beschluss  ist  aber 
Ihs  Jetzt  dariiber  nicht  gefasst  worden. 

Pa  sich  nun  seitdem  bei  mehreren  vorgekommenen  Expor- 
tationsfSllen  ähnliche  Zweifel  erhoben  haben ,  und  es  daher  wün^ 
sdienswerth  ist,  dass  durch  einen  formlichen  Beschluss  Jeder. 
Do^leichheit  der  Behandlung  vorgebeugt  werde;  so  glebt  sich 
Fhesidium,  in  Folge  eines  von  seinem  Allerhöchsten  Hofe  erhal- 
tenen Auftrages ,  hiermit  die  Ehre ,  darauf  anzutragen ,  dass  es 
derliohen  Bundes- Versammlung  gefällig  seyn  wolle,  der  oben 
bemerkten,  in  der  vertraulichen  Sitzung  vom  23.  Februar  181& 
ausgesprochenen  Ansicht  der  Gesandschaften  durchweinen  eigenen 
BoDdes-Beschluss  die  förmliche  Bestätigung  zu  ertheilen ,  mithin 
bestimmt  auszusprechen,  wienach  bei  Abfassung  Jenes  Beschlusses 
die  Absicht  des  Deutschen  Bundes  diese  gewesen  sey ,  dass  bei 
Anwendung  der  unter  den  Deutschen  Bundesstaaten  bestebendea 
Vcrmögens-Frelzügigkeit  der  Tag  der  reellen  Exporiatlon ,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Tag  des  Anfalls ,  entscheidend  sey. 

Hierauf  vereinigten  sich  nach  dem  Präsidialantrage  sämmt- 
Uche  Gesandschaften  zu  dem 

Beschlüsse: 

kei  ihren  hifchsten  und  hohen  Regierungen  binnen  längstens  vier 
Wochen  Instruction  hierüber  einzuholen,     i 

a)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  a.s.  w.  Thl.II^  Abth.I, 
S.  307,  Nr.  XL. 


AkitiBBViigeB  und  Bei chlnsa  der  Bnndes-Tergamm- 

Uig  ?Mi  2.  Aigist  lt27. 

Vierund  zwanzigste  Sitzung  am  2.  August  1827. 

Preussen:  Der  Bundestags  -  Beschluss  vom  23.  Juni  1817 
^  die  Nachsteuer-  und  Abzugsl^eiheit ,  und  insbesondere  die 
m.  22 


ik  Vitf.  tfnA'letked  Aktfer  d^ssrdlilen  enthbttfeiie  Ve^ttüitAm^; 
eiferen  Slhil  Jcfet  näher  ftstgesteltt'  Werten  soll ,  wlrrf  vt)Ä  diSr' 
RSiit^llch  Jh^ussischfen  Regierung  so  v^rstand^n,  dass  dabei  oM^' 
bär  die  Absiebt  zum'  Crunde  lag-,  die  Näcbsteueri)DicbUg^' stf 
günstig  als  m&glicb  zu  bebandfeln.  beshalb  iät  aucb^  ind^m  da- 
selbst der  1.  Juli  1817  als  terminus  a  qad  der  völligen  Naeb- 
sleuerflrelheit  i^sstgestellt  wurde ,  nlcbt  etwa  der  Zeftpunkt  des 
Äiiralles,  sondern  ausdriicklicb  der  Zeltpunitt  dierfixportatlon  des 
l^ermö'gens  zur  Ricbtsebnur  angenommen  Worden. 

Hieraus  folgt,  dass,  wenn  am  1.  Jult  1817  dile  Exportation^ 
des  YeTmUgens  noch  nlcbt  Statt  gefunden  bat,  die  Nachsteuer 
wegfallen  und  überhaupt,  vom  1.  Juli  1817  an  gerechtiet.  Jede 
lifachsteuer- Erhebung  cessiren  musss,  es  möge  der  Anl^ll  des 
Vermögens  sich  auch  längst  vor  dem  1.  Juli  1817,  und  zu  wel- 
cher Zeit  er  wolle,  ereignet  haben,  indem  es  auf  diesen  tlmstand 
nicht  weiter  ankommen  kann. 

LÖs't  man  die  durch  gegenwärtige  Abstimmung  zu  beant- 
wortende allgemeine  Frage ,  so  wie  solches  in  der  vertraulichen 
ättzung  vom  19.  Februar  1818  von  Seiten  des  damaligen  R8nl- 
glich  Hannoverischen  Herrn  Bundestags-Gesandten  von  Mart  ens 
geschehen  ist,  zu  grösserer  Deutlichkeit  in  die  beiden  daselbst 
aufgeworfenen  Fragen  auf ;  so  muss  die  erste  derselben,  nämlich 
die  Frage : 

ob  von  beweglichem  Vermögen,  welches  einem  Ausländer  vor 
dem  1.  Juli  1817'angeftiMen  iät,  aber  reell  efst  il'ach  diesönr 
Termine  exportirt  wird ,  die  etwa  noch  nicht  ertiobene  Nach- 
steuer erhoben  werden  könne  ? 
nach  Massgabe  der  obigen  Ansicht  noth wendig  verneint  wer- 
den. Die  zweite  dieser  Fragen,  nSmlich: 

ob ,  wenn  vom  beweglichen  Vermögen  dieser  Art  die  Nach- 
steuer schon  vor  gedachtem  Termine  erhoben  worden  ist,  das 
Bezahlte  alsdann  zurückgefordert  werden  könne,  wenn  die 
reelle  Bxportation  erweislich  erst  nach  diesem  Termine  erÄ^Igt  t 
ist  demnach  Königlich  Preussischer  Seits  im  Allgemeinen  zu  be- 
jahen. Jedoch  mit  der  in  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom 
II.  Mai  1819  enthaltenen  Beschränkung:  dass,  wenn  in  FSll^n, 
iVelche  vor  dem  1.  Juli  1817  voi^ekommen,  die  Nachsteuer  oder 
der  Abzug  von  Privatberechtlgten  bereits  eingezogen  *or- 


m  BMmmtaiii  «u»j-  vmtn  elr>  AssUMer  neh- vileiiMer 
tiMUnliftgMmsag  ooä  gSoElfoh  ab^eiiiacliter  Sliciie  (bis  Unn 
ngeaiM«  e«pflirtvera«g9n  ntcbt  wlirkHcU  attOilrt^  mdemf  In 
Uode  auf  Hypothek  stehen  ISsst ,  und  demselben  die  hypotheftu^ 
lisobe  ObligatiDii  extradlrti  wM ,  dtae  Extiradltioti  der  i?aelien 
ExpartattMi  \4Bltg  gldoh  n  ae&tcnr  sey. 

Baiern:  hat  die  Bestimmnng  des  Beschlusses  vom  23.  Juni 
in7t  wegen  FtotsetKUng  des'T^mfns  der  ehziilTelead^n  Ifech- 
slner-  und  Aiizugsfh^ibeU  unier  den  Deutsehen  Bundesstaaten 
ide  in  änem-  aifdern  Sinne  genontmeB,  als  dassder  l^g  derneeiien 
Exportation ,  ohne  Rttoksicht  auf  d»  Tag  des  AnftiUs,  entschei- 
deod  sey. 

Es  hat  diese  Ansicht  in  der  wegen  dier  Nachsteuer-  und 
Abzugsfreiheit  zwischen  den  Deutschen  Bundesstaaten  unteim. 
29.  Joli  1817^  eFtassenen  Verordnung  §.  8  ausgesprochen ,  und 
auch  bisher  schon  Iceine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Nach- 
stfoerfreiheit  zum  Nachtheile  der  vor  dem  1.  Juli  1817  schon  in 
las  Eigenthum  von  Unterthanen  anderer  Bundesstaaten  ttberge- 
gaogenen  und  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  ausgeführten  Vermö- 
gen gemacht.  —  Dasselbe  tritt  daher  vollkommen  dem  Präsidial- 
aolrage wegen  des  desfalls  zu  fassenden  Beschlusses  bei. 

RSnigreichSachsen,  Hannover,  Württemberg: 
tasgldehen. 

Baden:  Nach  diesseitiger  Ansicht  ist  der  Zeitpunkt  der 
wirtlichen  VermSgensexpertation ,  und  nicht  der  ftiihere  Anfall, 
als  Richtschnur  hinsichtlich  der  gestatteten  Abzagsfreihelt  anzu- 
ndraren,  i\1e  dieser  Grundisatz  auch  in  dem  Grossherzogthume 
Baden  bereits  in  dem  Jahre  1808  ausgesprochen  und  seither  ange- 
wendet worden  ist. 

Kurhessen:  Die Kurltirstlich  Hessischen  Finanzbeho'rden 
IwfceQ  dem  XVIII.  Artikel  der  Bundes -Acte  und  dem  Beschlüsse 
der  iiohen  Bundes -Versammlung  vom  23.  Juni  1817  bereits  die 
jractische  Folge  gegeben ,  dass  sie  auch  von  ftüher  angefallenem 
VennBgen,  welches  seit  diesem  letztgedachten  Zeitpunkte  aus 
taRorfOrstenthume  in  andere  Deutsche  Bundesstaaten  exportirt 
Worten  ist,  kein  Abzugsgeld  erhoben  haben,  und  es  hat  daher  bei 
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4er  RurfliraUlGlicD  StaatsregleniBg  um  so  weniger  Bedenken  fl| 
ftanden,  dteGesandacJiafl;  zu  ermSchUgeo,  dem  in  der  17.  Sltzfl( 
dieses  Jahres  §.  62  In  dieser  Beziehung  geschehenen  Antrage  4 
Vtfeluüchen  K.  K.  Oesterreichlschen  Priteidial*Gesandschafl  hlj 
zutreten. 

Sämmtllche  übrige  Gesandschaften  traten  ebenfiiUs  dem  M 
sldial- An  trage  bei  und  es  wurde  daher  durch  Stimmeneinlielligfce 

beschlossen: 

Bei  Abfassung  des  Beschlusses  vom  23.  Juni  1817  sey 
Absicht  des  Deutschen  Bundes  gewesen,  dass  bei  Anweadi 
unter  den  Deutschen  Bundesstaaten  bestehenden  Freizögigb 
Tag  des  wirisilichen  Abzuges  entscheide.*) 

a)  Vergl.  auch:  J.  L.  Klub  er,  Acten  des  Wiener  Conj 
u.  8.  w.  Bd.  II,  S.  368. 

J.  L.  Kl  ab  er,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandli 
U.8.W.  S.  213u.  f. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Versammlaj 
Bd.  II,  S.  36,58. 

K.  K.  Oesterreichisches  Hof  -  Kanzlei  -  Beeret 
12.  October  1827.  (Dasselbe  dient  zur  Erläuterung  des  §. 
Patents  vom  2.  März  1820,  —  s:  Diplomatisches  Arel 
u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I,  S.  313,  Nr.  XLI.) 

(y.  Gagern)  Mein  Antheil  an  der  Polltilc,  Abth.  HI,  S.  51 

J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen Bundes  a< 
(4.  Aufl.  1840)  S.  .306—308.    Es  heisst  daselbst  u.  a.  (Not%j 
§.  229):  „Da  Forderungen  (nomina)  als  unkörperliche  Sachea 
idealen  Exportation  fähig  sind,  so  sind  sie  für  in  das  Ausland 
gegangen  von  dem  Zeitpunkte  an  zu  achten ,  in  welchem 
Gesetzen  anzunehmen  ist ,  dass  sie  dem  Ausländer  angefallen 
wobei  z.  B.  die  Grundsätze  von  dem  Erbschaftsantritt,  von  der^ 
berationszeit ,  von  der  Acceptation  u.  s.  w.  in  Betracht  kommenJ^ 


iiclllsse  derBaides-Versammling,  betreffeil 
KedwMtmg  eiier  Ceitral  •  BekSrde  wegei  eiiM 
;eB  deB  BestaBd  dei  SentscheB  BiBdei  vad 
iffeatlieke  OrdBBBg  ia  Dentschland  gerieb* 

MeB  CompUtti. 


iitkligg  dar  B«]idei*T«riaBfliliiDg  vom  20.  Jui  1833. 
kchsund  zwanzigste  Sitzung  am  20.  Ju(nl  1833. 

Artikel  i. 

Von  Bundes  wegen  wird  eine  Centralbehtfrde  niedergesetzt, 
Aurgal>e  Ist,  die  näheren  Umstände,  den  Umfang  und  den 
lenhang  des  gegen  den  Bestand  des  Bundes  und 
die  öffentliche  Ordnung  in  Deutschland  gericta« 
Complotts,  Insbesondere  des  am  3.  April  1.  J.  zu  Frank- 
Statt  gehabten  Attentats ,  zu  erheben  und  fortwährend  von 
lUlcben  Verhandlungen  der  verschiedenen,  mit  Unter- 
Koogen  wegen  Theilnahme  an  dem  gedachten  Complotte  in 
änzelnen  Bundesstaaten  beschälUgten  Behörden  im  Interesse 
Gesammtheit  Kenntniss  zu  nehmen ,  auch  gegenseitige  Mit- 
m  und  Aufschlüsse  uolor  dtnselben  zu  befördern ,  end- 
iSr  die  Gritaidlichkett ,  V<tf  sUiiidiglcett  und  Beschleittiigung 
nkingigen  ÜBlersuohungen  Soi^  zu  trugen. 
>  Diese  Bebürde  versaauneU  sich  vierzehn  Tage  nach  gegen- 
B'Hgem  Beschlüsse  su  FrankAnrt  am  Main. 
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ArCilLel». 

Die  Bundes  -  Versammlung  wShlt  die  R^eningen  Ton 
Oesterreich,  Preussen,  Baiern,  Württemberg  und 
Grossherzogtbum  Hessen,  deren  Jede  ein  Mitglied  der 
CentralbebSrde  des  Bundes  zu  ernennen  bat. 

Der  Vorsitz  bei  dieser  BebSrde  richtet  sich  nach  der  Absttm- 
mungsordnung  in  der  Bundes-Versammlung. 

Zu  Mitgliedern  dieser  Behörde  kb'nnen  nur  durch  Erfahni)|g 
im  llntersuchungsfache  erprobte  "Beamte  des  Richterstandes  er- 
nannt werden. 

Einem  Jeden  derselben  wird  van  der  belreffendea  Rfgieciu;g 
ein  aur  das  Protokoll  veifpflicb teter  Actuar  oder  ein  KaQ^list  bei- 
gegeben und  im  Uebrigen  der  Behörde  die  Bildung  ihrer  Kanzlei 
überlassen. 

Die  Beschlitsse  werden  nach  der  Stimmenmehrheit  gefasst, 
der  weitere  Geschäftsgang  wird  von  der  Centralbehörde  seltet 
festgesetzt. 

Die  Regierungen ,  in  deren  Staaten  Untersuchungen  wegen 
des  Complötts  gegen  den  Bund  und  die  tinteintn  Bundesregie- 
rungen Statt  flnden ,  werden  4er  Bimdes-Versammlung  die  damit 
iieauitragten  LaadesMiSrden 'bezeichnen. 

Diese  LandesbehSrden  werden  von  ihren  Regierungen  ange- 
wiesen werden»  der  Central-BehÖrde  des  Bundes  fortwährend  uod 
schleunigst  Alles ,  was  sich  auf  die  Unter3ilchungen  bezieht  und 
.zu  ihrer  Kenntniss  gelangt,  mitzutheilen,  so  wie  auch  den  Requi- 
sitionen derselben^  welche  die  Ausmitteluog  des  Thatbestandes, 
des  Ursprungs  und  der  Verzweigungen  des  Complötts  betreCTen, 
.unverziiglich  und  vollständig  zu  geniigen. 

Die  Central- BehSrde  des  Bundes  hat  dle'Beftigviss,  an  alle 
Orte,  wo  solche 'üntersueteingen  tm-Oange  siiid,iebies!lkrerliit- 
glleder  abzuord^n,  um  die  Acten  einzusehen,  und  den  VerhSreo 
der  Angeschuldigten  belEOwoibiien ,  •hne^6docli<:aa  der.llatfl'* 


m 

,  «ckuvadbst,  wekdie  ienLuki^^MMe  xuitdit,  uamlUdbarea 

|||kiUieiI  zu  nebmeD. 

L  J[|BFi(ne  s^lclier  Entsendungen  oder  anjd^r  VefhlpderuDiP^^ 

pM  dieBundes-Versammlung  für  die  VoIlstaadigkeitderCentrfl- 

^orde  durch  Wahl  anderer  Regierungen  zu  zeilweiliger  Bei* 

plia^  YOBi  Ste)tv!Vtrefern  nacd  Befl|i|*nii9s  Sorge  tj;8seii;/al8 

fritiifft^gierungienweT^e^Kuriie&senuiidjyassau 

Me  Ceninl -Behörde  des  Bundes  erslaitet  Ihre  Beriehle  ai 

in  Folge  des  Arttkels  XXVni  der  Wiener  Schluis-Acte«)  erw 

BuDdestags  -  Ausscbuss.    An  diesen  rlelKet  «ie  ihre  A» 

flher  die  Leitong  und  BelOrderung  der  Unfersudiuiigen^ 

bei  sich  zeigenden  AnstXnden ,  und  eben  so  legt  sie 

voD  Zeit  zu  Zeit  das  Ei^ebnf  ss  der  UntersuohungM  vor 

Sie  hat  alle  Ober  die  auftUbreriscben  Cooplotie  in  den  eU^ 

Deutschen  Bundesstaaten  ihr  zugeheBden  Notloen  zusamt 

zu  stellen ,  die  Thatsaeben  aufeulcUtren ,  nnd  hieralt  ihre 

e  wegen  gründlicher  Hebung  des  Uebels  zu  verbinden. 

ArtU&el  ik 

Die  Kosten  der  gedachten  Central*Beb8rde  werden  von  dem 
Ie  getragen  und  aus  der  Matrikularkasse  bestritten. 

Artikel  •• 

l   JMe  Bundesregierungen  werden  den  Vollzug  dieses  Beschlus- 
,  io  so  weit  er  eine  Jede  betrUn,  der  Bundes-  VersamUloog 
eilt  anzeigen. 

a)  „Wenn  die  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in  meh- 

Bondesslaaten  dorch  gefährliche  Verbindungen  nnd  Anschläge 

t  sind,  und  dagegen  nur  c^reh  Zusammenwirken  der  Gesammt- 

zorelchende  Massregeln  ergriffen  werden  können,  so  ist  die 

Is-VertamiBhiiig  beTugt  and  b^ofen,  naeh  vorgänglger  R^^k- 

mit  den  zunächst  bedroheieo  Regierungen,  solche  Massregeln 

E^lhen  nnd  zu  beschliessen.^^ 


t 
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ileschliiss  der  Bundes -Terstmmliing  Tom  8.  Avgut 

1833. 

'  Vier  nnd  dreissfgste  Sitzung  am  8.  August  18S3. 

1)  Die  durck  Bundes  -  Beschluss  vom  20.  Juni  d.  J.  (Proto- 
koll der  26.  Sitzung,  §.  258)  nfedei^gesetzte  Central-BehSrde  des 
Bundes  wird  als  eonstituirt  erklärt,  und  die  In  Folge  des  Ar- 
tikels XXVIII  der  Wiener  Schluss-Acte  gewühlte  Bundestags- 
dommlssion  sonach  ersucht,  dieser  Central -BehSrde  den  eliei 
besagten  Beschluss  als  Instruction  zur  ErnUlung  des  ihr  ertbeUten 
Auftn^s  mitzutheilen ,  desgleichen  an  dieselbe  die  Anzdgen  der 
betreffenden  Regierungen  Über  die  Behi(rden,  welche  mit  den  efaK 
geleiteten  oder  noch  einzuleitenden  Untersuchungen  beauftrag 
aind,  gelangen  zu  lassen. 

2)  Die  Verwaltung  d^Bundes-Matrlkular-Kasse  wird  ange* 
wiesen,  den  Mitgliedern  der  durch  Bundes-tieschluss  vom20.  Juat 
d.  J.  gebildeten  Central-BehSrde ,  so  wie  den  ihnen  beigegeben^ 
Beamten  die  ihnen  gebühreodea  GeuUsse  zu  verabfolgen,  desglei- 
chen die  durch  diese  Central  -  Behb'rde  veranlassten  sonstigen 
Ausgaben  aus  der  Bundes-Matrikular-Kasse  zu  bestreiten  und  In 
Rechnung  zu  bringen. 

3)  lieber  den  Auftrag  und  die  erfolgte  Constituirung  der 
CentraUBehSrde  ist  in  die  Frankfurter  Zeitungen  ein  o  f  fl  ci  eller 
Artikel  in  der  vom  Präsidio  angegebenen  Weise  einrücken  zu 
lassen. 


c. 

Beschluss  der  Bundes-Tersammlmg  TIM  lO.Oetofcsr 

1833. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  10.  Oc tober  1833. 
Die  Höchsten  und  Hohen  Regierungen  werden  ^wiederholt 
aufgefordert,  sämmtliche  mit  Untersuchungen  wegen  desCom- 
plotts ,  das  alle  gegen  den  Bund ,  die  einzelnen  R^erungen  und 


345 

ftMbdMie  SlcherMI  tberhaqpt  gerlditetao  Ycrlirechcrltehn 
loicen  um&sst,  In  IhreD  Staaten  beauftragten  BdilMea 


1)  Jkf  CeflIna-BehSrde  alles,  was  sich  auf  die  von  Omen  In 
den  bezdchneten  UmfliDge  gelQhiten  Untersudinngen  be» 
deU  und  zu  Ihrer  RennUilss  gelangt ,  mithin  auch  die  Re- 
nUate  der  Untersuchungen,  *)  voUstlndlg  mitzutheileni  ohne 
doe  Torgiingige  AulTordernng  deshalb  abzuwarten,  nicht 

^  weniger  die  in  Folge  einer  solchen  MUthellung  von  Jener 
Behörde  als  erforderlich  bezeichneten  Acten  In  Ur-  oder 
legalisirten  Abschriften  zu  übersenden ; 
deoRetpiIsItionen,  wdche  dieAusmlttduug  des  üiatbestaih 
des,  des  Ursprungs  und  derVerzwdgungen  Jenes  Complotts 
betrelTen,  unverzüglich  und  vollständig  zu  genügen. 

ff)  Vergl:    Darlegung   der   Hauptresultate   aus  den 

ea  der  revolntioDären  Complotte  der  neueren  Zeit 

eatschland  geführten  Dniersachangen.  AufdenZeit- 

Itt  mit  Ende  Juli  iS38.  ~  Frähkfurt  a.  M. ,  Bundes -Präsidial- 

4o. 


Beschlflsse  derBnndes-VersainjnliiAg,  betreffend 

-du  Wandemuid  di»¥ersaBBliiiigeB  wd  VerUi- 

dingen  derOents&hen  Handwerksgesellen. 

A. 

I 

iV^e/IQjiUss  4er  BindeB-TarsapimliiAg  vqja  15.  hm 

l«a5.-) 

Dritte  Sltzungam  15.  Januar  1835. 

Da  es  Im  Interesse  des  Deutschen  Bundes  liegt,  dass  die 
Deutschen  HandwerlLsgesellen  an  h:einen  Associationen  und  Ver- 
sammlungen Theil  nehmen ,  wodurch  die  SlTentliche  Ruhe  im  In- 
oder  Auslande  bedroht  oder  gestört  werden  Icönnte ,  so  soll 

i )  das  Wandern  der  den  Deutschen  Bundesstaaten  aogebS- 
rigen  Handwerl^gesellen  nach  denjenigen  LSndem  und  Orten, 
in  welchen  otTenlLundig  dergleichen  Associationen  und  Versamm- 
lungen geduldet  werden ,  so  lange  diese  Duldung  notoriscli  be- 
steht, verboten  seyn. 

2)  In  Absicht  auf  die  Zurüdcberufüng  der  gegenwSrtig  in 
solchen  Ländern ,  worin  Associationen  und  Versammlungen  i& 
obgedachten  Art  geduldet  werden,  beflndlichen  Handwerksgesellen 
und  deren  Beaufsichtigung  bei  ihrer  RUcIckehr  nach  derHeifflath, 
werden  von  den  höchsten  und  hohen  Regierungen  dem  Zweeke 
entsprechende  Verfügungen  getroffen  werden. 

3)  lieber  die  in  Deutschland  wandernden  Handwerksgesellen 
wird  strenge  polizeiliche  Aufsicht,  insbesondere  riicksichtlicli  der 


U7 


VcrtMongeii,  tai  wekd»  sie  riA  dnliMen  kdoBlai,  gdülrt 

4}  Me  BoDdesrc^emogra  werden  stdi  durch  Ihre  Bundes- 
tip-Gesandflchaften  In  fortwiOirender  Re&ntntas  eriialten ,  nach 
vdchoi  LXDdem  und  OrU»  sie  wq^en  darin  notorisch  Statt  fln- 
taider  AModationen  und  Versammlungen  der  oben  erwähnten 
iit  das  Wandern  der  Handwerksgesellen  verboten  haben. 

a)  Vergl:  Gesetz-  undV^ecordnungsblatt  für  das  Kö- 
MfreichSaehsen«  1835,  S.  S88,  St.  17. 


12. 


Zehnte  Sitzung  am  12.  MSrz  1835. 

Da  in  ^inem  gi:ossen  Theile  der  S  c  h  w  e  i  z  dergleichen  Asso- 

ionen  und  V ers^jimmlqngen  unter  den  Handwerksgesellen  olTen- 

bestehen  und  geduldet  werden ,  so  ist  das  Wandern  der 

idwerksgesellen  in  die  gesammte  Schweiz  von  den  Bundes- 

zu  veriitndem. 

ff)  Vergl:  Gesetz- und  Verordnungsblatt  für  dasK8- 
Irreich  Sachsen,  1835,  S.  966,  St.  17. 


i*^ 
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BeschlisB  derBmdeS'VersammUng  vom  18.  Ai- 
gast  1836,  wegen  der  Bestrafmg  von  Vergehei 
gegen  den  Dentschen  Bind  vnd  wegen  Anslieferug 
politischer  Verbreeker  auf  dea  Deitsckei 

Bundesgebiete. 

In  der  sechszehnten  Sitzung  vom  18.  August  1836 
erfolgte  wegen  der  Bestrafung  von  Vergehen  gegen 
den  Deutschen  Bund  und  wegen  Auslieferung  poliU. 
scherVerbrecher  auf  dem  Deutschen  Bundesgebiete 
nachstehender 

Beschluss:  *) 

Artikel  I« 

Da  nicht  nur  der  Zweck  des  Deutschen  Bundes  In  der  Erhal- 
tung der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  Deutschen 
Staaten,  so  wie  in  Jener  der  Susseren  und  inneren  Ruhe  und 
Sicherheit  Deutschlands  besteht,  sondern  auch  die  YerfiissuDg 
des  Bundes  w^en  ihres  wesentlichen  Zusammenhanges  mil  den 
Verfassungen  der  einzelnen  Bundesstaaten  als  ein  nothweadiger 
Bestandtheil  der  letzteren  anzusehen  ist,  mithin  ein  g^enden 
Bund  oder  dessen  Verfassung  gerichteter  Angriff  zugleich  einen 
Angriff  gegen  Jeden  einzelnen  Bundesstaat  in  sich  begrellt;  so  ist 
Jedes  Unternehmen  gegen  die  Existenz,  die  IntegritSt,  die  Sicher- 
heit oder  die  Verfassung  des  Deutschen  Bundes,  in  den  einzebien 
Bundesstaaten «  nach  Massgabe  der  in  den  letzteren  bestehenden 
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ofcr  tfinfUg  in  Wlrtuamkett  tretenden  Gesetze,  nach  wdchen 
eine  gldcbe  gegen  den  einzelnen  Bundesstaat  begangene  Hand- 
lung als  Hochverraili,  Landesverratti  oder  unter  einer  andern 
Betuainang  zu  richten  wäre ,  zu  beurtheilen  und  zu  I>e8traf(^. 

Artikel  11. 

Die  Bundesstaaten  verpflichten  sich  gegen  einander,  Indivi- 
duen, welche  der  Anstiftung  eines  gegen  den  Souverän,  oder 
g^fl  die  Existenz,  Integrität,  Verfassung  oder  Sicherheit  eines 
lodern  Bundesstaates  gerichteten  Unternehmens ,  oder  einer  dar- 
auf abzielenden  Verbindung,  der  Theilnahme  daran,  oder  der 
Begünstigung  derselben  beeinzichtigt  sind ,  dem  verletzten  oder 
bedroheten  Staate  auf  Verlangen  auszuliefern ,  —  vorausgesetzt, 
lau  etai  solches  Individuum  nicht  entweder  einUnterthan  des  am 
fie  Auslieferung  angegangenen  Staates  selbst,  oder  in  demselben 
8choD%egen  anderer  ihm  zur  Last  fallenden  Verbrechen  zu  unter-, 
suchen  und  zu  bestrafen  ist.  Sollte  das  Unternehmen,  dessen  der 
AuszuUefemde  beeinzichtigt  ist,  gegen  mehrere  einzelne  Bundes- 
staaten gerichtet  seyn ,  so  hat  die  Auslieferung  an  Jenen  dieser 
Staaten  zu  geschehen,  welcher  darum  zuerst  das  Ansuchen  stellt. 

a)  Vergl:  Gesetz -Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1836,  S.  309,  Nr.  20. 

Gesetz-  and  Verordnungsblatt  für  das  Königreich 
Sachsen,  1836,  S.  306,  309,  St.  22. 


4 
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BeseKlIissder  Vvrides-VersamalniigYOiii  1^1 
vember  1834,  betreffend  gemeinsame  laassregel 
derindMiD^eatsclien  Binde  vereinigten  R«gi 
i^vngen  Unsichtifoh  der  UniversitSten  und 
Lehr-  nnd  Erziehnngs-Anstalten  DentschlaK 

Neun  nnd  drei^slgste  Sltziing^  am  13.  Novenk^ 

1834.-) 

Sämmtllcbe  Gesandschaften  erklMen  ihreZm 
muDg  zu  den  Commisslonsantrfigen ,  es  wurde  deronacb 

bescblossen: 

t)  Die  nachstebenden  fünfzehn  Artikel,  dfe  Unfrei 
sltSten  und  andere  Lehr-  und  Erzlebungs-AnstalK 
betreffend^),  werden  hiermit  zum  Bundes-Bescblusse 
hoben. 2 

2)  Die  Höchsten  und  Hohen  Regierungen  werden  ersm 
in  GemSsshelt  der  in  diesen  Artikeln  enthaltenen  Bestimmi 
in  möglichst  kurzer  Frist  die  erforderlichen  EinrIchtuageA 
treffen  und  selbige  bei  der  Bundes  -  Versammlung  zur  Ana 
zu  bringen.  ^ 

Artikel  I. 

Die  Regleningen  werden  auf  ihren  Unlvßrsititten  lür  <" 
Immatrikulation  eine  eigene  Commission  niedersetzen,  wdeM 
der  ausserordentliche  Regierungs-BevollmSchtigte  oder  ein  vi«'! 
Regierung  dazu  ernannter  Stellvertreter  desselben  beiwohne  wM 


ßidfi  twaifagkü  nacV  ttf^  Aiikimlt  zUi«  nottAtMUttUHiWi' 
Mm.  Ablit  Tatge  rfadK  d%itr  VoriMAHAMHiMgen  M^ 
kl^Voriesnmgeii'  darr,  ohie  Genf hmliiang  itt  von  der  RegMiiifig;! 
Ina  bestimmten  BehSrde ,  keine  Immatrikulation  meltf  ftätt^ 
Diese  Genehmfgnng  wird  Inab^aondere  äMktiik  eMMgen, 
ein  Studtfender  Ae  yefzSgerung  seiner  Anmeldung  dürcb' 
Weisung  gältiger  yerhinderungsgründe  zu  entsebuMIgen' 

Aiich  die  auf  einer  Universität  (»erefts  immatrlkmirMt  Stu- 

mtlssen  sich  beM  AnflEinge  eines  Jeden  Seme^rs  in  dien 

immatrfkulatlon  angesetzten  Stunden  Iwl  der  Gonmlsslon' 

ond  sich  über  den  inzwlsctadn  gemachten  Aufenthalt  aus- 

AnStudlrender,  welcher  um  die  Immatrikulation  nachsucht, 
der  Commission  vorlegen : 

t)  Wenn  er  das  akademische  Studium  beginnt,  —  ein  Zeug- 
seloer  wissenschaftlichen  Vorbereitung  zu  demselben  und 

sittlichen  Betragens,  wie  solches  dnrch  die  Gesetze  dea 
^  dem  er  angehSrt,  vorgesehrieben  Ist. 
Wo  noch  keine  Verordnungen  hiernber  bestehen,  werden' sie 

werden. 
DieR^erungen  werden  einander  von  ihren  Über  diese  Zeug- 
erlassenen Gesetzen,  durch  deren  MKthellung  an  die  Bundes- 
inmlung,  In  Renntniss  setzen. 

t)  Wenn  der  Studirende  sich  von  einer  UnIverslUlt  auf  eine 
'b^benhat,  auch  von  jeder  flrtiher besuchten — elnZeug- 
des  Flelsses  und  sittlichen  Betragens. 
3)  Wenn  er  die  akafcralsiehen  Studien  eine  Zeit  lang  unter- 
hat, —   ein  Zeug'niss  über  sein  Betragen  von  der 

Ldt  des  Orts ,  wo  er  sieb  tm  letzteren  Jahre  ISngere  Zelt 

ilten  hat ,  f  n  welchem  zugleich  zu  bemerken  ist ,  dass  von 
^fit  Sffentlfche  Lehranstalt  nicht  besucht  sey. 
PSbse  und  l'rivatzeugnfsse  genügen  nicht;  doch  kann  bei 
welche  ans  Orten  ausser  Deutschland  kommen ,  hieilit 

Nacbsidif  SUttt  IMden. 
<)  Jedenfalls  bei  solchen  Studireuilen ,  die  einer  vRerllcben 


i 


n 


39s 

0^  vionnimdadiilftHGliea  Gewalt  MGh  iipterwoiD^a  rtsd  --*  do 
o^rigkeltUcli  be^apbigkes  ZeugDi83  der  Aeltoni  oder  derei;, 
i;i^lche  ihre  Stelle  yertreteo ^  d ass  der  Studirende  von  UmeD  au{ 
die  UaivefBitiit,  wo  er  awljgeaommett  zu  werden  v^langt,  ge- 
sandt sey» 

Diese  Zeugnisse  sind  von  der  Immatriculations-Cooimissioa 
neigst  dem  Passe  des  Studirenden  bis  zu  seinem  Abgange  auCcu- 
bewaluren. 

Ist  Alles  gehörig  beobachtet ,  so  erhält  der  Studirende  die 
gewöhnliche  Matrikel;  die  Regierungen  der  Bundesstaates 
werden  aber  Verfügung  treffen ,  dass  diese  in  keinem  derselbea 
Statt  eines  Passes  angenommen  werden  lumn. 

ArtU&el  m. 

In  den  Zeugnissen  über  das  Betragen  sind  die  etwa  erkaimtea 

Strafen  nebst  der  Ursache  derselben  anzuführen ,  und  zwar  in 
allen  Fällen,  wo  irgend  eine  Strafe  w^en  verbotener  Verbin- 
dung erkannt  ist.  Die  Anführung  der  Bestrafung  wegen  anderer 
nicht  erheblicher  Contraventionen  kann  nach  dem  Ermessen  der 
Behörde  entweder  ganz  unterbleiben ,  oder  nur  im  Allgemeinen 
angedeutet  werden.  In  allen  Zeugnissen  ist  (wo  mögUch  mitin- 
gabe  der  Gründe)  zu  bemerken ,  ob  der  Inhaber  der  Theiüiaiime 
an  verbotenen  Verbindungen  verdächtig  geworden  sey  oder  nicht. 
Jeder  ist  verpflichtet,  um  diese  Zeugnisse  so  zeitig  nachza- 
auchen,  dass  er  sie  bei  der  ImmatrU^ulation  vorzeigen  kann,  und 
die  Behörden  sind  gehalten,  solche  ohne  Aufenthalt  auszufertigen, 
Falls  nicht  Gründe  der  Verweigerung  vorliegen,  welche  auf  Ver- 
langen des  Studirenden  bescheinigt  werden  müssen.  Gegen  die' 
Verweigerung  kann  derselbe  den  Recurs  an  die  Oberliebörde 
nehmen. 

Kann  ein  Studirender  bei  dem  Gesuche  um  Immatrikulation 
'  die  erforderlichen  Zeugnisse  nicht  vorlegen ,  verspricht  er  Jedock 
deren  NachUeferung,  so  kann  er,  nach  dem  Ermessen  der  loima- 
trikulations-Commission ,  vorerst  ohne  Immatrikulation^  auf  die 
akademischen  Gesetze  verpflichtet  und  zum  Besuche  der  Colinen 
zugelassen  werden.  Von  Seiten  der  Universität  soll  aber  sofort 
W  die  Behörde ,  welche  die  Zeugnisse  auszustellen  oder  zu  be- 
glaubigen hat ,  um  Nachricht  geschrieben  werden ,  welche  von 
derselbe  ohne  Aufenthalt  zu  ertbeUen  ist. 
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We  InMMtrikuiation  ist  zu  v^nvetgerB  i 

t)  weM  elti  StaiUFeddep  sl^b  sro  spät  dazu  iMMet,  und  sfck 
ieshalb  nicht  genügend  entaobyldlgen  ktno  (Artikel  I)  9 

S)  wenn  er  die  erfbrderHeben  Senf  tfisseofebl  t«rlegeii  kann. 

Erfolgt  auf  die  ErkUDd%ung  VM  Seltei  derlJMveFSitfit  Ming^ 
Ms  Nnura  vi^  Wo^en ,  yon  AbgangBtage  des  Sehrdbetis  an 
gcredmety  keine  Antwort ,  »der  wird  die  Ertheilifng  eines  Zeug^« 
oiflMs,  aus  welchem  Gruüde  es  audi  sey ,  yerweigert  (Artikel  II 
ud  IH),  so  diuas  der  Afigekommene  in  der  Regrel  sofort  die  Unl- 
imiilt  verlassen ,  wenn  ^eli  die  Regkrung  nictit  aus  bes— dtetfa 
riickslchlswiirdigen  Gründen  bewogen  Indel,  ihm  Mk  Bt^th  ddr 
Colegien  ontecder  im  voratebenden  Artikel  enthalt^enBeadirän- 
kttff  fiocb  tfaf  eine  bessUflftmte  Zeil  zu  gestatleil. 

Auek  MeiM  Him  ubbemiiramen^  wenn  er  spSter  mit  den  ärfer^^ 
derUchen  ZeugDtsaen  vefsehea  ist,  aidi  wieder  zu  meMeii. 

3)  Wem  der  AAboidmeirde  von  einer  anderii  UntversItSt 
lUeM  des  Co^ailii  abeundi  weggewiesen  ist. 

£ki  solcher  kann  von  ein^  UniversifSt  nnr  dann  #ieUer 
aa%eaoiiioien  werden ,  wenn  die  Aegfiening  dieser  Unitersität^ 
nadi  TorgSngiger  noUiwefldiger  >  mittelst  des  Hegierengs-B^Voliw 
Bidktigten  zu  pfleg^der  RUcksprache  mit  der  Regierung  der 
Utiv^rsitüt ,  weiche  die  Wegweisangverfliigt  bat  5  es  gestattet.« 
2tt  4cr  Aufnahne  eines  Retegirten  ist  nebstden  dieEin^t- 
figuiig  der  Regierung  des  Landes,  dem  er  angehSrt,  erHirderllGhv 

4)  Wenn  sich  gegen  den  AfihORHffenden  ein  dringender  Ver- 
<Mht  ergibt,  dass  er  etner  verbotene  Verbindung  angehSrl  und 
er  sich  vot  liemsaHieii  auf  etne  beledigende  Weise  nlch€  ztf 
nMgen  vermag. 

Die  Reglerungs-  Commfs^e  werden  disirttter  wacben ,  dass 
*  lloiverslälten  Jede  Wegweisuitg  «ines^  Studtrenden  von  ftr 
Universität,  nebst  der  genau  zu  bezeichnenden  Ursache  näi  dlMttt 
Signalement  des  Weggewieseaen ,  sieh  gegenseitig  mittheilen, 
'ilMeh  aber  auch  die  Aeltem  des  Wegge^eseBeA  oder  deren 
SMiveroreter  davon  beoadirfditlgdn. 

AHUk^  IT. 

Mei*  Studirnndisni  iVerden  vor  tf^r  Immairflcütatidn^  did  Vor- 
«Mltoa  der  §$.  3  U»d  4  <M  Aind^-BeiicttMss^'  vott  20:  8ep^ 
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tember  1819  über  die  in  Anseirang  der  UniversitSten  zu  ergrei- 
fenden Massregeln  ^  so  wie  die  Beslimsiungen  der  hier  folgendeo 
Artikel,  in  einem  wörUiehen  Abdrucke  eingeh&idigt ,  welcher 
sieb  mit  folgendem  Reverse  schliesst : 

„Ich  Endesunterzeichneter  verspreche  mittelst  meiner  Na- 
mensunterschrift  auf  Ehre  und  Gewissen : 

1)  dass  ich  an  keiner  verbotenen  oder  unerlaubten  Verbin- 
dung der  Studirenden,  insbesondere  an  keiner  burscbenschaft- 
Hchen  Verbindung ,  welchen  Namen  dieselbe  auch  fUhr^  ma^ , 
Theil  nehmen ,  mich  an  dergleichen  Verbindungen  In  keiner  Be- 
ziehung näher  oder  entfernter  anschliessen,  noch  solche  auf  irgend 
eine  Art  beRirdem  werde ; 

2)  dass  ich  weder  zu  dem  Zwecke  gemeinschaftlicher  Be- 
ratbschlagungen  über  die  bestehenden  Gesetze  und  Einrichtungen 
des  Landes ,  noch  zu  Jenem  der  wirklichen  Auflehnung  gegen 
obrigkeitliche  Massregeln  mit  Andern  mich  vereinigen  werde. 

Insbesondere  erkläre  ich  mich  fOr  verpflichtet ,  den  Forde- 
rungen, welche  die  diesem  Reverse  voi^edruckten  Bestimmungen 
enthalten >  stets  nachzukommen,  widrigenfalls  aber  mich  allen 
gegen  deren  Uebertreter  daselbst  ausgesprochenen  Strafen  und 
nachtheiligen  Folgen  unweigerlich  zu  unterwerfen. <' 

Erst  nachdem  dieser  Revers  unterschrieben  worden  ist,  On- 
det  die  Immatrikulation  Statt.  Wer  diese  Unterschrift  verwel« 
gert ,  ist  sofort  und  ohne  alle  Nachsicht  von  der  Universität  zn 
verweisen. 

Artikel  VI. 

Vereinigungen  der  Studirenden  zu  wissenschaftlichen  oder 
gesdligen  Zwecken  können,  mit  Erlaubniss  der  Regimmg,  mtßt 
den  von  letzterer  festzusetzenden  Bedingungen  >  Statt  finden. 
Alle  anderen  Verbindungen  der  Studirenden ,  sowohl  unter  sich 
als  mit  sonstigen  geheimen  Gesellschaften ,  sind  als  verboten  asa 
betrachten. 

Artikel  Vli. 

Die  Theilnahme  an  verbotenen  Verbindungen  soll>  unbeschadet 
der  in  einzelnen  Staaten  bestehenden  strengten  Bestinmiuogen, 
nach  folgenden  Abstufungen  bestraft  werden : 

1)  Die  Stifter  einer  verbotenen  Verbindung  und  alle  di^ 
lentgen ,  welche  Andere  zum  Bellritte  verleitet  oder  zu  verleiteu 
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fERRlit  haben ,  sollen  niemals  mit  blosser  Carcerstrafe ,  sondern 
ftlenbDs  mit  dem  Conslllo  abeundl ,  oder  nach  Befinden  mit  der 
jlMegatioD,  die  den  Umständen  nach  zu  schSrfen  ist,  belegt  werden. 
''  t)  Die  übrigen  Mitglieder  sdeher  Verbindungen  sollen  mit 
^bfDger  Carcerstrafe ,  bei  wiederholter  oder  fortgesetzter  Thell- 
aber ,  wenn  schon  eine  Strafe  wegen  verbotener  Verbln- 
eo  vorangegangen  ist,  oder  andere  VerschBrltangsgriinde 
^n ,  mit  der  Unterschrift  des  Consilii  abeundl ,  oder  dem 
Uio  abeundl  selbst ,  oder ,  bei  besonders  erschwerenden  Um- 
60 ,  mit  der  Relegation ,  die  dem  Befinden  nach  zu  schärfen 
bdegt  werden. 

3)  In  so  fem  aber  eine  Verbindung  mit  den  Studirenden  an- 
Universitäten ,  zur  Beorderung  verbotener  Verbindungen, 

'e  wechselt,  oder  durch  Deputirte  communicirt,  so  sollen  alle 
i^en  Mitglieder,  welche  an  dieser  Correspondenz  einen  thä- 
Aotheil  genommen  haben,  mit  der  Relegation  bestraft  werdend 

4)  Auch  diejenigen,  welche,  obne  Mitglieder  der  Gesellschaft 
Kyn,  dennoch  fiir  die  Verbindung  thätig  gewesen  sind,  sollen, 

Befinden  der  Umstände,  nach  obigen  Strafabstufüngen  be- 
ft  werden. 

5)  Wer  wegen  verbotener  Verbindungen  bestraft  wird,  ver- 
nach  Umständen  zugleich  die  akademischen  Beneficien ,  die 
aas  Sffenilichen  Fondskassen  oder  von  Städten^  Stiftern,  aus 

enregistern  u.  s.  w.  verliehen  seyn  mSchten,  oder  deren 

ass  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  an  die  Zustimmung  der 

tsbehörden  gebunden  ist.   Desgleichen  verliert  er  die  seither 

genossene  Beft-eiung  bei  Bezahlung  der  Honorarien  fUr 

esuDgen. 

6)  Wer  Wegen  verbotener  Verbindungen  mit  dem  Consilio 
Ddi  belegt  ist,  dem  kann  die  zur  Wiederaufnahme^auf  eine 
ersität  erforderliche  Erlaubnlss  (Artikel  IV ,  Num'.  3)  vor 

f  von  secbs  Monaten,  und  dem,  der  mit  Relegation  bestraft 

ist,  vor  Ablauf  von  einem  Jahre  nicht  ertheilt  werden. 

Sollte  die  eine  oder  die  andere  Strafe  tbeils  wegen  verbo- 

Verbindüngen ,  thells  wegen  anderer  Vergehen  erkannt 

0 ,  und  das  In  Betreif  verbotener  Verbindungen  zur  Last 

ile  Verscbniden  nicht  so  gross  gewesen  seyn ,  dass  deshalb 
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,    « 

alMn  auf  Wegweisung  eri^aoni  werden  9eyn  wUrte ,  se  «tad  4fe 
^n  beasetchoeten  Zeifcrimne  auf  die  IttUte  beaekr8iikt. 

7)  Bei  aUeo  in  den  alud^idachett  Gesetzen  dea  betrtfeadfli 
Staates  erwShDUHi  Yeifebungen  der  SindIreiideD » lat^  hei  dem 
J>aseyB  voA  Indidea ,  nackzuforschen ,  ob  daeu  ef ae  verbotow 
VerUndung  näherea  odtt*  e»tteraterea  Aalass  gegebee  habsi 
Wenn  dies  der  Fatl  i&t ,  so  seU  es  als  erschwereadc«*  Unstiad 
angesehen  werden. 

8)  Den  Gesuche  um  Aufhebung  der  Wegweisung  von  eiaer 
Universität  in  den  Fällen  und  nach  Ablauf  der  festgesetzten  Zdt, 
wo  Begnadigung  Statt  finden  kann  (Num.  6  oben),  woUen  tie 
Regierungen  niemals  wlUliJiren ,  wenn  4er  Naehsuehende  nicht 
glaubhaft  darUiut ,  dass  er  die  Zelt  der  Verweisung  von  der  IM- 
versitSt  nUtzIiek  verwendet,  sich  eines  untadelhaflen  Lebenswaa- 
delf  beflissen  hat,  und  keine  glaubhaftea  Anzeigen,  dass  er  ai 
verbotenen  Verbindungen  Aatheil  geneoimen,  vorliegen. 

Die  AlitgUader  eines  burschenschaftlichen  oder  einer  auf  po» 
litische  Zwecke  unter  irgend  einem.  Namen  gerichteten  unerlaub*- 
Verbindung  trifft  (vorbehaltlich  der  etwa  zu  verhängenden  CA 
mtoalstrafen)  geschärfte  Relegation.  Die  künftig  aus  sokbem 
Grunde  mit  geschärfter  Rel^ation  Bestraften  sollen  elienso  wenig 
«um  CivlMienste ,  als  zu  einem  kirchlichen  oder  Schul-Amle,  zn 
einer  akademischen  Würde,  zur  Advocatur ,  zur  ärztttchen  oder 
ebirui^scheo  Praxis,  Innerhalb  der  Staaten  des  Deutschen  Bundes 
zugelassen  werden. 

V^ürde  sich  eine  Regierung  durch  besondera  erheblieke 
Gründe  bewogen  finden ,  eine  gegen  einen  ihrer  Untertbanei 
wegen  Verbindungen  der  bezeichneten  Art  erl^annte  Strafe  im 
Goadeftwege  zu  milderm  odier  nachzulassen ,  so  wird  dieses  nie 
«bne  sorgfäHige  Erwägung  aller  Umstände ,  ohne  Ueberzeugodf 
von  dem  Austritte  des  Verirrten  aus  Jeder  gesetzwidrigen Verl)hi- 
dung  wA  ohne  Anordnung  der  erforderlichen  Aufsicht  geseheheo« 

Die  Regierungen  werden  das  Erforderlich  verfligen ,  dsott 
}a  Fällen ,  wo  polttiscbe  Verbindungen  der  Studisenden  aaf  Wt 
Mersitäten  vorkommen,  s^mUiehe  übrige  Uaivemltäten  alsbaU 
hiervon  benacbrtchtigt  werden. 
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AvMlwl  IL* 

Bei  dtea  kR  akademlscbeb  Strafen  zit  belegemlen  Gesetz* 
^Hörigkeiten  bleibt  die  criminelle  Bestrafung,  nach  Beschaffenheit 
ilrTerfibtengesetzwldrigeülliat,  und  insbesondere  auch  dann 
pkhaltea,  wtatL  die  Zwecke  einer  Verbindung  der  Studirenden 
■r  die  in  Folge  derselben  begangenen  Handlungen  die  Anwea« 
P^^Uinerer  Stral^setze  noUiwundlg  machen. 

Artikel  3U. 

Wer  gegen  eine  Universität,  ein  Institut,  eine  Behörde  oder 
akademischen  Lehrer  eine  sogenannte  Verrurserklürung 
;l  oder  indirect  untemlount ,  soll  von  allen  Deutschen  Unt* 
iten  ausgeschlossen  seyn ,  und  es  soll  diese  Ausschliessung 
lieh  bekannt  gemacht  werden.  Diejenigen,  weMia  die  Ana- 
log solcher  VerrufserklSrung  vorsätzlich  befördern,  werden» 
den  Umständen,  mit  dem  Consilio  abeundi  oder  mit  der  Re- 
lUon  bestraft  werden ,  und  es  wird  in  Ansehung  ihrer  Auf- 
le  anf  einer  andern  Universität  dasjenige  Statt  flnden ,  was 
Artikel  Vn  Nura.  6  bestimmt  ist. 

Gleiche  Strafe ,  wie  Beförderer  vorgedachter  Verrufserklä- 
,  wird  diejenigen  Studlrenden  treffen,  welche  sich  Ver- 
äruDgen  gegen  Privatpersonen  erlauben  oder  daran  Theil 

Der  Landesgesetzgebung  bleibt  die  Bestimmung  überlassen, 
wdtVemifserklärungen  ausserdem  alslivjurien  zu  behau- 
seyen. 

ArtllLel  UI. 

Jeder  der  auf  einer  Universität  studirt  hat  und  in  den  Staats- 
treten  will,  ist  verpflichtet,  bei  dem  Abgänge  von  der  Uni- 
It  sich  mit  einem  Zeugnisse  über  die  Vorlesungen ,  die  er 

M  hat,  über  seinen  Fleiss  und  seine  Aufnihrung  zu  versehen. 

Ohne  die  Vorlage  dieser  Zeugnisse  wird  Keiner  in  einem 
?beo  Bundesstaate  zu  einem  Examen  zugelassen  und  also 

nkht  im  Staatsdienste  angestellt  werden.  Die  Regierungen 

solche  Verfügungen  treffen,  dass  die  auszustellenden 

iUse  ein  mS^lehst  genaues  und  bestimmtes  Urtheii  geben. 

Yorzügikh  haben  diese  Zeugnisse  sich  auch  auf  die  Frage 

Thetoahme  an  verbotenen  Verbindungen  zu  erstrecken.  Die 
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ausserordentlichen  Regieruoga-BevoIImSchtigten  werden  ange- 
wiesen werden ,  über  den  gewissenhaften  Vollzug  dieser  Anord- 
nung zu  wachen. 

Artikel  Uli. 

Die  akademischen  Gremien,  als  solche,  werden  der  von  ihnen 
bisher  ausgeübten  Strafgerichtsbarkeit  in  Crlminal-  und 
allgemeinen  Polizei-Sachen  über  die  Studlrenden  allenthalben  ent- 
hoben. Die  Bezeichnung  und  Zusammensetzung  derjenigen  Be- 
hörden ,  welchen  diese  Gerichtsbarkeit  übertragen  werden  soll, 
Meibt  den  einzelnen  Landesregierungen  überlassen. 

Vorstehende  Bestimmung  bezieht  sich  Jedoch  eben  so  wenig 
auf  elnrache ,  die  Studlrenden  ausschliesslich  betreffende  DiscI- 
pIlnar-Gegenstände ,  namentlich  die  Aufsicht  auf  Studien ,  Sitten 
und  Beobachtung  der  akademischen  Statuten,  als  auf  Erkennaog 
eigentlich  akademischer  Strafen. 

Artikel  X.1T. 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  I  bis  XII  sollen  auf  sechs 
Jahre  als  eine  verbindliche  Verabredung  bestehen,  vorbehaltlich 
einer  weitern  Uebereinkunft ,  wenn  sie  nach  den  Inzwischen  ge- 
sammelten Erfahrungen  für  angemessen  erachtet  werden. 

Artikel  JLJr. 

Die  Artikel  I  bis  XU  sollen  auch  auf  andere  öffentliche  so- 
wohl als  Privat-Lehr-  und  Erziehungs- Anstalten,  so  weit  es  Ihrer 
Natur  nach  thunlich  ist,  angewendet  werden.  Die  Regierungen 
werden  auch  bei  diesen  die  zweckmässigste  Fürsoi^e  dntreten 
lassen,  dass  dem  Verbindungswesen,  namentlich  so  weit  dasselbe 
eine  politische  Tendenz  hat ,  kräftigst  vorgebeugt  und  sonach  die 
Vorschriften  des  §.  2  des  Bundes-Beschlusses  vom  20.  September 
1819  insbesondere  auf  die  Privat-Institute  ausgedehnt  werden. 

ä)  Vergl:  Gesetz  -  Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1S35,  S.  287,  Nr.  28. 

ö)  Vergl:  Erklärung  des  Gesandten  der  Grossherzog- 
lich und  Herzoglich  Sächsischen  Häuser,  vonHendrich 
in  der  13.  Sitzung  am  1.  April  1819.  Es  heisst  daselbst : 

„Die  in  verschiedenen,  neuerlich  erschienenen,  zum  Theü  offlci- 
eüen,  Drucleschriften  verbreiteten  irrigen  Meinungen  über  das  Wesen 
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<i ümschCT ÜBiveriitite«,  dio AagrMe «cgta die  auf  dflonttenbe» 
«MeMleaEiiiriehliiiigeii,  beaimder»  anf  Jcaa,  wA  lüel^ebtii^luit  ihr 
fMbmg  tüier  die  zweckmÜMigatea  Veninderaiigeii  bei  dea,  der  ge* 
len  Dentochen  Jugend  gewidmeten  Unterriehti*  md  ]Mldiiiig»* 
liaiiea  Seine  Köoigiielie  Hoheit ,  den  GrosshersEog  von 
0- Weimar- Eisenach  und  Seine  Dnreldattcht  den  Herzog  rmt 
-Gotha  und  Altenborg  bewogen ,  diese  Angelegenheit  an  dea 
chtigsten  Bond  zn  bringen,  und  mir  in  befehlen,  Folgendes 
Ihre  Meinung  über  diesen  Gegenstand  zu  Protokoll  zu  geben  :^' 

1)  „Das  Deutsche  Universitätenwesen  ist  ein  Gegenstand,  we&* 
ein  gemeinsames  Interesse  fär  alle  Deutschen  Regierungen  iial^ 

^h  darum  zu  einer  B(»tithung  auf  dem  Bundestage  eignet/^ 

2)  „Gern  werden  Seine  Königliche  Hoheit  und  Seine  Herzogliche 
acht  zu  einer  Vereinigung  über  gewisse  Grundsätze  der  aka- 

ben  Disciplin  und  überhaupt  zu  allen  zweckmässigen  und  aus- 
aren' Massregeln  die  Hände  bieten,  welche  das  Regiment  auf  den 
iversitaten  erleichtem,  wie  Sie  denn  schon  jetzt  es  mit  Wohlgefal- 
bemerkt  haben ,  dass  die  Universität  Jena  sich  in  einem  noch  be- 
iden Vereine  mit  andern  Deutschen  Universitäten  betrachtet, 
siez.  B. ,  in  Gemässheit  eines  Senats -Beschlusses,  unmittelbar 
den  Unruhen  in  Göttingen,  keinem  von  dorther  kommenden,  mit 
issen  der  Universität  nicht  versehenen  Studenten  die  ImmatrW 
00  verslattet  hat/' 

3)  „Aber  eingedenk  dessen ,  was  von  Deutschen  Universitätea 
ond  in  seinen  Erfolgen  und  seinen  Gründen  längst  anerkannt, 

Deutschen,  wie  von  Nichtdeutschen  gepriesen  worden  ist,  wer- 
Setne  Königliche  Hoheit  und  Seine  Herzogliche  Durchlaucht  nie 
für  Einrichtungen,  welche  das  innere  Wesen  derselben  noth- 
ig  zerstören ,  sie ,  durch  Aufhebung  der  akademischen  Freiheit, 
blossen  gelehrten  Schulen,  Gymnasien  u.  s.w.  umformen  würden/^ 
'en  —  hiess  es  in  der  Rede,  mit  welcher  von  dem  Kaiserlich-Köni- 
Oeslerreichischen  präsidirenden  Herrn   Gesandten   die  erste 
teile  Sitzung  des  Bundestages  erölhiet  wurde,  —  sind  unsere 
itäten  nicht  ein  stolzes  Denkmal  deutscher  EntwickelungT 
t  Ausländer,  nicht  immer  gerecht  gegen  uns  mit  der  Wagschaale 
Verdienstes  y  räumen  der  Form  dieser  unserer  wissenschaftlicJieu 
ite,  schon  wegen  ihrer,  die  Wissenschaft,  alle  einzelnen  Haupt- 
Holfszweige,  als  ein  Ganzes  berücksichtigenden  Umfassung,  einen 
■fWBen  Vorzug  ein." 

4)  ,,Auch  Freiheit  der  Meinungen  und  der  Lehre  muss  den  Uni- 


voBBitälM  verUaibeo:  iem  te  ttkam  Euuftt  ifst  Ifainaagni  sul 
Mar  das  Wthi«  gefteien,  gegen  das  Boueitige»  gegen  das  Vertrauen 
auf  Afliorititten,  seil  hier  der  Scknler  bewakrt ,  mr  Sdhalständlgkell 
seil  er  erhoben  werden/^ 

,,Uehrigens  henoftzt  der  GrossherzogHch  und  Hersoglich  Sädwh 
sehe  Gesandte  diese  Gelegenheit ,  nm,  den  weiteren  Befehle  seiner 
beiden  genannten  höchsten  Höfe  entsprechend ,  eine  gedriingte  Dar- 
stellung dessen,  was  neuester  Zeit  für  die  Universität 
Jena  und  auf  solcher  geschehen  ist,  zu  den  Acten  des  Deulh 
sdien  Bundes  su  bringen,  damit  dieser  hohen  Versammlung,  zur  Be- 
skbüguig  mancher,  ohne  allen  Beweis  ausges|»rochenen,  dieDe«!^ 
sehen  Universitäten,  besonders  aber  Jena,  treffenden  Befaauptimgce 
nnd  Urtfaeile,  Thatsaeben  vorliegen  mögen.*^ 

Die  Darstellung  wurde  diesem  Protokolle  unter  Zahl  8  angefügt, 
Protokolle    der    Deutsehen   Bundes- Versammluag* 
Bd.  VII,  S.  145, 146,  150—157. 

in  Folge  jener  Eröffiiung,  „den  gegenwärtigen  Zustaad 
der  Deutschen  Universitäten  betreffend,^^  wurde»  auf  denAn- 
trag  von  Oesterreich,  in  der  16.  Sitzung  am  6.  Mai  1819  die 
Brwählung  einer  Gommission  von  fünf  Mitgliedern  bescblos» 
sen,  um  jene  Eröfftaung  sowohl,  als  die  Massregelu,  zu  welchen 
selbe  die  nöthige  Veranlassung  gebe,  baldmöglichst  zu  einem  gemeifl- 
samen  Einverständnisse  vorzubereiten.  Die  Wahl  fiel  auf  die  Gesaad« 
len:  Grafen  von  Buel-Sobaoenstein,  Grafen  von  der  Goltz, 
von  Marlons,  Preiherm  von  Wangenheim  und  Prdherm  von 
Berckheim.  Als  Stellvertreter  wurden  gewählt:  die  Freiberrea 
von  Ar  e  t  i  n  und  von  Flossen.  Nach  dem  Beschlüsse  sollte  es  jener 
Gommission  unbenommen  bleiben,  einen  oder  mehrere  der  übrigen 
Barren  Gesandten  jener  Staaten,  in  deren  Umftoge  Univensitätea 
lägen,  zur  Theilnahme  an  jenen  Beratbungen  einzuladen. 
-Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  VII ,  S.  215  u.  f. 

Vergl.  femer:  den  Vortrag  des  Präsidiums  über  dicGe* 
brechen  des  Schul-  und  Universitäts-Wesens,  denEat-» 
Wurf  (2)  eines  provisorischen  Beschlusses  über  die  iu  An- 
sehung der  Universitäten  zu  ergreifenden  Massregelo« 
nnd  den' Bosch lu SS  der  Bundes- Versammlung  (ad  III)  vom 
aa  September  1819, 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Tbl.  II,  Abth.  I,  Su  320 «.f.» 
387  u.  f.,  346  und  347,  Nr.  XLIU. 


4  tkErBHmmngiim  «es  &ai0erli«h'-KdBif  lieh  prüsidi- 
i^m  fitsaaiien  in  Isirefl  der  GeJ^reefaea  des  S^haU 
0»iTer«itIts*Wesens,  ood  des  BetebJaet  der  B«a* 
-VersaaifDtaaf  (^  ymm  iß.  Aagnet  Ittd, 
^enalieekea  Arehir  «.  f.  w.  Thl.  II,  Ablii.  I,  fl.  MBii.  t, 
376  a.  f.,  39S,  Nr.  XLVO. 

h  Folge  dieses  Besehlnsses  wurde,  anfVorschla;  desPrSsIdiums, 

t6.  Sitz  an g  am  26.  Angnst  1824  eine  nene  Gommis- 

zur  flegntaehiung  gemeinsefaaftHcfier  Massregeln  hinsichtlich 

Bten  Schal-Unterrichts-  andErziehungs-Wesens  in  Deutsch- 

gfwi(h}t.  Die  Wahl  fiel  auf  die  Gesandten  von  Oesterreich, 

vssen.  Baiern,  Königreich  Sachsen  und  Hannoyer. 

otokolle  der  Deutschen  Bundes -Versammlung, 
Bd.  XVI,  S.  278,  27». 

Der  Beschluss  der  Bandes-Versammlung  vom  5.  Juli 

endlich  bestimmt  (5) :  dass  der  am  20,  September  1819  gefasste, 

SS  weiteren  Beschlusses  vom  12.  (16.)  August  fortbestehende, 

orische  Beschluss  über  die  in  Ansehung  der  Universi<» 

D  zu  ergreifenden  Massregeln,  sowohl  im  Allgemeineni 

besondere  hinsichtlich  der  in  den  §§.  2  und  3  desselben  enthalr 

Bestimmungen ,  in  den  geeigneten  Fällen ,  in  so  weit  es  noch 

geschehen ,  unfehlbar  zur  Anwendung  kommen  werde. 

Iplomatisches  Archivu.s.w.  Tbl. II,  Abth.I,  S.423,  Nr.  L, 

auch:  J.  L.  Kl  über »  öffentlicbes  Recht  des  Teutscben  Bund«« 
B.  s,  w.  (4.  Aufl.  1940)  S.  736 ,  737. 

c)  Es  dürfte  die  Aufnahme  der  fegenden,  In  der  Beilage  zu 
der  Leipziger  Zeitung  von  15.  April  1846  enthaltenen  B  rk  1  ä- 
(tees  hoehgeaehtetea  'Staatsmannes  überhaupt  nicht  ohne  In- 

seyn  und  in^ge  dieselbe  hier  Ihre«  Platz  linden : 
yM  einem  Deputationsbertchl  der  IL  slehsisehen  Kammer  von 
fin  1846  wird  in  Veranlassung  der  sogenannten  geheimen  Be- 
der  Wiener  Gonl^rens  vom  Jahre  1834  das  betreffende  Han- 
der Kinig}.  sächsische«  Beglerong  getadelt  und  der  Ausdruck 
stisdiseheBMIssbllligattg  beantragt.  Da  dieser  Tadel  aueh  mich, 
'»nHgen  künigifehen  säohsisehen  Staatsminist^ ,  trifll ,  und  eine 
liehe  Vertretung  mehier  HandKmgen  in  den  Kammern  mir  nicht 
'Zttstehl,  so  halte  ich  mich  zu  einer  (öffentlichen  Dariegnng  mei- 

'^Hsigen  Ansichten  verpflichtet.  Es  bemhen  diese  auf  folgen- 

■öi  Sätzen : " 


i 


1)  ,,Die  Regiferunit^ftigiiiss  monafcUscher  Staaton  zum  Ab- 
Mhloss  geheimer  Vertrage  ist  eine  ebenso  allgemein  anerkannlie,  als 
entflchieden  festzuhaltende,  da  jede  daza  nicht  beft^;te  Regienuf 
öfterer  in  den  Fall  kommen  würde,  von  wichtigen  VerhandloDgeii, 
zum  empfindlichen  Nachtheil  ihres  Ansehens  nach  Aussen  nnd  ihrer 
Interessen  im  Innern,  ausgeschlossen  zu  werden.'^ 

„Denn,  dass  nicht  alle  Staatsverhältnlsse  nach  Innen  und  Aussen 
zurOeffentUchkeit  gebracht  werden  können,  und  dass  eine  Regierung, 
die  kein  Geheimniss  zu  bewahren  und  keine  Uebereinkunft  auf  eigene 
Verantwortlichkeit  zu  übernehmen  vermöchte,  eine  traurige  Stellang 
im  Deutschen  Staatenbund  einnehmen  würde,  bedarf  keines  Beweises. 
Im  Lande  der  strengsten  constitutionellen  Vorschriften ,  in  England^ 
fehlt  es  nicht  an  geheimen  Verhandlungen  und  Verträgen,  die  zu  einer 
ministeriellen  Verantwortlichkeit  nur  dann  Veranlassung  geben  könn- 
ten, wenn  aus  ihnen  verfassungswidrige  Handlungen  hervorgehen 
wurden." 

2)  ,,Die  königlich  sächsische  Regierung  konnte  im  vorliegenden 
Falle  weder  eine  Mittheilung  an  die  Kammern  machen ,  noch  jetzt  auf 
irgend  eine  Einzelnheit  der  fraglichen  Verhandlungen  eingehen ,  da 
sie  deren  Geheimhaltung  versprach  und  durch  ein  gegentheiliges  Han- 
deln ihren  gesammten  Deutschen  Bundesgenossen  gegenüber  sich 
eine^  Wortbruchs  schuldig  gemacht  haben  würde/' 

3)  ,,Können  und  haben  sonach  ständische  Kammern  geheime 
Verträge  nur  nach  ihren  Ergebnissen  zu  beurtheilen,  so  wird  von 
dem  Ausdruck  einer  ständischen  Rüge  oder  Beschwerde  auch  nur  dann 
die  Rede  seyn  können ,  wenn  auf  jenen  Grund  verfassungswidrige 
Ifassregehi  verfugt  worden  wären/' 

y»Anerkanntermassen  war  Dies  zeither  nicht  der  Fall  und  kann 
es  auch  fernerhin  nicht  seyn,  da  die  königlich  sächsische  Regierang 
ihr  Interpretationsprincip,  bei  Bekanntmachung  derBundes-Beschlüsse 
vom  28.  Juni  1832 ,  dahin  aussprach : '' 

„Wir  haben  diesen  Beschlüssen,  unter  Bezugnahme  auf  die  nach 
der  sächsischen  Verfassungs-Urkunde  vom  4.  September  i88i| 
§.  96  u.  f.  den  Ständen  in  Ansehung  der  Bewilligung  der  Lan- 
desabgaben zustehenden  Rechte,  als  Bundesfiirsten  Unsere  Zu* 
Stimmung  zu  geben  um  so  weniger  Bedenken  finden  können, 
als  dadurch  den  gesammten  verfassungsmässigen  Rechten  der 
neuen  Stände  des  Königreichs  Sachsen  niigends  Eintrag  ge- 
schehen kann  und  soll. ''  (Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich 
>  Sachsen,  1832,  S.  391.) 
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„Wurde  non  diese  Zusage  seitdem  treulich  erfüllt,  und  war  eüi 
verfusoogswidriger  Einfluss  der  sogenannten  geheimen  Wiener  Be- 
Mhlässe  nirgends  wahrzunehmen,  so  wird  auch  der  Antrag  einer 
Imber  auszudruckenden  ständischen  Missbilligung  für  ausreichend 
begründet  nicht  zu  erachten  seyn/^ 

Altenburg,  am  12.  April  1846. 

V.  Lindenau. 


BeschUss  der  Bnndes-Tersammlnng  vom  18. Sep- 
tember 1834,  betreffend  die  UnStatthaftigkeit  der 
Binmischnng  fremder  Hächte  in  die  inneren 
Angelegenheiten  des  Dentschen  Bundes. 

Vier  und  drelssigste  Sitzung  am  18.  September 
1834. 

Es  wurde  einhellig 

besclilossen: 
In  Erwägung, 

dass  der  Deutsche  Bund  ausschliessend  nur  von  den  souve- 
r8nen  Fürsten  und  flreien  Städten  Deutschlands  errichtet  worden 
ist  (Artiltel  I  der  Bundes-Acte) ,  — 

dass  durch  die  Einverleibung  des  Bundes-Vertrages  in  die 
Congress-Acte  den  firemden  Mächten ,  welche  die  Congress-Acte 
mit  unterzeichnet  haben ,  weder  ein  Recht ,  die  AuArechthaltung 
der  in  der  Deutschen  Bundes-Acte  sanctionirten  Grundsätze  zu 
beaursichtigen ,  eingeräumt,  noch  eine  Verpflichtung,  die  Un- 
abhängigkeit der  einzelnen  Glieder  des  Deutschen  Bundes  zu  be- 
schützen ,  übertragen  worden ,  — 

dass  vielmehr  daraus  für  gedachte  Mächte  die  Verbindlich- 
keit ,  sich  vermöge  der  vertragsmässigen  Grund- Verfassung  des 
Bundes  Jeder  Einmischung  in  dessen  innere  Angelegenheiten  zu 
enthalten ,  hervorgegangen  ist ,  — 

dass  es  dagegen  der  eigentliche  Zweck  des  Deutschen  Bun- 
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to  U»  i8«  buwre  ud4  üimero  Steberhett  DwtscUandB «  wA  4ti 
UBtbUqKfvI^^t  und  Uftverktzbarkelt  4eF  etausebiea  Deutaehes 
Staaten  «dbet  w  erbalteB  (ArUkel  U  dar  BondeB-Aete); 

inferntfeff  ErwUgwip^ 
dass  der  Bundes -Versammlung  das  Recht  zusteht,   die 
Grundgesetz/^  des  Bundes  abzuGasaen  und  abzufindeEn  (Arti- 

WVI), 

ud  dassi  die  Bundedi^Iieder  unter  rieh  über  dk^eiigen  FiBk 
üKveingekoMflieD  sind»  In  welchen  di^  BuBdeft* Yeraaattduig 
iireh  StbiseiMDehrhclt  oder  StimmenetnhdUgkett  giEige  B^* 
icUiisse  zu  fassen  berechtigt  isl  (AMkel  VII),  ^ 

dass  ftrner  die  organische  Einriebtang  des  Bundes,  in  Rttck-* 
MA  anT  seine  mllitlMsctien ,  inneren  n&d  auswärtigen  Aiige* 
hgeshetteo,  ansdrOckHcb  der  Bundes- Versammlung  zugewiesen 
ltt(ArUkelX>,  ^ 

dass  alle  Iffitglteder  des  Bundes  In  der  Bundes- Acte  (ohne 
ligttidwo  und  irgendwie  die  Garantie  ftiemderMächte  fn  AniprucB 
ffl  nehmen)  rersprochen  hal)en ,  sowohl  ganz  l>eutschland ,  att 
Jeden  einzeftien  Bundesstaat  gegen  Angrftfiti  Schutz  zu  nehmen; 
M  sich  g^cnscttlg  ihre  sämmtHchcn  unter  dem  Bunde  begirfftfe^ 
Ben  Besitzungen  zu  garantiren  (Artikel  XI) ; 

in  Erwägung  endlich ,, 
dass  Deutschland  mittelst  der  Bundes-Verfassudg  ein  eige- 
ner, durch  sich  selbst  entstandener,  für  innere  und  äussere 
ZwcciLe  so  vollständig  gebildeter  und  so  fest  begründeter  politl- 
Kher  KSrper  geworden  ist ,  dass  es  als  ein  HauptbestandtheÜ 
te  BnropIPheben  SfastengebSudes  alle  MlAd  besitzt,  am  ohne 
IlMde  Beilüire  seine  innere  Hube  ebensa ,  als  Üe  nnvepbMcb^ 
Mie  Stdtorfaell  und  SelbstsUfedtgkei«  der  (m  Bande  verelnteft 
^merita^Fürslen  und  fielen  StSdie,  zu  verbUi^gefl  ? -^ 

in  Eirwälgung  alffer  dieser  Verhältnisse ,  kann  der  Deutsche 
Rmd  in  dem  ftibalte  der  Note  des  Kßnfglich  Französischen 
tevoUmMtigten Ministers  vom  30.  Junt,  und  Jener  deslt8nigl!ch 
6rossbritannischen  bevollmächtigten  Ministers  vom  i^. 
^  1  i.  nuff  eiiBe  fremde  Efasafanhnng  in  seine  imiersn  Ange- 
>>8eQliflltaiit  und  eine  AnftardmHig  ven^  Reehkn  und  Btftigldasm 
^i&ttiM^  welAe,  wen  sie,  den  ttlndes^Varlvage  udA  4er 
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CoDgress  -  Acte  zvM4eT ,  zugestanden  würde ,  das  ganze  Yii 
hSltnlss  des  Bundes  verrücken,  seine  Selbstständigkeit 
den ,  und  dem  Bunde  eine  den  Absichten  und  Zwecken 
Stifter  widerstrebende  Abhängigkeit  g^en  das  Ausland 
würde. 

Diesem  nach  beschliesstdie  Bundes-Versammlung: 

1)  Dass  der  Deutsche  Bund  sich  gegen  die  in  den  Noten 
K6n1glieh  Franzfisischen  und  des  KSnigUch  Grossbrlti 
Di  sehen  Ministers  vom  30.  Juni  und  vom  18.  JuU  d.  J.  ai 
stellten  Theorien,  als  mit  der  Deutschen  Bundes- Acte  im  di 
Widerspruche  stehend ,  feierlich  verwahre;*)  dass 
selbe  den  flremden  Mächten^  als  Mitunterzeichnern  der  Coi 
Acte,  in  Bundes -Angelegenheiten  niemals  Rechte  zogest 
werde ,  welche ,  nach  dem  Wortlaute  des  Bundes- Vertrages 
ebenso  nach  dem  Inlialte  der  Congress-Acte ,  ausdriicklicb 
den  Gliedern  des  Deutschen  Bundes  und  dessen  GesammUieit 
stehen ,  dass  der  wahre  Schutz  und  Schirm  der  einzelnen 
desstaaten  gegen  Verletzung  ihrer  Unabhängigkeit  in  der 
schllessend  nur  von  den  Bund^sgliedern  gegenseitig  fibernoi 
neu  Garantie  ihrer  im  Bunde  begriffenen  Besitzungen  liege, 
dass  der  Bund  in  der  ruhigen  und  consequenten  Entwlcki 
und  Ausbildung  seiner  Gesetzgebung  nach  Massgabe  derBi 
zwecke ,  und  in  der  gewissenhaften  und  treuen  Anwendung 
im  Bundes-Vertrage  zwischen  'den  Gliedern  des  Deutschen 
des  festgesetzten  Grundsätze ,  sich  durch  keinen  Versuch 
einer  Einmischung  stören  lassen  werde. 

2)  Der  Bundes-Versammlung  und  besonders  dem  Pj 
dient  gegenwärtiger  Beschluss  zur  Richtschnur  lUr  die 
wenn  wider  Vermuthen  von  Seiten  fremder  Mächte  sich 
Einschreitungen  in  die  inneren  Angel^enheiten  des  Bufl< 
oder  eine  Bestreitung  der  Competenz  der  Bundes- Versamml 
erneuern  sollten ;  und  es  werden  sonach  Noten  solchen 
diesen  Grundsätzen  gemäss  behandelt  werden ,  ohne  sich  in 
tere  Erklärungen  einzulassen. 

3)  In  der  durch  das  Präsidium  zu  bewirkenden  Mitthi 
iron  Abschriften  dieses  Beschlusses  an  die  Gesandsdiaften 
Frankreich  und  Grossbrttannien ,  ^)  werden  die  bevollmilchtigd 
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genannter  HSfe  die  Beantwortong  Ihrer  Noten  vom  30. 
und  vom  IS.  Juli  d.  J.  finden. 


ff)  Die  hier  angefahrten  Noten,  welche  zu  diesem  wichtigen 
aase  der  Bundes- Versammlung  Veranlassung  gahen,  enthielten 
itelhmgen  gegen  die  Beschlüsse  vom  Jahre  1832  und  wollten  he- 
dass,  da  Frankreich  und  England  die  \^ener  Congress-Acte 
unterzeichnet  hätten,  ihnen  auch  ohiiege,  die  Vollziehung  der 

^hen  Bnndes-Acte  zu  garantiren. 
b)  Vergl.  auch:  J.  L.  Rluher,  öffentliches  Recht  des Tentschen 
u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  242,  K4. 


Beschliss  der  Bnndes-Versammlnng  Tom  12.  Ha- 

Yember  1835 ,  betreffend  die  ünznl&ssigkeit  der  Avf- 

stelUng  Yon  Gonsnln  in  Deutschen  Bandes- 

festnngen. 

In  der  acht  und  zwanzigsten  Sitzung  am  12.  No- 
vember 1835  wurde  in  Gemässbeit  der  erfolgten  sämmtlichen 
Abstimmungen  über  den  Commisslonsantrag  vom  17.  September 
ISSS'^XSS.  Sitzung,  §.  380) 

beschlossen: 

1)  Dass  die  Aufstellung  von  Cpnsuln  in  Deutschen 
Bundes  festun gen^)  unzulässig  sey; 

2)  Dass  das  Militär-GouverneiAent  der BundesfestungM a  1  nz, 
in  Erledigung  seines  Berichtes  vom  16.  September  1833,  des- 
gleichen die  Militär -Gouvernements  der  Bundesfestungen  Lu- 
xemburg und  Landau^  von  dem  gegenwärtigen  Beschlüsse 
durch  das  Präsidium  der  Bundes -Versammlung  in  Kenntniss  zu 
setzen  seyen. 

a)  Bereits  in  der  5.  Sitzung  vom  Jahre  1835  wurde  über  einen 
Bericht  des  Festungs-Gouvemements  zu  Mainz  vom  16.  September 
1833,  wegen  der  von  den  Rheinuferstaaten  beabsichtigten  Anstellong 
von  Gonsuln  in  Mainz,  berathen.  Der  Gommissionsantrag 
Tom  17.  September  (23.  Sitzung)  sagt  u.  a.  Folgendes:  Das  am 27. 
September  1832  zum  Bundes-Beschlnss  erhobene  Reglement  der  Bmi- 
desfestiing  Mainz  lässt  den  Fall  anwesender  Gonsuln  unerwähnt. 
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ABlnrthalt  tm  bldbeBtai  AgMAen  tnmAet  Staaten  IhBvb- 
oBangeMesseii  aey ,  folgt  aoa  den  Gmndaätzen  dea  B«^ 
äisaichtlkh  dieaer  Featangen.  In  der  AoaSbong  der  Beftigniaae 
Fealmg^gmiTenieaienta  würden  dabei  anangenehme  Colliafonen 
nmer  zn  Tenneiden  aeyn.  Daaa  aber  der  zaCuaendeBeachloaa 
Nicbtzolaaanng  ron  Gonauln  für  all  e  Bondeafestongen  m  gel- 
habe,  folgt  aua  dem  Eintritte  der  nämlichen  Gegengründe  wie  bei 
wenn  je  von  Aubtellong  aolcher  Agenten  in  einer  anderen 
'estnng  die  Rede  aeyn  aollte. 
k)  Vom  Jahre  1832  an  war  wegen  der  RheinscbifllUirta-Interea- 
▼on  mehreren  Regierungen  die  Deaignation  oder  Bmennnng  biet« 
Agenten  za  Uainz  bereita  erfolgt 

.  ancb:  Das  Grosaherzoglich  Heaaiaehe  Reglement 
in  Bezidiung  auf  Conaalate  rom  24«  December  18S4.  (Die 
GroMherzoglldie  Regierang  wahrte  darin  anch  dieRedprocItittv 
ea  wurde  aber  adtdem  kein  weiteres  Begehren  wegen  des  lan- 
deaberrlichen  Bxeqaatur  für  einen  Conaol  in  Mainz  geatellt.) 


!• 


m. 


24 


Xlilll. 

Beschlnss  der  Bündei-VtrsaBBliBg, 
iliellottficatioD  ond  AnerkeiiBiiiig  der  Tlrs 

Philipp. 


A. 


BetchUsider  Bandes-TersammliBg  ?om  9.  8e] 

1S30,  betreffend  die  MotificatioB  derThronbesteij 

des  Königs  der  FraBxo gen,  LndwigPUilipp. 


Secbs  und  zwanzigste  Sitzung  am  9.  Septe 
1830. 

Der  Kaiserlicli-KSnigliclie   prBsidirende 
Gesandte,  Freiherr  von  MUnch-fiellingliause 
SOtaet  der  hohen  Versammlung :  es  sey  am  4.  dieses  der 
deDalmatie  hier  angekommen,  und  habe  dem  Präsii 
schriftlich  von  seiner  Ankunft  und  dem  Zwecke  seiner 
an  den  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bund  Kenntniss 
und  zugleich  Tag  und  Stunde  zu  vernehmen  ge^ünsdit, 
er  das  Schreiben ,  dessen  Ueberbringer  er  sey ,  In  die  Ei 
Piüsidirenden  niederlegen  kSnne. . 

Derselbe  habe  hierauf  den  Marquis  eingeladen ,  am 
in  der  Vormittagsstunde  sich  in  das  Hotel  des  prSsidireiiden 
sandten  zu  bq^ben. 
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Det  Manrate4e  Dalnittlie  labe  dieser  firtdttviig  eMspro- 
iBi dem  ixl8Mirttid6n6eMlitfteii4«8ch reiben^  wekA^l^ 
tenile  Mcrsii  InVr-  und  Abteftrtft  der  imhen  BttAdes-Veraamai^ 
iBBi^  loitege,  fibergd».  Der  Marqtols  habe  dtefte  Uebetyabe  mM; 
Mgender  EiÜäruag  begleitet:  ,, Der  König  hat  mich  nachFVailk:- 
ttot  abgeordnet)  um  dem  Dnrcblaiioiitfgsten  Deutaohen  Bunde, 
ttd  In  deaseii  NamcD  dem  PrMdtrenden  der  hoheit  Bttodes-Vei*- 
MUBiang  das  Notlficationsschr^fbeii  Seiaer  Throti^ 
kesteigufig*)  zu  Mkergeben.  Setne  MiM<^^t  haben  aitr  aul^ 
tagen ,  nebst  diesem  aach  noch  m&ndlfch  die  Versicherung  der 
Itettndschaftiichsten  Gesinnungen  belsiuffigeii ,  von  wdchea  SkA 
HSchstdieselben  für  den  Darchlauchligsten  Deutschen  Bund  und 
tosen  Mitglieder  durchdrungen  fliUen  ^  nicht  minder  auch  den 
«iflrichtigea  Wuftsch  Seiner  M^eattt  aus^udrüeken ,  mit  dem 
BeotscbeoBuftdeforiwüferend  inFriedeo  und  Eintracht  die  besten 
Verhältnisse  zu  unterballen.  Derltönig  hat  ndcft  auMerdem  nodi 
besonders  verpflichtet ,  auf  das  Förmlichste  zu  versichern ,  dass 
das  neue  französische  Gouvernement  die  Erhaltung  des  allgemei- 
neii  Europäischen  Friedens  wünsche,  und  dass  dasselbe  die 
Ud)erzeugung  habe ,  es  könne  der  Frieden  in  Europa  nur  durch 
Bahaltung  der  bestehenden  Verträge  und  durch  Begründung  der 
ioiereii  Buhe  sämmtlicher  Staaten  gesichert  werden.  Von  dfeaea 
GesbiDimgen  sind  Seine  Majestät  erfUlit,  und  Höehstdieselben 
iM  fest  entschlossen ,  in  diesem  Sinne  zu  regieren.  Diese  Re* 
giereng  haben  Seine  Majestät  übrigens,  ganz  gegen  Ihre  persön- 
iebeaWUnsclie,  bles  nach  dem  Willen  der  Nation  übernommen, 
m  das  Reich  vor  Anarchie  zu  bewahren ,  die  sich  gewiss  bald 
nicht  Hess  auf  die  Gränzen  Frankreichs  beschränkt  haben ,  son- 
dern auch  die  Nachbarstaaten  betroffen  haben  würde.«* 

Der  PrSsidirende  habe  hierauf  dem  Herrn  Marquis  erwle- 
dcrt:  „dass  er  nicht  ermangeln  werde,  der  hohen  ßundes-Ver- 
sammlung  in  ihrer  am  9.  d.  Statt  findenden  ordentlichen  Sitzung 
sowohl  das  überbrachte  Schreiben  vorzulegen,  als  auch  diemünd- 
Heben  Aeussenmgen ,  mit  welchen  solches  übergeben  worden, 
ur  Kenntniss  zu  bringen.  Es  bezwdfle  übrigens  derselbe  olebli 
4lis  sich  die  sämmtttehen  BuAMst^s-GkMndschaAeft  sofnrt  be^ 
dkn  würden,  Biren  Utchsten  und  hohen  CmimiCtenteii  Abschrff* 
toa  diises  ScbrelbeBa  zv  SoblussflHsuBg  vorzulegen.'' 

24* 
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Der  Marquis  ile  Dalmatle  habe  Ueranf  erwieiert :  ,,da8i 
jnaa  Um  bereits  In  Paris  davon  iiaiiacbriGklig«!  habe ,  daas  dtasoi 
der  Gang  seyn  werde,  wdcb^  oaGh  der  Gesdrittsordaiui 
4es  Bundestages  hinsicbtUcb  dieses  Scbreibeas  befolgt  wenlel 
würde." 

Der  Kaiserlicb*  KSniglicbe  prSsidirende  Herr 
Gesandte  verlas  bierauf  die  Abscbrift  des  KSniglteben  I^ott- 
flcations-Scbreibens,  wobd  nidits  erinnert  wurde.  Sodann  warte 
zur  ErStlbung  des  Originals  geschritten  und ,  nachdem  seUrigeg 
mit  der  Abschrift  ganz  übereinstimmend  befunden  worden  war, 
auf  Antrag  des  Präsidiums, 

beschlossen: 
Dass  KSniglicbe  Notifications-Schreiben,  gegeben 
P  a  r  i  s  22.  August  1830,  den  allerhöchsten ,  b(k;hsten  und  höbet 
A^erungen  vorzulegen  und  ihre  EntSchliessungen  hierüber  dch 
Bit  möglichster  Beschleunigung  zu  erbitten. 

ä)  Dasselbe  lautet : 

Tr^s-hauts,  tr^s-illastres  IMnces  Soaverains  etVilles  libres  com- 
posant  la  S^r6nissime  Gonf6d6ration  Germanique  1 

Des  ^^nemens ,  qui  Voos  sont  connos ,  avaient  troubl^  la  paiz 
int^riem«  de  la  France  et  semblaient  la  menacer  des  plos  graades 
calamit^s.  Appell  par  le  voeu  des  deux  chambres  et  rassentfmeflt 
gön^ral  de  la  nation ,  Nous  avons  accept^  la  Couronne  avec  le  tiUt 
de  Roi  des  Francis.  Nos  sentimens  personnelsVous  sont  trop  ooddiiSi 
pour  qa'UNous  soit  m^cessaire  de  Vous  entretenir  de  tout  ce  queNois 
avons  ^pi^ouv^  dans  cette  conjonctare.  Nous  g^missons  des  malbeui 
de  la  brauche  ain^e  de  Notre  familie :  Notre  seule  ambition  aorait  ^ 
de  les  pr^venlr  et  de  rester  dans  le  rang,  oü  laProvidence  Nous  avail 
plac6.  Mais  les  clrcoDStances  ^taient  imp^rieuses,  Nous  avoos  du 
Nous  d^vouer ;  la  moindre  h^sitation  de  Notre  part  pouvait  ploDgtr 
le  Royaume  dans  les  d^sordres  dont  11  6talt  impossible  de  pr^voir  le 
terme ,  et  qui  auraient  pu  compromettre  la  continuation  de  cette  paix 
indispensable  au  bonheur  de  tous  les  Etats.  Dans  des  circonstances 
aiissi  graves ,  Notre  premier  besoin  est  de  Vous  assurer  de  la  fenne 
r^solaUon ,  oü  Nous  sommes ,  de  ne  rien  n^liger  pour  affermir  cA 
resserrer  les  Mens  d'amiti^  et  de  bonne  harmonie ,  qui  existent  entie 
les  deax  Pays.  Neos  avons  lieu  d'esp^rer,  quo  la  S^rdaissäne  Gen* 
fiMtoition  Germanique  partagera  Nos  diapositions  et  qu*£Ue  Motf 
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hii attdiidre  mi  bnt  li  iaporUnt  pour  le  repos  du  nonde.  Nons 
■MM  tvee  «npresseneiii  eette  occaskm  pour  Vous  exprimer  let 
pmou  de  Notre  sine^re  alfection ,  et  de  VUMtH^  qne  Noos  pre- 
i|4  bi  pnsfMU  des  trte-hanU  ei  des  trto-ilfaisires  SoaTenios 
HDes  libres  composaiit  la  S^r6nissiiiie  Coiif(6dtoition  Germaniqiie. 
I Eonti^ Pari s ,  le 22.  AoAt  1890. 

[  (Sign6)       Ii««Ui  nülippe. 

^  (GontresigD«)  Mol«. 


ikliii  der  Itidfi-TeriiBBltiK  nm  13.  SepteBkr 
Wtnfted  die  Aitwert  deiDeitsekei  Bildet  nf 

duokigeletlfi€etieii*8ckreibei. 

Acht  UDd  zwanzigste  Sitzung  am  23.  September 

Kalaerlich-KSnlgltche   prSsldirende  Herr 
iidte,  Frefberr  von  MQncli-BellInghaQsen:  legt 
fdes  Antwortschreibens  vor^  welches  Nameiii 
icbtigsten  Deutschen  Bundes  an  Se.  MiUestlt  den 
der  Franzoeen  auf  AllerhSchstdessen  Notiflcatlonsschreiben 
l  Augsst  d.  J.  zu  erlassen  wXre. 
Der  Entwurf  wurde  einhellig  genehmigt  und  hierauf 

beschlossen: 
Dass  das  Im  Entwürfe  vorgelegte  Antwortschreiben 
des  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bundes  an  Seine 
den  ROnig  der  Franzosen,  Ludwig  Philipp,  zu 
issen ,  und  der  Raiserllch-KSnigUche  prifsidlrende  Herr  Cre* 
ma  die  geeignete  Einleitung  zu  ersuchen  sey ,  damit  da»* 
aa  seine  Bestimmung  gebracht  werde. 


Beschlags  der  Bmides-VersaBiiiliinK  vom  4.  Ok- 
tober 1832,  betreffend  die  iBerkenniiiig  des  Prinzoi 
Otto  von  Baiern  als  König  von  Griecbenland,  Sei- 
ten dos  Beatsehen  Bnndoff. 

Sieben  nnd  dreissigste  SltzttBg  am  4.  Oktober 
1832. 

Oesterrelcb:Der  Kaiscrlich-KSnfgllche Hof  spricM  sich, 
im  Sinne  des  in  der  34.  Sitzung  zu  Protokoll  gegebenen  Prüdt- 
dlal-Antrages,  mit  Vergnttgen  für  die  AnerkeniiaBg  des  FrtDzen 
Otto  von  Baiern  als  König  von  GrtecIienlaDd  aus,  nnifiker* 
IlMt  sich  der  HoffKiung,  dass  es  unter  dem  Sdiataie  der  gött« 
Iteben  Vorsehung  den  BemShungen  Sr.  KttnigllcheD  Mi^estäl  g»* 
Ungen  werde ,  Ordnung  und  Ruhe  In  Griecftentoiid  auf  fette  imd 
dauerhafte  Weise  zu  begründen,  Ufid  dadurch  der  vm  den  BMi 
von  Prankreich ,  Grrossbritannien  und  Russland  Het  Brrtettuog 
dieses  christlichen  Königreiches  vorgesetzten  Absicht  zu  ent- 
sprechen. 

P r e US  s  e n :  wie  Oesterreich. 

Baiern:  Die  Zustimmung  Sr.  Majestät  des  RBnIgs  von 
Baiern  zu  der  von  den  drei  Mächten  von  Prankreich ,  Gi^sstNl- 
tannien  und  Russland  erfolgten  Uehertragung  der  Krone  des 
n^uen  Griechischen  Staates  an  Ihren  vielgeliebten  ScrtiB,  den 
Prinzen  Otto,  ist  bereits  durch  die  am  27.  Mai  ertheilte  Ratifica- 
tion des  am  7.  Mai  1.  J.  hierüber  zu  London  von  den  Bevollmäch- 
tigten der  besagten  Mächte  mit  Jener  von  Baiern  abgeschlossene 


am 

^Vertiigw  etktgk^  im  Mt  Otmaim  tat  «M»  lind»« 
lg  bereits  in  der  34.  Sitzung  der  hohen  Bundes- VcfsanriDlMy. 

»IflütlKifefe  dhfige  fttfrttiken  »MchMteii  fwRstoer- 
iM^Hi^H  O^MMicVt^hm  AMUttMiiuttg  bei. 

Hierauf  wurde 

beschlössen: 

Nachdem  dieHSfe  von  Frankreich,  Grossbritannien 

Russkand  an  daB9aiitschf  nBund  4ie  Elntadonr gl»- 

haben,  den  zur  Regierung  de»  Im  Ortont  begründeten 

christlichen  KSnigreichs  berufenen  Prinzen  Otto,  zweit* 

men  Sohn  Sr.  MiUestSt  des  KSnigs  von  B  a  i  e  r  n,  als  K S  n  ig 

f€riechenland  aneriLennen  zu  wollen ;  so  haben  die  souve- 

Fiirsten  und  Dreien  Städte,  —  in  Erwägung,  dass  dieOttoma- 

Ae  Pforte  sich  ihrer  Rechte  auf  Griechenland  fSnnllch  und 

licli  begeben,   und  eingewilliget  hat,  die  UnabhSngigkdt 

Landes  anzuerkennen,  —  in  ErwMgung,  dass  Se.  MaJestXt 

König  von  Baiem ,  nach  der  gleichfalls  an  den  Bund  gelang- 

Anzeige,  die  KSnigskrone  flir  diesen  minderjährigen  Prinzen 

»mmen  haben  —  beschlossen  und  beschliessen  hiermit : 

Dass  Seine  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Otto  von  Baiern 
Seiten  des  Deutschen  Bundes  als  König  von  Griechen- 
id anerkannt  werde.*) 

Der  gegenwärtige  Beschluss  wird  den  beim  Deutschen  Bunde 

litirten  Gesandten  der  drei  Htffe  in  Erwiederung  auf  deren 

vom  11.  September  1.  J.  durch  das  Präsidium  des  Bundes- 

und  Se.  Majestät  dem  Könige  von  Baiern  durch  Dessen 

idestags-Gesandschaft  zur  Kenntniss  gebracht  und  dabei  die 

»keHoffkiung  ausgedrückt,  dass  es  unter  dem  Schutze  der  gött- 

Vorsehung  den  Bemühungen  Sr.  Majestät  des  Königs  von 

iland  gelingen  möge,  Ordnung,  Ruhe  und  Wohlfahrt  in 

lenlaod  auf  feste  und  dauerhafte  Weise  zu  begründen,  und 

lordi  den  von  drei  Höfen  bei  Errichtung  dieses  christlichen 

iichs  vorgesetzten   wohlwollenden   Absichten   zu   ent- 

ien. 

Bai  er  n:  Die  Königliche  GesandschaR  ermangelt  nicht,  im 
Mineo  ihreslHofes  die  Theilnahme  der  den  Deutschen  Bund  bil- 
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dMdm  FOffBlM  mH  Dräflo  Städte  as  diesem  BrdgaiMe  dankta 


«)  KcWff  Otto,  eder  Tidairiir  ia  seineot  Naaien  die  fir  4le  Zd 

seiner  Minderjährigkeit  angeordnete  Regentsdiaft,   notificirl^ 

dem  Deutschen  Bunde  seine  Thronbesteigung   in 

Sehreiben  d.  d.  München,  den  5.  Ol^tober  1832. 

Yergl:  J.  L.  Rlüber,  Quellen-Samminng  u.  s.  w., 

S.75. 
J.  L.  Klfiber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  n 
(4.  Aufl.  1840)  S.  242. 


i 
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|ackliii  iar  Biidei-VersaBBliigftB  n.Iai 
itt,  betreffMi  das  StiBBTerhlltBlsi  8r.  Dmk* 
rlaiAtiesLandgrafeD  nHeisen-Hombarg. 

I  AchteSlUungamir.  MaiiasS. 

Praesldiam:  Nackdeoi  in  Beslelraiig  auf  das  Stlmn- 
rhiltDfss  and  den  Platz,  welchen  Se.  Durchlaucht  der 

Landgraf  zu  Hessen-Homburg*)  In  pleno  und  Inder 
Versammlung  einzunehmen  haben  werden ,  unter  sXmmt- 

BondesgUedem  Ueb^^lnstlmmnng  bestdit ,  so  dürfte  die- 

geoilss  der  Beschluss  zu  ziehen  seyn ,  und  Se.  Durchlaudit 

Herr  Landgraf,  in  Beantwortung  seines  Schreibens  vom  9. 

y.  J. ,  durch  das  PrSsidlum  mit  dem  Bemerken  hioron 

ioiHget  werden ,  dass,  nach  vorhergegangener  Begrtissung 

Tffstilndignng  mit  den  Gliedern  der  16.  Curie,  hinsichtlich 

erferderlicheD  inneren  Organisatton,  Seiner  Thellnahme  an 

Berathungen  dieser  hohen  Versammlung  kein  Anstand  mdir 

(Wege  siehe. 

Bferoach  wurde 

beschlossent 

1)  Seine  Durchlaucht  den  Landgrafen  zu  Hessen- 
barg in  pleno  mit  Einer  Stimme  zu  betheiligen ,  und  Den- 

mibeschadet  seines  Ranges ,  den  souverSnen  Fürsten  in 
Weise  anzureihen ,  dass  er  den  Platz  vor  den  Dreien  Städten 

2)  Seine  Durchlaucht  zu  veranlassen,  sich  im  engeren  Ratbe 
Ikziirl6.  Gesammtstimme  vereiplgten  Fürsten  anzu- 
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flchliessen,  demgemäss  wegen  Begriissung  und  Verstlndi- 
gung  mit  den  Gliedern  der  16.  Curie  hinsichtlich  der  erforder- 
lichen inneren  Oi^nisation  die  geeignete  Einleitung  zu  trelTen ; 

3)  Seine  Durchlaucht  den  Herrn  Landgrafen ,  in  Erwiede- 
rung auf  sein  Schreiben  vom  9.  Oktober  v.  J. ,  durch  das  Piüsi- 
diuffl  von  diesen  Beschlüssen  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  za 
setzen ,  dass ,  nach  erfolgter  Einigung  mit  den  Gliedern  der  16. 
Curie ,  der  bundesverfassungßiflMani  AusObung  seines  Stifflm- 
rechts  in  der-  engeren  Versammlung  kein  Hindemiss  Im  Wege 
stehen  werde ; 

4)'  die  PMrttfhAen  (Stltiet  der  M.  <hfsatniht»tittime,  ntMf 
AakxiuBänytsit  ihrerBertfl^rilltgkeil  ^4g€a  Aufcikilie  M  Laiti* 
grafea  von  Hossen-II#mburg  in  ihrer  Miite^  dwcb  ihre 
Gesandschaft  zu  ersuchen ,  sich  wegen  der  nothwendig  werden- 
den Veränderung  in  der  inneren  Oi^anisation  der  Curie  mit  dem 
Landgrafen  von  Hessen  in  daB^  IHnverntblnM  MAM ,  und  seiner 
2m  ttl»«P  die  Statt  seAmdedt  Veratändi^ng  weged  AwOlung 
d^  SUnmredits  In  der  engern  VersamrilMg  ^o  Anzdige  Adber 
ni«di«n  zn  wollen« 

.     a)  VergU  Diplomatisches  Aifchim.  a.  w.  ThLU^Abtkl« 
S.  78,  Nr.VU. 


itin«it» tat 


XI4TI. 

ffxoglich  Saclsen-iltenbiirgiscbei  Patent^ 
iiialmo  des  Prädicats  ,,Ht]ieit'^  betrefeidi 

vom  20.  April  1844. 0 


Wir  J#sepli^  voq  GottesGnaden  Herzog  zu  Sach* 
sen,  Jülich,  Kleve  und  Berg,  auch  Engern  und 
Westphalen  u.  s.  w.  u.  8.  w. 

Mermit  zu  wissen,  dass  Wir  in  Gemeinschaft  mit  Unseren 
in  Vettern,  den  Herzogen  von  Sachsen -Meiningen  und 
1860 -Cobui^- Gotha,  Liebden,  Liebden,  den  Rang  und  die 
Vrde  Unserer  Herzoglichen  Hituser  durch  AbXnderung  des  PrK* 
ite:  Durchlaucht  hervorzuheben  fiir  angemessen  und  ntfthlg 
ilet  und  Uns  demzufolge  mittels  eines  von  Uns  unterm 
Monats  unterzeichneten  Hausbeschlusses  dahin  vereinigt 
,  dass  von  heute  an  die  regierenden  Herzoge  zu  Sachsen, 
^  dlrecte  Nachkommen  in  erster  Generation  und  präsumtive 
fegienmgs-Nachfolger,  statt  des  bisherigen PrHdicats :  „Herzog- 
Durchlaucht' S  dasPrSdicat:  „Hoheit'«  Itihren werden  $  Wir 
das  gleiche  PrSdlcat  „Hoheit''  Unsem  vielgeliebten  Herren 
idern  für  Ihre  Person  mit  Einschluss  Ihrer  Gemahlinnen ,  die 
it  schon  ein  gleiches  PrSdlcat  haben ,  zu  ertheüen  Uns  bewo- 
^  gefimden  haben. 

Wonach  alle  Unsere  Behörden,  Diener  und  Unterthanen 


3S0 

geMUcIieD  und  weltlichen  SCieuides,  In  aUen  Anreden  und  An- 
schreiben sich  zu  achten  haben. 

Gegeben  Altenburg,  den  20.  April  1844«. 

(TL  SO     JTesepli,  H.  z.  S. 

E.  V.  Braun.    Hermann. 

ä)  Vergl:  Herzogl.  Sachsen-Altenbnrgische  Gesetz- 
sammlnng,  1844,  N.  10,  S.  10. 

Aehnliche  Bekanntmachungen  worden,  zn  gleicher  Zeit  — 
von  den  regierenden  Herzogen  von  Sachsen-Cohurg-Gothaimd 
Sachsen-Meiningen,  bald  darauf  von  den  regierenden  Herzogen 
von  Anhalt-Dessau,  Anhalt-Bernburg  und  Anhalt-Gö- 
then  erlassen. 


XIiTlI. 

|»ickli88  der  Bmdes- Verl ftmalmg  tob  II.  Ai- 
M  1M4,  betreffend  die  Brtheiling  dei  Praedieati 
julikeit''  an  die  regierenden  Herxoge  von  Brann- 
i^kweig,  Hatfan,Saeliion-Cobnrg-Oothay  Saok- 
lii-Ieiningen,  Sachsen -Altenlnrg,  Anhalt- 
pma,  Anhalt-Bernbnrg  nnd  Ankalt-Gftthon. 

t 

•'     In  der  sieben  und  zwaazigsten  Sitzuag  am  lA. 
puga8t  1844  (Separat-Protokoll)  wurde  einhellig 
f  beschlossen: 

f  Dass  von  Selten  des  Deutschen  Bundes  den  die  Regierung 
pkrenden  Durchlaucbtigsten  Herzogen  von  Braunschwelg, 
P«8tan,  Sachsen-Coburg'-Gotha,  Sachsen-Melnln- 
po,  Sachsen-Altenburg,  Anhalt-Dessau,  Anhalt- 
pernborg  und  Anhalt-Ctfthen  (Or  Ihre  Person  Statt  des 
SlikergeffihrtenPri[dlcaU,,Durcfalaucht<«dasPradtcat,,Hoheit«< 
;^e  beigelegt  werden ,  sobald  die  erforderliche  Notlflcation 
Aer  die  diessftdls  beliebte  Veründerung  des  PrSdicats  von  Selten 
w  dnrchlauchtigsten  Herzoge  bei  der  Bundes- Versammlung  eln- 
^I^Sasgen  seyn  wird. ') 

Iq  der  vertrauensvollen  Erwartung,  dass  die  durchlauch- 
^ten  Herzoge  weder  in  der  deutschen  noch  in  fremder  Sprache 
\tfAdiier  Bezeichnung  bedienen,  oder  eine  solche  in  Anspruch 
Jdmiea  werden ,  wodurch  Zweifel  darttber  entstehen  ktfnntea» 
^dordi  das  PrMdiciA,, Hoheit«'  ein  anderesals  Jenes  der,, Her- 
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zoglichen  Hobeit«^  gemeint  sey,  wird  von  der  nlheren  Bezdck- 
nung  desselben  Umgang  genommen. 

Gegenwärtiger,  ausdriickUcb  nur  die  Courtoisleflrage  der 
durchlaucbtigsten  r^erenden  Herzoge  erledigender  Beschlius 
soll  die  wecbselseltigen  RangverhSltnlsse  unter  den  souveribien 
HSusem  durchaus  nicbt  berQhren  und  vielmehr  hinsichtlich  des 
Ranges  und  Vortrittes  Alles  und  Jedes  in  der  bisherigen  Lage 
verbleiben. 

a)  Vergl.  auch:  Allgemeine  Zeitung  vom  26.  April,  2.,  3., 
4.,  7.,  12.,  17.,  23.  Mai,  1.,  9.,  10.,  12,  20.  Juni,  2.,  3.  Juli,  18., 
"iS. ,  t4. ,  25. ,  90»  August  und  2.  September  1844. 
.    B.  A.  2aohariae,  Peutsobes  Staats^  und  Bundesredit  ii.  &  w, 
Ablh.  III,  (Göttingen,  1845,  8.)  S.  195. 

Da  Jede  der  Machte ,  irelcfae  das  Aachener  Protoicoll  vom 
4%*  Okiober  1918  uoteizdehiiat  liaben  (Oesterrekk ,  Rreosseii,  IbiM* 
land ,  Frankreich  uad  Grossbritanoien)  Titelerböhongea  bei  jregißrea- 
den  Häusern  nur  in  Gemeiuschaft  mit  den  vier  andern  Mächten  anzu- 
4rkeBnen  sich  verpiicbttt,  ^  erfolgten  die  nSüiigeB  Eri^IlawigeD 
Seitens  des  K.  K.  Oesterreichischen  Cabinets  an  jene  Höfe. 

Bei  den  Verhandlungen,  welche  in  der  Bundes  -  Versammlung 
iiber  diesen  Gegenstand  gepflogen  wurden,  war  man  der  Ansicht, 
dass  eine  angemessene  Prädleatserhohung  nioht  aHein  bei  den  i^ 
gierenden  Herzogen  von  Saolisen  und  Anhalt ,  sondern  agngleich  bei 
nKnmUichen  Herzogen,  die  dem  Deutsdien  Bande  als  Mit^e- 
.Aeraogebditin,  "von  Seiten  deaseiben  aneriuimt  werde. 

Dem  Bosehlaasic  rom  16.  August  1S44  gemäas,  erfelgtBii  bleraof 
.(Ve  belreffendea  aaadrüdUiohan  Anzeigen  des  a«ge&ofttineiiea 
J^irädicateaMBoheit'%  Seitens  der  erwäbnien  r^gieseaden  H» 
.zpge,  bei  der  Bundes-Versanuabjog, 

Bald  darauf  wurde  der  Bundes-Versammlung  die  Annahme  des 
Prädjcates  „Königliche  Hoheit^'  von  Seiten  desKurpriazen 
und  Mitregenten  von  Hessen  notificirU  Meiirere  Mitglieder  des 
Deutschen  Bundes  verliehen  ihren  Regierungsnachfolgern  und  näch- 
sten Angehörigen  das  Prädicat  „KöniglicheHoheit^'  oder  andere 
höhere  Prädicate,  als  denselben  bisher  beigelegt  worden. 
So  erlheilte  z.  B.  der  König  von  Baiern  dem  Herzog  Maximi- 
lian In  Baiern  das  Prädicat  „Königliche  Hoheit.**  Der  Badt- 
aohe  Gesandte  macMe  die  Anzeige  bei  der  Bnndes-Ver- 
Ba.«»inliing^  daiaderGrossbers^g  von  Raden  dem  Brbgross- 
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herzog  vooBaden  dasPrädicat  „Königliche  Hoheit^*  und  den 
Prinzen  nnd  Prinzessinnen  des  Grossherzoglichen  Haa- 
ges das  Prädicat  ,,6rossherzogliche  HoheiV^  verliehen  habe. 
Seitens  des  Grossherzoglich  Hessischen  Gesandten  er- 
folgte die  Anzeige:  dass  der  Grossherzog  von  Hessen  durch 
haosgesetzliche  Bestimmung  dem  jedesmaligen  Erbgrossherzog 
das  Prädicat  „RöniglicheHoheit^^  und  den  sämmtlichen  übrigen 
TOD  einem  Grossherzoge  abstammenden  Prinzen  und  Prinzes- 
sinnen des  Grossherzoglichen  Hauses  das  Prädicat  „Gross- 
herzogliche Hoheit^^  eitt)0iH habe, 

Bei  mehreren  grossherzoglichen  Häusern  war  die  Bei- 
legung des  Prädicats  „Königliche  Hoheit^S  in  Beziehung  auf  den 
Iiich(b]ger  In  der  Refpierung,  sehonafrüher  üblich  und  unbe^lrUttti 
gewesen.  So  wurde  z.  B.  gleich  bei  der  Annahme  der  Grpssl^erzog- 
lielien  Wörde  von  Seiten  des  verewigten  Grossherzogs  von 
Sachsen-Weimar-ßiseqacb,  im  Jahre  1815,  bestimmt  und 
gesetzlich  festgesetzt:  es  solle  auch  der  jedesmalige  Erbgross- 
herzog das  Ptädicat  „Königliche  Hoheit^^  flihren.  Demgemäss 
hat  Se.  Klnüglichtt  Hoheii  der  jetzt  regierende  Grossherzog,  sofort 
lach  Annalune  der  QrossherzQglicben  Würde  von  Seiten  des  verewig- 
ten Gro^^l^er^Qg^^  den  Charakter  als  „Erbgrossherzog"'  «lit  dem 
Pradicate  ,|Rönigliche  Hoheit^'  angenommen  und  geführt.  Als 
am  14.  Juni  18128  der  jetzige  Grossherzog  zur  Regierung  gelangte, 
ist  von  dem  jetzigen  Erbgrossherzoge  das  Prädicat  „König- 
liche Hoheit'*  zu  gleicher  Zeit  mit  der  gedachten  ThronbesteiguAg 
Seines  Herrn  Vaters  angenommen  worden.  Bis  zur  Thronbesteigung 
Seines  Herrn  Vaters  führte  der  jetzige  Erbgrossherzog  das  Prädicat 
„Hoheit"  und  ebenso  führt  jetzt  Dessen  Herr  Sohn  €arl  Ati- 
gvflldas  PrMical  „Hoheit.'* 


.  m 


XEiTIII. 

BeschlnsB  der  BandiTs-Versammlniig  TOBT.Jdi 
1817,  betreffend  die  Bestellung  eigener  Agentei 

am  Bandestage. 

Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  7.  Juli  1817.*) 

Bei  Gelegenlieit  des  eben  gefassten  Beschlusses  ^)  äusserte 
der  Herr  Gesandte  der  16.  Stimme,  Freiherr  von 
Leonhardl:  er  erlaube  sich  den  Antrag  zu  machen,  ob  es 
nicht  rSthlich  wäre,  eigene  Agenten  von  Seiten  einer  hohen 
Bundes-Versammlung  zu  bestellen,  welche  für  alle  For ma- 
llen der  Eingaben  zu  sorgen  hätten. 

Sämmtliche  Herren  Gesandten  waren  damit  einverstanden, 
.und  kamen  Qbereln^  einen  Ausschuss  von  drei  MltgUedeni  zu 
wählen,  welcher  nähere  Vorschläge  über  die  Bestelluog  der 
Agenten,  ihre  Wirksamkeit,  Verpflichtung  und  Berechtigang 
zu  machen  ttbernähme.  Die  sogleich  vorgenommene  Wahl  fiel 
auf  die  Herren  Gesandten  von  Berg,  Freiherrn  von  Leon- 
hardl und  Senator  Smidt. 

Beschluss: 

Dass  die  Herren  Gesandten  von  Berg,  Freiherr  von  Leon- 
hardl und  Senator  Smidt  ersucht  werden,  Vorschläge  Ober 
die  Art  der  Bestellung  eigener  Agenten  am  Bundes- 
tage, ihre  Wirksamkeit,  Verpflichtung  und  Berech- 
tigung zu  machen.*) 


P   ff)  Vat^i:  Protokolle  der  Oenltehea  Baadee-yel"- 
manlnng,  Bd.  III,  S.  380,  Ml. 

b)  IKeser  Besefaliiss  betraf  die  Alnrdsiuig  einer  nnziiltoigen  Be- 
Itverte  „mit  der  gerechten  Rflge  der  in  derselben  vor- 
mmenden  und  die  der  hohen  Bandes-Verstmmlang 
dbildige  Achtang  rerletzenden  Ausdrücke.^ 

T^l:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamni* 
.      lang,  Bd.  m,S.  380. 

c) In  der  ein  and  fünfzigsten  Sitznng  am  24.  Novem- 
1817  yerias  der  Herzoglich  Holstein-Oldenburg-, 
alt-nndPfirstlich  Schwär  zburglsche Herr  Gesandte 
Berg  ein  Gutachten,  die  Bestellung  der  Agenten  bei 
Bnndes-Versammlnng  betrefflBad,  worin  die  in  der  41« 
dieses  Jahres  (§.  315)  gewählte  Commlssion,  von  derUs- 
Erfahrung  geleitet,  dass  öfters  auf  eine  unangemessene,  undeuU 
unbestimmte,  ja  selbst  unschickliche  Weise  abgefiBisste  Vor- 
bei der  hohen  Buudes-Versammlung  eingereicht,  und  von 
verflaissty  unterzeichnet  oder  übergeben  werden,  an  die  es 
halt,  die  EntSchliessungen  der  Bundes-Versammlung  gelangen 
;  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  auDitellt,  woraus  dies« 
d  zu  beurtheilen  seyn  dürfte ,  und  insonderheit  yon  der 
nng  ausgeht,  dass,  wenn  gleich  der  Recurs  von  Privatpersonen 
Bnndes-Versammlung  als  eine  Ausnahme  von  der  Regel  betracb- 
musse,  jedoch  jedem  Deutschen  der  Weg  an  dieselbe  jeder- 
<^«n  erhalten ,  und  daher  eben  so  sehr  der  Anschein  von  Er- 
als  von  Aufknunterung  zu  vermelden  sey. 

Bu  Gutachten  wurde  Z.  77  dem  Protokolle  angefügt,  unter  all- 
Einverständnisse  hierauf 

beschlossen: 

eofflndssarische  Gutachten  loco  äietaturae  drucken  zu  lassen, 
Uenäcbst  in  weitere  Berathung  zu  ziehen. 

^crgi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lang,  Bd.  lY,  S.  49,50. 

Anf  die  späterhin  (in  der  58.  Sitzung  vom  22.  December  1817  und 

9.  Sitzung  vom  16.  Februar  1818)  vorgetragenen  Gesuche 

'rAdvocaten  um  UebertraguQg  von  Agentenstellen  bei 

m.  25 


itv  ftuadec^- Verstttmlnng,  warde  b^achlosaen;  üti^ 
Gesuche  lediglich  ad  acta  zu  nehmca ,  •  .^ 

da  nad»  Massgabe  des  in  der  S5,  Sitsoiig  §»  412  gebaiUB  h 
Schlusses  vom  11.  December  1817  {d(e  Jb/a$iMä 
tmi  Einreiohung  4er  Privat"BeclamationtB\ 
der  Bunie^^Fersammlung  betr^ffhnd)  von  Anid 
lang  eigener  Agenten  dermalen  abstrahirt  w« 
sey.  ! 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen   Bundes-Versid 

lang,  Bd.  IV,  S.  147,291. 
Diplomatisches  Archiv  a.  s.  w.  Tbl.  K,  AbOi.  I,  S.  M7, 
Nr.  XXVI. 
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XlilX. 


itklisBdn'BiiideS'yeriamBliingTMi  10.  !!•• 
VI  1831,  betreffend  die  Fortdauer  der  voo  den 
ii«iBitgIiedern,  bii  xir  Vereinbarnng 
ireiidefittitiTesPressgesetz,  tbemMunenen 
|rpflicbtnng  nr  Anfsicbt  Aber  die  in  ihren  Lin- 
«Mheineidn  Zeitnngen,  Zeit-  ud  Fing* 

lehriften. 


Acbt  UDd  dreissigste  Sitzung  vom  10.  November 

II.') 

Pritidlum.    INe  K.  K.  Prifsidial •  Gesaadschaft  Ist  von 

alleitdchsten  Holle  zu  fiilgendeD  Antrifgen  angewiesen  > 

1)  Da  sammUlehe  Mitglieder  des  Deutschen  Bundes  die  fder« 

VerpflichtUBg  gegen  einander  tUtemottnien  hallen,  helder 

At  fiber  die  in  ihren  Lündem  erscheinenden  ZeHungen^ 

und  Fkigschrlften  nrtt  wachsamen  Ernste  zu  verfhhron, 

>*eie  Aufltieht  dergestalt  bandhaben  zu  lasMO,  daas  dadilrth 

Itigen  Klagen  und  unangenehmen  Erörterungen  auf  Jed« 

nSgtiebst  voigebeugt  vrerie,  ta  neuerer  Zeit  aber  den 

ineh  der  perlodtoch-^MIsoben  Presse  In  einer  hSolist  be» 

Welse  zugenommen  hat ;  so  wolle  die  Bundestiovi 

ling simmtliehen  DundeanglOTungen  diese,  bis  zur^Veri* 

über  ein  definitives  Pressgesetz  in-  v^er^Brafl  vev** 

Mc,  gegenseitige  Verpüehtaag  mit  de*  Emchen  in 

brlttgai,  die  geeigaeien  Mittel  will  Vorfoehmgeife 

25* 
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zu  treffen ,  damit  die  Aufsicht  Über  die  In  Ihren  Staaten  enMM- 
nenden  ZeitblStter  nach  dem  Sinne  und  Zweck  der  bestdiendoi 
Bundesiieschlüsse  gehandbabt  werde. 

2)  Da  die  Bundes  -  Versammlung  beftagt  ist,  die  zu  ihrer 
Kenntniss  gelangenden ,  unter  der  Hauptbestimmung  des  Press- 
gesetzes  vom  20.  September  1819  b^ffenen  SchritteB ,  in  wel- 
chem Deutschen  Staate  sie  auch  erscheinen  mSgen,  wenn  solche, 
nach  dem  Gutachten  einer,  von  ihr  ernannten  Commission,  der 
Würde  des  Bundes,  der  Sicherheit  einzelner  Bundesstaaten,  oder 
der  Erhaltung  des  Friedens  und  der  Ruhe  in  Deutschland  zuwider 
laufen,  zu  unterdrücken,  die  Commission  aber  durch  den  Alk 
gang  eines  Mitgliedes  nicht  vollzäblig  ist,  so  wolle  die  hohe 
Bundes-Versammlung  diese  Commission  durch  übliche  Wahl  er- 
gänzen. 

S&mmtliche  Gesandschaften  erklären  ihr  Einver- 
stSndniss  mit  dem  Präsidialantrag ;  es  wurde  sodann  zur  Wahl 
geschritten,  welche  auf  den  königlich-dänischen,  her- 
zoglich holsteinisch-  und  lauenburgischen  Herrn 
Gesandten  fiel,  sonach 

Beschluss: 

1)  Da  sämmtliche  Mitglieder  des  Deutschen  Bundes  die  feler- 
Hohe  Verpflichtung  gegeneinander  übernommen  haben ,  bei  der 
Aufsicht  über  die  in  ihren  Ländern  erscheinenden  Zeitno- 
gen,  Zeit-  und  Flugschriften  mit  wachsameo  Ernste  zu 
verfahren ,  und  diese  Ansicht  dergestalt  handhaben  zu  lassMs 
dass  dadurch  gegensettigen  Klagen  und  unangenehmen  ErSrte- 
ningen  auf  Jede  Welse  möglichst  vorgebeugt  werde ,  In  neuerer 
Zelt  aber  der  Missbrauch  der  periodisch  -  politischen  Presse  iA 
einer  höchst  bedauerlichen  Weise  zugeoMinen  hat;  so  brlfl^ 
die  Bundes-Versammlung  sämmüichen  Bundesregierungen  diese» 
Ms  zur  Vereinbarung  über  ein  definitives  Pressgesetz  in  v<dler 
Kraft  verbleibende,  gegenseitige  VerpOlchtuog  mit  dem  Ersuchet 
kl  EMnnerung,  die  geeigneten  Mitlei  und  Vorkehrungen  ztt 
ipellNi ,  damit  die  Aufsicht  über  4ie  in  ihren  Staaten  erscbelDeo- 
den  Zeitblätter  nadh  dem  Sinn  und  Zweck  der  bestehenden  Bua- 
desbeschiÜBae  gehandbabt  werde. 

•  2)  Die  nach  dem  Pressgeselze  vom  20.  September  lftl9  be* 
atehende  Bundestags-Commiastoa  wird  durch  die  auf  den  kBoigl. 


389 

IkeleB,  kenogl.  Mstdiiiflek-  uiid  lauenbiirglsdien  Herrn  Ge- 
lleD  geMene  Wahl  ergünzt. 

I)  Vergl:  J.  L.  Kluber,  Quellen -Sammlaiig  u.  8.  w.,  Port- 

S.  97  u.  f. 
Diplomatisches  Archiv,  Thl.  El,  Abth.  I,    S.  SSO— 332, 

,  Nr.  XLin.  —  S.  S7»-S81,  3Ö3,  Nr.  XLVII.  —  S.  SM, 
Nr.  XLVm.  -^  S.  409, 419,  Nr.  XLIX.  --  S.  422,  Nr.  L. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versammlung, 

S.  159,  160.--  Bd.  V,  S.204.—  Bd.  VI,  S.  213,  215, 

\.  {,f Fortrag  da Hensoglick UoUMi-^MmiMtrginkmh 

["  und  Fürstlieh  ScJkwarMäurgischen   Gesandten  ^    Herrn 

9erg:    üebersicht  der  verschiedenen   Gesetxge-' 

\gen  über  Pressfreiheit^    besonders  in  Deutsch'' 

.*0  -  Bd.  Vin,  S.  266,  274,  281 ,  289.  —  Bd.  X,  S.  259.  — 

,  S.  122,  150,  169, 175,  272,  S62,  371.  —  Bd.  XVI,  S.  149, 

iS2,276. 


Kine  sorgfältige  Sammlung  der  gesetzlichen  iBestim- 
igen  über  Pressrecht  in  allen  Deut  sehen  Bundesst  aa- 
let sich  in : 

itLSchletter,  Handbuch  der  Deutschen  Pressgesetzgebung 
(Leipzig,  1846,  8.)  S.  159  u.  f. 

I.  auch:  J.L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Deutschen  Bun- 
des 0.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  741  n.  f. ,  797,  208. 


i 


Wi. 


BfBtkUst  der  Bv^deg-VeriABmliBg  vtm  14  Jai 

1832^  betrellbnd  eine  ErUnteriing  des  provisori- 

schen  Pressgetetses  tob  20.  September  1819. ') 

In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  am  14.  Juni 
1832  wurde 

beschlossen: 

Die  hohe  Bundes -Versammlung  spricht  Ihre  Mefhung  dalriD 
aus,  dass  der  §.7,  Absatz  2,  des  Bundestags-Beschlus- 
ses vom  20.  September  1819^)  nicht  in  dem  Sinne  genom- 
men werden  kSnne ,  dass  die  dort  genannten  Verrasser ,  Heraus- 
geber und  Verleger,  wenn  sie  den  Vorscbrilten  dieses  Beschlus^ 
gemäss  gehandelt  haben ,  für  die  von  ihnen  verfassten ,  herausge- 
gebenen oder  verlegten  Schriften  auch  gegen  die  einzelnen  Bun- 
desstaaten von  aller  weiteren  Verantwortung  entbunden  seyea; 
dass  es  vielmehr  eine  selbstverstandene  Sache  sey^  dass  in  dieser 
Beziehung  die  Anwendung  der  Landesgesetze  auf  die  durcli  die 
Presse  begangenen  Verbrechen  oder  Vergehen  durch  die  Bundes- 
gesetze keinerlei  Beschränkung  unterworfen  sey. 

a)  Vergl:  Königlich  Preussisches  Patent  vom  S.April 
1847,  über  die  Publication  des  Beschlusses  der  Deutschen 
Bundes -Versammlung  vom  14.  Juni  1832,  die  Aaslegnng 
des§.  7  des  Bundestags-Beschlusses  vom  20.  September 
1819  betreffend. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 

Staaten,  1847,  Nr.  17. 
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CeDsar-Ediot  fSr  die  königl.  preussischen  Staaten 
yem  18.  October  1819. 

Gesetz-Sammlung  fär  die  Königliclien  Preus* 
sisehen  Staaten,  1819,  S.  224. 
k)  Dieser  AlMatz  des  §.  7  laatet: 

,4)ie  Verflisser,  Herausgeber  and  Verleger  der  unter  der  Haupi- 
bestiiiimang  des  §.  1  begriffenen  Schriften  bleiben  iibrigens,  wenn  sie 
Jen  Yorscfariften  dieses  Beschlussei  gemäss  gehandelt  haben ,  von 
iDer  weiteren  Verantwortung  tni ,  und  die  in  §.  6  erwähnten  Au^ 
ifriehe  der  Bnndes-Versammlnng  werden  ausschliessend  gegen  diu 
Sdiriften,  nie  gegen  die  Personen  gerichtet/* 
Vtrgl:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.w.  TU.  O,  Ablh.  I« 
S.  341 ,  342 ,  Nr.  XLDI. 


»>  »  *  tt* 


JLl. 


Beschlnss  der  Bnndes-Versammlang  Tom  5.  M 

1832,  betreffend  die  Avfhebnng  desCrrossherseg- 

lichBadiscIien  Press -Gesetzes.  *) 

Vier  und  zwanzigste  Sitzung  am  5.  Juli  1832. 

Es  wurde  vom  Praesldio  der  Entwurf  des  Beschlusses 
verlesen,  nach  vorheriger  Umfrage  von  sfimmtllchen  Ge- 
sa n  d  s  c  h  a  ft  e  n  als  den  Abstimmungen  der  Mehrheit  vollkommeo 
entsprechend  erkannt,  und  sonach 

beschlossen: 

Dass  das  am  1 .  M Srz  1.  J.  im  Grossherzogtbume Ba- 
den in  Wirksamkeit  getretene  Press-Gesetz  für  unverein- 
bar mit  der  bestehenden  Bundes-Gesetzgebung  Über 
die  Presse  zu  erklären  sey  und  daher  nicht  bestehen 
dfirfe. 

Dem  zufolge  spricht  die  Bundes -Versammlung  die  zuver- 
sichtliche Erwartung  aus ,  dass  die  Grossherzogliche  Regierung 
dieses  Press- Gesetz  sofort  suspendire,  und  zur  Vorbeugung  Jeder 
femer  davon  zu  besorgenden  Verletzung  der  Interessen  und 
Rechte  des  Bundes  oder  der  einzelnen  Bundesstaaten,  sich  die 
strenge  und  gewissenhafte  Handhabung  der  Bundes -Beschlüsse 
vom  20.  September  1819  und  vom  16.  August  1824  angelegen 
seyn  lassen  werde. 

Die  Bundes -Versammlung  erwartet  die  Anzeige  über  den 
Vollzug  dieses  Beschlusses  binnen  vierzehn  Tagen. 

a)  Vergl :  A.  H  u  1 1  e  r ,  Archiv  für  die  neaeste  Gesetzgebung  aller 
Deutschen  Staaten  u.  s.  w.  Bd.  VIII,  S.  23  u,  f.  „Zur  Sache  der 


9^ 

Btdiseheii  Press  -  Gesetzgebung.  —  Eio  Bdtng zur  bter- 
fietatioo  des  Artikel  XYIII  der  Bndes-Acle;'' 

An  SeUssse  dieses  Aufsatzes  beiss4  es  u.  a.: 

Jkr  Heraosgetier  dieses  Archivs  kaon,  so  oft  vou  deutseber 
Pressfreiheit,  von  Aufhebung  der  Gensur  die  Rede  ist,  nkht  <rfi  genug 
toan  erinnern,  dass  die  grossen  Bundesmäichte  daa  Reohl  einer  allge- 
Boinen  Pressgesetzgebung  dem  gesannitea  Bunde  vindicirt,  und 
Uglich  den  einzelnen  Bundesstaaten  die  Befiigniss,  in  dieser  Saehe 
isolirte  Venrnfanngen  zu  geben,  nicht  eiageräumi  haben.  Nameul- 
lieb  erklärte  das  K.  R.  Oesterreichische  Ministerium  in  einer, 
durefa  das  badische  Pressgesetz,  vom  Jahre  1832  veranlassten  Note 
von  27.  März  desselben  Jahres  ausdrücklich  :'^ 

„Wir  sind  fortwährend  der  Meinung,  dass  hei  der  engen  Ver- 
bindung, welche  die  Gemeinschaft  der  Sprache  und  Schrift 
zwischen  sämmtlidien  Deutschen  Volksstämmen  gestiftet »  nßd 
den. Deutschen  Bund  befestigt  hat,  der  Missbrauch  ni^als  ein 
blosses  Local  übel,  folglich  auch  die  Beschränkung  desselben 
nie  blos  als  ein  Objekt  der  Landesgesetzgebung  eines  Bundes- 
staats betrachtet  werden  könne;  u.  s.  w.^^ 

„Alles,  was  von  der  grossherzoglichen  Regierung  wegen  Ab- 
sdudAmg  der  Gensur  in  Folge  der  obigen  Motion  zu  erwarten  wäre, 
kann,  hingesehen  auf  die  Möglichkeit  des  Erfolgs  nur  darin  bestehen, 
dass  sie  das  vom  Bundestag  verheissene  allgemeine  deutsche 
Pressgesetz  in  Frankfurt  wiederholt  in  Antrag  brächte.  Aber 
wem  drangt  sich  hier  die  Bemerkung  nicht  auf,  das3  bei  den  divergi- 
leoden  Ansichten  der  Mächte  über  diesen  hochwichtigen  Gegenstand 
ein  gemeinsames ,  durchgreifendes  Pressgesetz  noch  lange  unter  die 
frommen  Wunsche  der  öffentlichen  Politik  gehören  werde  ?^^ 

„Wenn  man  derVortheile  eines  Schutz  und  Schirm  gewährenden 
Biimbiisses  nicht  beraubt  seyn  will,  so  gebietet  die  Klugheit,  die 
Naditheüe  ertragen  zu  lernen,  die  an  das  Uebergewicht  und  den  mo- 
nlisehen  und  politischen  Einfluss  der  stimmführenden  Bundesgenossen 
geknüpft  sind.  In  den  Annalen  des  Völkerrechts  alter  und  neuer  Zeit 
baben  einsichtsvolle  Publicisten  unklugen  Widerstand  zu  unrechter 
Zdt  und  gegen  mächtige  Gegner  stets  missrathen.  Bei  allen  Bünd- 
nissen und  Friedensschlüssen,  und  in  der  ganzen  Sphäre  völkerrecht- 
fidier  Bewegungen  ist  kluge  Nachgiebigkeit  gegen  mächtige  Nach- 
barn immer  eine  Hauptstaatsmaxime  gewesen,  und  diese  ist  so  natur- 
gcouiss,  dass  selbst  die  wilden  Volksstämme  sich  danach  richten. 

11.  8.  W." 


Ebendaselbst,  M.  I,  S.  ni^-4lll6t 
Vortrag  des  R«g'ie^Hiig8-€oiiiiiiissXrft,  Geh.  RatlisFrei- 
hetm  von  Weiler  bei  Vorlage  des  Pressg esetsitis  fSr  das  Gross- 
liertogthoin  Baden  (1831); 
Entwurf  de«  Pressgesetees,  von  der  CrossteteogHeh  Bad!-» 

sehen  Regfemng  den  SUInden  zor  Begntaehtnng  TorgeKigt; 
Commfsslons-Bericht  Ober  den  I.  und  n.  Titel  des  Press«' 

gesetz-Bntwnrfs,  erstattet  von  dem  Abgeordneten  Dati* 

ling^r; 
Press-Gesetz  nach  der  Annahme  der  zweiten  Ksflsmier; 
Gommissions-Bericht  Sber  den  III.  Titel  des  Entwürfe eÜMt 

Pressgesetzes,  namentlich  über  das  Pressverfaliren ,  erstattet 

von  dem  Abgeordneten  B  e  c  It ; 
Gommissions-Bericht  der  ersten  Kammer  iiber  den  I.  und 

II.  Titel  des  Pressgesetz -Entwurfs,  erstattet  vom  Professor 

Zell; 
Gommissions-Bericht  der  ersten  Kammer  Ober  den  IH.  Ute! 

des  Pressgesetz-Bntwnrfs,  namentlich  über  das  Pressverfohreo, 

erstattet  von  dem  Geh.  Rath  Freih.  v.  Rfidt; 
Gommissions-Bericht  Sber  die  Aendemngen  der  ersten  Kam- 
mer in  den  zwei  ersten  Titeln  des  Pressgesetz-Entwnrfs,  «^ 

stattet  vom  Abgeordneten  Duttlinger. 


KU. 


iiBcliliss  ^rBmides-yersaiiimliiig  vmii29.  Hih 
kberl8S2,  betreffend  die  Anveiidiiiig  dei  provi- 

rrigehen  Pressgeeetses  ?•■  20.  September  1819 
anck  aif  lithograpliirte  Sehriftei.  0 


^    k  der  rUaf  und  vlerzlgsteA  Sllzuog  am  29.  No- 
leaber  1832  wurde 

beaehlos0eA9 

Sbinttielie  R^eningeD  werden  veraatesst,  daraafzu  lud-« 
diasiHe  Vorschrirtea  dei  provtgorUeheii  Buadea« 
essgeselzea  ntelt  nur  bei  gedruckten,   aondmi, 
sieh  Midies  von  aelbat  veraMit,  anch  bei  lithogra«' 
kirten  Schriften  in  Anwendung  gebracht  werden* 
I 

0)  Vergl:  J.  L.  Kliiber^  QneVea-'SanNnlaag  u,  i.  w«  Pen» 
8.10«. 


BeiclilnsB  der  Bundes  -  VersammliiDg  vom 
cember  1834,  betreffend  denDevtscienBnckbandel 

In  der  zwei  und  vierzigsten  Sitzung  am  4.  Decei 
b er  1834  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  aus  den  Herren  Gesandten  von  Oesterreich ,  Prens- 
sen,  Baiern;  Königreich  Sachsen  und  Baden  als  MitgUedmi,  iaai 
den  Herren  Gesandten  von  Württemberg  und  der  firetea  St4 
Frankftut,  als  Stellvertretern ,  bestehende  Com mission  ^ 
ersucht,  in  ErwSgung  zu  ziehen  und  zu  begutachten,  hi 
jäm  über  die  Organisation  des  Deutschen  Buchhaad^ 
elnUebereinkommen  unter  sSmmtlichen  Bundese^iedam 
treffen  sey. 

2)  Die  höchsten  und  hohen  Regierungen  werden 
geachtete  Buchhändler  ihrer  Staaten  Ober  diesen 6i 
genstand  vernehmen  und  die  Ergebnisse  dies^V< 
an  die  Bundestags-Commission  gelangen  zu  lassen.  i 

a)  Vcrgl:  A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzge» 
aller  Deutschen  Staaten  u.  s.  w. ,  Bd.  VI ,  S.  176.  ] 


IiIT. 

■ 

iMeklisi  toBmideS'VersamBliftg  ?om  10.  De- 
eaaber  1835,  betreffend  das  Verbot  der  Schriften  ans 
tointer  der  Bezeichnung  „das  jnnge  Dentscbland" 
ito  „die  jnnge  Literatnr"  bekannten  literarisdei 

Schnle.  *) 

I 

In  der  ein  und  drelssigsten  Sitzung  am  10.  De- 
cember  1835  wurde 

tieschlossen: 

Naehdem  sich  In  Deutocliland  In  neuerar  Zeit ,  und  zuletzt 
unter  der  Benennung  ^^das  Jange  Dentscbland**  oder  ,,dte 
jQDgeLiteratur'S  eine  literarische  Schule  gebildet  hat,  deren 
Bemfihungen  unverholen  dahin  gehen,  in  belletristischen,  flir  alle 
Klassen  von  Lesern  zugänglichen  Schriften  die  christliche  Reli- 
gion auf  die  firechste  Weise  anzugreifen,  die  bestehenden  socialen 
Verhältnisse  herabzuwürdigen  und  alle  Zucht  und  SIttllchlLeit  zu 
zerstören :  so  hat  die  Deutsche  Bundes- Versammlung ,  —  in  Er- 
wägung, dass  es  dringend  nothwendig  sey^  diesen  verderblichen^ 
die  Grundpfeiler  aller  gesetzlichen  Ordnung  untergrabenden  Be- 
strebungen durch  Zusammenwirl^en  aller  Bundesr^erungen  so- 
fort Einhalt  zu  thun ,  und  unbeschadet  weiterer  vom  Bunde  oder 
von  den  Re^erungen  zur  Erreichung  des  Zweckes  nach  Umstan- 
den zu  ergreifenden  Massregeln ,  —  sich  zu  nachstehenden  Be- 
stimmungen vereiniget : 

1)  SMmmtliche  Deutsche  Regierungen  Übernehmen  die  Ver- 
pUchtuog,  gq;en  die  Verfasser^  Verleger,  Drucker  und  Verbreiter 
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der  Schriften  aus  der  unter  der  Bezeichnung  „das  Junge  Deutsch- 
land«^ oder  „die  Junge  Literatur««  bekannten  literarischen  Schule, 
zu  welcher  namentlich  Heinrich  Heine,  Carl  Gutzkow,  Hein- 
rich Laube,  Ludolph  Wienbarg  und  Theodor  Mund t  gehS- 
ren ,  die  Straf-  und  Polizei  -  Gesetze  ihres  Landes ,  so  wie  die 
gegen  den  Missbrauch  der  Presse  bestehenden  Vorschriften,  nach 
ihrer  vollen  Strenge  in  Anwendung  zu  bringen ,  auch  die  Ver- 
breitung dieser  Schriften ,  sey  es  durch  den  Buchhandel ,  durch 
Leihbibliotheken  oder  auf  sonstige  Weise,  mit  allen  ihnen  gesetz- 
lich zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  verhindern. 

2)  Die  Buchhändler  werden  hinsichtlich  des  Verlages  und 
Vertriebes  der  oben  erwähnten  Scbrilten  durch  die  R^gierungeh 
in  angemessener  Weise  verwarnt  und  es  wird  ihnen  gegenwärlig 
gehalten  werden,  wie  sehr  es  in  Ihrem  wohlverstandenen  eigenen 
Interesse  liege ,  die  Massregeln  der  Regierungeil  gegen  die  zar» 
störende  Tendenz  Jener  literarisctiea  Erzeugnisse  auch  ihrerseits, 
mit  Rücksicht  auf  den  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  Schutz 
des  Bundes^  wirksam  zu  unterstützen. 

3)  Die  Regierung  der  iY*eten  Stadt  Hamburg  wird  aufgefor- 
dert, in  dieser  Beziehung  insbesondere  derHofltaiann-undCampe'- 
schen  Buchhandlung  zu  Hamburg,  welche  vorzugsweise  Scbrifleo 
•biger  Art  in  Verlag  und  Vertrieb  hat,  die  geeignete  Verwamuog 
sugehen  zu  lassen. 

a)  Ein  vollständiges  Verzeichuiss  der  di^rch Beschlüsse  der 
Bundes-Versammlung  seit  dem  Jahre  1823  bis  auf  die  neueste 
Zeit  untersagten  periodischen  und  anderep  Schriften  liefert: 
H.  Th.  S  c  h  1  e  1 1  e  r ,  Handbuch  der  Deutschen  Pressgesetzgebung, 
S.  147-^158,  350. 
Vergl.  auch:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
S^ämmlung,  Bd.  XV,  S.  178. 

J.  L.  R I  li  b  er ,  QueÜen-Sammhingu.  s.  w.,  I^ortsetzung,  8. 87—100. 
-  A.  Müller,  Archiv  för  die  neueste  Gesetzgebung  aller  Deutscliefl 
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Staaten  m  9.  w.  Bd.  IV,  S.  457  u.  f. 
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liniglich  Prenssiscke  Cabinetsordre  vcm  8.  ft* 
klar  1846,  das  Verbot  des  Debits  der  Verlags- 
iid  Commissiens-Artikel  des  vormaligen  lite- 
rarischen  Gomptoiri  in  Ztrieh  indWintertlisri 
jetzt  der  BnchbandUng  Fröbel  nnd  Comp,  zn 
Ztricky  fftr  den  ganzen  Umfang  der  Prenssi- 
schen  Honarchie  betreffend.*) 

In  Folge  der  BescblQsse  der  Deutschen  Bundes- 
versammlung vom  12.  Juni  v.  J.  und  15.  Januar  d.  J. 
bestimme  Ich  hierdurch  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie : 
dass  für  Verlags-  und  Commissions-ArtilLel  des  vormaligen  lite- 
rarischen Comptolrs  zu  Zürich  und  Winterthur,  Jetzt 
derBuchhandlung  Fröbel  und  Comp,  zu  Züric-h,  eine 
Debitserlaubniss  (Verordnung  vom  23.  Februar  1843,  §.11,  JVr.3) 
nicht  mehr  ertheilt  und  der  Debit  bisher  erlaubter  Verlags-  und 
Comroissions-Artiicel  des  genannten  literarischen  Comptolrs  und 
der  genannten  Buchhandlung  nur  noch  in  so  weit,  als  es  zur  Auf- 
rtomung  der  schon  vor  Publication  des  gegenwärtigen  Erlasses 
von  inländischen  Buchhändlern  wirklich  angekauften  Exemplare, 
deren  Zahl  von  der  Polizeibehörde  bei  Jedem  zur  getreuen  An- 
gabe hierüber  verpflichteten  Buchhändler  genau  festzustellen  ist, 
gestattet,  im  Uebrigen  aber  der  Debit  sämmtlicher  Jetzigen  und 
zukünftigen  Verlags-  und  Commissions •  Artikel  dieses  Uterari- 
Khen  Comptolrs  und  dieser  Buchhandlung  bei  Vermeidung  der 
durch  die  Verordnung  vom  18.  October  1819,  Artikel  XVI  Nr.  5, 
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und  den  Erlass  vom  6.  August  1S37,  Nr.  4,  angedroheleii  vmk 
mit  der  im  zweiten  Satze  des  §.  14  der  Verordnung  vom  30.  Joil 
1843  bestimmten  Massgabe  anzuwendenden  Strafe  bis  auf  Wek 
teres  gBnzIich  verboten  seyn  soll. 

Dieser  mein  Befehl  ist  durch  die  Gesetz-Sammlung  zur  BftBU 
liehen  Kenntniss  zu  bringen. 

R^rlin,  den  8.  Februar  1846. 

Frledrleh  HTIllielm. 

An  tte  Staats -Minister  v.  Bodelschwingh,  Uhden 

Freiherrn  v.  Canitz. 

a)  Yergl:    Gesetz -Sammlung  für   die   Königlie! 
Prenssischen  Staaten,  1846,  S.  155.  Nr.  11. 


i 


•  • 


tiiglick  Prenssisclie  Cabinetsordre  TomlG.Ai- 
1827,  wegen  ImleitmiK  einer  Vereiabarnng  mit 
I  einzelnen  Staaten  desDentschenBnndei, 
in  Zweck  gemeinschaftlicken  Sckntzes  der 
lekte  der  Schriftsteller  nnd  Verleger  wider 
den  Bftcker-Nachdrnck.  0 

Da  zur  Zeit  die  Verhandlungeo  am  Bundestage  In  Frankfurt 
Kalo,  um  in  Folge  des  XVIII.  Artikels  der  Deutschen  Bundes- 
zu  gleichförmigen  Bestimmungen  Über  die  Sicherstellung 
Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Nachdruck  zu  gelan- 
1  noch  nicht  zum  gewünschten  Resultate  geltihrt  haben ;  so 
laige  Ich  die  in  Ihrem  gemeinschaftlichen  Berichte  vom 
^.  M.  in  Antrag  gebrachte  Einleitung  einer  Verhandlung  mit 
llenigen  Deutschen  Staaten ,  in  denen  der  BUcher- Nachdruck 
teo  ist,  um,  mit  Vorbehalt  der  weiteren  Erledigung  dieses 
lilBastandes  durch  gemeinsamen  Bundes -Beschluss, 
lA  vorlSttOg  über  den  Grundsatz  zu  vereinbaren ,  dass  in  An- 
iMuQg  der  vorhandenen  Gesetze  der  Unterschied  zwischen 
kfioder  und  Ausländer  in  Beziehung  auf  die  gegenseitigen  Un- 
t^haoen  auTgehoben  und  denselben  wegen  Ihrer  Verlags- Artikel 
*  gleicher  Schutz  wie  dem  Inländer  zu  Thell  werde.  Auch 
IMmige  Ich ,  dass  die  Vereinbarungen ,  sobald  sie  durch  Aus- 
tttsch  von  Ministerial-Erkl8rungen  vollzogen  worden ,  durch  die 
fioeiz- Sammlung  zur  StfentUchen  Kenntniss  gebracht  werden, 
m.  26 
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um  auf  den  Grand  Meiner  gegenwärtigen,  ebenhlU  in  dteGetel 
Sammlung  auftninelimenden,  Ordre  Gesetzeslurafl  zu  erhallai. 

Teplitz,  den  16.  August  1827. 

Fiiedriek  HTtllieliik 

An 
die  Staatsminister  s 

Preilierren  von  Altenstein,  von  Schuckmann, 
Grafen  von  Berns torff  und  Grafen  von  Dankelmann. 

n)   Vergl:   Gesetz  -  Sammlung   für   die   Königlicl 
Preussischen  Staaten,  1827,  S.  123,  Nr.  17.  i 

i 

I 


< 


JaTWM. 

tiiglie^  Premsiscke  linisterial-BrkUriftg 
1 11.  SeptMiber  1827,  tter  die  ait  HaiiB«T«r  g«- 
iMEneVereinbaring,  deoSchntx  der  Reckte  der 
Kkriftsteller  ud  Verleger  ii  den  beiderlei- 
gel  Staaten  wider  den  Bflcber-Nachdriok 

betreffend.  *) 


f 


Du  KSolglich  Preussifiche  Mtiristeriuin  der  auswXiiigen  An- 
HegeDbeften  erklSri  hierdurch,  in  GemKssbelt  der  ihm  von  Seiner 
matSi  ^beuten  ErmBehtigiing : 

f  oadideflk  von  der  Königlich  Grossbritannisch-HanikSvttlschen 
*  Regierung  dieZusichening  erilieilt  worden  ist,  dass  vortflufig 
und  bis  dahin ,  dass  es  nach  ArtUcd  XVIII  der  Deutschen 
Biindes-Acte ,  zu  einem  gemeinsamen  Bundes-Beschluss  zur 
Stcherstellung  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger 
gegen  den  Bücher-Nachdruck  kommen  wird,  diejeni- 
gen gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  zu  Gunsten  der  ein- 
heimischen Schriftsteller  und  Verleger  in  den  KSniglich 
HannSverfschen  Landen  gegenwärtig  bestehen ,  in  ganz  glei- 
chem Masse  auch  zum  Schutze  der  Schriftsteller  und  Ver- 
leger der  Preussischen  Monarchie^  ftir  giiltig  erklärt  und  in 
Anwendung  gebracht  werden  sollen, 
*>«  das  Verbot  wider  den  Bücher -Nachdruck,  so  wie  solches 
hcreiu  im  ganzen  Bereiche  der  Preussischen  Monarchie,  zum 
fchutz  der  inländischen  Schriftsteller  und  Verleger,  nach 
(n  in  den  einzelnen  Provinzen  geltenden  Gesetzen  besteht,  auch 

26* 
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auf  die  Schriftsteller  und  Verleger  des  RSnigrelchs  Hannover 
Anwendung  findet ,  und  mithin  Jeder  durch  Nachdruck  oder  des- 
sen Verbreitung  begangene  Frevel  gegen  letztere,  nach  denselben 
gesetzlichen  Vorschriften  beurthellt  und  geahndet  werden  soUe, 
als  handelte  es  sich  von  beeinträchtigten  Schriftstellern  und  Ver- 
l^ern  in  den  Preussischen  Staaten  selbst. 

Gegenwärtige  Erklärung  soll,  nachdem  sie  gegen  eine  über- 
einstimmde  von  dem  Königlteh  Groflsbritannfsch-HannSverischeo 
Cabinets -Ministerium  vollzogene  Erklärung  ausgewechselt  wor- 
den seyn  wird^  durch  öffentliche  Bekanntmachung  in  den  diessei- 
tigen Staaten  mit  dem  t.  November  des  laufenden  Jahres  1827 
in  Kraft  und  Wirksamkeit  treten. 

Berlin,  den  11.  September  1827. 

Königlich  Preussisches  Ministerium  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten. 

von  SchSBberg. 

Vorstehende  Minislerial-Erkläroi^  wird,  nachdeoi  solche 
gegen  eine  Übereinstimmende,  von  demKitnlglich  Grosshritannisoh- 
HannSverischen  Cabinets-Ministerfum  unterm  7.  Sei^mlier  1827 
vollzogene,  Erklärung  ausgetauscht  worden  ist,  unter  BexidiUDg 
auf  die  AilerfaSc^ste  Cabinets-Ordre  vom  16.  Auguat  1827,  hier- 
durch zur  Hffentllchen  Kenntniss  gebracht. 

Berlin,  den  27.  September  1827. 

Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

von  Scbönberg. 

4)  Verfl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königl.  Preos- 
sischen  Staaten,  1827,  S.  124,  Nr.  17,  ferner: 

Ministerial-Erklärung  vom  18,  Se^mber  1827,  ober  die 
mit  dem  Grossherzogthum  Hessen  getroffene  Vereinba- 
rung, die  Sicherstellung  der  Rechte  der  Schriftsteller 
und  Verleger  in  den  beiderseiligen  Staaten  wider  den  Bücher- 
Nachdruck  betreffend. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlich  Preussischen 
Staaten,  1827,  S.  125,  Nr.  17.  • 
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XlDi8teriai-ErklaruDgeii,ycr«iaJi«raBfen4cDsel- 
kaCageBsianillMtreffeiMi,  mit: 
Oideabarg,  vom  27.  SqitAiiiIier  1827, 

(teseia-Sammlongu.  s.  w.,  i9S7^  S«  126,  Nr.  17; 
'Sehaambttrg-Lippe,  vina 24.  September  1S27, 

eesetz-SammUiig  «•  a.  w.,  1&27,  S.  16S,  Nr.  20; 
BravDtehweig,  Tem  4»  Oetober  1827, 

Gesetz-Sammlang u.  s.  w«,  1827,  S.  164,  Nr.  20; 
Mcbwarabmrg'^SottAerBbaaseD,  vom  6.  Ooteber  1827, 
•  Geaets-SammluDga.  s.  w.,  1827,  S.  185,  Nr.  20; 

ILibeck,  vom  19.  Oelober  1827, 

1         Gesetz-Sammlanga.  s.  w.,  1827,  S.  187,  Nr.  21; 
^chwarzbarg^Radolstadt,  vom 20.  Oelober  1827, 
j         Gesetz-Sammlangn.  §.  w.,  1827,  S.  180,  Nr.  21; 
Bremea,  vom  20.  Ootober  1827, 

Gesetz-SammliiDga.  8.  w.,  1827,  S.170,  Nr.  2t; 
llöaigreich  Sacbsen,  vom  28.  Ootober  1827, 

Gesetz-SammlQDgQ.  s.  w.,  1827,  S.  172,  Nr.  21; 
Lippe-Detmold,  vom  20.  Octeber  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1827,  S.  175,  Nr.  32; 
assan,  vom  5.  November  1827, 

Gesetz-Sammlung  a.  s.  w.,  1827,  S.  177,  Nr.  22; 
4ienzollern-Sigm»ringen,  vom  22.  November  1827, 
Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1827,  S.  179,  Nr.  22; 
ehsen-Coburg-Gotba,  vom  27.  November  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1827,  S.  181,  Nr.  22; 
ecklen bürg- Schwerin,  vom  7.  November  1827, 
Gesetz-Sammlung u.  s.  w.,  1828,  S.  2,  Nr.  1; 
Mecklenburg- Streit tz,  vom  27.  November  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  S,  Nr.  1; 
Saehsen-Altenburg,  vom  8.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  7,  Nr.  1; 
Üolienzollern-Hecbingen,  vom  8.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung  n.  s.  w.,  1828,  S.  9,  Nr.  If; 
jÜBhalt-Bernburg,  vom  9.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  10,  Nr.  1 ; 
^leass-SchleitznndReuss-Lobenstein,  vom  10.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  11,  Nr.  1; 
Anhalt-Dessau,  vom  11.  December  1827, 

Gesetz-Sammlungn.  s.  w.,  1828,  S.  13,  Nr.  2; 
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Baden ,  rom  4.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlang n.  s.  w.,  1828,  S.  14,  Nr.  3; 
Reass-Plauen,  ältere  Linie  zu  Greiz,  voml8.Jannarl8t 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  15,  Nr.  2; 
Dänemark,  fGr  die Herzogthumer  Holstein,  Lanenbarg« 
Schleswig,  vom  11.  December  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  17,  Nr.  3; 
Wal  deck,  vom  26.  November  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  21,  Nr.  4; 
Sachsen-Weimar-Eisenach,  vom  18.  Janaar  1828, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  22,  Nr.  4; 
Württemberg,  vom  19.  Februar  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  2S,  Nr.  4;    ( 
Sachsen-Meiningen,  vom  7.  Februar  1828, 

Gesetz-Sammlung  n.  s.  w.,  1828,  S.  27,  Nr.  4: 
Hamburg,  vom  13.  Juli  1828, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  91,  Nr.  14; 
Anhalt-Köthen,  vom  8.  Mai  1829, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1829,  S.  39,  Nr.  6; 
Kurfurstenthum  Hessen,  vom  30.  October  1829, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1829,  S.  127,  Nr.  17. 


Eiliss  der  Brntdes-VersamiiiliiBi;  Tom  0.  Sep- 
1832,    betreffend   die   Sioherstellnng  der 
te  der  Sekriftsteller  md  Verleger  gegen 
den  Nachdrnck. ') 

In  der  drei  und  dreisslgsten  Sitzung  am  6.  Septem- 
kr  1832  erfolgte  nachstehender 

Beschluss: 

Um  nach  Artikel  XVIIP  der  Deutschen  Bundes -Acte  die 
Recbte  der  Scbriflsteller ,  Herausgeber  und  Verleger  gegen  den 
pachdruck  von  Gegenständen  des  Buch-  und  Kunst-Handels 

eer  zu  stellen ,  vereinigen  sich  die  souveränen  FOrsten  und 
^D  Städte  Deutschlands  vorerst  über  den  Grundsatz ,  dass  bei 
Afi^endung  der  gesetzlichen  Vorschriften  und  Massregeln  wider 
in  Nachdruck ,  in  Zukunft  der  Unterschied  zwischen  den  eige- 
im  Unterthanen  eines  Bundesstaates  und  Jenen  der  übrigen  im 
feeotschen  Bunde  vereinten  Staaten  gegenseitig  und  im  ganzen 
^mfai^e  des  Bundes  in  der  Art  aufgehoben  werden  soll,  dass  die 
perausgeber,  Verleger  und  Schriftsteller  eines  Bundesstaates  sich 
n  Jedem  andern  Bundesstaate  des  dort  gesetzlich  bestehenden 
mutzes  gegen  den  Nachdruck  zu  erlteuen  haben  werden. 

Die  bScbsten  und  hohen  Regierungen  werden  die  zur  Voll- 
xielHiBg  dieses  Beschlusses  nöthigen  Verfügungen  erlassen ,  wie 
teses  geschehen,  so  wie  Ul)erhaupt  von  den  gegen  den  Nachdruck 
^cslehenden  Gesetzen  und  Anordnungen ,  binnen  zwei  Monaten 
^  Bandes- Versammlung  Mittheilung  machen. 
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a)  Nachdem  in  Folge  der  Koni  gl.  Preassischen  Cabinets- 
Ordre  vom  16.  August  18!^  (s.  oben)  von  dem  R.  Pr.  Ministeriom 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  dem  grössten  Theile  der 
Deutschen  Bundesstaaten  über  die  Sicherstellung  der  Rechte 
der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Bücher -Nachdruck  bereits 
in  den  Jahren  1827,  1828  und  1829  l)esondere  Vereinbarungen 
über  den  Grundsatz : 

dass  in  Anwendung  der  deshalb  vorhandenen  Gesetze ,  der  Un- 
terschied zwischen  Inländern  und  Ausländem  in  Beziehung  auf 
die  gegenseitigen  Unterthanen  aufgehoben  und  denselben  ein 
gleicher  SchuU  wie  den  Inländern  zu  Theil  werde, 
getroffen  worden ,  trat  (}ie  Deutsche  ßundes-Vei'sammlung  auf  den 
AntragdesKönigl.  Preuss.  Bundestags-Gesandten  über 
die  Annahme  dieses  Grundsatzes  zwischen  sämmtlichen  Bundesstaaten 
in  Berathung.  und  vereinigte  sich  auf  den  Grund  der  letzteren  zo 
obigem  Beschlüsse. 

Vergl.  auch:  Königl.  Preussische  Verordnungüber die 
Anwendung  des,  von  der  Deutschen  Bundes- Versammlung  unterm 
6.  September  1832  gefassten  Beschlusses,  die  Sicherstellnng 
der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den 
Nachdruck  betreffend,  auf  die  zum  Deutschen  Bunde 
nichtgehörigen  Provinzen  der  Monarchie,  d.  d.  Berlin, 
den  12.  Februar  1833. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1833,  S.  25,  Nr.  4. 

S.  ferner:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  II,  S.  159, 160.  -^  Bd.  VI,  S.  55-^.  --  Bd.  VU, 
S.  66,  68  u.  f.  ^  Bd.  XIII,  S.  221.  —  Bd.  XV,  S.  122, 129,  310, 321, 
822,  324,  327.  

Eine  mit  grosser  Genauigkeit  zusammengestellte  Sammlung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  literarisches  Ei- 
gen th  um  findet  sich  in: 
H.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  Deutschen  Pressgesetzgebung, 

S.  8  u.  f. 
Vergl.  auch:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bun- 
des tt.  8.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  322,  707  u.  f. 


leioklvss  der  Bundes- Yersammliing  TOm  9.  No- 
foikr  1837,  wi^eDÄnnahme  gleichförmiger  Grund- 
iltxe xnm Schutze  des  schriftstellerischennnd 
klistlerischen  Eigenthams  gegen  Hachdrnck 
nd  nnhefngte  Naokbilding. 

t     >■ 
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In  der  ein  und  dreisslgsten  Sitzung  vom  9.  No- 
vember 1837*)  vereinigte  sicli  die  Bundes -Versammlung  zu 
folgendem 

Beschlüsse:^) 

Die  im  Deutseben  Bunde  vereinigten  R^erungen  kommen 
ObereiA,  zu  Gunsten  der  im  Umfange  des  Bundesgebietes  ersehet- 
neodea  Uterarischen  und  artistischen  Erzeugnisse  folgende  Grund- 
sitze  in  Anwendung  zu  bringen : 

Artikel  i. 

Literarische  Erzeugnisse  alier  Art,  so  wie  Werice  der  Kunst, 
sie  mSgen  bereits  veröffentlicht  seyn  oder  nicht,  dürren  ohne  Ein- 
wBBgung  des  Urhebers  oder  Desjenigen,  welchem  derselbe  seine 
Rechte  an  dem  Originale  übertragen  hat,  auf  mechanischem 
Wege  nicht  vervielfältigt  werden. 

Artikel  t. 

Das  im  AriilLel  1  bezeichnete  Recht  des  Urhebers  oder  Des- 
sen,  der  das  Eigenthum  des  literarischen  oder  artistischen  Wer- 
kes erworben  hat ,  geht  auf  dessen  Erben  und  Recblsnacbfolger 
9ker,  und  soll ,  in  so  fem  auf  dem  Werice  der  Herausgeber  oder 
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Verleger  genannt  ist,  in  sSmrotllchen  Bundesstaaten  min4e- 
stens  während  eines  Zeitraumes  von  zelin  Jaliren  anerlLanBt 
und  geschlitzt  werden. 

Diese  Frist  von  zehn  Jahren  ist  für  die  in  den  letztverflos- 
seneu  zwanzig  Jahren  im  Umfange  des  Deutschen  Bundesgriiiets 
erschienenen  Druckschrillen  oder  artistischen  Erzeugnisse  vom 
Tage  des  gegenwärtigen  Bundesbeschlusses ,  hei  den  künftig  er- 
scheinenden Werken  vom  Jahre  ihres  Erscheinens  an,  zu  rechnen. 

Bei  den  in  mehreren  Abtheilungen  herauskommenden  Wer- 
ken ist  diese  Frist  für  das  ganze  Werk  erst  von  Herausgabe  des 
letzten  Bandes  oder  Helles  zu  zählen ,  vorausgesetzt ,  dass  zwi- 
schen der  Herausgabe  der  einzelnen  Bände  oder  Hefte  kein  län- 
gerer als  dreijähriger  Zeitraum  verflossen  ist. 

Artikel  S. 

Zu  Gunsten  von  Urhebern,  Herausgebern  oder  Verlegern 
von  grossen,  mit  bedeutenden  Vorauslagen  verbundenen  Werken 
der  Wissenschaft  und  Kunst  (Artikel  1)  wird  das  ausgesprochene 
Minimum  des  Schutzes  der  Gesammtheit  gegen  den  Nachdrudc 
(Artikels)  auch  bis  zu  einem  längeren,  höchstens  zwanzig- 
jäh r  i  g  e  n ,  Zeiträume  ausgedehnt ,  und  hinsichtlich  derjenigoi 
Hegierungen,  deren  Landes- Gesetzgebung  diese  verlängerte 
Schutzftist  nicht  ohnehin  erreicht,  diesrails  eine  Vereinbarung 
am  Bundestage  getroifen  werden,  wenn  die  betrelTendeflegierung 
drei  Jahre  nach  dem  öffentlichen  Erscheinen  hierzu  den  Antrag 
stellt. 

Artikel  4. 

Dem  Urheber ,  Verleger  und  Herausgeber  der  Originalien 
nachgedruckter  oder  nachgebildeter  Werke  steht  der  Ansprudi 
aur  volle  Entschädigung  zu. 

Ausser  den  in  Gemässheit  der  Landesgesetze  gegen  denNacii- 
druck  zu  verhängenden  Strafen  soll  in  allen  Fällen  die  Wegnahme 
der  nachgedruckten  Exemplare,  und  bei  Werken  der  Kunst  auch 
noch  die  Beschlagnahme  der  zur  Nachbildung  gemachten  Vorrich- 
tungen, also  der  Formen,  Platten,  Steine  u.  s.  w.,  Statt  finden. 

ArtU&el  A. 

Der  Delrilt  aller  Nachdrücke  und  Nachl)ilduttgen  der  unter  i 
bezeichneten  G^enstände^  sie  voiSgen  im  Deutschen  Bundesgebiete 
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oder  aoss^halb  Aesselben  veranstaltet  seyn,  soll  In  allen  Bundes- 
staaten, bei  VermeMung  der  Wegnahme  und  der  durch  die  Lan- 
desgesetze angedroheten  Strafen,  untersagt  seyn.  Es  versteht 
sich  übrigens  von  selbst ,  dass  die  Bundesregierungen ,  In  deren 
Staaten  bis  Jetzt  der  Nachdruck  gesetzlich  nicht  verboten  war, 
sdbst  zu  bestimmen  haben,  ob  und  auf  wie  lange  sie  im  Bereiche 
iiirer  Staaten  den  Vertrieb  der  vorräthigen ,  bisher  erschienenen 
Nachdrucke  gestatten  woUen. 

Es  wird  der  Bundes  -  Versammlung  davon,  wie  die  vor- 
stehenden allgemeinen  tSrundsStze  von  den  Bundesregierungen 
dorrh  specielle  Gesetze  oder  Verordnungen  in  Ausführung  ge- 
bracht werden  sollen,  Nachricht  gegeben,  und  dabei  zugleich 
angezeigt  werden ,  welche  Förmlichkeit  in  den  einzelnen  Staaten 
erforderlich  sey ,  um  den  Charakter  einer  Original- Ausgabe  und 
<eo  Zeilpunkt  des  Erscheinens  nachzuweisen.  — 

Da  übrigens  eine  grosse  Mehrheit  der  Bundesregierungen 
sich  dafür  erklärt  hat,  dass  den  Schriftstellern  und  Verl^ern 
eine  noch  ausgedehntere  Schutzflist  im  gesammten  Umfange  des 
Biiiidesgebietes  gesichert  werden  mSge,  als  diejenige  ist ,  welche 
in  dem  Artikel  2  des  gegenwärtigen  Bundesbeschlusses  als  Miol- 
Bom  ausgesprochen  wird ,  so  soll  mit  Eintritt  des  Jahres  1842^ 
wenn  sich  das  Bedürftaiss  hiezu  nicht  flrOher  zeigen  sollte ,  am 
Bttodestage  sowohl  die  Frage  w^en  einer  verlängerten  Dauer 
des  den  Rechten  der  Schriftsteller  und  Verleger  von  der  Gesammt- 
belt  der  Bundesglieder  zu  bewilligenden  Schutzes  neuerdings 
gemeinsam  berathen ,  als  auch  Oberhaupt  der  Einfluss  in  Erwä- 
gung gezogen  werden,  welchen,  nach  den  immUtelst  gesammelten 
Erfahrungen ,  die  gegenwärtigen  Bestimmungen  auf  Kunst  und 
Literatur,  auf  die  Interessen  des  Publikums  und  auf  den  Flor  des 
Kunst-  und  Buchhandels  bewährt  haben. 

a)  Vergl:  Königl.  Preassisches  Publications-Patent 
vom  29.  November  1837. 

Gesetz-Sammlaog  für  die  Königlichen  Preussi sehen 
Staaten,  1837,  S.  161,  Nr.  21. 

b)  Nachdem  die  Deutsche  Bundes- Versammlung  darüber  in  Bera- 
^g  getreten,  in  Ausführung  der  betreffenden  Bestimmung  des  Arti- 


tikels  XVIII  der  Deutsehen  Bande«-Aete,  io^MdieDte 
Bundes -Beschlusses  vom  2.  April  1835,  wodurdi  der 
Nachdruck  im  Umfange  des  ganzen  Bundesgebietes  yer- 
boten  worden  ist,  gleichförmige  Grundsätze  zum  Sdmtze 
der  Schriftsteller  und  auch  der  Künstler  gegen  Nachdruck  und 
unbefugte  Nachbildung  ihrer  Werke  für  den  ganzen  Cmfaog 
des  Bundesgebiets  festzustellen,  erfolgte  der  obige,  in  dem  Separat- 
protokolle der  31.  Sitzung  enthaltene,  Beschluss. 

Der  hier  erwähnte  Beschluss  der  Bundes-Versammlang 
vom  2.  April  1835,  welcher  den  Naohdruck  im  Umfange  des 
ganzen  Bundesgebietes  verbietet  und  die  Feststellung 
und  den  Schutz  des  schriftstellerischenEigenthumsnacb 
gleichförmigen  Grundsätzen  ausspricht,  fm^em  zogleichdie 
Bundesregierungen  zur  Anzeige  dessen  auf,  was  sie  zur  Ausfuhrong 
jenes  Verbotes  verfügt  haben  oder  noch  verfügen  wollen. 

In  der  Sitzung  derBundes-Versammlung  vom  5.  No- 
vember 1835  erfolgte  eine  authentische  Interpretation 
dieses  Beschlusses  (vom  2.  April  1835)  dahin : 

1)  dasssie,  die  Bundes -Versammlung,  sich  nach  Massgabe  des^ 
Beschlusses  vom  2.  April  1836  auf  die  Aufstellung  einiger  Hauptgnmd- 
sätze',  welche  bei  dem  Schutze  des  schriftstellerischen  Eigenthuns  in 
den  sftmmtlichen  Deutschen  Bundesstaaten  zur  Aswea- 
dang  zu  bringen ,  beschränke; 

2)  dass  das  durch  den  Beschluss  vom  2«  April  1835  amge» 
sprochene  Verbot  des  Nachdruckes  als  ein  positives  bestehe, 
und  in  aUen  Bundesstaaten ,  wo  es  nicht  bereits  geschehen,  jeden&lls 
und  selbst  alsdann  zum  Vollzug  zu  bringen  sey ,  wenn,  wider  Veima- 
then,  die  Vereinigung  sämmtlicher  Bundesglieder  über 
gleichförmige  Grundsätze  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte. 

Vergl:  H.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  Deutschen  Press-Gesetz- 
gebung, Einleitung,  S.  XXII  u.  f. 
Ebendaselbst  wird,  S.  346,  in  den  Zusätzen  und  Nach- 
trägen, erwähnt,  dass  der  Bundes-Beschluss  vom  2.  April  1835  nnd 
dessen  authentische  Interpretation  vom  2.  November  1835  fast  in 
keinem  Deutschen  Staate  zur  Publication  gelangt  seyenj  —  dem 
Herausgeber  des  diplomatischen  Archivs  ist  indessen  kein  Bundes- 
staat bekannt,  in  welchem  eine  förmliche  Bekanntmachung  jenes  Be- 
schlusses und  dessen  authentischer  Interpretation  erfolgt  wäre. 


^  MiEM. 

phlist  itor  Bundes- VergammliiBg,  tob  23.  No- 
per  1838 y  betreff«id  die  Sichernog  der  Werke 
nedrichs  von  Schiller  gegen  den  Hachdrnck. 

Drei  OAd  dreissigste  Sitzung  am  23.  November 

8.') 

Württemberg:  Die  RSnIgliche  Gesandschaft  ist  auf  den 

derRSniglieh  Preussiscben  Regienug  ia  der  12.  Sitzung  der 
Versamnlung  vom  21.  Juni  d.  J.  (§.  153  des  Protolcolls) 
Antrag  t 

den  Wwicen  des  Friedrich  von  Schiller,  in  allen 
davon  bereits  veranstalteten  oder  noch  zu  veranstaltenden 
Ausgaben ,  auf  den  Grund  des  3.  Artikels  des  Bnndes  -  Be- 
sses  vom  9.  November  v.  J. ,  von  Bundes  wegen  der 
Sdiutz  g^en  den  Nachdruck  auf  zwanzig  Jahre ,  vom  Tage 
zu  fassenden  Beschlusses  an,  gewKhrt  werden  mSge^S 
BrUXning  angewiesen ,  dass  man  zwar  (wie  auch  schon 
en  bemeri^te)  den  Artikel  3  des  Bundestags-Beschlusses  vom 
ember  V.  J.  nicht  als  anwendbar  auf  Werke  erachte,  welche 
von  ScUUer'scheD,  mit  unbedeutenden  Ausnahmen  einiger 
M^,  sehen  seit  ISnger  als  zwanzig  Jahren  im  Drucke  er- 
sind, inzwischen  nicht  gemeint  sey,  einer  diesrallsigen 
fosweisen  allseitigen  Vereinbarung  den  Beitritt  zu 
en ,  damit  Jedoch  die  sich  übrigens  von  selbst  verstehende 
^^ussetzung  verbinden  miisse ,  dass  durch  diese  Begünstigung 
^TooSchiUer'schen  Werke,  der  Debit  der  im  Einklänge  mit 
^  bestehenden  Gesetzgebung  bereits  veranstalteten  Nachdrucks- 
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Ausgaben  der  gedachten  Werice  nicht  gdiindert  werden  VStm 
und  solle. 

Praesidium :  legte  hierauf  den  Entwurf  des  Beaddana 
vor,  bei  welchem  nichts  erinnert  wurde  ^  daher 

Beschluss: 

1)  Die  souverSnen  Fürsten  und  flreien  Städte  DeutsehM 
vereinbaren  sich,  dass  den  Wericen  Friedrich^s  v.  Scbfll* 
zu  Gunsten  dessen  Erben  in  allen  davon  bereits  veranstalMi 
oder  noch  zu  veranstaltenden  Ausgaben  der  Schutz  geg4 
den  Nachdruck  während  zwanzig  Jahren,  vom 
tigen  Tage  (23.  November  1838)  an ,  in  sXmmtlichen  zun 
sehen  Bunde  gdittrenden  Staaten  gewiOirt  werde. 

2)  Hiervon  ist  dem  Appellations-Gerlchts-Rath  Fried] 
Wilhelm  Ernst  v.  Schiller,  auf  dessen^  Namens  der 
Friedrich's  v.  Schiller,  unterm  26.  December  v.  J.  ao I 
Bundes-Versammlung  gerichtetes  Gesuch ,  Nachricht  zu  geU 

a)  Vergl:    Gesetz  -  Sammlung  für  die  Könlgliefei 

Preussischen  Staaten,  1841,  S.  125,  Nr.  11.  t 

Aehnliche  Beschlüsse  der  Bandes  -  Versafflmitsri 

folgten  zum  Schatz  gegen  den  Nachdrack  der  Werke:  i, 

von  W.  V.  Gölhe  — 
in  der  sechsten  Sitzung  vom  4.  April  1840; 

von  Jean  Paul  Friedrich  Richter  — 
in  der  drei  und  zwanzigstenSitzung  vom22.0ctobarJ| 

von  Christoph  Martin  W  i  e  1  a  n  d  und 

W.  V.  Göthe- 
in  der  dritten  Si  tzung  vom  11.  Februar  1841; 

von  Johann  Gottfried  von  Herder  — 
in  der  neunzehnten  Sitzung  vom28.  Jali  1842. 
Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Fri 

sischen  Staaten,  1841,  S.  125,126  Nr.  11,.1842,  S*) 

300,  Nr.  24. 


f 


liXII. 

tthliti  ier  Biidei-VoritBBlug  nm  22.  Afril 
llfWageadesdeDTerfasiernBiiikaliickerCem- 
litiiiei  ud  draBatisclier  Werke  xi  gew&k- 

rendeii  Sckitxei.  *) 


.hder  zehnten  Sitzung  vom  22.  April  1841  verei- 
■e  sich  die  Bundes-Versammlung  zu  folgendem 

L  Besclilussex 

Me  im  Deutflchen  Bunde  vereinigten  Rq^erungen  werden 

Schutze  der  inländischen  Verfasser  muslkali- 

erComposIti^nen  und  dramatischerWerIce  gegen 

efagte  Aufführung  und  Darstellung  derselben  im 

des  Bundesgebiets  folgende  Bestimmungen  in  Anwen- 

hriogen: 

die  SffenUiche  AuRQbning  eines  dramatischen  oder  musika- 

Werkes ,  im  Ganzen  oder  mit  Abkürzungen ,  darf  nur 

Eriaabniss  des  Autors ,  seiner  Erben  oder  sonstigen  Rechts- 

Statt  finden^  so  lange  das  Werk  nicht  durch  den  Druck 

itlicht  worden  Ist) 

tteses  ausschliessende  Recht  des  Autors,  seiner  Erben  oder 

Reditsnaidifolger  soll  wenigstens  wShrend  zehn  Jahren, 

<er  ersten  rechtmSssigen  AuHUhrung  des  Werkes  an,  In 

Uchen  Bundesstaaten  anerkannt  und  geschOtzt  werden. 

Jedoch  der  Autor  die  AuflOhrung  seines  Werkes  ohne  Nen- 

ttiDes  Familien  -  oder  olfenkundigen  Automamens  irgend 

^ni.  27 
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Jemandem  gestattet,  so  findet  auch  g^en  Andere  kein  anssAlIc 
sendes  Recht  Statt ; 

3)  dem  Autor  oder  dessen  Rechtsnachfolgern  steht  gegen  Jede 
welcher  dessen  ausschliessliches  Recht  durch  Sfrentliche  Auffi 
rung  eines  noch  nicht  gedruckten  dramatischen  oder  musikil 
sehen  Werkes  beeinträchtigt ,  Anspruch  aur  EntschSdiguog  9 

4)  die  Bestimmung  dieser  letzteren  und  der  Art,  wie  diesd 
gesichert  und  ven^lrklicht  werden  soll ,  so  wie  die  Fesisetza 
der  etwa  noch  neben  dem  Schadenersatze  zu  leistenden  Gddki 
sen ,  bleibt  den  Landesgesetzen  vorbehalten ;  stets  ist  Jedoch  ^ 
ganze  Betrag  der  Einnahme  von  Jeder  unbefugten  Aal 
ohne  Abzug  der  auf  dieselbe  verwendeten  Kosten,  undohoe 
schied,  ob  das  Stück  allein  oder  in  Verbindung  mit  einem  aD< 
den  Gegenstand  der  Aufnihrung  ausgemacht  hat ,  in  Besohl 
nehmen. 

a)   Vergl:    Gesetz  -  Sammlung    für    die    Königli( 
Preassischen  Staaten,  1841,  S.  385,  886,  Nr.  24. 


1  * 


leschliiss  der  Bundes  -  Versammfnng  vom  20. 
IprülSlft,  betreffend dieRechnuBg  derBnndeskasse. 

Neanzehnte  Sitzung  am  20.  April  1818.-) 

Praesidium:  legt  den  von  dem  K.  K.  Herrn  HolVaUi  und 
Eanzlel-Director  von  Handel  erstatteten  Bericht  vor,  mittelst 
welchem  derselbe  die  Rechnung  der  Bundeskasse^)  vom 
U  November  1816  bis  dabin  1817,  die  dazu  gebärenden  Jour- 
iiie,  Haupt- ,  Vormerk-  und  WecbseMcher ,  dann  den  Kasse- 
Attweta  vom  31.  Mfirz  1818  übergieht,  die  Vorscbririen»  nark 
wckken  diese  Redmongen  geführt  worden,  oäher  erörtert  uid 
üeNottiweBAigkeil  leuer  Ziiftefaiisfle^  das»  der  wegen  der 
Reehnungs-Revision  und  kiinlllgen  Verretihnung  zu  treffenden 
Verfügungen  darstellt. 

Auf  den  einhellig  angenommenen  Vorschlag  des  Praesidli 
wnnle  eine  Commfssion  von  drei  Mitgliedern  erwühft,  w'clfche 
Ae  Prfilüng  der  Rechnung  sowohl ,  als  der  hierüber  weiters  er- 
forderlichen Vorschläge ,  gefälligst  Übernähme. 

Die  Wahl  fiel  auf  die  Herren  Bundestagsgesandten : 
von  Martens,. 
Freiherm  von  B er c k h ei m  und 
vonLepei; 


Beschluss: 
Dass  der  Bericht ,  sammt  Bundes -Kasse -Rechnungen  und 
^a^der,  aus  den  Herren  Gesandten  von  Martens,  Frei* 
Iwn  vonBerckheim  und  von  Lepel  bestehenden  Commis- 

27* 
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sion  zuzustellen  sey,  um  die  RevisIoD  derselben,  dami  fiele 
gutachtung  derwdters  errorderllchen  Massr^ln,  sowohl  wQgi 
der  neuen  Zuschüsse  zu  dieser  Kasse ,  als  aach  der  küalligi 
Veireclinung ,  gefiDUgst  zu  Übernehmen. 

ä)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Tcf 
sammlnng,  Bd.  V,  S.  197. 

d)  lieber  die  Errichtang  der  Bnndeskasse  spricht 
die  Registratur  über  die  6.  vertrauliche  Besprechang i 
Herren  Bundestags-Gesandten,  vom  90.  Oktober  ISii 
heisst  daselbst  in  dem  Vortrage  des  präsidirenden  Herra 
sandten: 

Zur  vorläufigen  Bildung  einer  Bundeskasse  möchte 
der  Antrag  zweclunässig  seyn ,  dass  die  Herren  Gesandten  der  i 
ren  Bundes-Versammlnng  ihren  R^erungen  anheim  stellten, 
einstweiligen  Vorschuss  von  1000—2000  Fi,,  welcher  nach 
gahe  der  zu  seiner  Zeit  festzusetzenden  Matrikel  genau  zo 
nen  wäre ,  zu  leisten ,  und  die  Aufbewahrung  und  Verwall 
ses  Betrages  unter  die  Obhut  des  Praesidli  zu  stellen. 

Der  Preussische  Herr  Gesandte  stunmte,  gleich  allen 
diesen  Anträgen  vollkommen  mit  dem  bei ,  dass  der  zur  toi 
Bildung  der  Bundeskasse  zu  leistende  Vorschnss  nach  de« 
Stabe  von  2000  Fl.  von  jeder  der  17  Stimm  CD 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bandes-Vert 

lang,  Bd.  I,  S.  2S7. 
J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutsdieii  Bundes 

<4.  Aufl.  1840)  S.  162, 163. 
LubeckischerStaats-Ralender  auf  1831«  S.  86. 


I  IaILWW. 

icklits  dir  Biidei-VertABMlmg  ?•■  4.  lai 
11,  betreffend  die  fernere  Leiitvng  too  Zu- 
^litsiea  nr  Deckmig  der  BiodetkAOxlei- 

Bedtrfoitte. 


Zwei  und  zwanzigste  Sitzung  am  4.  Mai  1818.') 

Der  Kilnlglich  Uannifverische  Gesandte,  Herr 
Marteos,  verliest  einen  Bericiit  der  in  der  19.  Sitzung 
Jahres  gewählten  Commtssion,  in  BetretT  der  Bundes- 
Rechnung  und  der  neuen  Zuschüsse  zu  derselben ,  worin 
t  wird ,  dass  die  unter  der  Leitung  des  Herrn  Hofhiths 
Dtredors  von  H  a  n  d  e  1  von  dem  Herrn  Kassler  Fuchs 
Rechnung  mit  so  vieler  Ordnung,  Klarheit  und  PQnht- 
verfhsst  sey,  däss  die  Commission  die  PrOlUng  dersel- 
kieht  selbst  habe  übernehmen  kSnnen,  —  und  sich  verpfllch- 
glaabe,  die  Bundes  •Versammlung  darauf  auHnerksam  zu 
dass  der  Herr  Kassler  Fuchs ,  der  ohne  Verpflichlung 
Vergeltaog  sich  diesem  GeschSfte  unterzogen  und  dasselbe 
h  ausgeführt  habe ,  einen  neuen  gerechten  Anspruch  auf 
Dank  der  Versammlung  hStte ,  indess  sich  eine  schickliche 
igcoheit  darbieten  werde,  ihm  denselben  auf  eine  angemes- 
lue  Weise  zu  eiiLcnnen  zu  gdien. 

INe  Gonnrisslon  durchging  hiemSchst  die  Einnahme-  und 
Npbe-Rubriken ,  Busserte  ihre  Ansicht,  wonach  auch  künftig 
h  Dni^osten  der  Protokolle  aus  der  Bundeskasse  zu  bestrei- 
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ten  seyeu,  und  stellte  die  DringUcbkeit  neuer  Zuschüsse  zu  dieser 
Kasse  dar. 

Bei  Bildung  der  Kasse  sey  darauf  angetragen  und  lieliebt 
worden,  dass  für  Jede  Stimme  im  engern  Rathe  2,000 Fl. 
herbeigeschossen  werden;  von  mehreren  Bundesgliedern  wäre 
aber  bei  der  Bewilligung  ericlärt  worden,  dass  dieses  nur  als  ein 
Vorschuss  und  auf  künftige  Berechnung  bewilligt  werde. 

So  wie  die  Bewilligung  darauf  beruhet  liabe,  dass,  bei  der 
Nothwendigkeit  einer  schnellen  Herbeischaß ung  dieser  Typus 
der  bequemste  gewesen ,  so  scheine  auch  der  nächste  Grund  des 
dabei  gemachten  Vorbehalts  der  gewesen  zu  seyn ,  zu  verhüten, 
dass  nicht  dieser  einmal  befolgte  Typus  fttr  andere  ^meiflsaoe 
Lasten  zur  Folgerung  gezogen  werde.  Diese  Besorgniss  babe 
sich  seitdem  durch  nichts  bestätiget ;  denn  ausser  der  fireiwiUig: 
bewilligten  Gratiflcation  für  den  Legationsrath  Herriein,  sey 
keine  Art  von  Gemeinlast  auf  diesen  Fuss  repartirt  worden ,  und 
könne  auch  wohl  fiir  keine  Ausgabe^  die  nicht  mit  dem  Stimm- 
rechte in  Verbindung  stehe,  vorgeschlagen  werden. 

Allein,  für  die  fraglichen  Ausgaben  der  Bundeskanzlei-Kasse 
scheine  es ,  dass  die  Beibehaltung  dieses  Typus  auch  für  die  Zu- 
kunft die  rathsamste  sey;  denn  abgerechnet,  dass  wenigstens 
fär  Jetzt  noch  keine  allgemeine  Geldmatrikel  vorhanden  sey,  so 
scheine  es ,  d£is$  di^enige ,  welahe  man  in  Betreff  <tes  MllUSr- 
Wesens  und  der  dabin  gehörenden  Geld*Abgaben  zu  entwerfen 
im  Begriff  stehe  ^  hier  nicht  zum  Masistabe  dienen  könne,  wenn 
sie  auf  den  Fust»  d^  Population  ganz^  oder  doch  der  Regel  naek, 
eingeführt  werden  sollte.    UnUiugbar  seyen  wohl  diese  gemein- 
samen Bundes4{iinzleikostefi  dadurch  von  allen  übrigen  verscliie- 
den ,  dass  Jeder  SUmmführende  davon  ungefähr  gieichen  Vor- 
theil  ziehe  und  daran  gleiches  Interesse  habe,  und  Jedes  Mitglied 
des  engern  Ratbes  gleiches  Stimmre<^t  and  gleichen  Antheii  an 
den  Beschlüssen  habe,  welches  als  di^r  Zweck  anzuseh^  sey» 
zu  dessen  Erreichung  der  gemeinsame  Aufwand  der  Bundes- 
Kanzlei-Kosten  als  das  noUiwendige  Mittel  erschiene. 
Die  Commission  trug  daher  darauf  an  <- 
dass  die  Bundes-Versammlung ,  unter  firtheiluig  der  De- 
Chaise  für  die  Kecbnung  vom  l.JVaveoi^her  181iB  Ms  daUo 
1817,  und  zu  Bestreitung  dar  noct»  seitdem  rüetoüMiffeP 
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oder  kttnftigen  KosleA,  sick  elaes  geaieiiisaHien  Beseblus- 
ses  vereinige ,  damit  ein  Jeder  seine  Comtnittenten  dahin 
vermS^e,  einen  atiermaligen  Beltxag  von  2000 Fi.  für  Jede 
der  siebenzehn  Stimmen  des  engern  Rathes  zu  bewilligen 
und  baldmöglichst  einzahlen  zu  lassen,  drtei  aber  zu  be- 
vorworten  seyn  dürfte,  dass  dieser  Typus  der  Verthellung 
der  Kosten  allein  auf  die  Bundes- Kanzlei-Kosten  anwend- 
bar sey,  und  flir  keine  andern  Gattungen  gemeiner  Lasten 
zur  Consequenz  gezogen  werden  solle. 
Der  Vortrag  wurde  diesem  Protokolle  unter  Ziffer  16  angefügt. 
Sämmtliche  Gesandschaften  vereinigten  sich,  der  Commis- 
sion  llir  die  Erstattung  dieses  erschöpfenden  Vortrages  ihren  ver- 
bindlichsten Dank  auszudrücken,  und  traten  ihrem  Vorschlage 
wegen  der  dem  Rechnungsführer  zu  ertheilendenDecharge,  wegen 
der  kfinftlgen  Verrechnung  der  Druckkosten  und  der  Nothwen- 
digkeit  eines  alsbaldigen  neuen  Zuschusses  zu  der  Bundes- 
Rasse,  bei. 

Die  Mehrheit  theilte  nicht  minder  die  Ansicht  der  Commis- 
äion,  dass  diese  Zuschüsse  nach  den  17  Stimmen  im  engern 
Rathe,  von  Jeder  derselben  mit  2000  Fl!  zu  leisten,  und  hierauf 
aber  den  Regierungen  der  Antrag  zu  machen  sey ;  —  wonächst 
sämmtliche  Gesandschaften  übereinkamen,  unverweilt  an  ihre 
höchsten  Committenten  über  diesen  Gegenstand  Bericht  zu  er- 
statten; daher 

Beschluss: 

1)  Dass  dem  Kassler  Fuchs  Ober  die  Bundeskasse-Rechnung 
vom  1.  November  1816  bis  dahin  1817  die  Decharge  ertheilt 
werde, 

2)  Die  Verrechnung  der  Druckkosten  der  Protokolle  u.  s.  w. 
m  der  bisherigen  Art  fortzusetzen ,  und 

3)  wegen  alsbaldiger  Leistung  neuer  Zuschüsse  zur 
Deckung  der  ßundeskanzlei-ßedürfnisse,  für  Jede 
der  siebenzehn  Stimmen  im  engern  Rathe  mit  2000 Fl. 
hn  24  Fl.  Fusse,  an  die  R^ierungen  unverweilt  Bericht  zu  er- 
statten, zu  dessen  Behufe  aber,  den  Commissiofis- Vortrag  loco 
dietaiurae  drucken  zu  lassen.^) 
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a)  Vergl:  Protokolle  der  Deatschen  Bvades- Ver- 
sammlung, Bd.  V,  S.2ISa.  f. 

d)  Es  erfolgte  nach  and  nach ,  in  GemSssheÜ  dieses  Beschlusses, 
der  fortwährend  gültig  hlieb,  die  Einzahlung  der  Beiträge. 

Zu  derBundescanzlei-Kasse,  bestimmt  für  die  Bediirfkiisse 
der  Bundescanzlei,  sind  also,  so  oft  es  durch  einen  Beschiuss  der 
Bondesversammlung  fSr  nöthig  erklärt  wird,  ISr  jede  der  sieben- 
zehn  Stimmen  des  engem  Raths2000FI.  im  24 Guldenftassza  ent- 
richten, mithin  von  allen  Stimmberechtigten  zusammen  34,000  Golden. 

Die  Quoten  der  Theilhaber  an  den  sechs  Guriat-Stimmen 
—  den  Stimmen  12,  13,  14,  15,  16  und  17—,  sind  bestimmt,  wie 
folgt: 

12.  Sachsen-Weimar 666  Fl.  40  Kr. 

Coburg-Gotha 520    -    40    - 

Meiningen-Hildborghausen  .    .    .      438    -    21     - 
Altenbnrg 374    -    19    - 

Summe    2000    -    —    - 

13.  Nassau  und  Braunschweig ,  von  jedem   .    .  1000  -  —    - 

14.  Schwerin  und  Strelitz  von  jedem      .    .    .  1000  -  —    - 

15.  Oldenburg 888  -  SS/i  - 

Anhalt -Dessau,   Anhalt -Göthen,  Anhalt- 

Bemburg,  Schwarzburg-Sondershausen  und 
Schwarzburg-Rudolstadt,  von  jedem     .    .      222    -    13'/t - 

16.  flohenzollem  -  Hechingen ,  Liechtenstein , 
Hohenzollem-Sigmaringen,  Waldeck,  Reuss 
älterer  Linie,  Reuss  jüngerer  Linie,  Schaum- 
burg-Lippe und  Lippe  (Detmold),  von  jedem     250    -    —    - 

17.  Von  jeder  der  vier  Freien  Städte ,  Lübeck, 

Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg      .    .    .      500    -   —    - 

Vergl:  J.  L.  Klub  er,  Quellen-Sammlung  u.  s.  w. ,  Fortsetzung, 
S.  80,81. 

Wie  bereits  am  betreffenden  Orte  erwähnt  worden ,  wurde  der 
Landgraf  von  Hessen-Homburg  durch  den  Beschiuss  der 
Bundes-Versammlung  vom  17.  Mai  1838  veranlasst,  sich  den 
zurlO.  Gesammtstimme  vereinigten  Fürsten  anzu seh  Hessen. 

In  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlnng  Toni5. 
August  1819  (28.  Sitzung),  die  Rechnung  der  Bnndeskasse 
betreffend',  wurde,  unter  5,  festgesetzt: 
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da»,  in  Aoieliuig  der  I6r  die  in  dietea  Jalire  yertamneile 
Mililar-ConMiiission  Terwendeteii  oder  iLÜnftig  zu  verweDden- 
den  Kosten,  dabin  bei  den  Regierungen  angetragen  werde, 
dass  die  Kosten  desDrucks  derMilitär-Com missions- 
Protolcolle  aus  den  obigen,  nacb  der  Stimmenzahi 
in  engern  Ratbe  zu  bewilligenden  Zuschüssen  mit 
bestritten  werde,  zn  allen  übrigen,  dem  Bunde  gemeinsam 
zur  Last  ftülenden  Kosten  derselben  aber  nach  dem  Fnsse  der 
Matrikel  concurrirt  werde. 

,Ten(l:  Protokolle  der  Deutschen  Bondes-Versamm- 

.       lang,  Bd.  VIU,  S.  192. 


i 


I 


Beschlnss  der  Bandes-Versammlung  vom21.Jiiii 

1827,  betreffend  diefirnnds&tze  uid  BinrichtmigeB 

bei  dem  Enndeskassen-  and  Rechnungswesen. 

Achtzehnte  Sitzung  am  21.  Juni  1827  (Separat- 
Protokoil.) 

DerKöniglich  Sächsische  Gesandte,  Herrvon 
Carlowiz,  trägt  Namens  der  Commission  Itir  das  Bundes- 
rechnungswesen vor : 

Die  bei  dem  Bundeskassen-  und  Rechnungswesen  bestehen- 
den Grundsätze  und  Einrichtungen  beruhen  theils  auf  einzehien 
in  den  Bundestags-Protokollen  zerstreuetenBeslimmungen,  theils 
auf  dem  Gebrauch ,  welchen  das  Wesen  der  Sache  und  die  Er- 
fahrung herbeigeführt  haben. 

Die  Commission  zu  dem  Rechnungswesen  der  hohen  Bundes- 
versammlung fand  die  stete  Anwendung  mancher  dieser  Grund- 
sätze und  Einrichtungen  nur  dann  völlig  gesichert,  wenn 
selbige  irgendwo  zusammengestellt  seyen,  um  sie  vollstän- 
dig übersehen  und  sich  ihrer  sofort  erinnern  zu  können ;  sie  üi)er- 
zeugte  sich ,  dass  eine  solche  Zusammenstellung  wesentlich  bei- 
trage, sowohl  die  Fertigung,  als  die  Prüfung  der  Rechnungen 
zu  erleichtern,  und  durJte  voraussetzen^  dass  eine  diesfallsige 
Uebersicht  auch  der  hohen  Bundes-Versammlung  erwünscht  seyn 
werde. 

Durch  diese  Rücksicht  hat  sie  sich  veranlasst  gefunden,  eine 
Uebersicht  der  Grundsätze  undEinrichtungen 
bei  dem  Bundeskassen- und  Rechnungswesen 
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zu  eotwerfea  uod  dieselbe ,  aacbdeiB  der  provisortocbe  Bundes- 
kassier uod  ReehniingsfUlirer,  Herr  Horraclc»  sich  mit  deren 
JHotiveD  uod  Inbalt  völlig  einverstanden  erklärt  hat,  hier  der 
hohen  Versammlung  hochachtungsvoll  voraulegen,  indem  sie  ge- 
lälliger  Beurtheilung  anheim  stellt ,  oh  solche  zur  Notiz  in  das 
I^tokoll  aufzunehmen  und  Herrn  Horrack  zur  künftigen  Naöh- 
acbtung  zuzufertigen  seyn  werde. 

Die  hohe  Versammlung  erkannte ,  aur  Antrag  des  Praesidii, 
mit  verbindlichstem  Danke ,  dass  die  Commission  sich  bemühet 
habe,  die  Uebersicht  der  Grundsätze  und  Einrichtungen  bei  dem 
BoQdeskassen-  und  Kechnungswesen  zu  fertigen  und  ihr  vorzu- 
legen^ und  fasste  hieranr  den 

Beschluss: 
Dass  diese  IndasProtokoll  einzutragen  und  demRech- 
oungsführer  zur  künTtigenNachachtung  mitzuthei- 
Icn  sey. 


Uebersicht 
der  Grundsätze  und  Einrichtungen  bei  dem  Bundes* 
kassen-  und  Rechnungswesen. 

1. 

Fuodamentaibestimmungen  der  Wiener  Scbluss- 

Acte. 

lo  Bezug  auf  das  Bundeskassen-  und  Rechnungswesen  ent- 
hält Artikel  LH  der  Wiener  Schluss-Acte  vom  15.  Mal  1820  fol- 
gende Bestimmungen : 

„Da,  zu  Erreichung  der  Zwecke  und  Besorgung  der  Ange- 
if^eoheiten  des  Bundes ,  von  der  Gesammtheit  der  MitgHeder 
(■eldbeiträge  zu  leisten  sind ,  so  hat  die  Bundes-Versammlung 

1)  den  Betrag  der  gewöhnlichen  verfassungsmässigen  Ausga* 
heo,  so  weit  solches  im  Allgemeinen  geschehen  kann,  festzusetzen ; 

i)  in  vorkommenden  Fällen  die  zur  Ausführung  besonderer, 
la  Hiaslcht  auf  anerkannte  Bundeszwecke  gefassten  BeschlOsie 
erforderlichen,  ausserordenUichen  Ausgaben  und  die  surBestrei* 
Uing  derselben  zu  leistenden  Beiträge  zu  bestimmen ; 
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3)  das  matrikttlariiiXsslge  VerhMItDiss ,  nach  wddieiivai 
den  Mitgliedern  des  Bundes  i)eizatragen  ist ,  festzoselzeD ; 

4)  die  Eriiebung ,  Verwendung  und  Verreelmung  der  Bd- 
iiSge  anzuordnen ,  und  darOber  Aufsicht  zu  führen. 


2. 

Bundeskassen. 

Bei  dem  Bundestage  bestehen  zwei  Hauptliassen: 

1)  Die  Bundes-Kanzlei-Kasse  i 

und  i 

2)  Die  Bundes-Matrikular-Kasse.  i 

3. 

Zweck  und  Dotation  der  Bundes-Ranzlei-K«8se.j 

Die  Bundes-Kanzlei-Rasse  ist  zu  Bestreitung  der  Kosten  4 
Bundes-Kanzlei  bestimmt.  i 

Zu  diesen  Kosten  werden  die  des  Druckes  der,  nicbtil 
von  der  Bundes-V ersammlung,  sondern  auch  von  der 
litSr-Commission  ausgehenden Protokolie  und  andere 
Schriften  mitgerechnet. 

Sie  wird  von  den  Bundesstaaten  in  der  Art  doUri,  i4 

Jede  der  siebenzehn  Stimmen  im  engern  Käthe  M 

Bundes-Versammlung  einen  gleichmSssigen  Beitrages 

richtet. 

(Beschluss  vom  20.  August  1818,  Prot.  S.  435,  imdv«! 

5.  August  1819,  S.  488.)  , 

Zweck  und  Dotation  derBundes-Natrikuiar*Kass< 

Aus  der  Bundes-Matrikular-Kasse  werden  alle  vondei 
Bunde  gemeinsam  zu  tragenden  Ausgaben,  mttallef 
niger  Ausnahme  der  Bundestags-Kanzlei,  bestrltM 

Sie  wird  durch  Bei  trSge  der  Bun  des  Staaten  nach  dci 

Massstabe  der  Bundes-Matrikel  doUrt. 
(Beschluss  vom  20.  August  1818,  Prot.  S.  435.) 
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5. 

Pillal-Rassea  der-Bundes^MatrlkuIar-Rasse. 

Da  die  Ausgaben  der  Bundes -Matrikular- Kasse  sebrver- 
KUedeoariig  sind  und  nicht  alle  von  dem  Kassier  unmittellMir 
ksorgt  werden  kSnnen,  so  bestehen  bei  selbiger  zu  gewissen 
Hassen  der  Ausgaben  Filial-Kassen,  welche  von  Zelt  zu 
Zeit  nach  dem  B^flrfhisse  der  Sache  eingerichtet  werden. 

Die  BehSrde,  welche  eine  Filial-Kasse  verwaltet,  zeigt  ihren 
Celdbedarf  dem  PrSsldio  der  Bundes -Versammlung  an,  eriifflt 
Ikraof,  nach  einem  von  letzterer  zu  hissenden  Beschlüsse ,  den 
lifcrderltdien  Vorschuss  aus  der  Matrikular-Kasse  und  bm'ech- 
let  sich  unmittelbar  mit  selbiger. 

Diese  BebSrden  leisten  >  da  nVthIg,  von  den  emphngenen 
Innen  wieder  VorschQsse  an  die  Ihnen  untergeordneten  BehSr- 
fa,  wdche  sich  mit  Ihnen  blerQber  zu  berechnen  haben. 

Die  Spedalrechnungen  Ober  die  Filial- Kassen  dienen  der 
liiiptrechnung  Ober  die  Matrikular-Kasse  zu  Unterlagen. 
L    Dermalen  bestehen  zwei  solche  der  Matrikular-Kasse  un- 
IkteUttr  untei^eordnete  Fllial-Kassen : 
«  dieKasse  der  MilltVr-CommissIon, 

und 
I  ÜeKassederCentral-Untersuchungs-Commission. 

>  A 

I  Verwaltung  der  Bundes-Kassen. 

Beide  Bundes-Kassen  befinden  sich  im  Locale  der  Bundes- 
tenammhing ,  stehen  unter  der  obersten  Aufsicht  des  Praesidll 
"M  werden  unter  der  Leitung  des  Kanzlei-Dlrectors  von  einem 

fittsier  und  RechnungslOhrer  verwaltet. 

r 

^  7 

Verfahren  bei  Erhebung  von  BeltrSgen  zu  den  Bun- 
des-Kassen. 

Die  Bundes- Vers ammlungerldUtrtdurchBeschluss, 
wean  und  in  welcher  Summe  ein  Beitrag  zu  Dotation 
^iQer  Bundes-Kasse  erforderlich  sey,  und  htavuf  veran* 
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lassen  die  Gesandsehaften  bei  ihren  Regierungen  die  Einzahlung 
der  sie  treffenden  Kate» 

Sollen  MatrikularbeltrSge  erhoben  werden ,  so  wird  bei  der 
BuQdes-Kanzle!  ein  von  demKaozIei-Dlrector  unterschriftlich  be- 
kräftigter Auswurf  über  den  Betrag  der  von  Jeder  Regierung  zu 
gewährenden  Rate  gefertigt  und  der  Gesandschaft  mitgetheilt. 

Die  Beiträge  zu  den  Bundes-Rassen  sind  von  den  Gesand- 
sehaften voll  und  ohne  Zurechnung  von  Porto  und  andern  Spesen 
einzuliefern.  (Beschluss  vom  19.  Juli  1821,  Prot.  S.  578.) 

Die  Quittungen  über  diese  Beiträge  werden  von  dem  Kassier 
ausgestellt  und  von  dem  Kanzlei-Director  signirt. 

8. 
Kassenbücber. 

Von  Jeder  der  beiden  Bundes-Rassen  uird  ein  Journal,  ein 
Hauptbuch  oder  Manual,  ein  Vormerkbnch  und  ein  Wechselbuch 
gehalten. 

In  das  Journal  werden  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  so 
wie  sie  erfolgen ,  mit  Bezug  auf  die  Nummer  des  Belegs  und  die 
Seite  des  Hauptbuches  eingetragen.  Die  Seiten  desselben  sind 
nicht  nur  paginirt,  sondern  werden  auch  von  dem  Ranzlei-Di- 
rfector,  ehe  ein  EJIntrag  erfolgt,  paraphirt. 

Das  Hauptbuch  oder  Manual  Ist  nach  den  Kapiteln  der 
Rechnung  eingetheilt.  Auf  Jeder  Seite  Ist  die  Gebuhr  (das  Sollen) 
und  die  Abstattung  (das  Haben)  einander  gegenOber  gestellt.  In 
9elUges  wcirden  die  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  dem  iownale 
Ui  dte  geeigneten  C^^pitel  übertragen  wd  d^iber  gibt  aolcli^  M 
Fertigimf  dar.  R^noog  die  Grundlage  af)*  . 

Das  Vorbemerkbuch  enth|iU  die .Verfügungeii  der  Bun- 
des-Versammlung  und  sonstige  Notizen ,  welche  auf  die  Kasse 
Bezug  haben. 

Das  Wechselbuch  ist  ein  Journal  Ober  die  bei  der  Kasse 
eingehenden  Wechsel  und  Anweisungen ,  mit  Bemerkung  der 
Verfalltermine. 

Ueberdless  wird  noch  mit  Jeder  BebbYde,  welche  eine  Flilal- 
Kasse  eu  verwalten  hat ,  ein  besonderes  Conto  gehaRea,  worlki 
4^  VOR  ^Mger  aus   der  Matrilcnlar- Kasse  erli#benen  Vor* 
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sAme  uAd  die  hierauf  surüok,verreQliieten.Sumiiien  elngetrageo 
werdeo. 

9. 
AechQUiig9belege. 

Jede  auf  die  Bundes -Rassen  Bezug,  habende  Haupt-  oder 
Specialrechnung  muss,  In  Rücl^sicht  der  Einnahme  und  Ausgabe, 
mit  den  gehörigen  Belegen  versehen  seyn. 

Enthalten  die  Belege  zu  den  Bundes -Kassen -Rechnungen 
weltläulligere  Liquidationen,  so  werden  sie^  bevor  die  Zahlung 
erfolgt ,  von  einem  Recbnungsbeamten  1d  RücksicM  dos  Calculi 
geprüft ,  roth  vorgeslricben  und  veriAcirt. 

Bei  bedeutenderen  Summen  wird  der  Beleg  vorerst  von  dem 
Kanzlei-Director  durch  Signatur  (Ur  paaalread  erklBrt ,  ehe  die 
Zahlung  geleistet  werden  kann. 

Zu  den  Belegen  efiier  Matrikularrecbnung  gahfiren  auch  die 
Specialrechnungen  über  ihre  Filial-JKaasen, 

10. 

Abiegung,  Prüfung  und  Justf fication  der  Rech- 
nungen. 

Ceber  die  Bundes-  und  Fiiial  -  Kassen  werden  in  der  Regel 
Jahresrechnungen  abgelegt. 

Das  Rechnungsjahr  geht  vom  1.  Novemberbis  zum  30.  Ok- 
tober. 

Den  Rechnungen  werdra  die  auf  selbige  Bezug  habenden 
Bdege  belgefiigt. 

Die  in  der  Specialrechnung  über  eine  Filial-Kas9e  verrech- 
nete Ausgabe  wird  in  der  Matril^ularrechnung  in  vqller  Summe, 
jedoch  erst  dann  verschrieben ,  wenn  die  Bundes-Versammlung 
Jeae  Specialrechnung  geprOft  und  den  Rechnungsltihrer  durch 
BescUass  angewiesen  hat ,  welche  Summe  er  nadh  seUi^er  in 
Ausgabe  zu  versohratben  habe. 

Die  Specialrechnungen  werden  dem  Rechnungsführer  der 
Bmides-Kaasen  übersendet,  welcher  selbige  zu  prüfen ,  für  deren 
Berichtigung  durch  die  Behörde  zu  sorgen  und  solche  dann ,  mit 
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Beifiigung  seiner  unarledlgt  gebIMenen  Brlnnarniigeii ,  an  den 
Kanzlei-Director  abzugeben  hat. 

Auch  die  von  ihm  abgelegten  Bundes-Rassen-RechnungeD 
gibt  er  an  Letzteren  ab. 

Der  Kanzlel-Director  nimmt  von  den  an  ihn  gelangten  Redi- 
nungen  Kenntniss,  ertheilt  dem  Rechnungsfiihr^  der  Bundes- 
Kassen  die  in  Bezug  auf  selbige  ihm  nSthig  scheinenden  Wei- 
sungen und  fiberreicht  sodann  diese  Rechnungen  dem  Bundes- 
tags-PrSsidio ,  durch  welches  solche  an  die  Bundes -Versamm- 
lung gelangen. 

Hier  werden  die  Rechnungen  der  aus  drei  Mitreden  be> 
stehenden  Commission  zu  dem  Rechnungswesen  dw  Bundes- Ver- 
sammlung mitgetheilt. 

Diese  priilt  selbige ,  sorgt  für  die  Erledigung  d^  sidi  er- 
gebenden Ausstellungen ,  und  «"stattet ,  sowohl  spedell  fib^  das 
Resultat  derPrOfting,  als  auch  Ober  das  Rassra-  und  Rechnungs- 
wesen der  Bundes-Yersammlung  ubeitaupt,  Vortrag. 

Auf  den  Vortrag  der  Commission  fiasst  dieBundes-Versamni- 
lung  Beschluss  in  Bezug  auf  die  Justiflcation  der  Rechnungen, 
die  Nothwendigkeit  und  den  Betrag  zu  ertiebender  Anlagen  und 
andere  einschlagende  GegenstSnde. 

Die  BeschlQsse  werden  durch  die  Protokolle  bekannt 
gemacht. 

11. 

Inhalt  der  Rechnung  über  die  Bundes-Ranzlei- 

Kasse. 

Die  Rechnung  über  die  Bundes  -  Kanzlei  -  Kasse  muss  dem 
Wesen  der  Sache  nach  enthalten : 

A.  in  der  Einnahme, 

a)  Die  Beiiräge  der  Bundesstaaten , 

b)  die  übrigen  zur  Vereinnahmung  geeigneten  Posten. 

B.  In  der  Ausgabe. 

a)  den  Ranzleiaufwand  aller  Art, 

b)  die  übrigen  zur  Verausgabung  geeigneten  Posten. 
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C.  In  A«cfeBinffeestaDde, 
«)  dteBauMkaft, 
b)  dieJlifkfltiMie«DBeltflfe;eo, 
e)  Ht  feldiMai  Boredinungsvoncbässe. 

12. 

■ 

Ittema  zu  der  Rechsung  8ker  die  Bundes-Kanzlei 
k  ftasse. 

^    DieMD  geaSss  wM  die  Reckiiuog  über  die  Bundes-Kanzlei- 

Ittse  nach  folgeodem  Schema  geführt  s 

tß  Etunahine. 

1^  FL  —  Hr.    iCap.    I.  fSaseeobesiaDd ,    nach   der  letzten 

ftecbnung. 
I-    -   —   -        -     IL  Qdtrüge  der  Bundesitaaten.    (Die 
^  im  Laufe  des  Recbnungajabres  von 

^  der  Bundes- Versammlung  l^eschlos- 

senen  Beiträge  in  voller  Summe, 
p  einschliesslich  der  etwaigen  Rfick- 

^  stände  an  selbigen»  übrigens  mit 

^  Angabe  der  Beschlüsse. 

—  -   —    -         -    III.  Erhobene  Vorschüsse. 

k—  -   —   -        -    IV.   Zurttckemprangene  Vorschüsse. 
'—  -    —   -        -      V.  Mängelersaizposten. 

—  -    —   -        -    VI.  Verschiedene  Einnahmen. 

ni 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

Ausgabe. 

—  Fl.  — Kr.    Cap.       I.   Gratificationen. 
:—  -    —   -         •        H.  Besoldungen. 

. .  m.  Dtäten. 

—   -  -  IV.  Dmekkoaten. 

—  -  —   -  -  V.  fianzleierfordernisse. 

—  -  —   -  -  VI.  Heitzungskosten. 

—  -  —   -  -  VII.  Reparaturen  und  Handwerksar- 
beiten. 

—  .  _    .  .  Vni.  Porto. 

—  -  —    -  .  IX.  Bücher  und  andere  Sehriften. 

—  -    —    -        -        X.  Buchbinderarbeiten. 
lU.  28 
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—  Fl.  —  Kr.    Cap.    XI.  GetetoMfe  Vonchflsse. 

_   .   _  .        .     xn.  ^uriickeraUHMe  VOTsdifisse. 

—  -  —   -  Xin.  MXogdenatzpostai. 

—  .   —   •        .    XIV.  Venchiedeiie  Ausgahen. 


—  Fl.  — Kr.  Summe. 

Abschluss. 

—  Fl.  —  Kr.  Einnahme. 

—  FL  —  Kr.  Ausgabe. 


—  Fl.  —  Kr.  Kassenbestand,  und  zwar 

—  Fl.  —  Kr.  baar, 

—  .  —   .      an    BeitragsrQckstlndcai 
(oder  Gotliaben  des  Rectanuogsfiihrers.) 

Verzeichniss  der  ROckstSnde  an  Beiträgen. 
(Nach  Individueller  Angabe.) 

Verzeichniss  der  Vorschüsse  zu  kOnrtiger  Be- 
rechnung. 

(Nach  individueller  Angabe.) 

HauptUbersicht  des  Rech  nun  gs  best  an  des. 

—  Fl.  —  Kr.  Baarschaft. 

—  -   —   -     Rückstände  an  Beiträgen. 

—  .   —    .     Berechnungsvorschüsse. 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

13. 

Ausgabe  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  an  Gratifica- 

tionen  und  Besoldungen. 

Der  Personaletat  der  aus  der  Bundes-Kanzlei- Kasse  zu 
besoldenden  Bundes-Kanzlei  gründet  sich  auf  die  Beschlüsse  vom 
30.  Oktober  und  23.  December  1816  (Prot.  S.  13  und  243)  und 
der  Besoldungsetat,  auf  den  Beschluss  vom  30.  Juli  1821  (Prot. 
S.  638). 

Hiernadi  ist  der  Etat : 
ein  Kanzlei-Director ,  zur  Zeit  ohne  Gehalt,  nur  gegen 

3,000  Fl.  —  Kr.  Gratlflcation, 
ein  Registrator    ...    mit  1,500   -    —    -    Gehalt, 
ein  erster  Kanzlist    .    .      -    1,375   -   —   - 
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ein  zweiter  Kanzltot     ...  mit  1,390  PU  —  Kr.  Qehalt, 
ein  dritter  Kaozltot,  zugleich 

Corrector -    1,125   -   ~   * 

ein  erster  Ranzleldlener     .    •      -      660   -   —   - 
eiD  zweiter  Kanzleidieoer  .    .      -      660   •   —   - 

Die  Stelle  eioes  Kasslers  und  Rechnungsfillirers  der  Bmides- 
Rassen  ist  noch  nicht  auf  dem  Etat  und  wurde  Jederzeit  von  eineü 
Kitseriich  •  RSni^ich  Oesterreichlschen  Rechnungsofflclal ,  ohne 
Gdialt  oder  bestimmte  Gratlflcatton,  unter  der  Aufsicht  derKanzlei« 
DfrecUon  versehen.  Die  demselben  bisher  von  Zeit  zu  Zeit  bewil- 
ligten ausserordentlichen  Gratiflcationen  haben  gemeinjiihrlg  dM 
v^Sltnissmässig  viel  zu  geringe  Summe  von  550  Fl.  betragen. 

14. 

Ausgabe  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  an  Druck- 
kosten. 

Ueber  den  Druck  der  von  der  Bundes -Versammlung  und 
Militär-Commission  ausgehenden  Protokolle  und  sonstigen  Schrit 
teo,  welcher  nach  dem  Beschlüsse  vom  5.  August  1819  (Prot. 
S.488)  aus  der  Bundes-Kanzlei*Kasse  bezahlt  wird,  besteht  zwi- 
scbea  der  Kanzlei -Di^rection  und  der  Andreätschen  Bundestags- 
PrSsidlal-Druckerei  ein  Contract. 

Der  letzte  Contract  wurde  auf  den  Grund  des  Beschlusses 
vom  25.  April  1822  geschlossen.  (Prot.  S.  262.) 

Diesem  gemäss  sind  die  Sätze,  wonach  die  Bezahlung  be- 
rechnet wird,  folgende:' 

Für  Satz,  Druck  undJStempeluog  Jeden  Bogens  wird 

Fl.  bezahlt. 

Das  Papier  wird  nach  dem  gangbaren  Preise  bezahlt,  bisher 
<as  Buch  mit Kr. 

Jeder  Bogen,  auf  dem  nicht  Ober  zwei  Seiten  bedruckt  sind, 
«Ird,  in  Rücksicht  auf  Satz  und  Druck ,  für  einen  halben ,  und 
an  Papier,  fiir  einen  ganzen  Bogen  gerechnet. 

Abdrucke  einzelner  Paragraphen  oder  anderer  Bruchstücke 
aus  den  Protokollen  werden  überhaupt  mit . . .  Kr.  fiir  den  Bogen 
bezahlt. 

28* 


B6i  Tkbelleü  Vvtrd ^  fUr  Satz,  Druck  üiid  Stein(»elung,  wenn 
sie  nur  auf  Einer  Seite  bedruckt  sind ,  der  Bogeta  beKaMt : 
In  gewShnltcbem  oder  Median-Format,  mit  .  .  —  Fl.  ^Kr. 
m  Royal-  oder  Subroyal-f  onnat  ...     ...  —   -   —  - 

In  Imperial-Format *..  —   ._. 

Ist  die  Tabelle  auf  beiden  Seiten  bedmckd  so  wM  das  Dop- 
feUe  dea  obigen  Satze«  bezahlt. 

Das  Pl|rier  zu  den  Tabellen  wird  nach  4eBi  gittUgen  Preise 
beeaUt. 

Für  tlaa  Heften  der  Protokolle  einer  Sitzung  wird  ...  Fl. 
«ezablt. 

Ber  Bedarf  an  Exemplaren  der  Bundestags-  und  Militär« 
Commissions-ProtokoUe  war  1824  =  275  Stuck. 

15. 

Inhalt  der  Rechnung  über  die  Bundes-Matrikular- 

Kasse. 

Nach  dem  Wesen  der  Sache  muss  die  Rechnung  über  die 
^lindes-Matrikttlar-Kasse  enthalten : 

A.  In  derEinnahnie, 

a)  alle  ausgeschriebenen  Matrlkularbeiti^ge ; 

b)  die  von  den  Pllial-Rassen  restituirten  oder  verrechneten 
Vorschüsse ; 

c)  die  übrigen  zur  Vereinnahmung  geeigneten  Posten. 

B.  In  der  Ausgabe, 
n)  die  den  FfHal-Rassen  zu  künftiger  Berechnung  g^ebenea 
Vorschüsse ; 

b)  den  von  den  Fflial  -  Rassen  bestrittenen  und  verrechneten 
Aufwand ,  diesen  Jedoch  nur  summarisch  mit  Hinwelsong 
auf  deren  Specialrechnungen ; 

c)  den  von  der  Matrikular-Rasse  unmittelbar  bestrittenen  Auf- 
wand; 

d)  tfle  übrigen  2ur  Verausgabung  geeigneten  Posten. 

C.  Im  Bestand. 

a)  die  fiaarscbafl ; 

b)  die  Rückstände  an  MatrikularbeltrSgen ; 

c)  die  geleisteten  Rechnungsvorschiisse. 
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Schema  zü  der  Rechnung  Aber  die  Bundes-Matri- 

iLUlar-Rasse« 

Dm  fichem  n  der  BMtaHiig  über  die  Bundefl-Hatrikular- 
hüe  M  mMftk  MgflDdes: 

Einnahme. 

~  Fl.  —  Kr.    Cap.    I.  Kassenbeatand  [  nach    der   letzten 

Recbouni;. 
i  ^  .   ^   .        -      n.  MatrikularbeitrSge.  (Die  Im  Laufe 
:  dea  Recbnungsjahrea  von  der  Bun- 

.  des  -  Versammlung    beschiosaenen 

Beiträge,  in  voller  Summe,  ein- 
schliesslich  der    etwaigen  Rück- 
I  stände,  übrigens  mit  Angabe  der 

I  Beschlüsse.) 

^  .  —  .  -in*  Von  der  Militär-Commission  berech- 
nete Ausgaben.  (In  voller  Summe, 
mit  Bezug  auf  die  diesftillsigen  Un- 
terlagsrechnungen.) 

-  IV.  Von  der  Central  -  Untersuchungs- 
Commisslofi  berechnete  Ausgaben. 
(Ebenfalls  in  voller  Summe  und  mit 
JSezug  auf  die  diesfallsigen  Unler- 
lagsrechnungen.) 

V.  Erhobene  Vorsebflsse. 

-  Vi.  MSngelersatzposten. 

-  VII.  Verschiedene  Einnahmen. 


f 


f 


f-n.- 


Kr.  Summe. 

Ausgabe. 

-  Fl.  —  Rr.    Cap.    L  VorschBaae  ai  die  AHliUfr-Commla* 

sloQ ,  zur  RerechAUDg. 

^  .   —   .        .      n.  Von  derMilitfir-Commissioober^Jk: 

neie  Ausgaben.  (We  in  der  Ein- 
nahme Cap.  III  verschriebene  durch- 
laufende Post) 
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—  Fl.  ^  Kr.    Cap.  m.  Vorschfisse  an  die  Centnd-Unter- 

suchungs  -  CommissioD ,  zur  Be- 
rechnung. 

—  .   _   .         -    IV.  Von   der  Central  -  Untersuchungs- 

Coinnilsston  berechnete  AuBgaben. 
(Die  in  der  Einnahme  Cap.  IV  ver- 
schriebene durchlaufende  Post.) 

—  .    _    .         .      V.  Zuruclcerstattete  Vorschüsse. 

—  -    —    .         -     VI.  Mängelersatzposten. 

—  -   —   -         -   vn.  Verschiedene  Ausgaben. 

—  -    _   .         -  vm.  Pensionen  der  OiBcianten  der  auf- 

gelösten transrhenanischen  Susteo- 
tationsanstalt.  (Nach  dem  Be- 
schlüsse vom  10.  Juni  1824 ,  Prot 
S.  264.) 

—  -    _    .         -    IX.  Ausgaben  fiir  die  Commlssion  zu 

Prüfung  der  Forderungen  an  die 
ehemalige  Reichs-Op6ratlons- Kasse. 
(Nach  dem  Beschlüsse  vom  18.  Au- 
gust 1825,  Prot.  S.  332.) 


—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

Abschluss. 

—  Fl.  —  Kr.  Einnahme. 

—  -   —   .     Ausgabe. 

—  FL  —  Kr.  Kassenliestand ,  und  zwar : 

—  Fl.  —  Kr.  baar ,  .     . 

_   .   _   «    an .  Beitragsrilckständea 

(oder  Guthaben  des  RechnungsfObren.) 

Verzelchnlss  der  Rückstände  an  Matrikular- 
belträgen. 
-^>  (Nach  tüdividoeller  Angabe.)  .  . 

Verzelchnlss  der  Vorschüsse  zu  künftigerBe* 
rec^hnung. 

(Nach  Individueller  Angabe.) 

Haupt- (Jeher Sicht  des  Rechnungsbestandes. 


.1 

*    • 
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r^.•^  A  •—  Kr.  Baancbftft. 
^,  —  •  ^  .    Rückstände  an  Mairikularbeiirägen. 
^  .  _  «    Berechnungsvorschfisse. 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

''  Ist  ein  Guthaben  des  RechnungsfHhrers  ver- 

blieben ,  so  wird  hier  selbiges  angegeban ,  von 
obiger  Summe  abgezogen  und  die  dann  noch 
verbleibende  Summe  des  Rechnungsbestandes 

*  beroeiict. 

;  17. 

tFofffl  der  Kechnoagen  Utier  FiliaUKassen. 
IMe  der  Bundes -Matrtkular- Kasse  unmittelbar  untergeord- 
FIHal  -  Rassen  werden  nach  dem  Jedesmaligen  Bedarf  der 
;he  zu  sehf  verschiedenartigen  Zwecken  eingerichtet  oder  um* 
iltel.  Daher  lassen  sich  im  Voraus  allgemeine  Bestimmungen 
(He  Formen  der  diesfailsigen  Rechnungen  nicht  ireffen.    Itt 
Regel  bleibt  der  Behörde ,  welche  eine  solche  Kasse  zu  ver* 
iD  hat ,  iMieriassen ,  nach  der  ihr  beiwohnenden  genauen 
itDlss  des  Erfordernisses  die  geeignetste  Rechnungsform 
it  zu  wählen.    Indess  wird  immer  der  Bundeskassier  dahin 
wirken  haben,  dass  die  gewlhlle  Form  auch  wirklich  eine 
lete  sey  und  an  die  Rechnung  Ober  die  Matrikular-Kasse 
:ommen  passe. 

I  18. 

Inventarien  der  Bundes-Kassen. 

I    Zu  dem  VermSgen  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  ge- 
hen als  In  ventari  um: 
l       die  Bibliothek  der  Bundes-Versammlung 

und 
I       das  Mobiliar  zum  Gebrauche  der  Bundes-Versammlungy 
der  Bundes-Kanzlei  und  im  Kassen-Loc^le,  so  weit  sel- 
I  biges  auf  Rechnung  dieser  Kasse  angeschafft  worden  ist 

I  und  unterhalten  wird. 

per  Kanzlei-Dlrector  hat  Ober  dieses  Inventarium  die  obere  Auf- 
kht. 
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Die  SpecialauMcht  Über  das  MoblHar  Im  Ksssolocale 
der  Bimdes-Kasdief ,  die  aber  das  Übrige  bventarium 
Jenige  Kanzlei  -  Offlciant ,  wetcben  der  Kanzlei -Director  hleni 
beauftragt. 

Zu  dem  Vermögen  der  Bundes-Matrlkular-Kasst 
gdiSren  als  Inventarium: 

die  Sammlung  von  BfiGbera ,  Karten ,  Rissen  und  btlüä 

menten  zum  Gebrauciie  der  MUltär-Conunissloa ; 

das  Mobiliar  zum  Gebrauche  derselben ,  so  weü  selbigM 

aus  der  Malriicular- Kasse  angeschallt  worden  Ist  n^ 

unterhalten  wird ; 

die  MobiUen  und  Insmunenle  der  der  MlBtsr-Coii] 

untergeordneten  Militär -LecalbehSrden,    wdche  äi 

Rechnung  dieser  Kasse  angesdiaR  worden  sind«      j 

Die  Aufsicht  über  das  bei  der  MilitXr-Commission  befiodUdie  ■ 

ventarium  Itihrt  der  von  dem  MIsidio  der  CommisnioB  Uan 

beaulln«ie  Offlcier«  die  aber  die  MobUlen  der  MOitifr-IjM« 

bSrd^  flibren  diese  Behörden  selbst.  ^ 

Der  Bundeslcassio*  hat  dafür  zu  sorgen  ^  dass  bei  den 
dos-Kassett  über  jeden  Heil  des  ihnen  gdiSr^en  InTentaril 
stlndige  Verzeichnisse  vorhanden  sind  und  selbige  von  Zeit; 
Zeit  ia  Rttcksicht  auf  Aea  Zuwachs  imd  Abgang  gehSrif 
getragen  werden. 


\watatm 
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iiekltfg«  itr  Biiiei-VerttBBliig  ll«r  4id 
HiiitJYe  OrgADiiirmg  in  Bmdei'Kaftei* 

weseDi. 

mkliii  toBiiddi-T^rtiamltif  im  14.  OHtoktr 


hder  zwei  und  dreisaigaten  Sitzung  am  14.  Ok- 
r  1830  wurde 

i>efeliio80eoi 

1)  Zior  Varwaltn««  der  BUBd6i«Matrlkilar^  mU 
Mandes-Kanzlel^Raite und su  der daorit  vertiiadenen 
liekiaaggf  ik  riiB  g  werdei  iMttellif 
tan  taBdcs «-  Kaaaldr  arti  elMr  jlhrticlieo  B»> 

\     floiduagvra J,aWfft 

Nbftasseii  -  CoBtroltvr  «tt  timtr  JMbriMien 

^     BesolduDg^n ijmFL 

^A  Rasten  -  Diener  irtl^elMr  JKhrUclMi  Beaot 

I      dttgtM JSMR. 

pt4Pl..ViiMe« 

l)  Die  GaoMoB  4ie  lMdeiiu»atatt  wM  auf  8080  Aild^ 
NtoBataaneBtr^etra  asraOMfltilden  I0k  S4  Fl.  Ume  Im!» 
Nil  BieBqgde»^VeriMMlai%»^riird>ddeBeaflite»iattlMeMt» 
PMim  venrim^  Mfni^Mie  dteeelften  M  dem  PriUllo  Ih 
■  und  Pfflchtoi  fiaaiiinH  msdaiL 
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3)  Zum  Bufideskassier  wird  ernanat :  der  R.  K.  ReduiQagfc 
offlcial,  Michael  HorraclL, 

zum  KasseocoDtroIeur :  der  erste  BuodeslLaozUst,  Carl  S  ch 
zum  Kasseudiener,  Caspar  Dero,  aus  Mainz. 

4)  Die  Besoldungen,  welche  vom  1.  Januar  1831 
werden  zu  zwei  Drittheilen  auf  die  Matrlkular-  und  za 
Drittheile  auf  die  Bundes  -  Kanzlei  -  Kasse  in  monatlichen 
angewiesen. 


Beschlnss  der  Bandes-Tersammlnng  vom  27.  Ji 

1831. 

In  der  zweiten  Sitzung  am  27.  Januar  1831 

bescjilossen: 

1)  Dass  die  von  der  Bundestags  -  Commisslon  Ittr  die 
sion  der  Bundesrechnungen  vorgelegte  Instruction  gen( 
wird  und  den  beiden  Kassenbeamten  zur  genauen  Befolg 
zustellen  ist,  auch  dieselben  hierauf,  nach  vorher  berichl 
Caution )  von  dem  PräsMio  in  Eid  und  Pflichten  zu  nehmen 

%}  Die  von  den  beiden Kassenheamtcia  mit  drei-  und  r 
tausend  Gulden  zu  steUenden  GaoHonea  haben  dl 
Deutschen  Slaatspapieren ,  nach  dem  Tageacours  luredMielt 
übergeben ,  wonächst  der  Herr  Gesandte  der  Breien  Stadt 
nirt  um  die  geflSlige  Einleitung  ersucht  wird,  damit  diesem 
Selt^  der  Bundes-Kanzlei-Direction  zu  übergebenden  ÜA\ 
bei  dem  Beehneiamte  der  (Men  SMt  Frajdcftut  ai 
werden,  und  in  dem  der  Bundes  -  Kanzlei -Birection 
lenden  Depositenschein,  in  welchem  das  Depositum  beuü 
wird,  ansdrOcklioh  bäneitt  Werde,  das^seidiesalsDb 
ahn«  bes  on  d  e  r  e  Genebdiiguag  dieser  bobea  Vmannbllig  w( 
afe^geantwortet  noch  verändert  werdn  dürfen  die  Srtidbuwi 
ZimMschnilte  abei*  wire  in  den  Verbtf lomtaeB  nur  g^gm\ 
Zeugniss  der  Kanzlei-Directton  zuzugeaMM*^) 
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3)  Der  Kanzlist  Daniel  Leutbeusser  wird  zum  ersten 
BoDdeskanzlisten ,  mit  der  vom  1.  Februar  d.  J.  anfangenden 
Besoldung,  wie  sie  bisber  der  zum  Controleur  beorderte  Kanz- 
list Carl  Schmitt  bezogen  bat,  und  unter  Beibehaltung  der 
Dnickc<»Teciur>  —  an  des  Kanzlisten  Leutbeusser  Stelle  aber, 
ead  mit  dessen  gleicbfolls  von  dem  1.  Februar  d.  J.  für  seinen 
Nachfolger  anfongenden  Besoldung  wird  Sebastian  Harveng 
ans  Mannhelin  ernannt. 

4)  Dem  Präsidirenden  der  MlUtSr-Commission,  dem  Kaiser- 
ück-RSnigUchen  H^rn  Generalmajor  Grafen  Baillet  de  La« 
tour,  wird  die  anderweite  Besetzung  der  durch  die  Anstellung 
fcs  Sebastian  Harveng  erledigten  Diurnistenstelle  in  der  MiiitSr« 
Commissloiis-Kanzlel  Überlassen. 

5)  Die  Verwaltung  fter  Bundes- Kanzlei- Kasse  wird  unter 
Mittheilung  dieses  Beschlusses  zur  Verrechnung  der  Besoldungen 
les  Daniel  Leutbeusser  und  Sebastian  Harveng ,  so  wie  des  neu 
riBzutretenden  Diumisten  In  der  MllitKr-£omntissions- Kanzlei, 
imn  1.  Februar  dieses  Jahres  antangend ,  legitimirt. 

a)  Nach  Anzeige  des  Gesandten  der  freien  Stadt  Prank- 
firt,  in  der  4.  Sitzung  vom  Jahre  1831,  hatte  das  erwähnte  Amt  den 
oügrai Beschlüsse  entsprechenden  Auftrag  erhalten. 


Ver0:  J.  L.  Rlüher,  öffeiitliches  Reobt  des  Teutschen  Bunde» 

(4.  Anfi.  \sm)  s.  iia,  10s,  337. 


Beschliiss  der  Bnndes-YersaminlvBi;;  ▼««  29-  Ai- 

gnt  1818,  batrtfeni  ^e  innaluiia  du:  proTiitri* 

icken  Bmdes-Iatrik«!  mf  fünf  Jakrt. 

Drei  uad  vierzigste  Sitzung  vom  ?0,  August  1818.*) 

Der  Kaiserliek  Oesterreickiseke  präsUirefiA« 
Herr  Gesanite  giebt  fUgendeB  Vortrag  «ker  4le  Mttrik:(H 
des  Deutsöhen  Bundes  zu  Protokoll. 

Auf  die  io  ier  15.  md  16  Sitzung  genuicktan  Antnüge,  bei 
PerttgUDg  etiler  provisorfsoh  auf  (Bof  labre  geltenden  Bundes- 
Matrikel  zu  verktDtnissmSssiger  Verthellung  aUer  GesanmlfcesteB, 
namentlieb  der  Mannsckaftssiellungen  und  Geldlei- 
stungen, der  Regel  aaek  aUrln  die  Population  zu«i  Mass- 
stabe zu  wählen ,  und  bei  Festsetzung  der  PopiriatiM ,  statt  der 
oft  abweichenden  statistischen  Angaben ,  welche  der  Arbdt  der 
Commission  zur  Grundlage  gedient  hatten»  den  eigenen  Angaben 
eines  Jeden  Bundesstaates  zu  folgen  und  nur,  Falls  sich  dabei 
Abweichungen  ergeben  sollten ,  diese  durch  Besprechung  in  ver* 
traulicken  Sitzungen  zu  heben,  kamen  in  der  19.  Sitzung  sSmnit- 
liche  Herren  Gesandten  darin  Qberein,  dass,  aus  den  angelOhrtea 
Griinden,  die  Bundes- Versammlung  wünsche,  dass  ein  Jeder 
Bundesstaat  nach  seiner  besten  Wissenschaft  die  officielle 
Angabe  d^  dermaligen  Volkszahl  seines  Gebietes, 
In  dem  umfassendsten  Sinne  des  Worts,  baldmfigllcbst  eins^idea 
mSge. 

Dieser  Wunsch  ist  nunmehr  in  Erfüllung  gegangra,  und  die 
vorilegende  Tabelle  zeigt,  dass»  und  wie  ein  Jeder  der  Bundes- 
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gtaiten  ohM  AtBriMtmm  «bt  oMctelle  Angabe  Belner  BnWkeMi^ 
ciiigesandt  habe ;  es  Ist  auch,  nehdaii  SadiMen-GMba  «toe  An» 
ftigs  m  geringe  Angriie  fMwttHg  coMhet  hat,  wMer  die  Angabe 
Utaes  der  iftrlge»  Bndesslaateä  dtwas  erinnert  wurden^  es 
tMMMitt  McMa  Mehr  übrig  zu  sefn ,  als  «aas  dieae  TafeeUa 
]M^  der  bcihen  Bondes-YenaniiBiiing  Torgelegt,  und  sie  ainge* 
Wen  werde,  fa  Polge  d^  bereits  ertMltenen  lastructhmen ,  Aeae 
Tabelle  dnMi  €teea Besdiluss  ftir  die  auf  die  nächsten  flinT 
Jalire  proTi8t)rlscli  geltende  Bundes -Malriket  zu 

Gleichwie  es  sehen  in  der  Natur  4er  Sache  Itegt^  dass  alle 
gemeiasameii  Lasten  in  gleichem  VerhSltAtase  getheilt  werden, 
lüch  bd  den  eingeholten  offlclellen  Angaben  der  Population  schon 
lier  Vorsdilag  znm  <}rande  gelegt  wurde,  4aas  dtese  MatrilcM, 
tar  Regel  nach,  sowohl  für  Geldlelsttngeo,  als  Wr  Mannscftafls- 
steUnngen  gelten  mSge ,  so  wird  sdlbat  der  Umstand  die  Abfias- 
SDDg  eines  allgemeinen  Beschlusses  nicht  aufhatten  kSanen ,  dass 
tleils  die  Frage:  ob  aach  in  Bezug  auf  die  freien  StBdte  die 
Volkszahl  als  unbedingte  und  einzige  Grundlage  des  Matrfkidar^ 
Aoschlages  zu  betrachten  sey?  noch  auf  nShere  Berathung  ver- 
sMK worden,  theils  die  RSniglich  Sllchsische  Gesandsehaft  in 
Ihrer  Abstimmung  auf  eine  Herabsetzung  ihres  Geld-Matrlkutar- 
^kAsdilages ,  im  Vei1i81tniss  gegen  ihren  eigenen  Mannschafts- 
nschlag,  antragen  zu  mitssen  angedeutet  hat ;  denn ,  wenn  auch 
üeBerathiHig  über  dte  Geldveranschlagung  der  flreien  Städte  nicht 
^äm  dadurch  als  gehoben  angesehen  werden  sollte,  dass  sie  ihre 
Toftszahi  eben  in  dieser  Hinsicht  auf  eine  liberalere  Weise ,  als 
At  nach  den  angegebenen  GrundsSizen  schuldig  gewesen ,  ange- 
lten zu  haben  versichern ,  auch  sonst  andere  Gründe  selbst  in 
Ansehung  ihrer  lür  die  Beibehaltung  der  allgemetnen  Regel  za 
streiten  scheinen,  so  wird  dennoch  auf  Jeden  Fall  und  wenn  auch 
adt  Ihnen  könftig  ein  Anderes  verabredet  werden  sollte^  dieses 
aar  ab  eine  Ausnahme  zu  betrachten  seyn ,  welche  die  Feststem 
lon^  der  Regel  nicht  verhindern ,  sondern  höchstens  nur  dabei 
einen  besonderen  Vorbehalt  veranlassen  kSnnte;  ebenmässig 
^^ürde,  so  viel  die  von  Sachsen  begehrte  Herabsetzung  seines 
Beitrages  anmelde  betrifft,  diese,  in  Folge  einer  desGalls  annoch 
adt  ihm  zu  pO^enden  Unterhandlung,  nur  als  eine  Ausnahme 
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Statt  flBdeB  kSnneii ,  wdche  4ie  AiierfceDiMMg  der  R«eel »  sqIImI 
an  seiner  Seile,  nidit  verUndem  würde. 

Unter  dieeen  Umstiinden  Ic^  ieh  daher  der  lioken  Biiadea* 
Versammlung  die  angefOgte  Tabelle  als  das  Resullal  der  ein* 
gegangenen  officiellen  Angaben  vor,  und  trage  daher  darauf  an, 
dass  Sie  durch  Ihren  Beschluss  selbige  als  die  für  die  nächsten 
fUnf  Jahre  zur  Regel  angenmnm^e  Bundes-MatrUijd,  sowohl  für 
MannschaftsstellungeD,  als  gemeinsame  Geldleistungen  (mit  allet- 
nlger  Ausnahme  der  anders  vertheilten  Bundeskanzlei- Kosten) 
erkliiren ,  zugleich  aber  auch  festsetzen  mtfge ,  dass  zum  Bdutfe 
einer,  nach  Ablauf  dieser  fünf  Jahre  einzufiibrenden  deQaitiven 
Matrikel  eine  Commission  in  Zeiten  ernannt  werde ,  welche  die 
Grundsätze  nSher  entwickele ,  nach  weichen  selbige  künftig  zu 
entwerfen  sey,  damit,  nachdem  diese  Grundsätze  von  d^  Bundes- 
versammlung angenommen  worden,  in  Gemässheit  derselben 
eine  definitive  Matrikel  zeitig  und  vor  Ablauf  der  lUnQährigen 
Frist  gefertiget  werden  mSge. 

Preussen:  tritt  dem  Kaiserlich  Oesterreicbischen  Antrage 
vollkommen  bei. 

Bai  er n:  ebenfalls. 

Königreich  Sachsen:  Der  Königlich  Sächsische  Buodes- 
gesandte  hält  sich  ermächtigt ,  den  zur  Stellung  der  Contingente 
des  Deutschen  Bundes  angenommenen  Massstab  der  Bevölkerung, 
ebenfalls  in  Ansehung  der  Geldbeiträge  als  ein  Provisorium  auf 
fünf  Jahre  anzuerkennen.  Bei  der  notorischen  Ueberbevölkerung 
der  Königlich  Sächsischen  Staaten ,  erscheint  aber  bei  den  zu  be- 
stimmenden Geldansätzen  dieses  Missverhältniss  unzweifelhaft, 
und  dfirfte  diesseitige  Gesandschaft  wohl  gegenwärtige  bei  d^ 
allgemein  anerkannten  Voraussetzung  dieser  Berücksichtigung, 
nur  zum  Ueberfluss  die  in  der  Abstimmung  vom  9.  Mai  dieses 
Jahres  gemachte  Bemerkung  und  Verwahrung  hierdurch  erneuern. 

Hannover:  Diesseitige  Gesandschaft  tritt  dem  Antrage  des 
präsidirenden  Herrn  Gesandten  dahin  bei,  dass  die  vorgelegte,  auf 
officiellen  Angaben  beruhende  Bevölkerungslisteder  Bundesstaaten 
als  Grundlage  einer  auf  fUnf  Jahre  geltenden  provisorischen  Ma- 
trikel, sowohl  für  die  Maunschaftsstellung ,  als  unter  dem  in 
seinem  Antrage  berührten  Vorbehalte,  für  die  Geldbeiträge  ange- 
nommen werde. 


ur 


Württemberg:  erkUbte  sidi  mit  den  beiden  Antrügen 

Kaiserlich  OeaUrrelchiscben  Gesandscbafl  einverstanden. 

iden, 

•rhessen, 

rfossberzogtbum  Hessen, 

isemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg^ 

iederlande,  wegen  des  Grossberzogtbums  Luxem- 
burg, 

•ssherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische  HSu- 
ser, 

raansch weig  und  Nassau, 

lecklenburg-SchwerinundMecklenburg-Strelitz,' 

olsteln-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg^ 

Ishenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe  und  Waldeck, 

iie  freien  Städte,   LQbeclc,  Frankfurt,  Bremen 

bund  Hamburg: 
D  sich  sKmmtlich  mit  dem  Kaiserlich  Oesterreichischen 
»einverstanden;  daher 

Beschluss: 

I)  Die  von  den  Bundesgliedern  angegebene  Volks- 
ilihrer  Bundesstaaten  wird  auf  die  nächsten  fünf 
Ire  provisorisch  als  Bundes-Matrikel  angenommen,  und 

Dach  der  provisorisch  bestehenden  Stimmenordnung  in  Pleno, 
'Vorbehalt  w  eiterer  Bestimmung  für  Hessen*Horoburg : 


Bundesstaaten. 


SeelenzaU. 


eich     .... 

.    •    •     •     . 
n 

loover 

mberg  .... 

lessen 

iherzogthum  Hessen 
Wstein  und  Lauenburg 


9,482,227 

7,923,43» 

1,200,000 

3,560,000 

1,305,351 

1,395,462 

1,000,000 

540,000 

6t9,5(K) 

360,000 
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Bundesstaaten. 


Seelenzahl. 


Luxemburg 

Braunschweig 

Mecklenburg-Schwerin  .    . 

Nassau 

Sachsen- Weimar .... 

Gotha     .... 

Coburg   .... 

Meiningen  .     .     . 

Hiidburghausen 
Mecicienburg-Strelitz    .    . 
Holstein-Oldenburg  .    .    . 
Anhalt  -  Dessau     .    .    .    . 

Bemburg     .    .    . 

-      CSthen    .... 

Schwarzburg-Sondershausen 

Audolstadt 
HohenzoUern-Hechlngen 

Liechtenstein 

HobenzoUern-Sigmariiigen  . 

WaMeck 

ileuss ,  8Uere  Linie  .  .  . 
Reuss ,  Jüngere  Linie  .  . 
Schaumburg-Lippe  .  .  . 
Lippe    

Hessen-Homburg .... 

Lübeck 

Frankf\irt 

Bremen 

Hamburg 


Summa    .    .    . 


tum 

209,«00 

302,769 
201,600 
185,682 
80,012 
54,400 
29,706 
71,769 
117,769 
52,947 
37,046 
32,454 
45,117 
53,937 
14,509 
5,546 
35,560 
51,877 
22,255 
52,205 
24,009 
69,062 
20,000 
40,650 
47,850 
48,509 
129,809 


30,094,050. 


2)  Diese  Matrikel  gilt  als  Regel,  sowohl  Itir  Man d- 
schaftsstellungen  alsGeldleistungen,  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  anders  verthellten  Bundes-Kanzlel- 
Kosten« 
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3)  Me  Gnmcbltze,  wonach  die  deflnltive ,  nach  fOnf  Jahren 

ide  Matrikel  beaitellet  werden  soll ,  wird  eine  dem- 

eigeods  zu  wlhlende  Commlsalon  begatachten ;  die  Biin- 

^eraamalung  wird  solche  noch  vor  Ablauf  der  fOnQIhrigen 

erArtem,  und  durch  weitere  Beschlussnahme  sich  Ober  eine 

iBitive  Matrikel  verdnigen. 

«)  Vergi:   Protokolle   der  Deutschen  Bundes-Ver« 
iniung,  Bd.  VI,  S.  IV «.  4.  %.  Ma 

S.  aoch:   Die  Protokolle  u.  s.  w.  der  31.  Sitzung  §.  20S, 
[StzuDg  S.  206,  35.  Sitzung  §.  235,  37.  Sitzung  §.  25»,  43.  Sitzung 
y«B  Jahre  XWi  d«r  iX  Sitzung  §*  m,  M.  Sttaia«{.  8% 
itzang  §.  Itl5«  25,  Sitzung  §.  113, 2&  Sitzung  §.  138,  32.  Sitzung 

(4  kttU  1840}  &.  ist,  251. 


li   I  ■. 


ni. 


Bescklvss  der  Bundes  -YersanmliiDg  vom  4.  Fe- 

brnar  1819, betreffend  die  Brg&niiiDKdeBBesclilasset 

Tm  20.  Angist  1818,  wegen  Annahme  der  proYiso* 

riscben  Bnndes-Iatrikel  anf  fflnf  Jahre. 


Dritte  Sitzung  am  4.  Februar  1819.'; 

Niederlande,  wegendesGrossherzogth  ums  Luxem- 
burg: Erhaltener  Allerhöchster  Weisung  gemäss,  ist  der  RSnl- 
glich  Niederländische,  Grossherzoglich  Luxemburgische  Bundes- 
tags -  Gesandte  In  den  Stand  gesetzt,  die,  vermöge  §.  95  der 
19.  vorjährigen  Sitzung  von  der  Bundes  -  Versammlung  ausge- 
sprochenen Wunsches : 

^,dass  ein  Jeder  Bundesstaat,  nach  seiner  besten  Wissenschaft, 
die  offlcielle  Angabe  der  dermallgen  Volkszahl  seines  Ge- 
bietes ,  In  dem  umfassendsten  Sinne  des  Wortes^  bald  miß- 
lichst einsenden  möge^s 

seiner  Zelt  abgegebene  Erklärung ,  In  Betreff  der  Population  des 
Grossherzogthums  Luxemburg,  dahin  zu  berichtigen  und  zu  yer- 
vollständigen,  dass  dieselbe,  nach  den  dem  Grossherzogthume 
durch  den  Wiener  Congress  verliehenen  GrundbesUmmungcn, 
und  In  Verfolg  einer  neuerdings  von  Staats  wegen  befohlenea 
und  vollstreckten  Zählung  ^  nicht  214,058,  sondern  vlelmebr 
255,628  Seelen  betrage,  wodurch  demnach  derGesammtzahl  eloe 
Erhöhung  von  41,570  Seelen  zuwächst. 


^ 
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Knrliessens  Um  dte  Abt^moBg  euer  Buodes-IMrikd 
riebt MflBQMfaHi,  tat Kwhenisdier  Seits  tai  rergaageiMi  JBMif 
Jaiire  oaeiigegebeii  woMtea ,  «ass  4te  am  statlstisoben  Weitet 
entldmte  runde  Summe  von  540,000  als  die  BevSlkerung  i0t 
Koriiesslscben  Staaten  angenommen  werde,  ungeachtet  sie  die 
Volluzahl ,  wie  serielle  sich  aus  flreilich  zum  Thelle  filteren  TBO^ 
iDDgen  eingeben  hatte,  um  ein  Geringes  fiberstieg.  Neuere,  Im 
Spatjahr  1818  vollendete  ZShlungen  haben  ein  anderes  Resultafj; 
n&Dlich  M7,868,  geliefert. 

Ist  gleich  diese  Erhöhung ,  gegen  die  Bevtf&erung  des  gan- 
zen Deutschen  Bundes  gehalten ,  von  geringem  Belang ,  so  sind 
loch  Se.  Königliche  Hoheit  der  Kurfürst  zu  gewissenhaft ,  um| 
zum  Nachtbeile  Ihrer  Y erblindeten ,  von  dem  Rechte  Gebraudi 
za  machen ,  welchea  der  Beschluss  der  43.  vorJShrigen  Sitcung 
nmai  gibt ,  vielmehr  bia  ich  angewiesen ,  darauf  anzutragep^ 
dass  die  provisorische  Bundes-Matrikel  schon  Jetzt  Meh  Air 
Aigen  Angabe  berichtiget  werden  möge. 

Hierauf  wurde 

beschlossen: 

Dass,  wenngleich  Iceine  Verminderung  der  Bundes- 
Matrikel  bbinen  der  fünf  Jahre,  für  welche  dieselbe  festgesetzt 
worden.  Statt  haben  l(önne,.glei€hwohl  diese  und  Jede  nach- 
folf  endeVermehrung  In  dieselbe  aufzunehmen  sey*^) 

* 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
fianmlnng,  Bd.  VII ,  S.  55,  56. 

b)  Die  hiernach  berichtigte  Buiides-Matrikel  s.  unten 
In  den  Tabellen  zu  den  näheren  Bestimmungen  über  die 

riegsverfassnng  des  Deutschen  Bundes,  Ziffer  1. 


Was  die  Beiträge  zu  der'Bundes  -  Mairikular-  Kasse 
ktrift,  so  wurden  in  der  zwei  und  dr eis sigsten Sitzung  am 
7.DeGember  1821  die  Beiträge  angezeigt,  die  an  den  durch  Be« 
schloss  der  28.  Sitzung  vom  29.  Juli  1821  ausgeschlagenen  30,000  PL, 
ZOT  BoDdes-Matrikuiarkasse  genehmigt  und  eingegangen  seyen.  , 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lang,  Bd.Xir,  S.  2!!r4. 

29* 


1!liidb-«Mte4enrrot»t;«n«TMi  lt.  Joltltir-,  9.91,11 
gCMlUMB  Aaad«Toag«&,  Imttm  m  dar  JawilHgtaiflMHl 
•MMVnltei  die  cias«lii«K  B«Kd«MU«teft  MartnifeKii 

OoMemUh 9,430         Jl, 

PaeasceB 7,880         M, 

K-StchMii U98 

ftaiern 3,540 

Hannover 1,298 

Wuntemberg 1,87« 

ftaflen *M4 

Knriiesspeti 9H 

vfUsnifi'fiOgttniiii  ifcsscn •    .    .  9M 

BiRsMIn  ttWlliMMntarp WS 

LMMabuif    •'....•••••«•  jM4 

DNinMnwQig     «••••••••«.  flpi 

Mecklenburg -Schwer» «    .    •  9W 

Nassau Mi 

Sachsen -Weimar 199 

Altenborg 97 

Coburg  «-^MOuL "VW         w 

'Eni  'M'  Ais  l^ersnenfiium  iLMiteiAeii^  M         ti 

M«iliiHB«n--aiUbiii«li«iMB    .    .    «    .  UM         *l 

tfeMetftaifK^Stfetllz •    •  71          tf 

Holstein-Oldenburg 216          S 

Anhalt-Dessau 82         ' 

-  BenUmrg IX         V 

-  Cöthen »         W 

Sfihwarzburg-Sondershaosen 44         V 

HudotetaOt Ü3          41 

Hohenzollem-Hechtngen 14         ü 

Liechtenstein 5          Sl 

Hohenzollem-Signiaringen 35         8f 

Waldeck «1          » 

Keusa,  aUererXinie    . .  22          T! 

-  jüngerer  Linie 51          55 

Schanmhurg- Lippe 23         ^ 

Uppe ^ 68         • 

Hessen -Bomburg •    *    .  I^         ® 


463 


^  Fl.  Kr. 

40  25 

47  S5 

48  15 

129  5 

Vcfigl:  J.  L.  Kläber,  QaeUen-Sammlimg  n.  s.  w.  S.  S29,  SM. 

.  Ebendaselbst,  Fortsetzmig,  S.  83,84  s:  „Matrikel  der 
kaies-  oder  Bandes-Matriknlar-Kasse,  nach  denBe- 
plissen  der  Bandes-Vep9»n»laiig  Tom  12.  Jali  1827 
M  SO.  April  1 831. 


» 


¥ 

k 

k 


Beschlnss  der  Bnndes-Versammlang  vom  12. 
1823,  betreffend  die  einstweilige  Fortdaver  der 
previserischen  Bnndes-Iatrikel. 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  12.  Juli  1823.*) 

Der  Königlich  Hannoverische  Herr  Bundestags- 
Gesandte  von  Hammerstein:  erstattet  nachfolgenden  Vor- 
trag der  in  der  16.  Sitzung  d.  J.  (§.  101)  gewählten  Commis- 
si on  zur  Begutachtung  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
deflnitiv  einzuführende  Matrikel  zu  bearbeiten  sey. 

§.  1.  Als  durch  den  Bundes-Beschluss  der  43.  Sitzung  vom 
20.  August  1818  die  auf  den  offlciellen  Angaben  der  VolkszaU 
der  Bundesstaaten  beruhende  Bundes- Matrikel  provisorisch  auf 
fünf  Jahre ,  sowohl  für  Mannschaftstellungen  als  GeldleistungeD, 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  Bundes-Kanzlei-Rosten ,  angenom- 
men wurde^  wurde  zugleich  beschlossen : 

„die  Grundsätze,  wonach  die  definitive,  nach  fünf  Jahren 
einzuführende  Matrikel  bearbeitet  werden  soU^  wird  eine 
demnächst  eigends  zu  wählende  Commission  begutachten ; 
die  Bundes -Versammlung  wird  solche  noch  vor  Ablauf  der 
fUniJährigen  Frist  erörtern ,  und  durch  weitere  Beschluss- 
nahme  sich  über  eine  definitive  Matrikel  vereinigen.  <^ 
Die  Wahl  dieser  Commission  ist  inzwischen  erst  in  der 
16.  Sitzung  vom  12.  Juni  1823  erfolgt. 

§.  2.  Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  und  die  Verschie- 
denheit der  Ansichten  über  denselben,  schliessen  es  für  die  Com- 
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üMha  ans,  Boeh  vor  itm  Serien  mit  trgend  einer  iBrBiidllehkeit 
eh  Gntadlteii  terttber  Yorzttl^eD.  ' 

Denn,  wenn  aueli  in  d^n  flriilieren  Altstiinnmn^en  der  Gegend* 
stiDd  bereits  eine  vielseiflge  und  tief  eingäiende  ErSrtemng 
geftuden  hat;  so  ist  dodi  niclit  Torans  zu  besUmmen,  weldher 
Akhiderang  oder  Erweiterung  Jene  Ansiebten  in  dem  Verlaufe 
ißt  aiigeflossenen  fUnf  Jahre  haben  unterworfen  seyn  kSnnen? 

§.  Z.  In  Folge  dieser  BetrachtUDgen  wird  die  Cömmissfon 
80  wenig  einen  Vorwurf  zu  besoigen  haben ,  wenn  sie ,  noeh  zur 
M  ein  Guiachten  zu  erstatten ,  Bedenken  findet ,  dass  sie  vlel- 
■Ar  seichen  verdienen  wiirde ,  wenn  sie  dasselbe  schon  Jetzt 
vorlegen  wollte. 

§.  4.  Gleichwohl  ist  der  Zeitpunkt ,  fOr  welchen  die  gegen- 
wirUge  provisorische  Matrikel  eine  gesetzmSssige  Gültigkeit  hat, 
aoflfiof  Jahre  bestimmt,  und  diese  Gültigkeit  wird  daher  mit 
diesem  Jahre  erlöschen. 

Einem  Staatenbunde,  ohne  feststehenden  Beitragsmassstab 
l&r  HannschaftsteUung  und  Geldleistung ,  würden  aber  die  w&- 
senHichsten  Elemente  eines  ordnungsmässigen  Bestandes  und 
eioer  wirksamen  Realität  fehlen. 

Da  derselbe  in  keinem  Momente  seiner  Existenz  ohne  diese 
wesentlidien  Grundlagen  derselben  seyn  darf;  so  bleibt  in  der 
gegenwärtigen  Lage  in  der  That  nichts •  anderes  übrig,  als  eine 
Verläogerung  des  bisherigen  Provisoriums. 

§.  5.  Die  Commission  hält  sich  daher  verpflichtet  auf  einen 
Bescbluss  dahin  anzutragen : 

1)  dass  die  in  der  43.  Sitzung  vom  20.  August  1818  auf 
i6nr  Jahre ,  sowohl  für  Mannschaftstellung  als  Geldleistungen, 
nit  alleiniger  Ausnahme  der  anders  verthellten  Bundes-Kanzlef- 
Kosten,  angenommene  Matrikel,  annoch  provisorisch  bis  dahin  in 
fi&ltigkeit  bleibe ,  bis  eine  definitive  Matrikel  beschlossen  seyn 
wertej 

2)  dass  bis  dahin  in  gleicher  Masse  diejenige  Bestimmung  in 
GSlUgkeit  bleibe,  zufolge  welcher,  nach  dem  in  der  3.  Sitzung 
tes  Jahres  1819  gefassten  Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung, 
wenn  gleich  keine  Verminderung  der  Matrikel  binnen  dieses  Pro- 
^rlnms  Statt  haben  kann ,  gleichwohl  eine  etwa  nachfolgende 
Vermehrung  in  dieselbe  außnindtmra  ist ; 
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Commissloii  baldmöglichst  die  #vii«  aufcNurtWw  wätnm 
IMiWBW  ibrar  AMf cM»  mfcdiwn«  l^iMi  W  w^He»» 
filhir  «r  Qrw«i«eo  «inw  deMthw  Ibtrilial  ateiteMtti 
iMMtors.  ttöcff  (UeJieQiie  d^  P^^iAitiM^  »&  In  wiis  tai 
MtoMre  Bim^  «e  aalt  fitalMueit  eingelrateie»  Vi 
begidfinide«  RttcttBeattw  dur  Mih^^^w iii^im ,.  a9wl»< 
p^Mon^  <9)ßiehfi(r«iiKlc#il  dcraolbflii » iwalglicli  tn  UlsMe» 
IcKethMjuig  dar  Ffemdea,  ato  et feNerHdi  w  bciinKBMm 
Bei  der  hierauf  flehaltensAUiitrage  wwde  eiotoeVig 
kMDt)  dfl«»^  d«  der  DeuiadM»  Bu«4  In  MoMiMai 
ohne  Matrikel  seyn  kSnne ,  die  g^enwSrtig  heatel 
lange  fortdaiiem  luifaiaey  Ua  eiM  wdere  angenomiiieQ 
de»  sey. 

hk  Folge  desBeo  aiMaerle  sich  dte  Aiebrbelt  «rfl  dta  C<i 
missionsantrSgen  einverstanden. 

I>er  Greasherztglieh  u»d  Herzoglieli  Sloh^ 
aiChellerpCres^adte:  aUmnite daMi,  dasa  t» eteer  der 
8Mzun«e»  des  künftigen Jabrea  ttherdiedrakCoiiiiiitosl 
abgestimmt  werden ,  bis  dahin  aber  die  f rcvt^riaciie  Mal 
aiaf  jeden  Fatt  fartAanero  möge. 

Der  Herr  Gesandte  voa  Oldenburg*  Aakall 
Sehwarsburg:  Naeb  dem Bundestags-Beschlusse vom 
gust  1818  wurde  die  provisorisebeMairiiel  auf  die  näcbaiea 
Jahre  angenoniiiM  uad  zugleteh  festgesetzt :  dasa  die  G  rui 
Sätze,  wonach  die  definitive,  nach  tliirf  Jabceft  efanzi 
Matrikel  bearbeitet  werden  solle,  durch  eine  ztt  emenBeade 
missfaMi  zu  begutaehtea.    Letalere  wurde  in  der  16.  die^ihi 
Sitzung  vom  12.  Juni  d.  i.  erwiihlt,  und  «m  Brstattoiig 
Gutachtens  Ober  diese  Aogelegenbeil  ersucht.  4 

Wena  diese  verebrttcbe  €ommiaslon  uns  bm  so  eben  % 
Gründe  dargelegt  hat,  weshalb  sie  sich  ausser  Stand  sieht»  s4j 
heute  ^  uatfbsseiides  Gutachten  au  erstatten ,  so  laaae  ich^ 
dwcbdrungen  vwi  der  Wicbtigkeft  und  SciKwlerigkelt  der  JM 
-^  diesen  GrUnden  die  volleale  iuierkenung  wfedertlaArai.  I 
verkenoe  ebesfio  weo%  die  ifl  den  Umsünden  begritadete  IM 
wendic^eit,  dl«  bisherige  Matrikel  Mch  auf  eilige  Zeit  m  n 
lungern ,  bis  die  Vorarbeiten  zu  der  beabsieiUgleB  deflnUM 


45v 

IMe  Volkszahl  der  sämmtllchen  Besitzungen  des  HerzogUchen 
SifiliseD-Gothaischen  Gesammthauses  betrBgt  naeh  der  provlsorf- 
fldm  Matrikel  In  runder  ZaM 

349,800  Seelen 

1)  Sachsen-Gotha-Altenburg 185,682  Seelra 

2)  Sachsen-Melnlngen  .    .  .    .    .      54,400      -  * 

3)  Sachsen- Cobui^-Saalfeld  (tncl.  25,000 
Seelen  wegen  desFilrstenthnrnsLlchteB- 

herg) 80,012.     - 

4)  Sachsen-HIIdburgbausen     ....  29,706      -     . 

349,800  Seelen 
Es  war  auf  diese  Zahl  höchstgedachtem  Gothaischen  Ge- 
ttmmtbause  ein  Militär-Contlngent  von 

3,498  Mann 
zngeUieilt,  und  davon  waren,  Incl.  250  Mann  auf  25,000  Seelen 
16r  das  FUrstenthum  Lichtenberg ,  gerechnet  worden : 

1)  für  Gotha-Altenburg  ....    1,857  Mann 

2)  -   Meiningen 544      - 

3)  -   Coburg  incl.  Lichtenberg    .       800 

4)  .    Hildburghausen    .     .     .  297      - 

3,498  Mann 
Es  waren  also ,  rechnet  man  das  FOrstUch  Lichtenbergische 
CoDthigent  mit  250  Mann  ab,  ftir  die  eigentlich  Sächsischen  Lande 

3,248  Mann 
Sdriieben. 

Bei  der  Thellung  der  Herzoglich  Sachsen-Gotha-Altenburgl- 
Kkea  Lande  durch  den  oberwShnten  Vergleich  d.  d.  HUdbui^- 
kMtten  am  12.  November  1826 ,  hat  man  die ,  durch  Bundestags- 
BcBchluss  fiir  das  Herzoglich  Sachsen  -  Gothaische  Gesammthaus 
keredmele,  ganze  Zahl  der  Contingentsmannschaft  nadi  dem 
VcrhUtnlsse  der  Summe  der  einem  Jeden  der  succedlrenden  Her^ 
ttgHchen  HSuser  von  den  Gotha  -  Altenburglschen  Landen  zuge- 
Meoen  und  seinen  eigenen  zurückbehaltenen  Landesthellen  ver« 
tkeilt  und  sich  dabei  folgendes  VerhSltniss  ergeben : 

1)  Sachsen  -Altenburg 

wegen    ....    98,200  Seelen,    982  Mann  Contingent 

2)  Sachsen  -  Coburg  - 
Gotha,    ohne    die 
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tenberg,  wegen    .  11 1,600  Soeie«,  l^U^AbwC^tllltafWi 
3)  Sachsen-Meiningen'»* 
JitMtaqgtiivsen  we- 
gen     115,000     -      1,15a  • 

a)  ohne  Lichtenberg  324,800  Seeien,  9,248  ManiOnffiBgcit 

b)  mit  Lichtenbefgr    34»,80»     -      3,40»  ^ 

Nach  demselben  Verhältnisse  sind  auch  die  MatrOtnlarbei- 
trKgB,  weiche  fiir  das  ganze  Herzogüdie  Gesammthaits  Gotha  auf 
jede  von  dem  ganzen  Durchlauchtigsten  Bunde  zusammen  zu 
bringenden  30,000  Pf. ,  ohne  die  auf  das  Pürstenthum  Lichten- 
berg mit  24  FI.  52 Vi 6  Kr.  gerechnete  Quote, 

323  Pf.  y,,Kr. 
betragen,  lUr  dfe  Zukunft  angenommen  worden : 

1)  bei  Sadisen-Aftcnfturg 97  Pf .  30     Hr. 

2)  -  Sachsen  Coburg-Gotha    .    .     .     .    ftO  -    39 Vi 6  - 

3)  -  Sachsen-Meiningen-HlMburghansen    114-22 

323  Fl.  ^Vi«  Kr. 

Die  GeaaiidachaR  hat  mit  dieser  Anzeige  die  Bitte  zu  verfrin- 
imkt,  bierMcb  das  JSUttkiffe  in  der  (rovisorischen  Bundes^Mrirlkd 
bmerkea  zu  lasseuir  und  sich  die  Anzeigen  und  Aniriga  w^pft 
.  einiger  anderen  Gegenstände  vorzubehalten. 

Hierauf  wurde ,  nach  dem  Antrage  desPraesidli, 

breseblO'Ssen: 

Von  den  Angaben  der  Herzogltch  Sächsisebei»  GesmdseMI 
in  der  provisorischen  Bundes-Slatrikel  die  angemessen» 
Ternerkung,  und  der  MtfItSr-Commission  sowohl,  als  ü» 
Blmdes -Matrikuiar- Kassen -Verwaftung  hiervon  Mittbeflmg  cv 
maehen,  im  Uebrigen  aber  Mese  Erkiffrung  an  die  zur  Regiilad^ 
tttfig  etaer  deinttiven  Matsrtkei  bestehende  Bundestag»-  Comnll^ 
slon  abzageben. 

ä)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  «.8.W.  TU^  II,  Afelh.I, 
S»  137«  u.  f.  (JMr.  CXJI),  1380  u.  f.  (Nr.  GXIU.) 


ftTbAsdlvig««  vd  l«8«iltgg«  der  •«■n^ts-Ver- 
lamnlmig,  betrdTena  die  Be!>o|  der  inst^ndj» 
siiMh0a  it»  re,gi.er«Bde«  Lfiirjt««  lle«i«,  jfl«> 
g«r er  init ,  Unaehtiioh  4eB  B«  Ht  aig«<r  e  rttita  i«  - 
IVB  n  den  matrikvIaTm&sB'i^Sen  !Biiiifle9le1> 

lEkUniag  4m  OMiftAtaB  Arr  M.  ftM«««  mnI  Ja- 


Ao*  Setrr  (Gesang  t«  d  er  i4L  jStiJntmc ,  fir«4  kterc'ir  on 
tovDliitirllfe  ¥oii  SaiM*  fianolilasdil  itaiBenrarüiien  firsten 
Reuss  von  Schleiz^  habe  ich  deo  Auftrag «AattflB,  WIgmies 
flBilVutoiDilie  2v.geMnc 

Bei  der  im  Jdn  1818  errldiMeii  und  »n  -der  Sl.  «ttamg 
fu  1.  f mriaieiBoli  vieDUkigenen  fllaiilkeL,  sach  nfieldiec,  In  lEUBe 
müMeilwier  JicBdcs  -flegciiiaBse  ^,  aUe  GeldboiMfge  ai  4te  Sft» 
lcftailBr4K«se^  «rle  die  JHaaMckiftatellaDg  iHttar  .den  Amdei^ 
•Mta  «pavOrt  werden ,  M  4k  äkeedesialil  idsr  die  firstüdk 
BnmriitAe  fttUgeM  fljinte  Mldeiideii  nWtisiMiüBftr  ;8ielkiie1«^ 
L^ofreniBlrei«  «Bdßb«r8d«rf  Bfiir«iollieirtil«rtiit;5e;e0Sw- 
tampsielMn.,  und  eken»  fei  .die  »Aen  iQrmliiigmder  Bunde»; 
Mtmpmtämms  MllegieDden  XMMltea  ool^Mntnu  iverdcn. 
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Bei  AuftteUung  des  Bundes-Mllltiir-ContlDgents  der  FQnl- 
Uch  Reussischen  HSuser  hat  sich  nun  ergeben ,  dass  die  VürA- 
liehen  Hiuser  Reuss-Lobenstein  und  Reuss-Ebersderf  die  Ansldit 
h^gen,  dass  die  RepartittonmatrOLUlarmSssigerBundesIdsUmgeD, 
innerhalb  der  FUrstlich  Reussischen  Jfingeren 
Linie,  nicht  nach  der  für  alle  Bundesstaaten  angenommenea 
Matrikel ,  sondern  nach  demjenigen  Fuss  geschehen  mfisse ,  wo- 
nach zur  Zeit  des  Deutschen  Reichsverbandes  die  Reichs-  und 
firdslasten,  innerhalb  des  Reussischen  Gesammthau- 
ses^  verthellt  worden  sind. 

Da  man  aber  Fürstlich  Reuss-Schldzer  Seits  dafür  hält,  daai . 
^ese  Ansicht  der  oben  genannten  beiden  Fürstentbümer  dem 
Buchstaben  und  Geiste  der  Bundesgesetzgebung  zuwiderlaufe, 
80  hat  man  In  der  gedruckten  Denkschrift^'')  welche  ich  hie^ 
mit  sogleich  dieser  hohen  Versammlung  zu  QbeiK^hen  mMi 
beehre,  den  Versuch  gemacht,  dass  hier  obwaltende  Sachy^Slt- 
nlss  näher  darzustellen ;  ich  verbinde  damit  den  Antrag : 

die  hohe  Bundes -Versammlung  wolle,  nach  Einsicht  Jener 
Denkschrift,  zu  Aunrechthaltung  ihrer  Beschlüsse  das  Geeig- 
nete verfügen ,  damit  solche  innerhalb  der  Jüngern  Linie  des 
Fürstlich  Reussischen  Hauses  allenthalben  vollständig  zur 
*     Ausführung  gdiractat  werden ,  auch  zu  diesem  Behnfb  b$» 
schttesaen ,  daas  in  di«  neu  anzufiertigenfde  Matrikel,  die  F^ 
pulation  eines  Jeden  der  drei  zur  Jüngeren  Linie  des  Reus- 
sischen Hauses  gehörenden  FürstenthOmer  besonders  ^inge- 
I-    trag«  w^rde^  damit  in  Zukunft  die  bundesnatritudannissige 
.    Verpfüchtung  eines  Jeden  Einzetaen  dieser  Bundeafttrsten  derto 
deutlicher  erheUe. 

In  Beziehung  auf  diesen  so  eben  durok  midi  gemachten  Ajk 
trag,  von  welchem  IhreHockfttrstlidien  DurchlauohteB,  die  r^gle- 
NBdenFÜDstenReQsazuLobenstein  und  Ebersdorf  bereit! 
unterrichtet  sind,  bin  idi  von  Hüdistdenenselhen  ange^esoi 
worden,  dieser  haben  Versammluig  zugleich  eine  vorläufige 
6egenerklärungUermlt»iiti>ergebe&,  und  ddMi eine nähsia 
llarsteUung  derRechtfli^de  annoch  vorzubehalten ,  am  dem 
ftro  Durchlafoehten  der  Ansicht  sind ,  dass  die  ganze  Angdfig^ 
heit,  entweder  durch  buji4eslägige  Vermittelung  eiMS 
gülliefaen  Uekerelnkomiaens,  oder  Im  Wege  der <)idBrt^ 
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ijlka  Austrige,  wddw  Im  ltooail8cliett  CwmimMMaw,  IQr 
■ibraBgeQ  swiBcbeB  tai  (fiUedera  AemdlMn,  dmch Mmo  alli- 
■iiilnrn  FuriUenvartng  vob  Jahn  1668 .  YWgeaduMMii  starit 
prEiiUciieiduiig  zmvftilmD  seyn  würde, 
fe^  Htenof  wurde,  Didi  dem  Antrage  des  Raiserllch-K9n^ 
eben  präsldlrenden  Herrn  Gesandten,  dnhellig 

beschlossen:! 

Diese  Differenz  zwischen  den  Fürstlich  Reusslschea  Häusern^ 
irer  Linie,  an  eine  besonders  zu  wählende  Commmlsslot 
Begutachtung  abzugeben* 

Die  Wahl  wurde  alsbald  auf  berkBoamllche  Art  vorgenomaei 
ZI  dieser  Commlsaton  die  Herren  Gesandten, 

Frdherr  vonMünch-BelllnghauseB, 

von  Carlowlz^  und 

Graf  von  Eyben 
len. 


a)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
imlnng,  Bd.  XVI,  S.  37,  38. 

b)  Vergl:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bon- 
0.  8.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  253. 

J.  L.  Kl  üb  er,  Abhandlongen  und  Beobachtungen  fOrGesehlcht- 
,  Staats-  und  Rechtswissenschaften  (2Thle.  Frankfürt  a.  M. 

),  1834,  8.)  Tbl.  n,  S.  261  u.  t 

(„Recurs  eines  Mitgliedes  des  Teutschen  Bundes 
UDBliitelbar  an  die  Gesammtheit  der  Bundesge* 
nossen  wegen  Beschwerde  wider  Beschlüsse  oder 
gegen  die  Verfabrungsweise  der  Bundes-Ver- 
samntlang.**) 

ie  soaverSnea  Fürsten  Reuss,  jüngerer  Linie,  waren 
sich  in  Differenz  gerathen  über  den  Massstab ,  nach  welchem 

Mannschaft  des  in  der  Matrikel  für  Bildung  des  Bundesheeres 
beiden  gemeinschaftlich  zugeschriebenen  Contingents  unter 
zu  vertheilen  sey.    Zu  Anfang  des  Jahres  1824  veranlasste 
i-Sefaleiz  ü'bcr  diese  Angelegenheit  eine  contradictorische  Vcr- 
in  der  Bundes  •Versammlung.  Durch  zwei  Beschlüsse 

letzteren  vom  18.  und  24.  März  1824  (s.  unten)  hielt  Reuss-* 

^easteln  und  Ebersdorfsich  und  zugleich,  hidbect,  alle  Bun- 
IGr  beaehweM  und  damai  sich  für  bcreokligt  zur  Ba% 
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Mi^iMiMiiöMfeivitM.  SüT  NMi  Mii«m  iti  feai&«iimM«ii«iiniib 

$|BD  0104  ftniMi  »fmd  4«t  nrwIirtM»  BovAts^  iBgltmt  >nmi  idMi 
Handschreiben  Sr.DjMU«Bidilw«i  ML  AffcUiaMiiiMlftliMr» 
D99l(ßi>|ifiiif^  (,,KrKlira««fta  FmtJMwnfiMMBftriii^Lo- 
ben«!;^}!!  mnd  B))i^r94^aT(  «i».<ljf  AUforlpö^liatiHi^  9«ipMaii  vH 
Hohen  Glieder  des  DarchlauchUgsjten  DßutschenBundes,  betreu 
fend  das  Verfahren  der  Bundes  -  Versammlung  bei  ^em 
8Mlft  in  ftem  f  firsUidien  Hause  fteuss ,  Jüngerer  Linie ,  über  dep 
Ttieliung'Smassstab  seities  Bundes^  Contin^^^nts.  ha 
April  1825' 0  und  liess  dieselbe  am  13.  IM  1(9B6  dfer  hoben  Buadle^ 
Wfitmimadnmg  übcrgcten.  Slna  ffitmlitflrt  VeiiiaiitfMng  ilbetr  diesen 
Recurs  ist  in  der  fiiiiii»-l^rai«Milaag  niilift  aHblgl.  fite  DMmifc 
selbst  wurde  hBsgdßgi  4fmb  dtn  Vergleich  Mder  Tbeile  Tom 
IS.  Mai  1828. 

Die  durch  diesen  RecursßUl  veramUfs^teH  ßmfOBoMßen  sM 
toenig  bekannt  geworden.  Da  dieselben  ßtr  das  Bundemokt  i^m 
besonderem  Interesse  sind^  so  sollen  sie  in  die  Ergänzungen 
und  Fortsetzungen  des  diplomatischen  Archives^  —  iä 
es  in  diesem  f heile  an  Baum  gebricht^  —  mit  möglichster  Folistäth 
digkeit  auj^enommen  werden  * 


Ba«4)Jii|is«  4«r  BüBflM-TMfAniiiUiig  ▼««  lA.  Hn  Itti 

ZehnteSftzungainlS.  itfärzl8»4.«} 

Der  Vortrag *")  wurde  diesem  Protokolle  uster  Zahl  4  ao- 
g«fäft  uad  (dessen  ümck  Iog§  iUctaturaey^s^ln%itty  in  der  Sache 
feibat  lAer ,  aacih  4em  Antrag«  der  ConiBis^a, 

beschlossen: 

;L)  dass  4e;r  (Ur  alle  höchste  und  hohe  Glieder  des  Peutscb«^ 
Bundes  verblndUcbe  Ma^sstiO)  d^  Buades-JttdUibeji  auch  iterJMM3» 
Stab  der  Bundestei^tmigw  eioes  Jeden  4er  FivßtlUsb  RausaMM) 
Httoiw  Jüi^peref  I4nie  Wf% 

2)  49S0  nritklA  J«490  4l0aerEunrtHdieii  UICMr  das  mA  M^ 
getn  MisaMbe  Aitf  aelbf^es  ioonttdiide  liiyidia^ClontfeqiMiiiwik 
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zu  iUUeüy  amzunuten^  zu  unterhaltea  und  in  der  durch 
rKri^gsrerftssuug  des  Deutocbea  Bundes  bestimmten  Masse 
in  Bereitsciiaft  zu  halten  habe ; 

3)  dass  die  hohe  Bundes- Versammlung  —  nach  der  in  der 
Schluss-Acte,  ArtiIcelJICXXI  ihr  aufgelegten  amtlichen 

^flichtung,  für  die  Vollziehung  der  Bundesgesetze  und  der  in 
ibelt  ihrer  Competanz  von  Ihr  gefassten  BesehlSsse  zo 
und  zu  diesem  Ende ,  nach  Befinden ,  die  erforderlichen 
itionsmassregeln  in  Anwendung  zu  bringen  —  von  den 
liehen  Häusern  Reuss-Lobenstein  und  Reuss-Ebersdorf  bin- 
facchs  Monaten  eine  Anzeige  von  der  erfolgten  völligen  Her- 
und  Ausrüstung  des  nach  der  Bundesmatrikel  von  Ihnen 
zu  hallenden  Bundes-Contingents  erwarte ; 

4)  dass  die  liohe  Bundes- Versammlung ,  auf  den  Grund  der 
ies-Acte ,  Anstand  nehmen  müsse ,  der  Proteslatton  der  ge» 

HSuser,  wider  die  Individuelle  Eintragung  der  zu  der 
llichen  Jungeren  Linie  Reuss  gehSrigen  höchsten  HHuser  In 
;n  unter  der  Arbeil  b^lTene  definitive  Bundes-Matriicei, 
v-finschte  Folge  zu  geben ;  und 

5)  dass  den  Fürstlichen  HMusern  JUngerer  Linie  Reuss  an- 
gestellt sey,  die  übrigen ,  in  der  vorliegenden  DitTerenz  zur 
le  gekommenen ,  streitigen  Punkte ,  welche  nicht,  wie  di« 
^ihnten,  die  Bundes- Verfassung,  sond^n  dieReehtsverUat- 
dieser  HSuser  unter  sich  betreffen ,  zu  deren  Entscheidung 
die  hohe  Bundes- Versammlung  nicht  berufen  ist,  auf  dem 

die  Erb-  und  Geschlechts- Vereinigung  aller  FOrsIlIch  Rens- 
len  Häuser  vom  10.  November  1668,  §.  71,  vorgezeichneten 
resetzUchen  Wege  gUtlich  oder  rechtlich  zu  beseitigen. 

tf)  Vergl:    Protokolle  der  DentscheD  Bandes-Ver- 
imlang,  Bd.  XVI,  8.141. 

6)  Vortrag  des  Königlich  Sächsisehen  Bnndestags- 
landten,  Herrn  von  €arlowlz'. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lang,  a.  a.  0.  S.  134—141. 
S.  aoeh:  Erklärung  der  Pärstlichen  Häuser  Revss-Loben« 
iinnndEbersdorf,  mit  Bezug  auf  die  vorläufige  Gegene^lärong 
lUieh  des  In  der  1 .  Sitzung  vom  15.  Januar  1824  (s.  oben)  vemom- 
Antrags,  —  in  der  neunten  Sitzung  am  11.  März  1824. 
m,  30 
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Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lang,  Bd.  XV!,  S.  130— 183. 


c. 

Besehliiss  der  Bandes-Tersammlmg  ?om  24.  Hn  U24. 

^     Elirte  Sitzung  am  24.  März  1824.*) 

Dieseoi  gemäss  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Bundes^Versammlung  bezieht  sich  auf  ihren  in  der 
10.  Sitzung  vom  18.  März  d.  J.  gefassten  Beschluss,  welchen 
sie,  in  allen  das  Bundesverhältniss  betreffenden  Fällen,  in  seinem 
wahren  Sinne  zu  handhaben  wissen  wird ; 

2)  Die  Ericlärung  der  Fürstlich  Reussischen  Häuser  Loben- 
stein  und  Ebersdorf^)  wird  in  das  Bundes  -  Archiv  niedergelegt, 
Jedoch  der  Druck  derselben  loco  dietalurae  für  überflüssig  erklärt. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlnng,  Bd.  XVI,  S.  145. 

b)  Der  Gesandte  der  16.  Stimme  hatte  in  derselben  Sitzniii^ 
in  Bezug  auf  den  Beschluss  vom  18.  März  1824,  Namens  ihrer  floclh 
fürstlichen  Durchlauchten,  der  Fürsten  Reuss  zu  Lobenstein  and 
Ebersdorf,  die  förmliche  Erklärung  abgegeben:  „dassHöcbstr 
dieselben^  bei  jetziger,  in  Ihrer  äussern  Stellung  gegen  denDeut^en 
Bmaid  veränderten  Sachlage ,  gegen  jede  Anerkennung  irgend  eines 
Präjudizes  hinsichtlich  der  Anwendung,  welche  von  der  Form  und 
vom  wesentlichen  Inhalte  dieses  verebrlidien  Bundes-Beschlusses  aaf 
den  Bestand  der  Innern  Verfassungsverhältnisse  der  Fürstlich  Rens- 
sischen  jungem  Linie  und  auf  die  Wirksamkeit  des  ganzen ,  von  den 
genannten  zwei.  Hochfürstlichen  Häusern  eigentlich  behaupteten 
Rechtsgebietes  bei  dem  eventuell  zwischen  denselben  und  dem  Hoch- 
fürsUichen  Hause  Schleiz  zu  eröflhenden  hausgesetzlichen  Prozesfr* 
vM*fiihren  irgend  versucht  werden  dürfte,  sich  ausdrücklich  ver- 
wahrt und  keine  Ihnen  für  das  bezeichnete  Reehtsverhältniss  nach- 
theUfge  Voraussetzung  oder  Gonsequenz ,  dem  nmrgenannten  fürst- 
lichen Hanse  gegenüber,  eingeräumt  haben  wollen.'^  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
Inng,  a.  a.  0.  S.  143  u.  f. 


J 


M7 


r 

kioige  TOB  der  Erledigung  der  okgetehwebtai  Biffe^ 
Ifix  tath  gttlieheüebereiiikiBft  ndBescklnssder 
Biides-Teriamiiliing  Tom  29.  Jaonar  1829. 


i 


Erste  Sitzung  am  29.  JaBuar  1829. 


.  DerUerr  Bundestags-Gesandte  der  16.  Stimme 
jreiherr  von  Leonhardi:   In  Beziehung  auf  die  flrüheren 
landlungen  über  das  BeitragsverliJBtniss  der  Durctilauchtig- 
Fiirsten  Reuss ,  Jüngerer  Linie ,  zu  den  Bundesleistungen, 
ich  nunmetir  beauftragt,  für 

Seine  Hochfürstüclie  Durcliiaucht  zu  Schiciz 
erklären :  dass ,  In  so  weit  der  Bescliluss  der  hoben  Bundes- 
immlung  vom  18.  März  1824  solche  der  eigenen  ITeherein- 
dcr  betheiligten  hohen  Häuser  oder  der  Entscheidung  im 
:e8etzlichen  Austrägalwcge  zuwies,  mitteist  gütUcherUeber- 
R,  durch  unterm  13.  Mai  1828  abgeschlossenen  und  unterm 
desselben  Jahres  rat i flcirten  Vertrages,  die  desflEiIlsigen 
iDzien  Ihre  vollständige  Erledigung  gefunden  haben ;  und 
lU  den  Antrag  zu  verbinden : 

<ass der  bisherige  Coliectlv-Eintragder  Fürstlich Reüs- 
hen  Häuser,  Jüngerer  Linie,  in  der  Bundes  -  Matrikel  — 
tu  erhoheter  Sicherheit  für  genaue  Erfüllung  der  bundes- 
^Cesetziichen  Leistungen  derselben  und  zu  einer  festen  Grund- 
diesfallsiger  Ansprüche  —  nunmehr  in  einen  indivi- 
,<uellen  verwandelt,  und  von  der  GesammtbevOlkerung  der 
Lande  Fürstlich  Reusslscher  Jüngerer  Linie  an  52,206  See- 
ka  die  Volkszahl  von  26,103  dem  Hochfürstlichen  Hause 
Sclileiz  zugeschrieben  ^^  erden  möge, 
ich  haben  auch 

Seine  Hochfürstllche  Durchlaucht  zu  Loben- 
'In-Ebersdorfmicb  angewiesen,  diese  hohe  Versammlung 
Kenntniss  zu  setzen :  dass  mittelst  eines  Arrangements ,  Im 
'ro,  und  durch  Entschädigung  von  Seiten  des  Hochlürstlichen 
» Reuss-Schleiz,  im  W^^  gütlicher  Uebereinkunft 
13.  Mai  1828,  ratlficirt  3.  Juni  desselben  Jahres  die  obge- 

30* 
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Kniphauseo,  vervollständigt,  und  die  neue  Ausfer- 
tigung dersellien  diesem  Protolcolle  angelRigt; 

2)  das  Grossherzoglich  Oldenburgische  Contingenl  wird  um 
diesen  Betrag  eAShet ,  so  wie  auch 

3)  vom  1.  Jänner  1832  anfangend,  allen  Matriicularaus- 
schlagen  und  Leistungen  zum  Grunde  gelegt ,  wovon 

4)  sowohl  die  Militär-Commission ,  als  die  Matrilcular-Kas 

sen- Verwaltung  in  Kenntniss  gesetzt  werden. 

» 

a)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  o.s.w.  Tbl.  II,  Abth.  i, 

S.  742  u.  f.  Nr.  LXXV. 

J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Tentschen  Bundes  (4.  Aafl. 

1840)  S.  253. 


■atrikel  des  Dentschei  Bundes      Beilage. 

nach 

den  Besehlflssen  der  Bundes-Tersammlung  vom  20.  Au- 
gust 1818, 4.  Februar  1819, 12.  JuU  1827  und  30.  April  1831. 


BuDdessta<iten. 


Seelen- 
zahl. 


Oesterrelch 

Preossen    . 

KöDlcprelch  Sachsen .  .   . 

Baiern 

HannoTer  

Württemberg 

Baden  

I&ia*be06eo 

Grossherzogthum  Hessen 
Hotstein  und  Lauenbarg  . 

LnxemhaiY   , 

Brannschweig 

Mecklenburg-Schwerin  . 
Nassau   ........ 

Sachsen-WelBiar .  .  .  . 

Cobnrg-Crotba  . 

Meiningen-Hild- 
burghausen.  . 

Altenburg  .  .  . 
Mecklenburg- Strelitz  .   . 

Latufi  .   .   .   . 


9,48t,n7 

7,923,439 

t,200,000 

3,360,000 

1,305,351 

1,395,462 

1,000,000 

567,868 

619,500 

360,000 

255,628 

209,600 

358,000 

302,769 

201,000 

136,600 

115,000 
98,200 
71,769 

29|16i2,413 


Transport.  .  . 


Oldenburg 

Anhalt^Dessau 

Bemburg  .  .  .   . 

-      Göthen 

Schwarzburg-Sondersh. . 
Rudolstadt 
Hohenzoilem-Hechlngen 
Liechtenstein.  .  .  . 
Hohenz.-Sigmaringed 
Waldeck  .... 
Reuss,  ältere  Linie 

jüngere  Linie 
Sehaumbuit^Lippe 

Lippe  

Hessen-Homburg 
Lübeck  .... 
Frankfurt  .   .   . 
Bremen  .... 
Hamburg    .   .   . 


Suflima 


29,112,413 

220,718 
52,947 
37,046 
32,454 
45,117 
53,937 
14,506 
5,546 
35,566 
51,877 
22,^55 
52,205 
24,000 
69,062 
20,000 
40,H50 
47,850 
48,500 

129,800 


30^66,437 


m 


r 


iieklisi  iw  BiBdei-VersaBfflliing  nm  30.April 
II,  betrtimd  die  VerTollst&BdigiBg  dtr  Matri* 
4oi  Deitscken  BsDdei  dirck  HiBZirechBnng 
dar  Seelenzahl  der  Herrscliaft  KniphanseB. 


iiiisfartigiiiig  derBnadei-Iatrikel,  vom  30.  April 

1831. 


Sechszebnle  Sitzung  am  30.  April  1831. 

OldeDburg,  Anhalt  und  Schwarzbarg,  fflr  Olden« 
g:  Mit  Bezugnahme  auf  das  Protokoll  der  32.  Bundestags- 
vom  Jahre  1830,  Seite  1048,  und  Protokoll  der  41 .  Sitzung 
Jahres,  Seite  1835,  Ziffer  4 ,  bewirkt  der  Gesandte  die 
vorbebaltene  nShere  Anzeige  dahin :  dass  die  Bevölkerung 
Herrschaft  Kniphausen,  welche,  nach  der  bekannte,  Im 
1825  zu  Bertin  abgeschlossenen  Uebereinkunft,  zum  Deut- 
Bande  gehört  und  zu  den  Bundeslasten  beizutragen  hat,  *) 
Bevölkerung  von  2,049  Seelen  besitzt ;  sonach  deren  Con- 
sent, welches  einen  Bestandtheil  der  Oldenburgi- 
Iten  Infanterie-Brigade  ausmacht,  zu  29  Mann,  ohne 
e,  anzunehmen  ist. 
Hierauf  wurde,  nach  dem  Antrage  des  Praesldü, 

beschlossen: 

l)Die  Bundes -Matrikel  wird  nach  dieser  Angabe, 
^  Hinzurechnung  der  Seelenzahl   der  Herrschaft 
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Der  Bundes  -  Kassen  -  Verwaltong  ist  btervon  Kenntniss  zu 
geben,  und  die  blernach  abgeiEnderte  Matrikel  diesem  Pro- 
tokolle beizufügen. 

2)  Die  heutigen  Erklärungen  derBundestags-Gesandscbaften 
von  Sachsen-Cobui^-Gotba  und  Preussen  sind  an  den  Bundestags- 
Ausscbuss  in  Militär-Angelegenheiten  zur  Erstattung  seines  Gut- 
achtens Ober  die  durch  die  angezeigte  Gebietsabtretung  In  der 
Stellung  des  Bundes  -  Contingents  eintretende  Abänderung,  des- 
gleichen an  die  zur  Begutachtung  der  definitiven  Bundes*Matrikel 
bestehende  Bundestags-Commission  zurKenntnissnahme  zu  über- 
weisen. 

a)  Vergl:  Diplomatisches  Archivu.s.w.  ThI.  II,  Abth.II, 
S.  1401  u.  f.  Nr.  CXV,  CXVI. 


Matrikel  des  Deitschen  Bandes     Beilage. 

Back 

den  Beschüssen  der  Bnndes-Tersammlang  vom  20.  Aa- 
gast  1818,  4.  Februar  1819,  12.  Jnli  1827,  30.  April  1831  nd 

26.  September  1834. 


■IHK    n.».  III rm 


:4k: 


«a« 


9M 


^Ä 


BuDdesstaateD. 


Seelen- 
zahl. 


Biiiidesstaateii. 


Seeleo- 
zahl. 


Oesterreich 

Prenssen 

Königreich  Sachsen  .   .   . 

Baiern 

Hannover  

Wörttembergr 

Baden  

Kurhessen 

GrossherzofthUB  Hefisen 
Holstein  and  Lauenhurg  . 

Lnxembnrg 

BrattBSohweig 

Mecklenburg-Schwerin  . 

Nassau 

Sachies-Weimar .   .  .   . 

Goburg-Golba  . 

-       Meiningen-Hild- 

liQrghaasen.  . 

Alienburg .   .   . 

Mecklenburg-StreUtz  .   . 

Latus  .   .   .'  . 


9,482,277 

7,94S,439 

1,200,000 

3,560,000 

1,305,35! 

1,395,462 

1,000,000 

567,868 

619,500 

360,000 

255,628 

209,600 

358,000 

302,769 

201,0«0 

.111,600 

115,000 

98,200 
71,769 


Transport   .   . 

Oldenburg 

Anhalt-Dessau 

Bernburg .   .   .    . 

-  Cölhen 

Schwarzburg-Sondersh. . 

Rudolstadt 
Hobenzollern-Hechingen 

Liechtenstein 

Hohenz. -Sigmaringen .   . 
Waldeck    ....... 

Reusa,  Uliere  Lioie  .   .   . 

-  jüngere  Linie  .   . 
Schaumburg-LIppe  .   .   . 

Lippe 

Hessen-Homburg  .   .   .   . 

Lflbeck  

Frankfurt 

Bremen  ........ 

Hamburg 

Suniiia  .  .  . 


29,162,413 
m,718 
52,947 
37,046 
52,454 
45,117 
53,937 
14,500 
5,546 
35,560 
51,877 
22,265 
52,205 
24,060 
69,062 
20,000 
40,650 
47,650 
48,500 
1^9,800 

Si;i66i57 


473 


liiokUss  ierBüBdes-TerBaBmlniig  von  3.  8e|iteBker 

1835. 

In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  vom  3.  Sep- 
tember 1835  wurde 

beschlossen: 

1)  In  Folge  der  Abtretung  dos  Pttrstenthums  Llch- 
teoberg  von  der  Herzoglich  Sachsen -Coburg*6othal- 
schen  Regierung  an  die  Krone  Preussen,  vermehrt 
sich  das  Königlich  Preusslsche  Bundes-Contingent, 
oBd  vermindert  sich  das  Herzoglich  Sachsen-Coburg* 
Golhalsche  Bundes-Contingent  um  250  Mann;  letz« 
teres  beträgt  daher  nunmehr  1,116  iMann. 

2)  Der  KSotglich  Preusslsche  Thell  der  Rriegsbe- 
satzung  der  Bundesfestung  Mainz  wird  um  250  Mann  ver- 
stärkt, mithin  im  Ganzen  von  7,000  auf  7^250  Mann  erhöhet. 

3)  Die  Militär-Commission  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
liug  wird  zur  Verständigung  des  Mainzer  Festungs  -  Gouveme- 
■eots  von  dem  gegenwärtigen  Beschlüsse  in  Kenntniss  gesetzt. 


i 

4 
4 


Besckitsse  derBiides-YersaBBliag,  ktnl 
die  Ak&ideriBg  dar  latrikel  des  Deitschei  Bi 
des,  in  F<rige  der  Abtretiig  oies  Tbeils  des  firti 
kerxogthiBs  Luenbirg  an  Belgiei  ud 
SibstitairiBg  des  Bngebildetoi  lerxsgtbin 

Liabirg  fir  drasdbw. 


I 

I 


BeschUsi  derBüBdes-Tergammlang  ?ob  9.  Sa 

1839. 

Neunzehnte  Sitzung  am  5.  September  1839.     j 

4 
I 

Von  vorstehender  Schlussfassung*)  wird  i 

1)  Die  Königlich  NiederlSndische ,  GrossherzogUch  Lux« 
burgische  Bundestags -Gesandschaft  auf  die  in  das  Protokcrilll 
16.  Sitzung  d.  J.  niedergelegte  Erklärung  in  Renntniss  gesell^ 
auch 

2)  die  Bundes- Kanzlei -Direction  beauftragt,  die  V^^ 
rischeBundes-Matrikel  nach  dem  in.der  Erklärung  d^ H 
niglich  Niederländischen  Bundestags  -  Gesandschall  vom  16.  AI 
gust  1.  J.  (16.  Sitzung  §.  214)  angegebenen  VerbSltnisse  M 
Seelenanzahl  berichtigen  zu  lassen,  die  sonadi  beridiüsii 
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pitrlkel,  van  1.  Octoberl.  J.  an,  l>ei  allen  matrikulannSs- 
len  Letetongen  zum  Grunde  zu  legen,  die  Bundes-Kassen- Ver- 
■llaog  hiervon  zu  versUndlgeit ,  und  die  abgeünderle  Matriicel 
V  Bundes- Versammlung  zur  Kenntnissnahme  vorzulegen. 

a)  Die  Verträge  über  (He  Abtretung  eines  Theiis  des 
'fotskerzogthums  Luxemburg  u.  s.  w.  und  die  hierauf 
hsug  kabenden  Beschlüsse  der  Bundes- Fersammlung 
'tiden  Ergänzungen  und  Fortsetzungen  des  diploma- 
bthen  Archives, 


■ 

fiekliisderBiiides-TersaBmUlgTom  16. 8«ptenk«r 

1839. 


II  iisfertlgiig  der  Bnndet'Iatrikel,  Tom  (5.)  16. 

Stptenber  1839. 


f£io  und  zwanzigste  Sitzung  am  16.  September 

1839. 

I 

iPraesidium:  ttl)ergll^  die  in  Folge  des  Bundes-Beschlusses 
P  5.  d.  M.  (§.  251  des  Protokolls)  abgeänderte,  vom 
lOctober  an  allen  mairlkulannässigen  Leistungen  zum  Gründe 
ikgende,  Bundes-Matrikel. 

Dieselbe  ward  zurKenntniss  genommen,  und  dem  Protokolle 
|*r  Ziffer  I  angefUgt,  wie  folgt. 
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Bdlve.ZUrorL 


latrikel  des  Deiitiekett  Bvides 

wie  solche  in  der  19.  Sitximg  vom  5.  September  1SS9  berioWget 
worden  und  vom  1.  October  1839  an  n  gelten  hat.  *) 


Bundesstaaten. 


Seelen- 
zaU« 


Oesterrelch 

Preussen 

Königreich  Sachsen  .   .   . 

Baiern 

Hannover  

Württemberg 

Baden  

Kurhessen 

Grossherzogthum  Hessen 

Holstein  und  Lauenburg . 

Luxemburg  und  Limburg 

Braunsehweig 

Mecltlenburg-Schwerln 

Nassau 

Sachsen- Weimar .   .   . 
Coburg-Gotha 
Meiningen-Hild- 
burghausen. 
Altenburg  .   . 

Mecklenburg-Strelltz  . 

Latus  .   .  . 


7,948,439 

1,200,000 

3,560,000 

1,305,351 

1,395,462 

1,000,000 

567,868 

619,500 

360,000 

253,583 

209,600 

358,000 

302,769 

201,000 

111,600 

115,000 
98,200 
71,769 


29,160,368 


Traoaport.  .  . 

Oldenburg  

Anhalt-Dessau 

Bemburg  .   .   .   . 

-      Cöthen 

Seh  warzburg-Sondersh . 
Rudolstadt 
Hohenzollern-Hechingen 
Liechtenstein.  .   .   . 
Hohenz.  -  Sigmaringen 
Waldeck    .... 
Reoss,  ältere  Linie 

jüngere  Linie 
Schanmburg-LIppe 

Lippe  

Hessen-Homburg 
Lübeck  .... 
Frankfurt  .   .   . 
Bremen  .... 
Hamburg.  ... 


Summa 


29,160,368 
220,718 
52,947 
37,046 
32,454 
45,117 
53,937 
14,500 
5,546 
35,560 
51,877 
22,255 
52,205 
24,000 
69,061t 
20,000 
40,650 
47,850 
48,500 
129,800 


30,164,392 


ä)  Vergl:  Die  Kriegsverfassung  des  teutschen  Bun- 
des, nach  den  neuesten  Bestimmungen  (Mainz,  1842,8.) 
S.  74. 

J.  L.  K 1  ü  b  e  r ,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bandes  (4.  Aofl. 
1840)  S.  924,  887  („Matrikel  der  Bandes-  oder  Bandes- 
matrikular  -  Kasse  (auch  Kriegs  -  Kasse),  nach  deo 
neuesten  Beschlüssen  der  Bundes-Versamnilang  vom 
5.  und  16.  September  1839.'' 


Die  Matrikel  des  Deutschen  Bundes  nach  dem  Beschlösse 
der  Bundes-Versammlnng  vom  14.  April  1842  stimmt  mit  obiger 
vom  5.  September  1839  genau  überein. 


iiekliss  der  Bvüdes-YersaBmliigvsB  15.  Iftn 

119,  betrefutd  die  AsfstelliiDg  einer  lilitlr* 

•■  der  Deitscliei  BiBdei-VeriaBB* 

lang. ') 

Zehnte  Sitzung  am  15.  MSrz  1819.') 
Praesldiom:  legt  den  Entwurf  des  Beschlusses  wegen 

fstellungetoer  Hilitlr-CommissiQnderDeutschen 
ndes-Versammlung  vor. 
Dersdbe  wurde  verlesen,  und  mit  der  SUmmenmehrheit 

tarnend  beflinden. 
DerRurhesslsehe  Herr  Gesandte  bemerkte  indessen: 
sekeine  ihm,  dass  das  Resultat  der  neulichen  vertraulichen 
ion,  wegen  der  Mttitlfr-Gommlssion,  nicht  sowohl  gewe« 
sey,  dass  Jeder  Division  der  gemischten  Corps,  sondern  Jedem 
unbenommen  Uelben  solle,  einen  Abgeordneten 
zu  senden,  der  den  Sitzungen  der  MilitSr-Commission, 
I  BlIberatbeBd^  beiwohne,  bis  die  Reihe,  das  Corps  zu  ver- 
,  direct  oder  substitutionsweise  an  ihn  komme.  Hierdurob 
werde  die  Gleichheit  der  Rechte  gehSrig  salvirt,  und  die 
nadimlichkeit  einer  Discusslon  unter  zu  vielen  Abgeordneten 
^Meden ,  da  solche  niemals  unter  mehr  als  sechs  Mitgliedern 
jkitt  floden  kSnne. 

Der  Grosaherzoglich  Hessische  Herr  Gesandte 
Int  dieser  Bemerkung  bei. 

Praesidtum:  Bei  der  in  der  vertraulichen  Sitzung  vom 
II.  d.  H.  Statt  gehabten  ErVrterung  des  Vorschlages ,  wegen 
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der  Zusammensetzung  und  des  Wirkungskreises  derMilititr-Com- 
misslon,  war  nur  allein  von  dem  Veiiiältnlsse  der  Divisions- 
Abgeordneten  zu  der  aus  den  Corps -BevoUmSchtigten  zu  consti- 
tuirenden  Militär- Commlssion  die  Frage,  und  der  vorliegeode 
Beschluss  ist  nach  der  eminenten  Stimmenmehrheit ,  welche  sidi 
nur  für  Divisions -Abgeordnete  aussprach,  entworren^  man  will 
Jedoch  den  Kur-  und  Grossherzoglich  Hessischen  Antrag  sogleich 
in  Umfrage  stellen. 

Oesterrelch:  erklärt  sich  für  den  Entwurf  des  Beschlusses. 

Preussen:  stimmt  liir  den  voi^elesenen  Entwurf. 

Bai  er  n:  findet  den  Entwurf  des  Beschlusses  in  der  Stim- 
menmehrheit gegründet^  und  schlägt  vor,  dem  Beschlüsse  noch 
eine ,  die  Rechte  der  einzeln^  Bundesstaaten  zur  Beschtckong 
der  Militär-Commission  schützende,  Glausel  beizuttigen. 

RSnlgreich  Sachsen:  unter  Bezug  auf  seine  Abstim- 
mung in  der6.  Sitzung  trägt  dahin  an,  dass  die  Absendung  der  mit- 
berathenden  Abgeordneten  auf  die  Divisionen  zu  beschi^'nken  sey. 

Hannover:  einverstanden  mit  dem  Entwürfe  des  Be- 
schlusses und  dem  Vorschlage  der  Königlich  Baierlseben  Gesand- 
schaft. 

Württemberg:  es  scheine  nicht ,  dass  irgend  ein  Staat 
den  Anspruch  mache ,  welchen  der  Kurhessische  Herr  Gesandte 
in  Anregung  gebracht  habe;  dagegen  scheine  es  demKSniglich^ 
Gesandten  billig,  dass^  wenn  Kurhessen  das  OpCer  der  Treniiuiig 
von  dem  Grossherzoglich  Hessischen  Conttaigenie  bringe.  Jenes 
Staaten  das  Recht  der  Divislonärs,  durch  einen  Bevollmächttglen 
die  Sitzungen  derMUitSr-Commission  zu  beschicken,  zugestanden 
werde. 

Baden:  adhärirt  der  KSniglich  WfirtteiBbeif;isdien  Ab- 
Stimmung. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  einver- 
standen mit  dem  Beschlüsse,  und  mit  dem,  seiner  Abstimmung 
in  der  2.  Sitzung  vollkommen  entsprechenden,  von  der  Königlicii 
Baierischen  Gesandschaft  so  eben  proponirten  Vorbehalte. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Lu- 
xemburg: wie  Baiern. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische  Häu- 
ser: ad  majora. 


479 

Sraniiscliwelg  ood  Nassan:  wie  Hunover. 

Hecklenburg^SchwerfR  BOdStrelitz:  für  deo  Bot* 
Mrf  ttes  Besddogws,  vmA  fluM  bei  dem  von  Baleni  vorgesclda- 
|m  Zusätze  iridita  zd  erioneni. 

^  HelsteiB-Oldenburg,  Anlialt  und  Scbwarzburg: 
Ir  ißn  BeseUosa  und  den  vm  Baiern  vorgeschlagenen  Zusatz. 
^  Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum* 
Inrg-Lippe»  Lippe  und  Waldeck:  ebenfidls,  mit  der  Be- 
Mnmg:  wenn  Kurhessen  einen  eigenen  Bevirilmfichtigtea.bei 
Ar  MBitSr-Commission ,  gleich  den  Divisions-Abgeordneten ,  zu 

wfinsdie,  so  kSone  dies  in  Art  einer  Ausnahme  zugegeben 


Dfefreien  StSdte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
Hamburg:  stimmen  lUr  den  Beschluss,  mit  dem  von  Baiern 

r boten  Zusätze. 
Diesem  gemXss  wurde  in  der  L  Abtheilung  unter  der  Auf- 
II:   ^^Zusammensetzung  der  Militlir  -  Commls- 
D"  eingeschaltet:  ^^unbeschadet  der  Gleichheit  der 
chte'^S  iibrfgens  aber  der  Bescbluss ,  als  den  Abstimmungen 
1,  genehmigt ;  daher 

Beschluss: 

IMe  Deutsche  Bundes* Versammlung  —  in  Erwägung,  dass 
sowohl  zur  endlichen  Festsetzung  des  MilitSr-Verfassungs* 
des' Deutschen  Bundes  und  zur  Leitung  der  tUr  die  forti- 
hen  Arbeiten  bestimmten  LocaUCommissionen,'') 
well  Oberhaupt  zu  den  laufenden^  eigentlich  r  e i  n  m  i  l  i  tk' r  i- 
ithen  Geschäften,  eines  zeitlichen  technischen  Bei- 
ibDd es  bedarf,  hat 

beschlossen: 

1-  Zusammensetzung  der  MilltSr-Commlssion. 

Es  wird  eine  zeitliche  MilitSr-Commlssion  der  Deut- 
HbenBundes-V^ersammlung  ernannt,  welche,  unbescba- 
M  der  Gleichheit  der  Rechte ,  nach  den  Armeecorps ,  aus  einem 
^terreicbischen ,  einem  Preussischen ,  einem  Baierischen  und 
^  iedem  der  drei  gemischten  Corps,  nach  eigener  üebereinkunft 
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der  bethelligten  Bondesglleder,  aus  doem  jmimir-BevottBidi. 
tigUn  j  Im  GaDzen  aUo  aus  aecfas  Mitgltedem  iiestabt. 

Die  zur  Stellung  d^  drei  zusammengeaebteii  Coipa  bwi- 
fenen  Bundesstaaten  werden  Ober  die  unmitteHmre  Stlu&^wr- 
tretung  der  Corps  durch  eine  Auswahl,  oder  durch  einen  Wechsel 
nach  bestimmteni  Zeitvertaufe ,  oder  auf 'sonst  dne  andere  Art 
iftereinkommen. 

Jeder  Division  in  den  gemischten  Armeecorim  wird  zwar 
unbenommen  Ueiben,  einen  Abgeontaieten  den  CommfssloBs- 
Sitzungen  beiwohnen  zu  lassen;  da  Jedoch  in  dieser  MitttSr-CoD* 
mission  die  Armeecorps  immerhin  nur  als  miUtSriacbe  Einheitoi 
erscheinen ,  so  wird  sowohl  die  Bundes-Versammlung  und  im 
Bundestags- Ausschuss ,  als  auch  die  Militär- Commission  selbst, 
nur  einen  Abgeordneten  von  Jedem  Corps,  als  wirkliches  stimm* 
ftihrendes  Mitglied  und  Corps-Bevollmächtigten ,  erkennen. 

Die  Bevollmächtigten  deijenigen  Staaten,  welche  eigeoe 
Corps  stellen ,  sind  befügt,  in  VerhioderungstSllen  andere,  1d 
Diensten  ihrer  Regierungen  stehende,  dazu  geeignete  Offleiere 
zu  substituiren.  Die  Bevollmächtigten  der  gemischten  Corps  sub- 
stltuiren  einen  Divisions  -  Abgeordneten  aus  demselben  Corps; 
sollte  Jedoch  von  einem  zusammengesetzten  Corps  nur  Ein  Be- 
vollmächtigter anwesend  seyn,  so  hat  derselbe  ebenfalls  das 
Recht,  auch  einen  anderen  geeigneten  Officier>  der  nicht  unter 
die  Klasse  der  Abgeordneten  gebSrt,  zu  substituiren. 

Uebrigens  wird  noch  festgesetzt,  dass  die  MUitär-Bevell- 
mächtigten  wenigstens  den  Rang  eines  Stabsofficiers  hab^,  und« 
bei  den  zusammengesetzten  Corps,  aus  den  Staaten  der  betrdTeD- 
den  Corps  genommen  werden  müssen. 

n.  Wirkungskreis  der  Militär-Commission. 

Der  Wirkungskreis  dieser  Commtssion  ist  im  Allgemeineo : 

1)  Die  technischen  Militär -Arbeiten  zu  liefern,  welche  ihr 
von  der  Bundes  -  Versammlung  oder  von  dem  Bundestags-Aus- 
Schüsse  übertragen  werden. 

2)  Dieselbe  hat ,  während  ihrer  Geschäftsführung ,  die  Bvi- 
denthaltung  des  Standes  aller  Contingente  des  Bundesheeres  in 
der  Art  zu  besorgen ,  dass  die  bei  der  Bundes-Versammlung  an- 
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ffkmien  Stand-  imd  Dieiuit- Tabellen  der  verochiedenen  Conttph 
gfSBte  des  Bundeaheo«  dureh  den  Bundeataga-Ausacbuas  4er 
HUitSr-Commisslon  übergeben  werden ,  welche  selbige  sodann  in 
elK  Total-Uebersidit  zusanunenfasst ,  und ,  mit  Ihr^  etwaigen 
Bmericungen^  dem  Bundestags-Ausschusse  vorlegt. 

3)  Derselben  liegt  die  rein  milltSrischeAumcbt  ob,  ttb^  die 
Bondesrestungen  and  den  MilltSrdienst  in  denselben. 

4)  Die  Leitung  der  fortiiScatorischen  Arbeiten ,  welche  von 
4er  Bundes-VersammluDg  beschlossen  und  angeordnet  wurden. 
Es  werden  daher ,  während  des  Baues  und  der  Herstellung  der 
Asbmgen^  die  umständlichen  periodischen  Berichte  über  dra 
Forlgang  der  Arbeiten  eben  so,  als  die  sonstigen  technischen 
ADfragen  der  Festungs  -  Commandanten ,  in  Beziehung  auf  die 
Festungs- Arbeiten,  durch  diese  MUitSr-Comraission  mit  Ent- 
flcUiessung  erledigt ;  insofern  es  Jedoch  nicht  auf  rein  technische 
BesUnunungen ,  welche  bereits  im  Grundsatze  durch  die  von  der 
Bundes -Versammlung  angenommenen  Entwürfe  und  Plane  ent- 
schiede sind,  oder  auf  Dicht  blosse  Vollziehung  bereits  getroffener 
Aaordnungen  ankommt ,  werden  die  EntSchliessungen  der  Com- 
iBtosion  dem  Bundestags-Ausschusse  vorläufig  vorgelegt. 

5)  Da  sich  keine  strenge  Aufsicht  über  die  eigentlichen  forU- 
ieatorischen  Arbeiten  anders^  als  durch  persSnliche  Inspectlon 
ißt  Sachverständigen  denken  lässt,  so  hat  —  was  sich  von  selbst 
verstdit  —  nicht  nur  die  Bundes  -  Versammlung  das  Recht ,  ein 
UltgUed,  oder  mehrere  der  Militär -Gommission,  mit  speciellen 
Anftri^n  nach  einem  oder  dem  andern  der  zu  befestigenden 
Punkte  abzusenden ,  sondern  auch  die  Müitär-Commission  selbst 
bt  ermächtigt,  zum  Behufe  solcher  Inspectlonen ,  Entsendungen 
ihrer  einzelnen  Mitglieder  anzuordnen ,  vorher  ist  Jedoch  eine 
solche  beabsichtigte  Entsendung  dem  Präsidirenden  des  Bundes- 
tages anzuzeigen,  welcher,  in  dringenden  Fällen ,  die  vorläufige 
BewilUgung  im  Namen  der  Versammlung  ertheilt. 

6)  Die  Mllitär-Comraission  hat  keine  eigene  Kasse  ^  sondern 
wegen  der  benSthigten  Gelder  sich  an  den  Bundestags- Ausschuss 
zur  weitem  Veranlassung  zu  wenden ,  sodann  aber  für  die  Ver- 
wendung der  ihr  zugewiesenen  Summen  zu  sorgen. 

7)  Die  MUitär-Commlsslon  ist  für  die  zweckmässige  Aus- 
ffihnmg  aUer  von  der  Bundes  -  Versammlung  beschlossenen  und 

m.  31 
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AT OberMgened  lUtmum^  «o  wie  für  dfe  ifchtlge an«  swedc^ 
uAssfpe  VerweDdimg  der  dazu  ang^wteMnea  CMd<r  yerat* 

8)  Es  kt  dne  Firige  dieser  VerantiirorUldükelt  tOr  die  fiMtt^ 
flcatorischen  Arbeiten ,  dass  alle  Uemuf  aldi  besldieiideii  Anord- 
nüDgem  der  Bundes -Versamnilang  nur  durch  diese  Militär-Com- 
ndsslon  zum  Vollzug  gebracht  werden  kSnnen ,  und  ihr  tiso  Ae 
unmittelbare  Leitung,  so  wie  der  Gang  Jener  Arbellen  aoTer- 
trauet  wird. 

9)  Die  Blilltar-Comnilssion  Ist^  In  Ihrer  Gesammtheit,  als 
eine  der  Bundes  •  Versammlung  untergeordnete  BehSrde  zu  be- 
t3rachten,  so  wie  hingegen  die  einzelnen  Mit^ieder  derselben  nur 
den  sie  bevollnSchtigenden  Regierungen ,  fSr  die  von  diesen  er- 
haltenen besonderen  Aufträge,  verantwortlieh  dind. 

An  diese  MilitSr-Commission  sind  die  v^scMedenen  Milttitr- 
*Local  -  Commissionen  und  die  Gouverneure  tmd  ConmandaBten 
der  Bundesftetungen ,  wenn  dieselben  von  dem  Bunde  fibemom- 
men  seyn  werden,  angewiesen. 

m.    Geschäftsgang  der  MilitSr-Commlssion. 

1)  Die  GeschSfte  der  Militär  *Commission  werden  unt^die 
Mitglieder  derselben  vertheilt,  vond^  betrefltenden RetemMn 
vorgetragen ,  und  nach  der  Stimmenmehrheit  der  Beschhiss  ge- 
Ihsst,  im  Falle  der  Gleichheit  der  Stimmen,  legt  die  Militär-Con- 
mission  das  Resultat  ihrer  Berathung ,  nämlldi  die  verschiedene 
Meinungen,  dem  Bundestags-Ausschusse  vor. 

Auch  findet  dasselbe  auf  besonderes  Verlangen  derBÜDOriUlt 
Statt,  und  in  allen  Fällen  wird  bei  einem,  durch  die  Mehrheit  ab- 
geffissten  Beschlüsse  die  motivirte  Ansicht  der  Minorlttt  in  das 
Commisslons-Protokoll  gelegt. 

2)  Es  müssen  wenigstens  vier  Mitglieder  versammelt  seyn, 
um  In  dieser  Militär-Commission  einen  Beschluss  fassen  zu  kSnnen. 

3)  In  Ansehung  der  allgemeinen  collegialischen  GesehSRs- 
flihrung  kSnnen  unbedenklich  die  bei  dem  vormaligen  lOlttU^ 
Ausschüsse^  durch  Beschluss  vom  9.  April  vorigen  Jahres,^)  g^ 
troffenen  Bestimmungen  auch  bei  dieser  Milttär-Commission  ia 
anatoge  Anwendung  treten ,  nur  flOlt 
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4)  kier  das  dtaudf  e  ArSstdlum  eine»  CiTil  -  StttUbeamten 
dknsa  wegtls 

5)  Sberhaupt  unter  sämntliGben  Mitgiied^n  vollkofflfflene 
Gleichheit  der  Stimmen  und  Rechte  gilt,  und  nur  zur  Geschäfts- 
ordnung dem  BevoUmKchUgten  der  nach  der  Bundes -Acte  zuerst 
stimmenden  Regierung  bei  dieser  Militär-Commission  der,  einzig 
jHe  GescbSftsfUbrung  betreffendeVorsitz  obliegt,  ftir  deren  unver- 
riickten  Gang  derselbe  auch  ini  Verhinderungsfälle  durch  Sub- 
sUtuUon  zu  sorgen  verbunden  ist. 

6)  Die  Militär  -  Commission  verhandelt  unmittelbar  nur  mit 
dem  Bundestags  -  Ausschüsse ,  und  zwar  In  der  Regek  mittelst 
schriltlicher  Berichte. 

Spülen  mfindlicbe  AimschlUsse  und  Vorlage  weiter  motlvirter 
Gnade  zweckmässig  geftmd^  werden,  so  ladet  der  BundestagSf 
Aiiflseliiiss  den  Referenten  der  MiUtiir-CommisslM  des  betreifen- 
tat  Gegenstandes  ein,  solche  vorzutragen. 

Sbid  die  Stimmen  in  der  Militär-Commlsslon  ^eich,  und  der 
Bondestags-Ausschuss  verlangt  mündlichen  Vortrag  über  die  Vcr- 
seUedenheit  der  Meinungen ,  so  sendet  erstere  zwei  ihrer  Mt- 
glieder^  die  entgegengesetzten  Ansichten  zu  entwickeln. 

Uebrigens  bleibt  es  auch  im  Allgemeinen  und  Jederzeit  der 
Bundes- Versammlung^  so  wie  dem  Bundestags- Ausschüsse  vor- 
behalten, ein  oder  mehrere  Mitglieder  der  Militär- Commission  zu 
mündlichen  Besprechungen  und  Erläuterungen  einzuladen. 

7)  Die  Protokolle  der  Militär  -  Commission  miissen  von 
sSmmtlichen  anwesenden  stimmfUhrenden  Mitgliedern  derselben, 
Qure  Berichte  und  Ausfertigungen  an  ihre  untergeordneten  MlUtär- 
BdiSrden  aber,  von  dem  Präsidirenden  und  dem  betrefTenden 
Referenten,  im  Auftrage  der  Militär  -  Commission ,  unterfertigt 
werden. 

8)  Die  an  die  Militär-Commission  eingehenden  Berichte  und 
Änflragen  werden  ihr  unter  der  Aufechrift : 

„An  die  Militär- Commission  der  hohen  Bundes- 
versammlung^« 

zogefertlget ,  von  dem  Präsidirenden  erb'fltaet ,  nach  dessen  Ein- 
geht in  ein  Diarium  verzeichnet,  und  dann  sofort  den  betrefTenden 
Referenten  zugestellt. 

31* 
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a)  Vergl:  Protokolle  der  Deatseben  Bandes-Ver- 
sammlang,  Bd.  Vn,  S.  10,  38,  52,  d5,  79, 109, 118, 12S,  138, 1«, 
180,  236,  Bd.  VUI,  S.  191 ,  263,  Bd.  IX,  S.  «2,  206,  Bd.  X,  S.  104, 
116,  248. 

ö)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VII,  S.  117  a.  f. 

c)  Die  Local-Militär-Gommissionen,  der  (Central-) Mi- 
litär-Gommission  untergeordnet,  wurden  ernannt  theils  für  die  Aus- 
wahl neu  zu  befestigender  Plätze,  theils  zu  örtlichen  Untersuchungen 
und  Aufbahmen  und  zu  deshalb  zu  erstattenden  Gutachten. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  VI,  S.  208,  258,  287,  Bd.  VII,  S.  10, 14,  52,  53,  87, 115, 
Bd.  Vffl,  S.  176,  263,  265,  Bd.  X,  S.  14,  97,  99. 

d)  In  Gemässheit  dieses  Beschlusses  vom  9.  April  1818 müs- 
sen die|Militär- Abgeordnelen  zu  ihrer  Legitimation  bei  der  Bundes- 
versammlung und  unter  sich  mit  Vollm  achten  ihrer Commüteiitea 
versehen  seyn.  Der  Vor s i t z  wird  einem  besonders  daasn  zu  erneft- 
nenden  Bevollmächtigten  übertragen.  Das  Geschäft  des  Präsi- 
diren den  ist:  a)  den  Gonferenzen  vorzusitzen;  b)  ihren  ioneni 
Gang  zu  ordnen;  c)  die  Gegenstände  in  einer  jedesmaligen  gehörigen 
Reihefolge  zur  Sprache  zu  bringen,  die  Meinungen  aufzufassen,  die 
Verhandlungen  zu  leiten ,  und  diese  Berathungen ,  wo  möglich ,  zum 
Resultate  einer  Vereinigung  zu  fuhren ;  d)  an  den  Präsidirenden  e^ 
gehen  die  Anfhigen  und  Aufträge  des  Bundestags -Ausschusses,  and 
durch  ihn  geschehen  überhaupt  die  Mittheilungen  des  Militär- Ans- 
schusses  an  den  Bundestags -Ausschuss;  e)  der  Präsidirende  trägt 
Sorge  für  die  Einrichtung  des  Protokolls  in  den  Sitzungen  desM!litiu^ 
Ausschusses ,  und  für  die  Ordnung  und  Aufbewahrung  der  Acten. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
Inng,  Bd.  V,  S.  153. 


Auf  den  Vortrag  des  Präsidiums  in  der  27.  Sitzung  am 
29.  Julil819,  dass  die  Militär -Commission  der  Bundes-Versamm- 
lung  angezeigt  habe ,  dass  die  Arbeiten  der  zur  Untersuchung  der  zu 
befestigenden  Punkte  ernannten  Local-Gommissionen  versdiiedene 
Auslagen  erheischten,  die  ihrer  Natur  nach  nur  gemeinscliaftlicb 
getragen  werden  könnten,  erfolgte  unter  einhelliger  Zustimmung  der 

Beschluss: 

dass  der  zur  Bestreitung  der  gemeinschaftlichen  Auslagen  der 
Local-Gommissionen  erforderliche  Vorschuss  von  6000  Fl.  durch  ma- 
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triknianiiSsrige  VertheiliiDg  unter  sämmtUche  Bundesstaaten ,  zu  er- 
heben and  die  betreffenden  Beiträge  an  die  Bnndes-Canzlei-Direction 
ahndiefem  seyen;  hierüber  wäre  eine  eigene  Rechnung  zu  fähren, 
md  die  eingehenden  Beiträge  inEimahme^  die  von  der  Bundes-Hilitär- 
Commission  der  hohen  Bundes -Versammlnng,  in  eigends  geprüften 
Redmungen,  zu  specific^enden  Auslagen  in  Ausgabe  zu  stellen. 

Vcrgl:  Pr  otokolle  der  Deut  sehen  Bundes-Versa  mm- 
IiBg,  Bd.VflI,  S.  177. 

In  Uebereinstimmung  mit  dem  Antrage  derRechnungs-Revisions- 
CMmmssion  erfolgte  in  der  28.  Sitzung  am  5.  August  1819  der 

Beschlttss: 

dass  in  Ansehung  der  für  die  in  diesem  Jahre  versammelte  Militär- 
Commission  verwendeten  oder  künftig  zu  verwendenden  Kosten ,  da* 
Idn  bei  den  Regierungen  angetragen  werde,  dass  die  Rosten  des 
finieks  derMilitär-Gommissions-ProtokoIIe  aus  den  nach  der  Stimmen- 
sah!  im  engeren  Rathe  zu  bewilligenden  Zuschüssen  mit  bestritten 
werden,  zu  allen  übrigen  dem  Bunde  gemeinsam  zur  Last  fallenden 
Kosten  derselben  aber  nach  demFusse  der  Matrikel  concnrrirt  werde. 

Vei^:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
liiDg,  Bd.  Vni,  S.  190  u.  f. 


Vereiiigii]ig¥0iii24.  Febnur  1831^  betreftnd  die  Le- 
gitimation der  znr  lilitär-Gomiiiissioii  derDeiV 
sehen  Bnndes-Versammlnng  abgeordneten  Ge- 
nerale nnd  Stabsofficiere.  *) 

Sechste  Sitzung  am  24.  Februar  IS^^l. 

Bei  Gelegentaeil  der  Uebergabe  von  neuen  Militlr- Voll« 
machten  kam  zur  Sprache,  dass  durch  mehrere  Bundes-Be» 
schlösse  und  mefarJShrige  Observanz  die  Legitimation  der 
BevollmSchtigten  zn  der  MllltSr-Commisslon  bisher 
In  der  Art  für  genügend  erkannt  worden  sey,  wenn  der  Bundes- 
tags-Gesandte  der  committirenden  Regierung  der  hohen  Bundes- 
versammlung von  der  Bevollmächtigung  der  Militär -Abgeord- 
neten Anzeige  mache,  worauf  die  Militär- Commission  von  dessen 
Anerkennung  benachrichtigt  werde. 

Sämmtliche  Gesandscharten  vereinigten  sichdaUo, 
dass  dieses  Verfahren  als  Regel  künftig  einzuhalten  und  daher 
die  IJeberreichung  eigener  Vollmachten  für  die  MiUtär- Bevoll- 
mächtigten weder  bei  der  hohen  Bundes-Versammlung ,  noch  bei 
der  Militär-Commission  erforderlich ,  dass  vielmehr  die  Anzeige 
des  Gesandten  bei  der  hohen  Bundes-Versammlung  und  die  Be- 
nachrichtigung von  Seiten  der  letzteren  an  die  Militär-Commis- 
sion hinreichend  sey ,  so  wie  es  sich  auch  von  selbst  verstehe, 
dass  die  V^irksamkeit  des  Militär  -  Bevollmächtigten  durch  die 
Bundes-Beschlüsse  und  die  der  Militär-Commission  vorgezeich- 
nete Geschäfts-Ordnung  bestimmt  werde. 

a)  Vergl:    Protokolle   der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  VII,  S.  123,  124. 


i 

itfchliss  der  Bmdeg-VeriammUngfai  16.lai 

1839,  betreffeid  die  UiitergUtxiiig  der  HiliUr« 

CommlisioB  mit  diemtlicheD  Htlfsmitteli. 

In  GemSssheit  des  Antrages  des  Ausschusses  wurde 

beschlossen: 

1 )  Die  Regierungen  werden  ersucht ,  die  in  ihren  Staaten 
geltenden  und  die  iLunttig  zu  ertheilenden  mittheilbaren  Vor- 
sdiriften  über  Formation,  Dienst,  Verwaltung  und  Jede  Art  von 
Competenzen  ihrerTruppen,  ingleichen  auch  die  Jährlichen  Rang- 
ond  Quartier-Listen,  an  das  Bundes -Archiv  (Qr  den  Gebrauch 
der  Müitär-Commission  gelangen  zu  lassen. 

2)  Die  MllitSbr-Commission  wird  ermächtigt,  die  Anschaffung 
tStr  zweckmässig  erachteter  Karten  und  sonstiger  strategischer 
ifiOfsmittel ,  insofern  sie  nicht  von  den  höchsten  und  hohen  Re- 
gierungen selbst  verliehen  werden  wollen,  bei  vorkommender 
Gelegenheit  in  Antrag  zu  bringen. 


i|   H      .     P» 


I01OI1I1188  der  Bmdes-Versamiiliiiig  vom  O.i^ 
1821,  betrefend  di«  AnnahHe  das  Bntwvrfs  dar 
KriegsTerfassmg  des  Deutschen  Budes  11 
ihren  allgemeinen  Umrissen  nnd  wesentliches 

Bestimmungen. 

Protokoll  der  Plenar-Versammlung. 

Geschehen^  Frankfurt,  den  9.  April  1821.*) 

Praesidium:  Unter  die  ersten,  das  Wesen  des  Bundes 
begründenden  Anstalten  gehört  die  Herstellung  einer  angemesse- 
nen Kriegsverfassung.  ^) 

Die  Bundes-Versammlung  hat  seit  ihrem  Entstehen ,  dies^ 
wichtigen  Angelegenheit  ihre  vorzügliche  Auftnerksamkeit  ge- 
widmet, und,  gestützt  auf  die  Vorarbeiten  des  hierzu  bestimmte 
Bundestags- Ausschusses  und  der  Militär- Commission,  sich  fort- 
während bemühet ,  den  Gegenstand  seiner  Erledigung  entg^en 
zu  führen.  *") 

Nachdem  endlich  der  XIII.  und  XIV.  Artikel  der  Wiener 
Schluss-Acte  den  Weg  nSh^  vorgezeichnet  hatten,  auf  welcheffl 
organische  Bundeseinrichtungen ,  mit  Ausscheidung  der  allge- 
meinen Umrisse  und  wesentlichen  Bestimmungen 
von  den  weiteren  Verhandlungen  über  die  Ausführung  im 
Einzelnen  getroffen  werden  sollen r*^)  so  hat  d^  Bundestags- 
Ausschuss,  unter  Anknüpfung  an  dasjenige,  was  hierüber  in  der 
dreissigsten  vorjahrigen  Sitzung*)  verhandelt  worden,  steh  ver- 
anlasst gefunden ,  der  hohen  Versammlung  den  Entwurf  dner 
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Sittgsrerfimung  des  DeotsdieB  Bajutes  In  OureA  allgraieiüen 
Dartoen  and  wesetttUehea  Bestbamiiogeo  vomd^en. 

Von  wdchem  Gesichtspunkte  man  hierbei  ausg^angen ,  Ist 
In  dem  am  15.  Februar  dieses  Jahres  erstatteten  Vortrage  nSher 
oitwidLeit. 

Seither  hat  die  hohe  Versammlung  theils  In  förmlichen,  theUs 
lo  vertraulichen  Sitzungen  den  Ihr  voi^elegten  Entwurf  doer 
soigßQtigen  Prüfung  unterworfen^  und  dem  Bundestags -Aus- 
sdiusse  die  sowohl  Ober  die  Sache,  als  über  die  f*assung  gemach- 
ten Bemerkungen  zu  dem  Ende  mitgetheilt,  um  dieselben  ver« 
Reichend  zusammen  zu  stellen^  die  Erinnerungen  gehSrlg  zu 
wardigen,  und  das  Ganze  mit  weiterem  Antrage  vorzulegen. 

Nunmehr  ist  nicht  nur  von  dem  Bundestags- Ausschusse  die 
Auljgabe  gelitset,  sondern  auch  von  der  Bundes -Versammlung 
die  weitere  Berathung  darüber  gepflogen  und  der  Gegenstand  zu 
der  Reife  gebracht  worden ,  dass  die  grundgesetzUchen  Bestim- 
mmigen  verfassungsmässig  getroffen  werden  können. 

Praesldlum  sieht  sich  daher  in  den  Stand  gesetzt ,  den  auf 
solche  Art  berichtigten 

„Entwurf  einer  Kriegsverfassung  des  Deut- 
schen Bundes  in  ihren  allgemeinen  Umrissen 
und  wesentlichen  Bestimmungen*' 
Uennit  der  hohen  Plenar-Versammlung  mit  dem  Antrage  vorzu- 
legen, dass  derselbe  sofort 

1)  zur  Abstimmung  gebracht  und 

2)  wenn  derselbe  durch  StimmenelnhelUgkeit  angenommea 
wird ,  zum  Bundesgesetze  erhoben  werde. 

3)  Nach  der  Fassung  dieses  Beschlusses  wird  es  der  engern 
Versammlung  zu  überlassen  seyn,  auf  den  Grund  der  theils 
vorliegenden ,  theUs  von  der  MllltSr  -  Commlsslon  noch  zu 
erwartenden  Vorarbeiten ,  zur  weitern  Ausführung  im  Ein- 
zelnen zu  schreiten. 

Umfrage: 
Oesterreich:  stimmt  auf  Annahme  des  vorgelegten  Ent- 
wurfs der  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes  in  ihren  all-* 
gmeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen^  und  trSgt 
Udn  an,  dass  derselbe  zum  organischen  Grundgesetze  jertioben 
werde. 
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SKainitllehe  StlmneK  Mlym»  die  vorgMohlagaicD 
XXIV  Artlkd  ii^  Rriqrssverltasiiiig  des  DeMdieo  Bnwles  siii. 

Beschlusi: 
Dass  die  nachfolgenden  XXI V  Artikel  der  Kriegs« 
f  erfa»sang  des  DeotsehenBundes  tu  ihren  allgemel- 
neB  Umrissen  und  wes entliehen Befttlmm nagen  an» 
»rganischen  Bundesgesetze  erhaben  werden. 

ürtiliell. 

Das  Bundesbeer  ist  aus  den  Contingenten  aller  Bun- 
desstaaten zusammen  gesetzt,  welche  nach  der  Jedesmaligen 
Bundes-Matrikel  gestellt  werden. 

Artibel  II. 

Das  Verhältnlss  der  Waffengattungen  wird  nach 
den  Grundsätzen  der  neueren  Kriegsftthrung  festgesetzt. 

Artikel  III. 

Zur  Bereithaltung  für,  den  FaU  des  AusrOckens  wird  das 
Bundesbeer  schon  im  Frieden  gebildet,  und  dessen  Stärke, 
so  wie  die  innere  Eintbeilung,  divch  besondere Bundes-Be- 
Schlüsse  bestimmt. 

ArMliel  IT. 

Das  Bundesbeer  besteht  aus  vollstakidlg gebildeten,  theils  uih 
gemischten,  theils  zusammengesetzten  Armeecorps,  welche 
üireiJnierabtheiUingen  von  Divisionen,  Brigaden  u.  s.  w.  haben.  0 

Artikel  T. 

Kein  Bundesstaat ,  dessen  Contingent  ein  oder  mehrere  Ar- 
meecorps für  sich  allein  bildet,  darfContingente  anderer  Bun- 
desstaaten mit  dem  seinigen  in  eine  Abtheilung  vereinigen. 

ArÜkelin. 

Beiden  zusammengeaetzten  Armeecorps  und  Divisionen 
werden  sich  die  betreffenden  Bundesstaaten  über  die  BUdung  der 
erforderUchen  Abtheilungen,  und  deren  vollstlndtge  Organisation, 
unter  einander  vereinigen.  *) 

Wenn  dies  nicht  geschieht ,  winl  die  Bundes-Versammlunfr 
entscheiden. 
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Bei  der  Organisation  der  Kriegsmacht  des  Bundfls  ist  aof 
die  aas  besonderen  V^iiSltBlssea  der  einzelnen  Staaten  her- 
Torgehenden  Interessen  derselben  in  so  weit  Rttckslcht 
m  nehmen,  als  es  mit  den  aUgemeinen  Zwecken  vereinbar  aner- 
kannt wird. 

AvilliL«!  WIIJU 

Nach  der  grundgesetzlichen  Gleichheit  der  Rechte  und  Pflich- 
ten, soll  selbst  der  Schein  von  Suprematie  eines  Bundesstaa- 
lis  Bbcr  den  andern  vermieden  werden* 

ArilUelllL 

In  Jedem  Bundesstaate  muss  das  Contingent  immer  in  einem 
solchen  Stande  gehalten  werden,  dass  es  in  kürzester  Zeit,  nach 
der  vom  Bunde  erfolgten  AutTorderung,  marsch-  und  schlag- 
fertig, und  in  allen  seinen  Theilen  vollständig  gerüstet, 
ausrücken  könne. 

Artikel  IL. 

Die  Stärke  und  dleZusammenzlehung  des  auteustel- 
lenden  Kriegsheeres  werden  durch  besondere  Bundes -Be- 
schlüsse bestimmt. 

AMIlLel  ILI. 

Die  Anstalten  müssen  allenthalben  so  getroCTen  seyn ,  dass 
das  Bundesheer  vollzählig  erhalten  und  im  Falle  derNothwen- 
digkelt  verstärkt  werden  kSnne. 

Zu  diesem  Ende  soll  eine  besondere  Reserve  bestehen. 

JüNifcel  XII« 

Das  aufgesteUte  Kriegsheer  des  Bundes  ist  ein  Heer,  und 
wird  von  einem  Feldheirn  befehligt. 

Avüliel  %MVL 

Der  Ollerfeldherr  wird  Jedesmal ,  wenn  die  Aufstellmg 
des  Kriegsheeres  beschlossen  wird ,  von  dem  Bunde  erwiOdt. 
Seine  Stelle  hört  mit  der  Auflösung  des  Heeres  wieder  auf. 

Aip«lkel  »ifir. 

DerOMiteMlierrwird  vm  der  Bandes- VersamiidttBg,  wdche 
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seine  einzige  BehOrde  ist,  In  IM  ind  Pffiditen  des  Bmid» 
genommen* 

Artikel  ILT. 

Die  Bestimmung  und  Ausführung  desOperatlonsplanes 
wird  ganz  dem  Ermessen  des  Oberfeldherrn  überlassen. 

Derselbe  ist  dem  Bunde  persSnllch  verantwortlich  und 
kann  einem  Kriegsgerichte  unterworfen  werden. 

Artll&el  XTM. 

Der  Oberfeldherr  ist  gehalten,  alleTheile  desBundeaheeres, 
so  weit  es  von  ihm  abhängt,  durchaus  gleichmfissig  zu  be- 
handeln. 

Er  darf  die  festgesetzte  Heeres-Eintheilung  nicht 
abSnderu;  doch  steht  es  ihm  frei,  zeitliche  Detachirungen  zu 
verfügen. 

ArtilLel  ILTD. 

Die  Befehlshaber  der  einzelneoTruppen-Abthei- 
lungen  werden  von  dem  Staate,  dessen  Truppen  sie  befehligen 
sollen ,  ernannt. 

Für  die  Abtheilungen ,  welche  aus  mehreren  Contlngenten 
zusammengesetzt  slnd^  bleibt  die  ErnennuDg  der  Vereinigung 
der  betheiligten  Regierungen  überlassen. 

Artikel  XTIII* 

Die  Pflichten  und  Rechte  dieser  Befehlshaber ,  welche 
aus  ihren  VeiiiSltnissen  zum  Bunde  hervoigdien,  sind  denen  des 
Oberfeldherrn  analog.  Sie  haben  unbedingten  Gehorsam  von  allen 
ihren  Untergebenen  zu  fordern ,  so  wie  ihren  Vorgesetzten  zu 
leisten.; 

Artikel  lUX. 

Die  Gerichtsbarkeit  steht  den  Befehlshabern  der  Heeres- 
Abtheilungen  zu,  nach  den  von  den  Bundesstaaten  denselben 
vorgeschriebenen  GrSnzen. 

Artikel  ILIL. 

Die  Verpflegung  des  Bundesheeres  wird  unter  d^  ober- 
sten Leitung  des  Oberfeldherrn  durch  BevoUmlchtigte  sSnimt- 
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Mff  AflMeew^,  und,  tamoliayi  der  BnD46MlttteD ,  unter 
UtwlriLttog  der  beüreHteden  Luides-CoMntoearien  besorgt. 

Auf  liesoDdem  BuDdes-Beschluss  wird  au8  den  matrikular» 
aMgen  BettrSgen  BÜmmtlicber  Bundeeglieder  eine  eigene 
Iriegskasse  errichtet. 

ArMkel  JLTOM. 

Die  Vergütung  von  Durchmarsch-  und  Cantoninings- 
^Mten^  so  wie  Ton  andern  allgemeinen  Leistungen  In  den  Bun- 
iMaaten ,  soll  nach  billig  ermässigten  Preisen  gescbehen ,  und 
ien  Landesuntertbanen  immer  so  schnell  als  mOgücb  haare  Be* 
telong  geleistet  werden. 

AvitMel  IKlLai. 

Allenthalben  ist  der  Grundsatz  einer  gleichen  Verthel- 
hag  der  Lasten  und  der  Vortheile ,  sowohl  rQcksichtlich  der 
Iseres-Abtheilungen ,  als  der  Bundesstaaten ,  zur  steten  Rieht- 
Ilniir  zu  nehmen. 

Zwischen  sSmmtlichen  Bundesstaaten  soll  ein  allgemeines 
Cartell  bestehen.^) 

Graf  von  Buol-Schauensteln. 

Goltz. 

Globig. 

Aretin. 

Hammerstein. 

Wangenheim. 

Blittersdorfr. 

Lepel. 

Harnier. 

Eyben. 

Griinne. 

Hammerstein,  (Ur  Braunschweig. 

Peutz,  itir  Mecklenburg-Schwerin. 

Hammerstein,  ex  substit.  (Ur  Nassau. 
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Beust,  «r  SaAsoi^Welmar,  Gotha,  CMnu«,  Mai* 

nlBgen  ort  HMtarghatuea« 
P  e  n  t  z ,  flir  Mecklenburg-Strelltz. 
Berg,  für  Holstein-Oldenburg ,  Anhalt-Dessau,  Bern- 

burg  und  €8ttien ;  desgleichen  für  Schwanburg- 

Sond^rshaosen  und  Rudolstadt 
Leonhardl,  fiir  Hohenzollem-Hechingen ,  Llechteo- 

stein,  Hobeuzollern-Slgmaringen,  Waldeck,  Reuss 

Sltere  und  Jüngere  Linie,  Schaumburg-Llppe  und 

Lippe. 
S  m  i  d  t ,  ex  substit.  fQr  L&beck. 
Danz. 
Smidt,  für  Bremen,  und  ex  substit.  fiir  Hambui^. 

ä)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
s^antiilaag,  Bd.  XI,  S.  102  il  t 

^)  Vergl:  Uebersiehtliche  Darstellung  der  Militir« 
und  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes,  aas  den 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Rechts ,  und  mit  einigen  kosmopoliti- 
schen Anmerkungen ,  in : 
A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  aller  Deutschen 
Staaten  u.  s.  w.  Bd.  IV,  S.  168—242. 
Quellen-Nachträge  za  der  übersichtlichen  Darstel- 
lung der  Militär- und  Kriegs  Verfassung  des  Deutschen 
Bundes: 
Ebendaselbst,  Bd.  IV,  S.  467-481. 
Darstellung  der  Militärverhäitnisse  des  Deutschen 

Bundes.  Mainz ,  1833 ,  8. 
W.  Freiherr  V.  Leonhardi,  Versuch  einer Bntwiekelnng  der 
Kriegsverfässung  des  Deutschen  Bandes.    Frankfürt  a/H., 
1835,8. 
M.  Ritter  v.  Xylander,  das  Heerwesen  der  Staaten  des  Deal- 
scheu  Bundes.   Augsburg  1842,  8.     Supplementband, 
1846,  8.. 
(v.  Gagern)  Mein  AntheU  an  der  Politik,  Abth.  HI,  S.  190-^* 
Die  Kriegs  verfassungdesDeutschenBnndes  nach  den 
neuesten  Bestimmungen.  Mainz,  1842.  8.   IndemVo^ 
Worte  dieser  für  den  vorliegenden  Gegenstand  besonders  wichtigen 
Schrift  beisst  es:   „Die  Kriegsverfassung  des  teütschen 
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BsBdes  hat  ihre  Begründimg  durch  die  Itiiiideflhe- 
ftchlässe  vom  9,  nnd  12.  April  1821  and  vom  11.  Juli  1822 
trhaiten.  Seitdem  sind  eine  Reihe  von  Veränderungen, 
Ergänznnigen  nnd  Erlänternngen  nethwendig  gewor- 
den, fürwelcheder  Bandesheschlnss  vom  24.  Juni  1841 
einen  Abschnitt  zu  bilden  geeignet  ist/*  Dar  flerausgcdier 
leUiesst  das  Vorwort  mit  folgenden  Worten :  ,,Tetttschlands  Kriegs- 
wesen  hat  in  der  jiingsl  verflossenen  Zeit  bedeutende  Portschritte  ge- 
macht. Die  grosse  Aufgabe ,  dem  Bunde ,  in  welchem  unsere  Zuver- 
^cht  und  Hofflrang  ruht,  bei  strengster  Beachtung  der  SelbststXndig^ 
keit  nnd  Gleichberechtigung  aller  seiner  Glieder,  eine  Kraft  des  Wi» 
derslandes  zu  siohem,  die  nur  in  einträchtiger  selbstvergessener  Un- 
terordnung unter  den  höheren  gemeinsamen  Zweck  gefunden  werden 
kann ,  ist  ihrem  Ziele  am  Vieles  näher  gerückt.  Wer  zu  würdigen 
Yorstand,  wie  alle  Bundesgenossen ,  von  denen  an ,  die  im  Rathe  Ew- 
fopa's  aitzen,  bis  zu  den  mindermächtigen  hin,  sich  die  Hände  go^ 
holen  haben ,  um  das  gemeinsanw  Vaterland  allenthalben  diffch  ft»ie 
fliftse  zn  schirmen;  wie  sie  keine  Opfer,  keine  sonst  wohlbegrün^ 
dete  Schwierigkeit  scheueten,  um  eriutnnte  Mängel  in  der  MiUiär- 
Vcrfkasung  des  Bandes  danemd  zu  heben,  der  wird,  so  lange  ein 
solcher  Sinn  unter  uns  waltet,  beruhigt  in  die  Zukunft  sehen/* 

J.  L.  Klüber,  öfTenlliches  Recht  des  teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl*  1840)  S.  193—275,  817,  924. 


Dieser  und  den  folgenden  Nummern  ist,  zu  bes- 
serer Uebersicht^  in  den  Noten ^  dasjenige  im  Wesentlichen 
unmittelbar  als  Zusatz  beigefügt  worden^  was  nach  den 
späteren  Beschlüssen  der  hohen  Bundes-Ver" 
Sammlung,  als  Erläuterung  und  Ergänzung  gel^ 
tenmuss. 


c)  Vergl.  namentlich:  Protokolle  der  Deutschen  Bun- 
des-Versammlung,  Bd.  VII ,  S.  8,  36,  51 ,  66,  79,  87,  88, 1«3, 
108,126,  Bd.Vm,  S.  64,141,232,262,265,  Bd.  X,  S.  14,  404, 
243. 

d)  Art.  Xni.  „Ueber  folgende  Gegenstände : 
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i)  Annahme  neuer  Gnmdgesetae ,  oder  Abäntaiing  der  bestehe»- 
den; 

2)  Organische  Einrichtangen ,  das  heisst,  bleibende  Anstallen,  als 
Mittel  zur  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszwecke; 

3)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund; 

4)  Religions-Angelegenheiten; 

£ndet  kein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  Statt;  jedoch  kann  eine 
definitive  Abstimmung  über  Gegenstände  dieser  Art  nur  nach  genauer 
PrüAing  und  Erörterung  der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglie- 
^er  bestimmenden  Gründe »  deren  Darlegung  in  keinem  Falle  verwei- 
gert werden  darf,  erfolgen/^ 

Art.  XIV.  „Was  insbesondere  die  organischen  Einrichtungea 
betrifft,  so  mnss  nicht  nur  über  die  Vorflrage,  ob  solche  unter  deo 
obwaltenden  Umständen  nothwendig  sind,  sondern  auch  über  Ent- 
wurf und  Anlage  derselben  in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  we- 
sentlichen Bestimmungen ,  im  Plenum ,  und  durch  Stimmen-Einhellig- 
keit entschieden  werden.  Wenn  die  Entscheidung  zu  Gunsten  der 
vorgeschlagenen  Einrichtung  ausgefallen  ist,  so  bleiben  die  sammt- 
Heben  weiteren  Verhandlungen  über  die  Ausführung  im  Einzelnet 
der  engem  Versammlung  überlassen,  welche  alle  dabei  noch  vorkom- 
menden Fragen  durch  Stimmenmehrheit  entschddet,  auch  nach  Be- 
finden der  Umstände  eine  Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet ,  um 
die  verschiedenen  Meinungen  und  Anträge  mit  möglichster  Schonang 
und  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  und  Wünsche  der  Einzelnen 
auszugleichen.^* 

e)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammiung,  Bd.  X,  S.  104  u.  f. 

f)  Im  Jahre  lS30sind  neunzehn  Contingente  aus  dem  A^ 
meecorps- Verbände  geschieden,  und  unter  der  Benennung  „Reserve- 
Infanterie-Division**  zu  einer  besondern  Abtheilung  desBoii- 
desheeres  vereinigt  worden ,  welche  zunächst  zur  V^rstäriLung  der 
Kriegsgamisonen  in  den  Bundesfestungen  bestimmt  ist. 

S.  unten:  den  Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom 
9.  December  1830. 

g)  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Staaten  des  8.  Anneecorps  am 
14.  September  1831 ,  die  des  9.  Armeecorps  am  30.  December  18S4 
nnd  die  des  10.  Anneecorps  am  25.  Juni  1835  Uebereinknnfte 
(Gorpsacten),  und  ausserdem  die  Staaten  der  2.  Division  des  tt« 
Armeecorps,  zur  Regulirung  der  inneren  Verhältnisse  ihrer  Divisioiit 
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uler  dem  31.  Jali  1885  noch  einen  besondern  Vertrag  abgeschlos- 
m,  und  zur  Kenntniss  der  hohen  Bandes-Versammlong  gebracht. 
Veqi;!:  Die  Kriegsverfassang  des  tentschen  Bandes, 
nach  den  neuesten  Bestimmungen,  S.  6. 
A)DiesGartell  ist  abgefasst  und  durch  denBeschiuss  der 
Baades-Versammlung  vom  10.  Februar  1831 ,  und  ein  Nach- 
trag dazu  dnrch  den  Beschluss  der  Bundes-Versammlung 
nm  17.  Hai  18S2.angenommen  worden.  (S.  unten.) 


Ul.  32 


BeschlnssderBnndes-Versammlimg  ¥01112.  April 
1821,  betreffend  die  Annahme  der  fflnf  ersten  Ab- 
schnitte der  näheren  Bestimmnngen  der  Iriegs- 
verfassnng  des  Deutschen  Bundes. 

sieben  zehnte  Sitzung  am  12.  April  1831.*) 

Ferner  wurde  ein  von  dem  Ausschusse  in  MilitSr- 
Sachen  erstatteter  Berichtiibor  die  fiin  fersten  Abschnitte 

der  Grundzüge  der  Militärverfassung  des  Deutschen  Bundes,  mit 
der  Zusammenstellung  der  von  den  verschiedenen  Bundestags- 
Gesandschallen  zu  den  fünf  ersten  Abschnitten  der  Grundziige 
der  Militärverrassung  gemachten  Bemerkungen  verlesen.  Erste- 
rer  enthält  die  Resultate  der  Priihing  Jener  Bemerkungen  und  die 
hierauf  gegründeten  Anträge  in  einem  hiernach  abgeänderten 
Entwürfe  der  näheren  Bestimmungen  derKriegsver- 
fassung  des  Deutschen  Bundes. 

Der  Bericht  des  Ausschusses ,  die  Zusammenstellung  der 
Bemerkungen  und  der  neue  Entwurf  der  fünf  ersten  Abschnitte 
wurden  diesem  Protokolle  unter  den  Zahlen  13,  14  und  15  ao- 
nigt ,  auch  der  Druck  derselben  loco  dictaturae  verabredet. 

Nachdem  in  mehreren  vertraulichen  Sitzungen  die  tM 
ersten  Abschnitte  der  Grundzüge  ausführlich  erVrtert,  die 
darüber  gemachten  Bemerkungen  und  Einwendungen  sorgßltip 
geprüft,  die  verschiedenen  Ansichten  nach  Möglichkeit  ausge- 
glichen ,  und  in  der  heutigen  Versammlung  darüber  abgestiM^ 
worden;  so  sind  die  in  nachfolgenden  44  Paragraphen 
enthaltenen 
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NSkerenBestimnittR^ea  der  Kriegsrerfassaiip 

des  Deutschen  Bundes 
teUseiDhelUg',  theUs  diircb  Sliflnaenmehrheit  definitlT  an- 
{enommeD,  und  ist  demnach 

beschlossen 
mnies: 

I.  Abschnitt. 
I  Stärke  des  Bundesheeres. 

§.  1. 

Die  Kriegsmacht  des  Bundes  ist  aus  den  Contingenten 
aller  Bundesstaaten  zusammengesetzt. 

Das  gewöhnliche  Gontingent  eines  Jeden  Bundesstaates  be- 
W^  den  hundertsten  Thell  seiner  BevöUerung ,  nach  der  unter 
ZilTer  1  beigeltigten »  durch  den  Beschluss  vom  20.  August  1818 
Toriaufig  auf  Tünf  Jahre  angenommenen,  und  am  4.  Februar  1819 
berichtigten  Bundesmatriicel.  ^) 

§.2. 

Unter  dieser  Zahl  Ist  nur  die  streitbare  Mannschaft 
aller  Waffengattungen  begriffen. 

Zur  streitbaren  Mannschalt  werden  gerechnet,  die  OlBcIere, 
Caterofflciere ,  Gemeine,  Spiel-  und  Zimmer  -  Leute ,  dann  die 
ArUUerie-Fuhrwesens-Soldaten ,  so  weit  sie  nach  §.  15  zur  Be^ 
feoang  des  Geschützes  gerechnet  werden  kSnnen. 

Jene  Mannschaft,  welche  für  das  übrige  Armeefiihrwesen, 
fir  die  Bäckerei  und  die  SanltStsanstallen  dem  Heere  zugetheilt 
wird,  muss  über  den  hundertsten  ThetI  gestellt  werden. 

§.3. 

Das  Bundesheer  muss,  sobald  es  vom  Bunde  aufgeboten 
wird,  in  aUen  seinen  Thellen  vollständig  gestellt  werden. 

§.4. 

Um  die  YollstiüidigkeU  des  Heeres  fortwährend  zu  sichern, 
ins8,  sogleich  nach  dem  Ausrücken  desselben,  der  sechsbün- 
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d^rtsteTheil  der  ganzen  Bevölkerung  als  BrsitzmaaasAi 
aurgestellt  und  unausgesetzt  voUzXhlig  erhalten  werden. 

Seobs  Wochen  nach  dem  Ausrücken  des  Bundesheera  i 
von  dieser  Ersatzmannschalt  die  Hälfte,  nlmlfeii  der  zwHM 
dertste  Theil  der  ganzen  BevSlkening,  alsEi^ünzung  demid 
nachgesendet ,  mit  den  übrigen  Nachsendungen  aber ,  aa  m^ 
schalt  sowohl ,  als  an  Pferden  und  Material ,  nach  Massgabej 
Bedarfs  von  zwei  zu  zwei  Monaten  fortgefahren. 

§.5.  i 

Damit  bei  grösseren  Veriusten  einzelner  Contingeote  m 
hältnissmassige  Leistungen  vermieden  werden,  soll  der  Grs 
flir  das  Heer  in  einem  Kriegsjahre  deu  zweibundertsten  llieil 
Bevölkerung  nicht  übersteigen. 

§.6. 

Der  bei  Jedem  Coulingente  sich  ergebende  Abgang  i 
monatlich  durch  gleichRJrrafg  zu  verfassende  AbgangslKtl 
angezeigt.  i 

§.7- 

Unter  dem  Ab  gange  werden  verstanden,  alle  TodleHi] 
fangenen  und  Deserteurs  gleich  nach  ihrem  Abgange, 
Vermissten  nach  einem  Zeiträume  von  vier  Wochen 
im  Spital  befladlichen  Verwundeten  und  Kranken ,  wi 
drei  Monaten  als  felddienstuntaugUch  anerkannt  werden.    J 

Die  übrigen  Verwundeten  und  Kranken  werden  zwau 
zu  dem  Abgange  gerechnet;  sollten  sie  Jedoch  den  zehnteaj 
des  Contüigents  ül)ersteigen ,  so  mUsstc  dieser  Ueberschuss, 
die  zu  grosse  Schwächung  des  fiundesheeres  zu  vermeiden,  1 
dem  im  §.  5  angenommenen  Maximum  ersetzt  werden. 

§.8. 

Grössere  Anstrengungen  müssen  durch 
Bundes-Beschlüsse  bestimmt  werden. 

§.  9. 
Dieselben  können  in  keinem  Falle  von  einzelnen 
Staaten,  sondern  nur  fm  Allgemeinen  nach  derMatrik^ 
forMert  werden. 
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►  §•  10. 

Für  die  Reserven,  welche  bei  solchen  aussergewShnllcheu 
guogen  zur  Verstärkung  des  Bundesheeres  nachrücken, 
n  die  nämlichen  BesUromungen  in  Anwendung,  welche 
Heer  selbst  gegeben  sind. 
Sie  werden  mit  dem  betreffenden  Armeecorps ,  oder ,  wenn 
nidit  mSglich  ist,  in  selbstsiändige  Körper  vereinigt, 
Hebe  mit  Jenem  analog  zusammenzusetzen ,  zu  beTehligen ,  zu 
l^ren  und  zu  behandeln  sind. 

II.  Abschnitt. 
I        Verbaltniss  der  Waffengattungen. 

[  S  *' 

r  Das  numerische  Verbaltniss  der  Reiter  ei  des  Bundesbeeres 
P  auf  ein  Siebi*utheil  der  Gesammtzahl  eines  Jeden  Contin- 
kao^nomroen.'') 

'  §.  12. 

Rir  die  Artillerie  wird  das  Vcrhältniss  dergestalt  fest- 

,  dass  zwei  Stucke  Geschütz  fiir  Jedes  Tausend  Mann  des 

Dts  gerechnet  werden. 

Jeder  Bundesstaat  wird  nächstdem  noch  wenigstens  ein  Ge- 

Debsl  Ausrüstung  auf  Jedes  Tausend  Mann  des  ganzen 

Qts  in  seinen  Zeughäusern  und  Depots  vorrätbig  haben, 

Jeden  Abgang  sofort  ersetzen  zu  können.  ^) 

§13. 

I  Die  Feld-Artillerie  des  Bundes  soU  in  der  Regel  be- 
peoaos 
^     einem  Vierthell  Haubitzen , 

einem  Vt^rtbeil  ZwtHl^fiindern , 
i      zwei  Vierthellen  Secbsplündern. 
!   Ein  FBnflhell  der  Gesammtzahl  soll  reitende  Artillerie  oder 
InUerie-Geschatz  seyn. 

^Dle  Sieiloiig  tehwererer  Feldgeschütze  als  ZwSlIl^flinder 
M  der  Convenienz  der  betreffenden  Staaten  Oberlassen,  und  in 
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diesem  Falle  von  der  Zahl  der  auf  dieselben  follenden  zw8l()|illio 
digen  und  sechspfOndigen  Batterien  abgerechnet. 

§.14. 

Ausser  den  Feldgeschfitzen  Itir  die  Linie  wird  noch  ein  Be 
lagerungsparkfiirdas  gesammte  Bundesheer ,  welcher  aus 
100  schweren  Kanonen , 
30  Belagerungs-Haubttzen  und 
70  Mörsern 
bestehen  soll ,  nach  den  unter  ZllTer  2  bis  7  bellfegenden  Aus- 
weisen, corpsweise  gestellt,  und  Im  Falle  eines  Krl^es  nach  dei 
Bestimmung  des  Oberreldberm  auf  einem  oder  mehreren  Punkten 
vereinigt. 

lieber  die  Stellung  dieser  Geschütze  werden  sich  die  Glledei 
der  gemischten  Corps  unter  sich  vereinigen,  und  das  Resultat 
Ihrer  Ueberelnkunlt,  drei  Monate  nach  der  Annahme  der  näheren 
Bestimmungen ,  der  Bundes- Versammlung  anzeigen. ") 

§.  15. 

Für  die  Bedienung  der  Feldgeschütze  werden  im 
Durchschnitte  36  Mann  aufjedes  Stück  gerechnet,  worunter  auch 
die  ArtlUerie-Fuhrwesens-Soldalen  mit  begriffen  sind ,  Insofern 
solche  die  festgesetzte  Zahl  nicht  überschreiten. 

Diejenige  Artilleriemannschatt,  welche  zur  Bedienung 
des  Belagerungsparks  gehSrt,  wird  von  den  Staaten,  ivelcbe 
diese  Geschütze  geben,  und  zwar  nach  der  dem  §.  14  unter  Ziffer 
7  foelll^enden  Tabelle  gestellt  und  vom  Stande  der  Infanterie  al>- 
gezogen. 

§•  16- 
FQr  Pioniers  und  Pontonters  wird  das  VerhXItatas  des 
hundertsten  Thelles  der  Armee  festgesetzt. 

§.17. 
Ein  Jedes  Contingent,  dessen  Stärke  mehr  als  ein  Armee 
Corps  betrügt,  stellt  einen  BrUckeotraln  Air  grosse  Flfi&se, 
nach  Massgal>e  des  Bedürfhisses ;  Jedes  der  Übrigen  etncdü^ 
Armeecorps  aber,  ohneUoberscbIed,  ob  gemischt  oder  uagemischt, 
eineo  fiir  eine  FlussbreiU  von  400  fietahea. 
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Sappeurs  und  Mlneurs  werden,  aU  ram  Bebigerungspark 
hWr^,  ausser  dem  für  Plonniers  und  Pontoniers  bestimmten 
■Mierttbeile  der  Armee ,  von  deojenigen  Bundesstaaten ,  liet 
|uwn  sich  diese  Corps  bereits  im  Frieden  betaden ,  gestellt. 

'    Das  DQmerfscbe  VerhHItnfss  des  Pussvolices  ergibt  sich 
sdbst,  wenn  die  Reiterei ,  die  Bedienung  der  FeldgeschOtze 
des  Belagerungsparks »  die  Plonniers  und  Pontonlers ,  dann 
Sappeurs  und  Mineurs,  von  der  Gesaromtzahl  des  ganzen 
abgezogen  werden. 

I  §.20. 

[  (logefähr  der  zwanzigste  Theil  des  Fussvolkes  soll  aus  ili- 
n, Buchsen-  oder  Scharrschützen  bestehen.') 
t  Die  unter  ZIITer  8  angefügte  Tabelle  enthlilt  eine  Ueber- 
htaller  Warrengattungen  fUr  das  Bundesheer^  sowie 
nach  der  Matrikel  und  zufolge  der  angenommenenBestlm- 
10  über  das  numerische  Verhältniss  derselben  Im  completen 
lande  von  sämmtllchen  Bundesstaaten  zu  stellen  sind. ') 

§.21. 

Es  bleibt  den  Bundesstaaten  ttberias^en ,  zur  Bildung  ihrer 
ite  audi  Landwehr  zu  verwenden;  doch  »uss  die- 
gleich  den  LinieDtruppen  geübt,  ausgerüstet,  scblagtetig 
Büt  1b  der  Linie  gebjMeten  Officleren  besetzt  seyn. 
Als  Grandsatz  wird  auch  hierbei  angenommen ,  dass  keia 

tüsgent  zum   gr&sser«n   Th^le   ai|s  Landwehr   bestehen 

le, 

§22. 

Der  Landsturm  gehört  nicht  in  das  geregelte  System  des 
?es,  sondern  ist  zu  den  Anstalten  zu  zählen^  welche  im  Au- 
)iicke  der  Gefahr  ihre  Bestimmung  erhalten,  und  dem  eigenen 
tesseo  der  einzelnen  Bundesstaaten  überlassen  bleii)en. 


S04 

ni.  Abschnitt. 
Efntheilung  des  Bundesheeres. 

§23. 

Das  Bundesfaeer  besteht  (nach  der  Beilage  Ziffer  9)  aus  sie- 
ben ungemischten  und  drei  combinirtenArmeecorps, 
welche,  ohne  weitere  Benennung,  nach  Nummern  bezeichnet 
werden ,  und  deren  Jedes  in  Abtheilungea  von  Divisionen ,  Bri- 
gaden, Regimentern,  Bataillons,  Compagnien,  Schwadronen 
und  Batterien  zerHillt.  ^) 

§•24. 

Ein  Armeecorps  enthält  mindestens  zwei  Divisionen, 

eine  Division  mindestens  zwei  Brigaden, 

eine  Brigade  mindestens  zwei  Regimenter, 

ein  Cavallerie-Reglment  wenigstens  vier  Schwadronen, 

ein  Inftinterie-Regiment  wenigstens  zwei  Bataillons^ 

ein  Bataillon  in  der  Regel  nicht  unter  800  Mann, 

eine  Schwadron  oder  eine  Compagnie  im  Durchschnitte  150 

Mann, 
eine  Batterie  sechs  oder  acht  Stücke  Geschütz. 

§25. 

Das  Minimum  eines  zu  stellenden  Cavallerle-Contingents 
ist  300  Pferde ,  oder  eine  Division , 
das  eines  selbststfindigen  InOEinterie-RSrpers  400  Mann, 
das  der  Geschütze  eine  Batterie  von  sechs  oder  acht  St&c&eD. 

Die  Stellung  dieser  Einheit  wird  derllebereinkunft  der  Bun- 
desstaaten, mit  der  unerlSssIichen  Bedingniss  überlassen,  dasfl 
sie  ganz  gleich  oi^anisirt,  bewafltaet  und  geübt  seyn  müsse. 

Als  Grundsalz  wird  Jedoch  festgesetzt ,  dass ,  im  Falle  der 
Vertretung ,  solche  nur  im  Corps  Statt  finden  kann. 

In  Ansehung  der  Geschützeinheit  wird  angenommen ,  dass 
dort ,  wo  das  zu  stellende  Contingent  nicht  die  Zahl  6  oder  8  er- 
reichen sollte,  die  betreffenden  Staaten  sich  unter  einander  wegen 
des  Mehrsteilens  von  einem  oder  zwei  Stücken  Geschützes  ver- 
einigen werden. 
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§.«». 
Die  nieUliaber  an  den  eoroUnlrten  Corps  und  Divisionen 
len  sich  anter  einander  vereinigen,  wie  sie  die  gesetz- 
<ehen  Abtheilungen  zu  bilden  und  die  verschiedenen  Waf- 
ittufigen  nach  dem  angenommenen  Verhältnisse  unter  sich 
Tertheiien  fiir  gut  Bnden,  und  diese  Uelierelnicunft,  drei  Mo- 
nach  Annahme  der  näheren  Bestimmungen,  derBundes-Ver- 
ung  anzeigen. 

Da,  wo  sie  sich  nicht  vereinigen  kffnnten,  wird  die  Bundes* 
mmlung  vermittelnd  einwirken,    und  ntfthlgenfEills   ent- 
iden. 

§.27. 

\  In  Jedem  Armeecorps  muss  auf  die  Bildung  einer  staricen 
HfaUerie-  und  Geschütz- Reserve  Rücksicht  genommen 
Mea.^) 


^ 

^ 


IV.  Abschnitt. 
Bereithaltung  im  Frieden. 


\  §.  28. 

In  Jedem  Bundesstaate  muss  das  Contlngent  von  einem  Pro- 

it  der  Bevölkerung  so  marsch-  und  schlagfertig  erhalten  wer? 

dass  es ,  vier  Wochen  nach  der  vom  Bunde  erfolgten  Aur- 

leruDg,  in  allen  seinen  Theilen  zur  Verfligung  des  Oberfeld- 

1,  auf  die  für  Jedes  Armeecorps  zu  bestimmenden  Sammel- 

tze,  gestellt  werden  könne. 

§  2». 
Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,   werden  folgende  Grund - 
angenommen : 

1)  DasMaterial  der  Rüstung  fiir  alle  Waffengattungen 
pss  stets  in  gehb'rigcr  Anzahl  und  Eigenschaft  vorhanden  seyn. 
pch  müssen  In  den  Zeughäusern  die  nOthigen  Vorräthe  liegen, 
p  Jeden  Abgang  schnell  ersetzen  zu  können.  ^) 

f  §.  30. 

2)  Die  Contingente  des  Bundesbeeres  müssen  auch  im  PMe- 
^  vollständig  erhalten  werden.  Zur  Ersparung  des  Soldes  und 
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der  Verpflegung  kann  zwar  Im  Frieden  bei  allen  Waffengattun- 
gen eine  zeitliche  Beurlaubung  Statt  finden;  ein  Tbeil  der 
Mann&chaft,  so  wie  der  Dien3tpferde ,  muss  Jedoch  stets  bei  den 
Fahnen  und  im  Dienste  bleiben. 

§.  31. 

3)  Hierzu  wird  folgender  Massstab  aufgestellt : 

a)  Bei  dem  Fussvolke  muss  der  sechste  Theil  der  eingeübten 
Mannschaft  und  wenigstens  zwei  Drittheile  der  Unterofflciere 
im  Dienste  beibehalten  werden.^) 

b)  Bei  der  Reiterei  wird  der  dienstthucnde  Stand  in  der  Regel 
auf  zwei  Drittheile  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde 
festgesetzt,  Falls  nicht  die  besonderen  Landeseinrichtuo- 
gen  eine  Beschränkung  auf  ein  Dritthell ,  unbeschadet  des 
Zweckes ,  zulassen.  *) 

Den  Bundesstaaten,  bei  welchen  keine  Beurlaubung 
der  Dienstpferde  Statt  findet  und  welche  keine  Landwehr- 
Cavallerie  stellen ,  ist  eine  Vacanthaltung  von  Dienstpfer- 
den  in  Friedenszeiten  gestattet ;  es  darf  diese  Jedoch  nicht 
ein  Fiinftheil  des  präsenten  Standes  übersteigen ,  und  es 
müssen  Vorkehrungen  getroffen  seyn ,  dass  die  Mobilma- 
chung der  Cavallerie  demungeachtet  in  der  bestimmten  Frist 
geschehen  könne. 

c)  Bei  der  reitenden  Artillerie  wird  das  Minimum  des  dieost- 
thuenden  Standes  ebenfalls  auf  zwei  Drittheile ,  unter  den- 
selben Modiflcalionen ,  wie  bei  der  Cavallerie ,  —  bei  der 
'Fuss- Artillerie  aber  und  bei  der  Bespannung  des  Geschützes 
und  der  ersten  Munitionswagen  auf  ein  Drittbeil  des  vollen 
Standes  festgesetzt.  °) 

§32. 

Die  gesammte  Mannschaft  des  gewöhnlichen  ContlDgents, 
nämlich  der  hundertste  Theil  der  Bevölkerung ,  muss  alle  Jabr 
vom  Urlaube  einberufen,  und  wenigstens  durch  vier  Wochen  im 
Dienste  und  Gebrauche  der  Waffen  geübt  werden. 

Die  kleineren  Contingente  werden  sich  unter  einander  ver- 
einigen, die  Jährlichen  UdHiugen,  io  miüglicbBter  Verbladung 
aller  WaiEengattwigefi,  aUenfalls  in  Brigaden,  vorzunehmen. ') 
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§.33« 

Difliil  für  den  FaH ,  wo  durch  besondern  Bundeg-Besebluss 
($.8)  eine  VerstXrkung  des  Bundesheeres  nöthig  geftinden 
wird,  dieseihe  gehSrIg  aufj^eslellt  werden  kSmie»  nUssen  in  Jedem 
Bofidfsslaate ,  der  nicht  otaeiiin  eine  bedeutendere  Anzahl  von 
feMdieosttauglichen  Truppen  unterhält,  schon  in  Friedenszeiten 
Cadres  von  Offleieren ,  Unterofllcieren  und  Spielleuten  für  den 
dreihundertsten  Theil  der  Bevölkerung,  nebsl  dem  nb'thlgen  Ma- 
terial, vorhanden,  auch  solche  Einrichtungen  getroffen  seyn, 
dass,  zehn  Wochen  nach  dem  gefassten  Bundes-Beschlusse,  voll- 
stSndig  geübte  und  ausgerüstete  Regimenter,  Bataillons  und  Es- 
cadrous  schlagfertig  aul^estellt  werden  kSnnen.^) 

§.  34. 

Der  Bundes  -  Versammlung  wird  am  1.  Jänner  Jeden  Jahres 
eine  Uebersicht  des  Standes  des  Bundeaheeres  voi^^Iegt. 

Den  Bundesstaaten,  deren  GiQntiDgenle  ein  4M]er  mehrere  Ar- 
meecorps  in  sich  begrciren,  bleibt  es  überlassen ,  die  diesraibsigiei 
Tai)ellen  nach  den  bei  ihnen  geltenden  Einrichtungen  abzufassen.  '^) 

Die  unter  Zahl  10  beigelegte  Tabelle  zeigt  die  Form  der 
SUndes-Ausweise ,  über  welche  sich  die  Theifhaber  der  gemisch- 
tea  Ameecorps  vereinigt  hal>en.  Sie  werden  solche  corps-  oder 
wenigstens  divtsionsweise  einsenden. 

Diejenigen  BundesgUeder,  welche  zusammen  eine  Division 
Irildeu,  werden  sich  unter  einander  über  die  Art  der  Musterung 
eioverstehcn ,  und ,  drei  Monate  nach  Annahme  der  näheren  Be- 
stimmungen ,  ihre  Anzeige  hierüber  an  die  Bundes- Versammlung 
machen. ') 

V.   Abschnitt. 

Mobilmachung  des  Bundesbeeres. 

§.  35. 

Der  Bund  wird  beschiiess^,  ob  von  Jedem  Bundesstaate  nur 
eio  Theil  des  Contingents  oder  das  Ganze  zu  stellen  sey. 

§.  36. 

Wenn  das  Bundesheer  ausrückt ,  wird  von  dem  Oberfeld- 
kerrn 9k aUe Contiogente ein  gemeinschaftliches  Erkennungs- 
zeichen vorgeschrieben . 
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§•  37. 
In  Hinsiebt  der  Bewaffnung,  dann  des  CaHbers  der  Ge- 
wehre und  des  Geschützes,  soll  in  Jedem  Anneecorps  eine  solche 
UebereinstimiBung  Statt  finden,  dass  die  MunlUon  der  Arlilkile» 
und  vorzüglich  Jene  der  Feuengewehre,  gegenseitig  geimiueht 
werden  k6nne. ') 

§.  38. 

Was  zur  ersten  Ausrüstung  an  Munition  für  die  Feld- 
geschütze erforderlich  ist,  zeigt  die  Beilage  1 1 . 

Von  diesem  Muuitionsbcdarf  werden  zwei  Drittheile  dem 
Heere  mit  eigener  Bespannung  nachgefUhrt,  das  letzte  Drittheü 
aber  in  Depots  zur  Abführung  bereit  gehalten ,  Jedoch  ohne  Ver- 
bindlichkeit zu  eigener  Bespannung. 

Diese  Depots  dürfen  nicht  Über  24  Meilen  von  der  ersten 
Aufstellung  des  Bundesheeres  entfernt  seyn.  ^ 

Der  Munitfonsbedarf  für  den  Beiagerui^park  ist  aus  der 
Tabelle  2  ersichtlich. 

§.  39. 

Das  ärztliche  Personal  für  die  Linie  muss  bei  allen 
Contingenten  unausgesetzt  complet  erhalten,  nächstdem  alien  in 
Falle  des  Krieges,  auf  den  zehnten  bis  zwölften  Thell  d^  Stfirke 
des  Bundesheeres  ein  hinlängliches  ärztliches  und  ein  Ho^ital- 
Personale  aufgenommen  werden. ") 

§.  40. 

Die  Vorräthe  an  Arzneien ,  Verband-Requisiten  und  Spital- 
Bedürfnissen  sind  auf  den  zehnten  bis  zwölften  Theil  der  Stärke 
eines  Jeden  Corps  zu  berechnen ,  und  es  muss  hierbei  die  Hälfte 
für  bewegliche  Spitäler  in  Anschlag  gebracht  werden. 

Ein  eigenes  Sanitäts  -  Reglement  enthält  übrigens  auch  über 
diese  höchst  wichtigen  Gegenstände  l)esondere  und  genaue  Be- 
stimmungen.^) 

§41. 
Bei  Jedem  Armeecorps  sollen  so  viele  Backöfen  mitgefQbri 
werden,  dass  in  24  Stunden  für  den  vierten  Theil  der  Mannschaft 
Brod  gebacken  werden  kann. 
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.  Das  BadL^rperBodMe,  welches  ndlltfirisdi  orgaaislrt  ^d  he» 
waBliel  worden^soU ,  um  BitU^seiifiills  für  die  Vertheldigung  der 
Magazine  verwendel  werden  zu  kSoDen,  oiiiss  so  beiechnet  wet- 
den,  dass  auf  Jedes  Tausend  Mann  vier  BBcIcn*,  mit  Einschtass 
der  Oberl>l[cker,  Icommen. 

§.  42. 
Die  Transportmittel  müssen  bei  Jedem  Armeecorps  der- 
gestalt eingerichtet  seyn,  dass  die  Naturalverpflegung  flir  die 
Mannschaft  wenigstens  auf  vier  Tage  mitgefUhrt  werden  IcSnne. 

§.43. 

In  Hinsieht  der  Warfenübungen  und  des  Dienst- 
reglements sollen,  wenigstens  in  der  Hauptsache ,  bd  Jedem 
Armeecorps  gleiche  GrundsStze  beobachtet  werden.  '^) 

§.  44. 
Unter  den  OflDcia*en  der  verschiedenen  Bundesstaaten  bei 
Znsammenztehnng  der  Contingente'  und  im  gemeinschaftlichen 
Dienste  entscheidet  Ober  den  Rang  der  Militärgrad  und  das 
Dienstalter. 

Um  Jedoch  in  dieser  Beziehung  allen  Inconvenienzen  bei  Ver- 
einigung verschiedener  Abtheilungen ,  vorzubeugen,  wird  als 
Regel  festgesetzt :  dass  nur 
fiir  eine  Division  ein  General-  oder  Feldmarschall-Lieutenant; 
für  eine  Brigade  ein  Generalmajor  oder  General -Feld  Wacht- 
meister ; 
lOr  ein  Infanterie-Regiment  von  2  bis  3  Bataillons, 
fUr  ein  Cavallerie  Regiment  von  4  bis  8  Escadrons^  dann 
Rir  6  Batterien ,  ein  Oberst ; 
(Qr  ein  Inranterle^BataiUon  von  4  bis  6  Compagnfeo, 
ISr  eine  Cavallerie-Division  von  2  Escadrons,  dann 
IQr  2  Batterien,  ein  Oberstlieutenant  oder  Major ; 
nir  eine  Compagnie  oder  Schwadron ,  und 
fGr  eine  Batterie  von  6  bis  8  Geschützen  ein  Hauptmann  oder 
Oberlieutenant, 
als  Commandant  zu  ernennen  ist. 

Uebrlgens  bleibt  es  den  Staaten  unbenommen,  ihren  Offleieren 
im  eigenen  Contingent  einen  beliebigen  Dienstgrad  zu  ertheilen; 
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bei  ZttsaniHieQbMBiiiiK  VttscUedeaer  AMheHimgeii  winl  Jedocb 
nkiit  auf  diesen ,  aondern  nur  auf  jeaen  RiicksicM  eeBOUB», 
der  Ihnen ,  zuMge  Mget  BesUmmuogx»  >  OMii  der  AHMtaiff, 
welcber  sie  vorstellen»  Kakomnit.  *) 


Die  zu  diesen  näheren  Bestimmungen  gehörigen  Tabellai 
von  Ziffer  1  bis  11  wurden  diesem  Protokolle  unter  Zahl  16  bei- 
gefiigt. 

< 

ä)   Vergl:    Protokolle  der   Deutschen  Bundes-Vcr- 

sammlung,  Bd.  XI,  S.  204  u.  f. 

t)  Nach  dem  Beschlüsse  der  BuBdes-Versamaluag  vom 

.  9.  Deeember  1830  (s.  unten)  ist  für  die  GonüDgente  von  Nassaa, 
Oldenburg  und  Frankfurt,  nachdem  diese  Staaten  ganz  oder 
zum  Theil  von  der  Stellung  der  kostspieligeren  Truppengatlnngcn 
befreiet  worden,  eine  vermehrte  Kopfzahl  angesetzt. 

€)  Nach  den  Beschlüsse  der  Bundes-Yersammlnng  vom 

14.  Deeember  1830  (&  unten)  ist  die  Sarke  der  Cavallerie  für  das 
GoBtingent  von  Mecklenburg-Strelits  auf  ein  Zehntheil  des 

Ganzen  bestlmml  worden. 

Nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlung  vom 
9.  Deeember  1830  (s.  unten)  stellen  Nassau,  Oldenburg  und  die 
neunzehn  Staaten,  deren  Gontingente  zur  Reserve-Infan- 
terie-Division  vereinigt  sind,  keine  Gavallerie. 

d)  Nassau  hat  nach  dem  gedachten  Beschlüsse  vom  9.  De- 
eember 1830,  die  Verpflichtung  eine  grössere  Geschützqaotc 
zu  stellen  d.  h.  eine  Batterie  von  8  Geschützen.  Dagegen  sind  nach 
demselben  Beschlüsse  die  erwähnten  neunzehn  Staaten, 
deren  Gontingente  die  Reserve-lnfanteric-Division  bildco, 

von  der  Artilleriestellung  frei. 

e)  Nach  dem  Beschlüsse  derBundes-Versammlung  vom 

9.  Deeember  1830  ist  das  neunte  Armeecorps  von  der  Stettmg 
zum  Belagerungsparke  befreiet. 

/)  Nach  dem  Beschlüsse  derBundes-Versammluogvom 
25,  April  1831  (s.  unten)  werden  bei  den  neunzehn  zur  Rescrve- 
Infanterie-Division  gehörigen  Gontingenten  auf  je  tOOO 
Mann  132  Jäger  oder  Scharfschützen  gerechnet,  Falls  ein- 
zelne der  dabei  interessirten  Staaten  es  nicht  vorziehen ,  ihr  ganxc» 
Gontingent  in  Truppen  der  genannten  Art  zu  stellen. 
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NMiilet',  hnitEegolflassder  BttDdesMVeFsammlungvoiii 

Hl  Deceoiber  1840  lM«Mebligte&  BintheUimir  4er  em^bnIeD  Divisioti 

«MuidieGoiilftigeiile vdn  Lieclii^ffSleiii,  Hassen-^Homb-tirg 

ond  8ehaQ  tu  b«re:-Li|i<pe  ganz  ia  J  äg^ern  gestelt  v^erüeo. 

Ferglt    Die  Krieg»verfas8ung  des  tetttflcke&  Bundes 

nach  den  neuesten  Bestimmuligeii,  8.  18» 

ir)  Die  nrspruagiietaefl  Ftstseil^angen,  änf  denen  die 
llfüieiloiig  in  dieser  UebMnchilmrahet,  dntt  dnrek  dld  Be8cliia&»e 
kx  BQnde4i-yersaBinilung  vmb  9.  De«s^niber  1830  wd  to«i 
2ft.  April  1881  abgeändert  worden. 

Das  GrossherzogtinuB Oldenburg stoUt'!20 Mada m^lnr^  dadas 
Gaadngent  der  Herrschaft  ICniphaiisen,  welche  nach  der  am 
8.  Joni  1825  zu  Berlin  abgeschlossenen  Ueberelttkunf  i  (S%  Th.  II, 
AMi.  i,  S.  742,  Nr.  LXXXV,  A)  zum  DeutscheB  Bunde  gehört, 
AMI  Seelen  besitzt  und  einen  BeslandtheilderOMenburgfsdieii  iafan- 
terie-Brigade  aosmaoht.  (s:  onieo.) 

Ferner  sIeBi  Preu  S'se  n ,  wegen  des  Erwerbes  des  FurstantiMnu 
Lichtenberg  von  Sachsen  «Coburg -Gotha,  die  auf  diesen 
GdiletstheU  fallende  Quote ,  so  dass  sein  cfinfoches  Gontingent  jetzt 
un  280  Mann  gr^idser,  dagegen  das  von  Saehsep-^Iobufg-Gotha  uln  so 
tid  Hanfli  kleiner  ist«  (s.  unten.) 

Das  einfädle  Gontingent  des  Gmssberzegthnms  Luxemburg 
ist,  wegen  der  eingetretenen  Gebietsveränderung,  nach  der 
lewslen  Bnndesmatrikel  um  20  Mann  vermindert. 

h)  Nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlung  vom 
it.  December  1840  soll  als  Einheit  der  Formalion  von  Infanterie  das 
Bataillon  angeooinmen  werden,  weshalb  alle  diq'enigen  Gontiur 
geote,  welche  eine  solche  Stärke  nicht  erreichen ,  unbeschadet  aUer 
hebte,  zu  combioirten  Bataillonen  zu  vereinigen  sind. 
(3.  uaten.) 

Durch  den  Beschluss  der  Bundes  «  Versammlung  vom 
tt.0etoberl885  wurde  die  Bintheilong  der  Reser  ?e*-lalanteMe* 
Dirision  in  drei  Inspectionen  festgesetzt;  so  wie  der  Be- 
sehlnss  vom  10.  December  1840  die  Absieht  ausspricht,  ifieselbe  in 
dreitehn  Bataillone  dnzutheilen. 

Obglcidi  das  Gtating^nt  d^  freien  Stadt  Frankfurt  zur  Dis^ 
pMitiini  des  ObedbMherm  gestellt  ist,  so  wird  dassellie  doch  der 
Widmong  zam  Bundes-Festnngs-J)iQnste  keineswegs  entzogen«  (Sitmv 
itafieschlusB  der.Bundes-«y  ersammluag  vom  8.  März  1831.) 

DasContingentvo&LttiLeKburg  macht  nach  demBeschlu^ae 
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der  Bandes- Versammliing  von  14.  Deeenber  UaD  etncBTlMfl 
der  KriegsbesatiiiDg  der  Bandestetuag  Laxenbiirf  ans.  Rnmwip 
«chlet  gehört  es,  nach  dem  Beschlüsse  der  Bandes-Versan»* 
lang  vom  17.  Febroar  18S1,  auch  ferner  sam  neanlen  Armeecoiys. 
Vergl:   Die  Kriegsverfassung  des  teatschen  Bandes 
u.  s.  w. ,  S.  21 ,  22. 

{)  Nachdem  Beschlüsse  der  Bandes- Versammlung  vom 
10.  December  1840  sind  Aenderangea,  welche  die  hohen  ContiogCHb- 
Regieningen  in  der  Oiiganisatioa  und  den  sonstigen  Einrlchtuig« 
ihrer  zom  Bundesheere  gehörigen  Trappen  vornehmen,  stets  ar 
Kenntniss  der  Bnndes-Versammlong  zu  bringen. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassung  des  teutschen  Bandes 
u.  s.  w.  8.  23.  ^ 

Ar)  Nachdem  Beschlüsse  der  Bundes-Versamralungvoa 
24.  Jnni  1841  müssen  fär  den  completen  Stand  des  auf  den  Kriegsftisi 
berechneten  Gontingents  nicht  nar  die  Waffen,  die  Munition,  BMn- 
dang,  Eqaipirung  und  Feldausrüstung  jeder  Art,  sondern  aoch  die 
gesammte  Pferdeaasrüstung  und  Beschimmg  fSr  die  Cavalleiie,  Ar- 
tiDerie  und  die  Trains,  deren  jede  aasrückende  Tkvppe  bedarf,  vi»- 
banden  seyn.  Für  let:(tere  müssen  bereits  im  Frieden  die  Fuhrwerloe 
vorräthig  gehalten  werden ,  daher  namentlich  die  Regiments-,  Mi^ 
tions«,  Laboratorien*,  Spital-,  Bäckerei-  und  Pontons-Folurwesen,  so 
wie  die  Transportmittel  für  die  regelmiissige  Verpflegung  der  Tmppm* 
Vergl:  Die  Kriegsverfassung  des  teatschen  Bundes 
S.  24,  26. 

/)  Der  volle  Bedarf  an  Offlicieren,  welcher  nach  aUgemeinen  Gnuii* 
Sätzen  zu  der  Kriegsformation  des  ganzen  Gontingents  gehört,  soU 
auch  im  Frieden  stets  beibehalten  werden. 

Der  complete  Stand  wirklicher  Uuterofliciere  und  der  Spielleale 
soll  in  der  Regel  auch  im  Frieden  präsent  gehalten ,  und  von  ersterea 
nur  da,  wo  es  die  Landeseinrichtungen  unbeschadet  des  Zweckes  ge- 
statten, höchstens  ein  Drittheii  beuriaubt  werden. 

Ferner  bestimmt derBeschlussderBundes-Versammlaig 
vom  24.  Juni  1841 : 

Von  der  eingerückten  Mannschaft  soll  mindestens  ein  Sechsüwfl 
stets  bei  den  Fahnen  bleiben,  in  welches  keine  Rekruten  einzurecfaneD 
sind.  Letztere  müssen  bis  zu  ihrer  völligen  Ansbüdnng,  nbsr  jeae 
ZaM  hinaus ,  im  Dienste  behalten  werden. 

Der  Pträsenzstand  ist  übrigens  so  zu  regeln,  dass  die  Gessmsrt- 
summe  der  Zeit,  welche  der  Soldat,  nachdon  er  aufgehört  hat,  Reknl 
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mmfü^  M  im  niMMhi  «ftrügt,  Je  M»h  den  besoiidem  iMMk»- 
iMdmugM ,  Dittiit  mter  tnderlliitt^  bis  sn  zwei  Jehreii  festgeseUü 


m)  Der  Beeehlnfts  derBiades«- VersamsilvBg  vom  24. 
JBi  1841  besUmml « 

Der  Stand  der  Offleiere  seil  ebenso  wie  bei  der  Infinterie  «nch 
■I  Frieden  vollzählig  erhalten  werden. 

HiosiehUicIi  der  UnteroiBciere  and  Trompeter  ist  die  geltende 
UigA  festzuhailea«  dass  dieselben  weder  vacant  gebaltem,  noch  benr- 
bibt  worden  dürfen«. 

Nnr  in  den  seken  anannehnenden  Falle,  wo  besondere  Einrich- 
tagcn  es  dem  Zweefce  .nnbeschadet  gestatten ,  soll  eine  temporäre 
lairiaabttng  demeiben  von  höehstens  einem  Drittheüe  in  denjenigeii 
ludesstaaten,  die  sieb. für  das  Beoriaabungs- System  erklärt  ha- 
kn,  so  wie  von  einem  Fiinfthdle  in  denjenigen  Bundesstaaten ,  die 
dis  System  derVacanthaltung  eines  Fünftlieils  der  Pferde  vorgezogeii 
kaben,  Statt  finden  können. 

Von  der  gemeinen  Mannschaft  und  den  Pferden  kann,  in  den 
SUatea,  in  welchen  das  Beurlaubungs-System  Statt  findet,  und  wo 
toaach  sämmtiiche,  zum  Kriegsetat  gehörige  Pferde  im  Besitze  der 
hgienuig  seyn  müssen,  ein  Drittheil  im  Frieden  beurlaubt  werden; 
iagegen  fällt  die  im  obigen  §.  nachgelassene  Beuriaubung  von  zwei 
firittheilen  der  Mannschaft  und  Pferde  weg.  Wo  die  Vacanthaltung 
dngeftihrt  ist,  die  —  wie  oben  im  §.  festgesetzt  ist,  —  ein  Pänflheil 
des  Pferdebedarfes  betragen  darf,  soll  auch  das  correspondirende  FünT- 
fteil  der  Mannschaft;  beurlaubt  werden  können.  Bs  ist  aber  dann 
darauf  zu  halten ,  dass  vier  Punftheile  der  Pferde  und  Mannschaften 
des  Gontingents  (nach  Abzug  der  Offleiere,  Unterofliciere  und  Trom- 
peter) stets  im  Dienste  bleiben ,  und  jeder  Ausfall ,  sey  er  dnreh  Ab« 
gang  oder  durch  temporären  Urlaub  entstanden,  kmner  dorcb  Bin- 
ziehang  derselben  Zahl  von  Leuten  aus  dem  benrlaublefi  FünfliNll ' 
wselzl  werde. 
Vergl:  Die  Kriegs  Verfassung  tt.  s.  w.  S.  27. 

n)  Der  Beschluss  der  Bundes-Versammlnng  vom  94. 
Juu  1841  giebt  folgende  Bestimmungen: 

Bei  der  reitenden  Artillerie  finden ^eselben Bestimmungen 
Aawendung,  welche  für  die  Gavallerie  gegeben  worden  siMl« 

Bei  der  Fuss- Artillerie  ist  der  volle  Bedarf  an  Offleieten 
cbeoftdls  beiirabiAalten.  In  Beziefanng  auf  den  PräsentwUnd  und  die 
koriaobaag  der  UbteroScicre  in  Friedensztiten^  tteten  dieielbtn 

m.  33 


Sil« 

Gnuidäita  wie  beiier  Cavailerie  «te.  Vw  dM  eh  M Mmh  mT  aii 
«esehiitz  nonnalmäMig  bereehieieB  MaiumlMiftini  (§.  i(ft)  mw,  «il 
Ansscfalass  der  Rekruten,  stets  ein  Drittheil  im  Dienste  seyn,  wegcpi 
der  Rest  temporär  bearlanbt  werden  kann.  IMe  Mannschaft,  welche 
zu  der  im  Frieden  beizubehaltenden  Bespannong^  sowahL  hei  der 
Fnss-  als  bei  der  reitenden  Artillerie ,  gehört ,  iat  in  diesem  DrittheOe 
nicht  mit  einzurechnen. 

Hinsichtlich  der  Bespannung  ist  der  bestehende  GrandsaCz, 
dass  für  einDriltheil  sämmtlicherGeschiitze  nnd  der  ersten  Monitioiis- 
wagen  die  kriegsmässige  Bespannung  im  Frieden  stets  im  Dienste  sefv 
soll,  festzuhalten ;  dabei  aber  den  hohen  Regierungen  zu  Aeriassen, 
ob  sie  diese  normalmässige  Zahl  von  Pferden  auf  simmtHdie  Batterie! 
vertheilen ,  oder  ganze  Batterien  bespannt  andere  nnbespaont  bsseii 
wollen. 

Die  Zugpferde  für  die  nicht  den  Batterien  unmittelbar  angehörigen 
Munitionswägen ,  so  wie  die  Bespannung  aller  andern  Fuhrwerke  des 
Contingents,  können  im  Frieden  vacant  gehalten  werden. 

BeidenPontonuieren,  Pionnieren,  Sappeuren  undMi- 
neuren  treten  für  die  Friedensbereitschaft  dieselben  Grundsatze,  wie 
bei  der  Fuss-Artillerle  ein. 

Vergl:  Die  Kriegsverfassungu.  s.  w.  S.  28,  29. 


Nach  demselben  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlnng 
sted  sämmtlicbe  in  den  §§.  29  bis  31  angeführten  Bestimmungen  fSr 
die  Friedensbereitschait  der  Natur  nach  als  Minima  zu  betrachten; 
also  unbeschadet  Desjenigen ,  was  über  diese  hinaus  durch  die  besoa- 
deren  Landes-  and  sonstigen  Verhältnisse  noch  weiter  geboten ,  ond 
dieserhalb  von  den  hohen  Regierungen  im  Sinne  der  bestehenden 
Kri^[sverfassung  zur  vollständigeren  Sicherung  der  Bereitschaft  an- 
geordnet worden  ist;  und  zwar  so,  dass  die  in  dieser  Beziehung  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bisher  getroffenen  Anordnungen,  nament- 
lich jene,  welche  sich  auf  den  Präsenzstand  vonUnteroiBcieren,  Spiel- 
lenten  und  Pferden  beziehen,  auch  fernerhin  aufrecht  erhalten  werden 
sollen. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassungu.  s.  w.  S.  29,  30. 

o)  Dvrch  den  Beschlttss  der  Bund  es -Versammlung  VW 
10.  Deeember  IB40  ist  empfohlen : 

In  Ansdinng  der  Reserve-Infanterie-Diviaion  — ,  die 
P«rmatlon  dar  combinirten  Bataillone  (vergl.  Noteh)  schos  im  Frieden 
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n  kMett,  Jedc»iM8Hbai«iim  am  dem  BefehbUiM  and 
ihatdMideBSMMgiBbtiif  nad  <HeBcitimiiieng  zm  U^Mkms 
las  Bataillon  mindestens  jedes  zweite  Jahr  za  gaöMeren  Debtnv- 
iforelBlgi  werde; 

ZorBewirknng  der  nöthigen  taktischen  Ausbildung  Einrichtnngen 
,  nm  die  Bataillone  der  genannten  Dfvisibn  an  grösseren 
inhangen  der  inspicirenden  Mächte  Tlidl  nehmen  zn  lassen. 

[frgl:    Die   Kriegsverfassung  u.  s.  w.     S.  30  und  Bei- 
lage 9'. 

/)DerBoschla8SderBiiiides-V9rsamiiil4mgvooi24<Jani 
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in  dei^^igen  Slaalen,  weiche  nicht  oimelilB  eine,  das  ordentA 

Contingent  (von  einem  Pncent  der  Bevmkemng)  nm  ein  Drilr 

'tterstdgende  Anzahl  Ton  MddiensltanglicheD  Truppen  onter- 

,  den  Bestimmungen  des  §.  zu  genügen ,  und  um  nöthigen  PaUs 

eserve  auch  nach  in  legerer  Zeit  als  zehn  Woebea  schlag- 

«anehfertig  aobufllen  zn  Icönnen,  ist  zur  nüfaereniBrfiintemttg 

lenaiereB  fiesthnmong  der  ertheiiten  Vorschriften  festgesetzt  i  • 

t.  Die  Offlciere ,  ünterofflciere  und  Spielleule ,  welche  zu  dem 
ide  der  Reserve  gehören,  müssen  schon  In  dem  Priedensetat 
iden,  und  die  der  Reiterei  beritten  seyn.  Zur  Brsparung  wird 
ilassen,  dass  die  Hälfte  der  Offlciere  im  Frieden  aus  solchen 
die  verabschiedet ,  aber  noch  diensttauglich  sind ,  und  dass 

'Im  Ünterofficieren  die  Hälfte  beurlaubt  werde. 

2.  Unter  den  Mannschaften  für  die  Reserve  sind  nur  solche  zu 
len,  die  schon  ihre  Ausbildung  vorher  erhallei)  haben.  Leute, 
le  vorher  exercirt  zu  seyn ,  nur  in  den  Listen  geführt  werden, 

leia  Material  für  die  Rerserve.  Die  erforderliche  Anzahl  einge- 
Mannschaft  ist  im  Frieden  dadurch  bereit  zu  halten, 
dass  entweder  die  Kopfzahl  des  Contingents  um  ein  Britthefl 
erhöbet  wird ,  und  durch  einen  angemessenen  Turnus  sämmt- 
Uche  Mannschaften  ausgebildet  werden ,  oder  dass  die  Reserve 
aus  Leuten  zusammen  gesetzt  wird,  welche  ihrer  Miütärpnich- 
tigkeitin  den  gewöhnlichen  Contingenlen  bereits  genügt  hal^n. 
hl  letzterem  Falle  aber  ist  es  unerlässlich ,  dass  diese  ausge- 
dienten Leute  in  einen  bestimmten  militärischen  Verband  ge- 
bracht, stets  evident  gebalten ,  und  während  einer  kurzen  Zeit 
im  Jahre  in  gemeinschaftlichen  Uebungen  vereinigt  werden. 

'    33*"'  '   '     ■■ 
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S.  lMeg«8iiiimteAtt8riitllHHr4^<teMnF«tBW«^ 
BttMimag,  Bqnipiniiig  mM  FohrireMS  MIM  uA  in  FiM« 
voU0tiiiid%  Myn* 
Vergl:  DieKriegsverfassangu.  8.  w.  S.  Sl^tt« 


DerseUeBeschlussderBandes-VersamnilangMlsifest 

Um  die  Bestimai«ii0Ni  der  §§.  4  «ad  5  der  Kriegayerfassong  hia 
sicbüich  der  Ersatzmannschaft  zusichern,  ist  festgesetzt  wor 
den,  dass  es  erforderlich  ist,  im  Friedensetat  jedes  Contingents  dl 
Mittel  zu  besitzen ,  um  die  Ersatzmannschaft  unverzüglich  mit  ihm 
Cadre  an  Offideren,  Unterofßderen  und  Spiellenten  Tersebeu,  nii 
dieselbe  in  der  durch,  die  Kriegsverfassung  vorgeschric^iefieB  Zdt  4m 
Gontingente  in  feMdieiisttauglichem  Stande  BAchaeftdM  ««  koBoen. 
Vergl:  DieKriegsverfasBungu<8*  w.  S.S2. 

g)  Vergl:  DieKriegsverfasaungu«  8.  w.  S.  33.  Disaill 
helsst  es: 

„Statt  der  vdrstehend  gedachten  Standestabelie  isl  eine  vM 
aämmtiichen  hohen  Bundesstaaten  am  1.  Januar  jeden  JahVMi 
nach  dem  (in  der  Beilage  10*  enibaUenen)  Schema  und  tei  zu  de» 
sen  richtigen  Verständniss  dienenden  Bemerkungen  (s,  Beilage  10'] 
ausgearbeitete  Standestabelle  der  hohen  Bandes -Versammtauii 
zu  überreichen»  (Bundes -Beschiuss  vom  24.  Juni  1841.)  Dird 
den  Beitritt  der  betheiligten  hohen  Regierungen  zu  diesem  Beschlos« 
ist  der  zweite  Absatz  des  §.  als  unterdrückt  zu  betrachten.'* 

r)  Der  Beschluss  derBunde8-Versammlungvom24.Jiiiu 
1841  bestimmt: 

In  Bezug  auf  die  gemeinschaftlichen  Husterungender 
gemischten  Divisionen  sind  die  hohen  Regierungen,  welche  die 
2.  Division  des  9.  Armeecorps,  so  wie  die  zwei  Divisionen  des  10.  A^ 
meecorps  stellen,  ersucht,  sich  binnen  Jahresfrist  über  deren 
Bewirkung  gegen  den  Bund  zu  äussern. 


Hinsichtlich  der 

Inspicirungen 
sind  nachstehende  Bestimmungen  getroffen  (ver^:  Die  Rriegsver- 
fassungu.  s.  w.  S.  34--42): 

Die  hohe  Bundes-Versammlung  hält  Inspicirungen  fSr zweck- 
dienlich ,  um  namentlich  eine  möglichst  genaue  Renntniss  von  der 
bundesverllusungsmässigen  vollen  Friedensbereitschaft  des  Bondei- 
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toitrnrn  Besiunmiuigen^  io  den  Bundesstaaten  fetrofhaen  Sinrich- 
tangPB.  tn  «riangea. 

Zu  diesem  Zwedte  sind  angeordnet  worden : 

* 

eine  allgemeine  Insplcirung  s'ämmtllcher  Armee- 
corps, und 

besondere  Inspicli'ungen  der  Reserre-Infanterle-Di- 
Tision. 

A.  Allgemeine  Insplelrung. 

Sfne  nligfwwiwft  InsiMraig  sSmmllkher  AnneeeoriiB  soll  im 
Jahro  1841  Statt IlMta.  DleUemdui^ 

BundeS'Besehiuss  vom  24.  Juni  1841 
oiMaaM  Ins iruciion  enthält  im  WesentUehen  Folgendes: 

Die  Inspicirung  wird  im  Namen  und  aus  Auftrag  des 
Bnrehlanchtigsten  Bundes  vollzogen.  Das  Bereieh  des  ge- 
BondealMeres  ist  in  laspicirungsrayons  etogetheUt« 
denen  jeder  mindestens  eine  ganace  Division  nmfasst  Fnr  jeden 
Rayons  werden  drei  Generale  venicliiadener  Bundesstaaten 
nlnapeeteuren  ernannt,  die  ibrenAallrag  gemeinschaftUdi voU- 
libren.  Die  hierbei  Uetheiligten  Regieningen  haben  sieb  dieserfaalb 
«Inr  einander  zu  versUindigen  und  die  getroflleine  Wahl  sowohl  der 
hohen  Bundes-Versammlung  als  den  Staaten,  welebe  io  dem  Inspi- 
cirangsmyon  begriffsn  sind,  anvsMigen«  Bheoso  haben  zwischen  den , 
hetheiligten  hohen  Regierungen  Vereinbaraogen  über  die  nähere  Be- 
inng  der  Zeit  und  des  Ortes  der  Musterung  zn  gesobehen. 
Gegenstände  des  den  Inspeoteuren  ertheilten  Auftrages  stadi 
genaue  und  vollständige  Kenntniss  der  gesammten  Müitär^«- 
lishtungcn  des  betreffenden  Staates ,  9su  welchem  Behufe  sie  sioh  von 
der  hohen  Regierung  desselben  folgende  Ueberficbten  und  Naidiwoi^ 
■ngen  sn  erbitten  haben : 

a)  diegesanmte  Organisation  des  Contingent«,  sowoh)  für  di^Ffi^- 
dens*  als  die  Krieg»*Formation  desselben  $ 

b)  die  geaeiKlieben  Bestimmungen  über  die  M ilitärpfiichtigMt  m^ 
DiMistzeit) 

c)  den  wiiUichen  Präsenzstand  an  Mannschaften  und  Pferden  fiir 
die  verschiedenen  Epochen  des  Jahres  i 

d)  die  Zeit  der.  ersten  Ausbildung  bei  den  verschiedenen  WaUhp»- 
gattnnyn,  nni  die  Verwendung  der  gesanuntep  IMenitzeit; 
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e)  «eüiilel  zttr  Mdaag  ies  ErstiB»  aii  IMMeren«  OntarafiotaM 
unfd  Mannschaften ; 

f )  die  Organisation  der  Reserve,  nod  zwar  die  aehni  im  Flnedflw^ 
etat  vorhandene»  (MUciere  imd  Dnteraflksiere^  die  GesnawitsaU 
der  für  die  Reserve  disponibehoi  a^sexeipcirtea  Mannschaften,  die 
ständige  Formation  dieser  Truppe,  und  deren  jährliche  Uebungen ; 

g)  die  Zeit  und  ^en  Umf spig  der  grösseren  Zn^fumnenzieiiiiQgen  vad 
Uebungen  des  gesammten  Gontingents ; 

h)  die  Galiber,  sowohl  der  Geschütze  als  des  kleinen  Gewehrs; 
i)  die  Exercir- und  Dieiist-HegleiiM^Btfi  Jeder  Art  I 
k)  die  Vorräthe  des  gesammten  Materials  der  Ausrüstung  und  zwar 
die  Geschütze,  die  kleinen  Fenerwalfony  die  Maakett  WafPsn,  du 
lose  Pulver,  die  fertige  Muditioii,  dfeBeklciinog  undE^t^^nag» 
die  Pferdl^usrüstuttg,  die  FnhrweriBeüir  das  Regiments-,  Moai- 
tions^^  Laboratorien-,  Spital-,  1Wckttrei*^Fahrwesea,-Ae  PmIo»* 
trains>  die  Transportmittel  iBr  üe  regelmässige  Verpaegnsg  der 
Truppe; 
1)  die  Btnrichttfngen  und  Mittel,  «a  aiisdemPrledenselatderMaBB- 

sehaften  auf  den  Kriegsfüss  äb^zugdien ; 
m)  die  organischen  Vortcehrungen,  um- die  für  den  vollen  RriQgi- 
etat  erforderliche  Vermehning  an  Pferden  für  die  Garallerie  oad 
Artillerie  sdion  im  Frieden  stets  sicher  zu  stellen; 
tt)  die  Zeit,  um  jeden  einzelnen  Trappenliieü  in  seinen  Stand^sr- 

tieren  vollständig  marschfertig  zu  machen ; 
o)  die  Zeit,  welche  zur  Verehiigiiiig  des  gesammten  Gontingents  •■ 
den  bestimmten  Sammelpläteen  erforderlich  ist. 
Es  erfolgt  ferner,  zur  Ergänzung  der  aus  diesen  schrlftlichenlflt- 
theflungen  genommenen  Kenntniss  des  Gontingents,  die  Besich- 
tigung einiger  Truppentheile  der  drei  Waflbn  in  ihren  Standqnar* 
tiereil«  Da  es  hierbei  nur  auf  Erreichung  des  nächsten  Zweckes  an- 
kommt, so  haben  sich  diese  Inspectionen-^anf  einzelne  Bataiflooe, 
Escadronen  und  Batterien  zu  beschränken.  Die  Wahl  der  zu  mustera* 
den  Trugen  geht  von  den  inspicirenden  Generalen  ans»  Auch  bakeo 
sich  letztere  zu  einigen:  welche  Truppen  sie  im  Präsenzstande, 
«nd  welche  sie  In  der  durch  die  Kriegsverfossung  normirten  vellca 
Friedensformation  zu  mustern  beabsichtigen.  Bei  Melnattgsfe^ 
sehiedenbeiten  entscheidet  die  Stimmenmehrhdt.  Da  für  die  Besich- 
tigung der  Truppentheile  in  dem  Misenzstande  keine  Vorbcreitaog 
erforderlich  ist,  so  kann  eine  solche  unmittelbar  nach  der  diesfülig 
an  die  hfrtieContingents-Regierung  geschehene  A«zeige  vatvenannM» 
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.;  Ido^ogett  BuiM  bei  eloer  BesicfalpgaQg  der  iß  der  voUf  b  Prie- 
ieBsfonnation  yoraulühreaden  Truppen  der  Zeitpunkt  abgewartet 
welcher  nach  der  bestehenden  Landeseinrichtung,  zur  Ein- 
ihrer  tempixrilr  beurlaubten  Mannschaft  und  zu  den  übrigen 
■öUiigen  Anordnungen  erforderlich  ist.  —  Die  Besichtigung  eines 
IVappentheils  fn  der  wirklichen  Kriegsstärke  kann  nur  im 
Faile  eigenen  Anerbietens  der  betreffenden  Contingents- Regierung 
Statt  linden.  —  Uebrigens  ist  den  Inspecteuren  möglichste  Rücksicht-^ 
nalmie  auf  etwaige  Bemerinmgen  der  betheiligten  hohen  Landesregi^ 
rmig,  so  wie  auch  die  sorgsame  Beachtung  der  obwaltenden  YerhSH* 
Bisse  empfohlen.  Da  die  Besichtigungen  zum  Zweck  haben,  den 
iBspidrenden  Generalen  einen  sichern  Anhalt  zur  Beurtheilung  der 
Marsdi-  und  Schlagfertigkeit  der  Contingente  im  Allgemeinen  zu  ge^ 
wHiren,  so  sollen  s^  nch  sowohl  auf  die  eigentliche  Evidentsteüung 
der  g^nusterten  Truppe,  als  auf  deren  taktische  und  dienstliche  Aus- 
büdon^  beziehen ,  und  ist  danach  die  Ausführung  der  Musterung  zu 


Um  diese  Kenntnlss  auch  ron  den  voiiiandenen  Rriegsvorräthen 
jeder  Art  zu  gewinnen,  haben  die  Inspecteare  sich  die  Einsicht  einiger 
Depots  und  Aufbewahrungsorte  nach  eigener  Wahl  gehörigen  Orts 
erbitten. 
B^  denjenigen  Bundesgliedem,  deren  Staaten  nur  zum  Theile 
Deutschen  Bunde  gdiören,  soll  die  Inspection  sich  nur  auf  die- 
jenigen Truppenkörper  und  deren  Ausrüstungen  erstrecken ,  welche 
als  Thefle  des  verfassungsmässigen  Bundescontingents  bezeichnet 
worden  sind.  Den  Inspecteuren  steht,  wie  dieses  aus  der  Natur  der 
Sadie  fliesst,  keinerlei  Einwirkung  auf  die  von  ilmen  gemusterten 
Contingente  zu.  Sie  haben  sich  lediglich  auf  die  Feststellung  dea 
niatbestandes  zu  beschränken  und  auf  dessen  durchgefOhrte  Ver- 
l^elchnng  mit  den  Vorschriften  der  Bundes -Kriegsverfkssung.  Ihr 
Geschäft  ist  daher  beendigt ,  sobald  sie  eine  vollständige  Kenntnlss 
erworlien  haben :  wie  sich  das  Militärwesen  des  betreffenden  Staates 
in  alier  und  jeder  Beziehung  zu  den  für  den  gesammten  Bund  allge- 
mein gültigen  Grundsätzen  verhält.  Die  Resultate  ihrer  Sendung 
legen  sie  in  einem  umftoenden  Berichte  nieder,  der,  begleitet  von 
den  iiinen  von  den  hohen  Regierungen  mitgetheiiten  Originahiach- 
flehten,  an  die  hohe  Bundes-Versammluug  zu  hefördem  ist. 
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B.  Inspieirniig  der  Reserre-Iirfaiiterie^DivIsioii. 

Die  hierza  durch 
Bundes -Besehlus»  vom  1.  April  1841  (etogefähri  wurde  diese 

Mustening  im  Jahre  1831) 
erlassene  Instruction  enthält  im  WeaenUicbea  Folgendes : 

Die  Musterung  wird  im  Namen  vnd  aus  Auftrag  des 
Durchlauchtigsten  Bundes  vollzogen«  U^ber  nähere  Bestim- 
mung der  Zeit  und  des  Orts  der  Musterung  finden  zwischen  der  Re- 
gierung, welche  den  Inspecteur  giebi,  und  der  Co^tingents-Regienuig 
Vereinbarungen  Statt.  Am  Orte  seiner  Bestimmung  hat  der  InspeclioBS- 
General  mit  demContingenls-Befehlsbaher  über  die  Details  der  Muste- 
rung Rücksprache  zu  nehmen. 

Gegenstände  der  Musterung  sind : 

a)  Stand  des  Contingents.   Dasselbe  erscheint  hicsrz«  neig* 
liehst  in  seiner  vollen  Stärke  und  mit  vollständigem  Geimcke. 
Da  es  nur  aus  völlig  eingeübter  und  felddienstfähiger  Mannschaft 
bestehen  soll,  so  sind  von  der  Musterung  Ganz-  «nd  Halh-inva- 
liden  jeden  Grades  ebensowohl  ausgeschlossen  als  nodi  nicht 
eingeübte  Rekruten.   Dem  Inspecteur  wird  ein 
(s.  die  Rriegsverfassung  u.  s.  w.^  Beilage  13) 
reicht.  Unter  den  darin  angegebenen  Abwesenden  iLönnen  nur 
begriffen  seyn:  CommandirtezuDienstent  welche  der  Be- 
stimmung und  den  Dienstverhältnissen  des  Bundescontingents 
nicht  fremd  sind;  die  Lazareth-Kranken  und  Maroden^ 
die  im  Untersuchungs-Arrest  befindlichen,  oder  mii  Gar- 
nisons-Arrest bestraften  Individuen  (Festungs-^  Arre- 
stanten gehören  während  ihrer  Strafzeit  nicht  zumBundes- 
contingente)  und  nur  solche  Beurlaubte,  deren  Urlaubsgesuch 
dringender  Veranlassung  wegen  auch  selbst  für  die  Zeit  dar 
Musterung  berücksichtigt  werden  musste.    Das  ärztliche 
Personal  in  so  weit  es  zur  Truppe  gehört  (Bataillonsärate, 
Gompagniechirurgen),  ist  bei  der  Musterung  gegenwärtig.  Der 
In^icirende  hat  auch  von  den  Einrichtungen  Keontiusa  zu  neh- 
men, welche  bestehen,  um  die  Anzahl  der  Michtstreitbaren 
von  dem  Friedensetat  auf  den  Kriegsetat  zu  vennehren. 

b)  Die  Ergänzungsmannschaft,  Gleichzeitig  mit  dem  Coa- 
Ungente  wird  dem  Inspicirenden  der  Gadre  der  Reserve-  uDd 
Ersatzmannschaft  vorgestellt,  und  ihm  dabei  der  betretfende 
Staudesausweis  (s.  die  Kriegsverfassung  u.  s.  w..  Bei- 


531 

a         ■ 

r  l«ieU*)-  iibmvktfBu  Iter  Inii|tif.lwiii<e  hat  oiebl  aar  von  item 
,  ZüsUade  diesM  iMioh  in  FriedemuseU  voUühlig  zo  luUieodeii 
[  Cadres  Keantaias  sa  nehnieD,  sondera  auch  von  der  diensüichen 
^Sleilng,  walclie deouelhea gegeben isL  Ferner:  welche Ein- 
L  ikhlutgea  getroffen  sind ,  dass  es  iSr  die  Ergänzung  nnd  Re- 
aerve  aoeh  an  geübter  und  dun^ns  dienstfähiger  Mannschall 
liebt  ftble  ^  desgleichen ,  daas  die  Erpinznng  der  Stämme  für 
die  Ermtsmannschailen  9  nnd  die  Aufstellung  der  Resenren  in 
diar,  in  der  Kriegs verlkssnag  bestimmten  Zeit  und  Stärke  mit 
oageübt^  Mannschaft  bewirkt  werden  können. 
Sie  Waffen.  Kenataissnahme  von  diesem  wichtigsten  Theile 
der  Ausrüstung  9  in  Hinsicht  auf  Besohaffeaheit,  Gleicbförmig- 
I  Ut  nnd  Zustand.  Ebenso  von  den  in  Zeughäusern  oder  Depets 
f  rarräthigen  Waffen  des  Contingents  nach  Zahl,  Eigenscbail  und 
leicbaffenheit. 

Muai  tioB.  Beschaffenheit,  Zustand  und  Quantität  des  bei 
dem  Gontingente  vorhandenen  Vorrathes.  Kenntnissnahme ;  in 
wcfeher  Art  das  Erferdemiss  an  Reserve -Munition  sicher  ge- 
atditist. 

DieBekleidung  und  Ausrüstung.  Beschaffenheit, Zweck- 
t  nnd  Zustand  der  Bekleidung,  der  Armatur- 
Stücke,  des  Feldgeräthes  und  des  Militär-Fuhrwer- 
kes^ desgleichen  des  Kriegsmaterials  zur  Bekleidung,  Bewaff* 
iiBg  und  Ausrüstung  der  Reserve.  *  « 
Bie  dienstliche  und  taktische  Ausbildung.  Da  die- 
Mibe  als  der  wichtigste  Gegenstand  der  Musterung  betrachtet 
vird,  so  ist  er  der  Auftnerksamkeit  des  inspicirenden  Generals 
kttonders  empfohlen.  Fertigkeit  in  der  Handhabung  der  Waffen 
aod  in  den  Evolutionen  (einschliesslich  desTiraillirens);  Schies« 
tta nach  der  Scheibe^  Felddienstübungen  (Kriegsmärsche,  Pa^ 
trooiiliren,  Lagerdienst,  Vorpostendieost,  Manövriren  und 
k  Scheingefecht).  Kenntnissnahme,  wie  der  Garnison-  und  Wach- 
i-  ^nst  bei  dem  Contingente  betrieben  wird ;  desgleichen  von  dem 
i  besteheaden  Rekrutinuigsgesetze,  der  Dienstpflichtigkeit,  der 
^  Vorschriften  über  Beurlaubung  der  Mannschaft,  und  den  seit  der 
letzten  Musterung  vorgenommenen  jährlichen  Uebungen,  so  wie, 
'  ^  die  Truppen  Gelegenheit  hatten ,  mit  grösseren  Truppenkör* 
^  Kn  gemeinsehaffUiehe  U^rangen  m  haben.  EndHeh  Kenntniss- 
^  Bahne  tch  den  Efnrichtnngen ,  welche  bestehen ,  um  tüclitlge 
ihiterofliciere  zu  erhalten  und  auszubilden ;  desgleichen  in  Be« 
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treir  der  Zöglloge  zn  Offlcieren,  ihres  BelGqleniiigsiiMHttt ;  nl 
der  vom  Staate  den  Oflicieftn  gewährten  OHdangsmitlel.  ^  Um 
den  zar  Resenre-Inftinterie-Division  gebSrigen  Contingenten  tie 
Mittel  za  erieichtem ,  ihren  Ersatz  an  militärisch  gehörig  rw- 
gebildeten  Ofllcieren  zu  sichern,  empfiehlt  die  hohe  Bnndes-Ver- 
sammlang:  Uebereinkünfte  zu  treffen,  wodurch  den  jongea 
Männern,  welche  sich  dem  Cflicierstande  widmen  wollen,  der 
Zutritt  zu  den  Militär -Bildungs- Anstalten  und  PrnfVingen  der 
grosseren  Bundesstaaten  eröffnet  wurde.  (B  u  n  d  e  s  -  B  e  s  c  hl  ass 
vom  10.  December  1840.) 
g)  Die  Pormirung.   Diebestehende  Einthellung  des  Gontingesti 

in  Compagnien  und  deren  Gliederung, 
h)  DieLazarethbedurfnisse.  KenntnissnahmeinBetreifdci 
nach  §.  39  der  Kriegsverfassung  stets  complet  zu  erhaltende! 
ärztlichen  Personals ,  und  der  bestehenden  Einrichtungen  hin- 
sichtlich der  Bereilhaltung  oder  der,  bei  eintretender  MobB- 
machung  nothwendigen  unverzüglichen  BeischafRing  der  nach 
§.  40  erforderlichen  Vorräthe  an  Arzneien  n.  s.  w. ,  so  wie  ii 
Ansehung  des  Vorrathes ,  welchen  das  Gontingent  auf  dem  Ma^ 
sehe  bedürfen  könnte. 

Ueber  das  Ergebniss  hat  der  Inspicircnde  einen  umfassenden  ond 
erschöpfenden  Bericht  zu  erstatten.  Und  da  einwesentKcherZweek 
dieser  Musterungen  darin  besteht,  das  sachkundige  Urtheil  erfahre- 
ner, hochgestellter  Militäfe,  begründet  auf  die  durch  eigene  An- 
schauung und  Prüfung  gewonnene  speciellereKenntniss  der  gemuster- 
ten Truppen ,  eben  so  wohl  im  Interesse  der  Gontingentsherren  als 
imGesammtinteresse  des  Bundes  zu  hören,  so  wird  entgegen  gesehen, 
dass  der  Bericht  des  Inspicirenden  in  diesem  Sinne  abgefasst  werde. 
Auch  kann  der  Berichterstatter  Vorschläge  üb<^r  Abändemogen 
machen,  welche  ihm  bei  dem  einen  oder  dem  andern  Gegenstande  der 
Besichtigung  nützlich  oder  nothwendig  scheinen.  Der  Bericht  ist  aof 
vorgeschriebenem  Wege  an  die  hohe  Bundes  -  Versammlung  zn  be- 
fördern. 
Vergl:  Die  Rriegsverfassungu.  s.  w.  S.  41,  42. 


Die  Musterung  des  Bundesheeres  anf  die  obenerwähnte 

Weise  hat  zum  ersten  Male  im  Herbste  1841  Stall  ipefunden.   Die 
öslerreichischenTruppen  wurden  von  den  Primsen  von  Preussen, 
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Abb  PWaaea  hhtnn  vM;8MtoeB  add  d«  kiMglMiiliaMoövetiiMliM» 
GoMnl  V.  d.  Bnssche  gemustert.  Die  preussisehea  voo  de«  Bn* 
taraof^  FerdtnanA  iiad.  dem  Priocea  Otrl*  von  Balera.  io  Baier u 
hatatt  der  «üenelcliiMhe  FeldnaaneliaU-Lieatoiiant  t.  Gzorich,  der 
k.  säelisisoiie  Gemrai  v^  Bansen  niid  der  grosshensof  lioh  beasiaehe 
Gtaenil  y.  Lynker  laapicirt.  In  Sachsen  der  äaterreicliische  Feld- 
■arseliaU-Lientenant  von  HralM^wski,  der  k«  baidrisehe  GeneralUeu* 
tenanl  y.  Zaadt  und  der  d^rosslienaasHeh  liessiseh^  Geaetalmi^jor  v. 
Slatteh«  In  Hannover  nnd  Braunsckweig  der  k,  prenssische 
Generml  der  Intaterie  v.  Nntismer  und  der  badische  Geneial  v*  Stockr 
Ia  Württemberg  der  österreichiaebe  Feldmarschall4iieiiAe^ 
▼.  Snnstenan,  der  bolstef  nisohe  Generalmajor  v.  ^nger  und  der 
meeklenborg-sebwerinischeGeneralmadorv.ElderiiorsI;.  InBaden  der 
preusische  GenerallieateDamt  v»  Thile  If . ,  der  kurhessisehe  fienesal- 
InrteiMiil  V.  Hayinu.attd  der  ^ddenbwgiaehe  General  v.  Gayl.  In 
Knrhessen  and  Nassau  der  preossischeGenerallieutenant  v.Pfoel 
«nd  der  badiseheGenend  v.Lassoiaye.  BerzurThelliiahaMbeatironrt« 
bramsebweigisehe  General  v.  Waehholtz  erkrankte  und  starb  gerade 
znrZeit  der  Musterung.  Im  Grossherzogtbume  Hessen  der 
österreichische  General  von  Wisslack ,  der  hannoverische  General  v. 
■arlng  und  der  kurbessische  General  v.  Sekmidt.  Endlich  in  H  o  1- 
sieiD,  Mecklenburg,  Oldenburg  und  den  Hansestädten 
(2.  Division  des  X.  Anneiecorps)  der  preussisebe  Generallientenanlt 
Graf  Dobna  und  der  nassauisehe  General  v«  Preen. 

Vergl:  Allgemeine  Zeitung  vom  15.  März  1842. 

s)  Nach  demBeschlusse  der  Bundes -Versammlung  vom 
24.  Juni  1841  sind,  in  Bezug  auf  die  Uebereinstimmung  des 
Calibers  die  Staaten  der  drei  gemischten  Arroeecorps  um  ihre  Er- 
klärung ersucht :  welche  Debereinkünile  von  ihnen  zur  Vollziehung 
der  Bestimmungen  dieses  §.  geschlossen  worden  sind. 
Vei^l:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  43. 

Q  Der  Munitionsbedarf  für  die  zur  Beserve-Infante«- 
rie-Di Vision  gehörigen  Gontingente  wird  eingethdlt:  in  die  Ta- 
schen-Munition, welche  die  Mannschaft  mit  sich  führen  ranss, 
■ttdüi  die  Reserve-Munition.  Hinsichtltcb  der  letzteren  ist  es 
den  Contingents -Regierungen  anheim  gegeben,  mit. den  grösserep 
gannaongebenden  Staaten,  zu  deren  Truppen  die  ihrigen  im  Kriegs- 
fidle zu  slossen  bestimmt  sind ,  Uebereinkünfte ,  wegen  steter  Bereit- 
haltnng  besagter  Munition  in  der  betrefTenden  Bundesfestung,  zn 
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sehHeMmi.   Von  der  Mehraabl  üflser  Jjoiitti'lligiwiigf  iaiiwinhü 

aneh  bereits  gescheheo.  .1 

Vergl:  Die  Kriegsverfafismiga.  •«  w.  S.44.  .^ 

v)  Das  ärztliche  Personal  desFrl^deBsslaadesisItiMi 
anzunebmen ,  wie  es  zur  volleii  Friedensstärke  des  Ck^nlingenls  ge» 
bdrt,  abgesehen  von  dem  Personal  für  die  Fdklspitäler.    (Militär" 
Commissions-Bericht  vom  SO.  Jannar  1839.) 
Veiigl:  DieRriegsverfassnngn.  s.  w.  S.  44,  46. 

p)  Wegen  Bereithaltnng  der  bier  gedachten  Vorrätbe  am  Qrta 
der  Kriegsbestimmong  der  zur  Reserve-InAuiteri&-Di!vi8ion  gekSrigoa 
Contingente,  sind  von  ihren  hohen  Regierungen  ähnüdie  Uebeieini 
knnfte  mit  den  betreffenden  grdsseren  Staatdn  gesobloasea  wordes« 
wie  deren  schon  im  §•  38  erwiaint  wnrden. 
Vei^l:  Die  Kriegsverfassung  n.  s«w.  S.  45. 

w)  NachdemBeschlasse  derBundes^Versammlang vM 
24.  Juni  1841  sind,  um  eine  gleiche  Anskunft  binnen  der  nämJidM 
Frist,  wie  im  Nachtrage  zu  §.  37  angegeben  worden ,  dieselben  Boan 
desStaaten  in  Beziehung  aaf  die  getrofTenen  Massregeln  zur  VoOmi 
hong  dieses  §.  ersucht. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s«  w.  S.  46L 

In  der  Absicht  das  gegenseitige  Dienstverhältnis.«,,  in  «ah 
ebes  die  Contingente  der  Reserve^fanterie-Divisian,  bei  ihrem  Siap 
treffen  in  der  Kriegsganüson ,  zu  den  Besatsungs»GonlingenteA  der 
grösseren  gamisongebenden  Staaten  treten,  mögiiehst  zu  erieichtenw 
hat  die  hohe  Bundes-Versammlung  imBcschlu'sse  vom  10* 
December  1840  den  betreffenden  hohen  Regierungen  angelegentlichst 
empfohlen :  innerhalb  der  bestehenden  Inspectionen  (s.dieKriegsver- 
fassnugu.  s.w.,Beilage9*)  möglichste  Gleichheit  in  Hinsicht  der 
Exercir-,  Dienst-  und  Verpflegungs -Reglements,  sowie 
der  Kriegsgesetze  und  derGerichtsverfstssung  eintretepza 
lassen ,  und  hiemach  also  bei  den  Gontingenten  der  Ersten  Inspectioo 
nach  Thunlichkeit  die  K.  K.  Oesterreichischen,  bei  denen  der  Zweitea 
die  K.  Preussischen ,  und  bei  denen  der  Dritten  die  K.  Baierischeo 
zum  Grunde  zu  legen. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassungu.  s.  w.  S.  46. 

0?)  Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.w.  S.  47,48.  Ef 
heisst  daselbst : 

„Wiewohl  tiber  das  numerische  Verhältniss  der  Offi* 
eiere  noch  nichts  Näheres  von  Seiten  des  Bundes  festgesetzt  woriea 
ist,  so  hat  doch  die  Militär-Commission  indem,  iaMr  dieSr' 


525 

griWsse  der  zweiten  Husiening  der  Reserve -Infiinterie-Divisioiif 
loher  Bundes -yersammlang  unter  dem  3.  Mai  1838  erstatteten  Be- 
liekte  erklärt,  dass  es  nothwendig  sey,  für  jede  Gompagnie  nicht 
vndger  als  vier  Officiere  zu  haben/^ 


Am  Schlüsse  des  V.Abschnitts  giebt:  die  Rriegsverfassung 
1. 8.  w.  (S.  48)  noch  nachstehende  Bestimmungen  des  Beschlusses 
fcrBandes-Versammlttngyom24.  Juni  1841: 

flinsichtlich  des  Pferdelredarfs«  welcher  bei  einer  eintreten- 
kä  Mobilmachung  der  Gontingente  bei  dem  Systeme  der  Vacanthal- 
ling  in  einem  Fünftheile  der  Reitpferde  der  Gavallerie  und  reitenden 
Artilleiie »  femer  in  zwei  firttilieaen^der  Bospamuig  der  Bfttierlea, 
se  wie  in  den  gesammten  Zugpferden  fSr  alle  Armeefuhrwerke  b^ 
ddit,  sind  die  hohen  Contingents-Regierungen  ersucht,  hohe  Bundes- 
Venammlaiig'  akbald  in  Kenntniss  zm  setzen :  welche  daaeniden£iih 
lichtiuigea  angeordnet  sind,  nn  es  möglich  zn  nuu^hen ,  über  den  Re- 
tef an  Pferden  ,  im  Lande  selbst  stets  zu  verfügen. 

Hierzu  wird  eine  genaue  und  fortlaufende  statistische  Controle 
te  in  jedem  Landeatheüe  wirkMch  yorhanienen  Pferde  nnd  ihrer 
Icflchaire&heit  dienen*  Ob  sich  hierA  eine  Pränotirung  der  für  den 
Dienst  erforderlichen  Pferde  anschliesse,  oder  eine  gesetzliche  Ein- 
richtong  getroffen  werde ,  vermöge  welcher  sämmUidie- diensttaug- 
^chen  Pferde  eines  Landestheiles  nach  geschehener  Aufforderung  zur 
Auswahl,  gegen  volle  Entschädigung,  zu  stellen  sind,  ist  dem  Er- 
nessen  jeder  der  hohen  Regierungen  überlassen.  Jedoch  sieht  die 
Me  Bundes-Versammlung  binnen  JahresiHst  einer  Anzeige  über  die 
n  diesem  Zwecke  in  jedem  Bundesstaate  bestehenden  oder  anzuord- 
Kndeo  Institutionen  entgegen. 
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BoiekliiB  iM  Biides-YertAiialieg  nm  11 

1822,  betreffend  die  Annalime  der  fünf  letzteij 

tckiitte  der  näheren  Bestianingen  derlrii 

yerfassnng  des  Deutschen  Bnndes. 

Vier  und  zwanzigste  Sitzung  am  11.  Jolt  181 

Der  Bundestags-Ad^schuss  In  MilltSrsachei 
stattet Bericbl  über  die  ftinrietzten  Abschnitte  den 
Züge  der  MilitärverPassung  des  Deutschen  Bundes,  und 
giebt  zugleich  die  Zusammenstellung  der  von  den  verscbii 
Bundestags-Gesandschaften  dazu  gemachten  Bemerkuogefl. 
Bericht  verbreitet  sich  über  letztere ,  und  entwickelt  die 
des  Ausschusses ,  welche  in  einer  neuen  RedacUon  dieses 
der  näheren  Bestimmungen  enthalten  sind. 

Der  bereits  an  sSmmtUche  Gesandschaften  verlbellte 
misslonsbericht,  die  erwähnte  Zusammenstellung  und  der 
Entwurf  der  filnf  letzten  Abschnitte  wurden  diesem 
unter  den  Zahlen  24 ,  25  und  26  angefiigt. 

Praesidium:  wolle  nunmehr  über  die  deflnitive  Am 
Umfrage  halten. 

Oesterreich:  stimmt  für  die  Annahme  des  vortU 
Entwurfs  der  zweiten  Abtheilung  der  Grundzuge. 

Preussen:  Der  KSnigtich  Preussische  Hof  hat 
den  verschiedentlichen  Verhandlungen  über  die  fünf  h 
schnitte  der  Kriegsverfassung  noch  zu  einigen  Antri^ 
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flUi  veMduti  geftaNcB ,  weiche»  «fesiflleh  sie  mm 
WS  einer  BetrachiUDg  der  efgenthihollcliea  VerUlltiilne 
kenrMH^Bgeii,  ileuioeb  keiiieswegs  von  eineni  parti- 
Ifiteresse,  aoBAeni  nur  von  dMn  Wunsche  eiogegvheii 
llKfl,  (He  Preußischen  Arneecorj^»  Bit  Rucluldit  auf  den  Zu- 
ImeahaDg  und  die  OnKaaiaaiUon  des  Preussiscben  Heeres  Im 
y  im  vollslen  Masse ,  im  Falle  eines  Bundeskriege«,  nm 
Ue  des  Bundes  wirksam  werden  zu  lassen.  Derselbe  sieht 
im  gegenwärtigen  Augenblicke,  wo  alles  tur  definitiven 
ung  Ober  die  entworrenen  Abschnitte  vorbereitet  ist,  und 
Uk  nicht  länger  aufgeschoben  werden  darf;  von  dem  Ver* 
einer  dermallgen  weiteren  Eri^rteruag  darüber  um  so  un- 
Uicher  ab,  und  giebt  der  Redaction  der  -zweiten  Abtheilung 
fen  Bestimmungen  der  Krlegsverfassung  des  Deutsehen 
am  so  berettwU  liger  seine  ZusUmmung,  als  in  im  Ter» 
Artikeln  keine  Bestimmungen  enthalten  sind,  welche, 
sich  künftighin  ein  BedUrfniss ,  auf  die  obgedaehten  Vor- 
zurückzukommen ,  zeigen  dürfte ,  der  weiteren  Ertfrie^ 
ein  Hinderniss  enlg^en  stellen. 

Bai  er  n:  tritt  den  Anträgen  des  Bundestags- Ausschusses 
Igt  bei. 

KVnIgretch  Sachsen:  desgleichen. 

annover:  Es  sind  von  dem  Kb'nigllch  HannVveriscIifn 
Dement  nur  wenige  Bemerkungen  zu  den  fünf  letzten  Ab- 
0  der  GrundzQge  gemacht. 

Dasselbe  ist  bei  diesem  wichtigen  Gegeostaude  immer  von 
Wunsche  ausgegangen,  die  Annahme  derselben  und  die 
massige  Einrichtung  des  Deutschen  Militärwesens  möglichst 
"ordern. 

Der  Königlich  Hannßverlsche  Gesandte  erkennt  mit  Dank, 
die  Bemühung  des  Ausschusses  überhauiK; ,  als  die  Be- 
ichtigung  einiger  der  voif^elegten  Bemerkungen. 

Denell»e  stimmt  dem  gegenwärtigen  Entwurfls  der  Grund- 

um  so  unbedeikUcher  bei ,  als  in  dem  ^InverstHidnlsse  der 

aten,  und  in  ihrem  wechselseitigen  Vertrauen  immer 

toteste  Grundlage  zur  V^rUieidigung  des  Vaterlandes  und 

Eq^ming  desjenigen  zu  aw^ben  ist,  was  für  die  zweck- 
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müssigeSlnrioMung  flefnerVerOieldlginigsmstilleii  m 
übrig  bleliNm  Monte. 

Württemberg:  halte  sich  ntcU  mliider  Ter|illiciiliei;i 
AMscfaiuiee  fBr  die  Berikkeichtlgung  m^rerer  Wl 
sehen  Bemerkungen ,  besond«*s  aber  dafOr  seinen  Dank 
drUetLen ,  dass  das  Maximum  der  Entsendungen  Ton  4er 
lerie  der  gemischten  Corps  zu  der  grossen  Cavallerfe* 
von  |tel  auf  ^lel  herabzusetzen ,  auch  dass  die  von  Si 
geschlagenen  Ertelchteruogen  begutachtet  worden  seyea , 
beides  nur  durch  einhellige  Zustimmung  alier  Bundesgliederl 
geschehen  kdnnen. 

Baden:  wie  Hannover. 

Knrh essen:  Den  erhaltenen  InstrucUonen  ZDfolge,'^ 
die  Gesandschafl  sich  ermSchtIgt,  der  Redaction  der  zw^l 
theilng  der  nSiieren  Bestimmungen  der  Krie^verAssn^  j 
sie  von  dem  Bundestags -Ausschusse  in  MllitSrsaelieii 
legt  worden ,  in  allen  Punkten  zuzustimmen,  ungeachtet 
nigllcbe  Hoheit  der  Kurfürst  gewünscht  hMten^  dass  der 
Bundestags-Ausschusse  beantragte  Zusatz  zum  §•  56  der 
ren  Redaction,  dann  der  §.  85,  stehen  geblieben  wären, 
sich  nur  zu  einer  Bemerkung  veranlasst. 

Die  in  dem  §.  55  aufgenommene  Bestimmung ,  dass, 
Behufe  der  grossen  Cavallerle-Reserve ,  von  den  gemischl 
meecorps  nur  bis  zu  einem  Sechstel  ihrer  Cavallerie 
werden  kb'nne ,  während  den  ungemischten  Corps  bis  zu 
Fünftel  genommen  werden  darf;  und  gewissermassen 
weitere  Bestimmung ,  dass  die  Zahl ,  um  welche  die  Ca^ 
eines  Corps  durch  vom  Bunde  genehmigte  Einrichtungen , 
den  matrikularmässigen  Betrag,  sich  mindert,  von  dem  Qi 
abgezogen  werden  soll,  welches  detachirt  werden  darT; 
sage  ich ,  sind  Vergünstigungen  für  die  gemischten 
die  als  Ausnahmen  von  der  Regel  nur  durch  Einstimmigfci 
währt,  und  namentlich  durch  den  Widerspruch  eines  der. 
welche  ungemischte  Corps  stellen ,  hätten  hlnt^riebeo 
kSnnen.  Weil  aber  die  vorliegenden  näher«  Bestimmnu 
^  weitere  Ausführung  der  Grundbesttmmungen ,  aonni 
aus  der  Stimmenmehrheit  unterll^en ,  so  sieht  sieh  4te 
Schaft  veranlasst ,  die  Auftnerksamkelt  dieser  hoben  Vei 
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MmnS  II  lenken ,  und  ohne  die  Feeenng  elieB  besolden 
Beschlusses  beehren  zu  wollen,  sich  gegen  die  aus  diesem  Vor- 
pngeelwa  abzuleitrade  Folgerung  des  Grundsatzes  >  dass  Aus- 
aahnien  von  der  Regel  durch  Stimmennidirtieit  beschlossen  wer- 
den kSnnten ,  ausdrücklich  zu  verwahren. 

Grossherzogthum  Hessen:  nimmt  die  b^utachtete 
BiWiartion  pure  an. 

Dänemark,  w^en  Holstein  und  Lauenburg:  dess* 
gMehen. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Lu- 
xemburg: ebenfalls,  und  vereinigt  sich,  nebst  dem  ailerseils 
ausgesprochenen  Dank  fOr  die  von  dem  Bundestags-Ausschusse 
«{^wandten  Bemühungen,  noch  Insbesondere  mit  der  Erklärung 
ies  Königlich  Hannoverischen  Herrn  Gesandten. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische 
Häuser:  nimmt  den  Entwurf  pure  an. 

Braunschweig  und  Nassau:  ebenfalls. 

Mecklenburg-Schwerin  undStrelitz:  nicht  minder. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  üchwarzburg: 
Die  Gesandschaft  ist  ermächtigt,  der  von  dem  verehrlichen  Bun- 
<estags-Ausschusse  entworfenen  zweiten  Abtheilung  der  näheren 
Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes, 
welche  dem  Commissionsberichte  unter  Ziffer  2  beigefügt  ist,  die 
Zustimmung  zu  ertheilen ;  muss  indessen  dabei  bemerken :  dass, 
wie  Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Holstein-Oldenburg 
bd  dem  Entwürfe  einer  Rriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes 
in  fhrea  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen 
wwohl,  als  bei  der  ersten  Abthdlung  der  näheren  Bestimmungen^ 
rieh  fQ  Ansehung  der  zu  übernehmenden  Leistungen,  nur  für  die 
Ditt^  der  g^eawärUgen  Matrikel  verpflichtet  haben  —  Seine 
Durcblaucht  in  gleicher  Beziehung  und  mit  Bezugnahme  auf  des* 
nUge  IHihere  Erklärungen  >  Ihre  Zustimmung  bei  der  Jetzigen 
zweiten  AbtheOung  nur  unter  gleicher,  damals  als  b^riindet  an- 
rtannter,  Voraussetzung  ertheil^  kSnnen. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
barg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck:  tritt  den  Anträgen  des 
Ihindestags-Ausschnsses  unbedingt  bei. 

m.  .  34 
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Die  freien  8tS4te,  Lttbeck,  Fraftlcfari^  EreMi| 
ttüillianiiiurg:  dessgleichen«  4 

In  FViIge  dieser  AteUiiuniiDgeii ,  wurte  die  neue 
dcrfOnf  letzten  Abselmitte  der 
NSherenBestimmiingenderRriegeverratsiiftffi 

Deutsetaen  Bandes 
einhellig  angenommen,  und  unter  Erstattons 
Udusten  Dankes  gegen  den  Bundestags-Ausschuas  für  Mine 
gesetzten  Bemühungen  in  Militärsachen, 

beschlossen, 

wie  folgt 

VI.  Abschnitt:  ^ 

Oberfeldherr. 

§.  45. 

Der  Oberfeldherr  wird  Jedes  Mal,  wenn  die  Ai 
des  Kriegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem  Bunde  tu  dar 
Vensammlung  erwähK. 

Diese  Stelle  hSrt  mit  der  AuflSsung  des  Bandesheerea 

der  auf. 

§•  46- 
In  PSnen ,  wo  man  nur  einen  Theil  des  Bundesheerea^ 
sammen  zu  ziehen  lOr  nSthig  erachtet ,  bleftt  es  der 
nähme  der  ßundes-Versammlung  vorbehalten ,  wegen  des 
befehls  besondere  Verlügung  zu  treffen. 

§•47- 
Der  OberiMdherr  verhSt  sich  txm  Bunde,  wfe  Jeder 
laandtrende  General  zu  seltiem  Souverän ,  dte  Bmdes- V4 
hmg  ist  dabei  seine  einzige  Behörde,  wc9<die  mit  Ihm 
dnen  aus  Ihr  gewithtten  Ausschuss  in  Yerbifidang  siekt. 

§.48.  ] 

Der  Oberfeldherr  wM  von  der  Bandes-Venannduff  ü  I 
UDd  Pflicht  des  Bundes  genommen ;  er  eriiiil«;  van  deraelkeii  aN 
Vollmachten  und  Befehle,  auch  In  besondeMi  FDlaa  >P^ 
Instructionen  ^  er  erstattet  aft  dieselbe  seine  Berichte  unmiimi 
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§-4». 

Wenn  der  Oberfeldherr  In  EM  und  Pfflebt  ^nrnnmea  M, 
■d  seine  allgemeine  Instructfon  von  der  Bundes- Versammlung 
erhalten  hat;  sq  bleibt  es  ihm  allein  überlassen,  den  Opera- 
tlonsplan  nach  seiner  Ansicht  zu  entwerfen,  anszufflhren  und 
Azulndem^  wie  es  die  Umstände  fbrdem. 

£r  ist  durchaus  nicht  verbunden ,  diesen  Plan  vor  der  Aus- 
Arang  Irgend  Jemand  milzutheilen ,  und  es  soll  lediglich  tor 
tdnem  besondem  Vertrauen  abhängen ,  wenn  er  die  HauptzBge 
faselben  mit  einem  oder  mehreren  Generalen  bespreefaen  und 
knthen  will. 

§.50. 

Erst  dam,  wenn  er  nach  getroffsnen  Etiileltuiige&  zur  wirk- 
lAea  Ausführung  geschritten  seyn  wird ,  ist  er  verpfliditei,  d« 
tades-VerMinmlung  die  Umrisse  seines  OperaAlonsplanes  v<ur- 

Er  nuiss  Jedodi  denselben  auf  das  Umständlichste  schrlfUieta 
nfsetzen ,  damit  fiir  alle  Zuiaile,  die  ihn  persSnlich  treffen  lüfn«* 
M)  so  Torgesorgt  sey,  dass  sein  Nachfolger  das  Gante  voll- 
tiinBg  einsehen  und  folgeredit  verihhren  fcBmie. 

§.  51. 

Ausser  den  Oberfeldherm  wird  tob  der  Bundes- Versamn^ 
bog  auch  ein  Generallieutenant  des  Bundes  gewählt.  Die- 
sem gebührt  in  allen  Fällen,  welche  eine  Stellvertretung  ImOber- 
CofflinaBdo  des  Heeres  fordern,  die  zeltncbe  Verwesung  derOber- 
Mdherm-Stelle,  mit  ganz  gleichen  Rechten ,  wie  die  des  Ober«: 
MAerra. 

Sobdd  der  bWherfge  Oberfeldherr  das  ObeitCMunndo  wie^: 
tN*  Bbernifflflit  ^  oder  ein  neu  gewollter  In  dasselbe  eintritt, 
käut  der  GeneraiHeutenant  des  Bundes  In  sein  flrilberes  V^Ut- 
tezorOek. 

§.  52. 

Als  Genendlieutenant  des  Bundes  soll  einer  der  Gorps^^om- 
'■Beulten  gewVUt  wmlim^  welcher  Jedodi»  so  laase  nicht  der 
^  te  Steltarertretong  oder  der  Etaibemfüng  voa  fieltea  des 
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Oberfeldhemi  Statt  findet,  ohne  Vorrecht  vor  den  fibrigenCorf»- 
Gommandanten  bei  seinem  Corps  verbleibt 

§.  53. 

Der  Oberfeldherr  hat  die  Beftigniss ,  wegen  £  in  s  te  1 1  nag 
der  Feindseligkeiten  UebereinlLÜnfte  abzuschliessen,  wenn 
dadurch  grosse  Vortheiie  zu  erreichen  sind,  oder  Gefahr  auf  dem 
Verzuge  haftet.  Er  soll  Jedoch  förmliche  allgemeine  WaffenstUi- 
Stands-Verträge  nur  unter  vorbehaltener  Genehmigung  des  Bun- 
des abschliessen  Istfnnen. 

§.54. 

Der  Oberfeldherr  Icann  über  die  Aufetellung^  Bew^ung  und 
Verwendung  der  ihm  anvertrauten  StreitIcrSfte ,  auch  die  aDea- 
ititts  nSthigen  zeitlichen  Detachirungen,  nach  seinem  Er- 
messen verfügen,  Jedodi  mit  Beobachtung  der  festgesetztai  üee* 
reseintheflung,  die  er  nie  abändern  darf,  und  der  Beisanimenhal- 
tung  der  von  Einem  Staate  gestellten  Corps,  in  Fällea,  wo  diese 
ohne  Nachtheil  berüdcsichltigt  werden  icann. 

Alle  Detachirungen  und  solche  Massr^eln ,  wdiAe  in  dte 
organischen  Corpsverhältnisse  eingrdfen ,  kSnnen  nur  so  lange 
dauern,  als  es  militärische  Rücksichten  erfordern,  und  kein  Corps 
darf  hierdurch  bis  zu  dem  Grade  geschwächt  werden ,  dass  es 
nkht mehr  alsselbstständiger Kö'rper  bestehen  kSante. 

§.  55. 

Zu  dem  ids  Reserve  aufeustellenden  Armeecorpa  stossen  be- 
sonders zu bildende.CavaUerle^  und  A.rtiUerie-MasseD, 
zu  deren  Bildung  alle  Armeecorps  des  Bundesheeres  nach  dem 
Verhältnisse  ihrer  Cavallerle  und  Artillerie  beiliragen..^) 

Der  Oberfeldherr  kann  zu  diesem  Behi^fe  von  Jedem  der  un- 
gemi9cMen  Anneecorps  bis  zu  einem  Fünftel ,  und  von  Jeds« 
gemischten  Corps  bis  zu  einem  Sechstel  der  Cavallerie,  ferner 
von  Jedem  Armeecorps  bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stücken 
Geschützes  beordern. 

Wenn  durdi  vom  Bunde  genehmigte  EinriditUDgeo ,  die 
Zahl  derReilerei  eines  Corps  sich  gegen  den  matrlkulamlsslgai 
Betrag  mindert  $  so  wird  die  Zahl,  um  wielohe  sie  venriadert 
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,  <B  den  QaaDtoni  abgoogen,  walches  deUchirt  weilen 

i 

OMg€  BesUmmuDg  eines  Maximums  soll  den  Oberreldherrn 
Uadeni,  fOr  den  Tag  einer  Scliiachl,  die  Resoire  durch 
le,  CaTailerfe  und  Artillerie  einzelner  Corps  nacb  sdioer 
it  in  so  weit  zu  verstärken,  als  es  die  ScUagfertiglLeU  der 
Corps  gestattet. 

§.57. 

Der  Oberfeldherr  hat  das  Recht ,  die  Befehlshaber  der  aus 
ivmdiledenen  Corps  herauszuziehenden  Cavallerle-  und  Ar- 
-Massen  aus.den  Generalen  des  Bundesheeres  nach  seinem 
zu  ernennen. 

§.  58. 

Wenn  schon  die  innere  Einrichtung  der  ConUngente ,  nach 
Ausrücken ,  auch  im  Kriege  den  einzelnen  Bundesstaaten 
bleibt;  so  ist  doch  der  Oberfeldherr  beftigt,  dieMann- 
sowohl ,  als  das  Materielle  der  verschiedenen  ConUngente 
lüstern ,  zu  Hebung  allenfallsiger  MSngel ,  welche  auf  die 
[ferUgkelt  Einfluss  nehmen  kSnnen,  sich  an  die  betreirende 
zu  wenden ,  und ,  wenn  er  es  fBr  nSthtg  hält ,  auch 
regen  Anträge  bei  der  Bundes -Versammlung  zu  machen, 
ske  ohne  Verzuge  mit  Anwendung  der  Über  die  Kriegsver- 
aufgestellten  Grundsätze,  darüber  einen  Beschluss  fhssen 
iBr  dessen  Auslührung  Sorge  tragen  wird. 

§.59. 

Die  Bestimmung  der  MlUtärstrassen ,  die  Anlage  von  Hos- 
n  und  Magazinen ,  so  wie  die  Bezeichnung  der  Verpflegs- 
^e  der  Corps ,  und  überhaupt  aller  Massregeln  zur  Sicher- 

der  Armeebedürfhlsse  und  der  Wohlfahrt  des  Heeres, 
dem  Oberfeldherrn ,  mit  Beachtung  der  Elgenthumsrechte, 
QBter  dem  nSthigen  Benehmen  mit  den  Landescommlssarien, 

zu  überlassen. 


^34 

§.  «0. 

Der  Oberfeldherr  kann  die  Individuen,  welche  sich  aus- 
zeichnen, ihren  Landesherren  zur  Belohnung  empfehlen. 

§.61- 
Um  iB  den  Pelddlenst  des  Bondeshecres  die  nOIhige  Ueber- 
«liMttmmung  zu  bringen,  hat  der  Obmtdidherr  das  Recht,  dar- 
über Bestimmungen  durch  Armeebefehle  zu  erlassen,  soweit 
solche  itir  das  Allgemetaie  nothwendig  sind,  und  nicht  tn  dieinoere 
Einrichtung  der  Corps  eingreifen. 

§.62. 

Damit  den  Bundesstaaten  über  die  gleichmibsige  Behandloi« 
aller  Theile  des  Bundesheeres  volle  Beruhigung  verschafft  werde; 
so  wird  aus  dem  Generalstabe  derselben  für  Jedes  Armeeooips 
ein  höherer  Officier  in  das  Hauptquartier  abgesendet,  deiB 
bei  dem  Oberfeldherm  und  allen  übrigen  Chefs  Areier  Zutritt  ge- 
bührt, um  mit  demselben  über  die  Angel^enheiten  des  Cori» 
sich  zu  benehmen  und  dessen  Interessen  zu  vertreten. 

§.  63. 

Bei  den  combinirten  Corps  kann  diesem  hShereo  Officiere 
noch  ein  anderer  von  niederem  Range  von  Jeder  Division  bei- 
gegeben werden,  um  die  einzelnen  Divisionen  in  demselben  Corps 
zu  vertreten. 

§.64. 

Diese  höheren  Offleiere  sind  die  Organe  zwischen  dem  Ober- 
feldherrn und  den  einzelnen  Regierungen  sowohl,  als  den  betref- 
fenden Corps. 

Dem  Oberfeldherm  ist  Jedoch  in  besonderen  F^len ,  wo  er 
es  räthllch  findet,  frei  gestellt^  sich  unmittelbar  an  die  Regie- 
rungen zu  wenden ,  und ,  wie  es  sich  von  selbst  versteht ,  alle 
Ausfertigungen,  welche  auf  die  Operationen  Bezug  haben,  durch 
die  ihm  untergebenen  Stellen^  eben  so  an  die  Corps  zu  erlasseo. 

§.  65. 
Der  Bundesfeldherr  kann  nicht  zugleich  Befehlshaba*  \Tgeai 
einer  Heerabtheilung  seyn. 
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I  üctehüH  louiD  kein  General  »igleifdi  ias  uanlttelbare 
bMaiido  über  eine  Mkere  und  eine  niedere  AbtkellttDg  iOhren. 
;  Mit  dem  Antritte  eines  Jeden  höheren  WiriLungskreises  wird 
br  niedere  tn  den  näcfestfalisendeD  im  Range  in  derselben  Heer- 
■hdlni«  in  der  Zwlschenzdt  alHjpelreten. 

*  §66. 

So  wie  der  Oberreldherr  mit  ausgedehnter  Vollmacht^  durch 
beengt ,  mit  Kraft  und  NadidruclL  seine  Beschlüsse  ver- 
kaoB ,  so  ist  er  a«ieh  fiir  fehlerhafte  Entwürfe  oder  Irr- 
in grosaeii  Combinatlonen  den  Bunde  perstelich  ver- 
Vtwortlich.  • 

Ihr  Bund  kann  ihn  einem  Kriegsgerichte  unterwerfeUt  wel- 
aus 

Feldmarscball ,  General  der  Infiinterle  oder  Cavallerie, 
als  PrSsidenten ,  ron  der  Bnndes-Versammlung  gewihlt ; 
ei  Peldzengmelstem  oder  Genera-  \ 
len  der  InCanlerie  oder  Gavalierie,  /  aus  dem  Bundesheere 
ei  Generallieutenanten ,  |     dazu  commandirt ; 

d  Generalmajoren »  ) 

Generalauditor ,  von  dem  Staate  des  OberMdherrn ; 
Defensor ,  von  dem  Oberfeldherrn  selbst  gew&blt , 
soll,  und,  nach  Untersuchung  des  Timtbestaades,  ihn 
dem  Gesetsbuche  demenfgen  Staats,  zu  dem  er  gehM,  zu 

hat. 
Von  den  als  Beisitzer  zu  diesem  Kriegsgerichte  bestimmten 
Generalen  ist  Einer  von  Oesterreich ,  Einer  von  Preussen, 
von  Baiem  und  Einer  von  Jedem  der  drei  gemischten  Ar- 
rps  zu  commandlren. 

Die  Commandirung  geschieht  auf  Einladung  der  Bundes- 
miung  an  die  betreifenden  Staaten. 

• 
Vn.  Abschnitt. 

Corps-Commandanten. 

i.  67. 

UDieBefdilshaber  der  ungemischten  Corps  erhalten  die- 
ICD  Rechte ,  welche  der  SouverSn ,  dessen  Corps  sie  befeh- 
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tig«n>  ia  lleberelii8ttmiiun{^  mit  den  aDgnoWMiieii  Gniml- 
^tzen  der  Buades-KriegsverrassuDg,  itoen  za  erthelleD  für  gut 
flndet. 

Was  aber  die  Befehlshaber  der  zusaniniengesetzten 
Corps  betriflt;  so  treten  dabei  folgende  GrundsXIze  in  Anwea- 
dung  (§.  68  bis  75). 

§.68. 

Die  zusammengesetzten  Armeecorps  werden  Jedes 
von  einem  General  befehligt,  der  aus  dei^enigen  Staaten  oder 
den  Truppen  derselben ,  deren  Contingente  das  Anneeeorps  bil- 
den ,  genommen  werden  sali. 

§.  69. 

Die  Corps-Commandanten  können  zwar  die  EIntheilung 
ihrer  Armeecorps  nicht  8ndern  \  allein  sie  sind  befligt ,  zum  Be- 
hufe  der  ihnen  übertragenen  Operationen ,  alle  augenblicklichefl 
Detachirungen  vorzunehmen ,  welche  der  Dienst  erfordert. 

Die  Bestimmung,  welche  Truppen  sowohl  zu  diesen,  als 
zu  den  von  dem  Oberfeldherrn  verlügten  Entsendungen  verwen- 
det werden  sollen ,  bleibt  den  Corps-Commandanten  überlassen. 

Der  Oberfeldherr  kann  nur  ausnahmsweise  in  besondern 
und  dringenden  FSUen  direct  darüber  verfügen.  Er  hat  Jedocb 
den  betrelfenden  Corpscommandanten  gleichzeitig  davon  InKennlr 
nlss  zu  setzen ,  und  solche  Detachirungen  nicht  contiqgentweise, 
sondern  nach  den  bestehenden  Unterabtheilungen  der  Corps  in 
Divisionen,  Brigaden,  Regimenter  u.  s.  w.  zu  verlügen. 

§.  70. 
Die  Corps  -  Commandanten  haben  im  Dienste  der  einzelnen 
Contingente  eine  verhältnissmässige  Gleichheit  unter 
diesen  zu  beobachten. 

§.  71. 
Die  Corps-Commandanten  haben  das  Recht ,  die  unter  ibren 
Befehlen  stehenden  Corps  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Mann- 
schaft, als  auf  das  Materielle,  dienso  zu  mustern,  wie  der 
Oberfeldberr. 
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§•  7%. 

Zur  Eitaltung  der  Inneren  Ordnan?  kSnnen  sie  die  ihnen 
ZQ  Gebote  siebenden  polizeilichen  Mittel  verwenden,  und 
die  Ihre  Untergebenen  we^n  militärischer  Vergehen  in  Arrest 
Mhnien  nnd  provisorisch  suspendiren. 

Jede  Untersuchung  und  Aburtheilung  muss  aber  den  betref- 
fenden MllitSi^erichten  überlassen  und  dem  Corps-Commandan- 
ten  die  Abschrift  aller  Urtheilsspriiche  über  diejenigen  Vergehen 
mitgetbeilt  werden ,  deren  Untersuchung  er  veranlasst  hat. 

§.73. 

Den  Corps- Commandanten  steht  das  Recht  zu,  Individuen, 
welche  sich  besonders  auszeichnen,  dem  Oberfeldherm 
und  den  betrelRsnden  Regierungen  zu  empfehlen. 

§.  74. 

Die  Corps  -  Commandanten  haben  das  Recht ,  sich  den  Chef 
ihres  Generalstabes,  ihren  Generalacljutanten  und  eine  hin- 
IBngliche  Anzahl  OfBciere  des  Generalstabes  unter  den  OIBcieren 
deijenigen  verschiedenen  Staaten  auszuwühlen,  deren  Contln- 
gente  das  Corps  bilden ,  und  sich  diese  von  den  betreifenden  Re- 
gittiingen  zu  erbitten. 

Die  Beamten  der  Verwaltungszweige  und  übrigen  Anstalten 
werden  von  denjenigen  Staaten  gewählt ,  deren  Contingente  zu- 
sammen das  Armeecorps  bilden. 

§.  75. 

Die  an  den  combinirten  Corps  und  Divisionen  theilhabenden 
Staaten  werden  sich  unter  einander  sowohl  über  die  Art  und 
Weise  der  Wahl  der  Corps-  und  Divisions-Commandanten ,  als 
auch  über  die  Einrichtung  des  Generalstabes  und  der  übrigen 
Verwaltungszwelge ,  vereinigen ,  und  diese  Uebereinkunft ,  drei 
Monate  nach  Annahme  der  zweiten  Abtheilung  der  „näheren  Be- 
stimmungen^S  der  Bundes-Versammlung  anzeigen. 

Da ,  wo  sie  sich  nicht  vereinigen  können ,  wird  die  Bundes- 
versammlung vermittelnd  einwirken  und  nSthigenlUls  ent- 
sdielden.  *") 


} 
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§.76. 

Wenn  der  Befehlshaber  eines  gemUehtea  oder  ungemisch- 
ten Armeecorps  sich  durch  den  Oberfeldherm  in  Rechten  des 
Corps  oder  der  dasselbe  bildenden  Contingente,  die  er  zu  ver- 
treten hat ,  verletzt  glaubt ;  so  hat  er  davon  die  Anzeige  an  die 
R^erung  des  betrefTenden  Bundesstaates  zu  machen,  weldie 
sodann  seine  Beschwerde  der  Bundes-Versammlung  voriegeo 
Icann. 

§.77. 

Glaubt  ein  Corps-Commandant  aber,  dass  ihm  in  seinem  per- 
sSnlichen  Rechte  zu  nahe  getreten  worden ;  so  kann  er  eine  un- 
parteiische Untersuchung  fordern,  Ist  die  Veranlassung  vod 
der  Art,  dass  Corps-  Commandanten  durch  Eingrilfo  des  Ober- 
feldherm in  ihre  Rechte,  oder  durch  sonstige  WUlkühriichkeitea 
gegrÜDdete  Beschwerden  zu  haben  glauben,  und  deshalb  eine 
Untersuchung  gegen  den  Oberfeldherm  fordern ;  so  sind  die  Corps- 
Commandanten  berechtigt,  sich  auf  dem  Dienstwege  durch  des 
Oberfeldherm  von  der  Bundes  -  Versammlung  ein  Rriegsgericht 
zu  erbitten. 

Diese  vvlrd  sodann  drei  Bundesstaaten  wShlen ,  weldie  zu 
dem  niederzusetzenden  Kriegsgerichte  —  Shnlich  Jenem  fOr  deo 
Oberfeldherm  bestimmten  —  die  nb'thlgen  OIBciere  nebst  den 
Auditor  zu  commandiren  haben. 

Alle  andern  Untersuchungen,  welche  die  Corps «Commao- 
danten ,  etwa  durch  Beschwerde  gegen  dnander  oder  gegen  ihre 
Untergebenen  veranlasst,  wUnschen  soUteu,  können  nur  bei  dem 
Oberfeldherm  Im  gewöhnlichen  Dienstwege  nachgesucht  und  von 
Ihm  die  diesfellsigen  Krl^sgerlchte  angeordnet  werden. 

§.78. 
Die  VerfaSltnlsse  der  Befehlshaber  der  zusammenge- 
setzten Divisionen  und  Brigaden  sind  in  Ihrem  Wir- 
kungskreise denen  der  Corps-Commandanten  analog. 

Vm.  Abschnitt. 
Bildung  des  Hauptquartiers. 

§.  79. 
Die  GeschSRe  des  Hauptquartiers  zerjhdlen  in  zwei  ibi«!^ 
abtheilungen : 


r 
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in  die  Ldtong  des  HMm  tfli  AUgMBdBeD ,  ufid 
in  die  LdtaBg  besooderer  Zweige. 
Die  erste  enthStt: 

1)  die  Leitung  der  Operationen  und  Bewegungen , 

2)  die  Evidentbaltung  und  ErgSnzung  des  Standes,  den 
inneren  Dldnst» 

3>  die  iHumorabcbe  Leitung ,  die  Pflege  und  Wartung  des 
Heeres. 
Die  zweite: 

1)  dieArttUeriedirectlon, 
Z)  die  Genledirection , 

3)  die  Heerespolizei. 

§.80. 

Die  Geschäfte  der  ersten  Abtbeilung  führen :  der  General- 
fuartiermeister ,  der  dirigirende  Generaladjutant ,  der  General- 
Intendant  $  die  der  zwdten:  der  General-Genie-,  der  General- 
Artillerie-Director  und  der  Chef  der  Heerespolizei  —  sämmtlich 
tn  gleichen  Dienstverhältnissen  und  in  Gemässheit  der  vom  Ober- 
reldherrn  erhaltenen  Befehle. 

Die  Tabelle  Nu m.  12  bezeichnet  den  Wirkungskreis  dqr 
verschiedenen  Chefs ,  das  Detail  der  Eintbeilung  und  die  dazu 
nöthigen  Individuen. 

§.181. 

Der  Oberfeldherr  hat  das  Recht,  sich  den  General-Quartier- 
meister,  den  dirigirenden  Generaladjutanten,  den  Generalauditor, 
und  den  dirigirenden  Arzt  zu  wählen ,  auch  seinen  Generalstab 
selbst  zu  bestellen. 

Der  Generallieutenant  des  Bundes ,  die  Directoren  des  Ar- 
tillerie- und  Genie-Wesens ,  der  Chef  der  Heerespolizei,  und  der 
Generalintendant ,  mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Vorstän- 
den der  Verwaltungszweige ,  werden  von  dem  Bunde ,  welcher 
auf  die  Vorschläge  des  Oberfeldherm  die  geeignete  Rucksicht 
nehmen  wird,  gewählt  und  in  Pflichten  genommen. 

«•8*. 
Der  OberMdherr  wird,  sobald  er  den  Oberbefehl  des  Heeres 
flbemoHimen  hat ,  sämmOiche  im  Hauptquartiere  angestellte  Of- 
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flciere  und  Beamte,  wetcbe  Mckt  beraits  Yoa  itar  Bundes-VeA 
Sammlung  selbst  vereidet  sind ,  im  Namen  und  man  Anfing  de^ 
selben ,  in  Eid  und  Pflichten  des  Bundes  nehmen. 

§.83. 

Der  Oberfeldherr  unterzeichnet  alle  BefUiIe,  weiche  an  die 
Terschiedenen  Zweige  und  Abtbdlungeii  aasgefertlgt  werden. 
Nur  ausnahmsweise  und  in  dringenden  Fällen  können  die  betref- 
fenden Referenten,  Jeder  in  seinem  Fache,  im  Namen  des  Obcr- 
feldherrn  Weisungen  unterzeichnen ,  welche  indessen  Jedesmal 
an  die  Corps-Commandanten  und  nie  an  die  denselben  unterge- 
ordneten Zweige  gerichtet  seyn  miissen. 

§.  84. 

Der  Oberfeldherr,  welcher  für  die  Dauer  des  Ihm  über- 
tragenen Befehls  nur  im  Dienste  des  Bundes  steht,  bezieht  auch 
nur  von  diesem  seinen  Gehalt  und  alle  sonstigen  Emolomente. 
Die  übrigen  im  Hauptquartiere  und  bei  der  Intendanz  angestellten 
Individuen  erhalten  zwar  ihre  gewShnliche  Gage,  Besoldung, 
Löhnung  und  Naturalverpflegung  —  nach  dem  Range ,  welchen 
sie  im  Dienste  des  Bundesstaates  einnehmen,  zu  welchem  sie 
gehSren  —  von  diesen  Bundesstaaten.  Dagegen  aber  werden  alle 
übrigen  Unkosten^  die  aus  der  Zusammensetzung  des  Haupt- 
quartiers und  der  Intendanz  hervoi^hen ,  aus  der  Kriegskasse 
bestritten  y  nSmlich : 

1)  die  Tafelgelder  und  ausserordentlichen  Zulagen  an  Geld  und 
Naturalien  für  das  gesammte  Personale  des  Hauptquartiers 
und  der  Intendanz , 

2)  der  Aufw^ind  für  die  verschiedenen  Canzleien  Jener  Zweige 
und  Itir  ihren  Transport , 

3)  die  geheimen  Auslagen  für  Rundschaften  u.  s.  w. , 

4)  die  Besoldung  und  Verpflegung  aller  im  Hauptquartiere  an- 
gestellten Individuen ,  die  nicht  zu  einem  oder  dem  andern 
Contingente  des  Bundesheeres  gehören. 

§.85. 
Die  einzdnen ,  von  der  Bundes-Versammkuig  zu  emenneo- 
den  Chefs,  so  wie  die  übrigen  Cbaii^a  im  Hauptquartiere,  kOn- 


541 

Mtt  aas  dcB  veracUadaneo  BondeMtaateo  Im  Sinne  des  §•  81  der 
Gnmiz&ge  gewShlt  werden. 

Die  diesen  Individuen  in  Folge  ilirer  bundesgemässen  An* 
itdliiBs  zalLommenden  Gebiilur^  sind  In  den  Verpflegungekftegle- 
■ent  entballen,  gleichwie  der  Wiri^ungslu^  der  letzleren, 
limlich  iA  Cliargen ,  Im  Dienst-Reglement  nffli«  beseiehnet  ist. 

IX.  Abschnitt. 
Verpflegung. 

§.86. 

Sobald  die  Contingente  des  Bundesheeres  unter  die  Befehle 
des  01)erfeldherrn  treten ,  geschieht  die  Verpflegung  dersel- 
ben nach  den- Vorschriften  des  fiir  das  Bundesheer  entworfenen 
Verpfleguogs  -  Reglements ,  welches  zugleich  die  Instructionen 
fOr  die  verschiedenen  Verpfl^sbeamten  enthält. 

X.  Abschnitt. 
Gerichtsbarkeit. 

§.87. 

Die  Gerichtsbarkeit  steht. in  der  R^el  den  Befehls- 
habern der  Corps ,  Divisionen ,  Brigaden  und  R^imenter  zu. 

§.  88. 

Die  Bundesstaaten  werden  die  Gränzen  der  Gerichts- 
barkeit l)estimmen9  welche  sie  den  Commandanten  ihrer  Corps, 
Divisionen  und  Contingente  übertragen  wollen ,  und  hierbei  be- 
dacht seyn,  die  Befligniss  in  der  mSgUcbsten  Ausdehnung  zu  er- 
theilen. 

§.  89. 

Jeder  Im  Hauptquartiere  angestellte  Offlcler  und  Civllbeamte 
eines  Bundesstaates ,  und  Jedes  von  den  verschiedenen  Contin- 
genten  demsellien  zugetheilte  Individuum ,  gehört  unter  die  Ge- 
richtsbarkeit des  betrelfenden  Corps  oder  der  Division. 

In  Fällen ,  wo  ein  gerichtliches  Verfahren  über  ein  solches 
Individuum  nothwendig  werden  sollte,  Icann  der  Oberfeldherr 
naoh  Beflnden  dai«h  denAadilor  desHauptqnarti^«  seidies  über 
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die  be|:aiig«eii  Vctgriien  sutBOUfffsdi  instnilrai  Urnen, 
aber  müssen  die  Angeklagten ,  nebst  den  Untereodiaiigsacleii^ 
an  Ihre  gerichtttdieBehtfrde  zarAbortbellangabgelierert  werden. 
Diese  BestlmmaDgen  haben  auch  fOr  üe  MMduen,  wdehe 
in  den  Hauptquartieren  der  Ameecorpe  angestellt  sind ,  f bre 
analoge  Anwendung  zu  linden. 

§.90. 

Diejenigen  Militär-  und  Civil-BevoUmSchtigten,  welche  acum 
Hauptquartiere  abgeordnet  sind ,  und  nicht  unter  der  Gerichts- 
barkeit der  Corps  stehen ,  kfinnen  nur  bei  solchen  Verbrechen, 
wo  Gefahr  bei  dem  Verzuge  Statt  fände ,  Jenem  summarischen 
VerhSre  unterliegen ,  und  müssen  dann  zur  Aburtheilung  an  die 
betreffenden  Behörden  abgelierert  werden. 

Wenn  die  VerhaRung  eines  solchen  Abgeordneten  nothwen- 
dig  geworden^  so  wird  der  Oberreldherr  den  entsprechenden  Corps- 
Commandanten  unverzüglich  zur  Absendungeines  proylsorlscheo 
Bevollmächtigten  auf  so  laoge  in  das  Hauptquartier  einladen,  bis 
von  dem  (den)  betreffenden  Staate  (Staaten)  eine  neue  definitive 
Ernennung  lUr  diesen  Platz  ergangen  ist. 

§91. 

Diejenigen  Individuen ,  welcbe  durch  flrele  Uebereinkunft 
und  Annahme  dem  Hauptqui^rttere  folgen,  so  wie  auch  alle  Fremde, 
Kriegsgefangene  u.  s.  w. ,  stehen  unter  der  Gerichtsbarkeit  des 
Hauptquartiers ,  und  werden  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staa- 
tes gerichtet,  von  welchem  der  Oberfeldherr  Ist. 

§•92, 

Der  Oherfddberr  hat  dasBecht^  nlleBeCdilAaber  des  Hdms 
zu  suspendlren^  Jeden  Untergebenen  verhallen  zu  lassen,  Imd 
gerichtliche  Untersuchung  über  sie  bei  ihren  Behörden  zu  ver- 
anlassen ;  auch  in  FäUen ,  wo  Gefahr  mit  dem  Verzuge  verbun- 
den wäre ,  ein  summarisches  Verhör  derselben  anzuordnen. 

Bei  den  gemischten  Armeecorps  haben  sich  die  betheUigteo 
Staaten  über  dieBesttmniung  des  Gerichtsstandes  des  Corps-Cooi- 
mandanten ,  der  Division^  und  Brigadiers  zu  v^einigen., 

8.93. 
Gccen  das  Varimidiai  4es  Mdniriies,  des  VemOs,  dar 
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MiBOcMIgkelt  imd  der  InsnbonUnaUM  werden  !n  Bmdesheefe 
iorcii  besondere  Rrlegsartlkel  StrafbesUmmingen  getroffen, 
welche  dem  gesammteo  Kriegsheere  als  glelchfVnnIges  Gesetz 
gdlen  soUm* 

§.94. 

Dte  in  den  Rriegsartllceln  nicht  genannten  Verbrechen  und 
Fergeben  werden  nach  den  bei  den  Contingenten  der  einzelnen 
Staaten  gültigen  Gesetzen  beurthellt. 

§.95. 

Der  Oberfeldherr  Icann  das  Standrech  t^  nSmIich  den  sum- 
marischen^ ausserordentlichen  Prozess ,  gegen  Militärs  In  allen 
Jenen  ausserordentlichen  Fällen  anordnen ,  in  welchen  schnelle 
BestrafliDg  des  Beispiels  w^en  nSthigwlrd,  und  in  den  Gesetzen 
der  verschiedenen  Bundesstaaten  nicht  ohnehin  schon  das  Stand- 
recht festgesetzt  ist. 

§.96. 

Eben  so  hat  der  Oberfeldherr  das  Recht,  das  Martialge- 
setz,  das  heisst,  das  summarische  peinliche  Verfahren  gegen 
den  Bürger  in  Feindes  Land  zu  verkünden ,  und  in  Folge  dessen 
das  Standrecht  anzuordnen.  In  den  Bundesstaaten  soll  dies  Je- 
doch nur  nach  gepflogenem  Benehmen  mit  den  betrelTenden  Re- 
gierungen und  erhaltener  Zustimmung  derselben  geschehen. 

§.97. 

Zur  Handhabung  der  Heerespolizei  wird  eine  eigene  G  e  n  s- 
d'armerie  errichtet,  deren  Minimum  auf  Zwei  vom  Hundert 
der  Reiterei  angenommen ,  und  welche  Zahl  In  das  Cavallerie- 
Contlngent  eingerechnet  wird. 

Das  R^lement  enthält  die  allgemeinen  Bestimmungen  Ober 
ihre  Bildung  und  Dienstleistung. 


Von  diesem  Beschlüsse ,  sammt  dem  von  der  hohen  Bundes- 
versammlung genehmigten  Berichte  und  Anträgen  des  Bundes- 
tags-Ausschusses,  ist  der  Militär-Commission  der  Deut- 
schen Bundes-Versammlung  zu  ihrer  Nachachtung  Mitthelluog 
zu  mach». 
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^i;^  latfikel 

des  Deutschen  Bundes 

nach  den  Beschlftssen  der  hohenBnndes-TersamnUi 
in  der  43.  Sitxnng  vom  Jahre  1818  nnd  3.  Sitzung  vom  Jabie  UM 

(Beilage  Zahl  1 ,  zu  den  näheren  Bestimmungen,  §.  1.) 


BundesstaateD. 


Bandesstaaten. 


zahl 


Oeslerrefch 

Prenssen 

Sachsen  ........ 

Baiern 

Hannover  

Wttrlteinbei^ 

Baden  

Korhesseo 

Grossherzo^tham  Hessen 
Holstein  and  Laaenburg  . 

Luxemburg 

Braonschweig 

Mecklenburg-Schwerin  . 

Nassau 

SaclMen^  Weimar .  .  .  . 

Golha 

Coburg  .   .   .   . 

Meiningen  .   .   . 

Hildburghausen 
Mecklenburg-Strelitz  .   . 

Latus  .  .   .  . 


9,48^,277 

7,9:S3,45« 

1,200,000 

3,560,000 

1,305,351 

1,395,462 

1,000,000 

567,868 

619,300 

360,000 

255,628 

209,600 

358,000 

302,769 

201,000 

185,682 

80,012 

54,400 

29,706 

71,769 


29,162,413 


Transport 

Oidenburg  

Anhalt-Dessau  .   .    . 
Bernburg  .   . 

-  Cöthen  .    .    . 
Schwarzburg-Sondersb. 

BudolsUdt 
Hohenzollem-Hechingen 
Liechtenstein    .   .  . 
Hohenz  .-Sigmaringen 
Waldeck    .... 
Reuss,  Ultere  Linie 

-  jüngere  Linie 
Schaomlrarg-Lippe 
Lippe-Detmold  .   • 
Hessen-Homburg 
Lflbeck  .... 
Frankfürt  .   .   . 
Bremen  .... 
Hamburg    .   .   . 

Summa 
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beschfllzbedleonng  Ist  Dach  ihren 
I,  und  zwar  die  Bombardiere  fOr 
;e  Anzahl  der  Wurf-,  die  Gano- 
Id  Handlanger  hingegen  fOr  V» 
ttaer  angetragenen  Geschfltz-Gat- 
fterechnet  und  festgefletzt. 

mft  eingerechnet  sind  die  Offleiere, 
t;hen  auf  2  Geschfitze  1,  folglich 
peschütze  100  anzunehmen  sind. 

a  In  der  Tabelle  ausgewiesenen 
rwagen  dienen  nicht  allein  zur 
!  der  Lafetten ,  sondern  auch  zu 
bhen  Schleifen-,  Protzen-,  Tran- 
Bomben-  und  Protzeawagen. 

«wicht  sämmtllcher  Munition,  6e- 
tillen  und  der  verhältnissmassigen 
,  T     p  an  Eisen  und  Holz  u.s.w.  dürfte 
f  I  i  ^,808  Gentner  belaufen. 
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Idherr. 


Flttgeladjuti 


jutanten  als  Canzleidirector. 
iige  Ponsonale  der  Canzlei,  nach 
iievj  in  Folge  des  §.  62  der  näh 


-f 


Artilleriedireo         Heerespolizei. 


-fc 


1  General-Artillerie-Dij'hef  der  Heerespolizei  mit 
nöthigen  Personale  von  di<em  nöthigen  Personale  von  der 
Bandesheeres.  frensd^annerie  oder  den  Staabsdra- 

inem  des  Bundesheeres. 


Der  General-Artilleiie-Directi 


n 


It 


des  OI>erfeldherm  In  BezIehUDMr  Chef  der  Heerespolizei  sorgt  In 

▼orzflglich  während  der  SchiacB^e  der  Befehle,  welche  erhler- 

Br  sorgt  fOr  die  Aafstellong  der  ir  von  dem  Oberfeldherm  erfaSIt,  fOr 

nitlons  -  Reserven ,  fUr  den  geUPollzei  des  Bundesheeres. 

derselben  und  ihre  Ergänzung. 

und  das  Personale  und  Material« 

des  Bundesheeres  und  von  dei 

derjenigen  Bandesfestungen,  v 

Operationsliniendes  Heeres  befliß 

Zwecke  setzt  er  sich  in  die  nd 

Verbindnag  mit  den  Artillerle-I] 

meecorps. 

An  seine  unmittelbaren  Befeh| 

1)  alle  grossen,  aus  dem  Ami| 
Artillerie  -  Reserven , 

7)  der  Belagerungspark. 


Über  den  GeschKftsga 

spollzel  sind  die  Referenten  des 
dem  Ermessen  des  Oberfeldherm 
Übrigens  eine  Menge  Gegenstände 
iden  unter  sich  oder  mit  den  Cor] 
iten  sind  daher  berechtigt,  dieses 
»selben  dem  Oberfeldherm  zur  U; 
^rferUgt  worden  wären. 


as  Detail  derselben  und  die  hierzu 
aus  allen  Armeecorps  gewählt,  ihr 
allein  behandeln  lassen ,  z.  B.  die 
en.  Es  ist  ferner  unthanlich ,  das 
indem.  Da  der  GeneraKArtillerie-, 
tliche  Referenten,  Jeder  in  seinem 


^ 


Beschlnss  der  Bandes-Versammlnng  ¥om  13.  Sep- 
tMbor  1832,  betreffend  die  autheBtische  iHterpreta- 
tioD  der  §§.  31  nnd  33  der  KriegsYerfasBnng;  des 

Dentscben  Bandes. 


Vier  und  drefsslgste  Sitzung  am  13.  September 

1832. 

Praesidium  zieht  den  Beschluss  nach  der  den  Anträgen 
des  Bundestags-Ausschusses  beistimmenden  Mehrheit ,  daher 

BeschlusS: 

Nachdem  die  Grossherzoglich  Badische  Gesandschaft  auf  eine 
authentische  Interpretation  der  §§.  31  und  33  der 
Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes  den  Antrag 
gestellt  hat,  $o  ujrd  nach  gepflogener  Berathung  hiermit  erklärt : 

1)  Durch  den  im  §.  31  der  Kriegsverfassung  des  Deutschen 
Bundes  aufgestellten  Massstab  fOr  denjenigen  Thell  der  Mann- 
Schaft,  so  wie  der  Dienstpferde  des  ordentlichen  Gontingents, 
TOD  einem  Procent  der  Bevölkerung,  welcher  stets  bei  den  Fah- 
nen und  im  Dienste  verbleiben  muss,  ist  das  Minimum  dieses 
stets  gegenwärtig  zu  haltenden  Standes  festgesetzt. 

2)  Der  im  §.  31 ,  a ,  der  Deutschen  Rrlegsverfiissung  ge- 
brauchte Ausdruclc:  „eingeübte  Mannschaft'«  schliesst  die 
Einrechnung  von  Recruten  gänzlich  aus ;  dagegen  ist  die  Auf- 
stellung einer  allgemeinen  Regel  fHr  die  zur  Ausbildung  eines 
Recruten  zu  einem  eingeübten  Soldaten  erforderliche  Zeit  nicht 

35* 
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beabsichtigt  worden,  Indem  hierbei  so  Vieles  von  den  Localltäten 
und  von  den  in  einzelnen  Bundesstaaten  Statt  flndenden  milit&l- 
sehen  Einrichtungen  abhängig  bleiben  muss.  Wenn  daher  auch  aus 
diesem  Grunde  die  in  dieser  Beziehung  geeigneten  Anordnungen, 
Jedoch  mit  stetem  Ausschlüsse  der  Recruten  von 
der  eingeübten  Mannschaft,  den  Bundesregierungen  zur 
Beurtheilung  und  pflichtmässigen  Ei^^'ägung  dessen,  was  die  Er- 
füllung der  gegen  den  Bund  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
aus  dem  militäilschenGesichtspuoikte  erfordert,  auch  ferner  über- 
lassen bleiben ;  so  Ist  nichts  desto  weniger,  nach  technischen 
Gründen,  als  Basis  für  die  militärischen  Einrichtungen  der  dn- 
zelnen  Bundesstaaten ,  ein  Zeitraum  von  sechs  Monaten  als  da« 
Minimum  anzusehen ,  welches  zur  Ausbildung  eines  Infanterie- 
Recruten  zu  einem  eingeübten  Soldaten,  im  Sinne  der  Vorschrift 
des  §.  31 ,  a,  der  Kriegsverfassung,  angenommen  werden  muss. 

3)  Die  Im  §.  31,  b,  der  Deutschen  Kriegsverfassung  im  ersten 
Absätze  enthaltene  Bestimmung,  wonach  der  dienstthuende  Stand 
l>ei  der  Reiterei  in  der  Regel  auf  zwei  Drittheli  der  Mannscbafl 
und  der  Dienstpferde  festgesetzt  wird ,  Dndet  nur  auf  diejenigen 
Bundesstaaten  eine  Anwendung,  bei  denen  die  im  §.  30  nachge- 
lassene Beurlaubung  der  Mannschalt  und  der  Dienstpferde  einge- 
führt ist. 

Wenn  hiernach  diejenigen  Bundesstaaten,  bei  welchen  keine 
Beurlaubupg  Statt  findet  und  welche  keine  Landwehr  -  Gavallerie 
stellen,  gebalten  seyn  würden,  in  Gemässheit  der  Vorschrill  des 
§.  30,  wonach  auch  Im  Frieden  das  ordentliche  Contingent  von 
einem  Procent  derBevöll^erupg  vollständig  erhalten  werden  muss, 
den  nach  §.  11  ein  Siebeutel  desselben  betragenden  PferdesUnd 
im  Frieden  vollständig  präsent  oder  con^plet  s^u  halten;  so 
ist  die  den  Staaten  dieser  Kategorie  im  §.  31 ,  b,  im  zweiten  Ab- 
sätze, als  eine  verhältnissmässige  Erleichterung  nachgelassene 
Vacanthaltung  von  einem  Fünftel  des  präsenten  Pferdestandes 
allein  von  dem ,  gemäss  des  hier  eintretenden  Sachverhältnisses, 
mit  dem  präsenten  gleich  bedeutenden  completen  Stand, 
nämlich  von  einem  Siebentel  des  vollen  Contingents,  zu  ver- 
stehen und  danach  zu  berechnen.  Dasselbe  gilt  von  der  im  §.31, 
p,  hinsichtlich  der  reitenden  Artillerie  getroffenen  Bestimmung. 

4)  Diejenigen  Bundesstaaten,  welche  nicht  ohnehin  eine  das 
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ordenllldie  ContiDgeot  von  eioem  Proceot  der  Bevölkerung  Über- 
steigende Anzahl  von  felddiensttaugilchen  Truppen  unterhalten, 
sind  nach  §.33  derKriegsverfassung  verpTlichtet,  dieAuf- 
steiiung  derVerstSrkung,  welche  nach  §.  8  der  Kriegsverfiissung 
durch  besondern  Bundes-Beschluss  gefordert  v^erden  kann,  schon 
in  Friedenszeiten  in  der  Art  vorzubereiten^  dass  während  der- 
selben die  Cadres  von  Offlcieren ,  UnteroiBcieren  imd  Spielleuten 
(Dr  den  dreihundertsten  Theil  der  Bevölkerung,  nebst  dem  nSthi- 
gen  Material,  und,  wie  sich  von  selbst  versteht,  bei  der  Cavallerie 
mit  den  erforderlichen  Dienstpferden ,  vorhanden ,  auch  solche 
Einrichtungen  getroffen  sind  ^  dass ,  zehn  Wochen  nach  dem  ge- 
bssten  Bundes- Beschlüsse,  vollständig  geübte  und  ausgerüstete 
Regioienter,  Bataillons  und  Escadrons  schlagfertig  aufgestellt 
werden  können. 

5)  Der  Mlütär-Commission  der  Bundes -Versammlung  wird 
von  diesem  Beschlüsse  Mittheilung  gemacht. 


Beschlflsse  der  Bnndes-Versammluiig,  betreffeid 
die  dtfiiitiTe  Organisation  der  drei  gemischten 
Armeecorps  nnd  einer  besonderen  Reserve-Infan- 
terie-Division,  deren  Verwendung,  Hnsternng 

n.  s.  w.  •) 

A. 

Beschlnss  der  Bnndes-Tersammlnng  vom  9.  December 

1830. 

Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  9.  December  1830. 

Die  Bundes- Versammlung,  von  der  Ansiclit  ausgehend,  dass 
die  von  mehreren  Bundesstaaten  voi^ebrachten  Wünsche  und 
Anträge  wegen  Veränderung  oder  Erleichterung  in  der  ihnen 
nach  den  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  obliegenden  Con- 
tingentstellung  möglichst  zu  berOcksichtigen,  mit  dieser  Berück- 
sichtigung Jedoch  auch  zugleich  geeignete  Anordnungen  wegen 
definitiver  Organisation  der  drei  gemischten  Armee- 
corps  und  w^en  Verstärkung  der  Kriegsgarnisonen 
in  den  Bundesfestungen  zu  verbinden  seyen, 

beschliesst, 

wie  folgt : 

I.  Die  in  den  nachfolgenden  Bestimmungen  ge- 
nannten Bundesstaaten  sollen  von  der  Cavallerie- und 
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f«sp.  Artillerie- Stellung  gegen  eine  in  der  Kopbabltheils 
gleiche,  theils  grössere  Infanterie- Stellung  be- 
freiet, und  es  sollen  die  hiernach  nur  aus  Infanterie  bestdienden 
Contlngente  derselben  von  den  gemischten  Armeecorps 
ausgeschieden  und  in  eine  zunächst  zur  Verstärkung 
der  Kriegsgarnisonen  in  den  Bundesfestungen  lie- 
siimmte  Reserve -Infanterie- Division  vereinigt,  die 
hierdurch  in  ihrer  Stärke  verminderten  gemischten 
drei  Armeecorps  aber  von  der  StellungderCavalierie- 
und  Artillerie-Reserve  befreiet  werden. 

II.  Zur  näheren  Ausführung  dieser  allgemeinen  Vorschriften 
werden  hiermit  in  Absicht  auf  die  drei  gemischten  Armeecorps 
und  auf  die  zu  bildende  Reserve  infanterie-Division  folgende  be- 
sondere Bestimmungen  festgesetzt: 

A.    In  Absicht  auf  das  achte  Armeecorps. 

1)  Die  Contlngente  von 

Hohenzollern-Hechlngen, 

Liechtenstein, 

Hohenzollern-Sigmaringen , 

Hessen-Homburg  und 

der  tveien  Stadt  Frankfürt 
scheiden  von  der  dritten  Division  dieses  Armeecorps  aus ,  und 
gehen  zu  der  Reserve- Infanterie- Division  ober. 

2)  Die  Regierungen  von 

HohenzoUern-Hechingen , 

Liechtenstein,  ^) 

Hohenzollern-Sigmaringen  und 

Hessen-Homburg 
leisten  fUr  ihre  Cavallerle-  und  Artillerie-Quoten  Ersatz  durch 
eine  gleiche  Anzahl  von  Infanterie. 

3)  Die  flreie  Stadt  Franknirt  leistet ,  gegen  Erlass  der  Ca- 
vallerle und  Artillerie,  eine  Mehr  Stellung  Hir  Jeden  Cavalleristen 
imd  Artilleristen  mit  drei  Mann  Infanterie. 

4)  Das  achte  Armeecorps  wird  seinen  Beitrag  zum  Belage- 
rungspark im  vermindert  stellen. 


■1 
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b.   In  Absicht  auf  das  neunte  Armeecorps. 

1)  Die  Conllogente  von 

Sachsen-Weimar, 

Altenburg, 

Coburg-Gotha, 

MeinJngen-Hiidburghaused, 
Keuss,  allere  Linie, 

-  Jüngere  Linie, 

scheiden  von  der  ersten  Division  dieses  Armeecorps  aus. 

2)  Ein  Gleiches  tritt  bei  der  zweiten  Division  mit  den  CoD' 
tingenten  von 

Anhalt-Dessail, 

-  Bemburg, 
CSthen, 

Schwarzburg-Sondersbausen, 

Rüdolstadl, 
ein. 

Diese  unter  1  und  2  erwähnten  Contingeute  gehen  zur  R6- 
serve-Infanterle-Division  über. 

3)  Die  Regierung  von»  Sachsen- Weimar  leistet  für  die  aus- 
fällende Cavallerle-  und  Artillerie-Quote  Ersatz  durch  die  dop- 
pelte Zahl  von  Artillerie-Mannschaft. 

4)  Die  übrigen  Regierungen  dieser  Contingente  leisten  (Qr 
den  Ausfall  an  Cavallerle  und  Artillerie  Ersatz  durch  eine  gleiche 
Anzahl  von  Infanteriemannschaft. 

5)  Das  Herzoglich  Nassauische  Contingent  wird  bloss  in 
Infanterie  und  Arlillerie,  und  zwar  in  einer  completen  Infanterie- 
Brigade  von  3,721  Mann  nebst  30  Pioniiters,  und  in  einer  com- 
pleten Batterie  von  8  Pie^^en  mit  288  Mann  Artillerie  bestehen. 

6)  Das  neunte  Armeecorps  wird  von  dem  Beitrage  zum  Be- 
lagerungspark unter  der  Bedingung  beft*eiet,  dass  der  Brücken- 
t  r  a  i  n  in  dem  bestimmtenVerhältnisse  unvermindert  gestellt  werde. 

C.    In  Absicht  auf  das  zehnte  Armeecorps. 

1)  Die  Contingente  von 
Wajdeck, 

Schaumbufg-Lippe  uhd 
Lippe 


553 

schetden  aus  der  ersten  Divisfon  und  gehen  zur  Reserve^InftintCTi^ 
Division  Über. 

2)  Die  R^erungen  dieser  Contingente  leisten  flir  die  aus- 
faiieDde  Cavallerie  und  Artillerie  einen  Ersatz  durch  eine  gleiche 
Zahl  von  Infanterlemannschaft. 

3)  Das  CoDtIngeht  von  H olsteln-Lauenburg  wird  eine  unver* 
mischte  Brigade  bilden. 

4)  Das  Grossherzogthum  Oldenburg  leistet  für  seine  ausfal- 
le&de  Cavallerlequote  einen  Ersatz  von  drei  Infanteristen  flir 
Jeden  Cavalleristen,  und  wird  ersucht,  für  die  Herrschaft  Knip* 
hausen,  die  zu  stellende  Mannschaft  möglichst  bald  derBundes^ 
Versammlung  zur  Berichtigung  der  Matrikel  und  der  Uebersicht 
der  Contlngenlstellung  anzuzeigen. 

D.  In  Absichtauf  die  In  fa  uteri  e-Reserve-Dl  Vision. 

1)  DieReserve-lnfanterie-Dlvlslon  besteht  aus  den 
Cootlttgenten  der  nachfolgenden  Staaten : 

Sachsen-Weimar, 

Altenburg^ 

Coburg-Gotha, 

Meiningen-Hildburghausen, 
Anhalt-Dessau, 

-  Beruburg, 

-  CÖthen, 
Schwarzburg-Sondershausen, 

Rudolstadt, 
Uohenzollern-Hechingen , 
Liechtenstein, 
Hohenzollern-Sigmarlngen , 
Waldeck, 
Reuss,  ältere  Linie, 

-  Jüngere  Linie, 
Schaumburg-Lippe^ 
Lippe, 

Hessen-Hombui^, 
flrele  Stadt  Frankfürt. 

2)  Diese  Division  ist  in  der  Regel  zur  Verstärkung  der 
Kriegsliesatzuugen  in  den  Bundesfestungeo  bestimmt,  und  der 
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OberfeldlieiT  wird  hiervon  besonders  in  KennUiiss  zu  seizei 
seyn. 

3)  Die  MUitSr-Gomroission  wird  zweclcmSssige  VorschlSige, 
sowobi  in  Beziebung  auf  die  Verwendung  und  fiintheilung  der 
Reserve- Division  für  die  einzelnen  Bundesfesiungen ,  als  über 
die  rein  miliiäriscben  Verb&ltnisse  dieser  Division ,  wozu  die 
Stellung  eines  Antheils  von  Jägern  oder  SebarrscbUlzen  (Mum.  l 
des  Vortrages  in  der  27.  Sitzung)  und  die  Anordnung  von  In- 
spectionen  u^  s.  w.  gebort,  zu  macben  baben,  wesbalb  derseli^eii 
unter  Mittheilung  des  gegenwärtigen  Beschlusses  und  des  Vor- 
trages des  Ausschusses  in  Miiitfir-Angel^enbeiten,  das  Weitere, 
zur  möglichst  schleunigen  Begutachtung ,  anbeim  gegeben  wird. 

Dero  gegenwärtigen  Beschlüsse  wird  die  unter  ZiflTer  3  anUe» 
gende  Tabelle  beigefügt, ')  woraus  die  Zusammensetzung  und 
StSrlce,  in  welcher  die  drei  gemischten  Armeecorps  und  die  Re- 
serve-Infanterie-DivIsion  in  Folge  der  vorstehenden  Bestimmungei 
von  nun  an  bestehen  werden,  näher  zu  ersehen  ist. 

a)  S.  oben:  Artikel  IV  des  Reschlnsses  der  Bundes- 
Versammlnng  vom  9.  April  1821 ,  i^etreffend  die  Annahme  des 
Entwurfs  der  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes 
in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Be- 
stimmungen. 

b)  Nach  einer  von  derBundes-Versammlung  am 31. Januar 
1833  genehmigten  Uebereinkunft  besteht  das  Fürstlich 
LiechtenstelnischcGontingentnur  ausScharfschützeD, 
welche  die  Jägerabtheilung  des  Fürstlich  Hohenzollerischen  Bataillons 
bilden. 

c)  S.  die  nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes -Versammlung 
vom  14.  December  1830  abgeänderte  Tabelle,  unter  B 
(Beilage.) 


Beschlags  der  Bnndes-TersammUng  vom  14.  December 

1830. 

Zwei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  December  1830. 

Bescbluss: 
I.  Dass  der  Grossherzoglich  Sachsen- Weimar-£isenacbischeo 
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Regierung  bewilligt  werde,  fQr  Jeden  Mann  ihrer  in  Folge  Bun- 
des-Beschlusses  vom  12.  April  1821  (§.  102  der  17.  Sitzung)  zu 
stellenden  Cavallerie  und  Artillerie,  einen  Mann  Infanterie  zu 
sCeilen;  desgleichen 

2)  dass  der  Grossherzoglich  Mecklenburg-Strelitzischen  Re- 
giemog  die  angetrag^e  Erleichterung  in  der  Art  gewührt  werde, 
dass  ihre  durch  Vertretung  von  Mecklenburg -Schwerin  zu  stel- 
lende Cavallerie  nur  auf  ein  Zehntheil ,  Statt  auf  ein  Siebentheil, 
ilffes  ganzen  Contlngents  zu  berechnen,  daher  nur  mit  71  Mann 
zu  stellen  sey ;  ■) 

3)  dass  die  Bundes-Versammlung  den  Stand  der  gemischten 
Armeecorps  und  der  Infanteriereserve  nunmehr  fär  geschlossen 
annehme ,  und  auf  weitere  Anträge  zu  dessen  Abänderung  nicht 
mehr  eingehen  könne ; 

4)  dass  die  dem Bundes-Beschlusse  vom  9.  d.M.  (§'.  314  der 
41.  Sitzung)  beigefügte  Tabelle  hiernach  abzuändern  und 
diesem  Protokolle  anzufügen ;  und  dass  endlich 

5)  dyr  Militär- Commission  von  diesen  Bewilligungen  die 
Eröffhan^  au  machen  sey. 

a)  S-  oben:  §.11  des  Beschlusses  der  Bundes-Versamm- 
lang  vom  12.  April  1821,  betreffend  die  Annahme  der  fünf 
ersten  Abschnitte  der  näheren  Bestimmungen  der  Kriegs- 
verfassung des  Deutschen  Bundes. 


S.  auch:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung, Bd.  XI,  S.  83  u.  f.,  200  u.  f. 
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Beilage. 


Ueber* 


der  strettbarettlaniBokaft  der  drei  genisektei 


> 

B 

3 

n 

o 


VIII. 


Staaten. 


5* 

lleri 
und 
anic 

s 

3. 

3     K 

• 

D 

Württemberg 

Baden  

Grossherzogthum  Hessen 

Königreich  Sachsen  .   . 

Karhessen 

Nassan 


10,816 
7,751 
4,802 


23,369 


1,904 
1,429 

885 


4,308 


1,145 
820 
580 


2,473 


off 

ff» 


13,939 

10,001 

30,150 


IX. 


9,302 
4,402 
3,721 


17,425 


1,714 
811 


2,525 


984 
466 
318 


1,768 


12,000 

5,671 
4,039 


21,71S 


X. 


ZarBesatzang  derBundes- 
festoagLuxembarg: 

Grossherzogtbam  Luxembarg.  .   . 


Haonover    

Holstein-Lauenborg 

Braunschweig 

Mecklenbarg-Schwerin 

Strelltz 

Oldenburg  

Die  Anelen  Städte,L<ibeck,  Bremen 
und  Hambarg 


1,981 


365 


10,118 
2,791 
1,625 
2,775 
588 
2,621 

1,699 
22,217 


1,865 

514 

299 

511 

71 


312 
3,572 


210 


1,071 
295 
172 
294 
59 
179 

179 


2,249 


2,556 


13,054 
3,600 
2,006 
3,580 
716 
2,800 

2,100 


28,036 
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lieht 
irmeecorpsundderReserve-Infaiiterie-DiTisioB. 


Reserve -Infanterie -Di  Vision 

nrErgünzangder  Besatzungen  der  Bund esfestang^en  und 

zur  Disposition  des  Oberfeldlierrn. 


Bundesstaaten. 


Gontin- 

Contin- 

gent 

gent  in  In- 

nach der 

fanterie- 

Matrikel. 

stellung 

2,010 

2,010 

982 

982 

1,366 

1,366 

1,150 

1,150 

529 

.V>0 

3  0 

370 

325 

325 

45t 

451 

539 

/      539 

145 

145 

55 

5.') 

355 

356 

519 

519 

22  T 

2*23 

522 

522 

240 

240 

691 

691 

200 

200 

479 

693 

SMiisen-Welniar 

Altenburg 

Coburg-Gotha 

Meiningen-Hildburghausen  .   .   .   . 

Ashalt-Dessau 

Beroburg    

-  COthen 

Sciiwarzburg-Sondershausen 

Rndolstadt 

Hohenzoliern-Hechingen 

Liecblenstein 

flohenz.  -  Sigmäringen 

Waldcclt 

Rcass,  allere  Linie 

-  jflngere  Linie 

Schanntburg-Llppe «... 

I*P« 

Hessen-Homburg 

Freie  Stadt  Frankfurt 


11,152 


11,366 


^ 
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c. 

Beschlnss  der  Bundes -TersammUDg  vom  17.  Febraar 

1831. 

Fünfte  Sitzung  am  17.  Februar  1831. 

Nachdem  Zweifel  erholien  worden  ist,  wie  sich  das  Luxem- 
biirgerContingent  In  Folge  Beschlusses  vom  14.  Deceml)er 
V.  J.  (42.  Sitzung  §.  324)  noch  ferner  zu  dem  neunten  Araiee- 
corps  vorhalte,  wurde,  zur  Beseitigung  alles  Missverstäudnisses, 

beschlossen: 

der  Militär -Commlssion  der  Bundes  -  Versammlung  zu  eröffiieii, 
dass  das  Luxemburger  Contingent  auch  noch  ferner  einen  Thell 
des  neunten  Armeecorps  ausmache,  und  dass  sonach  in  dieser 
Beziehung  dermal  in  der  Stellung  des  Grossherzoglich  Luxem* 
hurgischen  MilitSr- Bevollmächtigten  keine  Aendening  eintrete. 


Beschlags. der Bnndes-TersammlHng  vomS.  Un  1831} 

betreffend  die  Verwendung  und  Eintheilang  der  Re* 

6er?e-Infanterie-Di?isien  znr  Kriegsbesatznng  def 

Bundesfestangen,  *)  nnd  das  Contingent  der  freien 

Stadt  Frankfurt. 

In  der  siebenten  Sitzung  am  3  März  1831  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Mainz  hat  zu 
bestehen,  aus : 

7,000  Mann  Oesterreichlschen 
7,000     -     Preussischen 


2,010     .     Sachsen-Weimar-Eise-  ^.^^„"^^ 

nachischen  i        ^     ' 

982     -     Altenburglschen  J 


r 


.      559 

1,366  Mann  Coburg-Gothatschen 
1 ,  150     -     Meiningen  -  HiWbui^haa- 

slschen 
529     -     Anhalt-Dessauischen 
370     -         -      Bernburgischen 
325     -         -      Cüthischen 
200     -     Hessen-Homburgiscben 


BiiRdes- 
trappen. 


zosammen  aus  20,932  Mann . 

Die  zu  dieser  Kriegsbesatzung  gehörigen  Genie-  und  Artil- 
krie-OlOciere,  Artilleristen,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers,  Pon- 
toniers  und  Cavalleristen  sind  in  dem  Oesterreichischen  und  Preus- 
sischen  Contingente  begriffen,  und  werden  von  beiden  Staaten 
zu  gleichen  Thellen  gegeben.  ^) 

2)  Die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Luxemburg 
hat  zu  bestehen ,  aus 

3,000  Mann  Preussischen 

2,556     -     Luxemburgischen  .  „ 

519     -     Waldeckischcn  [  ^^^"^^^- 

240     .     Schaumburg.LIppIschen  (  '^^^PP^"- 
691     -     Lippischen 


zusammen  aus  7,006  Mann. 

Die  erforderlichen  Genie-  und  Artillerie-OfBciere ,  die  Artil« 
ieristeo,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers  und  Cavalleristen  werden 
▼00  Preussen  und  Luxemburg ,  nach  Verhältniss  und  Antheil  an 
dem  Kriegsbesatzungs-Contingente,  gemeinschaftlich  gegeben. 

3)  Die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Landau  wird 
kestehen,  aus 

4,000  Mann  Baierischen  ^ 

451     -     Schwarzburg-Sondershausischen 
539     -     Schwarzburg-Rudolslädtiscben 
145     -     Hohenzollern-Hechingischen         \  Bundes- 
55     -     Liechtensteinischen  /  tnippen. 

356.     -     HohenzoUern-Sigmaringiscben 
223     .     Reusaischen  (älterer  Linie) 
523     -     Reussischen  (Jüngerer  Linie) 

Die  erforderiichen  Genie-  und  Artillerie- Offleiere ^  Artllle« 
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risten ,  Sappeurs ,  Mineurs ,  Pionniers ,  so  wie  die  CavalU 
werden  von  Baiern  gegeben. 

4)  Das  Contingent  der  i^reien  Stadt  FrankTurt  U< 
Disposition  des  Olierfeldherrn  vorbelialten ;  es  \^ird  J( 
selbe  der  Widmung  zum  Bundesfestungsdienste ,  nach  d( 
messen  des  Oberfeldherrn  ^  Iceineswegs  entzogen. 

5)  Die  zur  Ergänzung  der  Kriegsbesatzung  der 
Festungen  bestimmten  Contingente  haben  die  nach  der 
Verfassung  des  Bundes  zur  ersten  Ausrüstung  erfordi 
200  Patronen  per  Mann  bei  ihrem  Einmarsch  in  die 
durch  Vorspann  mitzuflihren. 

6)  Die  Bundes-V^ersammlung  wird,  wo  möglich,  biDD( 
Wochen  hinsichtlich  der  übrigen  im  Vortrage  des  Ausschi 
machten  Antrüge,  worüber  sich  die  Gesandschaften  lostnit 
erbitten,  definitiven  Beschluss  fassen.  *") 

a)  Vergl:  Die  Kriegsverfassung  des  teutschen 
des,  nach  den  neuesten  Bestimmungen,  S.  97,96. 

b)  Die  Bundes -Versammlung  errichtete  am  27.  September  j 
für  die  Bandesfestung  Mainz  ein  Reglement,  welches, 
Abschnitten,  umfassende  Bestimmungen  enthält:  über  die 
Organisatlpn  der  Besatzung,  über  das  Verhältniss  des  Festai 
verueurs ,  über  das  Verhältniss  der  Rechtspflege  und  Disciplifti 
polizeiliche  und  damit  verwandte  Veriiältnisse ,  über  die  V< 
des  Festungselgentbums ,  über  die  Dienst- Verhältnisse  der 
Direction  und  der  Artillerie -Direction,  über  das  Approvision 
und  dieArmirung,  über  das  Obercommando  des  Bundesfel< 
Pflichten  und  Befugnisse  des  Festungs- Gouvernements  im 
zustande  und  über  Feierlichkeiten  und  Ehrenbezeugungen.        , 

Reglements  für  die  übrigen  Bundcsfestnngen«^ 
noch  erfolgen. 

fF^en  Mangel  an  Raum  kann  die  Jußiohme  äietes  Mi 
mentx  ßlr  Mainz  u,  s.  w.  et*st  in  den  Ergänzung^ 
Forlsetsungs  ^ Bänden  dejt  Dipioma tischen-^ 
chives  gescfiehen,  i 

c)  Durch  den  Beschlu ss  der  Bundes-Versammlaij 
24.  Juni  1841   sind  die  Regierungen  von  0 esterreich,  Pr( 
sen,  Baiern,  Baden  und  den  Niederlanden,  so 

jenigen,    weiphe    die   Gontlngeotc   der  Reserve  -  Infant! 
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MvUion  zo  stellen  haben,  um  eine  Erk Iura ng^  ersucht;  inweU 
riKT  genan  bereebaeten  Zeit,  nach  erfolgter  Anflbrdening,  ihre  Tmp*- 
fUi  in  den  drei  Garnisonen  einzutreffen  im  Stande  sind.  —  Da 
iveh  das  BInrechnen  der  Besatzungen  der  Bundesfestnngen  in  die 
verfassungsmässigen  Bundes -Contingente  eine  nachtheüige  Vermin- 
kniBg  des  in  das  Feld  rückenden  Bundesheeres  eintreten  würde,  hegt 
lie  Bundes -Versammlung,  im  Vertrauen  auf  die  föderativen  Gesin- 
HDgen  der  Garnison  gebenden  Staaten,  die  Erwartung,  dass  von  den- 
Kiben  die  Verstärkung  der  Friedensbesatzung  der  Bundesfestungen 
Hs  zur  Höhe  der  vollen  Kriegsbesatzung  nicht  in  ihr  gewöhnliches 
CODtingent  von  einem  Procent  der  Bevölkerung  eingerechnet,  sondern 
iber  dieses  Contingent  hinaus  gestellt  werden  wolle,  soje- 
loeh,  dass  für  das  Grossherzoglich  Luxemburgische  Contingent  und 
ie  Contingente  der  Reserve-Infanterie-Division  die  Pflicht  der  Ver- 
afiiiLimg  nur  dann  und  nur  in  so  weit  eintritt,  als  das  allgemeine 
Aufgebot  sich  auf  mehr  als  das  gewöhnliche  Contingent  erstreckt. 
Vergi:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  70,  71. 


laiehlitgi  der  Bvides-TersammliiBg  ?om  25.  April  1831, 
Mieftid  die  Iistering  ud  gUlokfArnifga  Orgtai- 
sttionderReserTe-lBfaBterie-DiTision. 

In  der  ffinfzehnten  Sitzung  am  25.  April  1831 
vorde 

beschlossen: 

1)  Bei  den  aus  den  gemischten  Armeecorps  ausgeschiedenen 
—  eine  Reserve  -  Infanterie  -  Division  bildenden  —  Contlngenlen, 
werden  auf  Je  1000  Mann  132  JSfer  oder  Scharfschützen 
gestellt ,  wenn  die  das  Contingent  gebenden  Regierungen  nicht 
^vwziehen,  das  ganze  Contingent  in  solchen  zu  geben. 

2)  Die  Inspectionen  dieser  Contingente  werden  für  das 
f*r  1831 ,  nach  dem  Antrage  des  Bundestags- Ausschusses,  im 
Knien  und  aus  Auftrag'  des  Bundes  te  fdIgeBder  Art  angeordnet: 
tes  Des  (erreich  ersucht  wird,  die  Conting^te  von  Stchsen- 
CAurg  und  Gotha ,  von  Sachsen-Meiningen-Hildburgfaausen  und 

m.  36 


»«2 


Sachsen -Altenbuis,  dann  der  flrekn  Stadt  Fraiikftirt  n 
ren;  PreuBsen  dleConUngeiite  veofirosabenogUiiuiJ 
Weimar  und£isenach,  Anhalt- Dessau ,  AnhA- 
AnhaluCtfUien ,  von  Hessen-Homburg',  Waldeck , 
Lippe  und  Lippe;  endlich  Baiern  die  Gontiogaite  Yon; 
bürg -Sondershausen,  Schwarzbni^-Rudolsladt,  Hoh< 
Hechingen ,  Liechtenstein ,  HohenzoUem  -  Sigmaringen , 
allerer  Linie  und  Reuss  Jiingerer  Linie. 

3)  DieMilitär-Commission  wird  aurgefordert,  giei( 
Instructionen  itir  die  gegenwärtig  eintretende  Inspectioo, 
den  Stand  der  Ausbildung  und  Ausrüstung  der  belrefrendea] 
penlkörper  und  Überhaupt  alle  Bedingungen  ihrer  milH 
Brauchbarkeit  und  DlsponibllitSt,  Jedoch  ohaefilnmengUDgl 
firtlicheii  Verhältnisse  und  administrativen  G^enstSnde, 
fassen  bat,  dem  Bundestags^Attssehusse  vorzulegen. 

4)  Die  Inspectorea  werden  über  das  Resultat  ihrerli 
der  hohen  Bundes-Versammlung  erschöpfenden  Bericht 
und  zugleich  von  dem  Ergebnisse  die  betreffende  Regie] 
angemessene  Art  in  Kenntniss  setzen. 

5)  Künftige  Inspectionen  werden  Jedes  Mal  der 
Bescblussfassung  der  hohen  Bundes-Versammlung  voi 

6)  Wegen  VertretUBg  d^  die  ReserveJataileri&'l 
bildenden  CoBtiogeBle  bei  der  MilitSr-Comudsskm  txf 
Bundes-Versammtang, .  wird  nachträgliche  Bestimmung 


F. 

.iMGkUss  der  Bundes -TeffammlAng  vwn  11. 
USl,  densalheifiiegenakAidlMtrafML 

■ 

In  der  fünf  und  zwanzigsten  (Sitzung  am  1 
gu  St. wurde 

beschlossen: 

•  ♦  •  ■ 

'  :•  L  Die  i A^gtomigei  von  Oestevrelcb,  Presi 
Bftiern,  wdcke  durch  BescbhM  der  hohen  Bundes-V^ 
•taag.  vom  Sfi,  April  4.  J.  erautbt  worden  sind,  die  Mwtei 
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AeMnr&-IafiinMrte  Division  gebürenden  Contlogeote,  Im  Na- 
Qjid  «US  Auftrag^  daoB  auf  Kosten  des  Bundes  vmehmen 
PI  blasen,  werdea  eingeladen ,  die  Uerzu  iiesUmmteo  Generale 
wtt  Baehsteliende  Ittstructfon  zu  verweisen : 

Instruction. 

1)  Die  Musterung  der  Contingente  der  Reserve -«lifluiterie- 
Divtnion  des  Deutscben  Bundeskeeres  wird  isi  Namen  und  aus 
Auftrag  des  DurchlaudMtigsien  Bundes  vollzogen« 

2)  Der  mit  der  Mustening  eines  dieser  Contingente  zu  be- 
auftnigeode  General  bat  sich  mit  der  Rc^erung  dieses  Contln- 
ffCDts  Qlier  den  Tag  und  Ort  der  Musterung  einzuvernebmen. 

3)  Zur  Musterung  wird  das  ganze  Cootiagent  an  Einem 
Orte  versammelt,  sofern  nicht  etwa  in  besonderen  Fällen  die 
LandesbehSrde  veranlasst  ist ,  an  mehr  als  Ein^n  Orte  die  Ab* 
Ibeliuiq^ii  ihres  ConUngents  mustern  zu  lassen.  Die  Regierung 
jetzt  hiervon  den  Inspidrenden  in  Kenntniss. 

4)  Dieser  hat,  nach  der  Ankunft  an  dem  Orte  seiner  Be- 
sMmmnngj  über  Alles,  was  auf  die  Vollziehung  seines  Auftrages 
Aezng  hat,  lasbesoBdere  über  die  Zeitsdes  AusrUcIcens  der  zur 
Musterung  bestimmten  Truppen  und  über  die  vorzunehmenden 
XnippenObungefi,  mit  dem  Befeblebaber  des  Contingents  Rüclc« 
Waciie  zu  nehmen. 

i)  GegenstSnde  der  Muiterung  sind  j 

a)  Vei^leiphunig  der  vorhandenen  Mannschaft ,  der  Hranken 
u.  s.  w.  mit  dem  Standesausweis  des  Contingents; 

b)  Kenntttissnahme  von  den  wegen  der  Bildung  der  Stämme 
zur  KrgSnzuDgsmannschatt  bestehenden  Einricbtungeo ; 

c)  Untersoeihimg  der  WaflTen ; 

d>  Bevision  der  für  den  Marsch  bestimmten  Taschenmunition, 
welche  fiir  Jedes  Feuergewebr  aus  50  bis  60  Patronen  und 
3  Gewehrsteinen  bestehen  soll. 

Ausserdem  sind  für  Jedes  Feuei^ewehr  140  bis  150 
Patronea  zum  Yerpacl^en  in  Bereitschaft  zu  halten,  oder  an 
4Qm  Orte  der  Bestimmung  des  Gonting;ents  in  BesteUuag 
zu  geben. 

e)  BesUMlgme,  des  oder  der  Munitionswagen ,  welche  zur 
Fortschaffling  von  wenigstens  20  bis  24  Patronen  und  drei 

36* 
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Oewehrstelnen   fiir   Jedes  Peuergewdir 

Diese  Wagen  werden  durch  Vorspann  In 

Anmerkung.  Der  Theil  d^  Munttfon ,  w< ' 
In  der  Tasche  und  in  dem  BataUlong- 
Wagen  fortgeschafft  wird,  muss  auf 
Wagen  transportirt  werden. 
6)  Die  vorzunehmenden  Truppenübungen  halieo  dcl 
Fertigkeit  Im  Felddlenste  Im  Allgemeinen  und  auf  den 
des  Feuergewehrs  insbesondere  zu  beziehen. 

In  letzterer  Beziehung  wird  das  Exerciren  im  Fi 
wenigstens  10  Patronen  für  Jeden  Mann ,  theils  In  ganz 
sen ,  theils  in  Abtheilungen ,  nach  dem  für  das  Coating 
tigen  R^lement  abzufeuern  sind)  und  das  Schiessen  n4 1 
Ziele  vorgenommen.    In  Absicht  des  letzteren  geschel 
Jedem  Bttchsenschiitzen  2  Schuss  nach  der  Scheibe  \  da*  i ' 
einen  nahen ,  der  andere  auf  einen  weiteren  Zielai>stan|4^^ 
Ergebniss  dieser  Uebung  Ist  in  eine  Tabelle ,  wie  bdfiiL^ 


\ 


Schema  zeigt,  einzutragen.    Unter  der  Qbrigen  Mai( 
w^en  von  Jeder  Compagnie  10  Mann  von  dem  Inspid 
ausgewählt,  welche,  ebenfiills  in  der  bemerlLten  Art,  2 
Schuss  nach  der  Scheibe  zu  thun  haben. 

7)  Der  mit  der  Musterung  beauftragte  General  hat  9 
Ergebniss  derselben  umfassenden  Bericht  zu  erstatten  onl 
bei  dieser  Gelegenheit  Vorschläge  Ober  AbSnderungen ,  i 
bei  einem  oder  dem  anderen  G^enstande  der  Besichttgon 
lieh  oder  nothwendig  schienen ,  machen. 

Dieser  Bericht  wird  der  hohen  Bundcs-Yersammlnii^ 
den  Bundestags-Gesandten  desjenigen  Staates  überreicht  ^ 
von  welchem  der  Inspicirende  Offlcler  gegeben  wurde. 

8)  Nach  vollzogener  Musterung  hat  der  damit  beai  ^T^ 
General  das  Resultat  derselben  zur  Kenntniss  des  Cantfj  ! 
herm  zu  bringen.  j       i 

n.  Als  Termin  fOr  die  in  diesem  Jahre,  und  zwj 
Massgabe  des  Beschlusses  vom  25.  April  d.  J. ,  vorzuBel  '     i 
Musterung  wird  der  Zeltraum  von  der  HiOfteS^tenibers   I . 
HSlfte  Oktobers  bestimmt. 

Et.  Die  betreffenden  Regierungen  der  Er^btzungs  . 
gente  werden  durch  die  Bundestags-Gesandscfaaften  ersiioJ 

1^ 
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40 

261 

147 
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33,108 
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4,183 

1,883 

2,330 

1,480 

1,307 
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401 

31« 

38« 

373 

340 

333 
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384 
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33,305 
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«,013 
3,651 
1#344 

3,630 
538 

1,604 
383 
178 
108 

soo 

357 
957 


31,358   ■  33,377 


3337(9' 


73,501 


01,418 
37,5«5 


10,816 

7,751 

4,803 

113 

43 

375 

156 

373 


34,330 


9^,303 

4,403 

1,981 

3,347 

1,558 

1,43« 

030 

433 

331 

410 

380 

353 

350 

■}3 

404 


eile  füfit^  cf«9  ipeaaub  Zeriegsag 
In  die  venchledeneil  Waffengat* 
in  In  den  näheren  Beiitimanngen 
n  Vonchriflen.  Dasi  mit  dieaer 
bei  Jedem  Contingenle  die  wlrk- 
i  Formallon  gemeint  ßej,  Ist  ans 
t  olfenbar. 

nebr  nnr  einen  Maassstab  an  die 
I  das  ermessen  ko  können,  was 
t  im  Verbttftnlss  zn  allen  Obrigen 
qaalltatlven  Unterschiedes  der 
eigeatlicb  zn  leisten  habe,  In  so 
I  Lefstong  In  Ifann^chhft  besteht. 

der  BeMcbnniMlp  votffcomidenden 
|irch  weggefhilen,  das^  statt  y«  nnd 
'zum  Vorfhell  der  Streitmacht  ein 
fegegen  jeder  Bruch  nnter  «/i  als  0 
|rde. 
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Bemerkungen 


96 


48 


80 


40 


36 


18 


3t 


16 


32 


30 


16 


15 


1)  Da  die  Innere  BinOiellaqg  der  nage- 
mlscliten  Armeecorps  noch  nicht  znr  RenaU 
niss  gelangt  Ist,  so  wnrde  hier  die  Bintheiloiig; 
derselben  In  t  Divisionen  nnr  In  so  fem  auf- 
gefOhrt,  als  nach  den  näheren  BestiinniaiigeD 
(S-  ^^)  i^^  Corps  wenigstens  In  so  viel  DI- 
Tislonen  abzntheilen  Ist 

%)  Aas  ähnflchein  Gmnde  Ist  von  den  ge- 
mischten Armeecorps  nnr  die  Elnthellnng  in 
Divisionen,  and  nicht  noch  die  fernere  In  Bri- 
gaden, Regimenter  n.'s.  w.  anQ^fllhrt. 

3)  Eben  so  konnten,  well  die  Ueberelii- 
kflnfte  der  minder  mJIchtIgen  Staaten  wegea 
SteUang  der  GesciiitBBe  noch  nicht  vorliegen, 
diese  nnr  der  Anzahl  nacb,  nicht  nach  den 
formirten  Batterien,,  aolj^filhrt  werden. 

4)  Aach  sind  zar  Bildong  vollständiger 
Batterien  von  6  oder  9,GeschOtzen,  die  nach 
§.  H  der  näheren  Besttaamnngea  als  Einheiten 
dieser  WalTengattung  gelten,  zum  VortheU 
der  Streitmacht  bei  ' 

dem  ConUttgente  von  Oesterrelch  3 
1,  „  i,    Pieussen  % 

M  n         ^99    Büem  1 

den  Kontingenten  vom  8.  Armeecorps  % 


-  r» 


19 


« 


jj 


„  10.        „  3 

mehr  angenommei^«  als  ^as  ausgesprochene 
Vcrbältniss  von  t  StOcfcei  auf  Je  1000  Mann 
beträgt. 


I 


/* 


I 
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feefgaeten  EtadeUmigen  wegen  einer  solchen  GlelchstelluDg  des 
Callben  der  Feuergewehre,  sowohl  der  zur  Besatzong  elner^und 
derselben  Bandesfestdng  bestfmmten  Ergltazubgs  -  ConUngente 
ntar  sieh ,  als  derer  die  ordentliche  Besatzung  bildendea  Tny» 
peo ,  za  treffen ,  damit  die  MunlUon  g^enaeiUg  gebraucht  wer- 
iea  kOnne,  wobei  eine  vSIUge  Gleichstellung  mehrerer  ein  Er- 
^bizongs-Batalllon  bildenden  ConUngente  als  eine  unabweisbare 
Forderung  angesehen  wird. 

Die  hohe  Bundes-Versammlung  sieht  Innerhalb  vier  Mona- 
ten dner  Anzeige  über  die  deshalb  getroffene  Vereinbarung  ent- 
gegen. 

IV.  Auch  fiberlSsst  sie  sich  der  Erwartung,  die  Regierungen 
der  ErgSnzungs- ConUngente  werden  Im  Interesse  des  Dienstes 
und  Ihrer  eigenen  Truppen  hinreichende  Bewc^ngsgrilnde  fin- 
den ,  um  fOr  die  Zeit  des  gemeinsamen  Dienstes  in  den  Bundes- 
Itetuogen  eine  fibereinsUmmende  Verpflegungsweise  der  Mann- 
sdiaft  der  betreffenden  ConUngente,  nicht  nur  unter  sich,  son- 
dern auch  mit  der  der  stdienden  Besatzungstruppen,  anzu- 
adimen. 

V.  Nicht  weniger  findet  sie  sich  veranlasst,  an  die  Regie- 
magea  der  ErgSnzungs- ConUngente  die  Aufforderung  gelangen 
zu  lassen ,  dass  da ,  wo  solches  noch  nicht  der  Fdll  seyn  sollte, 
die  erforderlichen  Bestimmungen  wegen  der  auf  die  betreffenden 
Truppen  anzuwendenden  kriegsgesetzlichen  Vorschriften  und 
wegen  des  mit  ihrer  Anwendung  beauftragten  Gerichtspersonals 
getroffen,  und  darüber,  dass  solches  geschehen,  binnen  vier 
Monaten  hohe  Bundes-Versammlung  in  Gewissheit  gesetzt 
werde. 

VI.  Dieser  Beschluss  wird  der  MilltSr-Commlsslon  zur 
Wissenschaft  mitgethellt. 


Schema. 

BiMBiiliehM 

ittMium...  ll..nR.l.n 

<M CaitllSBBttgMOl 


l}aaflOO  Schritt 


Z)BDf  ISO  Schrill 


Anmerkui 

1;  Die  Büchsen  waren  im  Durchscnnitie  oescnaiien  . 
(Caliber ,  Stetoreuer  oder  Percussion.) 

Die  Musketen 

(Dlesellwn  RücItsichteD.) 

2)  Die  Ladung  der  Büchsen  bestand  aus    ...     . 
Die  der  Musketen  aus 

3)  Das  Pulver  war  (im  Allgemeinen)  bescbalFeii 

4)  Die  WltleruDg  war 
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i)  Im  CMnzen  bedurften  an  Zdt 
auf  100  Sebrltt 

die  Jäger    ....    Miauten 
die  MnskeUere  ... 
auf  190  Sehrttt 
die  Jäger 
die  MuskoUere 

N.  den 18  .  .  • 

Unterscbrift  des  losplclrenden. 

Es  wäre  zu  wUnschen ,  dass  wegeu  der  Gleichfümii^ell 
Gberall  die  Zielscheiiiea  8  Fuss  hoch  und  4  Fuss  i>feit  (rbeinlän- 
dlsches  Mass)  gemacht  und  dass  6  Ringe  beschrieben  wfirdea^ 
Yoii  denen  der  äusserste  2  Fuss  im  Durchmesser  hat. 


.... 


.  . 


Beschlnss  dar  Bnndes-Tersammlnng  vom  28.April  183S, 
ketreffend  die  revidirte  Instruction  flbr  die  Instar ung 
te  nr  ReferTe-Iafanterie-DiTlaion  gehörendea  Oon* 

tingente. 

In  der  dritten  Sitzung  am  28.  April  1836  wurde 

beschlossen: 
I.  Die  Regierung^  von  Oestcrrelch,  Preussen  und 
Baiern  werden  ersucht,  bei  der  im  Laufe  des  g^enwärt^ett 
Jahres  vorzunehmenden  Musterung  der  im  Beschlüsse  vom 
29.  Oktober  1835  (Prot,  der  26.  Sitzung  §.  415)  erwähnten  Con- 
ttogente  die  damit  beauftragten  Generale  auf  nachstehende  In- 
struction zu  verweisen: 

Instruction. 
§.  1.  Die  Musterung  der  die  Reserve -Infanterie- Di  visioD 
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#      • 

biidendeo  Contingente  wird  im  Namen  uad  aus  AxUne  4ct 
Durcblaucbtigsten  Deutschen  Bundes  vollzogen. 

§.  2.  Zeit  und  Ort  der  vorzunehmenden  Musterung  woden 
dem  damit  beauftragten  Generale  von  dessen  Regierung,  nach 
voif^Sngigem  Einverstäadniss  mit  den  R^erungen  der  zu  mu- 
sternden Contingente ,  bestimmt. 

§.  3.  Zur  Musterung  wird  das  ganze  ConUngent  an  Einem 
Orte  versammelt,  sofern  nicht  etwa  in  besonderen  FUlen  die 
LandesbehSrde  veranlasst  ist,  an  mehr  als  Einem  Orte  die  Ali- 
theilungen  ihres  Contingents  mustern  zu  lassen,  wovon  als- 
dann der  Inspectlons-General  gleichfalls  durch  seine  Regierung 
unterrichtet  wird. 

§.  4.  Dieser  hat  nach  der  Ankunft  an  dem  Orte  seiner  Be- 
stimmung über  Alles ,  was  auf  die  Vollziehung  seines  Auftrages 
Bezug  hat ,  insbesondere  Ober  die  Zeit  des  Ausriickens  der  zur 
Musterung  bestimmten  Truppen  und  über  die  vorzunehmenden 
Truppenübungen ,  mit  dem  Befehlshaber  des  Contingents  Ruck- 
sprache zu  nehmen. 

§.  5.  Gegenstände  der  Musterung  sind : 

a)  der  Stand  des  Contingents.  Dem  Inspicirendea 
wird  von  dem  Befehlshaber  des  Contingents  ein  Standesausweis 
übergeben  werden ,  nach  welchem  sowohl  die  nach  der  Kriegs- 
verlhssung  des  Deutschen  Bundes  vorgesdiriebene  StKri^e  des 
Contingents  —  wozu  nur  die  nach  §.  2  der  näheren  Bestimmun- 
gen als  streitbar  anzusehende  Mannschaft  zu  rechnen  Lst  —  als 
auch  dessen  elfectlver  Bestand  an  Chaiigen ,  Jägern  und  übriger 
Mannschaft  zu  entnehmen  ist. 

Der  Inspicirende  wird  nach  diesem  Rapporte  die  ihm  vorge- 
stellte Mannschaft  und  die  Zahl  der  bei  der  Musterung  nicht 
gegenwärtigen  Individuen  (Kranke,  Arrestanten  und  die  un- 
entbehrliche Wachtmannschaft)  des  Bundes -Contingents  ver- 
gleichen. 

Die  mit  der  Musterung  des  Fürstlich  Lippischen ,  dann  des 
Sachsen  •MeiniDgen-UildburghausIschen  und  des  Hohenzollem- 
Sigmaringischen  Contingents  beauftragten  Generale  haben  sich 
die  Ueberzeugung  zu  verschaffen ,  ob  den  §§.  5  und  6  des  Bun- 
destags -  Beschlusses  vom  29.  Oktober  1835,  welche  ihnmi  zu 
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Bade  odtznthelleD  nlnd ,  von  des  Mtneffendeu  Regf eruogen 
Genüge  geschehen  sey. 

b)  ErgXnzoDgj^mannBChart.  Der  Insptcirende  wird 
filMXDdIge  Kenntntos  nehmen  von  den  wegen  Bildung  der 
Slimme  zur  Ersatzmannschaft  bestehenden  Einrichtungen ,  des- 
gleichen ob  solche  Massregeln  getroffen  sind ,  damit  die  Er^n- 
ZQOg  der  Stämme  Iflr  die  Ersatzmannschaften  und  die  Aufstel- 
loag  der  Res^voi  in  dem  kriegsverftissongsmässigen  Zeiträume 
ud  hl  der  vorgeschriebenen  StSrlLe  (§«  4  und  5  der  nSheren  Be- 
Mmmongra  der  Rri^sverftissung)  mit  eingefibter  Mannschaft 
k&mai  bewirkt  werden. 

c)  Waffen.  Untersuchung  derselben  und  Kenntnissnahme 
von  dem  ausser  der  Bewafftaung  des  Contingents  vorhandenen 
Vonrathe,  namentlich  in  so  weit  derselbe  zur  Bewafftaung  der 
Reserve-Mannschaft  erforderlich  ist. 

d)  Munition.  Kenntnissnahme  von  dem  Vorrathe  und  Zu- 
stande der  Taschenmunitfon ,  welche  fOr  Jedes  Feuergewehr  aus 
50  Ms  fiO  Patronen  und  3  bis  4  Gewehrsteinen  bestehen  soll ,  — 
von  der  Ladungsquantitüt  und  von  dem  VerhSltnisse  derselben  ta 
Bezug  auf  die  Güte  des  Pulvers  und  die  Einrichtung  des  Feuer- 
gewebrs.  Kenntnissnahme  von  dem  Bestände  und  derBeschaffen- 
Mt  des  ausser  der  Taschenmunition  erforderlichen  Munitlons- 
TorratheSy  welcher  In  140  bis  150  Patronen  fUr  Jedes  Feuer- 
gewebr  und  1  Feuerstein  auf  Je  15  Schuss  besteht,  tn  so  fern 
nicht  mit  den  Staaten,  welche  an  dem  Bestimmungsorte  der  Con- 
tingente  die  grossere  Garnison  geben,  ein  Uebereinkoramen  wegen 
Verfertiguog  und  der  dortigen  Bereithaltung  der  firaglichen  Mu- 
bMob  getroffen  worden  Ist. 

e)  Ausrüstung  und  Bekleidung.  Beschaffenheit  und 
Zustand  derselben.  Hierzu  gehSren  auch  die  für  das  Contingent 
erforderlichen  MtlitSrAihrwerke. 

f)  Dienstliche  und  taktische  Ausbildung.  Uebung 
im  Gamisons-  und  Feld -Dienste;  desgleichen  Uebung  in  den 
Waffen  und  in  Evolutionen  und  insbesondere  Im  Zielschiessen. 
Zu  diesem  Zwecke  werden  an  Jeden  Mann  wenigstens  10  Ma- 
aoenvririwtroneii  ausgetheilt,  welche  theUs  in  ganzen  Massen, 
ihells  in  AbtheUungeB ,  nach  dem  bei  ißn  Contingenten  üblichen 
Reglement,  abzufeuern  sind. 


wo 


Ferner  erbaiten  Jeder  Jäger  oder  Schtttie  uni 
Jeder  Compagnie  10  Mann,  welche  von  dem  Inapicirenden 
aitfgewählt  werden ,  2  scharfe  Scbuss ,  um  den  dnen  muf 
nahen»  den  andern  auf  elaen  eotfemteren  Zietabslaiid 
feuern. 

Das  Ergebnlss  dieser  SchiessObuog  ist  in  eine  Tabcl 
wie  beifolgendes  Schema*)  zeigt,  einzutrag». 

Ausserdem  wird  rieh  derlnspicirende  durch  die  ihm  van 
Befehlsliaber  des  Gontingents  vorzulegenden  SchlesslisieB 
vocgängig  Statt  gefundenen  Uebungea  von  dem  Grade  der 
tlgkeity  welchen  die  Truppen^  und  namentlich  die  JSger, 
Gontingents  in  diesem  so  wichtigen  Theile  des  Dieastes 
erreicht  haben ,  noch  näher  unterrichten  können. 

Dabd  ist  das  Dienst-  und  Exercir-Reglement  zu 
nach  welchem  die  Ausbildung  des  Gontingents  bewirkt  wird. 

g)  Formirung.  Angabe  von  der  bestehenden  Elathdli 
des  Gontingents  in  Gompagnien  und  deren  GUederung. 

h)  Lazaretherfordernisse.  Angabe,  ob  das 
§•  39  der  näheren  Bestimmungen  der  RriegsveriSaissung  unai 
setzt  complet  zu  erhaltende  ärztliche  Personal  vorfaaodoi  ist, 
welche  Einrichtungen  wegen  der  Bereithaltung  oder  der  un^ 
zQglichen  Beischaffüng»  bei  eintretender  Mobilmachung  der 
tingente,  der  nach  dem  §•  40  der  gedachten  BestimmuDgen 
forderlichen  Vorräthe  an  Arzneien  u  s.  w.getroifen  worden 

§•  6.  Der  mit  der  Musterung  beauftragte  General  hA 
das  Ergebnlss  derselben  umfassenden  Bericht,  nach  Ai 
der  im  §.  5  namhaft  gemachten  Rubriken,  zu  erstatten,  Aem 
iet  dort  unter  Punkt  a  genannte  Standesausweis  und  die 
Punkt  f  erwähnte  Schiesstabelle  bdzuIUgen  ist. 

Dabei  kann  der  Berichterstatter  Vorschläge  über, 
gen  machen ,  welche  ihm  bei  dem  dnen  oder  dem  andern 
Stande  der  BesichUgung  nfitzllch  oder  nothwendig  sdielnen. 

Dieser  Bericht  wird  der  hohen  Bundes-Versammluoier  di 
den  Bundestags  -  Gesandten  desjenigen  Staates  fibareichi, 
welchem  der  Insplcirende  gegeben  wird. 

§,  7.  Nach  vollzogener  Musterung  hat  der  damit  kern 
General  das  Resottat  dersdben  zur  Knntnias  des  Cont 
berm  zu  bringen. 
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O.  IMe  dnrdi  §.  12,  den  zweiten  Satz  des  §.  13,  nicht  we- 
tfiireh  die  §§.  14  und  15  des  Bundes-Beschiusses  vom  29. 
1835  (Protokoll  der  26.  Sitzung ,  §.  415)  an  die  betref- 
riten  A^gterangen  ergangene  Aufforderung  und  die  Anzeige 
1  dem  Ergebnlss  der  in  Folge  desselben  getroffenen  Elnlel- 
tgea  wird  In  Erinnerung  gel>raclit ,  und 

HI.  TOD  diesem  Beschlaase  der]IOIltk*-CommIssionKenntotss 
pdien. 

b 

'  d)  Dies  Scliema  der  Scliiesstabelle  stimmt  mit  dem  obigen ,  unter 

1:  P  *  genau  ffl>ere!u. 


Anzeige  tob  dm*  Uebereinkiift  zwisdoi  li 
zollem-Heckingeiiy  lieclitensteiii  ud  Ell 
zellern-SigmariDgeB,  wegen  FormiruBgebiei 
meiB8chaftlicheBBataill0B8,  Bsd  BescliUsi] 
BBBdes  •VersammiBBg  Tom  16.  Febniar  183i 


Dritte  Sitzung  am  16.  Februar  1837« 

DerHerrGesandteder  16.StimmegId)tlQrHo] 
zoIlern-Hechingen,    Liechtenstein  und  Hokeozi 
lern-Sigmaringen  nacbstdiende  ErkUrong  ab : 

In  Gemässlieit  des  Bundes -Beschlusses  vom  29. 
1835  (§.  415  desProtokeltes)  ad  14  ist  zwischen  denRegi^ 
▼OB   Hohenzollern - HechingeOt   Liechtenstein 
Hohenzollerfi-Sigvaringen  eine  Uekereinkonl 
Innn  8.  und  25.  Oktober  und  10.  November  1836  wegen 
mirung  eines  gemeinsohaftlichen  Batailioos 
soUosseB  worden ,  welche  ier  Gesandte  dieser  kohen  Yi 
long  zu  übergeben  beauftragt  ist 

Derselbe  soll  zugleicb  hiermit  4ie  Anzeiee  verHndeB, 
warn  voUstandlgen  Zustandebringen  d^iseibeo  in  Bezidauc^ 
4ie  |§.  9,  10  und  11  die  erforderliebeii  Gesaehe  beretts 
fiSniglloh  Baierfache  StaalamiataterlBm  des  Aeussen 
aM. 

Hierauf  erfolgte  der 

Beackluss: 

•  Die  gelniSBiie  Uebereinkuna  sur  WisseBsckaft  zu  aekd 
und  derMilitSr-Commission  davon  uWelateiBerAbschriftltfi 
niss  zu  geben. 


leicbluss  der  Bundes-Versammlung  romS.Sep- 

taber  1836,  betreffend  die  Stärke  und  Znsammen- 

letzmg  des  Herzoglick  Nassanischen  Reserve- 

Gontingents. 

Neunzehnte  Sitzung  am  5.  September  1836. 

In  Gemasflhelt  der  erfolgten  simmtUchea  Abstimmungen 
wurde 

beschlossen: 
1)  In  Ansehung  der  Differenz,  welche  zwischen  den  bei  dem 
9.  Armeecorps  betbeiligten  Regierungen  Aber  die  Stärke  und 
Zusammensetzung  des  Nassauischen  Reserve-Goui- 
tinge n  t  s  obwaltet ,  wird  festgestellt : 

dass  das  Herzogthum  Nassau  von  der  Naturalstellung 
einer  Ca vallerie- Reserve  definitiv  losgesprochen  werde  $ 
d^^en  aber  als  Reserve  den  dritten  Theii  seines  Con- 
Ungents  mit  1,346  Mann  zu  stellen  habe,  welshe  sodann 
nach  den  nSmlichen  Verhältnissen  aus  Inflanterie,  Artil«- 
lerie,  Plonnlers  und  Pontoniars  zu  bestehen  hätte,  und 
dass  ausserdem  von  seiner  Seite  durch  die  Stellung  von 
2  siebenptUndigen  Reservehaubitzen  der  ihm  obliegenden 
BundespOicht  ein  hinreichendes  Genfige  geleistet  werde. 
l)  Die  Militär-  Commission  wird  von  gegenwärtigem  Be- 
seUusse  tai  Kenntniss  gesetzt. 


Beschluss  der  Bnndes-Versammlnng  tok  23. 
g;ii8t  1832,  betreffend  die  Verpflegung  der  xir¥l 
derherstelinng  der  ftffentliclien  Rnlie  in  eil 
Bundesstaat  abgesendeten  Htlifstriippei 

Ein  u  od  dre  issigste  Sitzung  am  23.  Aug  US  tl! 
SSmmtliclie  Gesandscbaften  vereinigten  sich  mit 
Comniissions-Antriigen  zu  dem 

Beschlüsse: 


2)  Wenn  in  Folge  einer  vom  Bunde  an  eine  Regh 
gangenen  Aufforderung,  oder  auf  Requisition  der  Regiotmg 
nes  Bundesstaates,  Httlfstruppen  zur  Wiedertierstdlung 
Sffentlichen  Ruhe  in  einen  Bundesstaat  ai)gesendet  werdeft] 
haben  diese ,  da  wo  sie  elnriiclcen  —  unbeschadet  des  fhnri 
gierang  nach  dem  Artikel  XIV  der  Executions-Ordaung 
dem  noch  zustehenden  Ersatzes  der  zu  liquidirenden  R< 
Einquartlrung  und  Naturalverpfl^^ung  zu  erhalten. 
Hülfe  empfangende  Regierung  hat  daftir ,  dass  die  Einquj 
und  Naturalverpflegung  nach  dem  Reglement  des  Hülfe  U 
Staates  gehfirig  erfolge,  Sorge  zu  tragen. 


lesobloftg  der  Bnndes-VersamiiiliiBg  ?mi  23.  $^ 
tnierlSM,  betreffend  dei  Irsati  desAifvaides 
fltrdiexQmlarsche  nach  demOrosslterxogtlinme 
Lizefflbnrg  im  Jahre  1831  an f gern fenen  Cen- 
tin gen  te. 


Zwei  und  zwanzigste  Sitzung  am  23.  September 
iS3». 

Niederlande  wegen  des  GrossherzogtAums 
Luxemburg:  Da,  nach  der  im  Protokolle  der  20.  Sitzung 
(§•  259)  enthaltenen  Präsldialäusserung ,  die  sub  num.  5  der 
Antrige  vom  2.  Mai  d.  J.  erwähnte  Geltendmachung  regres- 
wrischer  AnsprOcfa^  einer  weiteren ,  gründlichen  Erörterung, 
^e  solches  allerdings  bundesverfassuogsmässlg  erforderlich  er- 
strebt ,  vorbehalten  bleiben  soll ,  und  es  sich  also  g^enwSr- 
tig  nur  von  der  matrikularmässigen  Aufbringung  einer  Summe 
von  937,152  Gulden  20  Kreuzern  handelt,  welche  der  Bund, 
als  solcher,  sich  bewogen  findet,  denjenigen  Bundesstaa- 
ten auszuzahlen,  derenContingente  im  Jahre  1831  zum 
Marsche  nach  dem  Grossherzogthume  Luxemburg 
aufgefordert  worden;  so  finden  Se.  M^estSt  der  RSnig 
6rossherzog  hierbei  nichts  zu  erinnern ,  und  sind  auch  berrit, 
^  matrikuTarmSssigen  Beitrag  des  Grossherzogthums  Luxetn- 
^^i  an  den  vorgeschlagenen  Terminen ,  in  die  Bundes-Matri- 

knlar^Kasse  abfiUiren  zu  lassen ,  woduvcb  All^höchstdieselben 
HI.  37 
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Jedoch  auf  die  diesseitige  Fordenuig  wegen  Verpl 
nach  Massgabe  der  Im  §.  325  des  Protokolles  der  30. 
Sitzung  enthaltenen  EriLl&rung,  in  Iceiner  Weise  vi 
wollen. 

In  so  fem  der  Bund ,  wider  diesseitiges  Ej 
seyn  sollte,  regressorische  Ansprüche  g^en  das 
thum  Luxemburg  geltend  machen  zu  kSnnea;   so 
MfliJestSt  der  KSnig  Grossherzog  Sich  auf  Ihre,  im  %. 
tokolles  der  3.  Sitzung  vom  15.  Januar  1835  eol 
Jetzt  unerwiedert  gebliebene  Erklärung  beziehen , 
fiber  die  Frage ;  ob  überall  solche  Anspräche  ^egea 
herzogthum  Luxemburg ,  nach  Massgabe  der  Biindt 
der  Sachlage ,  geltend  gemacht  w^den  können  7  als] 
den  Belauf  Jener  Ansprüche ^  und  die  dabei  zu 
legenden  Liquidationen ,  alle  und  Jede  ferneren  Aei 
Einreden  und  Zuständigkeiten  Sich  vorbehalten. 

Auf  Grund  sämmtllcher  nunmehr  vorliegender 
mungen  wurde 

beschlossen: 

1)  Dass  den  nachgenannten  zehn  Regierungen  d( 
ihres  Aufwandes  lür  deren  zum  Marsche  nach  dem  Gi 
thume  Luxemburg  im  Jahre  1S31  aü()^erufene  Contini 
Abrechnung  von  50  Procent  der  zur  Liquidation  gebra< 
terhaltungskosten ,  in  nachstehendem  Betrage  geleistet 

Hannover  (einschliesslich  der  unter  dem  Titel  von 
chungsgeldern  verrechneten  Feldzulagen  im  Bei 
38,870  Gulden  |  Kreuzer)  mit  .     .    342,961  Fl. 

Kurhessen  mit 217,281   - 

Holstein  und  Lauenburg  mit    •    .    117,697  - 

Braunschweig  mit 75>697  - 

Nassau  mit 52,239  - 

Mecklenburg-Schwerin  mit   .    .      63,282  • 
Mecklenburg-Strelitz  mit      .    .        6,512- 

mbeckmit 8,978  - 

Bremen  mit     ........      11,053  - 

Hamburg  mit 41,476  - 

zusammen  mit     .    .    937,152  FL 
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•:  ^^^^^stong  Seiner  RSoiglichen  Hokelt  des 

^      M«ik1>iirg  auf  den  Ersatz  des  seiner  Zell  m 

^  -  »UuAes-Beschlosses  vom  18.  März  1831  ge- 

Unter  den  in  der  EiiilMning  vom  1.  Sei^tem- 

*  "^1,  8.  830'')  gesetzten  Bedingungen  ans. 

"   Vorilegenden  Fall  anzunehmen  sey$ 

iumme  von  937, 152  Gulden  20  Kreuzern  nach 

<^^I  auf  sSmmtllcbe  Bundesstaaten ,  mit  Aus- 

>  ausgesctilagen  und  von  denselben  zur  HMRe 

^^n  j  zur  anderen  HSIfte  spätestens  innerhalb 

^age  des  zu  flissenden  Bundes-Beschlusses  an, 

"-"tlkular-Kasse  abgefOhrt ,  von  dieser  sodann 

^ehn  betheiligten  Staaten  sein  Guihaben ,  Über 

^enen  Matrikularbeitrages ,  in  den  nämlichen 

^  9  und  wegen  der  Punkte  3  und  4  der  geeignete 

^  ^dtrikularkasse  mit  dem  Jteinigen  erlassen  werde, 

^^^  Berichtigung  dieses  Tilgungsgeschäftes  der- 

^^  Anzeige  an   die  Bundes  -  Versammlung   zu 

*Buud  erkläre,  wie  er  durch  die  Ersatzleistung 

^^fgerutenen  Regierungen ,  der  Geltendmachung 

.  jinspniche  zu  entsagen ,  in  keiner  Weise  ge- 

^/r^iTenden  Regierungen,  unter  Mittheilung  der 

^^j^lilUsse,  eingeladen  werden,  diejenigen  Ori- 

^  aß0^^  ^   Orlglnalcorrespondenzen  und  Protokolle, 

^^irji teueren  documentlrt  haben,  bei  der  Bundes- 

^    ^^velclie  hiervon  zu  verständigen  ist)  in  Empfang 

^^  UlllitSr  -  Commisston  von  diesen  Beschlossen 

y^f^^^talss  eresetzt  und  aufgefordert  werde,  der  Bun- 

^^  ein    ausriihrliches  Gutachten  Ober  Ergänzung 

^j^gung-  <ler*jQnigen  Vorschriften  der  Kriegsver- 

{M^^  2U  erst:^tten,  welche  einer  solchen  nach  der 

^mg  uuci     besonders  nach  Ansicht  des  vorli^en- 

^jpeistcD  ^edfjrfug  erschienen  sind. 

^^Iil0' ^^Gt^Xß  hierauf  in  Erinnerung,  dass  nun- 

37* 


im 

Mkr  dem  Im  §.  XS9  des  dte^Skiigeii  Protok^es,  ms  dige* 
m»lmdt  2(u3Uaiimijig  der  Bttadei^Versammhiog,  gestellte  Piri- 
stdlalantrage  Folge  zu  gebea  sey. 
Es  wurde  demgemäss 

beschlo;}sea: 
derBundestags-Ausschuss  in  MiUtiir-Aiigel^reidieiteii  wM  «i  { 
BrstaUttDg  eines  moUvirtea  Gutachliras  üii>er  die  GeUendnadimil 
der  vo«  dem  Bunde  im  5.  PiudUe  des  obigen  BesddiiBses  skl^ 
vorbekaltenen  regressorischen  Ansprüdie  ersucbt 
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HC. 

iUgemeine  Cartell-CoiiTentioa  onter  den  Deitr 

leheii  BvndesstaateiiyTOB  10.  Febnar  1831, wegw 

gegenBeitiger   AislieferiiDg  der  Desertenre 

imd  anstretendeo  Hilitärpfliclitigen. ') 

In  der  vierten  Sitzung  am  10.  Februar  1831  wurde 
die oactistehende  allgemeine  Carlell-Convention  durcb 
einstimmigen 

Beschluss 
angenommen: 

Die  souverüaen  Fürsten  und  die  freien  StKdte  DeutachlandB 
haben  in  Folge  des  Artittels  XXIV  der  in  der  Plenar-Versamift» 
lang  vom  9.  April  1821  festgestellten  GrundzUge  der  Kricigsver'» 
bssung  des  Deutschen  Bundes  eine  allgemeine  Cartell- 
Convention  abgeschlossen,  deren  Bestimmungen  in  folgenden 
ArtllLein  enUialten  sind : 

Artikel  I. 

Alle  von  den  Truppen  eines  Bundesstaates,  ohne  Unter- 
schied^ ob  selbige  zu  Provinzen  gehören,  welche  im  Bundes- 
gebiete ll^n  oder  nicht,  unmtitelbaroder  mittelbar  in  diesümmt- 
Uchen  Lande  eines  Bundesgliedes  oder  zu  dessen  TVuppen,  wenn 
iUese  auch  ausserhalb  ihres  Vaterlandes  sich  befinden,  deser- 
ilrende  MilitSrpersonen,  werden  sofort  und  ohne  be- 
londere  Reclaraation  an  den  Staat  ausgeliefert,  dem  selbige 
eatwichen  sind.    GleichmSMlg  werden  auch  alle  Desateure, 
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welche  in  Dicht  zum  Bundesgebiete  gehMge  Provinzen  der  Boo- 
desstaaten  entweichen ,  an  Aea  Staat  ausgellerert ,  dem  selirfge 
entwichen  sind. 

Als  Deserteur  wird  derjenige  ohne  Unterschied  der  Waffe 
angesehen,  welcher,  indem  er  zu  irgend  einer  Abtheilung  des 
stehenden  Heeres  oder  der  bewaffhetenmit  demselben  In  gleichem 
VerhSltnisse  stehenden  Landesmacht ,  nach  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen Jedes  Bundesstaats,  gehSrt,  und  durch  seinen  EM 
zur  Fahne  verpflichtet  ist,  ohne  Pass, Ordre  oder  sonstige 
Legitimation  sich  in  das  Gebiet  einesandern  Staa- 
tes oder  zu  dessen  Truppen  begiebt. 

Officiere  niedern  oder  höheren  Grades,  wenn  sich  bei  solchen 
ein  Desertionsfall  ereignen  scrilte«  sind  nur  auf  ergangene 
Requisition  auszuliefern. 

Jürükel  III« 

Sollte  ein  Deserteur  schon  von  einem  andern  Bundesstaate 
entwichen  seyn ,  so  wird  er  an  demjenigen  Bundesstaat  ausge- 
llerert. In  dessen  Diensten  er  zuletzt  gestanden. 

Wenn  ein  Deserteur  von  einem  Bundesstaate  zu  einem  flrem- 
den  Staate ,  und  von  diesem  zu  den  Truppen  eines  anderen  Bun- 
desstaates entweicht,  so  wird  er  an  den  ersten  Bundesstaat 
ausgeliefert,  Falls  zwischen  dem  letztarn  und  dem  fremden  Staate 
kein  Cartell  besteht. 

Artlliel  I¥. 

Nur  folgende  FSIle  kSnnen  die  Verweigerung  oder  Verzöge- 
rung der  Auslieferung  eines  Deserteurs  b^n^den : 

a)  wenn  der  Deserteur  zu  dem  Staate ,  wohin  er  entweicht, 
durch  Geburt  oder  rechtliche  Erwerbung  —  abgesehen  von 
dem  anderswo  übernommenen  Militärdienste  —  Im  Unier- 
thansverbande  steht,  also  mittelst  der  Desertion  In  seine 
Heimath  zurückkehrt ; 

b)  wenn  der  Deserteur  In  dem  Staate ,  In  weldien  er  entwi- 
chen ist,  ein  Verbrechen  begangen  bat,  In  welchem  Falle 
die  Auslieferung  erst  nach  erfolgter  Bestraftong,  so  weit  es 
thuttlich  Ist ,  unter  Mittheilung  des  StrafUrlhella ,  Jedodi 
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ohne  Aospmdi  auf  Erstatttuicr  ^v  UotereuchiingB-  und 
Arrestkosien  Statt  Anten  soll.  Schulden  odar  andere  ein- 
gegangene Verbindlichkeiten  geben  aber  dem  Staate,  in 
wdchem  er  sieb  aufhtQt,  kein  Recbt,  die  AusUeferung  zu 
verwdgern. 

Artikel  V. 

Die  Verbindlichkeit  der  Auslieferung  erstreckt  sich  auch  auf 
die  Pferde ,  SSttel ,  Reitzeug ,  Armatur  und  Montiruogsstäcke, 
welche  der  Deserteur  mitgenommen  hat,  selbst  in  dem  Falle,  wo 
der  Deserteur  nach  Artikel  IV  nicht  oder  nicht  sofort  ausgeliefert 
wird. 

ArtilLel  YI. 

Die  AusUeferung  geschieht  an  dem  nächsten  GrSnzorte,  wo 
sich  entweder  eine  MilitärbehSrde  oder  ein  Gensd'armerie-Gom- 
mando  befindet. 

Wird  ein  Deserteur  von  einem  Bundesstaate  ausgeliefert, 
der  nicht  unmittelbar  an  den  Bundesstaat  grunzt ,  so  wird  der- 
selbe an  die  Militärbehörde  des  dazwischen  Hegenden  Bundes- 
staates, unter  Ersatz  der  noth wendigen  Auslagen,  übergeben,  von 
derselben  übernommen ,  die  Unterhaltungskosten  desselben  wäh- 
rend des  Transportes  bestritten,  und  mit  Beobachtung  der  son- 
sUgoi  Bestimmungen,  dem  Staate,  dem  er  gehört,  abgeliefert. 

Artll&el  TU. 

Sollte  ein  Deserteur  der  Auflooerksamkeit  der  Behörden  ent- 
gangen seyn,  so  erfolgt  die  AusUeferung  auf  die  erste  desfallsige 
Requisition ,  auch  wenn  er  in  die  Militärdienste  des  Staates ,  In 
den  er  entwichen ,  getreten  ist ,  oder  sich  daselbst  ansässig  ge- 
macht hat. 

Die  Requisitionen  ergehen  an  die  oberste  Civil*  und  Militär- 
behSrde  der  Provinz ,  wohin  ein  Deserteur  sich  begeben  bat. 

ArtÜLel  Tm« 

Die  Unterhaltungskosten  der  Deserteure  und  der  mitgenom- 
Benea  Pferde  weriea  dem  ausliefernden  Staate ,  von  dem  Tage 
derVerhaftong  an  Ms  einschUesslich  den  der  Ablieferung,  in  dem 
Augenblicke  erstattet,  wo  der  Deserteur  abgeliefert  wird. 

Desert^ire  und  mitgenommene  Pferde,  welche  dem  Bundes- 
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üiate,  Am  rie  aogdiBmi«  zugeführt  weritm,  wfotim  nf  4ai 
Wege  4»Un ,  io  Jedem  BundeMtaale  wie  einlidniiecte,  auf  den 
Abrache  bßgrlltetiß  Mumediaftea  und  Pferde  verpflegt  ^  und  es 
wird  Air  dieee  VerpO^mg  Jedem  Staate  die  BämUcbe  Vcrgutuog 
geleistet,  welche  dort  für  die  Verpflegung  der  eigeaen,  auf  dem 
Marsche  begriffenen  Mannschaft  und  Pferde  voi^e8chriet>en  ist 
Der  Betrag  dieser  zu  vergütenden  Auslagen  istfiberali  durch  eine 
amtliche  Bescheinigung  auszuweisen. 

In  den  PSIlen ,  worin  der  Deserteur  durch  verschiedene  Ge- 
biete rortzuschafl^n  ist,  muss  von  der  ausliefernden  Beh6rde  Jeder- 
zeit ein  Transportzettel  mitgegeben  werden.  Diejenigen  Staaten, 
durchweiche  der  Deserteur  durchgeführt  wird,  haben  die  erwach- 
senen Unterhaltungskosten  versehussweise  zu  bezahlen ,  welche 
auf  dem  Transportzettel  quittfrt  und  so  dem  nKchst  vorliegenden 
Staate  in  Zurechnung  gebracht  werden ,  welcher  hierauf  bei  der 
Auslieferung  den  vollen  Ersatz  erhSlt. 

Artiliel  IlL. 

Unterthanen^  welche  Deserteure  und  mitgenommene  Pferde 
einliefern ,  erhalten  folgende  Prämie : 

für  einen  Deserteur  ohne  Pferd    8  Gulden  C.  M. 

lUr  einen  Deserteur  mit  Pferd     16  Gulden  C.  M. 

fiir  Jedes  Pferd  ohne  Mann  8  Gulden  C.  M. 

Obrigkeiten,  Welche  einen  Deserteur  einliefern,  erhalten  keine 
Pi«mie. 

Artlliel  TL. 

Ausser  den  Unterhaltungskosten  und  derPrSmIe  darf  nichts 
•weiter,  unter  kefneriei  Vorwand,  er  betreffe  LSbnung,  Hand- 
geld, Bewachungs-  und  Fortschaffüngskosten,  gefordert  werden. 

Allen  Behörden  wird  es  zur  strengen  Pfildit  gemacht,  auf 
Deserteure  zu  wachen. 

Avtlkel  :UI* 

AUe  oaeh  der  Verlesung  der  Buadesataateo  Reserve-, 
Landwehr-  und«  überhaupt  miUtärpfliehtigea  Untertbanea,  sie 
mögen  vereidet  seyn  oder  nicht,  einberufen  seyo  oder  wAdA, 
wekto  Oboe  obrigkeitliche  £rlaubiiias  in  die  Linder  oder  zu  den 
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Wmff^  dDM  alldem  BiiiMlesgHedes ,  ste  m«gen  zum  Bundes- 
gebiete geUlreii  oder  tildit,  Bberireten,  sind  der  AusHeferung 
interwerfBQ ,  Jedoch  nur  auf  besondere  Requisition  der  compe- 
taten  BeMMe. 

Mit  den  Unleriialtungskosten  ist  es,  wie  bei  den  Deser- 
taren  von  den  Truppen  selbst  zu  halten.  Eine  Priimfe  wird  aber 
nicht  gezahlt. 

Allen  BehSrden  und  Unterthanen  der  Bundesglleder  ist 
fbeoge  zu  untersagen,  I>eserteure  und  Mllitairpflichtige ,  welche 
ihre  MiUtalrbeflreiung  nicht  hfnlSnglich  nachweisen  IcSnnen,  zu 
Kriegsdiensten  aufeunehmen,  deren  Aufenthalt  zu  verhelm- 
tteheo ,  oder  dieselben ,  um  sie  etwaigen  Reclamationen  zu  ent- 
zMien,  in  entferntere  G^enden  zu  befördern. 

Auch  Ist  nicht  zu  gestatten ,  dass  eine  IVemde  Macht  der- 
gleichen Individuen  innerhalb  der  Staaten  des  Deutschen  Bundes 
anwerben  lasse. 

ArtllLel  "XMT. 

Wer  steh  der  wissenUiehen  Verhehlung  eines  Deserteurs 
«ler  Miütairpfliditigen  eines  andern  Bundesstaates,  oder  der 
BellMerung  der  Flucht  desselben  schuldig  macht,  wird  naek 
den  Landesgesetzen  des  Hehlers  so  bestraft ,  als  wenn  die  deser- 
Urenden  oder  austretenden  Individuen  dem  Staate  selbst  ange- 
UMen,  In  welchem  der  Hehler  wohnt. 

ArSili«!  XT. 

War  Pferde,  SHttel,  Reitzei^,  Armatur  und  Montirungs- 
sliicke,  wdche  ein  Deserteur  aus  einem  andern  Bundesstaate 
iNd  seiner  Entweichung  mitgenommen  hat,  an  sich  bringt,  hat 
ttitrige  ohne  Ersatz  zurückzugeben ,  und  wird ,  wisnn  er  wusste, 
tag  sie  von  einem  Deserteur  herriihrten ,  ebenso  bestraft ,  als 
wenn  Jene  Gegenstände  dem  eigenen  Staate  entwendet  wärän. 


EigenaiiicbUge  Verfolgung  eines  Deserteurs  oder  ausge- 
Menen  Mllitalrpfllehtlgen  über  die  GrVnze  Ist  zu  untersagen. 


Wer  sich  solche  erlaubt ,  wird  verlMflet  und  zur 
BestraAiDg  an  seine  Regierung  abgeliefert.^  Abi 
Verfolgung  Ist  aber  nicht  anzusehen^  wenn  da  CoBmandi 
das  jenseitige  C^biet  abgesandt  wird,  um  der  Ortflobrigbdti 
Desatipn  zu  melden.    Der  Commandirte  darf  sich  aiier 
Deserteur  nicht  vei^reifen,  widrigenfalls  er,  wie  yoi 
zu  bestrafen  ist. 

ArtllLel  JLWäM. 

Jede  gewaltsame  oder  helmliche  Anwerbung  in  einem  i 
Territorium ,  Verführung  zur  Desertion  oder  zum  Ausireta' 
M illtairpflichtigen ,  ist  in  dem  Staate ,  wo  solche  gesdiieU, 
den  Gesetzen  desselben  zu  bestrafen.    Wer  sich  der 
durch  die  Flucht  entziehet  oder  von  seiner  Heimath  aus  aufi 
Art  auf  Jenseitige  Unterthanen  zu  wirken  sucht ,  wird ,  dudi 
flillsige  Requisition ,  In  seinem  Lande  zur  UntersuciMuig  unij 
setzlichen  Strafe  gezogen. 

Artikel  X.iriII. 

Alien  vor  Abschluss  dieser  allgemeinen  Carteiiconv« 
desertirten  oder  ausgetretenen,  In  den  Artikeln  I,  II,  IH 
XII  bezeichneten  Individuen,  wird  eine  Amnestie  dahia 
gestanden,  dass  sie  fiir  ihre  Person  entweder,  unter  nicKj 
versagender  Entlassung  aus  fremden  Militairdiensten,  oA& 
der  Freiheit ,  darin  zu  verbleiben ,  wenn  sie  ihren  Wunsch 
halb  binnen  der  Frist  eines  Jahres  ^)  erklären ,  frei  und  udi 
fochten.  Jetzt  oder  künftig,  Ihre  Heimath  wieder  besuchen  di 
Wenn  sie  In  Ihre  Heimath  zuriickkebren ,  treten  sie  J4 
diejenige  Verbindlichkeit  zum  Militairdlenste  wieder  ein,  vi 
daselbst  noch  gesetzlich  für  sie  fortbesteht.    Auch  gelaogcB 
wieder  zur  flreien  und  unbeschränkten  Verfügung  über  ihr 
befindliches  Jetziges  oder  kUnftiges  Vermi^n ,  insofern  i* 
nicht  durch  Gesetz  und  Anspruch  der  competenlen 
bereits  der  Conflscation  anheim  gefallen  ist. 

■ 

Die  Bundesglieder  machen  sich  verbindlich,  keine  besasM^ 
Cartelle  unter  sich  bestehen  zu  lassen ,  oder  von  nun  an  d«*! 
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j  derai  BesttnunuDgen  ntl  den  GrundsStzeo  dieses  allge- 
Garlells  im  Wider^rach  stehen. 


Artfliel  JL%.. 

Vorslebeode  Cartelicoaventlon  tritt  vom  heutigen  Tage  an 
rolle  WfrlLsamiceit. 

PrankfartamMain,  den  10.  Februar  1831. 

m)    Vergi:    Gesetz-Sammlung  für  die   Königlichen 
enssischen  Staaten,  1831,  S.  41,  Nr.  4. 

Sr«  K.  R.  Mayestit  Franz  1.  poiitische  Gesetze  und 
rordnangen,  Bd.  LIX  (Wien,  1832,  8.)  S.  78—87. 
'  ^>  DerBeschluss  der  Bundes -Versammlung  in  d<v  11. 
Ibq^  vom  5.  April  1832  dehnt  diese  am  10.  Februar  1832  abgelao- 
bPrisi  zur  ErlLlärung  wegen  der  Amnestie  auf  weitere  sechs 
imate  d.  fa.  bis  zum  5.  Ol^tober  1832  ans. 


XCI. 

Besohlnss  der  Bvndes-VersamiiliiiK,   im 
■ai  1832,  betreffend  die  Declaration  der  Artil 
IX  nnd  ZVIII  der  allgemeiiieii  Gartell-Cev 

tioB  vom  10.  Februar  1831.  *) 


In  der  siebenzehnten  Sitzung  am  17.  Mal  1 
wurde  nachstehende  Declaration  der  Artllccl  IX  und  1\ 
der   allgemeinen    ßundes-Cartell-Convcollon 
10.  Februar  1831  durch  einstimmigen 

Beschluss 
angenommen: 

1.)  Nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  IX  d^ 
Convention  vom  10.  Februar  1831  können  Gensd'armeB, 
zeidiener,  Militär-  oder  Sicherheitswachen,  und  fiberhaiiiit 
obrigkeitlichen  Personen  und  Diener  y  sofern  in  Ihrer 
liegenheit  die  Wachsamkeit  auf  alleverdSchtIgen  Individueii 
keine  Prämie  ansprechen,  wenn  sie  Deserteure  oder  von 
mitgenommene  Pferde  einliefern. 

2.)  Allen  Vor  Abschluss  der  allgemeinen  CarlellConvt 
desertirten  oder  ausgetretenen ,  in  den  Artikeln  I ,  II ,  ffl 
XII  bezeichneten  Individuen ,  sie  mögen  zu  den  Truppen  oderl 
die  Lande  eines  Bundesgliedes  übergeU^ten ,  oder  dasdbsl 
Ihnen  obli^enden  militärischen  DienstverbindUchkeit  ai 


dMi  fleyn,  kMioit  He  im  XVilL  Artikel  zngesickerte  Anne- 
sile  zn. 

3.)  Die  am  10.  Februar  d.  J.  abgelavOene  di^ahrig^  VrUk^ 
Utoea  weleher  aiofe  dl^eygen ,  denen  die  Amnealle  zugestanden 
wlri  j  In  GenSasiiett  des  Art«  XVIU  «er  GarteU^CoiiveiiUon  an 
erklären  haben,  Ist  durch  den  in  der  11«  diesjäiirlgeo  Sitzung' 
gefkssten  Beschluss  vom  5.  April  I.  J.  an  gerechnet,  auf  weitere 
sechs  Monate  —  sonach  bis  zum  5.  Oktober  1832  —  verlängert 
worden.  —  In  Absicht  auf  Deserteure ,  die  sich  in  den  Über*, 
seeischen  Besitzungen  einer  Europäischen  Macht  beQnden,  welche 
zugleich  Bundesregierung  ist ,  wird  die  angemessene  Verlänge- 
rung des  Amnestie-Termins  dem  billigen  Ermessen  der  Rc^e- 
ningen  überlassen. 

4.)  Den  in  die  Militärdienste  eines  andern  Bundesgliedes 
übergetretenen  Individuen  steht  IV*el,  in  denselben  zur  Ausdienung* 
Ihrer  eingegangenen  Capftulation  zu  verbleiben ,  oder  aus  den- 
selben zu  treten ,  in  welchem  letztern  Falle  ihnen  die  Entlassung 
nicht  verweigert  werden  darf. 

Die  Regierungen  werden  den  MilitärbehSrden  auftragen,  ihre 
Untergebenen  mit  dem  Art.  XVIII  der  Cartell- Convention  und 
dessen  Erweiterung  bekannt  zu  machen,  und  diejenigen  Per- 
sonen ,  welche  die  Wohlthat  der  Amnestie  ansprechen  wollen, 
haben ,  binnen  der  noch  bis  zum  5.  Oktober  1832  verlängerten 
Frist,  ihrer  vorgesetzten  Milltärbehürde  ihre  Erklärung  zu  Pro- 
lokoll  abzugeben,  widrlgenfiills  ihnen  vor  Ablauf  der  flreiwiiiig 
Bbemommenen  Dienstzeit  die  Entlassung  versagt  werden  kann. 
Von  dieser  firei  zu  Protokoll  abgegebenen  Erklärung  ist  die  Mit- 
Ifaeilong  an  die  HeimathsbehSrde  zu  machen. 

5.)  Bei  den  Individuen ,  die  in  das  Gebiet  einer  nicht  zum 
Bunde  gehSrigen  Macht  desertirt  sind ,  und  sich  von  da  in  Bun- 
desgebiet begeben  haben^  von  welchem  sie  zurQckkehren  wollen, 
wird  es  der  Beurtheilung  der  betrelTenden  Rc^erung  Oberlassen, 
fai  wiefern  sie  nach  den  hierbei  obwaltenden  Verhältnissen  die 
Wohlthat  der  Amnestie  nach  Art.  XVHI  auf  dieselben  anwend- 
bar erachtet. 

6.)  Die  in  dem  Art.  XVIII  zugesicherte  Amnestie,  deren 
Frist  durch  Bundesbeschluss  vom  5.  April  d<  J.  bis  zum  5.  Ok- 
tober 1832  veriSngert  worden  ist ,  stcAt  den  betrelTenden  Indi- 


vMaen  auch  in  dem  Falle  zu,  wenn  sie  In  mIcIk Staaten  der 
Bundesglieder  entwichen  sind ,  mit  welchen  schon  frOher  hesoih 
dere  Cailelle  bestanden  haben. 

7.)  Gc^enwürtigerBeschluss  soll  SIDnifllcAbekannl  gemacht, 
auch  in  den  Bundesstaaten  in  die  AmtsblStter  und  Gesetzsamn- 
lungen  aufgenommen  werden. 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichei 
Preussischen  Staaten,  1832,  S.  177,  Nr.  15. 


Iftniglich  Prevssiscbe  Gabinets-Ordre  vom  29. 
■ai  1834,  betreffend  die  DedaratioD  der  Pnblica- 
tions-Patente  vom  12.  Harz  1831  nod  15.  Jnni 
1832  tber  die  von  der  Devtscben  Bnndes-Ver* 
saBBlvng  angenommene  allgemeine  Cartell- 

Convention.  *) 

Auf  den  Bericht  vom  19.  v.  J.  will  Ich  die  beiden  Pu- 
blicaUons- Patente  vom  12.  MSrz  1831  und  15.  Juni  1832 
fiber  die  von  der  Deutschen  Bundes -Versammlung  angenom- 
mene allgemeine  Cartell -Convention  aus  den  von  Ihnen  ange< 
IQhrten  Gründen  dahin  declariren:  dass  desertirte  Mllitär-Per« 
flonen,  welche  den  nach  Artiicel  XVIII  der  Bundes  -  Cartell- 
Convention  ihnen  zustehenden  Anspruch  auf  Amnestie  vor 
dem  Ablaufe  der  nach  dem  Publicatlons-Patente  vom  15.  Juni 
1832  bis  zum  5.  Oktober  1832  verlängerten  Frist  nicht  an- 
gemeldet haben,  im  Falle  ihrer  Mcldcehr  als  Deserteure  zur 
Untersuchung  zu  ziehen  und  mit  Strafe  zu  bellen  sind ;  Je- 
doch sollen  Mir  die  abgefassten  Straf-Erkenntnisse ,  vor  ihrer 
Vollstreckung,  zur  Bestimmung  über  einen  im  Wege  der 
Gnade  etwa  zu  bewilligenden  Erlass  der  Strafe  Jedesmal  vor- 
gelegt werden.  Die  Verhältnisse  der  ausgetretenen  Militär- 
pflichtigen aber  soUen  im  Falle  ihrer  Mckkehr  durch  die  Pro- 
vittzial-R^erungen  einer  genauen  Priifking  unterworfen  ww- 
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den ,  nach  deren  Ergdtnlss  das  Ministerium  des  bBcn 
der  Polizei  zu  bestimmen  bat^  ob  solcben  Individaea  noch 
Wohlthat  der  Amnestie  zu  Theil  werden  soll  oder  idd^. 

Berlin,  den  29.  Mai  1834. 

Friedrieli  iriUielmi. 

An  die  Ministerien  der  Justiz ,  der  aus- 

wSrtigen  Angei^enheiten ,  des  Krieges 

und  der  Polizei. 


a)   Vergi:    Gesetz-Sammlung   für   die   Konigliel 
Preussischen  Staaten,  1834,  S.  123,  Nr.  17. 


XCVII. 

BeseklnsB  der  Bmies-Vertanmlaiig  vom  S.  Ok- 
tober 182By  betreffend  die  Ornndbestimmnngeii 
w^en  Uebernahme  der  Festnngen  Hains,  Ln- 
zembnrg  nnd  Landan  von  Seiten  doiDentocben 

Bundes. 

Protokoll  derPlenar-Versammlung  vom  S.Okto- 
ber 1820*-) 

Praesidium:  Unter  die  vorzüglichen  Gegenstände^  auf 
welche  sich  die  Verhandlungen  der  Bevollmächtigten  der  Deut- 
schen Bundesstaaten  in  den  Ministerial-Conferenzen  in  Wien 
verbreiteten,  sind  dieBerathungen  ttberdleBundesfestungen 
zu  zShlen. 

Man  hat  hierliet,  so  viel  die  Uebernahme  der  nach  den  Euro- 
pHschen  StaatsvertrSgen  bereits  als  Bundesfestungen  bestehen- 
den TlStze ,  so  wie  die  notbwendige  Herstellung  und  Vollendung 
derselben,,  und  die  darin  bestehenden  GarnisoDsrecbte  betriflrt,  die 
nachfolgenden  Artikel  verabredet. 

I.  Die  nach  den  Europäischen  Verträgen  bereits  als  Bundes- 
festungen bestehenden  Plätze ,  Mainz ,  Luxemburg  und  Landau, 
werden  von  dem  Bunde  übernommen. 

IL  Die  nfftbigen  Vorkehrungen  zur  unauf^chlebllchen  Her- 
steliang  oder  Vollendung  dieser  Festungen  sind  sogleich  zu  ver- 
anlassen. 

in.  Die  Anerkennung  der  Gamisonsrechte  In  den,  Artikel  I 
benannten  PUHzen ,  findet  In  Gemässhelt  der  bestdienden ,  der 
HI.  38 
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Bundes-Versamiiilung  tn  iet  50.  SHziuig  des  Jikm  1818 
leglen  Verträge  Statt  ^) 

Von  Dieinein  allerhSchsten  Hofe  Mb  Mt  aogewieseD , 
drei  Artikel  der  verehrUchen  Bimdes-Versammlung  mit  den 
trage  vorzulegen,  dass  dieselben  zur  Basis  d^  feraeren 
liandlungen  über  die  Entwlckelung  und  Anwendung  dieserl 
bei  der  näheren  R^ulirung  und  Ordnung  der  VerfaSltnlsie 
ser  Festungen,  durch  einhellige  Zustimmung  erhoben  ^i 
mochten. 

Umfrage; 

Oesterreicb:  Die  Kaiserlich  KSnIgllche  GesaiidschaA| 
den  Auftrag  erhalten ,  die  Zustimmung  und  Gendimigung 
allerhöchsten  Hofes  zu  Protokoll  zu  erklären ,  dass  obige 
in  den  Ministerial-Conferenzen  zu  Wien  entworfenen, 
Aber  die  Uebemahme  der  Bundesfestuugen ,  zur  Basis  der 
neren  Verhandlungen  über  die  Entwlckelung  und  Anw« 
dieser  Sätze ,  bei  der  näheren  Regulirung  und  Ordnung  der 
hältnisse  dieser  Festungen ,  durch  Bundestags-Beschluss 
werden. 

Sämmtllche  Stimmen  traten  Oesterreicb  einbelBg 
daher 

Beschluss: 

Die  von  den  Bevollmächtigten  der  Bundesstaaten  in  dea 
nisterial-Conferenzen  zu  Wien  verabredeten  drei  Art  11 
wegen  Uebernahme  der  Bundesfestungen,  näffiltck 

I.  Die  nach  den  Europäischen  Verträgen  bereita  als 
festungen  bestehenden  Plätze,  Mainz,  Luxemburg  undLj 
dau  werden  von  dem  Bunde  übernommen; 

U.  Die  nöthigen  Vorkehrungen  zur  unaufschij 
liehen  Herstellung  oder  Vollendung  dieser  Festi 
gen  sind  sogleich  zu  veranlassen; 

HL  Die  Anerkennung  der  Garnlsonsrechte  ia 
Artikel  I  benannten  Plätzen ,  findet  InGemässheit  der 
stehenden,    der  Bundes- Versammlung  in   der 
Sitzung    des  Jahres   1818   vorgelegten   VertrI 
Statt; 

werden  hiermit  als  Basis  d  er  ferneren  Verhandli 
gen  über  die  Entwlckelung  und  Anwendung  diei 


i 


595 

ttze,  bei  der  näheren  Regullrnng  und  Ordnung 
r  Yerhailnisse  dieser  Festungen,  unter  allgemeiner 
iUmmung  zum  Bundestags-Bescliiuss  erbeben. 

a)  Ver^:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
■mluDg,  Bd.  X,  S.  99, 100,  —  S.  97,  98. 

b)  Vergl:    Protokolle   der  Deatsehen  Bandes-Ver- 
nmlang,  Bd.  VI,  S.  201  a.  f. 


I.L.  Rlnber,  öffentliches  Recht  des  Teatsehen  Bundes  u.  s.  w. 
1     (4.  Aufl.  1840,  8)  S.  274  u.  f. 
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XCIV. 

Beschlnss  der  Bandes-Versammlvig  tib  28. M 

1825,  betreffend  dieUebernahme  indHerstelUig 

der  Festungen  Hainz,  Lnzembnrg  nnd  Landai 

vonseiten  des  Deutschen  Bundes.*) 

I.  Separat-Protokoll  der  neunzehnten  Sitzung 
vom  28.  Juli  1825. 

Nachdem  die  Bundes- Versammlung  wegen  Uebernahme 
der  als  Bundesfestungen  bestehenden  Plätze  Main z^  Lu- 
xemburg und  Landau  in  der  Plenar-Sitzung  vom  5.  Oktober 
1820  drei  Grundbestimmungen  als  Basis  der  fernereo  Ver- 
handlungen über  die  Entwlckelung  und  Anwendung  dieser 
Sätze,  bei  der  näheren  Regulirung  und  Ordnung  der  Verhältoisae 
dieser  Festungen ,  unter  allgemeiner  Zustimmung  zum  Bundes- 
Beschlüsse  erhoben  hat ; 

nachdem  ferner  die  Mililär-Commission ,  In  Folge  der  durck 
den  Bundestags- Ausschuss  in  Militär-Angelegenheiten  an  diesellie 
gelangten  Aufforderung , 

a)  die  Entwiirfe  über  die  Modalitäten  und  Formen,  unter  wa- 
chen die  Uebergabe  und  Uebernahme  der  Bundesfestungea 
Statt  flnden  könne ; 

b)  das  Resultat  der  durch  besondere  Local-Commissionen  ge- 
pflogenen Untersuchung  über  den  Zustand  der  Festaogeo, 
nebst  den  Entwürfen  und  Kostenanschlägen  zu  deren  Be- 
stellung, und 
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c)  zum  Behufe  eines  zu  fertl^nden  Pestunj^^s  -  Reglements, 
vorläuflge  GnindzUge  Hir  die  Verhsatnisse  der  Gouver- 
neure, Commandanten  und  Garnisonen  In  den  Bundes- 
feslungen, 
mittelst  einer  an  den  Bundestags- Ausschuss  gelangten  Note  vom 
29.  Juli  1824 ,  zur  Genehmigung  dor  Bundes- Versammlung  vor- 
gelegt bat ,  und 

nachdem  endlich^  in  Folge  der  hierauf  unterm  19.  August 
vorigen  Jahres  beschlossenen  Instructions -Einholung,  die  Ab- 
stimmungen der  sSmmtllchen  Bundesglieder  eingegangen  sind  ^ 
so  hat  die  Bündes-Versammlung 

beschlossen: 
wie  folgt : 


1.  NMhereBestimmungen  über  die  Bundesfestungen 

Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  als  Nachtrag  zu 

derKriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes. 

1)  Die  Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg  und  Lan- 
dau stehen ,  von  der  Zelt  an ,  wo  sitt  von  dem  Bunde  Sbernom- 
men  seyn  werden»*)  In  Priedenszeit  unter  den  Befehlen  und  der 
specldlen  Aufsicht  der  Bundes- Versammluiig ;  diese  Befehle  und 
diese  AulMcbt  erstrecken  sich  Jedoch  nnr  auf  den  Dienst  der  Gar- 
ntsonen  für  die  Festungszwecke,  auf  die  Festungswerke,  die 
zur  Festung  gciiörigen  Grundstücke ,  Gebaulichkeiten  und  Com- 
nonlcationen,  auf  das  Artillerie -Materiale  und  auch  auf  alles 
andere  Festungselgenthum ,  so  dass  den  respectlven  Terrftorfal- 
Regfeningen  die  Verwaltung  der  Städte  und  des  daselbst  beflnd- 
Hctaen  Territorial-  und  Communal-Elgenthums  in  Jeder  Beziehung, 
Immerliln  Jedoch  unbeschadet  des  militliriscben  Vertheidigungs- 
Zweckes ,  ungestb'rt  überlassen  bleibt. 

2)  Im  Kriege  übei^lebt  die  Bundes-Versammlung  diese  ihre 
Rechte  an  den  Oberfeldherrn  des  Bundes ,  unter  der  nämliehen 
Verantwortlichkeit ,  welche  derselbe  auch  für  die  Führung  des 
Bondesheeres  g^en  den  Bund  übernimmt.  Die  Befehle  des  Ober- 
feldherm  erstrecken  sich  zugleich  auf  die  VertheMigung  imd  das 
Approvislonnement  der  Festung ,  so  wie  auf  aUe  GegenstSnde, 
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welche,  auf  die  OperaUoDen  des  Bundesheeres  trgend  elD«  Bf  o- 
fluss  Dehmen  kSnnen. 

Zu  diesem  Zwedce  sind  Im  Dienstr^leoient  sehr  geaaoe 
Bestimmungen  -fUr  die  Machtbefugnisse  des  Oherfeldhem  über 
das  Personale  und  M ateriale  der  Bundesfestungen ,  und  zwar  be- 
sonders darüber  zu  treflTeo,  in  wie  fern  der  Oberreldberr  die  Gou- 
verneure und  Commandanten  verwechseln  oder  suspendirea^  ob  und 
in  welchem  Verhältnisse  er  die  Garnisonen  vermindern,  vermehren 
oder  verwechseln, —  ob  und  in  welchem  Masse  er  über  die  VorrSlbe 
der  Festungen  und  deren  Materiale  verfügen ,  —  bis  zu  welchem 
Grade  er  die  Verpfliclitung  der  Besatzung  zur  Offensive  ausddi- 
nen  —  und  ob  er  endlich  für  sich  allein  die  Uebei^be  einer  Bun- 
desfestung  in  Folge  eines  Waffenstillstandes  veranlassen  k6nne? 

3)  Die  Gouverneure,  Commandanten,  Genie-  und  Artillerie- 
Directoren  von  M a i n z ,  Luxemburg  und  Landau.,  so  wie 
auch  die  Rechnungsbeamten  von  Mainz  und  Luxemburg, 
stehen  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes.  In  eben  dieser  Eigensditft 
stehen  sie  in  Friedenazeit  unter  dem  Bdfehle  der  Bundes- Ver- 
sammlung ;  im  Kriege  aber  werden  sie  an  die  Befehle  des  Ober- 
feldherm  gewiesen. 

4)  Was  die Bundesfestung  Mainz  betrifft,  so  wird  daselbst 
der  Gouverneur  von  Oesterreich  und  Rreossen  von  ffinf  zu  fünf 
Jahren  aiternirend  ernannt ,  und  ebenso  sotl  auch  (Sr  den  Posten 
der  Gommandanten  von  fünf  zu  fünf  Jahren  gewechsdt  werden ; 
so  zwar,  dass,  wenn  von  Oesterrei<A  der  Gouverneur,  dann  von 
Preussen  der  Commandant  gegeben  wird ,  und  umgekehrt.  Der 
Ifinfjährige  Wechsel  bestimmt  sidi  nach  dem  Tage  derwiridtchci 
Uebernahme  der  Stellen. 

Die  Artillerie -Direction  wird  von  Oesterreich ,  die  Genie- 
Direction  von  Preussen  bestellt. 

Unter  Vorsitz  des  Gouverneurs  werden  der  Commandant, 
der  Chef  der  Artillerie-Direction ,  und  der  Chef  der  Genfe-Direc- 
tion  den  Gouvememcntsrath  der  Festung  bilden,  zu  welchem, 
nach  Ermessen  des  Gouverneurs,  auch  die  Vorsteher  der  übrigen 
Administrationszweige  berufen  werden  können. 

Zu  diesem  Gouvernementsrath  wird  der  Gouverneur  den 
GrosdierzogUeb  Hessischer  Seits  dazu  bestimmten  Civilbeamteo, 
in  allen  vertragsmSssig  geeigneten  Fällen ,  zur  Beratbuog  und 
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m  gwieio8dia(UiGh«i  BeseUusse  zuzleben.  Der  Gonvenieur 
kit  aber  fo  dleseo  Conferenzen  in  Allem  die  entscheidende  Stimme ; 
tah  ist  Jetem  Mil^Uede  verstattet,  seine  Meinung  zu  ProtolcoU 
liriBgen  zu  lassen. 

Der  Gouverneur  unterzeichnet  allein  die  Beschlüsse  des 
GoavernenieAtsraths  9  und  diejenigen  Verfügungen,  die  unmittel- 
kar  von  ihm  ausgehen. 

Das  Festungsarchiv  beflndet  sich  unter  dem  gemeinscbait- 
Hfdien  Verschlusse  und  der  Verantwortung  des  Gouverneurs  und 
des  Commandanten ,  so  wie  solche  auch  beide,  nebst  den  Kasse- 
vcrwaltem,  dem  Bunde  lür  alledem  Bunde  gehörigen  Geldsummen 
fenntwortlich  sind,  und  daher  nur  mittelst  beiderseitiger  Unter- 
sdirift  Zahlungen  aus  der  Kasse  erfolgen  können. 

In  Erkrankungs-  oder  sonstigen  VerhinderungsRillen  folgt 
ier  Commandant  dem  Gouverneur  im  Commando,  wenn  auch 
ein  älterer  General  in  der  Festung  seyn  sollte. 

Dieses  Commando  bekleidet  er  aber  nur  so  lange ,  bis  der 
fiouv^neur  wieder  ersetzt  ist.  Für  diese  Zeit  ist  dem  Comman- 
daaiea  in  seinen  Functionen  der  älteste  Officier  von  dem  Theile 
sQbsUtttirt,  der  den  Gouverneur  zu  stellen  hat. 

In  Sterbe-,  Erkrankungs*  oder  sonstigen  Verhinderungs- 
fflien  des  Commandanten  Jst  demselben  der  toteste  Officier  seines 
Corps  subsiltiiirt,  um  dadurch  die. Absicht  zu  erfüllen,  dass  der 
Obeitefcftl  in  der  Festung  aus  Generalen  beider  Staaten  zu  be- 
gehen habe. 

Der  Commandant  und  die  Besatzungstrnppen  sind  dem  Gou- 
yerneur  in  alira  oben  a*wähnten  Verhältnissen  und  Forderungen, 
die  den  Dienst  betrelTen ,  unbedingten  Gehorsam  schuldig.  Sollte 
der  Gouverneur  in  Kriegszeiten ,  besonders  wenn  von  Uebei^abe 
des  Platzes  die  Rede  ist,  eine  Forderung  machen,  welche  zum 
Nachtheile  der  Festung  und  des  Bundes  gereichen  könnte ,  so 
kit  der  Commandant  das  Recht,  den  Kriegsrath  zu  berufen,  und 
den  Gouv^neur  um  dieEutwickelung  seiner  Gründe  und  Anslch- 
tea  anzugeh^. 

InLuxenfburg  wird  der  Gouverneur  und  der  Comman* 
4«it,  so  wTe  der  Artillerie-  und  Genie -Dlrector,  von  Preussen 
Segdieo. 

ä)  Die  Truppen  in  den  Bundesfestungen  sind  zwar  in  Jeder 
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Hiinieht  etoaoder  vidkommeD  gldcb,  «id  mäflMii  vw  Ikna 
Vorgesetzieo  In  allen  Beziehungen  dieser  Gleiekheit  gseniw  Ink 
bandelt  werden;  da  es  Jedoch  nneriässUch  Ist,  eiiHV  GamiMB, 
welche  für  einen  gemeinschaftlichen  Dienst  bestimoit  ist ,  auch 
eine  für  immer  geltende  Aufsteliungswelse  zu  gehen  ^  M  wM 
allein  in  dieser  Hinsicht  festgesetzt^  dass  die  Tnippea  verschte^ 
dener  Bundesstaaten  nach  der  Folge  der  Corpsnuounern  vea 
rechten  zum  linken  Flügel  aufgestellt  werden. 

6)  Nach  vorstehenden  allgemeinen  Bestimmungen  und  Gfimd* 
zügei) ,  wird  das  DienstverfaSltniss  aller  BehiMen  d«r  Bundes- 
festungen,  sowohl  des  Gouverneurs  und  CommandanteD  zurBm- 
des- Versammlung  und  zum  Oberfeldherm ,  als  audi  atowSils  la 
allen  Theiien  der  Garnison ,  in  eigenen ,  den  Festnngadieost  he^ 
treffenden  Abschnitten  des  Dienstreglements,  nicht  allein  für  den 
Frieden,  sondern  besonders  audi  fiir  den  Belage ungnsuntand  aof 
das  Genaueste  näher  bestimmt  werden. 

7)  Der  Sold  und  die  Bekleidung  der  Truppe  werdee  Jed«- 
zeit  von  dem  Kriegsherrn  bezahlt.  Die  Yer^legUBg^  daa Be^ 
dUrfliiss  an  Holz,  Licht  und  Stroh,  so  wie  die  Spital-  und  Caaem* 
Utensilien ,  sollen  im  Kriege  und  im  Frieden ,  bis  der  wlrUkfec 
Belagerungszustand  eintritt,  von  Jediem  Bundesstaate  Ar  seine  in 
jder  Festung  beflndlichen  Truppen ,  vom  Tage  der  Debemahnte 
der  Festung  an ,  bezahlt  und  respective  Unterhalte  werden* 

Diese  Bestimmung  gilt  auch  in  Bezfadiuag  auf  L  u  x  e  m  b  u  rg, 
so  dass  auch  bei  dieser  Festung  kein  Anspruch  unter  elneni  der 
obigen  Titel  an  den  Bund  gemacht  werden  soU;  Jedoch  unbe- 
schadet der,  auf  besonderen  Verträgen  beruhenden,  gegens^ligeB 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  Preussens  und  d^  Miederlande 
unter  sich. 

8)  Die  laufenden  Unteriialtungskoslen  der  Festungswerke, 
der  Casernen,  der  Genie-  und ^ Artillerie «Directionen  und  des 
Festungs- Gouvernements,  mit  Ausschluss  der  Gagen,  werden 
für  Mainz  und  Luxemburg  im  Kriege  und  Frieden  matriku- 
larmässig  vom  Bunde  ausgeworfen  und  getragen»  —  Die  hier* 
über  von  der  Milltär-Commission  in  ihrem  Beriäite  vom  29.  Juli 
1824  angetragenen  Bestimmungen  werden  in  die  A&iehiiitte  des 
Reglements  fUr  den  Festungsdienst  aufgenommen.  —  Die  .vaa 
der  Milltär-Commission  für  die  laufende  Dotation  von  Mabiz  an- 
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gcpwwpene  Smine  von  79^000  Gulden.,  und  fUr  Luxemburg 
voD  38,^88  Gulden  39  Kreazer ,  werden  zwar  für  das  Jahr  1825 
kewUligt  und  matrikularmäastg  ausgeschlagen ,  Itir  die  Folgezeit 
aber  hat  das  Festungs-Gouvemeinent  fOr  diesen  Zweck  der  Bun- 
des-Versamniliing  Jährliche  Badjets  zur  Genehmigung  vorzulegen . 
Ffr  Landau  yerpflichtet  sich  die  K^lgHch  Baieriscbe  Regie- 
roog  auch  die  laufende  Dotation  aus  eigenen  Mltlelu  zu  bestrei- 
ten. Dagi^en  trSgt  dieselbe  zur  laufraden  Dotation  von  Luxem- 
iwrg  und  Mainz  nicht  bßU 

9)  Die  Einnahme  in  den  Festungen  Mainz  und  Luxem- 
burg wird  ,  In  so  fern  sie  aus  den  verpachteten  GrSsereien  der 
Festungswerke  besteht,  zwischen  dem  Gouverneur,  dem  Gom- 
nmdanten,  dem  Genie-  und  Artillerie  -  Director  und  dem  Platz- 
CoDUHandanten  der  Festung  verhältnlssmSssig  getheilt;  in  so 
teth  sie  Jedoch  aus  Vermiethnng  von  GebSultchkeiten  und  aus 
dem  Verkaufe  unbrauchbar  gewordener  GegenstSnde  hervoi^eht, 
an  die  Festungskasse  abgeführt ,  und  bei  den  jährlichen  Budjets 
zniD  Vortheile  der  laufenden  Dotation  In  Einnahme  gestellt. 

10)  Die  Fiestungskasse  wird  in  M  a  1  n  z  durch  Oest^rreichi- 
sdie und  Preussische,  in  Luxemburg  durch  Preussiscbe  und 
Luxemburgische,  und  In  Landau  durchfiaierischeKassenbeam- 
ten,  unter  der  Aufsicht  der  respectiven  Gouverneure  und  Com*- 
fflandanten  ^filhrt. ' 

11)  Bis  zur  Vollendung  des  Festongs- Reglements  bleiben 
Ibrigens ,  nebst  den  hier  aufgestellten  allgemeinen  Grundzügen, 
besonders  aoeh  in  Rücksicht  der  Verhältnisse  der  Gouverneure 
ZQ  d^  CivilbebSrden  und  der  Handhabung  der  hBberen  Polizei, 
die  seitherigen  Observanzen  bestehen. 

II.  Zeltliche  Bestimmungen  in  Betreff  der  Ueber* 

nähme  der  Bund  es  festungen. 

1)  Die  Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg  und  Lan- 
ds« werden  vom  Bunde  demnächst  an  dem  —  mit  Rücksicht  auf 
die  erforderlichen  Vorarbeiten  der  Festungs-BebSrden  —  von  der 
mutlr-Commisslon  noch  nfiher  zu  bestimmenden  Tage  förmlich 
Übernommen.  Zu  diesem  Ende  werden  die  respectiven  Regierun- 
gen ersucht,  die  Gouv^neure  und  Commandanten  von  Mainz, 
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Luxemburg  und  Landau  uugesSumt  aosuwriseD, 
die  ihrer  Aufsicht  ttbergebeoe  Festung ,  nebst  Allem  daza  gcfeS- 
rigen  Festuogseigenthume,  und  zwar : 
die  Festungswerke  mit  dem  der  Festung  gehSrigeD  T^rain, 
das  Artillerie-  und  Genie -Materiale  Jeder  Art,  aimmtUdie 
Militär-GebSude,  die  Gouvernements-  und  CommandaDtschaRa^ 
Genie-  und  Artillerie  -  Archive 
an  dem  bestimmten  Termine  und  in  der  vmrgeschridyeii^i  Foni, 
an  die  von  der  Bundes-Versammlung  abgeordneten  Uebemaln»- 
Commissarien  zu  übergeben  haben. 

Zu  diesem  Behufe  werden  von  Jenen  Festungsbekttrden  ge- 
naue Verzeichnisse  über  das  Festungseigenttaum  Jeder  Art  vcr- 
fasst  und  zur  Uebergabc  bereit  gehalten ,  in  diese  VeneUbaiaat 
aber  nur  diejenigen  Gegenstände  aufgenommen  werden ,  welche 
ganz  unbestrittenes  Eigenthum  der  Festung  sind,  wogten  soli^ 
über  deren  Besitz  noch  StreltiglLeiten  obwalten ,  in  aiii  zweites 
besonderes  Verzeichniss  einzutragen  seyn  werden ;  und  es  wiri 
In  dieser  Voraussetzung^  wenn  es  nStUg  ist»  auch  dieBeizielittiig 
eines  von  den  Territorialherren  ernannten  CommissSrs  anbeim 
g^eben. 

2)  Zu  den  Uebernahms-  Commissarien  von  Seiten  des  Bun- 
des werden  Mitglieder  derMilitär-Commissira,  von  dieser  in  der 
von  ilir  angetragenen  Art,  bestimmt.  Die  MilitSr-ComoilssiaB 
bat  ilir  diese  Uebemahms-Commissäre  eine  besondere  Inatmctioo 
zu  entwerren. 

3)  Nach  erfolgter  Uebergabe  der  Festungen  und  ihres  Eigen- 
Uiums,  und  nach  Aushändigung  d^  Varzeidhnisse  von  Seit^i  der 
Gouverneure  und  Commandanlen  an  dfe  Ueb^mahms-GoniHiiflsa- 
rien ,  werden  die  Gouverneure  imd  Commandanten  in  Eid  und 
Pflicht  des  Bundes  genommen»  indem  sie  denjenigen  Eid»  dessen 
Form  aus  der  Anlage  ersichtlich  ist,  schriftlich  ausgestellt  und 
unlerzeichnet,  unmittelbar  an  die  Bundes-Versammlung  ein* 
senden.  ^) 

Die  Local-,  Genie-  und  Artillerie «Directoren  von  Mainz, 
Luxemburg  und  Landau,  so  wie  die  Rechnungs - fieamlen  von 
Mainz  und  Luxemburg,  leisten  dem  Bunde  ihren  Eid  in  die  Binde 
des  Gouverneurs  und  des  Commandanten.  Alle  übrigmi,  mit  der 
Verwaltung  des  Bundesguts  beauftragten  Beamten  werden  eiostr 
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iMiteD ,  bis  ihre  Anstdlttog  von  dem  Bunde  besUmmi  tst ,  mit- 
tetet  Handschlages  an  Eides  Statt  durch  die  obere  Festungsbe- 
Mrde  lUr  den  Bund  verpflichtet« 

4)  Das  Ober  den  Act  der  Uebergabe  unter  BeifQgung  der 
cteB  aDgeiOhrten  Verzeichnisse  aufeunehmende  Protokoll ,  wef- 
ches  von  dem  Gouverneur  und  Commandant^y  und  den  etwa 
zugezogenen Commissarien  derT^ritorialherren  einerseits,  und 
den  Uebernabms-Commissarien  anderer  Seits,  zu  unterzeichnen 
seyn  wird,  ist  von  derMilitär-Commission  der  Bundes-Versamm- 
tong  vorzul^en. 

5)  Die  Gouverneure  9  Commandanten  und  alle  zum  eigent- 
lichen Festungspersonale  gehörenden  Beamten  werden  mit  dem 
Tage  der  Uebergabe  von  ihren  resp.  Begierungen  zwar  an  die 
Befehle  der  Bundes-Versammlung,  in  Rücksicht  ihrer  Dienstfiih- 
raog  aber  im  Allgemeinen  auf  die  bisherigen  Einrichtungen  ver 
wiesen,  bis  die  Bundes -Versammlung  Ober  ein  Festungs- Regle- 
ment die  nöthigen  Beschlüsse  gerasst  hat.  Einstweilen  werden 
den  Gouverneuren  und  Commandanten  von  ihren  Behörden,  wie 
von  der  Buodes-Versammlung,  die  obigen,  als  Nachtrag  zur 
Krl^;sverra8sung  des  Bundes  festgesetzten  Bestimmungen  und 
aUgemeinen  Grundsätze  zur  Beachtung  mitgetheilt.  Hinsichtilch 
der  Geschäftsv^mittelUQg  zwischen  dem  Gouverneur  oder  Com- 
mandanten und  der  Bundes- Versammlung,  werden  dieselben  sidi 
wMbrend  der  Zeit,  wo  die  MOitär-Commission  besteht,  nach 
den  unten  sub.  IV.  vorkommenden  Bestimmungen  zu  richten 
haboi. 

6)  Die  auf  der  Basis  des  in  der  K.  K.  Oesterreichischen  Ab- 
stbnmung  bezeichneten  Grundsatzes  gefertigte  Rechnung  über 
die  Verwendung  der  aus  den  Französischen  Contributionen  erhat- 
tmen  Itinf  Millionen  Franken  wird  von  Oesterreich  und  Preussen 
bei  der  Uebergabe  von  Mainz  der  Bundes-Versammlung  gleich- 
zeitig übergeben  werden. 

7)  In  Betreff  der  auf  den  Festungen  Mainz  und  Luxem- 
burg haftenden  Forderungen,  wird  die  Bundes  -  Versammlung 
sldi  durch  einen  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Ausschuss  ein  Gut- 
achten über  die  Grundsätze  erstatten  lassen ,  nach  welchen  diese 
Fofderungen  zu  behandeln  seyn  dürften.  Es  soll  demnach  aus 
der  deraaligen  Uebemahme  der  Festiuigen  vor  der  Hand  noch 
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keine  Folgerung  ifir  die  Aaerkennung  Jen^  Ford^nagea  auf  ir- 
gend eine  Weise  gezogen  werden  kSnncn. 

8)  In  so  fem  das  Festungsetgenihum  von  dem  Elgentknae 
des  Terriloriallierm  und  der  Privatpersonen ,  so  wie  aoeta  die 
FestungsgrSnzen ,  nebst  dem  Feslungsrayon ,  noch  nicht  genau 
entschieden  und  auseinandergesetzt  sind ,  wird  die  MUttär-CMi- 
missiott  dazu  durcli  eine  Local-Commission  ungesiuml  dleal- 
tliige  Einleitung  trelTen. 

III.   Zeitliche  Bestimmungen  in  Betrefr  der  Her- 
stellung der  Bundesfestungen. 

1 )  Die  Anträge  der  Miiitär-Commisslon  zur  Herateliong  da 
Festungswerke  und  des  ArtUleriematerials  von  Mainz,  Lu- 
xemburg und  Landau,  werden  von  der  Bundes-Versamm. 
lung  in  allen  ihren  Tbeilen  genehmigt. 

2)  Die  hierzu  niMhigen  Geldsummen  werden  fOr  Matas 
und  Luxemburg  von  den  aus  der  nutzbaren  Anl^gunir  ^^  IBr 
die  Erbauung  einer  vierten  Bundesfestung  besUmmteo  Capltah 
noch  vorhandenen  Zinsen ,  mit  Hinzurechnung  derjenigen  Zin- 
sen, welche  während  der  Jahre  1825,  1826,  1827,  1828  und 
1829  von  sfimmtlichen  vorbenannten  CapitaHen  eingehen  werden, 
gedeckt.  Für  Landau  werden  die  hierzu  nStbigen  Geldsuamoi 
von  der  Königlieh  Baierischen  Regierung  getragen ,  so  wie  die 
Einleitung  zur  Herstellung  selbst,  und  die  unmittelbare  Aufirtcbt 
über  die  rernere  Instandsetzung  der  Festung  der  Baierischen  Be- 
glening  unter  der  Bedingung  iiberiassen  bleibt,  dass  sie  aber 
den  Fortgang  derselben  von  drei  zu  drei  Monaten  durch  ihic 
Bundestags-Gesandschaft  der  Bundes-Versammlung  die  Anzeige 
erstatte.  Unter  diesen  Umständen  wird  der  Baierischen  Regia* 
rung  auch  die  Entscheidung  überlassen,  in  wiefern  der  Bau  eiaer 
t)ombenslchern  Caseme  unerlässlich  sey  oder  nicht 

3;  Die  Militär -Commission  wird  diesem  zufolge  von  der 
Bundes-Versammlung  ungesäumt  die  nfithigen  Aufträge  erhattea, 
um  in  Hinsicht  der  bewilligten  Herstellungen  und  AnscbaAingeB 
für  Mainz  und  Luxemburg  eine  allgemeine  Baudlspositton  und 
Eintheilung  in  Jahrgänge  zu  feigen  und  selbige  der  Bundes* 
Versammlung  zur  Genehmigung  vorzulegen ,  wobd  als  Grund* 
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aBüui^NMD  l9t,  dttw  in  ffhir  Jtiffen ,  vom  1.  Januar  18S& 
gerechnet,  sämmtUche  Arbeiten  und  Anscliainingen^  die  dazu 
iMUgen  Vorl^reitungen  alle  damit  inliegriffen ,  ganz  vollendei 
seyn  müssen. 

Nacb  erkaltener  Genehmigung  dieser  aligemeinen  Baudispo- 
rillen ,  wird  sieh  die  MUit&r-Gommission  durch  die  Local  - ,  Ar- 
tillerie- und  Genie-Directionett  die  ufithigen  Detalls-Herstellungs- 
Dispesitionen  und  Budjets  zur  Gutheissung  vorlegen  lassen. 

4)  Der  technische  und  analQhrende  Theil  des  Baues  und  der 
Wiederherstellung  der  Werke,  so  wie  die  Instandsetzung  des 
ArilUeriemaierials  9  ist  von  den  hetreffenden  Local  «Directionen, 
so  weit  es  geschehen  kann ,  selbstst8ndig  zu  (Ohren ,  Jedoch  nur 
in  der  Ausdehnung ,  welche  von  der  Bundes- Versammlung  he* 
sfhlossen  wird ,  und  auch  nach  dem  Bauplane  und  den  einzelnen 
Dispositionen,  weldie  die  Militär *Commission  in  Folge  Jener 
Beschlüsse  anordnet.  Der  administrative'  Thell  des  Geschäfts 
«Bd  das  Rechnungswesen  wird  colleglalisch.  Jedoch  mit  entschei- 
dender Stimme  des  Vorsitzenden  Local-Directors  und  unter  seiner 
persönlichen  VerantwortUchkeit  gegen  die  Militär- Commlsslon, 
ZQ  Iirtandeln  seyn. 

Da  es  Jedoch  mannichraltige  Verwickelungen  herhelltihren 
würde,  wenn  der  Bau  einer  Festung  durch  Genie -Offleiere  ver- 
schiedener Bundesstaaten  geführt  werden  sollte ,  so  wird  (Ur  die 
Zitt  der  Herstellung  festgesetzt  >  dass  die  Festungsbaue  von 
Mainz  ausschliessUdb  durch  Kaisertich  Oesterreichlsche,  Jene  von 
Luxemburg  ausschliesslich  durch  Königlich  Preussische  Genle- 
OfDciere  ausgefiihrt  werden,  —  dass  daher  in  Mainz  riicksichtUch 
dieser  Herstellungen  die  Pflicht  des  Preussischen  Local -Genie- 
Directors  auf  einen  Oesterreichischen  Genie  -  OfDcler  Ubei^ehe, 
Jedoch  alle  uhrigen^  nicht  auf  die  Herstellung  der  Festungswerke 
Bezug  hahenden  Gegenstände  dem  Preussischen  Genie -Offlcler 
vooi  Platz  überlassen  bleiben.  Uebrigens  sind  die  Genie-  und 
Artillerie -Directionen  in  allen  rein  dienstlichen  Beziehungen  an 
die  Befehle  des  Gouverneurs  und  Gommandanten  gewiesen. 

5)  Die  Reelmungea  siad  nicksichtlfadt  ihrer  Form  nach  dem 
Reglement  desjeoigea  Staates  zu  führen,  von  welchem  der  Bau- 
Dfrector  und  dteRechoungsbeamten  gegeben  werden.  DleSuper- 
revfarioii  der  Rechoiiiigen  über  Mainz  und  Luxemburg  wird  von 
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der  MiUtSr-Commisfiion ,  naeh  genommener  Biorfeht ,  imtcr  Bd- 
fQgUfig  eines  Gutachtens  an  die  RecbnungsbehSrde  desjen^oi 
Staates  gesendet,  zu  welchem  der  Bau-Director  gehSrty  um  dort 
gepriill  zu  werden.  Von  Jenen  Behörden  gelangen  die  Redunm- 
gen  an  die  Mllitär-Commission  zurüclE,  welche  hierüber  ein  Gut- 
achten zur  endlichen  Erledigung  derBundes-Versamralung  durch 
den  Bundestags-Ausschuss  unterlegt. 

6)  Wenn  übrigens  die  Bundes  «Versammlung  die  von  der 
MilitBr-Goffifflission  als  Maximum  der  Herstellungskosten  ange- 
nommenen Summen  hiermit  In  so  weit  fOr  Jene  Zwecke  bewilUgt, 
dass  sie  der  Mllitär-Commission  zur  Richtschnur  dessen  dleaeo 
müssen,  was  auf  keine  Weise  darf  überschritten  werden,  —  xssA 
wenn  diese  Summen  unter  solchen  Voraussetzungen  allerdliigs 
als  Basis  der  zu  fertigenden  Baudispositionen  erscheinen,  so  ver- 
steht es  sich  denn  doch  von  selbst,  und  gdit  n8chstdem  deutlich 
aus  der  Schlussbemerkung  des  Berichts  der  MültSr-Cominlssioo 
vom  29.  Juli  1824  hervor,  dass  die  Bundes-Versammluiig  mit 
Grund  bedeutende  Ersparnisse ,  besonders  in  den  letzten  Jahren 
des  Baues ,  durch  die  einsichtsvolle  Einwirkung  und  soi^fSIttge 
Aufsicht  der  Milllär-Commission  zu  erwarten  berechtig  Ist.  Es 
kann  daher  von  der  wiiidichen  Verwendung  der  als  Maximum 
angenommenen  Summen  nur  in  so  weit  die  Rede  seyn,  als  thdb 
diu'ch  die  zu  entwerfenden  Baudispositionen,  iheils  durcb  die  dar- 
auf folgenden  Jährlichen  Baubudjets ,  das  eigentliche  wahre  &- 
forderniss  muss  begründet  und  nachgewiesen  werden. 

IV.  Zeitliche  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Ge- 
schSftsvermittelung  zwischen,  den  Gouverneuren 
und  Commandanten  der  Bundesfestungen  und  der 

Bundes -Versammlung. 

Während  der  Herstellung  und  dem  Baue  der  Bundesfestun- 
gen bildet  die  Mllitär-Commission ,  in  Gemässheit  der  von  der 
Bundes- Versammlung  in  ihrer  Sitzung  vom  15.  März  1819  be- 
schlossenen Geschäftsordnung,  die  Zwischen-Instanz  zwisdien 
der  Bündes«Versammlung  und  dem  Gouverneur,  oder,  In  dessen 
Ermangelung,  dem  Commandanten  der  Bundesfestungen.  9e 
begutachtet  die  Berichte  und  Vorträge  der  letzteren^  und  über- 
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gtaM  sie  den  Bmniestags- Ausschusse  ffir  die  MHUär-Angel^en« 
ketten ,  um  sie  der  BuDdes-VersammiuDg  zu  uuteriegen.  Sie  er- 
stattet dieser  von  drei  zu  drei  Mouateu  einen  GeneraU)ericlit  über 
den  Zustand  der  Bundesfestungen  im  Allgemeinen  und  über  den 
Vortgang  der  Herslellungsarbeiten  Insbesondere.  Sie  führt  die 
onmttlelhare  Leitung  und  Aufsicht  fib^  den  Bau  und  die  Her- 
stellung der  Festungsw^ke ,  und  üb^  die  Anschafllittg  des  Ar- 
tlUeriemateriales  von  Mainz  und  Luxemburg,  in  Gemässheit 
der  hierüber  von  der  Bundes- Versammlung  erhaltenen  Befehle. 
Die  MUitSr-Commission  eropfiingt  endUch  die  Rechnungen  und 
BudJetsfürMainz  undLuxemburg  zur  weitem  Amtshandlung. 
Die  Berichte  der  Gouverneure  oder  der  Commandanten  wer- 
den zwar  an  die  Bundesversammlung  unmittelbar  gerichtet ,  al- 
lein an  die  Mllitär-Commlssion  zur  weitem  Amtshandlung  ein- 
gesendet. Da  die  letztere  übrigens  hSuflg  in  den  Fall  kommen 
kann,  sich  mit  Jenen  FestungsbebSrden  schriftlich  zu  benehmen, 
so  sollen  dergleichen  gegenseitige  Verhandlungen  zwischen  der 
Militar-Commisslon  und  dem  Festungs-Gouvernement,  der  Form 
nach,  mittelst  Noten  Statt  finden.  Dagegen  sind  die  Local-,  Ge- 
nie- und  Artillcrie-Directorcn,  so  wie  die  Kassenbeamten,  Jedoch 
nur  in  Allem,  was  die  Herstellung  der  Festungswerke  und  des 
Artillericmaterials  belxiin ,  an  die  unmittelbaren  Befehle  der  Mi- 
Utär-Commission  gewiesen ,  von  welchen  die  betreffenden  obera 
Festungs-Behördeo  in  steter  Keontniss  zu  erhalten  sind. 


Der  Bundestags-Ausschuss  In  Mllltärsachen  wird 

1)  ersucht ,  den  gegenwärtigen  Bundes-Beschluss  der  MilitSr- 
Commisslon  zur  weitern  Verfügung  zu  erSflben ,  und  dabei  die 
Erwartung  auszusprechen,  dass  sich  dieselbe  nunmehr  unver- 
züglich mit  der  Entwerfüng  des  Festuogs-Reglements  beschöni- 
gen, und  solches  in  möglichst  kurzer  Frist  durch  den  Ausschuss 
der  Bundes- Versammlung  vorlegen  lassen  werde. 

Die  Bundes- Versammlung  wünscht 

2)  über  diejenigen  Gegenstände,  welche  in  der  Kaiserlich 
Oesterreichischen  Abstimmung  in  Antrag  und  durch  gegenwär- 
tigen Beschluss  nicht  zur  Erledigung  gebracht  sind,  so  wie  über 
diejenigen  Wünsche  der  h<>chsten  und  hohen  Bundesregierungen, 
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welche  In  den  vortlegMitlen  AiMtlBunattgen  ausgesprodiea  wor- 
Aeii  sind,  ohne  dass  sidbe  schon  dermalen  In  den  gi^gcBwSrtigei 
Bundes-Beschlusse  ihre  Eriedigung  geftindeii  hahen,  das  Gmach* 
ten  des  Ausschusses ,  wobei  von  den  Grundsätze  anagegKogm 
werden  wolle  ^  die  verschiedenen  JMMnungen  und  Antrflge  mit 
mSglichster  Schonung  und  BerucksidiUgung  der  VerUltBiise 
und  Wfinsche  d^  Einzelnen  auszugleichen. 

a)  Die  Uebergabe  der  Pestang  Mainz  an  den  Dentseheii 
Bmd  erfolgte  zo  Mainz  am  15.  Deoember  1825,  durch  den  preosal- 
scben  Vice-Gonvernenr  und  den  österreidiisehen  Comiandanten  an 
Gommiasäre  der fiandes^Versammlnng.  Die Uebergabe  der Pestmig 
Luxemburg  an  den  Deutschen  Bund  geschah  daselbst  am  IS.  Mirc 
1 826 ;  die  der  Festung  Landau  daselbst  am  27.  Januar  1831 . 

b)  Formularzur Vereidigung: 

1)  Des  Gouverneurs  der  Bundesfestung  .... 

Ich  ... .  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden  einen 
leiblichen  Eid,  dass,  nachdem  Se.  Majestät mich  zum  Gouver- 
neur der  Festung  ....  ernannt  haben ,  ich  dieses  Amt  allein  im  In- 
teresse des  Bundes  und  zu  dessen  Vertheidigung  führen,  das  vmb 
Bunde  fSr  die  Festung  angeordnete  Reglement  getreulich  beobachten, 
auch  allen  Anweisungen  des  Bundes,  welche  derselbe  entweder  durch 
die  Bundes- Versammlung,  oder  durch  die  besondere,  zur  Berücksich- 
tigung und  Leitung  der  Bundesfestungs- Angelegenheiten  von  ihr  er- 
wählte Behörde  mir  ertheilen  wird ,  jederzeit  pünktlich  Folge  leisten, 
und  mich  weder  durch  irgend  eine  Rücksicht,  noch  durch  ein  Ver- 
hältniss,  namentlich  zu  einem  einzelnen  Bundesstaate,  davon  abhal- 
ten lassen  will. 

Insbesondere  gelobe  ich,  dass  ich  die  mir  als  Gouvem^or  anver- 
trauete  Festung  jederzeit  wider  alle  feindliche  Gewalt  auf  das  soig- 
fältigste  und  eifrigste  verwahren,  sie  auch  in  BelagerungsfäUen  gtga 
jede  Art  des  Angriffes  mit  der  tapfersten  Gegenwehr  und  mit  Daraa- 
setzung  Leibes  und  Lebens  bis  auf  das  ausserste  vertheidigen  will. 

So  wahr  mir  Gott  helfe  u.  s.  w. 

2)  Des  Commandanten. 

Ich  ...  .  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden  einen 
leiblichen  Eid ,  dass ,  nachdem  Se.  Majestät mich  zum  Com- 
mandanten der  Festung ....  ernannt  haben,  ich  dieses  Amt  alieio 
im  Interesse  des  Bundes  und  zu  dessen  Vertheidigung  führen,  die 
nach  dem  Reglement  der  Festung  mhr  obliegenden  Pflichten  getreoM 
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BIeD,  aneh  in^Gemlisshelt  desselben  allen  BeMilen  des  Gomrer- 
ki  panktfich  Folge  leisten  will.  Insbesondere  gelobe  Ich ,  dass  leb 
lUte  der  Stellvalretiing  des  CSonveraeors  aoeb  allen  einem  sol- 
n  obfiegenden  Pllicbten  aof  das  gelreneste  nacbkonmen  wiD. 
So  wahr  mir  Gott  belÜB  u.  s.  w. 


fo^.  aocb^  J.  L.  Kläber,  öffentllcbes  Reebt  des Tentseben  Bon- 
,     des  o.  s.  w.  (4.  Anfl.  1840)  S.  280, 281. 
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-     X€V. 

Beschlnss  der  Bnndes-Versammlnng  von  19. 
gut  1830,  betreffend  die  lodificatien  ud  VerTi 
ständigmig  des  BescJiliisses  vem  28.  Juli  1825 
nehtlicji  der  Uebernahme  der  Bn^ndesfestnagej 


Drei  und  zwanzigste  Sitzung  vom  19.  Auj 
1830.-) 

Auf  die  KSniglichWürttem  bergischen  AntrSge 
genModification  oderVervollständigung  desBam 
Beschlusses  yoHi28.JuU  1825,  die  Uebernahme  der] 
desfestungenbetrelTend,  wurde  in  GemMsshelt  derei 
Abstimmungen 

beschlossen: 

1)  Dass  bei  Luxemburg,  unter  Wegfoll  einer  Vi 
tung  des  Bundes  wegen  der  vor  Uebernahme  der  Festung 
gangenen  Garnisonskosten ,  die  Frage  wegen  BeHriedl 
an  der  Festung  haltenden  Forderungen,  nach  der  diei 
Bestimmung  im  Beschlüsse  vom  28.  Juli  1825 ,  dem  Am 
Gutachten  zur  Erörterung  der  alsdann  in  dieser  Be^debi 
erwägenden  besondern  Verhältnisse  Luxembui^  und  der 
sichtspunlcte ,  worunter  sich  hiernach  diese  Frage  bei  dieserl 
stung  stellt ,  vorzubehalten  sey ; 

2)  Dass,  in  BetrefT  eines  anderweitigen  Matrikolarai 
^es ,  die  Frage :  ob  der  Bund  keine  an  und  fOr  sich 
Verbindlichkeit  zu  künftiger  notorisch  nSthlg^  oder  ran 
Mehrheit  so  befundenen  Herstellung  der  Bundesfestung^  Lux^ 
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barg  habe?  dnstweilen  auf  sieb  beruhen  zu  lassen,  und  ihre 
ErSrtenmg  bis  zu  dem  Zeitpunkte  zu  verschieben  sey ,  wo  eine 
künftige  neue  Herstellung  sich  als  nothwendig  zeigai  werde ; 

3)  dass  die  Bestimmung  des  Bundes -Beschlusses  vom  28« 
Joll  1825,  wonach  die  laufenden  Unterhaltungskosten  für  Lan<* 
dau  von  d^.  König^ch  Baierlschen  R^<»rung  aus  eigenen  Mit- 
ten bestritten  werd^,  und  diese  Regierung  dag^en  vom  Bd- 
tng€  zu  der  matrikularmässig  ausgeworfenen  und  getragenen 
Dotation  flhr  Mainz  und  Luxemburg  frei  bleibt,  nur  als  eine 
Äasnahme  von  einem  allgemein  gültigen  Grundsatze  anzusehen 

I  lef;  dass  die  Matrikel  des  Bundes,  wie  sie  durch  den  Beschluss 
,  vom  20.  August  1818  festgesetzt  worden  ist,  übrigens  die  ein- 
zige Regel  für  alle  nicht  ausdrücklich  auetgenommenen  L<eistun- 
!  geo  bilde;  und  endlich^  dass^  wie  sie  eine  allgemeine  Verpfllch- 
I  toDg  nach  sich  ziehe,  so  auch  eine  allgemeine  Berechtigung  be- 
([riinde,  in  der  Art,  dass,  ohne  allgemeine  Zustimmung,  von  der 
gniDdgesetzlichen  Regel  keine  weitere  Abweichung  oder  Aus- 
^  nähme  Statt  finden  könne; 

dass  neben  dieser  Erklärung  die  ZuriickfUhrung  des  einge- 
tretenen  Ausnahmefalls  zur  Regel  von  dem  Resultate  der  Ver- 
handlungen über  die  Königlich  Baierlschen  Anträge  wegen  Lan- 
dau abhängig  sey ; 

4)  dass  In  Betreff  des  Antrages ,  wegen  Befreiung  von  der 
Theihiahme  an  den  Kriegsbesatzungen  der  Bundesfestungen,  kein 
Anstand  von  Königlich  Württembergtscber  Seite  gegen  den  Bun» 
des-Beschluss  vom  28.  Juli  1825 ,  worin  eine  entgegenstehende 
Verpdichtnng  nicht  bestimmt  Ist ,  hinlänglich  gerechtfertigt  ^- 
ttheine ; 

dass  solchemnach  dieser  Gegenstand  dem  Gutachten  des  Bun- 
destags-Ausschusses über  die  durch  den  Beschluss  vom  28.  Juli 
1825  unerledigten  Punkte  vorzubehalten,  und  daher  der  Bundes- 
tags-Ausschuss  zu  ersuchen  sey,  sowohl  über  die  Bildung  der 
Sriegsgamisonen  in  den  Bundesfestungen,  als  auch  über  die  von 
mehreren  Bundesstaaten  gewünschten  Erleichterungen  in  ihrer 
ContlngentstelluDg ,  sofort  sein  Gutachten  zu  erstatten ,  um  zu- 
Sleich  auf  diesem  Wege  die,  hinsichtlich  der  definitiven  BUdung 
des  9.  und  10.  Armeecorps,  so  wie  der  dritten  Division  des  8. 
Ameecorps,  noch  obwaltenden  Anstände  zu  beseitigen ; 
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Ihrfgeos  die  hohe  Budes- Versaminlmig  ffie 
ttMg  der  Traktate,  nach  Erertming  ood  PeststeUung thrtfl 
■8gli<Aste  BerucksiditiguDg  der  von  raehreml 
geiiiaserten  Wäosche,  sich  stets  zur  Aufgabe 


5)  dass  te  Aasehmig  des  WurttembeigfsdieD 
fgm  des  ZwfMs  Ober  die  Absicht  der  Worte :  „  Ihs  anf  < 

<<  In  der  die  eigene  Unlerhaltiingspflidit 
l»etreffniden  BeslimnHing  des  Buodes-1 
n.  Juli  1825,  d^  von  Wörtteinl>erg  vorgesdriageiie 
G^rmdsatz  aoznerkenneo  sey,  wonach  w<^d  der 
flmg  und  BestreitiiDg  der  in  Abschnitt  I,  Num.  7  des! 
Toai  28.  Jiiii  1825  genannt«!  G^enstände,  als  Yerpi 
Bcdirfhiss  an  nriz,  Licht  und  Stroh,  so  wie  der  Spital-  uad< 
tea^eli ,  sowohl  iSr  die  in  den  Bundesfestungea 

die  Besatzung  bildenden  Contii 
,  als  lOr  die  im  Fdde  dienenden,  Jed( 
gfciche  Regel  zu  gdtea  habe. 

m)  Im  der  vier  and  zwanzigsten  Sitzung  aiii2Ci] 
gast  I830aasserte  der  Kaiserlich  -  Königliche  prii 
reade  Herr  Gesandte,  bei  Verlesongdes  ProtokoUes  der 
Itaag:  es  habe  derselbe  wahrgenommen,  dass  der  in  §.  186, 
■MT 5«  geihssle  BesrUass,  in  Verbindung  mit  dem 
H^  MR  1825«  Abschnitt  1«  Nammer  7,  so  gedeutet  wordeo 
«h  die  Bamdi  rf  gifraagen,  welchen  die  Last  der  Ganiisoiies 
B— dl  n  laai.ra  obUcgt,  durch  jene  Bestimmungen  zo^odi 
TCipKrhlrt  seyea«  lir  den  Fall  einer  Approvisionirong  der 
des  ApproYisioaBeaent  derselben  ans  dgenen  IGt 


Gegen  etar  sokhe  Auslegung  dieses  Bundes-BescUosses 
skh  die  Gesandlen  Toa  Oesterreich  und  Preussen  noch  vor 
aekhauag  des  ProtokoUes  Tcr^-ahren.  I 

Die  VefpOegang,  dasBedurfhiss  an  Holz,  Licht  and  Stroh,  s^ 
die  SpÜaKl'lensilien,  sollen  im  Kriege  und  Frieden,  bis  der  wi^ 
MagfnH^:s$taad  etatritt,  voa  jedem  Bundesstaate  lOr seine i^ 
Pestai^^ea  beiadUchen  Thi^pen  bezahlt  werden,  und  es  soili 
wihit«d  des  BelagerungszasUndes  die  Garnison  auf  Kosten  derl 
Soaveffiae  der Gan^soastmppen  unteihalten  werden,  wiedies( 
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lehlBch  der  im  Felde  dieneDden  Trappen  der  Fall  seyn  wird.  So 
nad  nicht  weiter  geht  die  Bestimmung  äher  die  currente  Ver- 
img  der  Trappen. 

Wenn  aher,  wie  es  die  Wichtif^eit  der  Bandesfestnngen  erfor- 
,  ein  Festongsapprovisimmement  gehOdet  und  für  die  Spitalhe- 
ktfsse  gesorgt  werden  mnss ,  welches  die  nöthigen  Yorräthe  ffir 
rollständigen  Besatzungen  auf  dem  Kriegsftisse  für  sechs  Monate 
Hl  Magazinen  der  Festungen  in  sich  zu  fassen  haben  wird,  so  rer- 
l  es  sich  Yon  seihst ,  dass  auf  die  Bildung  solcher  bis  zum  Aug^i- 
Qt  der  feindlichen  Berennung  der  Festung  unangreifbaren  Vorrä- 
te flir  die  currente  Verpflegung  im  Beschlüsse  vom  Jahre  1825 
jespoehene  Verpflichtung  nicht  Anwendung  finden  könne ,  dass 
u  In  Uebereinstimmung  mit  dem,  §.  186,  Nnm.  5  gefassten  Be- 
Bse,  für  das  aus  diesen  Approvisionnements-  und  Spital-Gegen- 
Ini  Entnommene  von  den  Regierungen  deijenigen  Trappen, 
^  während  der  Belagerung  oder  Blokade  die  Garnison  bilden, 
diejenigen  Kosten  vergütet  werden,  welche  für  eine  gleiche  An- 
IIb  freien  Felde  stehender  Truppen  aufeuwenden  gewesen  wären, 
Nrch  den  Gamisonsberren  der  in  den  Bundesfestungen  stehenden 
Ren  nicht  grössere  Lasten  oder  Kosten  aufgebürdet  werden,  als 
den  Kriegsherren  der  im  Felde  stehenden  Bundestrappen  zu  tra- 
JiDil.  ^ 


Biete  Aeusserung  dient  als  Erläuterung  zu  Nr,  5, 
^vorstehenden  Beschlusses  vom  19.  August  18S0. 


XCVI. 

Besekliss  der  BvndeB-YersaBBlmigTam  14.De- 

cember  1830,  betreffend  die  besOBdereo  Yerh&lt- 

■isse  der   Bvndesfestiiiig   Landaa  und  derei 

Uebergabe  an  deki  Dentscben  Bnnd. 

In  der  zwei  und  vierzigsten  Sitzung  am  t4.  De- 
cember  1 830  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Ausübung  des  Bundesrechts  de?  unmittelbaren  Auf- 
sicht über  die  Bundesfestung  Landau,  *)  im  Namen  und  im 
Auftrage  des  Deutschen  Bundes,  wird^  im  Friedensstande  dessd- 
ben,  Seiner  M^estfit  dem  KSnlge  von  Baiern,  unter  (|er 
Oberaufsicht  des  Bundes  und  unter  Annahme  der  in  den  nachrol- 
genden  Anträgen  enthaltenen  Bestimmungen,  übergeben.  Für  die 
Zeit  der  unmittelbaren  Aufsicht  Sr.  Majestät  flndet  die  Wirk- 
samkeit  der  MUilär-Commisslon ,  als  Zwischeninstanz  zwischoi 
der  Bundes -Versammlung  und  den  Festungs-BdiSrden,  nidit 
Statt,  indem  die  Bundes -Versammlung  sich  darauf  beschrSnkt, 
für  diese  Zeit  das  technische  Gutachten  dieser  Cammission,  ebne 
dass  letztere  in  dem  gedachten  VeriiSltnlsse  ofDclell  eintritt,  auch 
bei  den  die  Festung  Landau  betreffenden  G^enständen  zu  be- 
nutzen. 

2)  Sobald  die  Bundes-Versamiplung  naah  Artikel  XXX Vm 
der  Schluss-Acte  einen  Beschluss  wegen  Gefahr  eines  feindlichen 
Angriffs  für  den  Bund  oder  für  einen  einzelnen  Bundesstaat,  und 
wegen  der  deshalb  in  Wirksamkeit  zu  setzenden  Vertheidigungs- 
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musregäü  Ami,  tritt  die  .unmittelbare  llDterarteui«  iee  Bun- 
desfestODg  Landau  unter  die  speclelleAufsicht  und  Befehte'der 
BuDdes-VersamnilODg  und  des  OberMdherrn ,  in  i^elclier  Weise 
wie  iiei  dett  Bundesfeatungen  Mainz  und  Luxemi»urg ,  ein. 

3)  Der  Gouverneur  oder  Cammandant  v»  Landau  leUMt 
aadisteiienden  E  i  d : 

Icli . .  .  *  scbwSre  zu  Golt  dem  AUmSclitigen  einen  leiUir 
eben  Eid ,  dass ,  nachdem  Seine  MaJestSt  der  König  von  Baiem 
mich  zum  Gouverneur  (Commandanten)  der  BunAeafestung  Lan- 
(hui  ernannt  baben»  ich  dieses  Amt  allein  im  Interesse  des  Bundeb 
und  zu  dessen  Vertheidigung  führen,  das  vom  Bunde  tUr  die 
Festung  anzuordnende  R^lement  getreuUcb  beobachten,  au<^ 
alle  Anweijfungen,  welcbe  im  Friedensstande  des  Bundes  Se*  Ma- 
Jeitit  der  KSnig,  und  nach  Unterordnung  der  Festung  Landau 
unler  die  specielle  Aufsicht  und  die  Befehle  der  Bundes -Ver^ 
flanmiung  und  des  Oberfeldherm ,  diese  mir  ertbcUen  werden^ 
pOttktliGh  Folge  leisten,  und  mich  weder  durch  liegend  eine  ROA^ 
lieht,  noch  durch  ein  Verhfiltniss^  namentlich  zu  ehMU  einzelnen 
BoBiesstaate^  davon  abhalten  lassen  wilL 

Insbesondere  gelobe  ich,  dass  icbi  die  mir  als  Gouverneur 
(GfHnmandant)  anvertraute  Festung  Jederzeit  wider  alle  feind- 
liche Gewalt  auf  das  SoigSltigsta  und  EüHgste  verwahren,  sie 
lueh  hl  BelagerungsRUlen  gegen  Jede  Art  desAngriifes  mit  der 
tapfersten  Gegenwehr  und  mit  Daransetzung  Leibes  und  Lebens 
bis  auf  das  Aeusserste  vertheidigen  will. 

So  wahr  mir  Gott  helfe  u>  s.  w. 

Dieser  Eid,  schrilUich  ausgestellt  und  unterzeichnet,  wird 
lüf  den  Bund  in  die  Hfinde  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Baiem 
gegeben. 

lieber  den  Act  der  Beeidigung,  des  Gouverneurs  oder  Com* 
UMDdanten  von  Landau  nach  dem  vorstehenden  Formulare  wird 
ein  Protol^oll  aufgenommen ,  und  durch  die  Königlich  Baierische 
Buttdestags-Gesandtscbaft  der  Bundes- Versammlung  zugestellt. 

Ikc  Genie-  und  ArtUlerle-Director  von  Landau  werden ,  für 
die  Dauer  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Königs  von  Baiern  über 
tte  Festung  Landau,  dem  Bunde  nicht  vereidigt 

4)  FUr  die  Uebergabe  Landau's  gilt  nachstehende  B^ 
aUaunmigs  ^    '^ 
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Die  Bmklesftotttiig  Ludsu  wird  vier  Woehea  mA 
heutigen  Beschlüsse  fBrmlich  fibergeben  und  fibcarnoDBeii. 

Die  RSoigUch  Bateriscbe  R^erung  triHl  die  erfoi 
Veraaslaltuogeo,  dass  die  Uebergabe-CommlssaileD  diel 
oebsi  allem  dazi^^Srigen  Feslungs-Eigenthimie,  und 
FeslungsweiiLe  mit  dem  dazugehörigen  Temin,  das 
und  Genie -Material  Jeder  Art,  sXmmtUcbe  MllltSrgcbInfc, 
Gouvernements-  und  Commandantschafts-,  Genie-  und 
Archive,  an  dem  bestimmten  Tage  an  die  von  der 
Versammlung  abgeordneten  Uebemahms  -  Commissaffeii 

Zu  diesem  Behufe  wa^en  von  denPestungsbeMMen 
Veradehnlsse  über  das  FesUingselgenthum  itiet  Art 
und  zur  Uebergabe  bereit  gehalten.  In  diese  Verzeichnitte 
den  nur  diejenigen  G^enstände  aufgenommen,  weldie 
tenes  Eigenthum  der  Festung  sind.  INe  Gegenstände,  fiber 
Blgenthuffi  noch  StreitigiLdten  obwalten,  werden  In  ein 
res  Yeneidiniss  eingetragen ,  welches  nur  voiigdegt  nad 
übergeben ,  sondern  zum  Zwecke  der  Ausmittelung  der 
thumsfrage  zurfldLbehalten  wird. 

Zu  den  Uebemahme-Commissarien  v<m  Seit»  des 
werden  von  der  Bundes -Versammlung  Miigtieder  der 
Gonunisston  bestimmt,  und  von  der  Bundes -V^rsammlmv^ 
dner  von  der  Militär -Commission  ^tworfen^  Instruction 
sdien. 

Nach  erfolgter  Uebergabe  der  Festuiqr  Qfid  ihres 
thums ,  und  nach  EinUbidigung  d^  Verzeichnisse  an  die  Ü( 
nahme-Commissarien ,  wird  der  Gouverneur  (Commandaat) 
Landau  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes  genommon,  io< 
demjenigen  schrilUichen  Eid>  dessen  Form  oben  besUmnt 
denrallerhSchsten  Tcaritorialherm  ubergiebt,  und  Sdne 
ein  Protoicoll  über  die  Beeidigung  durch  Ihre  Bundestitgs-4 
schalt  der  Bundes-Versammlung  zustellen. 

Die  Artillerie-  und  Genie-Directoren  leisten  dem  Bunde 
Bld  in  die  Hlkide  des  Gouverneurs  (Commandanten)  vod  Lai 
d  a  u ,  sobald  die  Bundes-Vtfsammlung  nach  Arlikd 
der  Sehluss*Acte  einen  Beschluss  wegen  Gelhhr  eines  fc 
Angriin»  Ihsst.  Alsdann  tritt  auch  die  nähere  VerplUchttuig 
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Mgeii  mtl  derV «rwattimg  des  Festimgsguts  beauftragten  Beam- 
U»  iOr  den  Bund  ein. 

Das  über  den  Act  der  Uebergabe  unter  BelfE^ung  der  oben 
aogelBhrten  Verzeicbnisse  auteunehraende  Protokoll^  welches 
fOB  den  Uebergabe -Commlssarien  einer  Seits  und  den  Ueber- 
nähme -Commtssarien  anderer  Selts  zu  unterzeichnen  ist,  wird 
TM  lezteren  der  Bundes- Versammlung  vorgelegt. 

Mit  dem  Tage  der  Uebergabe  der  Festung  Landau  an  den 
Bond  tritt  die  in  dessen  Namen  und  Auftrage  von  Sr.  Königlich 
Biierischen  Mijestilt  im  Friedensstande  des  Bundes,  bis  derselbe 
mA  Artllcel  XXXVHI  der  Schluss-Acte  einen  Beschluss  wegen 
GMkf  eines  feindlichen  Angriffs  IRsisst,  unter  der  Oberaufsicht  dea 
Bundes  auszuübende  unmittelbare  AuMcht  über  die  Festung  ein. 
D^  Gouverneur  ( Commandant )  und  alle  zum  eigentlichen 
Festangspersonale  gehörigen  Beamten  werden  von  Sr.  Ms^estät 
dem  Könige  von  Baiern  in  RttciLSicht  ihrer  DienstiQhrung  im  All- 
gemeinen auf  die  bisherigen  Einrichtungen  verwiesen,  bis  die 
Bandes-Versammlung  über  das^estungs-Reglement  die  nOthigm 
Besdilüsse  geCasst  hat.  Einstweilen  werden  dem  Gouverneur 
(Commandanten)  von  der  Königlich  Baierischen  Regierung  die 
Bestimmungen  des  BundesBeschlusses  wegen  der  Festung 
Landau  als  Nachtrag  zu  der  MilitSr-Verfessung  des  Bundes 
imd  als  allgemeine  GrundsStze  zur  Beachtung  nütgetheitt. 

In  so  fem  das  Festungseigenthum  von  dem  Eigenthume  des 
Territorialherrn  und  der  Privatpersonen,  die  Festungsgränzen 
Qod  der  Festungsrayon  noch  nicht  genau  geschieden  und  festge- 
setzt sind ,  wird  die  fiundes-Versammlung  dazu  durch  eine  von 
ihr  zu  bestimmende  Local-Gommission  die  nSthlge  Einlel- 
UiDg  treffen.  Diese  Locat-Commission  wird  die  Regulirungen  in 
Gcineinschaft  mit  Commissarien  bewerkstelligen,  welche  die  RS- 
oigiich  Baierische  Regierung  deshalb  zu  ernennen  hat. 

Wenn  in  GemSssheit  dieser  Bestimmung  zur  Uebernahme 
Landau's geschritten  wird,  er^SrendleU ebernah  me-Com- 
■^ Issarien  nach  vollzogener  Uebergabe: 

dass  auch  nach  der  vom  Deutschen  Bunde  erfolgten  Ueb^- 
nahme  die  unmittelbare  Aufsicht  Aber  Landau  —  in  der 
Zeit,  da  der  Bund  sich  im  Friedensstande  beOndet,  bis  zu 
dem  Zeltpunkt,  da  die  Btmdes- Versammlung  nach  Artikel 
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XXXVm  der  Sehbuun-Aete  mgm  Gehhr 
liehen  Angriffes  für  den  Bund  oder  eiDCSL 
desstaat  die  aoUiweodige&  Vertkeidigi 
WlriKsamlceit  zu  seteen'liescUiesst —  Sr. 
Könige  von  Baiem  im  NameD  und  Aufträge  des! 
unter  deaaen  Otieraufaleht  anvertraut  aeyn  aoBe. 
Die  Kb'niglfcb  Baierischen  Uebergalie  -  Comnisi 
erwled^n  lüerauf: 

dass  Se.  Majestät  die  solebergestall  im  Frieden 
liSchstdensellien  anvertraute  unmittelbare  Aufsidit  i 
Festung  im  Namen  und  Auftrage  des  Bundes  unter 
Oberaubicbt  mit  aller  Soi^alt  flibren  werden  > 
bi^mit  gc^en  den  Deutseben  Bund  veqifliGhtea, 
Festungs- Gegenstände,  insbesondere  die  Fesi 
und  ibre  Zubeborungen ,  die  Militärgebäude  und 
Yertbdldigung  der  Festung  bestimmte  Ciescbätz, 
dem  Zeitpimlite,  da  die  Bundes-Versammlung  naek^ 
iLelXXXVm  der  Scbluss-Acte  wegen  Ge&kr  etaei 
lieben  AngrUßi  lUr  den  Bund  oder  fiir  einen 
Bundesstaat  die  notbwendigen  Vertheidigungsmaj 
in  Wirksamkeit  zu  setzen  beschllesst ,  in  treuer 
und  in  gutem  Stande  zu  erhalten ,  ebne  El nwiliii 
Bundes  davon  nichts  zu  veräussem  und  daran 
verändern ,  auch  insbesondere  darüber  zu  wachen, 
die  Vorrätbe  an  MuniUon  stets  in  d^  eri 
zahl  und  Bigenschaft  vorhanden  seyen. 

5)  Die  Königlich  Baierische  Bundestags-Gesandschaft 
giebt  der  Bundes  -  Versammlung  die  an  dem  Gouv^mettr 
atung  zu  erstattenden  periodischen  Rapporte. 

6)  Die  Bundes -Versammlung  Qbt  das  unter  Ol 
des  Bundes  insbesondere  begriffene  Inspectionsrechl 
bdiebifien  Z^tpunkten  aus,  um,  tinter  Zuziehung  lattd< 
eher  Commissarten,  von  dem  Zustande  der  Festung  und  dca 
terhaltungs  -  Arbeiten  Einsieht  ^u  nehmen.  Geben  die 
Uta*  diese  Besichtiguiigen  der  Bundes-Versammlung  zu 
rungen  Anlass,  so  theitt  sie  dieselben  der  Kön^ch  BaierisdM 
Regierung  durch  deren  Bundestags-Geaandsebaft  mit,  und  üä 
nadi  Vertauf  einv  fiir  die  Rttckäussenuig  d^  KSnlglteh  BM 
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MteD  RaKlenmer  besttmmten  Frrst,  deshalb  den  geeigneten  Be* 
seUiiss,  ZQ  dessen  nnverweilter  Vcritelebong  die  Königlldie  Bate- 
itsche  Regierung  das  Erforderliche  an  den  Festungs-GouTemeur 
(Commandanten)  verfBgt. 

Ausser  den  bezelehneten  regelmKssigen  Gegenständen  der 
Inspectlon,  wird  t)el  der  ersten  Inspectlon  vomelKmIich  der  Stand 
der  Herstellong  der  Festung  L  a  n  d  a  o  In  Betracht  gezogen  werden. 

DieBundes-Versammlnng  geht  von  dem  gerechten  Vertrauen 
mm,  dass  Se.MijesUit  der  KUnig  von  Baiern  bei  der  Verwendung 
der  zur  VerstXrkung  des  Vertheldigungssystems  von  Deutsch- 
land AUerhSchst  Ihnen  anvertrauten  lünteehn  Millionen  Pranken 
das  DSmliche  Verfahren  einhalten  werden ,  weiche  1. 1.  M.  M. 
der  Kaiser  von  Oesterreich,  und  der  KSnfg  von  Preussen  bei  den 
zu  Erbauung  einer  vierten  Bundesfestung  Obernommenen  zwan- 
zig Millionen  Franlcen  beobachtet  haben ;  dass  sich  daher  Se.  Ma- 
jestät der  König  von  Baiern  zu  allen  deqjenigen  Auslagen,  welche 
dermalen  die  Armirung,  das  volle  Approvisionnement  und  die 
Herstellung  der  Bnndesflsstupg  Landau  erfordern,  bereit  finden, 
auch  bei  künftigen  Herstellungen ,  in  Füllen  ausserordentlicher 
BeschSdigungen  und  anderer  ausserordentlicher  Kosten,  den  Bund 
nur  insofern  in  Anspruch  nehmen  werden,  als  die  bis  dahin  erho- 
benen Zinsen  zu  deren  Deckung  nicht  zureichen  sollten. 

7)  DerBundes-Beschluss  vom  28.  Juli  1825  behSlt  in  seinen 
Beziehungen  auf  Landau  seine  Anwendung,  in  soweit  derselbe 
durch  den  gegenwärtig  zu  fassenden  Beschluss  nicht  aufgehoben 
oder  modiOcirt  wird. 

8)  DerGrossherzoglichBadischenRegierungwird 
die  Verbindlichkeit ,  ein  Drittheil  der  Kriegsbesatzung  von 
Landau  zu  stellen ,  erlassen  und  auf  die  Infanterie-Contingente 
der  in  der  Stellung  zum  Bundesheere  erleichterten  Staaten  über- 
tragen, wogegen  sich  die  Grossberzoglich  Badische  Regierung 
verpflichtet ,  für  den  Fall  augenblicklichen  Bedürfnisses  und  bis 
zum  Eintreffen  der  zur  Verstärkung  der  Kriegsbesatzung  vom 
Bunde  bestimmten  Contingente,  provisorisch  2,000  Mann  in  die 
Bundesfestung  zu  stellen ;  wobei  sich  von  selbst  versteht,  dass 
von  dem  Zeitpunkte  an,  da  die  Verstärkung  dieser  Kric^sbe- 
satzung  durch  Badische  oder  andere  Bundestruppen  eintritt,  die 
Festung  Landau  sofort  unter  die  Befehle  derBundes-Versamm- 


lung  und  des  Oberreldheiro  gestellt  wird ,  wenn  Mch  noch  keiii 
Beschluss  auf  den  Grund  des  XXXVIU.  Artikels  der  SgUqm- 
Acte  erfolgt  ist. 

9)  Der  vorstehende  Beschluss  wird  der  Militttr-CommissiiNi 
zur  Nacbachtung  statt  Instruction  mltgetheilt,  um  in  deanen  Ge- 
mfissheit: 

a)  die  zur  Uebernahme  der  Bundesfestung  Landau*")  erÜM*- 
derliche  Vorbereitung  zu  treffen ,  indem  die  hohe  Bundes- 
versammlung der  Militär -Commission  Qberttsst,  die  dazu 
abzuordnenden  Bevoilmichtlgten  aus  ihrer  Mitte,  zu  benen- 
nen und  mit  den  erforderlicben  Weisungen  zu  versehen^ 
um  Im  Namen  und  aus  Auftrage  des  Durchlauchttgslea 
Deutschen  Bundes  alle  Jene  Handlungen  vorzunehmen, 
welche  zur  Erfilllung  dieses  Beschlusses  erford^idi  sind, 
lieber  den  Tag  der  Uebergabe,  welche  vier  Vt^ochen  naiA 
dem  heutigen  Beschlüsse  erfolgen  soll,  hat  sich  die  MOilfr- 
Commission  mit  dem  KSniglich  Baierischen  Gouvememeift 
zu  vereinigen;  auch  hat  die  Militär -Gommission 

b)  die  wegen  derKriegsgamison  von  Landau  getroffene  Ver- 
fiigung  zur  Vi^issenschaft  zu  nehmen. 


a)  Schon  auf  dem  Wiener  Congresse  wurde  Baiern 
Souveränetät  ober  Landau  zugesagt,  in  einem  GonUnrenz- Pro- 
tokolle vom  10.  Jmii  1815 ,  nadiher  förmlich  abgetreten  in  dem  zwi- 
schen Oesterreich  und  Baiern  am  14.  April  1816  zn  München 
abgeschlossenen  Vertrage.  In  dem  Art.  III  des  Rec^s  g^n^ral 
ete. ,  abgeschlossen  zn  Prankf  ur t  a.  M.  am  20«  Joli  1819,  ist  die 
Eigenschaft  einer  Bandesfestang  ,,soas  le  rapport  müitaire^* 
für  Landau  festgesetzt,  mit  dem  Zusätze :  ,»sans  que  cette  dlspodtion 
paisse  älterer  en  rien  le  droit  de  souverainetd  qai  est  d^vola  k  S.  M. 
le  Rot  de  Bavi^re  sur  la  dite  ville.^' 

b)  Vergl :  J.  L.  K I  ü  b  e  r ,  öffentliches  Recht  des  Teatschen  Ban- 
des u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  277. 


BegcblissderBindes-VergammlnngYeiiin.llftn 
1831,  betreffmd  die  Sie^erkeit  d«r  Budesfesting 

Landau. 

In  der  neunten  Sitzung  am  17.  März  1831  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Königlicli  Baierisclie  Regierung  wird  ersucht,  den 
Comoiandanten  der  Bundesfestung  La  ndau  anzuweisen,  durch 
die  Königlich  Baierische  Bundestags  -  Gesandschall  die  Bundes- 
versammlung Jederzeit  von  den  Nachrichten  und  Ereignissen  in 
Kenntniss  zu  erhalten,  welche  auf  die  Sicherheit  der  Bun- 
Aesfestung  Landau  EinOuss  haben  kSnnen; 

2)  dessgleichen  den  Commandanten  der  Festung  Landau 
anzuweisen ,  zwar  im  Falle  plötzlichen  Bedürftiisses,  bevor  noch 
die  regelmässigen  Ergänzuogstruppen  eingetroffen  sind,  die  Auf« 
forderungan  die  Grossherzoglich  Badische  Regierung 
zur  temporären  Aushülfe,  *")  ohne  voi^ängige  AnDrage  deshalb  in 
München ,  durch  einen  alsbaldigen  Beschluss  hoher  Bundes-Ver* 
Sammlung  zu  bewirken ,  mit  seinem  desfälligen  Antrage  nach 
Frankfurt  indess  gleichzeitig  eine  Anzeige  davon  nach  Garlsriite 
zu  verbinden. 

3)  In  Jedem  Falle  sollen  die  regelmässigen  Ergänzung«* 
trappen  flir  La  n  d  aü ,  wenn  es  nicht  schon  frUher  in  Folge  eiom 
Beschlusses  wegen  drohender  Gefahr  eines  feindlichen  Angiriflb 
geschehen  ist ,  gleichzeitig  mit  dem  Beschlüsse  wegen  der  provi- 
sorischen Aushülfe  von  Seiten  Badens,  zum  unverzüglichen 
schleunige  Aufbruche  nach  Landau  aufgefordert  werden. 

a)yergl.  die  vorhergehende  Nummer  unter  8). 
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leioklnis  dir  Brndes-VersaBBlmg  t»b  3.  Sep- 
ta&ber  1835,  betreffend  die  Festsetzung  dnes  Ter 
mines  ftr  die  Beschlnssfassnng  ftberdie  jftkrli- 

chen  Festnngs-Bndjets. 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  3.  September 
1835. 

Auf  die  vom  Praesidio  gemachte  Bemerkung,  dass  es  zur 
Vermeldung  der  Nachthelle ,  welche  aus  einer  allzulangen  Ver- 
schiebung der  Beschlussfassung  fiber  die  Jährlichen 
Festungs-Budjets*)  entstehen  kb'nnen ,  wfinschenswerth 
sey ,  zur  Abgabe  der  Abstimmungen  über  die  von  dem  Bundes- 
tags-Ausschüsse  gemachten  diesfallsigen  Antrilge  einen  bestiinai- 
ten  Termin  festzusetzen  y  nadi  dessen  Verlauf  die  nicht  abge- 
gebenen Abstimmungen  als  beipflichtend  anzusehen  und  bteniacli 
die  Beschlüsse  sofort  zu  ziehen  seyn  wttrden ,  wurde 

beschlossen: 
dass  künftig  die  Abstimmungen  Ober  die  von  dem  Bundestags- 
Ausschusse  in  Militär-Angelegenheiten  in  Betreff  der  Pestungs- 
Bu4Jets  gemachten  Anträge  Jedes  Mal  binnen  zwei  Monaten 
abzugeben ,  die  bis  dahin  nicht  erfolgten  Abstimmungen  aber  als 
den  Anträgen  beipflichtend  anzusehen,  und  hiemach  die  Beschlösse 
soltort  zu  ziehen  seyen. 

» 

b)  Vtrgl:  J.  L.  Klüber,  BÜBiitliohes  Reeht  des  Teatseben  Bob- 

des  u.  8.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  281  (§.  211 ,  Note  h). 
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Be8c]i]i|»a  derBindQS-VersaniAliiBg  fonlS.Jimi 
1839,  betraffend  die  Verpflichtung  des  Bandes  znr 
Bestreitung  der  banlichen  Herstelinng  nnd  Ap- 
provisionnirnngs- Kosten  der  Bnndesfestnig 

Lnzembirg.  *) 

Zehnte  Sitzungam  13.  JuQl  1839. 

Nachdem  sämmtliche  Abstimmungen  über  die  An- 
trSge  des  Bundestags -Ausschusses  erfolgt  waren,  wurde  vom 
P  r  a  e  s  I  d  i  0  die  BescblussziebuQg  proponIr|. ,  und  hiernach 

beschlossen: 

1)  Dass'die  Verp fllcHtnng  des  Bundes  zur  Bestreik 
tun g  der  baulieben  Herstellung  der  Bundesfestung 
Luxemburg  als 'Grunds  atz  ausgesprochen,  und 

'2ygte!chm8sslg  die  Verpflichtung  der  Gesammtheit 
des  Bundes,  die  Kosten  der  Approvisionnirung  dar 
Bundesfestung  Luxemburg,  Itir  den  Fall  der  Belage- 
rungzutragen, anerkannt  werde; 

3)  dass ,  in  Folge  vorstehender  Grundsätze ,  sowohl  die  fiir 
die  bauliche  Herstellung  der  Bundes fes tu ng  Luxemburg 
bisher  nur  provisorisch  geschehenen  Bewilligungen  aus  dem  Zin- 
senfond  der  fOr'die  vierte  Bundesfestung  bestimmten  zwanzig  Mil- 
lionen Francs ,  als  auch  die  für  das  Festungs-Approvisionnement 
bisher  Statt  gefundenen ,  bloss  provisorischen  Bewilligungen  aus 
der  Bundes -Matrilcular- Kasse,  nunmehr  als  definitiv  aneiis:annt 
werden  ? 
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4)  das8,  In  weiterer  Folge  des  obig«  Gnmdsatzes 
Nr.  2»  der  Bund  mmmdir  das  Elgralhum  des  van  der  EraM 
Treussen  zaLaxeraburgflraheraiigescbaineQ  ApirvffriiB- 
nementsUietls  durch  eine  nach  dem  dennallgen  Werthe  iaYm^ 
rSthe  zu  bemessende  VergQtung  an  sich  zu  bringen  habe,  «I 
diesem  gonSss  der  Bundestags-Ausschuss  in  MUltSr-Angdegaij 
bdten  zu  ersuchen  sey,  über  die  Ausnihrung  dieses  Pnnkljeii 
RSckricht  auf  die  diesbUsigen  firVlihungen  und  Nach^ 
dtf  Königlich  Preussischen  Regierung  in  der  9.  dl< 
Sitzung  (§.  118  des  Protokolies)  weitere  Vorschuß  zu 

5)  dass  sich  mit  den  betrelTenden  Gamisonsherren  nber 
Einrichtang,  analog  Jen^,  wddie  zu  Mainz  wegen 
tung  eines  Kri^s- Approvisionnements  fCr  den  Fall  des 
rungszustandes  getrolTen  worden ,  zu  vereinbaren  sey , 
her,  nachd^n  in  dieser  Beziehung  berdts  die  mit  Dank 
mende  altsprechende  Eridfirung  der  RSnIglich  PreussisdieD 
gierung  vorliege,  nun  auch  noch  femer  der  R8niglI<A  Ifleij 
ländischen.  Grossherzoglich  Luxemburgischen  Regiernng  d 
gegen  gesctoi  wird. 

a)  bn  Art.  LXVn  der  Wiener  Congress-Acte  wurde  Lnx4 
barg  an  den  Konig  der  Niederlande,  als  6r ossh erzog  ij 
Laxembnrg  „en  tonte  proprio  et  sonverainet^**  abgetretea  J 
doch  »fSoos  le  rapport  militalre^*  for  eine  Bnndesfestung  en 

Veigl.  auch:  Art  XXXV--XXXVn  d<!«  zu  Prankfart  a^j 
am  20.  Juli  1819  abgeschlossenen  Recis-gtodral  n*  s.  w. 

J.  L.  Rläber ,  öffentliches  Redit  des  Tentadien  Bandes«. t^^ 
(4.  Ann.  1840)  S.  277.  i| 


c. 


Besehlass  derBnndes-VersammInng  vom26.lSn 
1841  y  betreffend  die  Befestigung  von  Ulm  nnd 

Rastatt. ') 

Beschluss: 

1)  Zur  Sicherung  der  oberrheinischen  Gränze 
Deutschlands  werden  die  PlS^e  von  Ulm  und  Rastatt  be- 
festiget. 

2)  Ulm  wird  als  Hauptwaffenplatz,  und  Rastatt  als  Ver- 
bioduDgs-  und  Gränzfestung ,  so  wie  als  W^ffenplatz  des  achten 
Armeecorps  bestimmt. 

3)  Die  Befestigung  und  Artillerie -Dotation  beider  PlStze 
sollen,  bei  möglichster  Einfachheit,  doch  den  allgemeinen  Gruad- 
sätzen  und  den  besonderen  Bestimmungen  Jedes  Platzes  vSiUg 
entsprechend  ausge|Qhrt  werden  und  zwar  sind  die  Befestigungen 
mitRüclLsicht  auf  verschanzte  Lager  herzustellen  und  es  Ist  Qber- 
diess  auf  die  wichtigsten  Passsperrungen  im  Schwarzwalde  Be- 
dacht zu  nehmen. 

4)  Der  Bau  beider  Plätze  ist  zu  gleicher  Zeit  zu  beginnen, 
soll  ebenmSssIg  fortschreiten ,  und  in  thunlicbst  kürzester  Zeit 
zu  Ende  geführt  werden. 

5)  Die  Unterl^unfts-  und  Aufbewahrungs- Räume  ^  welche 
lür  die  ErgSnzung  der  Besatzung  auf  dm  Kriegsfüss  erforderlich 
sind,  wenn  sie  nicht  zugleich  Defensions- Gebäude  und  Werke» 
sind  von  den  die  Friedensbesatzung  stellenden  Staaten  auf  eigene 
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Kosten  zu  errichten  und  bleiben  deren  Eigenthum ,  die  Unta^ial- 
tung  folgt  nach  Massgebung  der  Erbauung. 

6)  Die  BefestigungsplSne  und  ArtHlerie-DotaUoDS-EntwOrfe 
sind  mit  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmungen ,  sofort  von 
Seite  der  Bundes-MilitSr-Commission  unter  fortwährendem  Zu- 
sammenwirken mit  den  von  den  Territorialregierungen  dazu  be- 
auftragten Militär -Personen  einer  neuen  Priifting  zu  unterwer- 
fen ,  und  es  ist  alsdann  unverweill  zur  Ausführung  des  Bau» 
und  Ausrüstung  der  Festungen  zu  schreiten^  welche,  unter  In- 
spection  der  Militär -Commission ,  durch  die  von  den  Territorial- 
Reglerunpren  für  diesen  Zweck  zu  bestellenden  Genie-  und  Ar- 
tlllerie-Offlclere  geleitet  \v1rd. 

7)  Aus  dem  vorhaiideneu  Fonds  der  20  Millionen  Francs  und 
den  ausserdem  erronierlichen,  von  sämnitlichen  Bundesrt^erun- 
gen  nach  Verhältniss  ihrer  Matrikuiar- Beiträge  zu  deckenden, 
Geldmitteln  soll  ein  gemeinschaftlicher  Baufonds  gebildet  werden, 
welcher  für  beide  Befestigungen ,  nach  Massgabe  des  zu  ermit- 
telnden Bedürfnisses ,  ikhnfs  gleichzeitigen  und  gleichmässigen 
Betriebes  der  Arbeiten  zu  benutzen  ist. 

8)  Belangend  die  Garnison«- Verhältnisse ,  so  wird  die  Frie- 
densbesatzung derBundesfestungUlm  aus  Königlich Baierlschen 
und  Königlich  Wfirttembergischen'  Truppen ,  dann  einer  K.  K. 
Oesterreichischen  Artillerie-Abtheilung  von  zwei  (]ompa^nien  zo 
HÜO  Mann  bestehen.  Die  Kriegsbesatzung  wird  zu  einem  Drit- 
theile aus  K.  K.  Oesterreichischen  und  zu  zwei  Dritthetlen  aus 
K$nigUch  Baierischen  und  Königlich  Württembergischen  Truppen 
gebildet  werden. 

Von  den  Festungs- Behörden  daselbst  werden  der  Gouver- 
neur, Commandant  und  Genie  -  Director  von  Seite  Baierns  und 
Württembergs,  der  Artillerie -Director  von  Seite  Oesterreicfas 
ernannt.  Die  Besatzungs-  und  Commando- Verhältnisse  zwischen 
Baiern  und  Württemberg  werden  unter  Genehmigung  des  Bundes 
dureh  besondere  Vereinbarung  zwischen  beiden  Territorialherren 
geordnet. 

Die  Friedensgarnison  der  Bnndesfestung  Rastatt  wird 
aus  Grossherzoglich  Badischen  Truppen  und  ebier  für  die  Frie- 
densbesatzung erforderlichen  Anzahl  R.  R.  Oesterreichischer 
Sappeurs  und  Mineurs  bestehen ;  die  Kri^sbesatzung  aber  zu 
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doem  Drittheile,  aus  K.  K.  Oesterreicliischen  und  zu  zwei  Drit- 
thellen  aus  Grossherzogitcb  Badisclien  Truppen  gebildet  werden. 

Von  den  Festungs-BehSrden  ernenntBaden  den  Gouverneur, 
Commandanten  und  Artillerie -Dlrector,  Oesterreich  den  Genie- 
Director. 

Sämmtliche  Festungs-Behörden  in  beiden  Festungen  werden 
von  dem  Bunde  in  Eid  und  Pflichten  genommen. 

9)  Der  Bund  fil)t  das  Inspections-Recht  in  beiden  Plätzen  In 
Bezug  auf  die  Festungswerice  und  die  Ausrüstung  durch  die  Mi- 
lltär-Commission.  Derselbe  hat  die  Verwaltung  der  von  Ihm  zu 
leistenden  Jährlichen  Festungs-Dotation. 

10)  Die  Militär-Commission  wird  beauftragt,  für  die  Aus- 
iQhrung  der  vorstehenden  Bestimmungen  sogleich  die  vorberei- 
teoden  und  sonst  erforderlichen  Massregeln  einzuleiten.  ^) 


a)  Vergl:  M.  Ritter  v.  Xylander,  dass  Heerwesen  der  Staa- 
ten des  Deutschen  Bandes,  Supplemcntband  (Augsburg,  1846,* 8.) 
S.2tt.f. 

6)DerBeschlnss  der  Bundes-Versammlung  vom  11.  Au- 
gust 184^  enthält  die  Genehmigung  der  von  der  Hilitär-Gommission 
vorgelegten  Grundlinien  der  Befestigung  von  Ulm  und  Rast  att  und 
die  Bewilligmig  der  zu  ihrer  Ausfährung  mit  Inbegriff  der  Artillerie- 
Dotation  nöthigen ,  nicht  zu  überschreitenden  Summe  vou  17,500,000 
Golden  for  Ulm  und  10,000,000  Gulden  für  Rastatt. 

Zu  Eode  des  Jahres  1842  begann,  jenen  Beschlüssen  gemäss,  der 
Ban  dieser  neuen  Bundesfestungen ,  —  zu  Ulm  auf  dem  rechten  Ufer 
unter  Leitung  einer  Königlich  Baierischen,  auf  dem  linken  Ufer  unter 
Leitung  einer  Königlich  Württembergischen,  —  und  zu  Rastatt 
unter  Leitung  einer  Grossherzoglich  Badischen  Festungsban-Direction. 
Amts.  Olctober  1844  erfolgte  die  Grundsteinlegung.  Die  ganze 
AosfuhruDg  steht  unter  der  Inspection  der  Militär -Commission  der 
^des-Versammlung  zu  Frankfürt  a.  M. 
Vergl:  M.  Ritter  V.  Xylander,  das  Heerwesen  u. s.w., Supple- 
mcntband ,  S.  4. 
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Beschlüsse  der  Bnndes-Versammlnng  vom  27.Fe- 

brnar  1832,  betreffend  die  stehenden  Brftcken  Aber 

Gränxflflsse  des  Deitschen  Bundesgebietes. 

Separat-Protokoll  der  achten  Sitzung  vom  27. 
Februar  1832. 

Unter  allgemeiner  Zustimmung  zu  dem  Antrage  des  BuDdes- 
tags-Ausschusses  in  Militär-Angelegenheiten  wurde 

beschlossen; 
ans  GrOnden  der  Sicherheit  des  Bundesgebietes  sollen  fSbet 
GrSnzflQsse,  welche  den  Deutschen  Bund  vom  Auslande  und 
von  Staaten  scheiden ,  *)  die  keinen  Bunde^liedem  angehOren, 
keine  stehenden  Brücken,  ohne  vorgängige  Prü- 
fung ihrer  Zulässigkeit  aus  dem  militärischen  Ge- 
sichtspunkte und  ohne  Zustimmung  des  Bundes,  an- 
gelegt werden. 

a)  Vergl.  aaeb:  ).  L.  Kläber,  öffentliches  Recht  des  Teatschea 
Bundes  u.  s.  w.  (4.  Anfl.  1840)  S.  iOl ,  102. 


Vortr&ge  md Beschlflsse der Bnüdes-Versaniiii- 
Ungy  betreffend  die  bürgerlichen  Rechte  nndVer- 
fassnngsverhältnisse  der  israelitischen  Ge- 
meinde m  Frankfirt  am  lain. 


Vertrag  des  Grossherzoglich  lecklenbargischen 

Gesandten,  Tom  16.  December  1816. 

ZwSifteSitzungam  16.  December  1816.*) 

Praesldium:  wolle  vernehmen,  ob  einige  der  Herren 
Gesandten  sich  über  die  Privat -Reclamationen  gutacbtUeb  zu 
Süssem  geneigt  seyen? 

Der  Grossherzoglich  Mecklenburg-Schwerin- 
und  Strelitzische  HerrGesandte,  Freiherr  von  Ples- 
sen:  verlashierauf  einen  Vortrag  auf  die  von  der  israeli- 
tischen Gemeinde  zu  Frankfurt  am  Main,  Z.  38  des 
ElnreichUDgs-ProtokoUes,  übergebene  Denkschrift,^)  ihre 
bürgerlichen  Rechte  und  Verfassungs-VerhSltnisse 
betreffend,  worin  sich  dieselbe  beschwert,  dass  sie  von  der  fielen 
Stadt  Frankfurt  in  ihren  wohlerworbenen  Rechten  gekränkt  und 
ausser  Besitz  gesetzt  worden  sey ;  daher  also  sich  den  Schutz 
der  Bundes-Versammlung  erbitte. 

Der  Herr  Referent  stellte  die  wesentlichsten  Momente  und 
Angaben  der  israelitischen  Gemeinde- Vorstellung  in  einer  Ueber- 
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sieht  zusammen ,  und  erwähnte ,  ihr  endlicher  ABtrag  gehe  da* 
bin :  „dass  die  Franlcfürter  israelitischen  Bürger  in  dem  veHa 
rechtlichen  Besitze  und  Genüsse  ihrer  von  dem  Grossheraige  er- 
worbenen bürgerlichen  Rechte  unbeschränict  belassen ,  die  sek- 
herigen  Beschränkungen  aber  ohne  Aufschub  aufgehobea  icr- 
den ;  und  dass  ferner  in  der  Franlcltuter  Constitution  dieses  kr 
Bürgerrecht  bestätigend  aufzunehmen,  die  Constitution 
aber  hiemach  in  den  geeigneten  Stellen  zu  modiflciren  sey/' 

Nach  einer  näheren  Beleuchtung  dieses  Antrages ,  und 
demselben  zum  Grunde  liegenden  Beschwerde ,  auch  Darstdl 
des  Erfordernisses  zu  ihrer  wirklichen  Entscheidung,  ii 
der  Herr  Referent  die  Meinung^  dass  die  Bundes-Versammh 
im  Hinblicke  auf  die  von  den  Reclamanten  (Or  sich  aul^( 
Artikel  XL V  und  XLVI  der  Congress-Acte ")  und  des  Arin 
XVI  der  Deutschen  Bundes- Acte '^),  sich  ohne  allen  Zweifei 
anlasst  und  beltigt  halten  kSnne ,  die  vorgebrachte  Beschul 
anzunehmen,  um  solche  unter  ihrer  leitenden  Beschlussaal 
zu  einer  rechtlichen  Entscheidung  zu  bringen.    Um  diese 
in  gehöriger  Ordnung  herbeizufUhren,  werde  unumgSnglicIi  ai 
die  Stadt  Frankfurt  ihrer  Seits  mit  ihren  EinwtaiduogeD 
G^engründen  noch  erst  zu  vernehmen  seyu. 

Der  Herr  Ciesandte,  Freiherr  von  Plessen,  gab  vorlSi 
die  Fragen  an ,  welche  nach  seinem  Dafürhalten  vorzugUdi 
Betracht  zu  kommen  scheinen ,  und  zur  ErBrterung  zo  brii 
seyen;  nämlich:  1)  In  wiefern  die  Verordnungen  des 
zogs  von  Frankfürt,  wodurch  der  hiesigen  Judenschaft  das 
beschränkte  Bürgerrecht  ertheilt  worden ,  sowohl  nach  der  to 
maligen  Verfassung  des  Staats  überhaupt,  als  auch  n^  tci 
besonderen  Communalrechten  der  Stadt  auf  eine  gültige  oii 
rechtsverbindliche  Welse  g^eben  worden ;  und :  2)  In  wie  wd 
auch  in  diesem  angenommenen  Falle  noch  die  Stadt  FraokIM 
unter  den  seitdem  veränderten  Umständen,  nach  WiedererlangiHf 
ihrer  Freiheit  und  eigenen  Verfassung ,  an  die  Erfüllung  10' 
Haltung  solcher  Verordnungen  der  vorigen  Regierung  and  dtf 
daraus  fik  Dritte  erwachsenen  Ansprüche  gebunden  sey?  £0* 
dann,  wenn  sich  die  Stadt  hierüber  genügend  eridSrt  habe,  werde 
sich  die  Anwendbarkeit  des  üi  dorn  Artikel  XVi  derBundes-Aci^ 
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tiruBdsatzes  über  den  elosiweitici^en  Beslte8tanil 
ergeben. 

Wenn  auf  dieseWeise  die  Sache  gehörig  vorbereitet  und 
erBrtert  worden  sey ,  dürfte  ein  Spruch  Rechtens  darin ,  auf  den 
Punlct  der  angebrachten  Reclamation  zu  erlassen  seyn. 

Bei  dieser  Veranlassung  leitete  der  Herr  Referent  die  Auf- 
mei^sanikeit  auf  die  Betrachtung  über  die  Frage,  in  wie  weit  die 
Bundes-Versanindttng  überhaupt  sich  für  geeignet  und  bestellt 
halten  dürfe ,  in  ihrer  Mitte  Rechtssachen  zu  verhandeln ,  recht- 
liche Erkenntnisse  zu  ertheUen  oder  selbst  eine  gerichtliche  In- 
stanz zu  bilden  ?  Der  Herr  Gesandte  theilt  hierüber  seine  An- 
sidiien  uoistiudUch  mit,  und  bemerkt,  dass,  wenn  die  Natur  der 
vorliegenden  Sache  diese  Betrachtung  herbcigeftilirt  habe,  sobald 
es  zu  einer  rechtlichen  Entscheidung  kommen  sollte,  es  indessen 
selbst  nach  der  in  der  Frankfurter  Constitutions « Ergäozungs- 
Acte  angedeuteten  Absicht  zu  erwarten  sey,  ob  solche  nicht  noch 
vermieden  werden  und  durch  die  von  der  Stqdt  Frankfürt  zu  be- 
gehrende Erklärung  vielleicht  beide  Tbeile  veranlasst  werden 
möchten,  sich  gütlich  zu  vergleichen;  Indem  versucht  werde, 
einen  billigen  Massslab  auszumitteln ,  nach  welchem  die  obge- 
dachten  Ansprüche  der  hiesigen  Jüdischen  Gemeinde  Ml  der  ein- 
getretenen Veränderung  der  Lage  und  Umstünde,  mit  dem  Jetzi- 
gen Zustande  und  den  Hechten  der  christlichen  Bürgerschaft  aus- 
geglichen und  die  gegenseitigen  VerhKItnisse  mit  gehöriger  Be^ 
rücksichtigung  des  allgemeinen  Interesse  Itir  die  Zukunft  rest- 
gesetzt werden  konnten.  In  allen  diesen  Rücksichten  stimmt  der 
Herr  Referent  dahin : 

Dass  zuvSrderst  von  der  angebrachten  Reclamation  der 
israelitischen  Gemeinde  MIttheiiung  an  die  freie 
StadtFrankfurt  ergehe,  um  sich  Innerhalb  zu  bestim- 
mender Frist  darüber  hinlänglich  zu  äussern ,  damit  diese 
Beschwerde  gütlich  beseitigt,  oder  aber  zur, gehörigen 
rechtlichen  Entscheidung  des  Bundestags  gestellt  werde. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlang,  Bd.  I,  S.  170  u.  f. 

ö)  Vergl:  Unterthänigste  Denkschrift  der  israeliti- 
schen Gemeinde  zu  Frankfurt  a.  M.,  die  .bürgerlichen 
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Rechte  andVerfassangs-VerhSltiiissedenelbeii 
vom  4.  November  1816,  und 

Actenm'ässige  Darstellung  des  Bürgerrechts  der  Is- 
raeliten zn  Frankfurt  a.  M.  (zugleich  mit  der  Denkschrift  hd 
der  Bundes- Versammlung  eingereicht),  in  den: 

Nachträglichen  Actenstucken  der  Dentschen 
Bundes-Verhandlnngen^Bd.  I,  S.  113 u«  f. 

Gegenerklärung  desSenats  der freienStadtPrankfart, 
vom  8.  Mai  1817 ,  in  den : 

Nachträglichen  Actenstucken  u.  s.  w. ,   Bd.  lY, 
S.  1  u.  f. 

Nachtrag  zur  Denkschrift  u.  s.  w.,  vom  30.  Juni  1817, 

in  den: 

Nachträglichen  Actenstucken  u.  s.  w.,  Bd.  IV, 
S.  109  u.  f. ;  s.  auch :  Bd.  V,  S.  141  u.  f. 

L.  V.  Dresch,  über  die  Ansprüche  der  Juden  auf  das  Frankftirler 
Bürgerrecht,  Tübingen,  1817,  8. 

c)  Art.  XLVI:  „La  ville  de  Francfort,  avec  son  territoire, 
tel  quHl  se  trouvoit  en  1803,  est  d^clar^e  libre,  et  fera  partie  de  la 
Ligue  Germanique.  Ses  institutions  seront  bas6es  sur  le  priocqie 
d'une  parfaite  ^lit6  des  droits  entre  les  diflKrens  cultes  de  la  rdi- 
gion  chr^tienne.  Cette  ^alit^  des  droits  s^6tendra  ä  tous  les  droits 
dvils  et  poliüques,  et  sera  observ6e  dans  tous  les  rapports  du  Gou- 
vernement et  de  radministration.^* 

„Les  discussions  qui  pourront  s'^lever,  soit  sur  r^tablissement 
de  la  Constitution,  soit  sur  son  maintien,  seront  du  ressort  de  laDlM 
Germanique,  et  ne  pourront  ^tre  d^cid^s  que  par  elle.^' 

cQ „Die  Bundes-Versammlung  wird  in  Berathnng  ziehen, 

wie  auf  eine  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die  bürgerliche  Ver- 
besserung der  Bekenner  des  jüdischen  Glaubens  in  Deutsclüand  za 
bewirken  sey ,  und  wie  insonderheit  denselben  der  Genuss  der  bür- 
gerlichen Rechte,  gegen  die  Uebernahme  aüer  Bürgerpflichten,  in 
den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  werden  könne.  Jedodi 
werden  den  Bekennem  dieses  Glaubens,  bis  dahin,  die  denselben 
von  den  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  er- 
halten.'' 

Vergl.  auch :  J.  L.  K 1  ü  b  e  r ,  Uebersicht  der  diplomatischen  Ver- 
handlungen des  Wiener  Gongresses,  S.  384  u.  f. ,  375-^396. 
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J.  L.  Klülrer,  Aeten  des  Wiener  GoogreMes  a.  s.w.  Bd.!!,  S.M, 
85, 115, 116,  365,  378,  387 ,  430,  440,  450,  456,  463,  471,  477, 
490,  501,  535,  542,  553,  Bd.  IV,  S.  53,  Bd.  VI,  S.  3%, 
415,  417. 


Tortrag  und  BescblassderBvndes-TersammlnngYoiii 

19.  December  1816. 

Dreizehnte  Sitzungvom  19.  December  1816.") 

Mecklenburg-Schwerin  undMecklenburg- 

Strelitz:  Als  Referent  in  der  Reclamations-Sache  der  Jüdischen 
Gemeinde  g^en  die  hiesige  Stadt ,  darf  ich  zwar  glauben ,  mich 
hinlänglich  ausgesprochen  zu  haben,  um  die  rechtliche  Beschaffen- 
heit derselben  und  die  erforderliche  Begründung  zur  Entschei- 
dung des  Bundestags  darzustellen ,  nachdem  eine  überwiegende 
Majorität  bereits  für  die  Annahme  sich  erklärt  hat.  Da  indessen 
bei  dieser  Veranlassung  von  dem  KSniglich  Baierischen  Herrn 
Gesandten  eine  Abstimmung^)  zu  Protokoll  gegeben  worden, 
die  nicht  nur  eine  abweichende  Meinung,  sondern  auch  Ansichten 
und  Grundsätze  aufstellt,  welche  den  Wirkungskreis  der  Bundes- 
versammlung vorerst  sehr  beschränken ,  und  ihre  Thätigkeit  auf 
eine  ungewisse  Zeit  hinaus  verschieben  würden ;  so  sehe  ich  es 
wie  meine  Pflicht  an ,  mich  hierüber  noch  weiter  zu  äussern. 

I.  Vt^as  den  vorliegenden  Gegenstand  selbst  betriflt,  so 
finde  ich  die  aufgestellten  Zweifel  nicht  gegen  die  von  mir  ge- 
gäiene  DarsteUung  und  hauptsächlich  nicht  gegen  dasjenige  Fun- 
dament gerichtet,  welches  die  Annahme  dieser  ReclamaUon  beim 
Bundestage  hinlänglich  begründet.  Wenn  nämlich  der  Schluss 
des  Artikels  XVI  der  Bundes  -  Acte  festsetzet:  ,^Dass  den  Be- 
kennern  des  Jüdischen  Glaubens  inzwischen,  die  denselben  von 
im  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhal- 
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ten  werden  sollen  ;«^  und  dte  hiesige  JudeBschaft  nur  ausürtick- 
licb  auf  solchen  Rechlsbesitz  und  um  dessen  Wiedereinsetzuiig 
klagte  so  muss  doch  vor  Allem  wohl  untersucht  oder  bestimmt 
werden ,  In  wie  fern  die  V^erordnung  des  Grossherzoges  nach 
damaliger  Verfassung  des  Staats  und  den  städtischen  CommuBal- 
rechten  gültig  und  rechtmässig  gegeben  war,  und  in  wie  weit  die 
Stadt  auch  noch  bei  der  eingetretenen  Veränderung,  da  sie  nun 
ihre  Freiheit  und  eigene  Verfassung  wieder  erlangt  bat ,  darao 
gebunden  ist?  Oder  mit  anderen  Ausdrucken :  ob  die  Worte  des 
angezogenen  Artikels  XVI  „von  den  einzelnen  Bundesstaates 
eingeräumt' s  auf  die  Stadt  Frankfurt  wegen  der  desrallsigea 
Verordnung  der  vorigen  Grossherzoglichen  Regierung  Anwen- 
dung Qiideu.  Entschieden  muss  dies  doch  auf  irgend  eine  Art 
werden,  wenn  ül>erhaupt  ein  Rechtszustand  erhalten  werden 
soll.  Wer  anders  aber  als  der  Bundestag ,  nach  dessen  ConsU* 
tulrung ,  kann  hierzu  befUgt  seyn ;  wobei  es  noch  auf  die  Aus> 
legung  und  Erfüllung  einer  Bestimmung  der  Bundes -Acte  an- 
kommt. Selbst  die  dessfallsigen  Verhandlungen  der  Minister  der 
vier  verbiindetea  Mächte  mit  der  Stadt,  haben  bekanntlich  zur 
anerkannten  ZufMedenheit  der  letzteren  die  Entscheidung  dieser 
Angelegenheit  nur  an  den  Bundestag  verwiesen.  Die  Stadt  Frank- 
fürt selbst  kann  doch  über  diese  ihre  Verbindlichkeit  niciit  eine 
Entscheidung  Hillen.  Aber  zugleich  in  gewisser  Beziehung  mit 
ihrer  Constitution  steht  diese  Sache  immer ,  wenn  die  Stadt  fai 
ihrer  Verfassungs-Ergänzungs-Acte,  Artikel  VU,  sich  noch  eine 
anderweitige  Regulirung  der  bürgerlichen  Rechte  der  liiesigen 
Juden  vorbehalten  hat.  Die  Judenschalt  hat  bei  ihrer  Beschwerde 
deshalb  auch  auf  den  Artikel  XL  VI  der  Congress-Acte  sich  be- 
rufen ,  und  die  Bestätigung  ihres  behaupteten  Burgerrechts  hi 
der  Frankfurter  Constitution  aufgenommen  zu  haben  verlangt. 
Der  Referent  konnte  aber  bei  der  Jetzigen  noch  einseitigen  Dar- 
stellung derselben ,  und  bei  der  vorläufigen  Einleitung  der  Sache 
noch  nicht  in  die  Beurtheilung  und  Anwendung  solcher  gesetz- 
lichen Bestimmungen  eingehen,  die  zur  eigentlichen  Entschei- 
dung gehören,  ohne  zugleich  der  erst  zu  erwartenden  EriüSning 
der  Stadt  vorzugreifen,  und  den  Gesichtspunkt  im  Voraus  anzu- 
nehmen ,  als  ob  die  Judenschaft  einen  Theil  in  der  neuen  Consti- 
**ition  der  Stadt  ausmachen,  und  auch  staatsbürgeriiehe  Rechte 
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kal)en  solle.  Nur  nach  den  ErSrteningen,  welche  aoeh  venSettea 
der  Dreien  Stadt  vernoaittien  worden ,  wird  sich  das  weitere  Ver- 
bhren  liestlmmen  lassen,  wenn  nicht  schon  dui*ch  die  vorgeschla- 
gene Einleitung  eine  giitliche  Ausgleichung  bewirkt  werden 
durfte.  Die  Stadt  Prankfurt  befindet  sich  dieserhalb  auch  noch 
nicht  in  einem  ungünstigeren  YerhKltniss  als  Bundesmitglied, 
sondern  nur  in  einer  von  den  übrigen  Bundesstaaten  verseht e-» 
denen  Lage,  wegen  der  vorigen  Grossherzoglichen  Regierung. 

Es  scheint  mir  hierbei  einleuchtend ,  dass  es  nur  auf  das 
bereits  eingeräumte  Recht ,  und  dessen  einstweilige  Erhaltung, 
al^r  nicht  darauf  ankommen  kann,  wie  kiinftlg  einst  die  biirg^-' 
liehe  Verbesserung  der  Bekenner  des  Jüdischen  Gtaubens"")  über- 
haupt in  Deutschland  auf  eine  möglichst  übereinstimmende  Welse 
versdiairt  und  gesichert  werden  kOnne;  welches  nach  dem  übri- 
gen Inhalte  des  Artikels  XVI  die  Bundes-Versammlung  noch  In 
Jerathung  ziehen  soll.  Dieses  ward  durch  die  Stimmenmehrtieit 
bei  Abfassung  der  Bundes- Acte  beschlossen.  In  dem  vorliegen- 
den Falle  handelt  es  sich  aber  nur  von  der  Frage:  in  wie  fern 
die  Dreie  Stadt  Frankfurt  gehalten  seyn  kann ,  den  Vertrag  zu 
erfüllen ,  den  die  vorige  Grossherzogliche  Regierung  mit  der  Jü- 
dischen Gemeiode  abgeschlossen  hat? 

n.  DieCompetenz-Bestimmung  der  Bundes- Ver- 
sammlung überhaupt  und  deren  Form*')  wird  nur  aus 
den  Grundgesetzen  und  den  organischen  Einrichtungen  des  Bun- 
des, Jeiioch  im  richtigen  Zusammenhange  des  Ganzen^  aus  dem 
Inbegiilfe  dieser  vollendeten  Gesetzgebung  sich  erst  ergeben. 
Allein  ich  zweifele ,  dass  ein  besonderes  organisches  Gesetz 
ausser  solchem  Zusammenhange  im  Voraus  über  die  Gompetenz 
des  Bundestages ,  oder  über  die  Zulässigkeil  und  die  Art  der  bei 
demselben  anzubringenden  Beschwerden  und  Reclamationen  etwas 
Positives  oder  auch  nur  Negatives  umfassend  festsetzen  könne. 
Wenn  die  Abfassung  der  Grundgesetze  und  die  organische  Bin- 
ricbtiing  des  Bundes  nach  Anleitung  der  Bundes -Acte  ein  so 
wichtiges  Werk  sind,  das  im  Kampfe  mit  den  mancherlei  Schwie- 
rigkeilen, erst  unter  reifer  Prüfung  allmalig  im  Laufe  der  Zelt 
sich  begründen  dürfte,  so  wird  bis  zu  diesem  endlichen  Resultat 
die  Bundes  -  Versammlung  doch  nicht  Anstand  nehmen  wollen, 
die  ihr  zumTheil  in  der  Bundes-Acle  selbst  gemachten  Aufgaben, 
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und  die  gerechten  Erwartungen  zu  erfiiUen,  sieb  wlriuaoi  zu 
zeigen ,  und ,  wie  der  Artilcel  IV  der  Bundes- Acte  vorsdir^iit, 
die  Angel^enhelten  des  Bundes  zu  i>esoigen.  ZudemEndzweclKe 
wird  es  nur  von  ilir  abbiingen,  filr  ibre  eigene  Geschäftsv^iiand- 
lung  die  nStbige  Form  zurBeftagniss  auszumitteln,  und  ein  Pro- 
visorium anzunebmen,  wobei  in  beaendem  und  zweifeihaftea 
Fälien,  über  deren  ZulSssigkeit,  durch  die  Stimmenm^rheit 
ebenso,  wie  bei  den  Wiener  CkNOgressverbandlungen  und  den 
BescblOss»  zur  Bundes-Acte  auch  dergleichen  AbstimmongeD 
Statt  gefunden,  einstwdlen  noch  ferner  entschieden  wurde. 
Unter  dieser  Voraussetzung,  dass  sie  selbst  zu  beurthdUen  hat, 
in  wie  weit  sie  einstweilen ,  bis  zur  vollendeten  Geselzgebuns 
befügt  seyn  iLann^  die  einzelnen  angebrachten  Sachen  auch  aih 
zunehmen  und  zu  verhandeln,  wird  die  Bundes* Versammlung 
nur  mehrere  solche  Sachen  bisher  haben  abweisen  kSnneo^  in- 
dem auch  dazu  ebenfalls  Grundsätze  in  Anwendung  zu  bringen 
sind ,  wenn  nicht  eine  bloss  negative  Behörde  daraus  entstehen 
soll.  In  dieser  Mcksicht  also  dQrft^  auch  wohl  keine  Consti- 
tution eile  Jura  singulorum  wirklich  eintreten  oder  behauptet 
werden  kSnnen. 

Es  fehlt  allerdings  zur  Zeit  dem  Bundestage  sonst  auch  nodi 
an  Bestimmungen  über  sein  formelles  Verfahren ,  und  fiber  die 
Attribute  seines  auszuQb^den  Richteramtes ;  allein  diese  blossen 
Formen  des  Verfahrens  werden  durch  weitere  oi^ganische  Be- 
stimmungen in  dem  Geschäftsgänge  des  Bundestages  zur  Ergän- 
zung seiner  demnächstigen  definitiven  Geschäftsordnung  sich 
sehr  leicht  und  bald  feststellen  lassen.  Und  es  ist  auch  in  diesem 
Betrachte,  dass  ich  die  vollkommene  Veranlassung  bei  meinen 
letzten  betreffenden  Vortrage  benutzt  habe,  um  dazu  einige  Vor- 
schübe zu  entwickeln ,  die  ich  zur  gefälligen  Berichterstattung 
empfehlen  möchte,  nur  um  die  Bundes-Versammlung  in  den  Stand 
zu  setzen ,  die  zulässigen  Sachen  selbst  oder  unter  ihrer  Leitung 
zu  einer  endlichen  Entscheidung  zu  bringen. 


Praesidium:  Bei  vorliegender  entschiedener 
mehrheit  für  den  Antrag  des  Herrn  Heferenten  sey  der  Beschluss 
wörtlich  hiernach  abzufassen  >  daher 
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Beschluss: 

Dass  zuvörderst  von  der  Reclamation  der  israeliti- 
schen Gemeinde  zu  Frankfürt  am  Main,  die  bfirgerlichen 
Rechte  und  YerrassungsverhSItnisse  derselben  be- 
treffend, Mittheilung  an  den  Senat  der  freien  Stadt 
Frankfurt  ergehe,  um  sich  innerhalb  einer  Frist  von  zwei 
Monaten  darüber  hinlänglich  zu  äussern,  damit  diese  Beschwerde 
gutlich  beseitigt ,  oder  aber  zur  gehörigen  rechtlichen  Entschei- 
dung des  Bundestages  gebracht  werde. 


a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Ver- 
Sammlung,  Bd.  I,  S.  183  u.  f. 

^)  Diese  Abstimmung  ist  enthalten  in  dem  Protokolle 
(Ierl2.  Sitzung  vom  16.  December  1816;  dieübrigen  Ab- 
stimmungen erfolgten  in  derselben  und  in  der  13.  Sitzung 
Toml9.  December  1816. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  I,  S.  172—176, 183, 186,  187. 

c)Auf  den  Antrag  des  Präsidiums  wurde  verabredet,  die 
m  den  verschiedenen  Bundesstaaten  bestehenden  Gesetze,  in 
Ansehung  der  bürgerlichen  Verbesserung  der  Juden, 
zu  sa  m  m  e  1  n,  und,  als  Grundlage  zur  fernem  Bearbeitung  der  Frage, 
dorch  eine  dieserhalb  von  der  Bundes-Versammlung  zu  ernennende 
Commission  zusammenstellen  zu  lassen.  Man  kam  ferneren 
derneunzehnten  Sitzung  am  3.  August  1820)  überein,  dea 
Herrn  Bondestags-Gesandten  von  Berg  zu  ersuchen,  die  in  diesem 
fieCreife  bereits  übernommene  Bemühung  fortzusetzen,  um  demnächst 
vwzutragen,  was  bereits  eingegangen  sey,  und  was  noch  ermangele, 
daa^it  alsdann  zur  Wahl  der  mit  der  weiteren  Bearbeitung  dieses 
G^nstandes  zu  beauftragenden  Conunission  geschritten  werden 
könne. 

lader  zwanzigsten  Sitzung  am  ICT.  August  1820 legte 
der  Herr  Bandestags-Gesandte  von  Berg,  in  Folge  des  erhaltenen 
Auftrages,  das  Verzeichniss  derjenigen  Bandesstaaten  vor,  von  wel- 
chen bereits  die  Verordnnngen  in  Betreff  der  Verhältnisse  der  Juden 
angekommen ,  worauf,  nach  A  n  t  r  a  g  des  P  r  ä  s  i  d  i  i ,  die  betreflto- 
den  Gesandscbaften  übernahmen ,  ihre  allerfaöcfisten  und  höchsten 
i^^erungen  zu  bitten ,  sie  mit  den  angemessenen  Nachrichten  und 
helfen  zu  versehen ;  —  der  Herr  Bundestags -Gesandte  von  Berg 
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aber  wurde  ersacht,  dieSanunlinig  aller  Verordnungen  andAnsteW 
der  Regierungen  fortzusetzen.  ^ 

Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-VersaBa 
lung,  Bd.  IX,  S.  232,  272,  Bd.  XU,  S.  96. 
Zur   Bearbeitung   eines   Gutachtens   wurde    die 
Gommission  (Graf  von  Buol-S^chauenstein,  v.  Carlo 
y.Hammmerstein,  Freiherr  v.  Wangen  heim,  Frdherrv.B 
lersdorff;—  Stellvertreter:  Freiherr  v.Aretin,  Graf  v.Eyfc 
gewählt  in  der  27.  Sitzung  am  12  Juli  1821. 
Vergl;  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versaa 
lung,  Bd.  XII,  S.  195. 
d)  Vergl:   Gommissions-Gutachten  über  die  provi 
Tische  Gompetenz-Bestimmung  der  Bundes-Versa 
lung,  nebst  Beschluss  darüber  vom  12.  Juni  1817. 
Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.w.  Tbl. II,  AbUi.l,SJ 
u.  f. ,  Nr.  XVm. 


c. 


Tortrag ud Beschluss  derBindes-Ters 

14.  M  1817. 
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Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1817« 
Der  Grossherzoglich  Mccklenburg-Sehwei 
und  Slrelltzische  Herr  Gesandte  Freiherr  vobPI 
sen  trägt  vor:  Auf  die  Reclamation  der  hiesigen  Israelitin 
Gemeinde ,  ihre  bürgerlichen  Rechte  und  Verfas^ugs  -  Vö 
Disse  betreOfend,  sey  von  dem  Senate  der  freien  St< 
Frankfurt  eine  gedruckte  Gegenerklärung^;  zu 
Widerlegung  de  praes.  den  9.  Mai  d.  J.  eingereicht  woi 
Hiergegen  sey  nun  die  Jüdische  Gemeinde  unterm  30.  Jl 
mit  einem  Nachtrage'^)  zu  ihrer  ersten  Beschwert 
schri  rt  bei  dem  Bundestage  eingekommen,  und  die  Stadt  Fn^ 
fürt  habe  sogleich  mittelst  dner  Eingabe  vom  i.  dieses  danll 
angetragen,  dass  man  ihr  die  nfilhige  Zeit  vergSnaoi  mfidil« 
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um  zxk  deren  weiteren  Widerlegung  auch  riocli  einen  ebenmSs- 
slgen  Nachtrag  zu  iiliergeben. 

Von  diesem  Stand  der  Verhandlungen  sehe  der  Herr  Refe- 
rent sich  veranlasst ,  der  Versammlui^  die  Anzeige  zu  machen, 
und  seine  voriäuOge  Meinung  gutachtlich  dahin  abzugeben : 

Dass  der  f)reien  Stadt  Frank1\irt  bei  so  bewandter  Sache 
billig  ihre  schliessliche  Vertheidigungsschrin;  nicht  zu  ver- 
sagen ,  Jedoch  dabei  anzufUgen  seyn  werde ,  dass  selbige 
innerhalb  acht  Vi^ochen  eingereicht  seyn  miisste ,  um  als* 
dann  die  Verhandlang  zu  schliessen  und  durch  eine  an- 
gemessene VerfQgung  des  Bundestags  diese  Sache  zur 
endlichen  Erledigung  und  Entscheidung  zu  bringen. 
Indem  die  Bundes  -  Versammlung  dies  bewilligen  würde, 
vmlehe  es  sieh  von  selbst ,  und  werde  sie  von  ihrentwegen  mit 
Nachdruck  darauf  zu  halten  haben ,  dass  in  dieser  bei  ihr  anhSn- 
gigeo  Sache,  weder  in  dem  dermaligen  Stande,  noch  im  Besitze, 
wäkrend  solcher  Zwischenzeit ,  irgend  einseitige  Veränderungen 
oder  Störungen  nicht  vorgenommen  werden  dürfen. 

Einverst^anden  mit  dem  Antrage  des  Herrn  Referenten, 
wurde  hierauf 

beschlossen: 
Dass  der  flreien  Stadt  Frank ftirt  bei  so  bewandten  UmstKn- 
ien  billig  ihre  Vertheidigungsschrifl  nicht  zu  versagen ,  Jedoch 
derselben  anzufügen  sey ,  dass  dieselbe  Innerhalb  acht  Wochen 
eingereicht  seyn  müsse,  um  alsdann  die  Verhandlungen  zu 
schliessen  und  durch  eine  angemessene  Verfügung  des  Bundes- 
tages diese  Sache  zur  endlichen  Erledigung  und  Entscheidung  zu 
hingen ;  indem  die  Bundes-Versammlung  dieses  bewillige ,  ver- 
stehe es  sich  Jedoch  von  selbst,  und  sie  werde  von  ihrentwegen 
mit  Nachdruck  darauf  halten ,  dass  in  dieser  bei  ihr  anhängigen 
Üache,  weder  in  dem  dermaligen  Stande,  noch  Im  Besitze,  wäh- 
rend solcher  Zwischenzeit,  irgend  einseitige  Veränderungen  oder 
Störungen  nicht  vorgenommen  werden  dürfen. 

a)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  Ili,  S.  438,  439. 
*)  Vergl:  Litt.  A,  Note  b. 
c)  Vergl:  Litt.  A,  Note  b. 
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Tortrag  und  Begchlnss  derBnades-TersamniUiigfM 

10.  September  1818. 

Sechs  und  vierzigste  Sitzung  am  10.  September 
1818.') 

Der  Grossherzogiich  Meciclenburgische  Herr 
Gesandte,  Freiherr  von  Plessen:  erstattet  Vortrag  uiier 
die  Beschwerde  der  israelitiscbm  Gemeinde  zu  Frankfurt  an 
Main ,  die  bUi^rlichen  Rechte  und  VerfassungsverbSltnlsse  d^- 
selben  betreffend ,  unter  Vorlage  der  neuesten  Eingaben ,  Zahl 
175,  231 ,  232,  278,  292,  322  vorigen  Jahres. 

Der  Herr  Referent  entwickelt ,  nach  voUstSndig  ausgdiobe- 
nem  Aktraauszuge,  die  Wichtigkeit  der  von  Jeder  Seite  ausge- 
führten Griinde,  und  die  Schwierigkeit,  welche  eintreten  mfissle, 
wenn  diese  Streitsache  bloss  auf  dem  rechtlichen  Wc^,  und 
nicht  zugleich  in  politischer  Hinsicht,  erlediget  werden  sollte. 
Nachdem  derselbe  den  eigentlichen  Standpunkt  der  Sache  ange- 
geben und  durch  die  bisher  gewechselten  Schriften  und  Verhand- 
lungen erprobte^  dass,  ungeachtet  der  verlängerten  Fristen  und 
des  auli^eschobenen  Verfahrens,  eine  Ausgleichung  unter  bei- 
den Theilen  allein  und  ohne  kräftige  Einwirkung  nicht  zu  er- 
reichen seyn  dürfte^  auch  das  in  der  städtischen  Constitution 
vorbehaltene  ergänzende  Regulativ  über  die  der  Judenschaft  zo 
ertheUenden  bürgerlichen  Rechte  noch  immer  nicht  zu  Stande 
gebracht  werden  könnte;  so  machte  derselbe  den  Antrags  mit 
Verwertung  der  von  der  fireien  Stadt  Frankfürt  gegen  die  Com- 
petenz  des  Bundestages  versuchten  Einwendungen,  nunmehr  dem 
Beschlüsse  vom  19.  December  1816  die  weitere  Folge  zu  geben. 
Zu  diesem  Ende  schlug  der  Herr  Referent  vor,  dass  der  Bundes- 
tag aus  seiner  Mitte  eine  Commisslon  von  drei  oder  fünf  Mit- 
gliedern bestelle ,  um  diese  Beschwerde  auf  dem  Wege  der  Gute 
und  der  Billigkeit  auszugleichen ,  nSthigenfalis  auch  diejenigen 
Punkte^  worüber  man  sich  nicht  vereinbaren  könne,  zu  einer 
erledigenden  Entscheidung  vorzubereiten,  und  solches 
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der  Bnndes-VeiMiDmiung  zur  Genehitff^ng  and  Beschlussnahme 
▼orzalegen.  Der  Senat  der  freien  Stadt  Prankftirt  würde  zn  er- 
suchen seyo,  für  diese  Verhandlung  ein  paar  Deputlrte  aus  seiner 
Mitte  zu  ernennen  und  der  Gommission  eine  bestimmte  Angabe 
von  denjenigen  privatbiirgerllchen  Rechten  zu  machen ,  welche, 
als  verelnbarlich  mit  der  Verfassung,  den  Einrichtungen  und  dem 
Gemeinwohl  der  flreien  Stadt,  der  hiesigen  Jüdischen  Gemeinde 
zugestanden  werden  könnten ,  und  worüber  alsdann  weiter  von 
der  Commission  auf  geeignetem  Wege  zu  verhandeln  wSre^  In 
dieser  Zwischenzelt  aber,  würde  der  Besitzstand  strehge  aufrecht 
m  halten  seyn ,  und  die  Betheiligten  sich  erforderlichen  Falls 
deshalb  unmittelbar  an  die  Commission  wenden  dürfen. 

Der  Vortrag  wurde  loco  dictaturae  drucken  zu  lassen,  und 
dem  Protokolle  untei*  Zahl  27  beizufügen  beschlossen. 

SSmmtliche  Stimmen  vereinigten  sich  in  dem  Antrage  auf 
eine  Commission  von  fünf  Mitgliedern ,  zur  gütlichen  Ausglel- 
chung  dieser  Angelegenheit  ^  wobei  sich  mehrere  Stimmen  ihre 
nähere  Aeusserung  vorbehielten,  und  der  Herr  Gesandte  der 
IteienSt&dte,  Senator  S  ml  dt,  insbesondere  zu  Protokoll  gab : 
Ohne  mich  auf  den  Vortrag  überhaupt  und  auf  die  darin  an- 
gegebenen Motive  einzulassen,  und  unter  Vorbehalt  weiterer 
ErtdSning  darüber,  stimme  ich  der  Ernennung  einer  Commission 
der  Bundes- Versammlung  zur  Befb'rderung  einer  zweckmässigen 
Erledigung  dieser  Angelegenheit  bei. 

Es  wurde  hierauf  zur  Wahl'der  Commission  geschrii^ 
teo,  welche  auf  die  Herren  Bundestagsgesandten : 

Grafen  von  Buol-Schauensteln, 

Grafen  von  der  Goltz, 

Herrn  von  Martens, 

Freiherrn  von  Wangenheim  und 

Freiherrn  von  PI  essen, 
wrtel-,  daher 

Beschluss: 
Oass  die  Bundes- Versammlung  unter  Verwerfung  der  von 
der  flreien  Stadt  Frankfürt  gegen  ihreCompetenz  versuchten  Ein- 
wendungen, aus  ihrer  Mitte  eine  Commission,  bestehend  aus 
<ien  Herren  Gesandten :  Grafen  von  Buol-Schauensteln, 

Grafen  von  der  Goltz,  Herrn  von  Märten s,  Freiherm  von 
ra.  41 
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Wangeaheim  und  Preibemi  vra  Plessea,  eraeuie,  ui 
diese  Bescbworde  auf  den  Wege  der  GQle  und  BlUigkrit  wazu- 
gleicheo,  aSUitgenfalls  auch  di^enigen  Punkte  ^  worüber  wum 
sich  nicht  vereinbaren  Mnnen ,  zu  einer  erledigenden  EnladMl- 
dung  vorzubereiten,  und  solches  demnächst  der  Bundea-Versaflin- 
lung  zur  Genehmigung  und  Beschlussnahme  vorzalegen..  Der 
Senat  der  tl*eien  Stadt  sey  zu  ersuchen ,  für  diese  YerhandUmg 
ein  paar  Deputirte  aus  seiner  Mitte  zuern^men,  und 
der  Commission  eine  bestimmte  Angabe  von  deQjenige&  privatr 
bürgerlichen  Rechten  zu  machen,  welche,  als  verelnbaFHch  mit 
der  Verfassung,  den  Einrichtungen  und  dem  Gemeinwohle  der 
Dreien  Stadt ,  der  hiesigen  Jüdischen  Gemeinde  zugestand»  wer- 
den konnten ,  und  worüber  alsdann  welter  von  der  Commission 
auf  geeignetem  Wege  zu  verhandeln  wäre.  In  dieser  Zwischen- 
zeit aber  sey  der  Besitzstand  strenge  au&recht  zu  halten,  und  die 
Betheiligten  dürften  sich  erforderlichen  Falls  deshalb  unmitMIwr 
an  die  Commission  wenden. 

^)  Vei^l:  Protokolle  der  Dentschen  Bandes-Ver- 
sammlang,  Bd.  VI,  S.  170  a.  f.,  Bd.  X,  S.2M,  Bd.  XU,  S.  95, 
Bd.  XVI ,  S.  16. 

In  der  neunzehnteo  Sitzang  am  3.  Jali  1823  erstattete 
der  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische  Ge- 
sandte, Graf  TOD  Beust,  Vortrag  über  die  Beschwerde  der 
GeschwisterLevi  za  Frankfart  gegen  den  Senat  dieser 
fireien  Stadt,  wegen  wiederholt  angedroheter  Aaswei- 
snngaus  dem  städtischen  Bezirke.  Da  die  Geschwister  Levi, 
wie  dargethan  worden,  nie  in  einem  Gemeinde-  oder  Jndeoschntz- 
verbände  zu  Frankfürt  gestanden,  sondern  sich  daselbst  nor  als  so- 
genannte Permissionisten  aufgehalten,  wie  auch  femer  gestattet  wer- 
den sollte,  sie  aber  auf  völiige  Aufhahme  als  Schatzjuden  bestanden; 
so  wurden  sie,  mit  Rücksicht  auf  obigen  Besi4i]uss  der  Bandes-Ver- 
sammlung, mit  dieser  Beschwerde  durch  Beschluss  in  der  19. 
Sitzung  am  3.  Juli  1823  abgewiesen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bandes-Versamm- 
lang,  Bd.  XV,  S.  381  tt.  f. 
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lesekliiss  der  Bnndes-Tersammlnng  vom  26.  August 
1824,  betreffend  die  Genehmignng  des  Entwurfes  eines  die 
Hrgerliclien  Hechte  der  israelitischen  Gemeinde  n 
Frankfurt  amiain  bestimmenden  nnddieBeschwerde 
derselben  erledigenden  Gesetzes. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am  26.  August 
1824.*) 

Praesidlum:  machte  den  Antrags  den  in  der  heutigen 
Sitzung  gefassten  Beschluss  über  die  Reclamation  der  israelitl^ 
sehen  Gemeinde  zu  {Frankfurt  a.  M.,  die  biirgerlichen  Rechte  und 
Verfassuttgsverhältnisse  derselben  betreffend ,  in  das  offene  Pro- 
tokoll niederzulegen ,  nachdem  der  Vortrag  und  die  Berathung 
Uerüb^  In  ein  Separat-ProtokoU  aufgenommen  worden  seyen. 

SSmmtliche  Gesandtschaften  waren  damit  einver- 
standen. 

Beschluss: 

1)  Dass  die  Bundes- Versammlung  den  ihr  durch  den  ägends 
bestellten  Bundestags-Ausschuss  vorgelegten  Gesetz- 
entwurf genehmige,  von  dem  Senate  der  freien 
Stadt  Frankfurt  die  Erlassung  des  Gesetzes  nach 
iem  Wortlaute  des  mltfolgenden  Entwurfes  ver- 
trauensvoll erwarte,  und  die  IsraelltischeGemeinde 
hierauf,  als  auf  ein  billiges,  ihre  bürgerlichen  Rechte 
bestimmendes,  und  Ihre  Beschwerde  erledigendes 
RcgulaUv,  verweise;  übrigens  aber  die  Aufhebung  der  Inhi- 
bition zur  Zahlung  des  Restes  der  AblSsungsgelder  voraussetze ; 

2)  Dass  von  diesem  Beschlüsse  die  israelitische  Gemeinde  zu 
verständigen  sey. 
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Entwurf  einet  Geeetxes 
(1er  freien  Stadt  Frenkfiirt  am  Main. 

Artikel  !• 

Alle  in  hiesiger  Stadt  g^enwärtig  sesshafte  Israelltisdie 
Familien  und  Individuen,  nebst  deren  ehelichen  Nachkonunen, 
stehen  als  israelitische  Bürger  in  dem  Staatsunterthaoenredite 
der  i^eien  Stadt  Frani^nirt. 

Sie  können  zwar,  indem  sie  von  der  unmittelbaren  und  mit- 
telbaren Verwaltung  des  Staates  und  der  clirisUichen  Gemeinde 
ausgeschlossen  bleiben,  des  vollen  Staatsbürgerrechtes  nicht  theU- 
haftig  werden ,  und  behalten  daher  auch  in  ihrer  Eigenschaft  ab 
israelitische  Bürger,  neben  der  ungestörten  Ausübung  ihrer  Re- 
ligion, ihre  eigene  Gemeindeverrassung;  Jedoch  werden  sie  ia 
allen  Gewerbs*  und  Abgabe- ,  so  wie  in  allen  privatbüi^^lichen 
Beziehungen  mit  den  Bürgern  hiesiger  Stadt  gleich  behanddt,  ia 
so  fem  diese  Beziehungen  durch  gegenwärtiges  Gesetz  (wodurck 
aUe  fVHihere  desfeUsige  gesetzliche  Bestimmungen ,  die  sich  nicht 
auf  den  Cultus  und  die  Verschiedenheit  der  ReUgion  griindeo, 
ausdrücklich  und  für  immer  aufgehoben  werden)  keine  besoo- 
dern  Modlflcationen  erhalten  haben. 

Apttliel  t. 

Wer  von  hiesigen  israelitischen  Bfii^m  ehelich  geboren 
oder  mit  Einwilligung  der  Obrigkeit  als  Israelitischer  Bürger  ia's 
Unterthanenrecht  aufgenommen  ist,  kann,  unter  den  im  g^eo- 
wSrtigen  Gesetze  enthaltenen  näheren  Bestimmungen ,  und  nadi 
den,  auch  für  die  Christen  bestehenden  Vorschriften^  Jede  Art 
von  bürgerlichem  Geschäfte,  Gewerbe  und  Handthierung  treiben. 

JüPtllLelS. 

Es  sollen  Jährlich  nicht  mehr  als  fiinnKehn  israelitischen  Ehen 
geschlossen  werden ,  Jedoch  darunter  zwei  sich  befinden  dürfen, 
bei  welchen  die  Frau  oder  der  Mann  firemd  ist.  Wenn  Jedoch  in 
einem  Jahre  diese  Zahl  nicht  erreicht  wird^  so  kann  die  fehlende 
Anzahl  auf  die  nachfolgenden  Jahre  übertragen  werden. 
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A rubel  4. 

Neben  der  Uebernahme  der  gesetzliehen  SirenUicben  und  an 
die  Gemeinde  zu  enlrfchteoden  Gelder  und  Abgaben ,  muss  ein 
Uesiger  israelitiseher  Bürger ,  um  die  Bewilligung  zur  Ehe  zu 
erhalten,  die  hinlängliche  FShlgkeft,  eine  Familie  emShren  zu 
klonen,  gehörig  nachweisen. 

Artikel  ^. 

Allen  denjenigen  Verpflichtungen,  welchen  die  Cbrislen  bin- 
sicUiich  der  Betreibung  einer  Handlung,  eines  Handwerks  oder 
sonstigen  Gewerbes  unterworren  sind,  unterliegen  auch  die  israe- 
litischen Bürger. 

Artlhel  •• 

Wenn  ein  Jude  sich  dahier  als  Handelsmann  niederlassen 
will,  80  muss  er  durch  vallg&itige  Zeugnisse  erweisen ,  dass  er 
die  Handlnng ,  von  dem  auch  bei  Christen  gewObnlioben  Alter 
von  fiinftehn  Jahren  an  gerechnet ,  w^enigstens  drei  Jahre  lang 
ordentlich  erlernt,  und  sich  die  dazu  errorderllcben  Kenntnisse 
dgoi  gemacht ,  auch  nach  dieser  Zeit ,  wenn  nicht  hierilber  vom 
Senate  in  einzelnen  Fällen  dispensirt  wird,  wenigstens  vier  Jahre 
in  einem  hiesigen  oder  zwei  Jahre  in  einem  auswärtigen  christ- 
lichen oder  Jüdischen  Handeishause  als  Handlungs-Commls  ge- 
dient haben. 

Artiliel  V. 

Den  israelitischen  Handelsleuten  ist  wie  den  christlichen  er- 
laubt, Fabriken  und  Manufakturen  von  Jeder  Gattung  Waaren 
dahier  anzulegen.  Jedoch  dürfen  solche,  wie  bei  diesen^  nicht  in 
den  Nahrungs-  und  Erwerbszweig  der  hiesigen  Handwerker  ein- 
greifen. In  diesen  Fabriken  und  Manufakturen  dürfen  keine 
Handwerker  aufgenommen  ->  uod^  nach  Ablauf  der  ersten  zehn 
Jahre ,  künftig  christliche  Arbeiter  nur  nach  vorheriger  Dispen- 
sation des  Senats  in  besondem  dazu  geeigneten  Fällen,  gebraucht 
werten. 

ArtIMel  ^ 

Den  als  Handelsleuten  aoij^nommenen  israeHtfscben  Bür- 
gern ist  Jede  Gattung  des  Handels  und  der  HUlfbgescbSfte  des 
Handels ,  ebenso  wie  den  Christen  erlaubt ,  mit  alleiniger  Aus- 
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nähme  des  Handels  mit  BreoBholSi  Frucht,  Pourage  uad  MM, 
worunter  jedoch  der  Kleinhandd  mit  Mehl ,  durch  dazu  aniTge- 
nommene  MeblbSndler ,  nicht  verslandeB  wird. 

JLrtilLel». 

Die  Jetzt  vorhandene  Zahl  der  israelltiflcheii  Waaren  -  und 
Kleinhändler  soll  von  einem  Jahre  zum  andern  nicht  über  das 
VerhSitnlss  ihrer  gegenwartigen  Population  zur  kunfUgeo  ver- 
mehrt werden  kSnnen ,  Jedoch  In  den  nächsten  Jahren ,  wo  die 
israelitischen  Burger  bei  Handwerken  und  andern  Gewertien  noch 
nicht  ihr  gehöriges  Unterkommen  finden,  eine  billige  Ausdehnung 
Statt  finden. 

ArtllLel  tO. 

Zur  Erlernung  und  Betreibufig  der  Handwerice  sollen  die 
Kinder  der  israeliUschen  Burger  ebenfhlls ,  unter  nachfolgenden 
Bestimmungen^  ermächtigt  werden : 

a)  Ein  Judischer  Lehrling  muss  von  hiesigen  israelitischen  B&- 
gem  ehelich  geboren  seyn  und  das  14.  Lebensjahr  zutMl- 
gelegt  hab^. 

b)  Derselbe  ist  zwar  in  Hinsicht  der  nadi  den  Artikeln  eines 
Jeden  Handw^kes  errorderlichen  Lehrjahre  den  christlidien 
Lehrlingen  gleich  zu  halten ;  dafern  derselbe  aber  bei  einen 
christlichen  Meister  in  die  Lehre  gegangen  ist,  und  nicht 
erweislich  am  jUdischen  Sabbath  gleich  den  christlichen  ge- 
arbeitet hat^  so  muss  er  ein  Jahr  länger  in  der  Lehre  stehen. 

c)  Eben  dieser  Unterschied  tritt  in  Ansdiung  der  Zahl  der 
Wanderjahre  ein. 

d)  Es  steht  den  israelitischen  Bürgern  flrel,  in  dem  Falle,  dass 
ein  Jüdischer  Lehrling  in  einem  von  ihm  erwählten  Hand- 
werke bei  einem  hiesigen  Handwerker  erweislich  nicht  uo- 
tergebracht  werden  könnte,  ihre  Kinder  auch  an  andern 
Orten  bei  christlichen  oder  Jüdischen  Meistern  dieses  Hand- 
werks in  die  Lehre  zu  geben ,  und  sollen  denselben  ihre  hi 
der  Fremde  bestandenen  Lehijtbre  bei  ihrem  künftigen  Fortr 
kommen  eben  so  angerechnet  werden ,  als  wenn  sie  selbige 
bei  einem  hiesigen  BMster  bestanden  hätten. 
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Avtnuei  It. 

Ein  Israelitischer  Handwerksmeister  hat,  so  viel  den  eigenen . 
Betrieb  seiner  Profession  betrifft ,  alle  Rechte  eines  christlichen 
Bandwerksmelsters.  Er  darf  Jedoch,  bei  Verlust  des  resp.  Meister- 
and  Hand wertisrechts,  so  wenig  In  eine  Societät  mit  einem  christ- 
ichen  Heister  treten ,  als  mit  solcher  Arbelt ,  welche  er  nicht 
leihst  yerfertigt  hat,  oder  mit  rohen  Materlallen  handeln.  Auch 
darf  der  Jfldische  Handwerksmdster  künftig  sein  Handwerk  nur 
Sit  Jüdischen  Gehülfen  treiben  y  und  nur  Ausnahmsweise  Ist, 
wArend  der  nächsten  sechs  Jahre ,  Jedem  Jüdischen  Meister  er- 
taatt,  so  viel  Jahre  hindurch  mit  christlichen  Gesellen  zu  arbei- 
ten, als  nach  den  Gesetzen  seines  Handwerks  dazu  gehSren,  da- 
ndt  ein  Lehrjunge  das  Meisterrecht  gewinnen  könne. 

ArMkel  it. 

Für  an  und  dasselbe  Handwerk  können  zu  gleicher  Zeit  nie 
mdir  Israelitische  Handwerksmeister  aufgenommen  werden ,  als 
dem  Verhältnisse  der  für  das  n&mliche  Handwerk  vorhandenen 
(MsOiehen  Meisterstellen,  mit  Berücksichtigung  der  israeliti- 
scheo  Population  zu  der  christlichen ,  angemessen  ist. 

ArMl&el.tS.. 

Wenn  die  V^ittwe. eines  Jüdischen -Handwerksmeisters  lias 
Handwerk  ihres  verstorbenen  Ehemannes  fortsetzen  will ,  so 
kann  dieses,  mit  Berücksichtigung  der  im  Artikel  11  enthaltenen 
ioterimistlaeliett  Bestimnuog ,  künftig  nur  mit  Jüdischen  Gehül- 
fen  gescbeiien. 

ArUI&el  14. 

Will  sich  eine  solche  Wittwe  wieder  verehelichen  und  ihrem 
Ehemanne  das  Handwerk  zubringen ,  so  sind  die  obigen  Bestim- 
mungen auch  auf  Letztere  anwendbar. 

Artikel  iJI. 

Den  israditiscben  Bürgern  wird  das  Recht,  in  der  Stadt  und 
deren  Umgebungen  Häuser  und  Gärt«»  elgenthümlich  zu  erwerben , 
aoeh  in  den  Häusern  der  Stadt  LSden  und  Gewülbe  zu  miethen, 
M  olfsne  LBden  au  halten,  unter  nachfolgenden  Ausnahmen 
^d  Beschränkungen  eingeräumt : 
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a)  dass  ein  Jeder  FamilieDvater  Ader  selbsKsliiDdiger  Jude  nm 
ein  Haus  und  einen  Garten  zu  luiufen  oder  eigeatiiÜBilich 
zu  besitzen  berecbtigt  sey ; 

b)  dass  ein  Jeder  israeliUscber  Familienvater  oder  seibsIstSa- 
diger  Israelit  in  Jedem  Theile  der  Stadt  sich  eine  Wohnung 
(Jedoch  nur  zum  Behufe  der  eigenen  Bewohnung  dersdben 
mit  seiner  Familie)  miethen  dürfe. 

Arttliel  !•• 

Bei  der  Obliegenheit  der  israelitischen  Gemeinde ,  für  thre 
Gemeindelasteo  Sorge  zu  tragen ,  l)ieibt  ihrem  Vorstande  über- 
lassen, unj.er  obrigIceiUicher  Aufsicht,  für  die  Armen-  und  Kran- 
kenpflege ihrer  Glaubensgenossen  zweclLdienUche  Massr^ln  a 
trelTen. 

Die  Aultaahme  des  etwa  in  den  Diensten  eines  hiesig» 
Israeliten  stehenden  christlichen  Gesindes  in  die  hiesigen  dirist- 
lichen  Krankenhospitäler ,  hat ,  nach  Massgabe  deren  SUftungs- 
Urkunden  und  Ordnungen ,  nicht  anders  als  g^en  eine,  in  Jedem 
einzelnen  Falle  zuvor  zu  vei^leicbende ,  von  dem  DieBStberm 
oder  sonst  zu  leistende  Vergütung ,  es  sey  an  Capitai  oder  JSir- 
lichem  Beitrage ,  Statt. 

Die  zur  Ausführung  und  Auf^echthaltung  dieses  Gesetzes 
erforderlichen  Verfügungen  werden  in  besonderen  Verordnungeo 
nachfolgen. 

Gleichwie  vorstehende  gesetzliche  Bestimmungen  auf  dfe, 
dem  Inhalte  der  Deutschen  Bundes  -  Acte  entsprechende  und  mit 
dem  Gemeinwohl  in  Einklang  stehende,  bürgerliche  Verbesserung 
der  hiesigen  Einwohner  israelitischen  Glaubens  abzwecken,  so 
bleiben  eben  so  wohl  die  Verfügungen ,  welche  von  der  hohen 
Bundes- Versammlung  in  Betreff  der  Judenschafl  für  ganz  Deutscih 
laod  in  der  Folge  noch  getroffen  werden  könnten,  als  auch  der 
Gesetzgebung  hiesiger  Stadt,  alle,  auf  die  bürgerliche  Verbesse- 
rung hiesiger  Judenschaft  5  «o  wie  auf  das  hiesige  Gemeinwohl 
gerichtete  und  den  VerhSltnissen  hiesigen  Freistaats  zu  des 
Deutschen  Bunde  angemessene  fernere  Verfügungen ,  vi^ehe  Je- 
doch in  keinem  FaUe  den  Bestimmungen  des  g^enwiMrUgen  Ge- 
setzes, in  so  fern  sie  der  Judenschaft  gfinsUg  sind,|  «dmigfreB 
sollen ,  ausdrücklich  vorbehalten. 
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«)  Vergl:   Protokolle  der  Denlsciieii  Bundes-Ver 
itmmlang,  Bd.  XVI,  S.  172  n.  f. 


In  der  zehnten  Sitzung  am  15.  März  1821  erstattete  der 
Königlich  Baierische  Bundestags-Gesandte,  Freiherr 
Ton  Aretin,  Vortrag  über  die  „Denkschrift  der  israeliti* 
sehen  Gemeinde  zu  Lübeck^S  worin  dieselbe 

„auf  baldige  Vollziehung  des  XVI.  Artikels  der 
Bundes-Acte,  und,  bis  zum  Ausgange  der  Verhandlungen 
über  die  Angelegenheiten  der  jüdischen  Glaubensgenossen  in 
Deutschland,  auf  geeignete  Verwendung  zu  ihren  Gun- 
sten beider  Freien  Stadt  Lübeck^^ 
antrag«  Es  heisst  in  jenem  Vortrage  u.  a. : 

„Die  Reclamanten ,  welche  keineswegs  die  Fortdauer  der  unter 
firanzösischer  Herrschaft  ihnen  zu  Theil  gewordenen  Verleihung  des 
viiUen  Bürgerrechts  in  Anspruch  nehmen  zu  wollen  behaupten ,  son- 
dern nur  verlangen,  dass,  bis  zur  allgemeinen  Feststellung  der  bür^ 
gerlichen  Verhältnisse  der  Juden  in  allen  Bundesstaaten ,  ihr  Besitz? 
stand ,  wie  er  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Bundes-Acte  bestand ,  ma- 
oatenirt  werden  möge,  halten  sich  aber  durch  die  ergriffenen  strengen 
Massregeln,  wodurch  ihnen  jeder  Handelsbetrieb  gesperrt,  und  eine 
g^liche  Vertreibung  aus  den  Ringmauern  der  Stadt  angedrohet  wor- 
den, gekränkt^^  u.  s.  w. 

Auf  die  demnächst  erfolgte  Aeusserung  des  Bundestags- 
Gesandten  der  freien  Städte,  wurde  einhellig 

beschlossen: 
Man  sehe  der  zugesicherten  Erklärung  der  freien  Stadt  Lübeck  bal- 
digst entgegen ,  und  finde  sich  durch  die  vorläufige  Aeusserung  des 
Herrn  Bundestags-Gesaudtep  in  der  Zuversicht  bestärkt,  dass  dem 
XVI.  Artikel  der  Bundes-Acte  nicht  entgegen  gehandelt  werde. 
Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
Iung,Bd.  XI,  S.  111  u.  f. 
In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  am  30.  Mai  1821 
erstattete  die  Gesandschaft  der  freien  Städte  eine  ausführ- 
liche Erkl ä rnn g  der  freien  Stadt  Lübeck  auf  die  D e  n ks c h r i f t, 
„welche  von  den ,  in  dieser  Stadt  sich  jetzt  aufhaltenden, 
zu  der  israelitischen  Gemeinde  in  Moisling  gehSreü- 
den  Juden,  der  hohen  Bandes -Versanmlung  eingereicht  worden 
Ist.'^  Es  werden  io  dieser  Erklärung  die  in  d^  gedachten  Deukschrift 
uigefShrten  Störungen  im  Besitzstande  und  sonstigen  Beschwerden 
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in  Abrede  getteBl ,  theils  als  Bolkwendige  Massrcgelo  gcmAA- 
fertigt.  Am  Schiasse  lieisst  es  in  derselben : 

§.  90.  „Man  darf  also ,  nach  allen  im  Vorstehenden  enthaÜeM 
Aosfübrnngen,  zaversichlsyoll  erwarten,  dass  die  Beschwerde  der 
nachMoisIing  gehörenden  Israeliten,  mit  dem  Antrage,  eine  geetgneU 
Verwendung  bei  der  freien  Stadt  Labeck  eintreten  za  lassen,  von  der 
hohen  Bandes-Versammlong,  als  an  sich  ongegrundet,  und  zn  Ihrer 
Competenz  nicht  geeignet,  ganz  werde  zurückgewiesen  werden.  Es 
wird  nicht  unbeherzigt  bleiben  können ,  dass  die  Aufnahme  von  Ein- 
wohnern und  Schutzverwandten,  lediglich  Sache  der  innem  Verwal- 
tang  jeder  Regierung  eines  Bundesstaates,  nur  allein  dessen  aelbst- 
ständigen  Anordnungen  zu  überlassen ,  und  dass  voriiegend  gar  nicht 
davon  die  Rede  sey,  die  Moislinger  Juden  überhaupt  heimathlas 
zn  machen ,  und  andern  Bundesstaaten  zuzuführen ,  sondern  oor  da- 
von, dass  sie  ihrenvorigenWohnort  im  Lubeckischen  Gebiete, 
anter  allen  fHiheren  Begünstigungen ,  wieder  beziehen.^* 

„Nach  Vorschrift  des  LIII.  Artikels  der  Wiener  Schloss-Aete  (15. 
Mai  1820)  soll  die  durch  die  Bundes-Acte  -garantirte  Unabhängigkeit 
im  Allgemeinen  jede  Einwirkung  des  Bundes  in  die  innere  Staatsein- 
rlchtung  und  Staatsverwaltung  der  Bundesstaaten  ausschliessen.  Nor 
alsdann,  wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten  Anzeigee 
der  Betheiligten  ergiebt ,  dass  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten, 
welche  die  Bundesglieder  in  den  bes'ondern  Bestimmungen  des  zwei? 
ten  Abschnitts  der  Bundes-Acte  übernommen  haben,  nicht  Statt 
g ef  u n d e n],  liegt  der  Bundes-Versammlnng  ob ,  solche  Erfüllung  zo 
bewirken.  Da  sich  nun  aus  allem  Angeführten  zur  Genüge  darlegen 
wird,  dass  den  nach  Moisling  gehörenden  Juden  die  von  der,firciea 
Stadt  Lübeck  ihnen  eingeräumten  Rechte  erhalten  sind,  und  eriialteo 
bleiben  sollen ,  folglich  dieselbe  diese  Bestimmung  des  XVI.  Artikeb 
der  Bundes-Acte  wirklich  erfüllt  hat,  so  darf  sie  mit  dem  vollkom- 
mensten Vertrauen  sich  versichert  halten** : 

„die  hohe  Bundes-Versammlung  werde  die  sich  beschwerenden 
Juden  mit  ihrem  Antrage  aufVerwendung  ab-  und  lediglich 
an  den  Senat  der  Stadt,  als  ihre  Obrigkeit,  ver- 
weisen.** 

Hierauf  wurde ,  nach  dem  Antrage  des  Kaiserlicb-König^chen  pri- 
sidirenden  Gesandten, 

beschlossen: 

Diese  Erklärung  der  Reclamations-Gommission  zuzustellen. 


j 


651 

Vefgi:   Protokolle  der  Demtsohen  Bandes-Versamm- 

lang,Bd.XU,S.63-89. 
J.  L.  Kl  über,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verbandluugen  des 

Wiener  Gongresses,  Abtb.  II,  S.  379,  380, 385. 


F^ 


Bet€kli8SderBande8-Ter8ammlaiigvom21.^ril  1829, 

totareffend  die  Beschwerde  des  CoIIegii  gradaatoram  n 

FtaBkfart am lain,  gegen eiBeB BeschlBss des SeBa- 

tes  BBd  der  gesetzgebeBdeB  TersammlBBg. 

Neunte  Sitzung  am  21.  April  1825.-) 

Auf  Vortrag  des  Königlich  S8chslchen  Herrn  Ge- 
sandten von  Carlowlz,  Namens  der  Eingaben-Commlsslon, 
über  die  unter  Num.  6  d.  J.  eingetragene  Vorstellung  des 
Collegügraduatorum  zuFrankfurt  am  Main,  gegen 
einen  Beschluss  des  Senates  und  der  gesetzgebenden 
Versammlung,  wonach  Juden  zur  Advocatur  gelassen 
werden  sollen ,  wurde  — ,  In  firw8gUng ,  dass  die  ergangene 
Verordnung  aur  den  Grund  des  VII.  Artikels  der  Constitutions- 
EigSBZuags-Acte  von  der  eompetenten  Behdrde  und  In  der  vor- 
geschriebenen Form  gefasst  worden  Ist,  ^  dem  Antrage  gemiss, 

besc-hlossens 
dass  die  Beschwerde  abzuweisen  sey« 

tf)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver^^ 
sanmlnng,  Bd.  XVII,  S.  38. 


» 


cm. 

Beschlfisse  der  Bundes-Versammlniigy  betnl 

die  VorstellüDK  der  katholischen  CreBeiide 

Frankfurt  am  Main,  w^en  verfasBingsBiti 

ger  Anordnung  ihrer  Verh&ltnisae. 


A. 


Tortrag  und  Beschlngg  derBnndes-Tersamnlug 

20.  September  1819. 

Fünf  und  drelssigsteSItzung  am  20.  Septemh^ 
1819.  •) 

Der  KSniglich  HaonOverlsche  Herr  Bundesj 
sandte  von  Martens  trägt  vor: 

Die  von  dem  Vorstände  der  katbolt sehen  GemetD 
unter  Num.  103  v.  i.  1817  eingerelebte  Denkschrift,  Ihre  v< 
fassuDgsmSssig  anzuordnenden  Verhältnisse 
Frankfurt  beireffend,  Ist  zwar  von  Anhuog  an,  so  wie 
nachmals  eingereichten  Schrillen  (Num.  117  v.  J.  1817  mrf' 
v.  J.  1818)  an  die  Reclamatlons-Commission  abgegeben.  Da 
aus  dem  Inhalte  dieser  Schrillen  sich  ergibt ,  dass ,  wenn  ai 
ein  ausführlicher  Vortrag  darüber  bei  der  Bundes- V^rsammli 
abgestattet  würde ,  dennoch  der  nächste  Schritt ,  der  von  dieser 
zu  machen  seyn  möchte ,  in  dem  Versuche  einer  gütlichen  Bd^ 
l^ung  dieser  Angel^penhelt»  so  weit  sie  zur  Cognition  der  Wuh 
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des-VersammlUDg  steh  eigenet ,  zu  bestehen  scheint ,  dazu  aber 
dDeCommtsslon  von  etwa  dret  Mitgliedern  weit  besser,  als 
dB  einzelner  Referent  geschickt  seyn  würde ;  so  trage  ich  dar- 
auf an,  dass  schon  heute  eine  Commisäon  zu  diesem  Zwecke  er* 
Dannt  werden  mb'ge ,  welche  sich  während  der  Ferien  mit  diesem 
G^nstande  beschSftigen  und  das  Resultat  ihrer  Bemühungen 
der  Bundes-Versammlung  bei  ihrer  Wiedervereinigung  vorigen 
kSoate. 

Hierauf  wurde,  nach  dem  Antrage,  eine  Gommission 
voD  drei  Mitgliedern  erwfihlt ,  und  nachdem  die  Wahl  auf  den 

Herrn  Grafisn  von  ßuol-Schauenstein, 

Herrn  von  Martens  und 

Herrn  von  Lepel, 
Jene  des  Stellvertreters  aber  auf 

Freiherrn  von  Aretin 
ausgefallen  war ,  wurde 

beschlossen: 
Dass  die  aus  den  Herren  Gesandten,  Grafen  von  Buoi- 
Schauensteiu,  vonMartens  und  von  Lepel  (welchen  Frei- 
^m  von  Aretin  als  Stellvertreter  beigegeben  worden  ist) ,  be- 
stehende Gommission  ersucht  werde ,  über  di^  Angelegen- 
heiten der  Katholiken,  ihre  verfassungsmässig  an- 
zuordnenden Verhältnisse  betreffend,  gtttliche  Aus- 
gleichung zu  versuchen,  und  das  Resultat  ihrer  Bemühun- 
geo  d^  hoben  Bundes-Versammlung  bei  ihrer  WiedererdfDiung 
Yorzul^en« 

fl)  Vcrgl:   Protokolle   der  Dentschen   Bundes-Ver- 
sammlang,  Bd.  VÜI,  S.  292,  293. 

^)  Vergl:  Präsidial-Antrag  wegen  der  zunächst  vorzu- 
nehmenden  Geschäfte,   in   der   neun   und  vierzigsten 
Siizangam  17»  Noremberl817. 
Vergl:  Protokolle   der  Dentschen  Bnndes-Versamm- 
lung,  Bd.  IV,  S.  44. 
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TortTtg  udBeBchlastderBundes-TersammliBgfDB 

9.  Mai  1822. 

panfzehnte  Sitzung  am  9.  Mal  1822.*) 

DerKSniglich  Baierische  Herr  Bundesta^8-6^ 
saadte,  Freiherr  von  Areiln  ersUtlet,  im  Namen  der  zur 
giitliclien  Ausgleichung  der  Beschwerden  des  Vorstandes  ier  Ica- 
tholischen  Gemeinde  in  Frankfürt  am  Main  gegen  den  Senat  dieser 
fjreien  Stadt  ernannten  Commission,  Vortrag  Ober  die  gegenwir- 
tige  Lage  dieser  Angelegenheit.  Hierauf 

Beschluss: 

1)  Die  beiden  Eingaben  des  katholisdien  Gemeinde-Vorstan- 
des vom  20.  MSrz  und  30.  April  dieses  Jahres  wären  dem  Ban- 
destags-Gesandten  der  freien  Stadt  Frankfürt,  Herrn  Daoz, 
nebst  den  bei  der  Commission  erstatteten  zwei  umstSndigen  Vor- 
trägen mit  dem  Ersuchen  mitzutheUen ,  die  Einleitung  bei  6m 
Senate  zu  treffen ,  dass  hierüber  in  Zeit  von  längstens  acht  Wo- 
chen die  nSthigeEriLlarung  abgegeben  werde,  damit  hiernach  ebi 
wdterer  Zusammentritt  der  Commission ,  unter  Beizidiung  hh- 
ISoglich  instruirterBevollmSchtigter,  sowohl  von  Seite  des  Senates 
als  von  Seite  der  katholischen  Gemeinde,  Statt  finden  kfinne; 

2)  dem  städtischen  Herrn  Bundestags  -  Gesandten  wXre  zu- 
gleich zu  erOBüen ,  wie  man  voraussetzen  dürfe ,  dass  der  Senat 
selbst  nicht  gemeint  seyn  werde,  wiQu*end  die  Sache  an  den 
Bundestage  anhängig  ist ,  Veränderungen  in  den  V^liiQtaissen 
des  gegenwärtigen  katholischen  Gemeindevorstandes  vorzu- 
nehmen ; 

3)  dem  Vorstande  der  katholischen  Gemeinde  wSre  von 
gegenwärtigem  Beschlüsse  Nachricht  zu  geben. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
Sammlung,  Bd.  XIII,  S.  278,279. 
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C. 


leiehUtt  der  Bindes-Tersammliiig  Ton  4.  JoK  1822. 

Drei  und  zwanzigste  Sitzung  am  4.  Juli  1822.*) 

Der  KSniglich  Baierische  Herr  Bundestags-6e- 
sandte^  Freiherr  von  Aretin ,  Namens  derCommission 
zur  gntlicben  Ausgleichung  der  Beschwerden  der  katholischen 
Gemeinde  zu  Franknirt  gegen  den  Senat  dieser  freien  Stadt,  legt 
eine  Eingabe  der  erwähnten  katholischen  Gemeinde  vor ,  worin 
dieselbe  die  Anzeige  macht,  dass  die  gc^ndeteste  Hoffinung 
vorhanden  sey ,  dass  die  Angelegenheit  der  hiesigen  katholischen 
Gemehide  sich  gutlich  erledigen  werde,  und  daher  bitte, 
die  hohe  Bundes  -  Versammlung  wolle  geruhen ,  diese  Saehe  Ms 
auf  weitere  Anzeige  auf  sich  beruhen  zu  lassen. 

Der  Utere  Herr  Burgermeister  von  Quaita  habe  diese  An- 
zeige bei  der  Commission  bestätiget ,  sie  trage  also  auf  eine  dem 
AiiSQchen  entsprechende  Beschlussnahme  an. 

Sämmtliche  Stimmen  waren  damit  einverstanden; 
daher  ' 

Beschluss: 

Dass  dieReclamatiönssache  der  katholischen  Gemeinde  gegen 
den  Senat  der  freien  Stadt  Frankfurt,  verfassungsmässige  Ver- 
kaitoisse  betreffend ,  bis  auf  weitere  Anzeige  bei  der  hohen  Bun- 
des-Versammlung  zu  beruhen  habe. 

«)Vcrgi:  Protokolle  der  Dentschen  Bundes-Ver- 
stmnlong,  Bd.  XIV,  S.  1Q2, 103. 


0S6 


BeschUsg  der  Bnndes-Tersammliing  vom  5.  Deewber 

1822. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am5.  December 
1822.') 

Der  Rurbessiscbe  Herr  Gesandte  von  Lepeltrigt 
vor :  Aus  dem  Protokolle  der  23.  diesjährigen  Sitzung  (§.  t79) 
ist  dieser  hohen  Bundes -Versammlung  erinnerlich,  dass  durdi 
eine  schriftliche  Eingabe  des  Vorstandes  der  katholischen  Ge- 
meinde dahier^  die  angenehme  Hoffhung  g^eben  wurde,  die  Be- 
schwerde ttber  ihre  VerhSitnisse  werde  sich  auf  giitlichem  Wege 
erledigen. 

Diese  HoRtaung  ist  vollständig  erfiillt  worden.  Durch  dne, 
während  der  Ferien  eingereichte,  Eingabe,  d.  d.  27.  August 
dieses  Jahres  (Num.  t26),  hat  der  oben  erwähnte  Vorstand  ange- 
zeigt: 

dass  die  durch  ihn  dieser  hohen  Versammlung  voi^el^teo 
und  mittelst  Beschlusses  vom  20.  September  1819  an  doe 
diesFalls  niedergesetzte  hohe  Commisslon  zum  Ausglel- 
chungs- Versuche  verwiesenen  DllTerenzen,  durch  eineEr- 
klärung  des  Senates  vom  30.  Juli  dieses  Jahres,  aitf 
eine  die  katholische  Gemeinde  beruhigende  Weise  eri^ 
d  igt  worden  seyen^ 
und  demnach  die  desbllsigen  Reclamationen ,  unter  Verdantaiog 
der  denselben  gewidmeten  Sorge,  förmlich  abgeruren  und  zurück- 
genommen. 

Unter  diesen  Umständen  wird  der  Antrag  gerechtr(^rtigt  er- 
scheinen : 

dass  die  besagte  Eingabe  vom  27.  August  dieses  Jahres 
zu  den  Acten  zu  nehmen  sey ,  und  die  ganze  Angelegen- 
heit, als  definitiv  erledigt,  zu  beruhen  habe. 
Hierauf  wurde,  unter  einhelliger  Zustimmung  xa 
diesem  Antrage , 
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besehlossen: 
Dass  die  Eingabe  des  Vorstandes  der  katholischen  Gemeinde 
zu  Frankfurt  zu  den  Acten  zu  nehmen  sey,  und  die  ganze  Ange- 
legenheit, als  definitiv  erledigt,  zu  beruhen  habe. 


a)  Vergl:    Protokolle   der   Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XIV,  S.  184, 185. 


Auf  dem  WienerCongresse  war  eine  eigene  Bestimmung  in 
d^  Bundes-Acte,  betreffend  die  Rechte  derkathoIischenKirche 
und  der  evangelischen  Kirchengesellschaften  in  den 
Deatschen  Bandesslaaten ,  in  Antrag  und  Erörterung  gekommen, 
welche  indessen  zuletzt  unterblieb. 
Vergl:  J.  L.  Klub  er,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlun- 
gen des  Wiener  Congresses,  S.  249,  250,  251 ,  260,  266,  270, 

397  u.  f. ,  473. 
J.  L.  Kluber,  SUats-Archiv,  Bd.  II,  S.  85. 
J.  L.  Kl  über,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.  w. ,  Bd.  II, 

S.  365,  Bd.  iV,  S.  74. 
J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  (4.  Aufl. 

1840)  S.  288 ,  289,  308,  793,  393,  796. 
Baierische  Verfassungs-Urknnde  von  1818,  Tit.  IV,  §.  9 

und  E  dl  et  in  der  Beilage  11  zu  derselben ,  nebst  dem  Anhang 

zu  §.  103  desselben. 
L.  y.  Dresch,  Grundzüge  des  baierischen  Staatsrechts,  §.  94  u.f. 
S  c  h  u  n  c  k ,  Staatsi^cbt  des  Königreichs  Baiem ,  Tbl.  I ,  §.  173  u.  f. 
Wurttembergische   Verfassungs-Urlcunde  von  1819, 

§-27. 
Grossherzoglich   Hessische   Verfassungs- Urkunde 

von  1820,  Art.  15,20. 
Constitutions  -  Ergänzungs  -  Acte    der   freien    Stadt 

Prankfurt  von  1816,  Art.  6. 
Karhessische  Verfassungs-Urkunde  von  1831,  §.29,131. 
V.  Ar  et  in,  constitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  92. 
Hannoverische  Verordnung  vom  28.  September  1824. 
Allgemeine  Zeitung,  1837,  Nr.  193. 
Sachsen-Meiningisches  Grundgesetz  von  1829,  Art.  12. 
Weisse,  Königl.  sächsisches  Staatsrecht,  Bd.  I,  §.  49,  50,  Bd.  li, 

§.  311--321. 
m.  42 
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Sachsen-Gothaisches  and  Altenbargisches  Pateal 

wegen  Religions-Parilät  der  Relöniiirieii  und  A.C.  Yc 

wandten ,  vom  16.  März  1807. 

lieber  die  Rechtsgleichheit  derverschiedenenckrisl 

lichenReligionsverwandten  in  denBnndesstailei 

Frankfurt;  1817,8. 

W.  Graf  V.  Hohenthal,  die  Parität  der  Rechte  zwisckea 

katholischen  und  nichtkatholischen  Unterthanen  der 

Bundesstaaten,  Leipzig,  1831,  8. 

Eine  ähnliche  Vorschrift,  wie  die  in  der  Deutschen  Biin4( 

Acte  (Art.  XVI)  findet  sich  schon  im  Westphälischen  PrI 

den  (Instr.  Pacis  Osnabr.)  Art.  V,  §.  35. 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.,  Thl.  I,  Nr.  I,  S.  29. 


€IV. 

CiiTeitti«  iitM"  Saictiunoi  Ombioui  Piia  VII., 

Simmiim  Pontificem,  et  H^estatem  Siuun  Hazi- 

Biliannm  Josephnm,  Bavariae  Regem,  d.  d. 

Rmum,  die  5.  JiniL  1817.*) 

In  Nomine  Sanctlsslmae  Trinitatis. 

I 

Safictitas  Sua  Summus  PonUflex  Ptus  VII. ,  et  Majestas 
SuaMaximilianus  Josephus,  Bavariae Rex,  deblta  sollfcl- 
twlfne  ciipfentes ,  ut  in  fls ,  qfBae  ad  res  ecdealaatlcas  pertioent, 
certus  staMlf aque  in  Bavariae  R%no*terrtsque  ei  subjectts  con- 
stituatur  ordo,  solemnem  propterea  Gonventionem  inire  deere- 
wunt. 

Ufac  Sanctilas  Sua  Suromus  Ponüfex  Pius  VII.  in  Suum 
Plenipdteitttariuin  nominavit : 

EmtnenttssimuiD  Dominum  Herculem  Consalvi,  Sanctae 
Romanae  Ecciesiae  Cardinalem  Diaconnm  Sanctae  Agathae  ad 
Satarram,  Saum  a  Secretis  Status; 

Et  Majestas  Sua  Maximilianus  Joseplins,  Bavariae 
Rex: 

Excellentlssimum  Dominum  Baronem  Gasimirnm  de  Haef- 
felin,  Episcopum  Chersonesi,  Suum  Ministrum  Plenipotentia- 
rium  apud  Sanctam  Sedem. 

Qui  post  sibi  mutuo  tradita  respectivae  Plenipotentiae  In* 
«Irumenta  in  sequentes  articulos  eonvenerunt,  ^ 

42* 
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Artlcvlvs  I« 

Religio  Catbolica  Apostolica  Romana  in  toto  BavariaeR^no 
terrisque  ei  subJecUs  sarta  tecta  conservabiiur  cum  iis  Jaribus 
et  praerogativis ,  quibus  IVui  debet  ex  Dei  ordinatione  et  CaDonl- 
eis  sanctionibus. 

Sanctitas  Sua,  scn^alis  servaodis,  Bavariae  Regai  Dioeceses 
sequenti  ratlone  constituet. 

Sedem  Frislngae  Monachium  transrerel ,  eamque  erigel  in 
Metropolitanain,  quae  proDioecesi  suahabebitterritorium  actoalf 
Frisingensis  Dioecesls ;  ejus  tarnen  Ecclesiae  Antistes,  ejusque 
Successores  Arehiepiscopi  Monachii  et  Frislngae  noncupaiNli 
erunt. 

Eidem  Antistiti  Episcopales  ficclesias  Augustanam ,  Passa- 
vlensem  et  Ratisbonensem  praevia  Metropoliticae  qualltatis  sup- 
pressione,  in  Sufflraganeas  assigna!)ft.  Antfstes  tarnen  Passa- 
viensis  Ecclesiae  actu  vivens  exemtionis  privilegio ,  quoad  vlxe> 
rit,  gaudebit. 

Banil)en?ensem  Cathedralem  Ecclesiam  in  Metropoiitanam 
eriget ,  illique  in  Sufflraganeas  assignabit  Ecclesias  Episcopales 
Herbipolensem ,  Eichstettensem  et  Spirerisem. 

Territorium  AschafiTenbuigense  ollm  ad  M oguntiDam ,  nunc 
ad  Ratisbonensem  Dioecestm  pertinens^  et  partem  BavaricaB 
Fuldensis  Dioecesis  Herbipolensi  Dioecesi  adjunget. 

Partem  autem  Bavaricam  Constantiensis  Dioecesis  com 
exemto  territorio  Campidunensi  Augustanae  Dioecesi  uniet. 

Simili  modo  partem  Bavaricam  Dioecesis  Salisbuiigeosis,  et 
territorium  exemtae  Praepositurae  Berchtotgadensis  partim  Pas- 
saviensi ,  partim  Monacensi  Dioeceai  uniet ,  cui  qutdera  Dioecesi, 
praevia  suppressione  Sedis  Gbiemensis ,  hujus  quoque  Ecclesiae 
Dfoecesim  assignabit. 

Novi  singularum  Dioecesium  flnes^  in  quantum  necesseerit, 
desigoabuntur. 

Artlculu«  III. 

Capitula  MetropoUtanarum  Ecclesiarum  babebunt  duas  Digoi- 
tates,  nempe  Praepositum,  ac  Decamim,  et-decem  CananicM* 
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Capilola  vero  Cathedraliain  Ecclesiarom  habebunt  parlier  duas 
DIgDitaies,  scilicet  Praepositum,  acDecanum,  et  oeto  Canonlcos. 
Quodlibet  praeterea  Capltulum  tam  Metropolttanum,  quam  Ca- 
thedrale  habebit  Praebendatos  seu  Vicarios  saltem  sex.  Si  vero 
in  posterum  Ecclesiarum  istarum  reditus  per  novas  ftindatlones 
aut  bonorum  augmentationes  Incrementum  tale  perceperint,  ut 
plures  Praebendae  erigi  possint>  Canonicorum  et  Vicariorum  nu- 
merus ultra  augebitur. 

In  quovis  Capitulo  Archlepiscopi  et  Episcopi  ad  rormam 
Sacri  ConcilU  Tridenlini  duos  ex  Caoonicis  designabunt,  qui 
partes  Theologi  et  partes  Poenltenliarii  respective  agetit. 

Dignitates  et  Canonici  omnes ,  praeter  Chorl  servitium,  Ar- 
chiepiscopls  et  Episcopis  in  administrandts  Dioecesibus  suis  a 
consllils  servient.  Archi episcopis  tarnen  et  Episcopis  plane  libe- 
rum erit  ad  speclalia  munia  et  negotia  offlcil  sui  lllos  pro  bene- 
placlto  applicare.  Slmili  modo  Vicariorum  olflcia  Archlepiscopi 
et  Episcopi  assignabunt. 

M^estas  tarnen  Regia  iis  qui  officio  Vicarii  Generalis  ftin- 
gentur  quingentos  florenos  annuos,  iis  vero,  qui  Secretarii  Epis- 
copalis  partes  ageot,  biscentos  florenos  assignablt. 

Articiiliis  IT. 

R«ditus  Mensarum  Archiepiscopalium  et  Episcopallum  in 
bonis  ftmdisque  stabiiibus  Iibers(e  Archiepiscoporum  et  Episcopo- 
rum  administrationi  tradendis  constituentur. 

SimiU  bonorum  genere  et  administrationis  Jure  gaudebunt 
Capitula  Metropolitanarum  et  Cathedrallum  Ecclesiarum,  et 
Vicarii  seu  Praebendati  praedictarum  Ecclesiarum  servitio  ad- 
dlcti. 

Quantitas  redituum  annuorum,  deductis  oneribus,  erit  ut 
sequitur : 

Dioecesis  Monacensis. 

Pro  Archiepiscopo  florenorum  vigiuti  millium. 
Pro  Praeposito  florenorum  quatuor  millium. 
Pro  Decano  florenorum  quatuor  millium. 
Pro  quoHbet  e  quinque  Canonicis  senlorlbus  florenorum  bis 
ndiUum. 


Pro  ^olibet  e  Iribus  Vicariis  seaiorUms  fioreooruB 
genlorum^  %\ 

Pro  quolibel  e  Iribus  Vicariis  Junioribus  florenonn  i»j 
centonim.  ^  i 

Dioecesis  Bambergensis. 

Pro  Archiepiscopo  florenorum  quindecim  milliura, 
Pro  Praeposito  florenorum  trium  mlllium  qulD^entonim» 
Pro  Decano  florenorum  trium  mtUlum  quingentorum, 
Pro  quolibel  e  quinque  Canonicis  senioribus  floreaonun 

lium  octlngenlorum, 

Pro  quolibel  e  quinque  Canonicis  Junioribus  florenorua 

lium  quadringenlorum, 

Pro  quolibel  e  tribus  Vicariis  senioribus  florenorum 

gentorum, 

Pro  quolil)el  e  Iribus  Vicariis  Junioribus  florenorum 

cenlorüm. 

Dioeceses  AugusUma^  RoHsbonmisis  ^  et  HerMpoleMU. 

Pro  quolibel  Episcopo  florenorum  decem  milllum. 
Pro  quolibet  Praeposito  florenorum  trium  miUiam, 
Pro  quolibel  Decano  florenorum  Irium  miiiium , 
Pro  quolibel  e  quatuor  Canonicis  senioribus  florenorum  Di 

sexceatorum, 

Pro  quolibel  e  quatuor  Canonicis  Junioribus  floraDonim 

quadringenlorum, 

Pro  quolibet  e  Iribus  Vicariis  senioribus  floreoorum  ogUb-i 

genlonim, 

Pro  quolibet  e  Iribus  Vicariis  Junioribus  florenorum  se^^ 

centorum. 

Dioeceses  Passaviensis ,  Eichsteitensis  ^  et  Spirensis. 

Pro  quolibel  Episcopo  florenorum  oclo  miiiium, 
Pro  quolibel  Praeposito  florenorum  bis  mille  quingenloruiD, 
Pro  quolibet  Decano  florenorum  bis  miile  quingenloniD, 
Pro  quolibel  e  quatuor  Canonicis  senioribus  florwommiDUl^ 

sexcentorum» 

Pro  quolibet  e  quatuor  Canonicis  Junioribus  florenoroffliniU^ 

quadringentorum, 
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Pro  fuoiitiet  e  irtbus  Vicartis  seoioribus  florenonin  odin- 
CeDtorum, 

Pro  quolibet  e  tribus  Vicariis  Junioribus  florenorum  sex- 
centorum. 

Quorum  onHiium  recHtuuiii  dummae  sai vae  semper  et  f rrtegrae 
c<HiservandaeeruDt,  et  bona  fundique,  ex  qulbus  provenient,  nee 
disiraht ,  uec  In  pensiones  mutari  poCerunt  Tempore  autem  va- 
ealloDis  Archiepiscopalium  et  Episcopalfuro  Sedium,  Dfgniiatum, 
CaDonteatuum ,  Praebendarum  seu  Vicariatuum ,  praedictae  re- 
dituam  summae  In  utilltatem  respectlvanim  Ecclesiarum  praed- 
plendae  et  conservandae  erunt. 

Habitatio  insuper  tarn  Archlepiscopis  et  Episcopis  quam 
Dignitatibus,  Canontcls  senforlbus  et  Yfcariis  pariter  senloribus, 
illorum  dignitati  et  statu!  respondens  asslgnabitur. 

Pro  Curia  Archiepfscopali  et  Epfscopali^  pro  Capitulo  et 
Arcbivfo  Majestas  Sua  domum  aptam  assignabit. 

Ad  negotium  bujusmodi  redituum,  fUndorum  et  bonorum 
assignationis  intra  trimestre  post  ratiflcationem  praesentis  Con- 
ventionis,  si  fieri  poterit,  vel  ad  summum  inlra  semestre  perfl- 
ciendum  ulraque  Contrahcntium  pars  Commissarios  nominabit, 
ac  de  formal!  praedictae  assignationis  actu  tria  exemplaria  in  au- 
tbentica  forma  expediri  Jabebit  Regia  Majestas^  unum  pro  Archl- 
vio  Regio ,  alterum  pro  Nuntio  Apostolico ,  tertium  denique  pro 
Archivio  singularum  Ecclessiarum. 

Alia  Beneficia ,  übt  extant ,  conservabuntur. 

Quod  pertinet  ad  Dioeceslm  Spirensem ,  quoniam ,  ob  sj)e- 
ciales  circumstantias  ei  nunc  ilindi  ac  bona  stabilia  assignari  non 
possunt,  Interea  usque  dum  haec  assignatio  fieri  vaieat,  provide- 
Mlur  a  Majestate  Sua  per  assignatlonem  praestatlonis  annuatim 
solTendae  In  summa : 

Pro  Episcopo  florenorum  sex  mllllum, 
Pro  Praeposito  florenorum  mlile  quingentorum, 
Pro  Deeano  florenorum  mflle  quingentorum, 
Pro  quovis  ex  octo  Canonicis  florenorum  mllle, 
Pro  quovis  e  sex  Vieariis  florenorum  sexcentorum. 
Fabriearum  denique  Ipsarumque  Ecclesiarum  fundl,  reditus, 
bona  mobilia  et  immobllla  conservabantur ,  et  nisl  pro  Ecclesla, 
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rum  nMoutenUone ,  pro  divioi  Cultus  expensis  et  li 
necessariorum  salariis  sufflciant,  Sua  M^estas  supplebit 


Artteidiui  W. 

Sua  sio^lis  Dioecesibus  Seoiinaria  Epboopalia 
tur  et  dotatione^  congrua  in  bonia  ftindisque  stabilibiu  provUfl%j 
tur  9  in  iis  autem  Dioecesibus,  in  quibus  desunt,  sine  mon 
eadem  pariter  dolatione  in  bonis  Itindisque  stabiUbus  fünd 

In  Seminariis  autem  admittentur  atque  ad  normam 
ConcililTridenlini  efTormabuntur  atque  insUtueniur  adoles 
quos  Archiepiscopi  et  Episcopi  pro  necessitate  vel  utUitate 
CT slum  in  iis  recipiendos  Judicaverint.  Honim  Seminariorura 
dinatio,  doctrina,  guliernatio  et  administratio  Archiepiscopoi 
et  Episcoporum  auctorilati  pleno  iiberoque  Jure  subjeciae 
Juxta  forroas  Canonicas. 

Rectores  quoque  et  Professores  Seminariorura  ab  Archi 
copis  et  Episcopis  noroinabuntur,  et  quotiescumque  n 
aut  utile  ab  ipsis  Judicabitur,  removebuntur. 

Cum  Episcopis  incumbat  Fidci  ac  morum  doctrinae  in 
lare,  in  hujus  offlcü  exercitio  etiam  circa  Scholas  publicas  m 
modo  impedientur. 

Artie«lwi  in« 

Mijestas  Sua  Regia ,  collatis  cum  Arcbiepiscopts  et  Epii 
pis  consiiiis ,  assignabit  pariter  cum  sufDcienti  dote  domum , 
qua  inflrmi  ac  seoes  Claict  benemeriti  solamen  et  asylum 
periant. 


Ariic«l«ui  TII. 

Insuper  Mijestas  Sua  considerans,  quot  utililates  Eocledii 
atque  Ipse  Status  a  Reiiglosis  Ordinibus  perceperint  ac 
pere  In  posterum  possint,  et  ut  promptam  suam  erga  Sai 
Sedem  voluntatem  probet,  aliqua  MMastieorani  OrdiDum 
que  sexus  Cocnobia  ad  instituendaai  in  ReUgtooe  ei  Litfceris  JH 
ventutcm ,  et  in  Parochonun  subsidium,  aut  pro  cum  ioflnHoroB  f 
tnlto  cum  Sanda  Sede  consUio,  cum  oonveaienti  dotatiooe  Instau- 

rtri  cumUL 
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AvttovAui  Will« 

Bona  Seminariorum ,  Paroclilanim ,  Beneflciorum ,  Fabrica* 
nim ,  omntumque  altarum  Ecclesfastlcarum  fündationum  semper 
et  lotete  conservanda  erunt,  nee  distrahf ,  nee  in  pensiones  mu- 
tari  poterant. 

Ecclesia  insuper  Jus  liabebit,  novas  aequirendl  possessiones, 
etquidquidde  novo  acquisierit,  faeiet  suum,  et  cerisebitur  eodem 
Jure  ae  veteres  Hindationes  Ecclesiasticae ,  quarum,  uti  et  111a- 
nim,  quae  in  posterum  flent,  nulla  vel  suppressio  vel  unio  fleri 
polerit  absque  Sedis  Apostolicae  auctoritatls  Interventu,  salvis 
racultatibus  a  Sacro  Conciiio  Trldentino  Episcopis  Iributis. 

Arileiiliui  W%m 

Sanctitas  Sua ,  attenta  utilitate,  quae  ex  hae  Conventlone 
maneat  in  ea ,  quae  ad  res  Ecclesiae  et  Retigionls  pertinent^  Ma- 
Jestati Reg^is MaximiiianiJosepbi,  ejusque Successoribus Ca- 
thoHcis,  per  LitterasApostöiicas  statim  post  ratificationem  praesen- 
tis  Conventionis  expediendas ,  in  perpetuum  concedet  Indultum 
nonilnandi  ad  vacantes  Arcliiepiscopales  et  Episcopales  Ecciesias 
Rc^ni  Bavarici  dignos  et  Idoneos  Ecclesiasticos  Vlros  )is  dotibus 
praeditos ,  quas  Sacri  Canones  requirunt.  Talibus  autem  Viris 
Sanctitas  Sua  Canonicam  dabit  Institutionen!  Juxta  Tormas  con- 
suetas.  Priusquam  vero  eam  obtinuerint  regimini  seu  admini- 
strationi  Ecciesiarum  respectivarum ,  ad  quas  designati  sunt, 
nulle  modo  sese  immiscere  poterunt.  Annatarum  vero  et  Gancel- 
lariae  taxae  proportionabiliter  ad  uniuscujusque  Mensae  annuos 
reditus  de  novo  statuentur. 

Artlcnlvs  IL» 

Praepositnras  tarn  in  Metropolttanis  quam  in  Cathedralibus 
Ecelestis  conferet  Sanctitas  Sua ;  ad  Decanatus  nominabit  R^a 
Amestas,  quae  etlam  ad  Canonicatus  in  sex  mensibus  Apostoltcis 
sive  Papalibus  nominabit.  Quoad  alios  autem  sex  menses ,  in  eo- 
mm  tribtts  Arcbiepiscopus  et  Episcopus ,  in  reliquis  vero  tribus 
Capituiuffl  nominabit. 

In  Capitula  Ecciesiarum  tam  Metropolitanarum  quam  Ca- 
tbedralium  In  posterum  alii  non  adraittentur^  quam  indigeni  qui 
praeter  qualltales  a  Sacro  Conciiio  Tridentino  requisitas ,  in  anl* 
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marum  cura ,  et  sacris  MtatsteffÜB  eun  laude  versati  sint ,  M 
Archiepiscopo  vel  Episcopo  in  admioistranda  Dioesesi  adJutriceiD 
operam  praestiterint ,  vel  virtutls  ac  scientiae  merilis  conspicuos 
sese  reddiderint.  Vlcariatus  vero  ia  iisdem  Melropolitaiiis  el 
Cathedralibus  Ecclesifs  libere  ab  Archiepiscopo  vel  Episcopo  ood- 
ferentur. 

Pro  bac  vice  tarnen»  quooiam,  Capltulis  nondum  constilutts, 
omniaea,  quae  hoc  artlculo  statuta  sunt,  servari  non  possunt»  Nud- 
tius  Apostolicus^  collatls  cum  Majestate  Sua  consiliis  et  auditis 
Interesse  babentibus ,  nova  Capitula  constituet.  Idem  circa  Vica- 
rios  seu  Praebendatos  observabitur. 

Dignitates ,  Canonici ,  et  Beneflciati  omnes  residentiales  uU 
a  pluralitateBeneOciorum  el  Praebendanini  Juxta  Sacros  Canooes 
probibentur ,  ita  ad  residentiam  secundum  eorum  Caaoauin  ri- 
gorem,  salva  semper  Sedis  Apostolicae  Auctoritate,  adslria- 
guntur. 

Hex  Bavariae  ad  ea  Beneflcia  tarn  Parochialia,  quam  Curata 
ac  Simplicia  praesenlabit ,  ad  quae  ex  legitirao  Jure  paironatus 
sive  per  dotationem ,  sive  per  fUndationeni ,  slve  per  constructie- 
nem  acquisitio  ejus  antecessores  Duces  et  Electores  praesea- 
tabant. 

Praeterea  Ms^estas  Sua  praesentabit  ad  ea  Beneflcia,  ad  quae 
Corporationes  Ecclesiasticae  actu  non  existentes  praeseolabaol. 

Subditi  Majestatis  Suae  qui  Jure  patronatus  legitlnae,  ut 
supra ,  gaudent ,  ad  Beneflcia  respecti va  tarn  Parochialia ,  quan 
Curata  ac  Simplicia  huJusmodi  Juri  patronatus  subjecta  prae- 
sentabunt. 

Archiepfscopi  vero  et  Episcopi  praeseniatls  debita  reqoisfta 
babentibus,  praemisso  circa  doctrinam  ei  mores  examine  all  Ipsis 
Ordinariis  instituendo ,  si  de  Parocbiaiibus  aut  de  Curatis  Bene- 
flciis  agatur,  Canonicam  dabunt  Institutionem. 

Praesentatio  autem  ad  omnia  ista  Benefieia  intra  iempus  a 
Canonibus  praescriptum  flet ,  secus  ea  libere  ab  Arcblepiscopis  et 
Episcopis  conferentur. 

Reliqua  vero  Benefieia  omnia  tarn  Parocilialia,  quam  Curata 
ac  Simplicia,  quae  antecessores  Antistites  octoEediesfarum  R^l 


fiavariae  coarerehant ,  Hbere  ab  Arehiepiscopis  ei  Bpiscopis  per* 
sonis  Mfljestati  Suae  gratis  conrerentur. 

JürticaliM  Xil. 

Pro  regiaiine  Dioeoesium  Arcbiepiseopis  etEpIscopts  id  omne 
exeroere  liberum' erit  9  qiiod  in  vim  pastoralis  eornin  mlnisterli 
sive  ex  declaratioDe  sive  ex  dispositione  Sacronim  Canonum  se* 
cundum  praesenteni  et  a  Sancla  Sede  adprobatam  Ecclesiae  dis- 
ctplioam  competit,  ac  praesertlm : 

a)  Vicarios,  Consiliarios,  el  Adjutores  admioistrationls  suae 
coastituere  Ecclesiasticos  quoscumque  quos  ad  praedicta  officia 
idODeos  Judicaverint; 

b)  Ad  staturn  Clericaieni  assuaiere,  et  approbatis  a  Sacris 
CanoDibus  tituiis  ad  Ordines  eliam  majores,  praevio  examine  ab 
ipsls  Arcbiepiscopis  et  Episcopis  aut  eorum  Yicariis  cum  Exami- 
natoribus  Synodallbus  instituendo ,  promovere,  quos  necessarios 
aut  utiles  suis  Dioecesibus  Judicaverint,  et  e  contrario  quos  in- 
dignos  censuerint,  a  susceptione  Ordinum  arcere ,  quin  ab  ulio 
quovis  obtentu  impediri  queant ; 

c)  Causas  Ecclesiasticas  atque  inprimis  causas  Matrimonia- 
les $  quae  Juxta  Canonem  12.  sess.  24.  Sacri  Concilii  Trideotint 
ad  Judices  Ecclesiasticos  spectant,  in  Foro  eorum  cognoscere,  ac 
deiissententiam  ferre,  exceptis  causis  mere  civiUbus  Clericorum» 
exempU  gratia:  contractuum^  debitorum,  haereditatum^  quas 
Laici  ludices  cognoscent  et  definient ; 

d)  In  Clerlcos  reprehensione  dlgnos,  aut  honestum  Cierica- 
lern  habitum  eorum  Ordini  et  dignitati  congruentem  non  deferen- 
tes ,  poenas  a  Sacro  Concillo  Tridentino  statutas ,  aliasque  quas 
coDvenientes  Judicaverint,  salvo  Canonico  recursu,  infligere^ 
eosque  in  Seminarlis  aut  domibus  ad  Id  destinandis  custodire: 
Geosuris  quoque  animadvertere  in  quoscumque  fideles  Ecclesias- 
ticarum  Lq^um  et  Sacrorum  Canonum  Iransgressores ; 

e)  Cum  Ciero  etPopuloDioecesano  pro  munere  offlcii  Pasto- 
ralis communicare ,  suasque  Instructiones  et  Ordinationes  de  re- 
bus Ecciesiasticis  libere  publicare ;  praeterea  Episcoporum,  Cleri 
el  Populi  communicaüo  cum  Sancta  Sede  in  rebus  spiritualibus 
et  n^otiis  Ecciesiasticis  prorsus  libera  erit ; 

t)  CoUatis  cum  R^gia  Mäjestate,  praesertlm  pro  convenientl 
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redituum  assignaUone ,  consUHs,  ParocUas  erlgere,  dlifM 
vel  unire ;  a 

g)  Praescribere  vel  Indfcare  preces  publicas  aliafieiM 
opera ,  cum  id  bontim  Eccieslae  vel  Status  aut  Popiül  pMUH 
et  invIgUare,  ut  in  Ecciesiasttcis  ftincUoBibus,  praesertin  Wim 
in  MIsaa  et  in  administratioDe  Sacramentonim ,  Eccieslae  Wj 
mulae  in  lingua  Latina  usurpentur. 

ArttcutaM  MD. 

Quoties  Archiepiscopi  et  Eplscopi  llbros  aut  in  Regno 
pressos  aut  in  ILlud  introductos  Gubernio  indicabunt  qui  al 
fidei ,  lM>nis  moribus  aut  Ecclesiae  discipllnae  contrarium 
neant ,  Gubernium  curabit  ut  eorum  divulgatio  debito  modo 
pediatur. 

Mi^estas  Sua  prohibebit,  ne  Catholtca  Religio»  ejosque 
vel  Lflurgia  sivc  verbis,  sive  factis,  sive  scriptis  conti 
aut  Ecclesiarum  Antistttes  vel  Ministri  In  exercendo  niunere 
pro  custodlenda  praesertim  fidei  ac  morum  doctrina  et  disci) 
Eccieslae  impediantur.   Desiderans  praeterea  ut  debitus,  Ji 
divina  mandata,  sacris  Ministris  honor  servetur,  non  pal 
quidquam  fleri,  quod  dedecus  ipsis  afTerre,  aut  eos  in  conti 
adducere  possit,  imo  vero  Jubebit,  ut  in  quacumque 
ab  Omnibus  Regnl  Magistratibus  peculiari  reverentia  atque  h 
eorum  dignitati  debito  cum  ipsis  agatur. 
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Articnliui  ILW. 

Archiepiscopi  et  Episcoplcorum  coram  Regia  Mijestate  Jortl 
mentnm  fidelitatis  emtttent  sequentibus  verbis  expressura :        [ 

,,Ego  Juro  et  promitto  ad  Sancta  Dei  Evangelia  obedlentfrfl 
et  fldelitatem  Regiae  Majestati ;  item  promitto ,  me  nullam  coii^ 
municationem  habitunim,  nullique  consilio  inlerlUtunim,  nullfli^ 
que  suspectam  unionem  neque  intra,  neque  extra  conservatoitiirf 
quae  tranquUliati  publicae  noceat,  et  sl  tarn  in  Dioecesi  wm, 
quam  alibl  noverim  aliquid  in  Status  damnum  traclari ,  M?)esbi 
Suae  manireslabo.  ^ 


669 


Per  praesentcm  Conventlonem  Le^es ,  Ordinationes  et  Da- 
ta in  Bavaria  huc  usqiie  lata ,  in  quantum  Uli  adversantur, 
ogala  habeimntur. 

Caetera  quae  ad  rea  et  personas  Ecclesiasticas  spectant,  quo- 
I  nulla  in  his  Articulis  expressa  facta  est  mentio ,  dirigentor 
lia  et  administrabuntur  Juxla  doctrinam  Eccleftlae,  ejuaque 
latem  et  approliatam  disciplinam.  Si  vero  in  posterum  super- 
ierii  difflcultas,  Sanctttas  Sua  et  Regia  Majestas  secum  con- 
Ire  et  rem  amice  componere  sibi  reservant. 

AvtlenlH»  JLWWn. 

Ctraque  Contrahentium  pars  spondet ,  Se ,  Sucressoresque 
(Ds  omnia ,  de  quilius  in  liis  Articulis  utrinqiie  convcntuin  est, 
Kle  servaturos ,  et  a  Majestate  Regia  praesens  Conventio  Lex 
füxjiS  declarabitur. 

Praeterea  M^vi^^^tas  Sua  Regia  spondet,  nihil  unquam  Se, 
isoresque  Suos,  quavis  de  causa,  Articulis  hujus  Conven- 

ils  addituros ,  neque  in  iis  quidquam  imrautaturos,  vel  eosdem 

iraturos  esse  absque  Sedis  Apostolicae  auctoritate  et  co- 
ieraUoDe. 

RattflcatioDuni  huJusConventionis  traditio  flet  intra  quadra- 
Itta  dies  ab  ejusdem  dato ,  aut  citlus ,  si  fleri  poterit. 

Datum  Romae,  die  5.  Junü  anni  1817. 

I 

Hercules,  Cardinalls  Casimirus  H  a  e  f  f  e  1  i  n , 

'  CoDsalvi.  Ep.  Chersonensis. 

I 

fl)  D(e  Aufnahme  üer  neueren  Concordate  (rf.  Ä.  der  di^ 
f^ütischen  Urkunden,  welche  die  Verhandlungen  zwischen  Kirche 
^  Staat  f  und  die  daraus  hervorgegangenen  Bestimmungen  Hber 
^  ^jenseitigen  Verhältnisse  in  sich  begreijbn)  der  verschiedenen 
^^utschen  Bundesstaaten  erschien,  Falls  sie  nicht  einem 
^f^angerorbehalten  bleiben  sollte,  an  dieser  Stelle  am  passendsten. 
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Ueber  die  Goncoriffte  ««gl  der  gründliche  ond  aafgekiirte 
Canonisl  Brendel:  „B^ld  ist  in  diesen  diplomaUscben  Urinndeo 
von  der  Schutzpflicht  der  Staatsmacht  in  Beziehung  auf  die  in  ihrem 
Bereiche  befindliche'' Kirche  die  Rede,  bald  handelt  es  sich  von  da- 
Theilnahme  an  der  Kirchengesetzgebong  dnrch  Aossehreiben  von 
Goncilieu ,  durch  Bekanntmachung  und  Bestätigung  ihrer  Bescblnssc, 
als  auch  überhaupt  der  ausserhalb  des  Staatsgebietes  befindlichen  Kir- 
ehenobrigkeit.  Hierbei  sind  insbesondere  die  sogenannten  Literae 
piaciti  testimoniales,  Vi  dimus,  zuzahlen.  Oft  ist  von  strei- 
Ugen  Verhältnissen  und  Ansprüchen  die  Rede,  wovon  Lelbnitz, 
Dumont,  die  Briefe  Gregorys  nnd  Innocenz  III.  Belege  enthal- 
ten/^ —  M^^  zeichnen  hier  vorzugsweise  in  diplomaÜscberHinsidit 
die  Goncordate  aus.  Längst  war  der  Ausdruck  Traclatus  et 
Goncordia  gebräuchlich,  als  man  endlich  unter  dem  Worte  Gon- 
cordat  insbesondere  eine  Vereinbarung,  eine  gütliche  Ausgleichung 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  zu  verstehen  anfing.  Die  vertragen- 
den Theile  sind  die  Kirchenobern ,  und  unter  diesen  wieder  vorzüg- 
lich der  Papst,  und  die  Staatsoberhäupter.  Der  Styl  ond  die 
Form  richten  sich  nach  dem  Zeilalter  und  dem  Geiste  der  bestehenden 
Verhältnisse."  ^ 

Vergl:  £.  Münch,  vollständige  Sammlung  aller  älteren  nnd 
neuem  Konkordate,  nebst  einer  Geschichte  ihres  Entstehens  und  ihrer 
Schicksale  (II  Thle.,  Ldpzig,  1830,  1831,  8.)  Tbl.  I,  Einleitung, 
S.  7  u.  f. 

„Die  Goncordate  (meint  Münch  a.  a.  0.)  können  weder  als 
völkerrechtliche  (?),  noch  als  privatrechtliche  Verträge 
angesehen  werden;  —  nicht  als  völkerrechtliche:  da  der  PapsU 
als  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  und  ausserhalb  seines  welt- 
lichen Staates,  nicht  als  gleicher  Souverän  zu  einem  bestehenden 
selbstherrlichen  Staate  betrachtet  werden  kann,  und  seine  SteUnng; 
als  Fürst  des  Kirchenstaates  hier  keinen  Einfluss  übt;  —  nicht  als 
privatrechtliehe:  da  sie  keineswegs  von  Privaten  eii^^egangeii 
werden  im  Sinne  einer  Privatbetheiligung,  sondern  einer  Seits  vod 
der  Staatsgewalt  aus  Rücksicht  auf  das  allgemeine  und  besondere 
Kirchenwohl ,  nicht  mit  den  einzelnen  Kirchengliedern  anderer  Sdts, 
sondern  mit  dem  Kirchenoberhaupte.^* 

„Man  hat  über  die  Grundsätze,  von  welchen  bei  Abschluss 
jedes  Goncordats  ausgegangen  werden  sollte,  vielfach  bin  und  ber- 
gestritten;  die  vorhandenen  geschichtlichen  Erfahrungen  sind  bei- 
nahe mit  den  meisten  dieser  Grundsätze  in  grellem  Widerstreit.   Es 
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;le  sieh  oft  nni  es  fhmft  »ich  noch  heate  zu  Tage :  ob  Goncordate 
bBurnoihwendigseyeiiT  Wenn  manches  in  einer  verworrenen, 
ieeht,  Freiheit  und  Callnr  erst  aufringenden  Zeit,  durch  den  Drang 
ünistinde  nnd  zn  Abwendung  von  noch  Scblimnierem  geboten 
r  entschuldigt  werden  konnte,  ist  es  auch  jetzt  noch  nothwendig, 
iKeb,  entschuldbar?'^ 

,.Ein  Goncordat,  welches  die  höchsten  Interessen  der  Religion 
ides  Staates  zugleich  berührt,  sollte  Alles  in  sich  verschliessen, 
^dle  Rücksicht  der  Schonung  dieser  Interessen  gebietet,  u.  s.  w/' 
fcrgl.  auch:  de  Pradt  (ehemals  Erzbischof  von  Mecheln),  snite 

des  quatre  Goncordats,  Tom.  I. ,.  p.  279. 
bL.  Klö'ber,  droit  des  gens,  §.  31. 
k  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teotschen  Bundes  u.  s.  w. 

(4.  Aufl.  1840)  S.  58,  7S2  n.  f.  774  n.  f. 
#)  Vergl:  E.  Manch  a.  a.  0.  Thl.  II,  S.  161  u.  f.,  131  u.  f. 
Ebendaselbst:  Urkunden  über  die  Aufrichtung  des 
jiMslhums  Regensburg  und  seines  Kapitels,  1805  und 
k: 

>  1)  D6claratf  on  de  S.  A.  Monseigneur  TEIecteur  Archi- 

chanceliier  de  PEmpire  Germanique,  k  Sa  Majest^ 

TEmperenr  des  Fran^ais,  —  S.  210,  211; 

2)  Vorschlag  zur  Errichtung  des  Metropolitan-Ka- 

I      pitels  zu  Regensburg,  eingereicht  an  Papst  Pius  VII., 

-S.  211,212; 
I  3)  Päpstliche  Bulle  zur  Aufrichtung  des  Regensbur- 
ger Erzblsthums,  —  S.  212—217. 
4)  Aufrichtung  der  Dotation  des  ehemaligen  Regen s- 
bnrger  Gathedral-,  nunmehrigen  Theils  des  Me- 
tropolitan-Kapitels,  —  S.  216,  217. 
^Bestimmungen    der  Baierischen    Verfassungs-Ur- 
iflde  über  kirchliche  Gegenstände,  —   ebendaselbst, 
^,227. 

Beilage  II  zu  Tit.  IV  §.  9  der  Baierischen  Verfas- 
ngs-Urknnde:  Edfct  über  die  äusseren  Rechtsver- 
Utnisse  des  Königreichs  Baiern,  in  Beziehung  auf 
tligion  und  kirchliche  Gesellschaften,  -^  ebenda- 
>lb»l,  S.  227—242. 

Anhang  zu  dem  lOSlen  §.  des  Ediktes  über  die  äuss e- 
^>t|  Rechtsverhältnisse  der  Einwohner  des  Könlg- 
(IchsBaiern,    in  Beziehung   auf  Religion  und  kirch- 
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liehe  Gesell  Schäften,!  B  derBeilagrell  zb  deaiTilelIV§.9 
der  Verfassungs-Urkande  des  Königreichs,  —  Nr.  H« 
Ediktüber  die  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten 
der  protestantischen  Gesammt- Gemeinde  in  den 
Königreiche,  ^  ebendaselbst,  S.  243^249. 
J.  L.  Kl  über  9  öffentliches  Recht  des  Tevtschen  Bandes  a.  s.  w, 
(4.  Anfl.  1840)  S.  755—757. 


Das  zu  Rom  am  5.  Jani  1817  abgeschlossene,  von  dem  Könige 
von  Baiern  am  24.  Oktober,  von  dem  Papste  am  24.  Novenbo* 
desselben  Jahres  ratificirte  Goncordat  befindet  sidi  anch  bd 
der  Baierischen  Verfassungs-Urkunde  von  1818,  als  An- 
h<ing  zu  Beilage  2.  Durch  eine  Bekanntmachung  vom  15.  Sep- 
tember 1821  erklärte  der  König  von  Baiem  gedachtes  Coocordat  i&r 
vollziehbar  und  üir  ein  Staatsgesetz. 


S.  auch:  Conventio  inter  Pium  VII.,  summum  ponüficen 

et  roayestatem  suam  Maximilianum  Josephum,  Bavariae regem, 

nee  non  bullae  Pii  VII.  ac  Leonis  p.  p.  de  constituenda  re  sacra 

in   terris  Borussicis  Hannoveranisque.    Gotting.    1826,  8. 

Anhang  zu : 

G.  V.  Wiese,  Grundsätze  des  gemeinen  in  Deutschland  üblichen 

Kirchenrechts.    Fünfte  vermehrte  und  verbesserte  Ausgabe, 

nach  des  Verfassers  Tode  herausgegeben  von  W.  T.  Kraut 

Göttingen,  1826,  8. 

Französische  Debersetznng  im:  Journal  de  Francs 

fort  1817,  Nr. ^342  („Les  lettres  confirmatoires  du  Pape  et  edles 

par  laquelles  il  accorde  au  Roi  de  Bavi^re  un  Indulte  pour  la  noau- 

nation  k  deux  arch6v6ch^  et  six  6v^ch^  en  Bavi^re  sont  dat^esde 

Rome  apud    S.  Mariam  Majorem,   anno  Incamatlonis   Domiincae 

Millesimo  Octingentesimo  Decimo  Septimo  pridie  Idus  Novembris, 

Pontificatus  nostri  anno  decimo  Octavo.^'  —  „Rome  de  rimprimerie 

de  la  Chambre  Apostolique,  1817,  fol.^^) 

J.  L.  Klüber,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen 
des  Wiener  Congresses  u.  s.  w.  S.  404,  407,  397—503. 
de  Härtens,  recueil  etc.  Suppl^m.  Tom.  VII,  p.  106. 
K.  F.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirchenrechts  der  evangelischen 
und  der  katholischen  Religionspartei  in  Deutachland  (Beriin, 
1823,  2  Bde.  8.)  Bd.  II,  S.  «Of. 
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SiactkriMi  Ihmkd  BMtri  Pii  Papae  Septinii  Alloentio 
U  in  CouistiHrio  secreto  d.  15.  Nov.  1817;  iton  CoBYeniio 
r  SuMsütalcBi  Saam  et  SereniMiiMaa  Begen  Bavariae  inita* 
Me,  1817,  8. 

Uebereinkanft  zwischen  Sr.  Heiliglceit  Pins  VII.  und  Sr. 
tität  Yon  Baiern.  Aus  dem  Lateinischen,  mit  Anmerkungen. 
nkfiirt,  1818.  8. 

Bemerkangen  über  das  Baierisebe  Concordal,  ven- 
ien  mit  dem  neuen  Französischen  und  dem  früheren  Baierischen 
Iwarf)  von  1807.  1808.  8. 

\L  Müller,  Prenssen  and  Balem  im  Coaeordate  mit  Ron. 
Htadta.  d.  O.  1824,8. 

f  Historische  Uebersicht  des  Verhältnisses  der  katholischen 
|ke in  den  Baierisclien  Staaten  zu  der  Staatsregierung,  in: 

Sehunck's  Staatsrecht  des  Könfgreichea  Baiem,   Thl.  I, 

S.  857  n.  f. 


m. 


43 


r.TJi 


■  ■    1 

!•       lil 


'H.l  I       /,    •  ' 


■».  '-M    Mtiui'   -in  1  i'.'C 


:.''.    «..  • 


<     .  .   iJ     .11/    '  li  '    i     'i  I 


i.ll 


.1 


:    /'  1    ■:  *i/ 


I.". 


cw:. 


i  /' 


BtlU'PanaH«,  coieeneis  «^diiati^iett  Set* 
clesiasticae  dätliolicae  m' reg^öni^s  d( 
H«gis  l^ortfftoram  MbdHia,  Hk  4atui  RtA| 

die  16.  JqIü  1821.  *) 
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.,1        Piuft  £p:iscopu6»  Servus  Servocum  1>( 
Ad  Perpetuam  Rei  Memoriain. 

De  salute  animarum,  deque  Calholtcae  Reiigioois  inci 
pro  Apostolicae  servftutis  officio  impense  soUicUi  curas  N( 
coDtinuo  intendimus  ad  ea  oronia,  qaae  ChrisU  fidelium  S| 
regimini  procurando  magis  apta^  et  utilia  comparare  posse 
noscamus.  Hoc  sane  consiifo  Jamdiu  cogitatfones  Nostras 
clpue  intendfroiis  In  regiones  illas,  quae  actu  Doroinatui  si 
Serenissimi  Principis  Friderici  Guileimi,  Borussonioi 
gis,  ut  iliius  intercedente  ope,  ac  liberalitate  rem  sacram  ü 
meliori,  qua  fleri  posset  methodo  componere  valeamus. 

Probe  siquidem  Nobis  ante  oculos  versabatur  praesens 
gionum  illanim  ratio,  nee  unquam  depiorare  cessaveramus 
gentta  damna  pronata  ex  praeteriUs  rerum  perUirbationibus, 
florentissimas  olim,atque  ditissimasGermaniaeEcclesias  avi 
quo  praestabant,  splendore  dejectas,  ac  bonorum  praesldio 
llatas,  ad  miserrimum  redegerant  statum,  ex  quo  summa  fi 
thollcam  Religlonem,  et  in  Cathoiicos  ipsos  pemicies  prooMii 

Cumque  lemporum  conditio  mfnime  pateretur  indytae 
nis  Germanicjie  Ecciesias  ad  splendtdum  antiquum  statum 
cere  revocatas,  omne  Studium  diiigentiamque  adhibuimus,  ut 
malis  ea  saltem  pararemus  remedia,  quae  ad  conservandiD 
in  reglonibus  Catholicam  fldem,  et  ad  animarum  Christi  Adel 
salutem  procurandam  inprimis  necessaria,  et  opportuna 
videantur. 
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Hifjos  modl  «Ute»  votis  Mostris  mirlflc^iitafmidavM  l«u^ 
teius  BoruMorornfte^  cutius  yropena«»  «dmodimi  iaTeotOfu«,  ^t 
grato  animoproseqabBttrvoliMtoteminCaUtolico«  magfui  numor^, 
slM  sutidlto3,  preesertim  ex  filMtributa  gnmdi;  parl^  FiWio(4in 
rom  ad  Ri^um,:lta  utov^ta  .^ojtQiif  Jauatololkifliiq  i^^U^d  ^mr 
pMere»  ac  pro  Looorum  positione^  AtQue  Incolaru«  caauMdU^ 
naviiia  in  fiorussU«  Aegoo  £6«l€starum.  StaUim^  et  Dioey^^liW 
UiDites  ounc  coiBtitaere^walogul/sisQue  deiade  Sed^B»  ubi  de^ciaot^ 
propriis,  digois,  ei  idooei«  Pa^ioribu»  doaare  v«lea«iU8. 

Pro  expressis  igitur,  ac  de  Veri|»o  ad  Verlium  iosertis  ha- 
benies,  omolbu^  iis^  quae  respicimit  ionm  dicenda^»  veLfiopl^taT 
niiD,  et  Capituloruw,  eorumque  pecuHaciuia  aulerlomm  J^vuriuip« 
ac  praeragaUvaruiD  eKtinotioo^Bi»  aut  iouny:^Uoiiem  ^e^r^rdi- 
natiooem  ac  respecüvarum  Dioißcesium  dismemtoationem .  seu 
oovain  applicationem ,  nee  aon  cujuscup^(up  praecedentia  Ju^l? 
metropolitici  aonullationem,  et  Insuper  quorumcumque  Interesse 
babentium  consensui  plenarie  supplentes  ex  certa  scientia^  et  ma- 
tura  deliberatione  Nostris,  deque  ApostoUcae  potestatis  plenitu- 
dioe,  praevia  ex  nunc  omnimoda  läuppresslone,  extinctione,  et 
annullatione  vacantisEpiscopallsSedis  Aqulsgranensls,  cum  illlus 
Catiiedrali  Capilulo  ad  statum  simpltclä  CoUegfataeut  fnfra  re- 
ducendo,  atque  alterius  Episcopalis  Ecciesiae,  et  Capituli  €atlfe- 
dralis  Corbejensls,  nee  non  Monaslerli  Abbatiae  nutacupatt  Neo^ 
cellensts,  vulgo  Neuenzeil,  ex  nunc  Itemque  alterius  Monasterli 
Abbatiae  pariter  nuncupatt  Olivensls  ex  nunc  pro  tünc,  quando 
sciHcet  ex  Persona  Venerabilis  Fratrls  Joseptal  de  Hohenzollern 
Epfscopi  Warmiensls  modern!  Abbatis  OUvensis  quomodocumqiie 
vacaverit ;  ut  communia  quoque  Germanorum  vota  Regiis  etiam 
aucta  commendationibus  benigno  favore  prosequamvr,  adOmnl«^ 
potentis  Del  glorlam ,  et  ad  honorem  Beati  Petri  ApostoloruiD 
Principis  Colonlensem  Ecdesiam,  Jam  antea  inter  Germanlae  8ed<« 
oatli  antiquitate  ac  splendore  secundam,  sub  Invocalione  laudati 
Principis  Apostdoruro  ad  MetropoHtanae  Ecciesiae  gradtun  re^ 
slituimus,  ac  in  iUo  perpetuo  constäueadam  esse  deceraimus,  e^ 
demque  Metropoiitanae  suffraganeas  assignamus  Episcopales  £c* 
clesicas  Trevirensem,  Monasteriensem^  atque  Paderbomensem. 

Episcopalem  parlier  Ecelealam  Posnanieosein  sub  Invocatione 
SaoetoraiD  Petri  et  Pauli  Apostolorum  ad  Sedis  Metropoiitanae 
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gra^um  extollliM&,  ae  conaUlulnias ,  «Miefliqtte  alM 
eptscopall  Ecciesiae  Gnesoensi  siik  iQVocaUone  Sanctt 
per  dfmtssioiieiD  VenerablUs  Fralris  [gmHi  RaezIoskS 
ilHus  Archiepiacopl  in  manibus  Nostris  Itbere  foclam,  et 
admissam  ad  praesens  vacanti^  aeque  principaliter  perpelaiJ 
mns,  et  aggregamusy  ac  Venerablll  Fratri  Tlmotheo 
moderno  Episcopo  Posnaniensi  curam,  r^men  ei  admiBlj 
nem  fpsias  Eccleslae  Gnesnensis  plenarie  commltUmiis, 
que  ArchieplscopaiQ  Gnesnensem,  ac  Posnanienaem  oonstll 
et  deputamus,  ac  Episcopum  Gnesnensem,  ac  Pwni 
semper  esse,  et  appellari  mandamus,  ejusque  Jure  Melre] 
Bpisct^lem  Ecclesiam  Culmensem  Suffhiganeam  assl 

Episcopales  vero  Ecclesias  Wratlslaviensem^  ac  Ws 
sem  huic  Sanctae  Sedi  perpetuo  immediate  subjectas  esse,  ac 
manere  debere  declaramus. 

Singulis  autem  Archiepiscopis  et  Episcopis  omnia  et 
Jura,  praeminentias ,  praerogatlvas ,  ac  privilegia  alils 
Partium  Archiepiscopis  et  Episcopis  legitime  competentia 
mus  et  conOrmamus. 

Quod  spectat  Capitulum  Metropolitanae  Eccleslae  Col< 
sis,  in  eo  Duas  erigimus  Dignitates,  Praeposituram  vidi 
quae  Mi^or  erit  post  Pontiflcalem,  ac  Decanatum  secimdami^ 
cem  Canonicatus  Numerarios,  et  quatuor  Canonicatus  Hi 
rios^  ac  praeterea,  octo  Vicarias,  seu  Praebendatus. 

Archlepiscopalis  Eccleslae  Gnesnensis  Capitulum 
inposterum  ex  unica  dumtaxat  Praepositi  Dignitate,  et  ex  ni 
sex  Canonicatuum ,  alterius  vero  Posnaniensls  Archiepij 
EcGiesiae  Capitulum  efformabunt  duo  Dignitates,  Praepositi 
oet,  ac  Decani,  octo  Canonicatus  Numerarii,  et  alii  quatuor 
nanicatus  Uonorarii,  nee  non  octo  Vicariae  seu  Praebendatus. 

Cathedralium  Eccleslanim  Trevirensis,  atque  Padei 
respecUvum  Capitulum  constabit  ex  Duabiis  DigoltaUbos, 
nempe  Praepositi,  ac  altera  Decani,  ex  octo  CanoidcaUbus 
merarfis,  et  quatuor  Canonicatibus.  Honorariis,  atque  e  sex 
carits,  seu  PraebendaUs. 

In  Cathedrali  Eeclesia  Monasteriensi  Capttolum  coDs(ttoeat| 
bfnae  Dignitates,  Major  nempe  Praepositurae,  ac  secunda  De# 
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iMtw,  oolo  Ganonlettlua  Nttinerarltt  qeatuor  Hononirii  Canonl- 
eaiBS,  el  oeto  Vicariae,  seu  Praebendabis. 

Calmensta  Catbedratia  Eecleaiae  Caplliduin  conataMt  ex 
liiote  OifpiUaUbus,  Praepostturae  vMeUcet,  ac  DecanaUis,  ex  octo 
Canoolealibus  Numerariia,  ex  qiiatiior  Honoraflia  Canonicatibus, 
et  e  aex  Vlcailis,  seu  Praefeeodaiis. 

Cathedralis  Ecelealae  Wratislawienaia  CapUulum  eflbroia- 
bUDi  duo  digDilates,  uoa  vldelicel  Praepositarae,  et  attera  Deca* 
flatus,  deoem  CaaoDicatas  Numerarii  f  uoru«  primua  Scholaallci 
Praebendam  adnexam  babebli,  sex  Caaonicatus  Hooorartf,  atque 
oelo  Vicariae,  seu  PraebeodaUis. 

Demum  quod  attiaet  ad  Episcopatero  Ecclesiam  Warmief»- 
aeoi,  illitts  Cathedrale  Capitulttm  in  eo  quo  oune  reperittir  statu 
consistet;  reservata  taraea  NoMs,  ac  Romanis  PcMittBcibus 
Successoilbus  Nostris  facultate  Capitulum  ipsuui  ad  aliaruai  ta 
Regno  Borussico  existentium  Eccieslarum  ttormam  ünposlerum 
oanformandl. 

Porro  tu  qualibet  ex  antedictts  EoclesHs  tam  ~ Archlepisei^ 
palibus  quam  Episcopalibus  ABtoiaurum  Parocbianarum  cura  ha- 
bitualts  resideblt  penes  Capitulum,  actualfs  ver»  ab  udo  e  Capir 
tulartbas  ad  boc  expresse  designando,  et  praevfo  examine  ad 
formaia  sacrorum  Canoaum  ab  ordinarlo  apprübando  cum  Vica- 
rioniffl  auxilio  exereebitiir;  acAn  uooquoque  ex  iisdem  CapItuUs 
doo  ab  ordinario  staMltter  deputandl  eruni  idonei  Canonici,  a 
quonim  uno  Poenttentiarii ,  ab  altero  vero  sacram  seripturatn 
slaUs  dlebus  Populo  exponendo  Theologi  respecilve  mun^ra 
lldeUter  adlmpleantur. 

Singulis  pFofecto  ex  piiniodietorum  Capitulorum  Canoaids 
HonwarUs ,  quos  ad  personaleii  residentem  et  ad  Servitiun 
Cbori  minlme  obligatos  esse  declaramus,  Mem  eum  Residentibns 
Canonicis  adttus  ad  Chorura  et  ad  ceteras  Eociealasticas  Functio- 
MS  patebit;  Nosquead  majus  praedictarum  Ecelesiarum  decus, 
ae  s^endorem  omnibus  antedlctis  DignitaUbus ,  et  Canonicis 
Indttltum  utendi  iisdem  I^igniis,  quibus  antea  fhiebantur,  ex- 
presse conflrmamus,  et  quatenus  opus  Sit  de  novo  concedlaius, 
et  dargimur. 

Cuiiibet  simiiitcar  ex  suiHradtctis  CapItuUs  Cattednlibus 
nunc,  et  pro  tempore  existenttbus/ut  ipai  capttulariter  congregati 
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epfscopalium,  et  Episcc^itiim  BodeAlarum,  imhiinvie^ 
ifdi^M tervltioiiiec  mvt  rerotn,  ac  Juiiun  tan  spirll 

anerbnuiue  iis  redpeolive'  ffteumbentium  supportatloiie , 
tlonum  quotidianarum,  et  alioniifi qMrumcunque  enoloi 
«xactione,  ac  divfsfone,  et  paenanim  IneurreDdaruro  a 
«ssefilHms  Dlrinfs  OfflcMs^  iäcursu,  eingvlorum  pi 
iaUsentlts  liatandM,  eaerenontl^,  ae  HtiiioB  servandis,  et 
alif 8  rebus  efrda  präemissa  neoessariis^  et  opportmrts  qua< 
Statuta,  Ordinationes ,  Capitula,  etDecreta,  Itctlataiineii, 
liooesta,  etSacils  Canooftous^  ConstltuUonibus  Apostoüdij 
ereifsqueConeilltTrideatini  minfme  adversantla  sub  pi 
1iispec(ikHi6  ei  approbatlooe  reäpectiToram  Archtepii 
EpteooporuRi  eitere^  alque  edita  dedarare,  et  interprelart^ 
meltorem  fbrmain  redigere,  et  reformare,  seo  alia  de  doto, 
lis  ad  quos  spectat,  et  pro  tempore  spectabit  inviolablllter 
yaiida,  sab  poeiiis'ln  contrafacieates  statuendis  pariler 
at^iie'  edere  Hbere ,  ac  Kcite  valeaat ,  ftcultatem  perpetoo 
dteitts,  eü  iDit^ertiniaf . 

Dfg^ttateiB  CaooMcorum^  et  Vicariorutn,   seu  Pj 
toräln  Jiamem  täoi  In  mblaropolitanls ,  qmm  in  Cathedra! 
fiOf  ra  p^aefinltb,  ad  ea  tarn  pro  hae  prima  vfce^  quam  pro 
4einp(irlbtts  dooipdnenda  statulmus,   i^  in^steniiB 
INgnItates,  et  Ganonlcaius  asiseqnendos  infrascriptts  oitiaMi 
4ebeat  reifnisitia ,  nempe ,  quod  msJoFes  sacros  onHnes 
peiit,  utllemque  Ecclesiae  operam  saltem  per  qntnqaennl 
vaverlt,  vel  In  Ahlmarnni  cura  «nenceoda,  aut*^  acUuvaada 
praestiterit,  vti  nieülogfae,:  aut  Sacramm  Csnonum 
extirerit,  vel  «ttcuhpie  iof  Regno  Borassieo  exIstenU  Bpl 
Dloeeesanae  MiBiätetratloßts  nlnniere  fnservieFit ,  vd 
Sacra  Theologla,  aut  in  Jure  Canenlco  Doctaratus  Laoram 
fdeili  ooas^uutos;  postrehaae  tarnen  hajnsoe  coiiditlonls 
eaC'juiUb^^paivlbHs^  eadsta  per  Deeennlama  DMa  pi 
ooBqMtandoni'in  suspeteUHDremaiiedtei '  Cujoscuaiqoe  toi» 
ditiODfs  ecclesiasticos  Viros  aequali  Jure  ad  Dtgnitates,  et 
B*e&tus  aMiDendbaJgBudere;  dbbate^decarniflius.  ItemqnesMiS 
ünamanv  in  MonaistiBrfenf,  M.attMn^  In  WiaiMavfeBSi  Catt^ 


|MiPimaiiei4)f«fereQdii«iM^p0A  m^  >ßt  4tteriiie«M|iiMimiiii^U 
üUbiM^ax  PnHtaMribua  lMvtf»ttatffa  ta.dktto.m»ecA^ 
ItotüHiB  «i^latairtiiiii);  <at«iM  iUt(srip9:4fc«nriteiiS'«  ta«:fiwf 
pm  ParocMaÜA  EeokHte9.S*nel«6  Hedwicis- Oyitalfe  B«f)ql|t 
plh  wviiii  ActtwtipD.  oMwisMudmii  fieatarifaUoiuik  io.  Omi^ 
^Gcwl  pMiteoHNurfe  »xtsteate»  iqter.HowimiM  CaaonteM 
|Hdiirt«MU  CaUMralis  GapitttlliqaSf  e#Hrta^i09  ^liUi  «il  iMVi 
^  nmantiir  Jim,  loeMi^UlfMD^  Mque  OMUftBfa  tawifites,  Qlil 
IMujft  foijaflllvaaitoiiiMltePto  tinufuß  ifä^^  cemfdUit^Aig^ 
pHp.  Quilibat  auUuBiOK  cawoicia  HonofMüft io  uQUaiquMf 
m aotetfcUa. CapttuttaooQptaodua  aumaadn erit exooBMm 
cUpresby teronim  Animarum  curam  io  respectlva  Dioeceni.  lauf 
IMer axerßaolitiai.  ;.  .    .  .   i  I 

^iKiod  varo  MSmtAM  novam  Stvr«df  ctoiiimiGiil^lUfkffMit  Pia 
^rhaa  v\te  aa  qua  eiDpveaft  «sladUte  eM^iAaü  eon|p#a|t{ti^ 
p^  tarhinooitMiMto.lianim  LUenarun  Naamorplnt  ExataMlpri 
btatem  fadanua  ;  ut  In  luiaqua^ua  Bcoleaia;  tarn  Mgiiitaleii ,  A 
poaicattis ,  quam  Vfcartaa  >  peil  praobrndüttta  aeUi . tvawlieai 

taA  M<|iiaBduni  ftun^ruiD  ut  sufNra  dBai^afiual  fbplnf ae^  d#l4 
»tfgQia  ei  idooeiaBeckalastteia  Virfs  ex  ddegata  albi  apeoial 
tUca  faciiltate,  ac  bujua  aanotap  aedfs  mnWa^wutmlyMä 
HlUdun^al:,  «uldeDigMltatifaQs^etCanonicatlbua  ab  ipso 
üfii/eriat,  ApoatoHeaa  navae  Providonlavet  ConOrmiaUonta 
fQthi,9»;iiieiaea  ex  tuuo  pDoxIqiaa -i^  Dataria  Noalra  l«y- 
i  et  fkxpedira  fiiooite  Usntanturr  EtsI  eoniingalt ,  quodi  tu 
e«  J^leteepoltiania  1  val  CatbadraUbtialnBopysslae  Ra^no 
tentfbus  EccIesUs  Dignitates,  Canonici,  et  Vieaiil^  aeu  PfBC^ 
iaritimei  et  «aoMkia  lOitttuU  $ihm  viveo^a  neapootivuni 
taeiMn  aNoUa  m  aupra  praafbiiUiHi.eMddftot,  ppaedidua Em4 
Mor  AaostflUoiiai,  Yoeatia  aiidttiaque  inteteaae  babeniibiia ,  aiH 
V^iaatarias  Jurlum  fMicationea  ab  iUls,  vel  ab  llloruHi  aUquirt 
l*<»iitUandaa  jnem  conponat»  proviao  inaiMii  per  congvuas  vt 
■lltta^jreafiones,  Jam^a  SereDiaaJino  ftege  poUfadtaa  DimUlaiit 
^  Btt^Mtentalionl«  mi  ßi  abdieaUoiies  hujoatnodi  minline  ha- 
'^^>  vel  sitfaentaai  mUMrum  aan  atliot^t  ta  koo.eaau« 
M  Dumeruai  i«  aufratfota  Noatca  vdiapoaittoDe  itMlaliuii  mo^ 
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dmteS'BigiillMiiii;  CAmmlealaiiiii,  er  VteirMimi 
postfetio  Loco'Mepti  füerfiil,  M  t^iwi  Bcetesfas 
Gapituhires  tfuMeni,  ei  VicaMf  respective  essepefKeBt,: 
ei  praerogatttto  oücffs  competeotibus  Creeotar,  sui 
Im  In  ea  quanlftale  pereipfeDt,  fiia  fn  pmeieDS  gai 
(fiiando  BeneOcta  «^  tls  obleiiCa  qnocuiiMiue  mote  vaeavi 
€Mferri  mtninie  poterant ,  atque  ex  minc  pro  taue  so] 
exltncta  debeaDt  intelilgi  9  ad  lioc  ut  deinoeps  pn€flxBs 
nmnieriia  In  respedttyfs  Opitulls  ad  amussioi  obaerveCor. 
8i  in  alfqno  Capitolo  Canonici  mtnoribus  in  praeaeiittaniiii 
tiir  reddf iibus,  ({tiam  qut  ftituris  eenim  loco  aasignanlw» 
iaii  reddituuoi  augmentum  eonsequentor,  nisl  ab 
Apostolieo  slngiihitim  aioiilibus  ampHorlbQs  reddfUbi» 
nierint 

Futuro  autem  tempore,  ac  succeasivis  vicalionlbas  a 
et  RonanisPoDUflolbua  Successoribus  Noatria  PraeposltuiBi^ 
Mi^or  poat  Ponttficalem  Dignitas  in  supra  memoratis 
copallbiis,  et  Epiaoopalibus  Ecciesiis,  nee  non  in  ficcieaia 
granenai  in  Collegiaiam  ut  infhi  erfgenda ,  itenque  Can< 
inMenafbusiannarii,  Märiü,  Maji,  Julii,  Septembris,  ac 
bris  in  praelUtla  Eoeleaiis  vacantes  conferealur  queaMdoNNli 
Capilulo  Wratislaviensl  bactenud  Ihctunr  est:  quo  vero 
eanatua  in  praedictia  Metropolitanis ,  et  Catbedraltbus 
et  ad  Canonicatus  tarn  in  ipsis ,  quam  in  dicta  Aqafsgraneaii^ 
ciesia  in  Collegiatam  erigenda,  in  aliis  sex  mensibas  rac 
Arcbiepiscopis  et  Episcopis  respective  eonferenUir.    Vi( 
autem,  seuFraebendatus  in  praedictia  Ecclesiis  quocamque 
vacaverint  respectivorum  Archiepiacoporam  et  Epiaoopcms 
lationi  relioquimus. 

Rem  denlque  Geiwantae  gratissimam,  dmulque  pnelai 
Bonissiae  Regt  accepttssimam,  Nos  esse  fiictnros  Jadfcaales, 
elecUottum  jure  in  Transriienanis  Eociesüs  r^iento,  ae 
mato,  et  in  Cisrhenanis  cessato  fer  Apostolicas  Dfaposii 
arnii  miilesimi  octtogenteslmi  primt  nunc  in  ipsis  Cfa 
Dioeceaibus  praefati  Regia  TemporaU  Dominio  subjectis, 
Jus  electionis  redintegretur,  quoad  Capitiiki  Ecclesiamm  ad 
maniam  pertinentlum ,  nenpe  Colonlensia,  Trevtrensis,  Wi 
lavienafa,  Padertornensis  ^  UlMasterienrti,  deeeraiaiaa,  ac 


MI 

Vy  fBo4 1^  4iM«ttM|iie  nMene  vri  eiMMWtiMlIiie,  oec  non 
iMris,  et  fostttlattonls  dhUBrimlBe,  nobUltaUiifiie  nataUvm 
psitate  sublatto  Capttulls  praedleUs,  postquam  supradtcta  me- 
»  eoosUtuU  j  el  orüoata  erunt  nicultatem  iribuimus,  ut  tn 
Vlto  illamm  sedium  vacaUonibus  perAnUstitain  respectivorum 
p  exira  Romaoam  Curiam ,  vel  per  earum  sedtum  reslgna- 
ip,  el  abdicattooem  (excepto  tamea  praeaeotl  caau  vacatloDis 
fütmsis ,  ac  Trevlrensis  JEccleslaniin)  Infra  ooBSuetum  Trl- 
^  ^atiom  Dignitales,  ac  CaDooici  capUulariter  congrogali, 
jrvatts  CanoDicIs  regulls  novos  AoliBtites  es  Eccleslaätlda 
■SGuiBfue  virts  RegDl  Borussici  incolls,  digjiis  tamen,  et 
ii  CaooDicas  saacUones  idonels  servatis  servandia  ad  foroiani 
fNiun  CanoDum  eligere  possint.  Ad  hujusroodi  autem  Elec- 
fes  Jus'  sufflragU  habebunt  GanoDici ,  tarn  Numerarii ,  quam 
iRarii,  ne  exclusis  quidem  Ulis,  qui  ultra  Capltularlum  du- 

fc!n  bac  reordinatlone  praeflnltum ,  quoad  vixerint  In  Ipsis 
is  conservabuntur. 

Nikil  vero  la  Capltults  Eplscopallum  Eccieslarum  Warmlen- 
et  Culmensis,  nee  non  Archleplscopallum  Gnesnensis  et  Pos- 
isis invlcem  perpeluo  uoltarum,   Innovantes  mandamua 
;at  ut  Gnesnenses ,  et  Posnanlenses  Capltulares  ad  Arobl- 
ipi  electlonem  conJuncUm  debeans  procedere.  Quod  autem 
i  vacantem  Episcopalem  Eccleslam  Wratislaviensem ,  spe- 
potestatem  foclmus,  quinque  actu  In  lila  exlstentibust 
iUtIbus ,  nempe  Praeposito ,  Decano ,  Arcbidiacono ,  Sobola- 
et  Custode ,  octo  Canonlcis  restdentlbus ,  et  sex  Canonicis 
»nirUs,  qui  nunc  ejus  Eccleslae  Capltulares  habentur,  ut  ad 
Episcopi  electlonem  Canonlcam  modo,  et  forma  praeroissls, 
lietiam  prima  vice  procedere  posslnt,  et  valeant. 

^  QoaetibetveroBieetloDttm  biUusmodilnstrumenta  in  authen- 
^fi^nta  exarata,  ad  Sanctam  Sedem  de  more  mlttentur,  a  qua 
'^tio  Canonlce  peracta  agnoscetur,  et  ex  processu  InqulsfUo- 
*  fehlte  a  Romaiio  Pontifice  in  slngulis  casibus  allcul  ex  Arrhi- 
^b,  vel  Episcopis  intra  fines  Regnl  Borussfci  existentlbus 
H^lU^do,  et  ad  formam  insnictlonis  Jussu  San.  Mem.  Urbanl 
^  Pnedeeessoris  Nostri  editae  dUigenter  exarando  de  elecif 
'^^te  coBsUterit ,  electiones  bujusmodi  a  Nobls,  et  Romania 
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AfösttiUcasiMi^c^^onfiriMlNinttfl     -i.  •  ;     *^ 

In  Slngufls  praeterea'  Ch'itatt^us ,  tarn'  ÄrchlcJiisciOtwiBhrf; 
quam  BpTscopalfbns ,  ün\im  cWröoröiri  Seminariuni ,  velcoöser- 
vandum^  vel  de  novo  quamprimum  etlgentltim  esse  statuimQS,ffi 
qt[o  !s  CtericoruTii  numerus  alt,  atque  ad  fbnnam  DecrfKrai 
Sacrl  Cöncllii  Tridentini  instftui,  ac  educari  debeal,  qui  rcspcdt 
vahim  Dtoeceslüm  amplftudlnf,  et  necessitatl  respondeat,  <(Cd<|M 
ab  Exeqiiutof e  praesentium  Literarum  congnie  enl  praefinIcodäW 
Archiepiscopl  tamen  Gnesnensis,  et  Posnaniensls  Judfdo,  d 
prudentlae  relinftiiinius ,  vel  Iri  utraque  Clvitate  pToprium,  «5 
dtstinctum,  vel  unum  tantum  in  Posnanlensl  Civitate,  qtila  arf 
plis  aedibus  constat,  pro  Clericis  ambanim  Dloeceslum  SemtnifS 
rium  constablllrc  prout  Eccleslanim  Ipsarum  utilitas  post«kr«ti 

Yolentes  nunc  praevia  dismembratione »  Separation^,  atqi| 
immutatione  nonnullorum  Locorum ,  et  Paraeclarum  a  prionik 
Ordinarionim  Jurisdictione  subtrahendarum  ad  effectum  illa,  l[ 
Utes  Dioecesibus  infrascriptis  noviter  aggregaodl ,  atque  i]icoipl|| 
randi ,  prout  magis  in  Domino  opportunum  vls^um  füerit ,  et  trm 
ÜB  etiam  Yenerabiübug  Fratribus  Nostrls  S.  R.  E.  CardinaliUil 
Cougregationi  de  Propaganda  Fide  Praqpositis  ad  novam  IMoec«| 
stufh  eir  cumscripttonem  procedere^  ud  slngularum  distinctis 
bus  quaestiones  oihnes  auferantur  drca  Spirf Uialis  Jorlsdi 
oxercitlum ,  eanim  Didtributionem ,  ac  Dlvisionem  de  AposM 
potestatis  plenitudtne  decerntimis}  i^raetcrtblmus^  et  coosütiü] 
Juxta  euni^  qui  seqUitur,  modum^  videlicet: 

Metropolitanae  Ecciesiae  Cploniensls  Dioecesis  efform* 
ex  Paraeciis  sexcentum  octoginta  sex  partim  in  sinistra, 
in  dextra  Rheni  ripa  positis.  Et  in  sinistra  quidem  comp! 
Paraecias  omaea  priAem  In  suppressa  ad  praeaeoa  A^uiSKraMril 
Dioecesi  contentas,  quae  ad  Provlnciaa  pertirieot  (M 
Dus86l4orphiiiaBi ,  et  AqulAgraneoaem »  aempe  ultro  F 
Civitotum  Coloniae  ^  et  Aqulspaai  Eceletfas  Gaotonaies  iw 
patas  ^  fiergbtiimerdorff  —  BoBsa,  vulgo  Bohd  •—  ftr»U  — 
peil  ^  Leobenieh  —  Lessenicb  --  Loevetfcli  ---  Meokenhctai 
Mttfist^elffel  --  Zolbiacum,  vulgo  Zülpicb  —  CrefeM  — 
^  Dormagen  — ElseD  ---Glt^biiGli  ~  Neuss  -^(JnltageD — V 
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Ml  ^  BirtMMM  *^iManM«niin,  vttl0<^  DUM»  ^  EtkAtm 
Bsohwefter  -^  GeffenAdrchcn  w*  Genriind  -^  Hetnslerg  -^  JulM4 
emn',  vttigo  JOUch  ^  lAniig  -^'MontJoM —  et  Nidd^CD  —  uoa 
rani  ea^um  EcdeslIft-siiectmatNMs,  et  adnexis^  qaae  in  AeiU 
nrovfnciia  üitra  Bornssict  rdgHl  Ums  modo  inveiiiuntur,  a  Oni 
iMHiUiHis  M^ung^ndo  iFaraeokis  sueedrsales,  et  adoexas  extra 
Regnum  positas,  ei  viee  versa  auecunsales,  et  adneMs  ppldem 
peodentes  a  CantoflaMbus  imUts  extra*  R^um  aggregaiMo  Ca»* 
looalMm  in  Regao  leKlatentHNis.  C(Hn|leol^l»r  praetevea  Gait-» 
lODalea  Eoeleslas  ad* Leodf enaeni'  JMoeoesIm  peMnentea,!  acf  teiib* 
pomiae  adninfalrattoni  modoni  Vicarli  Capltolarls  Aqülsgra^ 
nenald  al»  Apostolioa  Sede  oonoriadas  videlicet  Ecclesias  Caiito^ 
aales  nuncupatas  ^^  Grofieiiibuiig  ^  £ttpen  -^  Malmedy -***  Nle^ 
derkrücbten  — Schlelden  —  et  St*  Yith  —  una  cwi  earam  aue^ 
corsalllim  ^  suncupatia  ^  Afden  -^  AlfaHlorr  --  MeücstdH  ^ 
Roldve  —  Ubaeh  —  et  Weis  -^  modo  dependentes  a  Caatoiiali  -^ 
HerAraede  —  posita  extra  R^ntim  Borusslcnm.  Insuper  coiik: 
ptodeUir  novemdeclm  Provindae  Aqulsgranensis  ad  Trevirensem 
Dloeceaim  nsque  niiAe  perttnentea  Paraeclas  nuacupatas  ^  Allen- 
dorir  —  Blankenheim  ~  DoUendorff  —  Hollerath  --^  Lomraet^ 
d^rlT-- MandeiMd  ^Marmagen — Mühlbeim— Netteraheim*^ 
Refflteneheid  —  Rescheid  —RtgsdorfT— Rohr^-^Sebmilthelm  ^ 
ScbSnbei^  —  Stetnfeld  —  Tradopff  —  Ddelhofen  —  et  Wilden- 
burg  —  com  sots  adnexis  Bcoleaiis.  in  dextera  autem  Rheni 
ripa^  ProvtneffsqneColonitosl  Dusaddörphiana ,  et  Confluentfna 
Paraedas  complectetar  Regionum  —  JuUknsis  ~  Dusseldorphia- 
oae  —  Essensis  —  -et  Siegbvrgaisls  ^  cum  earum  sucicursall- 
bus,  et  adnexis  dei»ptis  iamenfFtoaecia— ^ROmershagen  ^^  Pailei^ 
boneMsl  Di oecesi  otlaDra  appHcanda, .  nee  non  Paraecits  ~  Ha^ 
ebenburg  —  et  Mbrienstadt  ^  nunciqialia ,  qoae  in  Ducatu  Nas- 
saviae  repertuntur. 

DIoecesis  Eptscopalts  Bcdesiae  Trevirensis,  ab  omitf  Metro^ 
polUioo  jure  Arehieplsoo|ri  Mechliniensis  subtractae,  ae  Metro- 
poHtaiiae  Goionienais  sucnraganeae  adsignatae,  constabit  tnfra 
R^gfii  Berussici  flnes  ex  Paraeeiis  Sexeentum  Triginta  quatuor, 
seiiieel  in  sinistra  Rheni  ripa,  ex  iis  omnibus,  quae  acUi  ad  illara 
IMoecesin  pertlneht,  et  provlnda  Trevirensi  eontinentur.  Tim 
vera  ex  ea  sup^dssae  nunc  Dioecesis  Aqni^ranensis  partey 


684 

quae  fa  Confluetttlüi  PfDvIiicIa  tMÜneMiir,  fUMicei  cMMe 
ifsa  Conflueatiae,  et  EoelMls  CantonaHhua  Iftmcupatto  —  Ade- 
nau —  AhrweUer  —  Andernach  —  Ba^pard  —  Caatellaoii  — 
Cocbem  —  Creuznacb  ^  Kayserseseh  —  Kirchberg  —  Kirn  — 
Lut2erath — Mayeo  -*•  Miinstermayreld  —  Niederzissen  —  Ober- 
wesei  —  Polch  —  Pfinderich  —  Remagen  —  RubenaGh  —  Sin- 
mern  —  Sob^nhelm  —  St,  Goar  —  Strombeig  —  Treias  —  UW 
»en^-Wanderath  —  etZdl  —  cum  suis  succnraalibus,  et  adnexb. 
Porro  autem  ex  centum  tdginta  diiabua  Parae<Aia  tnm  Cantonalt 
bii8,  tum  succursalibus,  cum  suis  adnexis,  quae  io  circamscrip- 
tiooe  Anni  milleslmt  (KäiageBte^imi  primi  dtoecesi  Metensl  ftoe- 
rant  attributae,  ac  deinde  lemporariae  administrationi  Vlearfi 
Capitularis  Trevirensis  ab  apostollca  sede  commissae.  In  dextra 
vero  Rheni  ripa  ex  cunctis  Ecelesiis  diiionis  Bonissicae,  qoae 
pridem  ad  ipsam  Trevirensem  Dioecesim  spectabant,  quaeqiie  per 
Gallicanaruro  Dioecesium  circumscriptionem  anno  millesiHM  oe- 
Ungentesirao  primo  a  Nobis  factam  ab  iUa  fUerant  dismembratae, 
ac  in  praesens  a  vicario  Apostolico  in  oppido  Ebrenbreitstein  re- 
sidente ad  Nostrum  beneplacitum  administrantur.  Tandem  vero 
extra  praedictum  Paraeciarum  sexcentum  triginta  quatuor  nume- 
mm,  Rognique  Borussici  flnes  cuncUs  Ulis ,  quae  in  Territorila 
Principum  Coburgensis,  Homburgensis ,  et  Oldenburgenais  in- 
veniuntur  Jam  ipst  Dioecesi  Trevirensi  pertinentibus. 

Dioecesim  Episcopalis  Monasterfensis  Eccle^ae  sufflraganeae 
Metropolitanae  Coloniensis  efformabunt  biscentum  octoginta  se^ 
tem  Paraeciae  intra  flnes  Regni  Borussici  sitae  et  alfae  quoque 
extra  ejusdem  Regni  flnes  in  eodem  Dioeoesano  Territorio  aela 
comprehensae,  de  quibus  in  aliud  tempus  dispoiieadt  Notais,  et 
Romanis  Pontiflcibus  succQssoribus  Nostrls  proul  opportuaim  In 
Domino  Judieabitur  facultatem  reservamus.  AdJungiraua  prae- 
terea  Regiones  nuncupatas  —  Rextinghausensem  —  SterlLratfeen- 
sem  —  et  Reesensem  —  prtdem  antiquae  Coloniensis  Dioeoesis, 
exelusa  tarnen  ab  bac  postrema  RegiMie  Paraecia  OeffetI  sob 
Temporali  Belgici  Regni  dominio  existente,  nee  non  ex  DIoeeesi 
Aquis  granensi  nunc  sun^ressa  Cantonaies  Bcciesias  aim^ipa- 
tas  —  Calcar  —  Cleve  —  Granenbui^  —  Dulken  —  Geldern  — 
Goch  —  Kempen  —  Meurs  —  Rheinb^  —  Wonkum  —  We- 
sel,  —  et  Xanten,  cum  suis  succursalibus »  et  adnesds ,  exce^ 
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Men  lis  Domtaio  Regis  B€lgar»iii  In  temporallbus  subjeclls. 
A4|ttngimus  insuper  Paraeciag  Auocupaias  —  £lten ,  ^  et  Em- 
Derlch  —  eum  sua  fltfali  taue  usque  sub  missiontbus  Hollandkls 
extaates,  itemque  Para«ciam  —  Damme —  quam  ab  Osnabrugenst 
Dioecesi  separamus,  et  Paraeclam  —  Oldenburgensem  —  quam 
sejongimos  a  Mlaslonibus  septemtrionalibus^  quaeque  pertinent 
ad  diUonem  Doda  Oldenburgeosls  **).  Deolque  moderno^  ac  pro 
tempore  existent!  Eplscopo  Monasteriensl  perpetuo  regendas ,  et 
adndnlstrandas  committimus  quinque  Paraecias  nuncupatas  — 
Brochterbeck  —  Ibbenbuhren  —  Mettingen  —  Recke  —  et  Hai- 
verde,  quae  sufflraganel  Osnabrugensis  Adroinistrationt  ad  Apo* 
ilolleae  sedls  beneplacitum  erant  commlssae. 

Paderbornensls  Episcopalis  Ecclesiae,  Coloniensis  Metro- 
fotttame  Sotn^ganeae,  Dioecesis  iisdem,  quibus  nunc  reperitur, 
maneblt  circumscripta  Hmitibus.  Ilii  praeterea  adjungimus  al- 
tenm  nunc  suppressam  Dioecesim  Corbejensem  cum  integre  suo 
TerrUorio  a  venerabiii  Fratre  Ferdinande  Episcopo  Monasteriensl 
admlnistratam ,  nee  oon  ex  Transrhenano  antiquae  Coloniensis 
Dioecesis  T^rrltorio  Decanatus  —  Mescbedensem  —  Altendor* 
oeosem  —  Brilonensem  —  Wormbacbensem — Medebachensem — 
et  Wettenscbeidensem  —  nuncupatos  cum  suis  ParocUalibus,  et 
PiHaHtas  Ecclesiis,  parfterque  Commissariatum  —  Häarensem,  — 
et  Paraedam  —  RSmershagen  --- ,  et  ulterius  —  Rittbergen- 
MD  — ,  et  WIedenbrQckettsem  —  Decanatus,  cum  suis  respec- 
tive  Parocbiailbus,  et  Pilialibus  Ecciesiis  ab  Osnabrugensi  DIoe- 
ce^  aeparandos,  nee  non  a  Dioeeesi  oUm  M(^ntina,  postea  Ra- 
tbboDensi  disjungendas  Paraecias  —  Siegen  —  et  Obernetphen 
—  nuneupatas,  Civttatem  Heiligenstadt  —  cum  suo  Decanalu,  et 
Decanatus  —  Beurensem  —  Bischofierodensem  —  Kircbworben- 
Mm — Rülstadtensem  —  Lengefeldensem  —  Neuendorfensem  — 
Nordhauseasem  —  Rüstenfeldfflsem  —  Wiesenfeldensem  —  cum 
80is  Parochlalibüs,  et  Flllalibus  Ecclesiis,  etCivItatem  Erftirti  -. 
cam  tribns  Paraectis  suburbanis,  atque  Paraecias  In  Territoilo 
Magni  Ducis  Saxoniae  Wimarensls  existentes,  nee  non  Parae- 
clam Eppensem  extra  Borussiae  Regnum  in  Principatu  Waldec- 
ceosi  ab  antiqua  Coloniensi  Dioecesi  segregandam,  et  deroum  a 
MissioBum  septeratrionatium  Vicariatu  Apostolico  separandas, 
ctaAiturls,  ac  pro  tempore  existentibus  PadertN>rnensibus  Epl- 
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sfiopi«  penwluo  aitaiiBi8ti>wda»  Paiao^iB— -  MtiktaMcni  —  ficill* 
cdt  in  Wetsphalla,  et  in  Provincia  Svwiiaa  -*  Adcnleiieft  *->- 
AUbaMensleben  —  AmmonslelieB  -7  Aseberslelien  •--  HadtiiMn. 
)ei)eD,  —  Eiselesias  SU.  Andi>eae^-  et  Sanctae  Caftharinae  Halber* 
atadii  —  Kameraieben  -^  HederskiieD  ~  flnyabunir.  —  Ma^te* 
burg  *—  Marienbeck  —  MarienatuU  —  Meyendoif  ^  Stendal — 
Halle  —  et  Burg.  —  Attentis  autem  ^^ndaeva  aetate,  ae  «gie- 
gtis  deEcclesia,-  et  de  CatboUca  Religione  mertUa,  Venenbilis 
Fratria  Francisci  Eganis  a  Fürstembei^,  praestanUaalnii  HUdeai- 
ensls,  ac  Paderbornenais  Praesulis ,  ac  Misaionum  septemtiteBa- 
Uum  Vicarii  Apostolici,  ne  ipsi  novae  adminiatratioBis  onus  ai* 
Juogatur  deceraimus,  et  mandamua  nibU  circa  talem  Antlatlteai 
In  pra^sena  esse  iODovandum »  sed  cuncta  in  eo ,  quo  nunc  re- 
periuntur,  statu  interea  relinquendo,  antedfa^am  Pad^boroMsfa 
Dioecesls  ampliationem  eo  dumtaxat  tempore  sutm  etfectaun 
sortiri  debere,  cum  Episcopali  sede  Paderiioroensi  de  laudatl  An* 
tistitis  Francisci  Egonls  Persona  <|Mniodocuinqiie  vacanti  n«nK 
fipiscopus  Apostoiieae  sedia  auctofltate  Inatltuetur.  Interea  Ycra 
orania  Loca,  et  Paraeeiae,  quae  a  Colontensi,  et  Osnaiuiignui 
Dioecesibus  ut  supra  diamenbrantur,  admlnistnitiooi  *  pecoUaili 
Vicarii  Apostolici  aNobis  crnnmittentur,  ut  Inibi  usque  ad  Padef^ 
boroensis  Epifcopalia  sedis  vaeatiooem,  ac  fUturi  novi  Epiacopf 
Institutionem,  exereeat  spiritualem  Juiiadicttonem :  atqiie  loMpcr 
alia  loca,  «t  Paraeciae  a  Didecesl  oHm  Mognntlna  poatea  Rafia- 
bonensi  diejuncta ,  et  ab  Epdscopo  pridem  Corbejensl,  oanc  Mo> 
nasteriensi  administratae  temporaneae  pari ter  Vicarii  Apostaüd 
Administrationi  tradentnr. 

Ar cbiepiscopalium  Gnesnensis  et  Posnaniensis  Invlcem  pcr- 
petua  aeque  priocipaliter  unitarum  Dioeceses  efformabunt  ea  ipsa 
loca,  quae  acta  in  üsdem  contineniur,  post  novissimamDioecesiBsi 
R^^i  Polonici  a  Nobis  peractaai  dreumacriptioneni^  exceptfg 
tameoDecanatibus  Scblochaviensi — Tucbelensi — et  CarmenoMi, 
Cuhneosl  IHoecesi  ut  InttH  adjieiendls ,  ac  praeterea  DecamlBs 
Kruszwicensis,  Junioladislaviensis,  et  GniewlLowensis  a  Dioeoeri 
Wladislaviensi  separandi^  qui  ad  praeams  a  Vicarlo  ApoaliAca 
Gedanenßi  admiotstrantup,  nee  non  Decanatus  Ostrsaezoweaais 
et  Kemporasi»  disijungendi  a  Dioecesi  Wratlslaviensi.  DivMa- 
nem  auten  et  aasigMUnneai  TerriUnil  Oleeeesani  pro  uaa,  et 
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iliera  moecart  «lattttaiwn  faifraiBoemlo  praegcnttom  Llterahm 
HxeitiliitoFl  iMngilndaiii : ^tpresfiteiObmmitlltnQs.' 

DioeeMs.'fitrt9eopeii8  E€id88iae  Ciitaleii8i$ ,  sufflraganeac 
AftMepi^(^i6nesQen4Sf«tPiMnanieii^s,consUMI  ex  Usceilliii 
40lD4co(bn  PariBciifl  pempe  cum  .mIs  respeoUv«  SUcetursaHbiw,  «A 
FiüalibuaiEoGlcpito  ex  Decadattbus  Lesseosi,  Rhedensi,  JVeuiBar^ 
kams  Loeiavieiuit .  Laotenburgidiisi»  Sirä^burgeost,  Gollubensi; 
llMiiinensiy  CuimeDd,  Ciilmaeensi  etOuroznensl  cum  Paraeda 
Bialatted  nuacupata:  quae  postremae  duo  oHm  Dioecesia  Pto- 
eeosis  a  sufSragaDeo  CulaiaMi  In  praesens  admidistranUir;  item- 
411«  ex  Decanatibtts  Gedanenai,  PuUigensi,  Mirohavtensl,  Dir- 
achavläiuä,  Stargardeaai,  Meewensl,  NeambsTgenst,  Sdiwelzensl; 
LaoenburgeosL,  Sctalochaviensi^  Tuchelehsi,  Camenenst,  et  For* 
dooensl;  qui  Deoanatus  piidem  Dioeeesis  Wladislaviensttf^  nune 
ab  antedielo  Vicarlo  AposloUco  Gedanensi  administrantur,  nee 
noB  ex  Territorlo  Monasierii  Abbatiae  nuncupatae  Olivensls  ut 
supra  suppressi  ex  nunc  pro  tunc  quando  ex  Persona  moderni 
AUMlia  qaomOdoc^mqUe  vacaverlt.  £t  quontam  expositum  Nobis 
IMt  a^B  Cahaüae  defieere  Dotnios  pro  Bpiseopi,  et  capttuH  deeestf 
habltatlone,  fiteultatam  tribtiimua  Apostollco  baniro  llterarum 
Exeqmitori,  ut  auditis  iiiteresse  habentibus,  ac  re  mature  per« 
penaa,  flrmo  remanente  Tiluto^  ac  denominatione  fipiscopatus 
Cutiiienato,  et  opportunis  assignatls  Ecctesiae  atque  aedibus,  re«- 
aidenUam  JBpiscopi,'  et  CapHuli  Culmenäa,  st  ita  In  Domino  ex- 
pe4ire  judfeavcrit,  PelpHnum  transrerre  libere,  ac  licite  possft^ 
el  valeat  prcfviso  inaimul  congruae  Cathedralts  Culmensis 
manuteoUoni. 

Wratialaviensis  Eptscopalis  Ecclesiae  huic  Apostalicae  Sedt 
temediate  sul^tae  Dioecesim  efformabit  actuaIe^)llUus  Terri- 
torlam>  exe^tls  dumtaxat  Decanatibus  Ostrzeszowensl^  Kemp- 
neosi  JMoeoesi  Posnanlensl  ut  supra  incorporatis,  at  fnsnper  De- 
caaatiis  Plessensis,  et  Bythomiensis  a  Cracoviensi  Dioecesi  dis- 
jHncti,  nee  non  sequentes  Paraeciae  in  Lusatia.  videiicet  Neo- 
e^ensis  Monasteril  Nullius  ut  supra  suppressi^  et  aliae  nuncu- 
patae —  Witttcbenau ,  Guntersdorf,  Hennersdorf,  PflsifTendorf, 
UUersdorf  ^).a  Decano  Coliegiatae  Ecclesiae  Sancti  Petri  Oppidi 
Budissinae  In  Lusatia  superieri,  bactenus  administratae:  quae 
omnes  inaimal  Intra  flnes  Borussiei  Regni  Paraeciae  ad  sex- 
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cefitum  viginii  untiis  numenmi  ascendeBl.  CoMennMt  ttm 
lllas,  quas  actu  habet  in  Auatrfca  Dittoae  Paneeias.  Fotmi 
praeterea ,  ac  pro  tempore  exfatenüs  WraüalavleMis  Episoopl 
AdmiDistraftioni  perpetuo  subjlcimus  aas,  <|iiae  aVicaiio^osMIoa 
Misaionum  septentrionalittin  ftieraBt  hueiisque  adarinlalntae  Fi- 
raeciae  in  QvitaUbua  Berolini,  Potsdamfi^  l^oiavlae,  Fraae* 
Airtl  ad  Vtadrum^  StetUni,  et  Stralsundlae,  quaeque  fmpostenM 
vi  subdelegationis  Episcopl  Wratialaviensia  a  supra  memonlfl 
Praeposito  Parochialis  Ecclesiae  sanctae  Hedwlgia  dictae  Clvt* 
tatis  Berolinensis  erunt  administrandae. 

Denique  Warmieosis  Episcopalis  Ecclesiae,  ApostoHcae  aedi 
pariter  immediate  sobjectae  Dioecesls  ex  proprio  actuali  Dioeeo> 
aano  Terrttorio  coDstablt,  atque  Insaper  ex  Decaoatibiis  —  F8r- 
stenwerdenai  —  Neateldiensl  —  MarlaeburipeDal  —  StooMBsf, 
et  Ghristbui^eosl  —  cum  suis  Ecdesslls  tarn  saocandibi», 
quam  Fllialibus  a  Diocesi  Culmeusi  disjungendis^  Ita  ut  tnt^gn 
Dloecesis  Centum  novemdedm  Paraecias  complectator. 

Praedictas  Itaque  Glvitates,  et  Bocleslas  Arcbteptsa^dea  d 
Episcopales^  Itemque  Paraecias  et  Loca  respectivis  Ecdeaüs  pra 
Dioecesl  attriibuta,  eorumque  Incolas  utriusque  Sexus  tarn  Giert- 
cos,  quam  Lalcos  ilsdem  Ecclesiis  eorumque  Praesidlbna  pra 
suis  respective  Givltate ,  Territorio ,  Dioecesl,  Glero  et  Papoto 
perpetuo  assignamus,  et  In  spirltuaUbus  omnimodo  subJtciBtts 
ad  hoc  ut  cuUibet  Antistiti  vel  Jam  promoto,  vel  In  fbtunim  Afo^ 
stoHca  auctoritate  promovendo  liceat  per  se  vd  per  aHos  eonm 
nomine  (postquam  tarnen  supra  m^aoratus  Jos^us  J^fseop« 
Warmiensis  praesentes  Llteras  debltae  executloni  mandavott, 
et  quoad  nonnuUas  dispositiones  nunc  pro  tunc  a  Noirfs  ftictas 
cum  tempus  pro  lUarum  executione  ut  supra  deflaltum  adveoertt) 
veram,  realem,  actualem  et  corporalem  possessionem  reglmlais, 
administraUonis,  et  omnimodo  Juris  Dioecesani,  et  Ordlnartl  in 
praedictis  Givitatibus,  ac  earum  Ecclesiis,  et  DioecesilHis,  nee 
non  bonis,  alilsque  reddittibus  ad  ipsarum  dotatlonem ,  ut  iaflra 
assignandls  vigore  literarum  Apostollcanlm  Ganonicae  InstltaUo- 
nls  ilbere  apprebenda«,  apprdiensamque  retinere;  propt^^eaqoe 
statim,  ac  in  locls  per  hanc  Nostram  dlspositionem  slnguHs 
Dloecesibus  nunc  attribuUs  possessionem  sumpserint,  UlarofliqQe 
Regimen  actu  consecutl  ftierint,  omnis  antiquorum  sub  qnocum- 
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I  Qrtliiarioriiiii,  mio  Vicarionini ,  vel  admiDisIratoram  Tltulo 
MIcUo  cessare  debebit,  omnesque  facultates  In  ParUbiu »  ei 
li  A  esmim  JurisdicUone  subiractts  duIIIiu  erunt  amplius  ro- 
b  Yd  momenü. 

i  Nos  enln  ad  respecüvorum  Dioeenanomm  utUitati  consu- 
fem  praeaeribimus»  et  iDjungimus,  ut  omnla  el  siogula  Docu- 
IIa  respldeDÜa  Bcclestaa,  Dioeeeses,  Paraedas,  et  loca  ut 
in  Dismembrata,  ac  de  novo  applicata  a  veteribus  CanceUarfts 
hnU,  et  Cancellarlis  Dloecesium  quibus  erant  Incorporala  op« 
itmia  fbrnia  tradi,  atque  In  üs  perpetao  debeant  aasenrari. 
^  Yldasliii  autem  Venerabilia  Fratres  moderni,  ac  pro  tempore 
btaiteft  Pragensla ,  nee  non  Olomucensf a  Archtepiacopi  ^  nee 
IBpiseopl  Rcgnloibadeceosls  et  Lltomericensia  eaflndeai,  quam 
■cexm^Bt,  Spiritualem  Juriadictlonem  in  Regno  Boruisieo 
bi  impoaterum  eonaervabunt. 

\  Fltialea  vero,  et  Parochlalea  Bceieaiaa  earumque  Fraettones 
tec  Noatra  DiqiKMittoBe  non  comprehenaaa,  et  extra  Rq^um 
existentes  a  Matridboa,  et  Parochialibua  in  eodem 
poflttis  disjungimus,  et  a  proximiorlbua  ordlnarüa  alüs 

idbiu,  et  Parochialibua  Ditionum,  quibua  in  temporallbua 
it,  applicandaa  esae  mandamua,  ac  vidaaim  de  Paraedia, 
^niaHbus  Eccleaiis  cum  suis  Fractionibus  intra  Boruaaicum 
poaltis,  quae  a  matricibus  extra  idem  Regnum  existen- 

pendent,  Idem  observandum  esae  decemimus ;  reaervata  No- 

et  huic  Apoatolicae  Sedi  cura  de  Spirituali  Regimine  aliia 
,  et  Locis  ai  opus  IVierit  providendi. 

bspectta  autem  Dioecesium  Borussici  Regni  amplitudlne, 
Bagno  Dioeceaanorum  numero,  cum  dilDcile  admodum  esset 

iepisoopis,  et  Epiacopis  ConfinnaUonia  Sacramentuai  Chriati 

m  administrare,  aliaque  Pontiflcalia  munera  aine  alierlus 
i  opera,  et  auxillo  exercere;  hinc  Noa  oonflrmantea 
Mhigaaeatus  in  Dioecesibus  Regni  Borusaiae  in  quibua  con- 
Ntl  reperiuntur,  eos  in  Colonienst,  ac  Trevirenai  Dioeceaibua 
^Btegramua,  et  de  novo  consUtuimus :  atque  id  circo  quilibet 
Ndepisoopua,  et  ^piacopus  Noa,  et  Romanos  PonUflcea  Suc* 
i^res  Nostros  Juxta  praescriptum  mcnrem  auppUcabit,  ut  alt- 
|ds  Eccledasttcus  Vir  opportunia  praeditus  requisitis,  ad  Sulfra- 
Wi  munus  designetur,  ac  praevlo  Canonico  proceasu»  servatis- 

m.  44  - 
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«ue  coDSUOils  ronnis  de  EpiscopataTlUilari  in  PutüfQsIofldeltan 
ettm  aMUetae  congrtuie  aüsigoatfone  provideatur. 

Quonlam  vero  praectaram  adllquIsslnialiiCotoiileiBemSetai 
Archieplscopalem  duximus  redintegrandam,  poUlis  quam  Epte»- 
patem  Seden  AquIsgraBensem  ilUns  quodammodo  loco  vIgiBti 
dumtaxat  ai>  kloc  annift  ercctäm  coaservare;  aliquaaa  laaMa 
Civitatis  Aqttiflgranensis  rattoDem  babeDdam  esie  exiatifliaileB, 
eognita  eliam  in  id  propeasi  Sereofssiiiil  BoniaaM  H<^  volim- 
tate,  deoeniimUs,  ac  stalufmus,  qaad  Boclesia  aiili  Tltttlo  fieatae 
Mariae  Virginift  antea  CatiiedraUs  io  Colleglataai  Intaraletiir, 
ejuaque  Golleglale^'Capituittiii  eonatet  ex  unlca  iaatum  Praepositi 
dignitate,  ei  Sex  CaBOnicatllius  ciyus,  et  quoram  CoHatio  aeaiper 
quoad  Praepeaituram  Apoftlollcae  SadI,  et  qmoad  CanöBfeatua 
eidena  aedl  ApostoUcae  aUmalim  cum  ColdnlßDsl  Archiepiaoapo 
spectare  debeat  ac  pertinere.  Ht^udaiodi  aiilam  Ca^tiüiffttNia, 
ex  pecitliarl  graUa  Itoentiaaft  deferendl  Can»aii  HagnaBi  sestcam^ 
ylolaeet  colorts  cordulis  serioia  subMilafli  cum  peUibos  arm^iois 
hyenali)  aeativo  autem  tempere  Maztettaa  sa^  RoediellBai 
conceätaus  et  indulgemus,  atque  ulterina  ftcültatiBm  condeadl 
atatuti  lisdem  modo,  et  forma  qaibtts  de  Gapltulis  Cathedrriiam 
Ecoleaialtim  aupra  ehicutenter  dictum  est  tribuimus,  et  tai- 
pertlmur. 

In  Exequutorem  itaque  praeseattum  Nostranim  Llteraram 
praedietuffl  Yenerabiiem  F^trem  Josephum  Episcopum  Wamloi- 
sem,  de  c^Jus  prudentia,  doctrina,  atque  integritate  pluriaiam  in 
Domino  flduciam  babemus,  expresse  nominamua,  eligimus,  coasti- 
tulmus,  et  deputamus  eidemfae  oommitttmus,  utaupradictaomnia, 
etaingula  aNobia  dispositaad  praeatitutum  flnem  perducat,  atqne 
pariter  ad  effiectum  vacantes  Ecelesias  de  idoneis  Pastoribus»  quK 
Prtma  necessitas  est,  cito  providendi,  et  cunctas  res  JScdesiasli- 
cas  ad  meltorem  staturo^  et  ordf nem  revocandi  quasUbet  Ecelesias 
congrua,  et  flrma  doiatione  muniri  studeat,  media  ad  boc  ueoes- 
isarla  benevolentissime,  ac  liberaliter  exbibente  praelau4aU>  Sere- 
nissiflio  Borassiae  Rege,  qui  maguanimi  Princlpis  animum,  et 
propensissimam  ei^aCatboilcos  ejusimperio  subjectosvoluitaleai 
pro  ordlnandis  absque  Ulla  mora  Dtoecesibus  omnibus  Regni  Bo- 
nissiae  aperte  declaravit,  et  sequenttbus  ratione  ac  modo  siaU* 
llenda,  et  applicanda  proposuit. 
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,  Supo'  pukHds  lUgBl  Sylvia  BMdiiattm  deslgnaiidls  tot 
VQs  tiictoriUte  Regia  inponeotiir,  qool  enmt  Dioeoeses  do- 
Ik,  et  in  re^ecttva  quaaUtate,  ul  ex  US  aimul  frudus  ab 
lihQs  aUuaeufie  geveris,  ODeribus  prorsu»  Ubere  percipl 
Irial  qid  aatia  aiiit,  vel  ad  int^gram  ipaarum  Dioecestam  do* 
Ipm  ü  oullaai  acta  habeaat,  vd  ad  SopplemenUnn  cjuadeai 
MHoato  si  partcBi  aUquan  auanui  Baaonui  adbuc  poasidaaa^ 
ivk  BiogHlae  Dioeceaes  aoa  auttoa  redditua  inpoateram  ha^ 
pt,  foi  radditibtts  pro  Arobiepiaeopally  vei  Ettaeofali  lOMaa 
p^Caillida,  pro  SeaüBario  Dioeceaano,  proque  Suft'agaMD  ita^ 
üi  io  quaatitate  aiagulia  iofarius  deaigoanda  peifeGte  reapcai- 
pil»  alf  iK  biUiumodi  Ceaauum  pn^etaa  per  laaürauieBta  in 
{jfliffla,  validaiiiie  Regni  forma  stipulaDda,  et  a  j^aelaudalo 
Rc  subicribeada  unlcuique  Ecciealae  conferetur.  Et  quasiaai 
iwiitae  Sylvae,  prout  et  publica  bona  omnia  Regal  Boraaalaa, 
1^  m  aliimuBi,  a  Gubernio,  bellorum  cauaa  coBtractum,  bypo* 
|Ka  sravata  aunt »  atque  ob  id  aaper  oulla  earum  parte  Cenaua 
eofOBMiue  flractua  perdpi,  aaiva  Ode,  poasuat,  aateqaam 
ita,  per  aolutioiiea  a  Gubemio  Credtloribua  bypotbecarüa 
ieria  alieni  aanma^  aufficieoa  aylvaroai  qoaatitaa  hypo- 
vinculo  liberata  fiiertt;  cuBMioe  aecundum  legem,  qua 
iiaua  Rex  Credltoriboa  pubUcis  cavit,  aiioo  millealnio 
IfNeateatmo  trigesimo  tertio  a  Magisüratibua  delaiendum  alt, 
N  ^  ab  eo  Yloeulo  aolutt,  quique  adbuc  oexi  reoiajiebUDtt 
Ntecenimua  praedlctoa  Cenaua,  super  aylvis  auprameoio- 
V^y  <icto  Anno  miUesimo  octlogentesiino  trigesimo  tertio,  et 
{Hos  etiam  si  priua  aotedlctae  sylvae  ab  bypotheca  aattem  pro 
^  Ceosuum  impooendorum  liberatae  ftieriot,  esse  impoaendos, 
PWereaque  a  sioguüs  Dioecesibus  immediate  saltem  post  annuB 
pillesiBmii  octiugeatesimum  trigesimum  tertium  praedictorum 
S^^um  Ihictus  esse  percipiendos  ex  nunc  autem  usque  ad 
Mom  aoiium  miliesimum  ocUngentesimum  trigesimum  tertium, 
N  u^ue  ad  celeriorem  dictorum  Censuum  impositionem,  eam- 
1^  v^enu  summam  fructibus  Censuum  respondentem  ab  Aerariis 
noviacialibus  unicuique  Dioecesi  esse  numerandam.  Ne  vero 
^  iD(Nlo  oumeraUonis  prorogatio  ultra  annum  miliesimum  ocUn* 
PBteslfluuii  trigesimum  tertium  timeri  possit,  quum  forte  Magis- 
^toa  intercesserint,  ne  Census  imponantur,  non  satls  dimlnuta 
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publicl  aeris  alienl  quantitate,  laudatos  Rex  ultro  promisii,  coii- 
cepUsque  verbis  sese  obligavit,  si  iMraeter  omnem  expectaüooai 
id  accidat,  se  curaturum  esse,  ut  tot  agri  Regiis  Impensis  oma- 
tur  pleno  domloU  jure  singidls  Ecciesffs  tradoDdi,  qaot  neoes- 
sarii  sint,  ut  eorum  redditus  annuas  illas  summas  exaequeat, 
quae  ex  Censibus  perclpi^dae  essent,  ufsi  impedimentum  fBnd 
intercessisset.  Quae  omufa  cum  Serenlsstmus  Rex  per  DipliuMta 
in  valida  Regni  forma  a  se  subscribenda  in  tuto  ponere,  ^t  pdU- 
eltas,  ut  Plenum,  et  Integrum  effectum  suo  tempore  sortlantiir; 
Mnc  supradictus  Josephus  Episcopus  Diplomata  huJusmodl  sio- 
gulls  Ecclestis  tradet  in  respectlvis  Archlvis  assenranda. 

Similes  autem  redditus  ad  formam  promissionis  R^ae,  de- 
ductls  oneribus,  constare  deliebunt  sequentes  annuas  dotatiooua 
summas,  nempe  pro  Arcfaiepiscopo  Coloniensi,  ac  pro  Ardii- 
^iscopo  Gnesnensi,  et  Posnaniensi  duodecim  millium  thdiwiraai 
Rorussicorum,  pro  Episcopis  Trevirensi ,  Monasteriensi,  Pader- 
bomensi,  et  Culmensi  octo  millium  thalerorum  dlctae  mon^ae, 
ultra  redditus  flindi  Würbeniani  ad  Ejus  Episcopalem  m^isam 
spectantis  pro  parte  Dloecesis  in  Regno  Borussico,  salvis  maaea- 
tibus  Ulis  redditibus,  quos  percepit  ex  reliqua  Dioecesis  parte 
temporali  Dominlo  Carissimi  in  Christo  Flui  Nostri  Francisd 
Austrlae  Imperatoris,  atque  flungariae  et  Bohemiae  Regia  Apo- 
stolici  subjecta ;  quod  vero  ad  Warmiensis  Episcopalis  mensae 
dotationem  pertinet,  flrmis  bonis  ac  redditibus,  quibus  acta  ilk 
mensa  gaudet,  nihil  in  praesens  innovandum  esse  dedaiamus, 
sed  aliquando  ad  aliarum  in  R^no  Borussico  mensarum  normam 
Apostolica  interveniente  auctoritate  fore  conformandam. 

Pari  methodo  Metropolitanae  Ecclesiae  Coloniensis  Capitulum 
dotabitur  in  annua  Summa  pro  Praeposito  thaleronuti  Borussioo- 
rum  bismiUe,  pro  Decano  thalerorum  item  bismilie,  pro  quolibet 
ex  duobus  primls  Canonicis  numerariis  thalerorum  mille  bis- 
centum ;  pro  quolibet  ex  sequentibus  sex  Canonicis  thaleronun 
mille,  pro  quolibet  ex  duobus  postremls  Canonicis  thaleroran 
octingentorum ,  pro  quolibet  ex  quatuor  Canonicis  Honorariis 
thalerorum  centum,  pro  quolibet  demum  ex  octo  Vicariis ,  seu 
Praebendatis  thalerorum  biscentum. 

In  Archiepiscopali  Ecclesia  Gnesnensi  pro  Praeposito,  et 
sex  Canonicis  quibus  illud  Capitulum  imposterum  constabit,  ea 
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HtQiiDi  quantitas  conservaUtur,  qua  Praepositus  et  sex  Capi- 
oes  SeBU>res  actu  ftiiuntur.  In  Capitulo  Archiepfscopalis  Ec«- 
itae  Posnanfensis  reddttus  praedicto  modo  assIgnabUDtur  in 
na  Sunma  pro  Praeposito  thalerorum  mllle  octingentonim, 
Decano  thalerorum  pariter  mllle  octiDgenlorum,  pro  quollbet 
iODbus  primls  Canontcls  thalerorum  mille  btscentum,  pro 
Abet  ex  quatuor  sequentibus  thalerorum  mllle,  pro  quoltbet 
iiiobQs  postremls  thalerorum  octlngentorum,  pro  quolibet  ex 
ibior  Canonlcls  Honorarils  thalerorum  centum,  et  pro  quoltbet 
ioeto  Vlcarlis,  seu  Praebeadatls  thalerorum  biscentum. 

In  Capttulls  Cathedrallnm  Ecclestarum  tarn  Trevirensis, 
in  Paderbornensls  pro  Praeposilo  thalerorum  mllle  quatuor 
lliim,  item  pro  Decano  thalerorum  mllle  quatuor  centum,  pro 
Mbet  ex  duobus  primls  Canonlcls  thalerorum  mllle^  pro  duobus 
loeotibas  thalerorum  nonlngentonim,')  pro  quoltbet  ex  quatuor 
Mtcis  Honorariis  thalerorum  centum,  et  pro  quoltbet  e  sex 
bTite,  seu  Praebendatls  thalerorum  biscentum. 
c  Id  Eplscopali  Ecclesta  Monasterlenst,  pro  Praeposito  thale- 
mm  mille  octlogentorum ,  ac  pariter  pro  Decano  thalerorum 
le  ocliDgentorum,  pro  quoltbet  ex  sequentibus  quatuor,  thale- 
hn&  miUe,  pro  quoltbet  ex  duobus  postremls  thalerorum  octln- 
»lonun,  pro  quoltbet  ex  quatuor  Canonlcls  Honorarils,  thale- 
nnn  centum,  et  pro  quoltbet  ex  octo  Vlcarits,  seu  Praebendatls 
^iffmm  btscentum. 

lo  Ecclesta  Cathedralt  Culmensl  pro  Praeposito  thalerorum 
Ik  biscentum ,  Item  pro  Decano  thalerorum  mllle  biscentum, 
^  primo  Canonico  thalerorum  mllle ,  pro  secundo  thalerorum 
^iogentonim ,  pro  quoltbet  ex  reltquis  sex ,  thalerorum  octtn- 
^nim,  pro  quoltbet  e  quatuor  Canonlcls  Honorarils  thalero- 
k  centum,  et  pro  quollbet  e  sex  Vlcarits,  seu  Praebendatls  tha- 
i^m  biscentum. 

h  Cathedralt  Ecclesta  Wratislavtenst,  pro  Praeposito  thale- 
^  blsmtUe,  pro  Decano  simtllter  thalerorum  Msmtlle ,  pro 
^  Canonico  Praebendam  Scholastict  obtinente  thalerorum 
"l^^qulogentorum,  pro  quoltbet  e  duobus  sequentibus  thalerorum 
iBIe  centum,  pro  quoltbet  ex  altts  septem,  thalerorum  mtUe,  pro 
^Ubet  e  sex  Canonlcls  Honorarils  thalerorum  centum ,  et  pro 
''^^exoctoVfcarils,  seu  Praebendatls  thalerorum  biscentum. 
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In  Ecclesia  vero  EpbM^all  Wamioisi,  dM  drca  cju  Ga- 
pituli  dotattoDem ,  et  Ibnoam  ad  praeaeiifl  immutandiiB  esse  de- 
danunua,  reservata  tarnen  Nobts,  et  Romanis  Pontifldbus  sae- 
oessoribus  Nostris  facultate  illos  alfquando  ad  rellquaiura  Boras- 
skd  Kegül  Ecclesiarum  normam  confbnnandi. 

Aquisgraiiensis  praeterea  Ecclesiae  per  Nos  in  CcrikglataB 
ttt  suiHra  eonstltutae  Capituiiim,  coBStans  ex  unica  PFaepadli 
I^ignitate,  et  sex  Canonicatlbus  eamdem  annuonui  leddttmni 
Surnmam  conservabit,  qua  acta  gaudet. 

Committinius  pariter  antedicto  Josepho  EpisoopoWaniiieiisl» 
ttt  Clericonim  Seminariis  In  quallbet  Oioeoesl  cqiportune  eonsta- 
biliendis  flrma  remanente  possesslone  Bonorum,  quae  ad  praeso» 
obtinent  eas  vel  partlales ,  vel  lategras  prout  necesdtas ,  atqae 
tttUitas  postulabit  Bonorum  dotationes  attribuet ,  quae  ab  adpro- 
missa  Serenissimi  Borussiae  Re^s  Ubenditate  suppeditab«miiir. 

Mandamus  quocpie  eidem  Josepbo  Episa^o,  ut  j^  ciUiisUbet 
Antistitis  decenti  residentia,  vel  veteraEpiscopla,  sl  coauMde 
fleri  poterit,  vel  alias  Domos  ad  id  a  praeftto  Rege  in  lespecUvis 
Civitatibus ,  atque  etiam  alteras  Ruri »  A  ftieile  possit  concedeft- 
das;  itemque  Domos  pro  Dignitatibus  Canonicis»  et  Yieailis» 
seu  Praebendatls,  nee  non  pro  Curia  Ecciesiastica,  pro  Capttula, 
et  Archivo  tribuendas  opportune  staUiet,  atque  assignet. 

Ad  manutenlionem  vero  Fabricarum  tam  Hetr^oUtanann, 
quam  Cathedralium  Ecclesiarum^  comprehensls  quoque  8up|»^es- 
sis  Gatbedralibus  Corbejeasi ,  et  Aquisgranensi,  atque  ad  divini 
cultus ,  ac  Inservientium  expensas  ea  Bona ,  ac  reddttus  etlan  la 
fliturum  conservabuntur^  <piae  lis  uslbiis  Jam  sunt  destlnata, 
quaeque  Serenissimus  Rex  dlligentissime  servatunui  est  poUiei- 
tus ;  et  in  casu  extraordinariae  necessitaUs  oonfidtanüs  tote ,  nt 
rdHis  blflce  de  lliesaaro  Regio  liberaliter  provideatur. 

Antedicto  Josepho  Episcopo  praeterea  Injungimus,  nt  otfus- 
libet  Arcbiepiscopalis,  et  Eptscopalis  Ecclesiae  suffiraganeatus  as- 
suetae  coogruae  Dotationl  provldeat ,  utqiie  ainguUs  Archleidseo- 
pis  et  Episcopis  ad  satisCicIendum  expensls  Vkarioruni  Genera- 
llum,  et  Gurlae  eam  reddituum  tribuat  ^antitatem,  quae  a  prae- 
laudato  Borussiae  Rege  Juxta  Ub^aton,  ac  providam  saam  prD- 
mlssionem  hisce  tttuUs  factam  constttuetur. 

EtquonlamSerealssünusBanisslaeRox  «dtroNobis  pcrtUdHis 


^80  MB  modo  Domos  IIU»  tam  ad  jAeodos  emerHo«  smes,  ttl 
fenof  neerdirtefl ,  quam  ad  oo^reeados  EccIeataftUoas  dlacolo^, 
|l«Ki8tinl  cooservaturuin>  sedetiam  Bovaa,  nbldesont  coMtaM- 
ivm,  praplo^  Ipsi  JosepboEpiscopo  conmlitfiDUfl,  ut  oo^ifta 
I,  ipiae  de  hac  re  statuerlt  praelaudatus  Rex,  audttisque  respec- 
rit  Loeomm  Ordiiiarlia,  sub  «piorom  JuriadicUone  hujusmodi 
Hmua  nanere  debebunt ,  omola  quae  opus  erant  circa  neiBdra- 
18  DomoSy  eanimque  coogruam  dotationem  dlsponat.* 

Cnm  vero  \n  auppressts  Corbejensi,  el  Aqulsg^ranrasl  Cathe- 
ptilHit  Eecleatis  Sacra  reperiantur  aoppellectIUa  ad  Pöntificalia 
lUIiscxercenda  non  anpllaa  necessarla,  focultatem  praedicto 
fNei^ho  Episcopo  concedlmus  ea  in  usum ,  et  commodum  Archt- 
ikcoiialla  Ecdeaiae  Colonfenais^  sl  opus  Aierlt,  sin  mfnus  In 
Wa  atttfum  Hegnl  Ecclealanim ,  quae  its  Indlgeant ,  Vbere  va- 
ieat  convertere. 

Habtta  mmc  ralione  reddituum  supramemoratts  Archfeplsco- 
|iiibu8  et  Eplflcopalibus  Regnl  Bonisslci  Eccleslis  ad  praesens 
tttt^Mre  adaignatorum ,  In  Llbria  Camerae  ApostoHcae  prout 
ie«Qltur,  nempe  Eodestam  Colonlensem  In  Florenls  MHle  awi 
|b  Camera ,  Eccieslas  invicem  unitaa  Gnesnenseni  et  Posnanlen- 
iKm  io  Florents  pariter  Mille,  Ecclesiam  Wratlslavlensem  In  Plo- 
nnte  Mille  centun  aexaginta  sex  cum  duiAus  tertUs,  Ecclesiaa- 
ffBcTrevirrasein,  Monasleriensem,  Paderbornensem,  Culroensem, 
i^Wanaieosefli  in  Florenls  sexcentum  sexaginta  sex  cum  duobus 
totUs  taxari  inandanius. 

Ut  autem  cuncta  a  Nobis  ut  soipn  disposita  rite ,  Micfter, 

f^  celertter  ad  optatum  exitum  perducantur  supradf cto  Josepbo 

'pittopo  Warmirast  barum  Literanim  Exequutorl  deputato  oni- 

\  ^)  et  singolaa  ad  hujuamodi  effectum  Becessarias^  et  opportonas 

^cedlmua  Cicultatea,  ut  praevlis  respeettvis  dotatlonibus  per 

hbtnuienta  In  Tallda  Regnl  forma  exaraiida  ad  uniuscujusque 

^lesiae  cum  suo  Capitulo,  atve  ^ectionem^  sire  novam  ordhia- 

^>^9  ac  reapedlvi  Territoril  Dioecesani  circumscriptlonem  pro- 

^1^9  aliaque  omnia  ut  supra  ordlnata  peragere,  atque  statuere 

^^ata  slbl  Apostollca  auctorttate  Itbere ,  et  llcite  possit  et  va- 

'^M  atqoe  ulterius  Ipsi  Josepbo  Episcopo  facultatem  pariter  tri- 

"QittQs,  ut  ad  plenam  remm  omnium  In  Locis  praesertim  ab  ^us 

^<i«ttia  remotis  executionem  unam ,  seu  plures ,  personam  vel 
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penonas  in  stmOl,  vd  alia  dlgultate  Ecdesiaslka 
vel  oonstttutas  sobdelegare,  et  tarn  fpse  Josqibiis,  quui 
Tel  ptfrsojiae  ab  eo  sie  subdel^anda,  vel  sobddeganiaei 
quacumque  opposiUone,  io  actu  execuUoDis  buJusoMMli 
llbei  forsan  oritura,  servatis  tarnen  de  Jure  servandis 
llnltfve,  et  quacumque  appellatione  remota  pronoodare 
item ,  ac  Udte  possint ,  et  valeant ,  ac  quüibet  eomm 
possit  et  valeat. 

Eidem  vero  Josepbo  Episcopo  expresse  iiUungimns,  ac 
damus  ut  exempla  singulorum  aclonim  tarn  per  se ,  quam 
eo  Subdelegatos  In  praesentium  Literarum  executionem 
donim  intra  Quadrimestre  ab  expleta  ipsarum  execuUone  ad 
Apostolicam  Sedem  In  autbentica  fonna  transmittat  tai 
Congregationls  rebus  Consistorialibus  praepositae  de 
vanda. 

Praesentes  autem  Literas,  et  in  eis  contenta,  ac 
quaecumque ,  etiam  ex  eo  quod  quilibet  in  praonissis ,  vd  ia| 
nun  aliquo  Jus,  aut  interesse  babentes,  vel  quomodolibd 
in  ftaturum  ba]»ere  praetendentes  cuJusvis  Status,  ordinis, 
Uonts,  et  praeeminenttae,  ac  eUam  speciflca,  expressa,  d  Uti 
dua  mentione  digni  sint,  Ulis  non  consenserint ,  seu  quod 
ex  ipsis  ad  pra^nissa  minime  vocati,  vel  etlam  nullimodo, 
non  saus  auditi  fkierint ,  sive  ex  alia  qualibet  etiam  laesioiiii 
alia  Juridica  privilegiata,  ac  privH^atissima  causa,  colore, 
textu,  et  capite  etfam  in  corpore  Juris  clause,  nullo  unquaa 
pore  de  subreptionis ,  vel  obreptionis,  aut  nullitatis  vido, 
Intentionis  Nostrae,  vel  interesse  babentium  consensus, 
quolibet  defectu  quantumvis  magno,  inexcogitato ,  subsl 
ac  substantialissimo,  sive  etiam  ex  eo  quod  in  praemissis  Sol 
Aitates ,  et  quaecumque  alia  forsan  servanda,  et  adimplendai 
Birne  servata ,  et  adimpleta  seu  causae  propter  quas  pi 
emanaverint  non  sulBdenter  adduclae,  verificatae,  d  JusUflcai 
fkierint,  notari,  impugnari^  aut  attas  tnftingi,  snspendi, 
limitari,  vel  in  controversiam  vocari ,  seu  adversus  eas  resül 
nis  in  integrum ,  aperitlonis  oris ,  aut  aliud  quodcumque  Ji 
.ftcti,  vel  JustiUae  remedium  impetrari,  aut  sub  quibusvis, 
trartis  constitutionibus ,  revocaüonibus,  suspensionibus,  Ifadtt^' 
tionibus ,  decretis  aut  decIaraUonibus ,  generalibus ,  vd  spedatt- 
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bu  quomcftellbet  Säcüs  mlnlme  posse  comprehendi ,  sed  semper 
ak  Ulis  exceptas  esse ,  et  fore ,  ac  tamquam  ex  Pontificiae  Provi- 
denliae  Officio  certa  scienUa,  et  potestatis  plenitudine  Nostris 
ftctas,  et  emanatas,  omnimoda  flnnitate  perpetuo  validas,  et  effl- 
caoes  existere,  et  fore  suosque  pi^arios  et  integros  effectus  sor- 
Uli,  et  obünere,  ac  ab  omnlbus,  ad  quos  spectat,  et  spectabit  quo- 
jDOdoIfbet  In  ftaturum  pei^etao,  et  inviolabiliter  observari^  ac  su» 
pFadictanim  Ecclesiamm  Episcopis,  et  CapltuUs  alilsque,  quorum 
fiiYorem  praesentes  Nostrae  Llterae  concernunt  perpetuis  (üturis 
temporibus  plenissime  suffiragari  debere ,  eosdemque  super  prae- 
missls  omnlbusy  et  singulis^  vel  illormn  causa  ab  allquibus  quavis 
auctoritate  ftaugentibus  quomodollbet  molestaii,  perturbart,  in- 
quietari ,  vel  impediri ,  neque  ad  probaUonem ,  seu  veriflcationem 
quorumcumque  in  lisdem  praesentibus  narratorum  nullatenus  un- 
quam  teneri,  neque  ad  id  in  Judicio,  vel  extra  cogi^  seu  compelli 
posse,  et  si  secus  super  bis  aquoquam  quavis  auctoritate  scienter 
vel  ignoranter  contigerit  attentari  irrltum,  et  prorsus  inane  esse, 
ac  fore  volumus,  atque  decernimus. 

Non  Obstantibus  de  jure  quaesito  non  toUendo  de  sup- 
pressionibus  committendis  ad  partes  vocatis  quorum  interest, 
aliisque  Nostris,  et  Cancellariae  Apostolicae  regulis,  nee  non 
dictaram  Ecciesiarum  etiam  conflrmatione  Apostolica,  vel  quavis 
flnnitate  alia  roboratis  statutis,  et  consuetudinibus  eUam  Imme- 
morabilibus  privilegiis,  quoque  Indultfs,  et  Concessionibus  quam- 
vis  specifica,  et  indlvidua  mentione  dignis,  omnibusque  et  singu- 
Us  Apostolicis,  ac  in  Synodalibus,  Provincialibus,  et  Universali- 
bus Conciliis  editis  specialibus,  vel  generalibus  Constitutionibus, 
et  ordinationibus ,  quibus  omnibus,  et  singulis  eorumque  totis 
tenoribus ,  ac  formis ,  etiam  si  specialis ,  speciflca ,  et  indlvidua 
mentio ,  seu  quaevis  alla  exquisita  forma  ad  boc  servanda  foret 
IDorum  tenores,  ac  sl  de  verbo,  ad  verbum,  nihil  penitus  omisso, 
et  forma  in  Ulis  tradita,  observata,  inserti  forent,  praesentibus 
pro  expressis  habentes  ad  praemlssorum  omnium,  et  singulorum 
effectum  latlssime ,  et  plenissime ,  ac  specialiter,  et  expresse  ex 
certa  scientia,  et  potestatis  plenitudine  paribus  derogamus,  et  de- 
n^tum  esse  declaramus,  caeterisque  contrariis  quibuscunque. 

Volumus  praeterea,  ut  harum  Literarum  Noatrarum  Trana- 
sumptis  etiam  impressis,  manu  tarnen  alicujus  Notarfl  Publici 
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sutacrfptts,  et  SIgfilo  Persooae  in  EcclesiasUoa  Dignilate 
sittutae  munitis,  eadem  pn^rsus  fldes  ublqne  attlbealur,  qwc 
tpsis  praesentibus  adhlberetur  si  forent  exhibltae  vd  oatensae. 

Nullt  ergo  onnlno  hominrnn  Hceat  hanc  paglMm  Nostrae 
suppresstonis,  extlnctionis,  amiullatlonis ,  restitutioDls ,  erectta- 
Bis,  unionis»  diamembratlonis,  dlsjunctionis,  separatioDls,  aggre- 
gationis ,  applieattODls ,  circiimseriptlonis ,  concesafonts ,  Indottl, 
elargiUonis,  asaignatlmis ,  suppletioBis ,  subJectIoBis ,  aUrtbntia- 
nls,  Statut!,  declaratlonis ,  comHilssionfs,  deputationis,  Mandali, 
DecretI ,  derogatlonis ,  et  voluntatis  InMogere ,  vd  ei  ausu  t^ 
merario  contraire,  si  quis  autem  boc  attentare  praesumpserit  b- 
dlgnationem  Omnipotentis  Dei ,  ac  Bealorum  P^tri  et  Pauli  Apo> 
stolorum  ejus  se  novertt  ineursurum. 

Datum  Romae  apud '  Sanctam  Mariam  Majorem  Abbo  br 
carnatlonis  Dominicae  milleslmo  octingentesiaio  vigcislno 
prtmo  Decimo  Septlmo  Ralendas  Augustt.  PonttScatn 
NostrI  Anno  vigesino  secundo. 

a)  Eine  Deutsche  UebersetzungdieserBulIe  findet  sich  n: 
der  Gesetzsammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen  Staaten,  1821,  No.  1!^,  S.  114  n.  f. 

Die  Königlich  Preussische  G ab inets ordre  vom23.  An- 
gttsl  1821,  betrefßßnd  die  königliche  Sanction  der  päpstliehci 
Bulle,  d.  d.  Rom  den  16.  Juli  1821  lautet: 

Da  die  mir  yon  Ihnen  vorgelegte  päpsUicheBnlle,  welche  ant  den 
Worten;  „de  salute  animarum*^  afihebt,  und  aus  Rom  vom  ML 
JttU  d.  J.  (XVU.  Cal.  Aug.)  datirt  ist,  nach  ihrwi  weseaüidien  b- 
halte  mit  jener  Verabredung  zusammenstimmt,  die  unter  dem  2^ 
März  d.  J.  in  Betreff  der  Einrichtung,  Ausstattung  und  Bet^rilBziiBg 
der  Erzbisthümer  und  Bisthiimer  der  kathoUscheu  Kirche  des  Staats, 
und  aller  darauf  Bezug  habenden  Gegenstände,  getroffen,  auch  roB 
Mir  bereits  unter  dem  9.  Juni  d.  J.  genehmigt  worden  ist;  so  willldi, 
auf  Ihren  Antrag,  auch  dem  wesentlichen  Inhalte  dieser  Bulle ,  näm- 
lich dem ,  was  die  auf  vorerwähnte  Gegenstände  sich  beziehenden 
sachlichen  Verfügungen  betrifft,  hierdurch  meine  königliche  Billi- 
gung und  Sanction  ertheilen ,  Kraft  deren  diese  Verfügungen  als  bin- 
dendes Statut  der  katholischen  Kirche  des  Staates  von  Allen ,  die  es 
angc^,  zu  beoliaehten  sind. 

Bleat  meine  königliche  BiUigung  und  Sanction  erÜMiile  ich ,  vc^ 
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möge  Meiner  Majesti&Ureohte,'^und  diesen  Rechten  9  wie  auch  aUen 
B^nen  üatertbaBOi  BvangeiiBelier  Religion,  und  der  Bvangelisdten 
Kirclie  des  Staats,  unbeschadet. 

DcMnach  ist  ein  Abdruck  dieser  Bolle  in  die  GesetsEsanunlung 
auftwiehinen,  und  für  die  Atsilihmng  derselben  dnrch  das  Ministe«* 
riuB  der  geistlichen  AngelegenheiteB  zu  sorgen. 

Berlin,  den  23.  August  1821. 

Frledricli  l^lllielm. 

An 
den  Staats-Ranzler  Herrn  Forsten  von  Hardenberg. 

Vergl:  Gesetzsammlung  für  die  KöniglichenPreussi- 
sehen  Staaten,  1S21,  No.  12,  S.  113. 


Das  Preussische  Kabinet,  durch  die  bisherigen  Erfahrungen  über- 
zeugt, dass  sich  dem  Abschlüsse  eines  gemeinschaftlichen  Coacordats 
unendliche  Schwierigkeiten  entgegenstellen  würden,  hatte,  wie 
Baiern,  unmiltelbar  nach  geschlossenem  Frieden,  für  sich  besonders 
zu  unterhandeln  beschlossen.  Zu  der  Sendung  nach  Rom  wurde  der 
Geheime  Staatsrath  Niebuhr  gewählt.  Während  derselbe  seinem 
wichtigen  Geschälte  oblag,  suchte  die  preussische  Regierung  ihre 
Rechte  gegen  Eingriffe  der  römischen  Curie  kräftig  zu  verwahren. 
Zu  Anfang  des  Jahres  1819  bewog  sie  den  Papst,  die  katholische  Be- 
ydlkerung  EriVirts  und  der  Umgegend,  so  wie  die  des  Eichsfeldes,  von 
der  Regensbnrger  Diöcese  zu  trennen  und  der  Verwaltung  des  Fürst- 
Bischofs  von  Gorvei  zu  übertragen.  Ebenso  wurden  mehrere  Bezirke, 
die  bisher  vom  Papste  zu  polnischen  Bisthümem  geschlagen  waren, 
der  einstweiligen  Verwaltung  eines  apostolischen  Vicariats  zu  Danzig 
übergeben.  Eine  vorläufige  Diöcesen  -  Umschreibung, 
welche  dem  künftig  abzuschliessenden  Vertrage  als  Formular  dienen 
sollte,  erhielt  unterm  6.  April  1820  die  königliche  Genehmigung. 
Durch  die  Anwesenheit  des  Staatskanzlers,  Fürsten  von  Harden- 
berg, zu  Rom,  im  Frühjahre  1821  wurden  die  letzten  Bedenken  ge- 
hoben und  Pins  VII.  erklärte  sich  endlich  zur  Uebereinkunft  ge- 
neigt, welche  —  ohne  den  Namen  eines  Goncordates  und  ohne  die  ge- 
wöhnliche Form  eines  Vertrags,  —  mittelst  gewechselter  Noten 
der  beiderseitigen  Bevollmächtigten  am  25.  März  1821  zu  Stande 
kam,  worauf  die  Bulle  vom  16.  Juli  desselben  Jahres  erfolgte, 
welche  (s.  oben)  unterm  23.  August  1821  die  königliche  Billi- 
gung undSanction  erhielt. 
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Va^i  E.  Hunch  au  a.  0.  Th.  D,  S.  182, 18S. 
J.  L.  Kliiber,  öflbiUiehes  Recht  des  Teotsdien  Bandes  «.s: 
(4.  Aufl.  1840.  8.)  S.  757  u.  f. 
k)  HiflAGhtlidi  der  Besetzong  des  erzMscliofliciieii  SliMei 
Gnesen  imd  Posen,  so  wie  der  bisdiofliclien  Stöhle  zo  Bri 
und  C nlm  hatte  der  Kmng  sdion  yor  dem  Jahre  1821  ein 
dendes  Mitwirkongsrecht,  bei  welchem  es  auch  ^aler  sein 
behielt. 

c)  Vergl:  den  Staats-Vertrag  zwischen  Prenssen  und  OK 
denbnrgyom  10.  Mai  1837,  in  der  folgenden  Nummer. 

d)  In  mehreren  ofBciellen  Editionen  der  Bulle,  z.  B.  in  der  te 
setzsammlnng  für  die  königl.  preussischen  Staaten,  1821,  S.  135t,  steif 
unrichtig:  „actualis/^ 

e)  Ebendaselbst,  S.  135,  und  in  mehreren  anderen  Abdräcken, 
steht  unrichtig:  „Ubersdorf.^' 

/)  Die  Bestimmung  des  Gebaltes  der  übrigen  wirklichen  Cannd 
dieser  Domkapitel  fehlt  in  dieser  BuUe,  sowohl  nach  deren  Bckuml^ 
machung  in  der  Gesetz-Sammlung  fär  diek.  preussischen 
Staaten,  1821,  S.  144,  als  nach  den  späteren  Ausgaben  bei& 
T.  Wiese,  v.  Droste-Hnlshof  (s.  unten)  u.  a. 


Vergl.  auch:  G.  F.  de  Martens  Reeueil  etc.  Supplte.,  vak 
suppl^m.  au  IX.  Tome,  p.  320. 

NeuesteEinrichtung  deskatholischen  KirchenwC'^ 
sens  in  den  Königl.  Preussischen  Staaten  (FranklMa.  IL 
1822,  8.)  S.  56  u.  f. 

A.  Müller,  Prenssen  und  Baiem  im  Goncordate  mit  Rom.  Neui 
sUdt  a.  d.  0.  1824,  8. 

Conventio  inter  Pium  VII.  Summnm Pontificem  etMajestai 
tem  Suam  Maximilianum  Josephum,  Bavariae  Regem,  -^ 
nee  non  Bullae  Pii  VII.  ac  Leonis  etc.  de  consUtnenda  re  sacA 
in  Terris  Borussicis  Hannoveranisque.  (Anhang  zu  G.  r« 
Wiese,  Grundsätze  des  gemeinen  in  Deutschland  üblichen  Kirchen* 
rechts.  5.  venu,  und  verb.  Ausgabe ,  nach  des  Verflissers  Tode  her*' 
ausgegeben  von  W.  Th.  Kraut,  Göttingen,  1826,  8.) 

V.  Droste-Hülshof,  Grundsätze  des  gemeinen  Kirchenreditf 
der  Katholiken  und  Evangelischen.  Münster,  1828,  8. 

K.  J.  E ich h or n ,  Grundsätze  des  Kirchenrechts  u.  s.  w. ,  B.  n, 
S.835. 
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Zvgleieh  mit  obiger  Balle  wurde  eia  (öllmUleh  nfeiit  bekannt  ge- 
htes)  Breve  erlassen,  durch  welches  die  IkHnkapitel  za  Bres- 
,  Göln,  Trier,  Münster  und  Paderborn  die  Anweisung 
Jlen,  nur  solche  Personen,  welche  dem  Könige  ge- 
im  sind  (personae  gratae)  zu  wählen  und  sich,  dass  dies  der 
I  Tor  der  feierlichen  Wahl  zu  rersichem.  (Vergl.  auch :  No  te  ^.) 
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CVI. 

Staats-Vertrag  zwischen  Prenssen  und  Oldenbirg, 
wegen  Bestimmung  der,  ans  deminsclilnsse  der 
katholischen  Kirchen  imHerzogthnme  Olden- 
burg an  die  Diöceselllnster  hervorgehenden 
staatsrechtlichen.Verh&ltnisse,  nnterzeidmet  n 

Berlin  am  10.  lai  1837.') 

Nachdem  auf  den  Grund  Statt  gehabter  Unterhandlung» 
zwischen  dem  Königlich  Preussischen  und  dem  GFOssherzoglich 
Oldenburgischen  Hofe  eine  Vereinbarung  über  den  Anschlnss 
der  katholischen  Kirchen  im  Herzogthume  Olden- 
bürg  an  die  DiScese  Münster  durch  den,  von  Seiner  König- 
lichen Hoheit  dem  Grossherzoge  hiezu  bevollmächtigten  Staats- 
minister Baron  von  Brandenstein  mit  dem  Päpstlichen  Voll- 
zieher der  für  die  Königlichen  Preussischen  Staaten  erlassenen 
Circumscriptions -Bulle  „de  salute  animarum'S  Wetland 
Seiner  Durchlaucht  dem  Prinzen  Joseph  von  Hohenzollern- 
Hechingen,  Fürsten-Bischöfe  von  Ermland,  unterm  5.  Januar 
1830  abgeschlossen  und  im  Wesentlichen  bereits  zur  Ausführung 
gebracht;  hiernächst  aber  vonseiten  der  beiden  betheiligten  Höfe 
für  angemessen  erachtet  worden  ist,  die  aus  der  gedachten  Diö- 
cesan- Verbindung  hervorgehenden  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
nach  Maassgabe  des  dieserhalb  vorwaltenden  Bedürfhisses  näher 
zu  bestimmen ;  so  sind  zu  diesem  Ende  zu  Bevollmächtigten  er- 
nannt worden, 
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von  Seiner  MaJesUi  den  Kitaige  Mon  Preussen: 
AUerMfehetdero  Gebeimer  Legationsrath  Friedrieb  Carl  von  BU- 
low ,  Ritter  deaHSoigUch  Prenssisdien  roUien  Adlerordens  drit- 
ter Kinase  mit.  der  SelileiflB ,  des  Ordens  vom  eisernen  Kreuze 
zweiter  Klasse,  Commandeur  zweiter  Klasse  des  KurfürstUdi 
Hessischen  Hausordens  vom  goldenen  Löwen  und  Ritter  des  Rus- 
slscli  Kaiserlichen  St.  Wladimir -Ordens  vierter  Klasse; 

von  Sjdiner  >innigtidi6ft  Hoheit,  dem  GrosiAereoge  von 
Oldenhurgt 

Hficbstdero  StoMscath  Carl  Friedrich  Ferdinand  Süden,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  rothn  Adlar-Ordefia  dritter  Klinse, 
Commandeur  des  Kdnigych  Grossbritannisch  -  Hannoverischen 
Gnelphen- Ordens  und  Commandeur  erster  Klasse  des  KurfQrst- 
Mk  Hessiachen  Haus  -  Ordeas  vom  goldenen  L8  wen ; 

welche  nach  Anleitung  Jener  ArOberen  Verhandlungen  über 
firigende  BesUmmungen  überein  gekonmen  sind. 

AvÜlLel  1. 

Seine  MiJeslSt  der  König  von  Preussen  genehmigen ,  dass 
die  bisherige  Verbindung  der  katholischen  Kirchen  in  den  vor* 
mals  Hocbstirt-Jliifisterischen  Landestbdten  des  Ho^ogthums 
OMeBburg  mit  der  DiOeese  Münster  erhalten  und  selbige  auch  auf 
die,  zur  Osaabriickiscben  Diöcese  gebSr^  gewesenen ,  neuerlifA 
aber  von  derselben  getrennten  Prarreien  Damme ,  Neuenkircben 
mid  Holdorf  ausgedehnt,  ingidchefl,  dass  die  Verwaltung  der  ka- 
tboliscben  Kirchen  Ku  Oldenburg  und  Jever,  deren  Arühere  Ver- 
Uodung  mit  der  Nordischen  Mission  aufgdöset  worden,  von  d^n 
Bischöfe  zu  Münster  nach  gleichen  Rechten  geführt  werde ,  als 
solche  dem  Fürsten  -  Bischöfe  von  Breslau  in  der  Bulle  „de  sa- 
lute  animarum^^  in  Ansehung  der  katholischen  Kirchen  zu 
Berlin  und  Potsdam  beigelegt  sind ;  und  dass  dasselbe  in  Bezie- 
hung auf  die,  von  d^n  Bischofs  zu  Münster  firüher  nach  Misslons- 
re<^  geleitete  kaUioIisehe  Kirche  zu  Wildesbausen  Statt  finde. 

Artikel  II. 

Der  Bischof  zu  Münster  wird  beim  Antritte  seines  Amtes  in 
Beziehung  auf  sein  Verbüttniss  zu  d<m  kathoitecbea  Kirchen  im 
Herzogthume  Oldenburg  der  Grossherzoglich  Oldenbui^schen 
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StaaUre^eniDg  einen  Revers  ausstdleo ,  diss  er  detl 
lieben  Gerechtsamen  Seiner  KSniglichen  Hoheit  des 
bei  der  AusObung  seiner  bisdiSfUcben  POtchteo  nichl 
treten  und  auf  die  Gesetee  des  HerzogUimns  Oldenba^ 
Rücksicht  nehmen  wolle. 

Wenn  Sedisvacanz  eintritt,  wird  das  Dom-C^td  ca 
ster  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  0\ 
davon  Anzeige  machen,  wie  auch  den  Ausgang  der 
zu  HSchstdero  Renntnlss  bringen. 

Artikel  IT. 

Von  Sr.  M^estät  dem  KSnlge  von  Prenssen  wird 
dass  Se.  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  OMeotagj 
der  Doml^irche  zu  Mttnster  zwei  Ehren -Canonicate  zu 
Einlcfinnen  und  Rechten,  als  den  übrigen  Ehren -CanonicateBl 
derselben  Kirche  beigelegt  sind ,  errichten. 

Ebenso  genehmigen  Se.  Königliche  Mi^estit ,  dass  die 
Oldenburgischen  Theile  der  Dlöcese  Münster  bereits  voi 
and  mit  ausgedehnten  Volhnachten  verseiiene  dgeoe 
Behörde  (OlDcialat)  dem  Bischolte  zu  Münster,  unaUUagig 
dem  dortigen  General-Vicariate,  unmittelbar  untergeordnet 
und  während  der  Vacanz  des  Bischöflichen  Stuhles  zu  doa 
capitel  daselbst  in  gleichem  VerfaSltnisse,  wie  bei 
Stuhle  zu  den  Bischöfen  stehe. 

ArMlLelTI. 

Die  Grossherzoglich  Oldenburgischen  Unterthaneo  soih 
dem  Genüsse  der  vormals  gemeinsamen  oder  ihnen  etwa 
thümlichen  Alt- Münsterischen  Stiltungen  nicht  aw 
vielmehr  bei  demselben  erhalten  werden. 

Artlliel  TII. 

Was  insbesondere  das  Clerical-Seminarium  zuMBnstcri 
der  damit  votundenen  Crttinianiscliai  Stiftung  betrilit,  so 
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KAiiglich  Preusaisdier  Selts  aus  Rücksichten  auf  die  Wünsche 
4er  Grossherzoglich  Oldenburgischen  Staatsregl^rung  und  ohne 
Anerkennung  einer  dlesfSlligen  Rechtsverbindlichkeit  nachg^e* 
ben,  dass  von  den,  bei  diesem  Institute  befindlichen  Siteren  Frei- 
stellen Jedesmal  drei  an  qualiflcirte  Aspiranten  ans  dem  Olden- 
borgischen  Bezirke  der  Münsterischen  DiScese  verliehen  werden 
können.  Die  übrigen  Aspiranten  aus  dem  gedachten  Bezirke  sollen 
als  DiScesanen  unter  gleichen  Bedingungen ,  wie  die  KSnigUch 
Freussischen  Unterthanen,  aufgenommen  werden. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  werden  die  Hoheits- 
rechte Sr.  Majestät  des  K6nigs  von  Preussen  in  Ansehung  der 
gedachten  Anstalt  weder  berührt  noch  beschränkt.  Sollte  die 
Einrichtung  derselben  wesentliche  Veränderungen  erleiden,  so 
wird  darauf  Bedacht  genommen  werden ,  dem  Oldenburgischen 
TheUe  der  Didcese  Münster  die  oben  erwähnten  Vortheile  zu  er* 
halten. 

ArÜlLel  WWMM. 

Zu  dem  Emeriten-  und  Demeritenhause ,  welche  der  freige- 
bigen Fürsorge  Sr.  Ma^Jestät  des  Königs  von  Preussen  ihre  Ent- 
stehung*  zu  verdanken  haben  werden,  hat  der  Clerus  des  Herzog- 
thnms  Oldenbui^  zwar  keinen  unentgeltlichen  Zutritt.  Es  wer- 
den indessen  mit  Zustimmung  der  KSniglichen  Regierung  zu 
MQoster  Mitglieder  des  Oldenburgischen  Gierus  gegen  bUlige, 
zu  gewährende  Entschädigung  eintretenden  Falls  in  die  gedach- 
ten Anstalten  aufgenommen  werden. 

Wenn  die  Grossherzoglich  Oldenburgische  Staatsregierung 
Sich  etwa  veranlasst  finden- sollte,  wegen  besonderer  Verhältnisse 
Ihrer  Unterthanen  zu  dem  Päpstlichen  Stuhle  mit  diesem  in  un- 
mittelbare Verhandlung  zu  treten ,  und  Selbige  nicht  etwa  einen 
eigenen  diplomatischen  Agenten  in  Rom  haben*  oder  einen  ande- 
ren dazu  aUsersehen  möchte  $  so  wird  Derselben  dazu  das  König- 
lidi  Preussische  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
auf  Jedesmaliges  besonderes  Ansuchen  dieserhalb^  insofern  sonst 
nichts  entgegensteht,  durch  Vernüttelung  der  Königlichen  6e<^ 
sandtschaft  zu  Rom  aUe  thunliche  Erleichterung  zu  verschalfen 
suchen. 
III.  45 
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Sofern  in  BezMiim?  aar  die  KathoUsdieD  Klrchea 
Preussischen  Monarchie  Oberhaupt  oder  auf  die  DiSoese 
Königlich  Preussischen  Antheils  insbesondere  BcstimmuqgeDg»« 
irolTen  würden ,  welche  fOr  den  Oldenbuifischen  Antheü  tieMl 
Diöcese  von  besonderem  Interesse  sein  könnten,  versprkhlte 
Königlich  Preussische  Gouvernement  der  GrossherzogUch  OiW^ 
burgiscben  Staatsregierung  hieriiber  fireundschafUiche  Mittkil 
lung  zu  machen. 

JLrtlliel  1^:. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  von  Seiner  M;4esta 
Könige  von  Preussen  und  Seiner  Königlichen  Hoheit  dw 
herzöge  von  Oldenbui^  raliflcirt  werden  ^)  und  die 
lung  derRaliflcations-Urkunden  soll  binnen  sechs  Wocha,  oder^ 
wenn  es  geschehen  kann,  noch  flrüher  erfolgen. 

Zu  Urkund  dessen  hab^  die  im  Eingänge  genannten Bevoll 
machUgten  denselben  untarzdchnet  und  untersiegelt. 

So  geschehen  Berlin,  den  10.  Mai  1837. 

(L.  S.)  Friedrich  Carl  von  Bulo  w. 
(L.  S.)  Carl  Friedrich  Ferdinand  Sudea. 

* 

a)  Vergl:   Gesetz  -  Sammlang  für  die  Koniglieb^ 
Preussischen  Staaten,  1837,  Nr.  15,  S.*125a.  f. 

S.  auch:  G.  J.  de  Martens,  Recneil  etc.  Soppl^m.,  Tom. 
p.  313. 

b)  Der  Vertrag  wurde  am  24.  Juni  dess.  J.  von  Sr.  Majeslal 
Könige  von  Preussen,  und  am  SO.  Mai  von  Sr.  Königlichen  H< 
dem  Grossberzoge  von  Oldenburg  ratificirt 
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cm. 

lila  GiromscriptioiiiB  DiMOMnun  Regsi  HaiiH*- 
Teriani,  d.  d.  Romae,  die  26.  lartii  1824.  *) 

Leo  Episcopus,  Servus  Servorum  Dei. 
Ad  perpeiuam  rei  memoritm. 

bnpensa  RomaDomm  Pontlflcum  soUIcilndo,  qua  in  nnlversae 
ihoüeae  Ecclesiae  bonam  advigilant,  ad  ea  proeuranda  Ipsos 
ivpdUt,  quibus  fldelis  Populi  cooiraoditatl  consulatar,  utpro 
Konun,  ac  temporum  ratione  faeilios  ad  ea  pertrahatur,  qiiae 
ktßlviiii  CultaSy  qoaeque  ad  aeternam  antmarom  salutem  va- 
W  conducere.  Hinc  asslduls  Ipsl  studiis  in  id  semper  connisi 
it,  at  Dominien  Gregi  nunquam  deessent  Pastores,  qui  eum  in 
datvia  pascaa  deducerent,  et  in  Justitiae  semitis  relinerent. 
'  Id  sane  potisaimum  intendit  Praedecessor  Noster  felfcis  re- 
Mationis,  PlusSeptimiispro  cura,  quam  inReiigionls  utilf- 
>tes,  ubi  maxime  de  ipsius  discrimine  metuendum  videbatur, 
rixe  impendebat,  quando  post  deterrimas  praeteritorum  tempo-> 
toi  cabunltates  omnibus  in  tota  Germania  Episcopallbus  Sedibus 
Kortone  prospicere  studuit ,  cogitationesque  suas  pariter  con- 
Wt  ad  duas  anUquitate,  et  dignitate  praestantes  Ecciesias  Hil- 
l^eusem  sciiicet,  atque  Osnabnigensem ,  quae  usque  a  Caroli 
hgnt  aevo  suam  dueunt  originem,  quaeque  nunc  intra  flnes  Han- 
•vcriaai  Regni  contlnentur. 

Re  propterea  collata  cum  Serenissimo  Georgio  Quart o, 
'^EQorum  Magnae  Britanniae ,  et  Hibernlae  unitonim ,  nee  non 
'^overae  Rege,  ac  Brunsvicensi,  et  Luneburgensi  Duce,  lau* 
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datus  Pontifex,  audiUs  eliam  nonnulUs  ex  VenenMOws 
bus  Noslris  Sanctae  Romanae  Ecdestae  CardiDalibos,4e 
ratione  deliberandum  censuit,  quae  in  tanta  reramcMi 
occurrebat,  unice  ad  biiias  Utas  Episcopales  Sedes  am  sris< 
pUttlis  aliquo  pacto  coDservandas,  atque  ad  dotem  ipsis,  ac 
oeses,  quo  posset  apUus  praeflniendas. 

Cumque  Nos,  meritis  licet  imparibus ,  ad  Summi  Poof 
tos  apicem  Divina  sie  disponeote  lienigaitate  flierimos  evt 
in  id  etiam  sedulo  incuffll>ere  debuimus,  ne  de  illaCaUralicf  < 
portione  minus  solliciii  videremur.  Perspexinius  qmdem  a 
nun  Canonum  rigore   haud  medioeriter  lemperandiHB 
maKunique  locorum,  tanporum,  ac  personarum  condtÜoDi, 
que  id  genus  peculiaribus  adjunctis  Iribuendum :  Ast  cub 
xime  congruat,  Praedecessoram  vestlgiis  inbaerere,  atfie  ad 
tum  perducere,  quaePius  Septimus  morte  praevenUis 
Apostolicae  Auctoritatis  munimlne  roborare ,  Dovum  in 
veriano  Regno  Ecclesianraiy  et  CapiUilorum  slatum  wm 
Dioecesium  ümites  ad  eorum  normam,  quae  laudatus 
sor  duxerat  admittenda,  ccmsUtui  necessarium  conspeximus. 

Habenfces  igitur  pro  expressis ,  ac  de  \efbo  ad  Yeiilum 
latis  iis  (Munibus,  quae  praedictarum  Ecclesiarum ,  etCaj 
rum  anteriora  Jura ,  privflegia ,  ac  praerogatlvas  resplcimit» 
coDsensui  supplentes  eorum  omnium,  quorum  intersit,  de  A| 
licae  potestatis  plenitudine,  praevia  omnimoda  suppressiooe, 
tinctione,  et  cessatione  prioris  Status  earumdem  Ecciessiam 
Capituiorum,  decemimus,  quod  ex  nunc  In  posterum  Ca| 
Calbedralis  Ecciesiae  Hildesimensis  etTormetur  ab  unica 
tus  Dignitate ,  et  Sex  Canonicis ,  ac  quatuor  Vicariis,  seu 
bendatis. 

Mensae  Episcopalis  annui  redditus  erunt  in  Summa  Qoil 
mille  thalerorum  monetae  cooventionalis ,  ut  iulta  perdi 
rum ,  ac  insuper  aedes  pro  decenti  habitatione,  si  non  adsiot, 
viter  Episcopo  erunt  attribuendae. 

Decanus  CairituU  Cathedralis  annuo  redditu  thaleronnn 
quingentorum  monetae  Conventionalis,  duo  Canonici 
miUe  quatuorcentum,  tertius,  et  quartus  Canonicus  milk, 
mi  duo  Canonici  octingentorum ,  ac  quatuor  Vicarll,  seu 
bendati   quatuor  centum  ut  infra  percipiendorum ,   respe(< 
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lebUDt ,  atque  Insuper  De^anus ,  quilibet  Canonicus ,  et  duo 
irii  In  ordioe  priores  Domos  habebunt,  unicuique  eonim 
riiendae  assignandas. 

Adhujusmodi  autem  redditus  constltuendos  praefatus  6e- 
:1us  Rex  spopondit  intra  quadriennium  a  data  praesentium  nu^- 
andam  tot  Fundos,  ac  bona  stabilia,  Declmas ,  et  Census  rea- 
ttodem  Episcopo,  et  Capitulo  ea ,  qua  sln^lis  par  est  quan- 
te,  se  Iraditurum,  quot  praedlctis  annu!s  adsignatis  reddftibus 
MiDi  cujuscumque  generls  onere  prorsus  liberis  et  Immunibus 
pdodeant,  tta  tarnen,  ut  antea  per  Inrrascrfptum  harum  Lite- 
rn Exequutorem  Apostolicae  Sedis  Judicio  subjlciantur,  quo 
wate  perpensa  necessariam  ad  ipsa  adprobationem  nanciscan- 
'.  loterea  vero,  donec  isthaec  reddituum  adsignatio  in  Fundis 
koDis  stabillbus,  Decimis,  Censibusque  Realibus  locum  habeat, 
tMratae  Summae  Episcopo,  et  Capitulo  a  Thesauro  Regio 
MiODis  in  pecunla  numerata  integre ,  ac  libere  erunt  persol- 
»he. 

Qood  vero  spectat  Ecclesiam  Osnabnigensem,  quoniam  prae- 
Btes  rerum  circumstantlae  utraroque  Ecclesiam  dotari  posse 
i  siaunt ,  nova  ipsius  Osnabrugensis  Episcopalis  Mensae,  Ca- 
Ui,  ac  Seminarii  dotatio  suspensa  perstet,  usquedum  neces- 
^  ad  id  suppetant  mec'ia,  quo  casu  in  fUndis,  bonis  stabilibus, 
Kinis,  censibusque  realibus  erlt  perflcienda.  Atque  tuoc  Os- 
iknigiensis  Episcopus  non  secus  ac  episcopus  Hildesimensis  an- 
^  redditu  quatuor  mlllium  thalerorum  monetae  Conventionalis 
k  supramemoratis  bonis  gaudebit,  Capitulum  eodem,  ac  Hil- 
Mmense  Capitulartnm ,  et  Vicariorum  numero  constabit,  pa- 
BHue  redditus  annul  eisdem  respective  assignabuntur ;  nee  non 
^Iscopali  Semlnario  ea  reddituum  annua  summa  tribuetur,  quae 
'c^ltatlbus ,  et  utilitati  Dtoecesis  valeat  respondere. 

Quamdlu  autem  Episcopatus  Osnabrugensis  dotatio  suspensa 
^^M,  Episcopali  Mensae  Hlldesimensi  augmentum  bis  mille 
hlerorum  e  Bonis  Ecclesiasticis  in  Provincia  Osnabrugensi  sitis 
MjAendorum,  itemque  Decano  Hildesimensis  Capituli  augmen- 
^  tercentum  thalerorum  assignabitur ,  ab  ipsis  annuatim  re- 
^^^  Pcrclptendorum ,  perdurante  tantummodo  praedicta  do- 
''^s  Episcopatus  Osnabrugensis  suspensione. 

Atque  interea ,  ne  Dioecesis  Osnabrugensis ,  cul  ob  eas  ra- 
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Uones  designari  in  praesens  Antisteet  nequit ,  legiUmo  eareat  Rd 
Sacrae  regiminei  mandamus,  ut  Venerabilts  Frater  Garolusde 
Gruben,  Episcopus Parensis  in  pariibus lofldelium,  ejusdemfue 
Osnabrugensis  Ecclesiae  Suffraganeus  Dioecesim  ipsam,  quoad  vi- 
xerit,  gubernare  prosequatur,  eoque  denincto  HildesiineBsis  pro 
tempore  Episcopus  Dioecesim  quoque  Osnabrugensem  facultatilNis 
ad  id  ab  ApostoUca  Sede  qualibet  vice  sibi  speciaUm  del^andis 
adfflinistrare,  suumque  Ylcarium  in  Spiritualibus  Generalem,  qiii 
in  Civitate  Osnabrugensi  resideat,  debeat  adsciscere.  Qui  quidem 
Yicarius,  diunmodo  vere  digous,  et  idoneus  Judicatus  f\i^t,  a 
Romano  Ponliflce  titulo  alicujus  Episcopalis  Ecclesiae  In  parii- 
bus  Infidelium,  servatis  omnibtis  servandis ,  decorabitur  ad  boc, 
ut  PontiQcalia  in  ipsa  Civitate,  et  Dioecesi  'Osnabrugensi  exet-^ 
cere  possit,  et  valeat.  Eidem  idcirco  Vicario  Generali  Osoabrii- 
gensi  pro  sua,  et  Episcopalis  Curiae  dotatione  annua  persoWenda 
^t  summa  trium  millium  tbaierorum  monetae  conventionalia  a 
praelaudati  Serenissimi  Regis  liberali  muniflcentia  promissa,  quae 
in  ipsius  Vicarii  Generalis  congruam,  et  in  annuam  laboribus  re- 
spondentem  mercedem  Ecclesiaticorum ,  qui  suam  eidem  in  ea 
procuralione  operam  commodabunt  erit  impendenda. 

Donec  autem  proprium  Osoabrugense  Semioarium  erigt  po- 
tuerit,  hujusce  Dioecesis  Clerici  alentur,  atque  educabuntur  in 
Episcopäli  Seminario  Hildesimensi,  cui  propterea  bona,  ac  reddl- 
tus,  quibus  actu  gaudet,  integre  conservabuntur ;  quod  idem  dic- 
tum volumus  de  bonis  ac  redditibus  in  tuitionem  Aediuro  Sacra- 
mm,  tam  Hildesimensis,  quam  Osnabrugensls,  atque  in  sumptus 
DiviDi  Cultus,  ac  JMinistrorum  mercedem  adsignatis. 

Quotiescumque  vero  aliquaex  supradictisSedibusEpisoopali- 
bus,tam  Hildesimensi,quamOsnabrugensi,  quae  ambae  perpetuis  fii- 
turis  temporibus  immediate  subjectae  eruntApostolieaeSedl,  vaca- 
verit,  illiusCathedralis  Ecclesiae  Gapitulum  intraMensemadieva- 
cationis  computandum  Reglos  Ministros  certiores  fieri  curabit  de  no- 
minibusCandidatonun  eClero  totiusRegni  selectorum,quorum  unos-' 
quisque  trigesimum  suae  aetatis  annum  ad  minimum  complev^t, 
et  indigenatu  praeditus  sit,  studia  in  Theoiogia,  et  Jure  Canonico 
cum  laude  absolverit ,  curam  animarum,  aut  munus  Professoris 
in  Seminariis  egregie  exercuerit,  aut  in  administrandis  ncgptiis 
Eccleslasticis  excelluerit,  optima  fama  gaudeat,  sana  doctrina,  et 
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lat^Srisaitmoribus.  Ac  si  forte  aliqnls  exCaadldatts  fpsta  Guker- 
nio  Sit  minus  gratus ,  Capitulum  e  catal^go  eam  expunget,  rdi- 
qoo  tarnen  manente  sufflcienti  GandMatonlm  numero^  ex  quo 
Dovus  Episeopus  elegl  valeat.  Tunc  vero  Capitolam  ad  Canoni* 
cam  Electionem  in  Episcopum  unius  ex  Candidatis,  qui  supere- 
ruBt^  Juxta  consoetas  formas  procedet,  ac  documentum  dectionis 
in  forma  auihentica  intra  mensem  ad  Sununum  PontiAcem  per- 
ferri  eurabit. 

Confectio  autem  Processus  informativi  super  qualltatibus 
Promovendorum  ad  regimen  Episcopalium  EcclesisTrum  Regnl 
HannoverfaDi ,  vel  Episoopo  alterius  Sedfs  non  vacantis  ^  vel  £c- 
clesiasUco  illius  Regnl  Viro  in  Dignitate  constituto  a  Romano 
Pontiflce  committetur,  et  ad  formam  Instructionis  ab  Apostollca 
Sede  In  singulis  casibus  transmittendas  exarabitur,  quo  accepto 
Sammus  Pontifex,  si  compererit  Promovendum  instructum  Us 
dotilnis,  qiias  Sacri  Canones  in  Episcopo  requirunt,  eum,  quo  ci- 
Utas  fieri  poterit ,  Juxta  statutas  formas  per  Apostolicas  Ltteras 
eonflrmabit. 

Si  vero ,  aut  Electio  minime  Aierit  Canonioe  peracta ,  aut 
Promovendus  praedictis  doUbus  InstnicUis  non  rep^riatur,  ex 
spedali  gratia  indulgemus,  quod  Cathedrale  Capitulum  ad  novam 
ElecUonem  ut  supra  Canonica  melbodo  valeat  procedere. 

Novns  Episeopus  ab  altero  Regnl  Episcopo  Jam  consecrato^ 
atque  facultatem  expresse  ad  id  ab  Apostollca  Sede  babente ,  as« 
sistentibus  duobus  aliis  Eplscopls  ad  boc  rogati$,  et  In  eorum  de- 
Itetan  duobus  Praelatis  Pontificalium  usum  babentibus ,  vel  bis 
quoque  deflclentibns  duobus  Presbyto^ls  e  Regnl  Clero  in  Eccie- 
siastica  Dignitate  constitutis^  conseerabltur. 

In  CapiUiIarinm  numerum  alli  non  admittentur,  nisl  qui  In- 
digenatu ,  et  qualltatibus  a  Sacris  Canonibus  requisltls  praediti 
slnt,  trigtnta  saltem  annorum  aetatem  babeant,  et  in  Presbytcra- 
tus  Ordlne  slnt  constitutl ,  quique  in  exercenda  cura  Animarum, 
vel  in  allo  obeundo  Ecclesiastico  Ministerio ,  vel  Professorls  mu- 
ntre in  Seminario  Eplscopali  conspicuos  esse  reddlderint. 

Quotiescumque  vero  Decanatus,  aut  Canonicatus,  vel  Vica- 
rlatus  in  Catbedrallbus  vacaverit,  Episeopus,  et  Capitulum  alter- 
nls  vlcfbus  intra  sex  hebdomadas  a  die  vacalionls  proponent  qua- 
tuor  Candidatos  supraenuntlatis  praeditos  qualltatibus.  Quod  si 
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forte  aliquls  ex  Ipste  CandidaUs  Gubernio  Invisiis,  ant  swpnlli 
sli  j  id  quamprimum  Episcopo  respecUve ,  aut  Ca^talo  Mom 
poterit^  ut  expungatur:  tunc  autem  Eptecopua  ad  collirtir—' 
DecaDatus,  Canonicatus,  autVicariatus,  vel  respecUve CaiMtaii 
Intra  qualuor  hebdomadas  procedet  ad  nomioatiooeai  ubioi 
Personls  Guberoio  noD  iovisis,  nee  suspecUs,  cui  Episccpnsi 
DODicam  dabit  Institutionem. 

Ad  novam  nunc  procedendo  clrcumscripUonem 
Episcopatus  HUdesimensis ,  qui  acta  a  Venerabili  ßatre 
Cisco  Egone  a  FUrstenberg  modenio  ejus  Episoopo  gubemj 
tur,  et  Osnabnigensis ,  qui  suo  a  pluribus  annis  orbatus  FasMJ 
a  supramemorato  Carolo  Eptscopo  Parensi ,  ac  cjusdea  Om^ 
bnigensis  Ecclesiae  Sufflraganeo  cum  Apostollcis  siU  Megf^tH 
fiicultatibus  administratur,  praevia  dismembratione,  s^antioMV 
ac  immutaUoneaquoiiuncumqueMetropoIitanorum,£pise0(QraH 
seu  Ordinailorum,  ac  Vicariorum  Apostolicornm  JurisdicäM^ 
superiorUate ,  ac  potestate  omnium ,  et  singularum  CivitiMi 
Terrarum,  ac  Paraeciarum  intra  Regnl  Hannoveriani  llnM 
eomprehensarum  decernimus,  prout  a  PioVII.  Praedecessoit 
Nostro  designatum  füerat,  ut  Regnum  ipsum  in  duas  onmiii 
Dioeceses  a  cursu  flumlnis  Visurgis  vulgo — Weser — nuncupi 
tamquam  suis  limitlbus  separatas  dividatur ,  ita  ut  Paraedie  il 
dexteram  cjusdem  Fluminis  partem  sitae  Dioecesi  HUdesiDeoät 
Paraeciae  autem  ad  sinistram  Visurgis  ripam  positae  IMoeaA 
Osnabrugensi  respective  assignentur,  prout  sequitur,  vlddicct: 

Dioecesis  HUdesimensis  efformabitur  a  sequentibus  quisV»- 
ginta  quinque  Parochialibus  Ecdesiis  ad  ipsam  Hildesimötte* 
Dioecesim  Jam  pertinentibus ,  nempe  —  Actatum  —  Adlon  -^ 
Ahrbergen  —  Gross-Algermissen  —  Asel  —  Bauenstedt  —  Bett- 
mar  —  Bilderlah  —  IBoclcenem  —  Bolzum  —  Borsum  —  fi^ 
fUrt  —  Dingelbe  —  Dintder  —  Dorstadt  —  Gross -Duogea^ 
Emmerlce  —  Gross-Giesen  —  Grasdorf — Grauhof  —  GroDiU'-' 
Goslar  —  Harsum  —  Heinig  —  Ecclesiae  Cathedralis  —  S.  G^ 
dehardi  —  8.  Magdalenae  —  SSmae  Crucis  —  inCivItateHUde»' 
beim  sitae  —  Hennelcenrode  —  Himmelsthür — Hohenhamdfi -^ 
Hunnesriick  —  Itzum  —  Lamspringe  —  Liebenburg  —  Mari* 
rode  —  Moritzberg  —  Ottbergen  —  Peina  —  PoppentaW- 
Hingelheim  —  Ruthe  —  Schiaden  —  S»der  —  S«hrc  —  Sorsö* 
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—  Sottrum  —  Stelnbruck  —  Vienenburg  —  Gross -VKrste  — ^ 
WMtfeld  —  Wiedclah  —  Wlnzenbiirg  —  Wohle  —  Wolden- 
ber^  — ;  Atque  instiper  a  viginti  Parochialibus,  ac  tredeclm  Cu- 
rttis  Succursallbus  nuDCopatls  Ecdesiis  in  Provincia  Eichsfeldiae 
positis,  et  antiquae  Metropolitanae  Ecclesiae  Moguntinae,  seu 
RaUsbonensi  oUm  subJecUs ,  quae  in  praeseniiarum  a  Venerabill 
Fratre-  Carolo  Friderico  de  Wen  dt  Episcopo  Basinopolitano  in 
purtibus  Infldelium,  ac  Hildesimensis  Ecclesiae  SufiTlraganeo  uti 
Yicarfo  Apostolico  administrantur ,  videlicet  Paraecia  —  Ihider- 
sladt  —  cum  tribus  Succursallbus  Eccleslis  —  Gerblingerode  — 
Fissilngerode ,  et  —  Westerode  —  nuneupatis ,  ac  Paraeciis  — 
ft^tenberg  —  Desingerode  —  cum  duabus  succursallbus  Eccle- 
slis— Werxhausen,  —  et  Esplingerode  —  denominatis,  nee  non 
Paraeciis  —  Immingerode  —  Nesselroeden  —  SeuUngen  —  See« 
borg  —  Bernshausen  —  cum  succursali  Germershausen  —  atque 
Paraeciis  —  Lindau  —  Bilshausen — Crebeck  —  cum  succursali 

—  Bodensee,  et  Parochialibus  Eccleslis  —  Wolbrandshausen  — 
Gieboldshausen — Rollshausen — Rudensbausen  —  Rhumspringe 

—  cum  succursali  Hilkerode :  —  Paraecia  quoque  —  Fuhrbach 

—  cum  duabus  succursallbus  —  Langenhagen,  et  Brochthausen, 
—nee  non  Paraecia — Oberfeld  —  cum  succursali — Mingerode: 
Paraecia  quoque — Noerthen  cum  duabus  Eccleslis  succursallbus, 
ac  Paraecia  Renshausen  —  Denique  a  tribus  Paraeciis  —  Han- 
nover—  Göttingen, — et  Celle — vulgo  nuneupatis,  quae  hactenus 
a  supradicto  moderno  Episcopo  Hildesimensi  Missionum  septem- 
tiiwalium  Vicario  Apostolico  flierunt  spiritualiter  gubernatae. 

Dioecesis  Osnabrugensis  constabit  ex  sequentlbus  Decana- 
tlbus,  videlicet  ex  decanatu  Ecclesiae  Gathedralls,  et  Civitatis 
Osnabrugensis  Septem  continente  Paraecias ,  quarum  duae  repe- 
riuntur  in  Civitate  ipsa  Osnabrugensi ,  reliquae  vero  in  ipsius 
Terrltorlo ,  nuncupanturque  —  Bellm  —  Bissendorf  —  Rulle  — 
Schiedehausen ,  —  et  Wallenhorst  —  ex  Decanatu  —  Iburg  — 
vulgo  denominato  Septem  pariter  complectente  Paraecias ,  ut  se- 
quitur  nuncupatas,  id  est  —  Borgloh  —  Glandorf —  Glane  — 
Hagen  —  Iburg  —  Läer,  —  et  Oesede;  Ex  Decanatu  —  Für- 
stenau  —  undecim  sequentes  complectltur  Paraecias ,  nempe  — 
Berge  —  Fiirstenau  —  Merzen  —  Neuenkirchen  —  Schwags- 
dorf — Volthlage — Aishausen  —  Ankum  —  Badbergen  —  Bers- 
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senbrück,  —  et  QuakenbrOck ;  —  Ex  Decanatu — VMs— 
cupato ,  qui  undecioi  sequentes  complecUtiir  Paraecl; 

—  Lage  —  Malgarten  —  VSrden  —  Bomte  —  BfiDUfen;-» 
Osterkappeln  —  Sanctae  Annae  —  Gesmold  —  Hdle  -  Km^ 
loh  --^  Wellingholthausen ;  nee  non  partes  illas  Ptfaec»ni«t 
Damme,  —  et  Neaenkirchen,  ^  quae  intra  Umites  Regni 
veriani  reperiuntur;  Ex  Archipresbyteratu  inlMoris 

—  Ungen  —  duodecim  continente  Paraecias ,  viddioet  ^ 
Winkel  —  Beesten  —  Freren  —  Lengerich  —  MessiDgca 
Schapen  —  Thuine — Baccum  —  Bramsche  —  Liogen  — 
liinne,  —  et  Spelte;  nee  non  exviginU  Septem  Paraeciisii 
strictu  de  —  Meppen  —  comprehensis,  et  ad  Mon 
Dioecesiro  Jam  perUnentibus  videllcet  —  Ascfamdorf — 

—  Bockeloe  —  Borger  —  Dörpen  —  Emsburen  —  Barai 
Hasdunne  —  Heede  —  H^rzlake — Hesepe  —  Holte  -UUs 
Lorap  —  Meppen  —  Papenburg  —  Ecclesia  Principalis,  ac 
ejusdem  nimiinis  Ecclesia  snccursalis  —  Rhede  —  Riitteo< 

—  Steinbild  ^  SSgel  —  Schepsdorf  —  Salzbeigen  — 
Twiestingen  —  Werlte ,  —  et  Wesuwe.  —  Trcs  qooqne 
guntur  Paraeciae  in  Frfsia  Orientali  positae ,  et  praeftitae 
steriensi  DIoecesi  Jam  subjectae,  quae  —  Emden  —  Leer, 
Norden — vulgo  nuncupantur.  Et  postremo  octo  Paraeciae, 
reperiuntur  in  Comitatu  —  de  Bentheim  —  actu  a  Regoo  fl 
veriano  in  temporalibus  dependentes ,  et  hactenns  a  praebto 
nasteriensi  Episcopo  gubematae ,  nempe  —  Bentheim  —  BM^ 
lecht  —  Efflblicheim  —  Laem^aide,  seu  Wolda  —  Nordta«-^ 
Neuenhaus  —  Schüttori;  —  et  Wittmarsdien.  — 

Praedictos  vero  Decanatns,  Paraecias,  etLoca  Episc^pb 
tempore  Hildeslmensi ,  et  Osnabragensi  pro  eorum 
Dioecesibus  attributa,  eonnnque  Incolas  utriusque  sexus 
Clerioos^  quam  Lalcos  iisdem  Ecciesiis,  eonimque  Prai 
pro  suis  respective  Territorio,  DioecesI,  Clero,  et  P^lo 
tuo  assignamus,  et  in  spiritualibns  omnimode  subjicimus,  pr^ 
reaque  statim  ac  praesentes  Literae  plraariae  ftieriotExe^i^ 
mandatae ,  omnis  Antiquontm  Metropolitanorum ,  OrdiDarMI 
Vicariorura  Apostolicorum ,  seu  Administratorum  JorisdicM 
supradicUs  Locis,  Decanatlbus,  et  Paraeciis  cessare  debcbil,  m 
nesque  tunc  facultates  in  Locis ,  et  Partibus  ab  eorum  jn^ 
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ttme  sobtnusUs  nullius  roboris ,  vel  momenti  ampllus  fMuras  de* 
daramus. 

Ut  iosuper  conunoditati  Populonim  sie  ut  supra  respeeüvis 
Eptscopis  sul^ectorum  consulatur ,  praescribimus ,  ul  onmia ,  et 
dogula  documeota  respicientia  Ecclesias ,  et  Loca  ut  supra  dis* 
membrata ,  et  de  novo  applicata  a  veteribus  Cancellariis  extrahi, 
et  Cancellariis  Dioeceslum,  quibus  erunt  incorporata,  debeant 
opportuoa  fonna  tradi,  atque  in  iis  perpetuo  asservaii. 

Habita  modo  ratioue  reddJtuom  Episcopalis  Mensae  Hildesi- 
niensfs  de  more  taxari  in  Florenis  septing^tis  qalnqvaginta  sex- 
Auri  de  Camera,  et  bujusmodi  Taxam  in  Libris  CameraeNostrae 
Äpostolieae  describi  maadamus.  —  Quod  vero  spectat  Episcopaieai 
mensam  Osnabrogensem ,  quando  locus  factus  ftierit  ilUus  dots- 
Uani  ut  supra  enuociatae,  Eoclesiam  ipsam  de  more  taxail  in 
Floreiiis  sexcentum  sexaginta  sex  Auri  de  Camera  cum  duobus 
tertiis,  eamdemque  Taxam  in  Libris  Äpostolieae  Camerae  simiiiter 
descritH  mandamus.  **). 

Denique,  ut  cuncta  a  Nobis  ut  supra  disposita  rite  ad  suum 
perducantur  effectum,  supradictum  Franciscum  Egonem 
Episcapum  Hildesimensem  in  harum  Literarum  Apostolicarum 
Exequutorem  cum  omnibus,  et  singulis  necessariis,  et  opportunis 
facultatibtts  deputamus , '  ut  praeviis  respectivis  dotationibus  in 
vaiida  forma  perflciendis  ad  uniuscujusque  Ecciesiae  cum  suo 
Capitulo  novam  Ordinationem,  ac  respectivi  Territorii  Dioecesant 
Circumscriptionem  procedere ,  aliaque  omnia  ut  supra  ordlnata 
peragere,  et  statuere,  delegata  sibi  Apostolica  Auctoritate  libere, 
ac licite  possit,  etvaleat^  atque  ulterius  Ipsi  Francisco  Egoni 
Episcopo  facultatem  pariter  tribuimus ,  ut  ad  plenam  rerum  om- 
nium  in  lods  praeseriim  ab  ejus  residentia  remotis  Exequutionem 
qnamcamque  Personam ,  seu  Personas  in  Ecclesiastica  Dignitate 
eonstitutam,  vel  constitutas  subdelegare,  äc  tam  ipse,  quam  Per- 
«ma ,  vel  Personae  ab  eo  sie  subdeleganda ,  vel  subdelegandae 
super  quacumque  opposiUone  in  Actu  Exequutionis  bujusmodi 
quomodolibet  fbrsan  oritura ,  servatis  tamen  de  Jure  servandis, 
eUam  definitive ,  et  quacumque  appetlatione  remota  pronunciare» 
Ubere  item,  ac  Ucite  possint,  etvaleant,  ac  quilibet  eorum  respec^ 
tive  possity  et  valeat. 

Eidem  insuper  Francisco  Egoni  Episcopo  expresse  in- 
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Jungimus,  ut  exempla  singulorum  Aetorum ,  tarn  per  se, 
8U09  subdel^atos  in  hanim  llterarum.ExequaUonem  coilelei- 
donim ,  intra  quad  Amestreiq  ab  ipsanim  expleta  ExequaOeiK  ai 
ApostoUcam  Sedem  in  authenlica  fbrma  transmtttat  io  AidMo 
Congregationia  rebus  Consistorialibus  praepositae  de  more  asicr- 
vanda. 

Praesefites  autem  Literas,  et  in  eis  contenta,  ac  sUMi 
quaecumque,  etiam  exeo  quod  quilibet  in  praemissis,  vel  iaeom 
aUquo  Jus ,  aut  Interesse  habentes,  vel  quomodolibet  ettam  in  i^ 
turum  habere  praetendentes,  c^Jnsvls  Status,  ordinis,  coDdiUoDiSi 
et  praeendnentiae  ac  etiam  spedOca,  expressa,  et  iodividoa  nea- 
tione  digni  sint,  Ulis  non  consenserint,  seu  quod  allqol  ex  ipili 
ad  praemissa  minime  vocatl ,  vel  etiam  nullimode ,  aut  hob  satt 
audlti  füerint,  sive  ex  qjaalibet  eliam  laesionls,  vel  alii  Juridfo, 
privilegiata,  ac  privü^atissima  causa,. colore,  praetextu,  dcaiHa 
etiam  in  corpore  Juris  clauso ,  nullo  unquam  tempore  de  sobre^ 
tionis ,  vel  obreptionis ,  aut  nullitatis  vitio ,  seu  intenüonis  Ma* 
strae,  vel  Interesse  habentium  cmsensus,  aliove  quolibet  driisda 
quantumvls  magno  inexcogitato,  substantiall ,  ac  subsfcantidP 
simo  sive  etiam  ex  eo,  quod  in  praemissls  solemnitates,  etqui^ 
cumque  alla  forsan  servanda,  etadimplenda  minime  servitii 
adlmpleta,  seu  causae,  propter  quas  praesentes  emanaveriot,  Ott 
suffldenter  adductae,  veriBäitae ,  et  Justificatae  ftierint,  naUit 
impugnari,  aut  alias  inflrlngi,  suspendi,  restringi,  llmitaTi,nlk 
controversiam  vocari,  seu  adversus  eas  resütuUonis  in  intcgivv 
aperitlonis  orls,  aut  aliud  quodcumque  Juris,  vd  focti,  aot  Jasü 
tiae  remedhun  impetrari ,  aut  sub  quibusvis  contrariis  Coosütt' 
Uonibus,  RevocaUonibus,  Suspensionibus,  Umitationibus,  derogat 
tionibus,  modiflcationibus,  decretis,  aut  declaraUonibns  geo( 
bus,  vel  specialibus  quomodolibet  factis  minime  posse 
hendf,  sed  semper  ab  Ulis  exceptas  esse,  et  fore,  ac  tamqoiBl 
Pontiflclae  provldentiae  Officio,  certa  scientia,  et  potestatts 
tudine  Nostrls  foctas ,  et  emanatas  omnimoda  firmitate 
validas ,  et  efflcaces  existere ,  et  foro,  suosque  plenarios  et 
gros  elTectus  sortlri  et  obtinere,  ac  ab  omnibus,  ad  quos 
et  spectabit  quomodolibet  in  futurum ,  perpetuo  et  inTi< 
observari,  ac  supradictarum  Ecclesiarum  Episoopis ,  et 
aliisque,  quorum  favorem  praesentes  NoatraeLtterae  coaceni 
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perpetuis  ftituris  temporlbus  plenlssioie  suffiragari  debere,  eos- 
demque  super  praemissis  .onnDibus ,  et  singnlis ,  vel  illomm  causa 
ab  allquibus  quavls  auctoritate  füngentibus  quomodoUbet  mole- 
fttari,  perturbari,  inquietari,  vel  impediri,  neque  ad  probationem, 
8^1  veriflcalionem  quonimcumque  ia  eisdem  praesentibus  narra- 
torum  Dullatenus  unquam  teneri,  neque  ad  id  in  Judiclo  vel  extra 
cogi,  seu  compelli  posse ;  et  si  secus  super  bis  a  quoquam  quavls 
auctoritate  scienter ,  vel  ignoranter  contigerlt  attentari ,  Irrltum, 
et  prorsus  Inane  esse,  ac  fore  volumus,  atque  decernimus. 

Non  Obstantibus  de  Jure  quaesito  non  tollendo  de  suppres- 
slonlbus  commlttendis  ad  partes  vocatis ,  quorum  interest ,  allls- 
que  Nostris  etCancellariaeApostoUcae  reguUs,  nee  non  dictarum 
Eectesiarum  etiam  conflnnatione  Apostollca ,  vel  quavls  flrmitate 
alia  roboratts  statutis,  et  consuetudlnibus,  etiam  Immemorabili- 
bus,  prlvll^s  quoque,  Indultis,  et  Concessionibus  quamvis  spe- 
dflca,  et  Indivldua  mentione  dlgnls,  omnlbusque,  et  singulis  Apo- 
stoUcis,  ac  in  Synodallbus,  Provinciallbus,  et  Universalibus  Con- 
dliis  edltls,  speciallbus,  vel  generallbus  Constitutionibus,  et  Or- 
dlnationibus :  Quibus  omnlbus,  et  singulis ,  eorumque  totis  teno- 
Tibus  ac  formls ,  etiamsi  specialis ,  specifica ,  et  indivldua  mentlo, 
seu  quaevis  alia  expressio  habenda,  aut  aliqua  alia  exquisita  forma 
ad  boc  servanda  foret ,  illorum  teueres  ac  si  de  verbo  ad  verbum 
Dil  penitus  omisso ,  et  forma  in  Ulis  tradita  observata  inserti  fo- 
reot,  praesentibus  pro  expressls  babentes  ad  praemlssorum  effec- 
tiim  laUssime ,  et  plenissime ,  ac  specialiter  et  expresse  deroga- 
mos ,  et  derogatum  esse  declaramus ,  caeterisque  contrariis  qul- 
buscumque. 

Volumus  item ,  ut  barum  Llterarum  Nostrarum  Transsum- 
pUs  etiam  impressis  manu  tamen  alicuJusNotarii  publlcl  subscrip- 
tis  9  et  sigillo  Personae  in  Ecclesiastica  Dlgnitate  constitutae  mu- 
Ditis,  eadem  prorsus  fldes  adhibeatur,  quae  ipsis  praesentibus 
adbiberetur,  si  forent  exbibltae  vel  ostensae. 

Nulll  ergo  omnino  homlnum  liceat  banc  paginam  Nostrae 
Suppresslonis,  Extlnctlonis,  Annullationis,  Dismembrationis,  Se- 
paratlonis,  Unlonis,  Circumscriptionis ,  Assignationls ,  Indultl, 
Subjectionis,  Suppletlonls,  Declarationls,  Deputationis,  Commls- 
sionis,  Mandati ,  DecreU,  Derogationis ,  et  Voluntatis  Inflingere, 
vel  ei  ausu  temerario  contraire:  Si  quls  autem  hoc  attentare 
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(M^esunipserit ,  ladlgnatiaaem  Omnipotaitis  Dei,  ae  B«« 
Peiri  et  Pauli  Apostolorum  ejus  se  aoverit  incursunim.  ] 
Datum  Romae  apud  Sanctara  Mariam  MsjamAH 
Incarnationis  Domioicae  MUlesimo  Ociin^eoteäiiio  w 
simoQuarioSepttiiioKaleiHlasApriUs.  PoDüOcatusliMli 
Anno  Prifflo.  I 

A.  6.  Card.  Pro-Datarias.J 

J.  Card.  Albanus. 
Visa  de  Curia : 

D.  Testa. 

Logo  f  Plumlii.  k 

.    F.  Lavizsarius. 

«)  Eine  Deutsche  üebersetzang  dieser  Bulle  fisM  sicfa  Ü 
der  Gesetzsammlung  für  das  Königreich  Hiaaorer 
1824, 1.  Abth.  Nr.  12,  S.  87  n.  f. 

Ebendaselbst  s,  auch:  ^ 

das  genehmigende  Königliche  Patent  vom  20.  Mailtti^ 

I 

Auch  Hannover  war  demnächst,  nach  manchen  Schwiengm 

ten,  hinsichtlich  seiner  katholischen  Unterthanen,  zum  Ziele  gebp|| 

Durch  die  für  das  Königreich  Hannover  gegebene,  landesherrlri 

genehmigte  Bulle  vom  26.  März  1824  erreichte  namentlich ai| 

die  Abhängigkeit  katholischer  Gemeinden  und  Pfarreien  im  Koito 

reiche  von  auswärtigen  geistlichen  Behörden  ihre  Endschaft 

Vergl:  E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  U.  S.  184. 

J.  L.  Kläber,  öffentliches  Recht  des  Teatschen  Bundes  fi.s.w 

(4.  Aufl.  1840) ,  S.  7«2,  763.  ^ 

b)  Goldgulden  des  Römischen  Kammersatzes,  der! 

jeden  die  Curie  zu  4  Gulden  50  Kreuzer  rheinisch  reehnel.  ' 


Ein  besonderer  Abdruck  obiger  Bulle  ersefalea  ziR^iri 

1824,  in  der  päpstlichen  Druckerei;  «-nach  diesem  ^ 

ein  zweiter  (lateinisch  und  deutsch)  zu  Munster,  18U»^'i 

S.  auch:  G.  J.  de  Martens,  Recueil  etc.  Supplte.,  Tob-X 

p.  421.  ' 

V.  Droste-Hülshof,  Grundsätze  des  gemeinen  KircbenrecMi 

der  Katholiken  und  Evangelischen.  Munster,  1828, 8. 
K.  J.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirchenrechts  u.  s.  w.  B4.II| 
S.  858  u.  f. 


€TIII. 

Urkunden  des  Goncordats  fftr  die  in  der  Ober- 
rheiBisehen  Kirchenprovinz  begriüNien  Uader 

und  Städte.') 

A. 

Bvlla  Irestioois  et  GireiBigGriptionig,  d.d.  Romto 

die  16.  Angngti  »21. 

Pius  Episcopus,  Servus  Servorum  Dei. 
Ad  perpetuam  rei  memoriaiii. 

Provida  solersque  RomaDorum  Pcmtiflcum  sollicitudo  In  iis 
«^mpooeodis,  et  ordinandis,  quae  ad  apUor^n  Dominici  Gr^is 
Gostodiam  ac  procurationem  ex  Ipsa  etiam  temponim  ac  locorum 
natura  magis  expedire  dignoscantur,  eos  adigit  ad  novas  Epiaco- 
pales  sedes  quandoque  coastituendas,  et  qaaodoque  illanun  all« 
quas  transferendas,  ut  Domino  messis  benedlcente,  apUora  ex- 
inde  in  fldelis  Populi  spirituale  bonum  praesidia  queant  compa- 
rari.  Statim  ac  itaque  reddita  ftait  Germaniae  tranqulllitas ,  Nos 
ad  componendas  res  Ecclesiasticas  in  praeteiita  temporum  cala- 
mitaie  perturbatas  contlnuo  direximus  curas  Nostras,  lisque  In 
Bavariae  Regno,  quatuor  ab  binc  annis  opportune  ordinatis, 
Nostras  pariter  soUicitudines  absque  mora  converUmus  ad  illos 
onm^  Orthodoxae  fidei  Cuttores,  qui  actu  subsunt  Dominationi 
Serenisslmorum  Principuum  statuumque  Germaniae^  nempe:  ^) 
RegisWirtembergiae,  MagniDucisBadensis,£lectorl8 
Hassiae,  Magnl  Ducis  Hassiae,  Oucls  Nassoviae, 
Liberae  Civitatis  Francofurtensis,  Magni  Ducis  Megalo- 
politani,  Ducum  Saxoniae,  Ducis  Oldenburgensis, 
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Piiaclpls Waldeccen sis,  ac Ldberanim  QvitatiBiHiisei 
carumLubeccensis  etBremensis,qui  sesepntoi 
dendo  ad  omnem  operam  daodam  pro  Episcopatuum  ak, 
Sede  vel  erigendorum,  vel  instauraDdorum  convententi 
L^atos  communi  nomine  Romam  huJus  rei  causa 
Ast  cum  res  omnes  Ecclesiasticae,  de  quibus  actum  Aiit, 
minime  potuerint,  spe  tarnen  non  decidentes  tbre,  ut  pro 
Principum,  ac  statuum  sapientia  valeant  lllae  in  postenm 
poni)  ne  interea  Christi  fldeles  in  dictlsRegionllHis  comni< 
quos  in  maxima  spiritualls  regiminis  necessitate  agnosdimis 
stttatos,  dlutius  propriis  destituantur  Pastorüms,  ad  dobbi 
in  praecipuis  Ipsorum  Principum  et  statuum  Civitatibus  ae 
toriis  Sedium  Erectionem,  ac  Dioecesium  CircumscripttMMa 
cedendum  esse  decrevimus ,  ut  celenrime  Ecclesiis  Otts  te 
Episcopis  providere  valeamus :  reservata  Nobis  cura, 
.aliorum  Principum  subditos,  iis  Dioecesibus,  quas 
Judicabimus,  in  posterum  acUungendi.  Audito  igitor 
nonnullorum  Venerabilium  Fratrum  Nostrorum  Sanctae 
Ecclesiae  Cardinalium,  ex  certa  scientia,  ac  matura  ddil 
Nostris,  denique  Apostolicae  potestatis  plenitudine,  sopi 
annuUamus  et  extinguimus  titulum)  denomination^Bi,  oal 
essentiam  totumque  praesentem  Statum  vacantium  tamEi 
Ecclesiae  Constantiensis^  quam  Praepositurae  vere  nullius  SttJ 
Elvacensis,  una  cum  suis  Capitulis,  ad  effectum  libere 
cedendi  ad  inflra  dicendas  novas  Ecciesiarum  Erecttmes 
Dioecesium  Cireumscriptiones,  atque  ulterius  immutamiis 
sentem  Statum  Episcopalium  Ecciesiarum  Moguntinae  ac 
densis,  ita  ut  illa  a  quocumque  Metropoiitico  Jure  Arcliiepi 
Mechliniensis  omnino  substracta,  et  non  ampUus  dis| 
Nostrarum  Literarum  Apostollcarum  inclpientium :  Qui  Chrl 
Domini,  datarum  tertio  Kalendas  Decembris  aimi 
octingiratesimi  primi  subjecta  remaneat,  atque  ista  a 
statu  per  alias  ApostoUcas  Literas  fei.  mem.  BenedictiM^ 
cimi  quartl,  PraedecessorisNostri,  quarum  initium:  Ifli^ 
Stolice,  consütutoad  Statum  secularem  transiata  intdlipt^ 
ac  SdenUa,  Deliberatione,  et  Potestate  simillbus  ad  Omnipotfli"^ 
Del  gloriam,  orthodoxae  fldei  exaltationem  et  CathoUcae  RdK^ 
nis  incrementum,  Fribuiigum  Drlsgoviae  Civitatem  PrifidpA 
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toran  Acadenda  aHtoqoe  fluidatloflikus  lutgnem,  alque  a 
m  mille  at  wpHiis  ClvIiNu  ifihaMtaUm ,  In  Clvltatmii  Archl- 
Mvpalen  «c  eeleberrimum  Templimi  mh  Ttlulo  Assumtloiüs 
m  Mariae  Virgints  in  Eedeslam  Archiqiiscopalem  et  Pü- 
Mem;  paritorque  Rottenburgm  ad  Nlcanun  ollm  caput 
■tas  MieDtergeaals  in  medlo  Regni  Wirtemberglae,  in  quo 
taaal  Provüiclae  exiatit,  quodf  oe  loeolae  qulnque  mitte  quin- 
II  iahaMtanl,  In  ClvKalem  Episoopaleoi,  In  eaque  peramplum 
VtaHtt  sub  Invocailone  SU.  Martini  Episcopi,  et  Confeasoria 
tcdealam  Ei^acopalem,  nee  non  LimlNirguni  ad  Lahaam  ferlttl 
^  in  bmnUo  Dueatua  Nasaovici  aitum  et  bia  mille  aeptingentoa 
teaa  habitalorea  in  Clvitatem  aimiiifißr  Bpiacopaiem,  et  in 
nialeoa  Templnm  aub  invocatloae  StI.  Georgli  in  Eccleaiam 
a  Epiacopalem  cum  omnibus  Juribua,  Juriadictlonibua,  prae- 
iMBttia,  hoDorfbua  et  privilegila  Archleplacopaii  et  Episcopall- 
iieipective  Sedibua  legitime  ocMnpetentibus  perpetno  eiiglmua 
fcmsIltiilBiua.  Antedictae  vero  Metropelitanae  Eccieaiae  Fri- 
Vcasi  praefataa  quataor  Epiacopalea  Bcclesiaa  Moguntinam, 
^mon,  Rottenbnrgcoaem ,  ac  Limbuigenaem  Suffraganeaa 
ieaamua.  Porro  quodllbet  Capltulum  tam  Metrapolitanae  Pri- 
^M^j  quam  Cathedraltum  Eccleaiaram  Moguntinae  ac  Rot- 
■tegenaia  ex  uniea  Decanatua  Dignitate  et  sex  Canonicatibua, 
Meote  vero  ex  Dignitate  Decanatua  et  quatuor  Canonicatibua, 
^Uabargeaae  ex  Decanatua  Dignitate  ac  qulnque  Canoolcatibua 
l^ttUve  eonatabual ;  ac  inauper  ad  miniatrorum  numerum  all- 
MulttBi  augendum,  aex  In  Friburgenai,  et  Rottenburgenal, 
Mior  in  MogunUna,  et  Fttldenai,  ac  duo  in  Limburgenai  re- 
MveEcdeaiia  Praebeadae  aeuVioariae  pro  totidem  Praebeadatla 
KVictfiia  enint  oonatablUeadae.  Unicuique  autem  ex  memo- 
^  CapltuUa,  ut  pro  Chori  servitio,  pro  diatributionum  et  alio- 
^  quorumtibet  emoluaientorum  dlviaione,  pro  onerum  auppor- 
^^)  pro  rerum  ac  Jurium  tarn  spiritualium  quam  temporalium 
**spero  felidque  regimine  ac  directione,  quaecunque  Statuta 
^^  et  decreta,  liclta  tarnen  et  boneata  et  Canonicia  reguila 
*^  adveraantia  sub  reapectivi  pro  tempore  exiatentls  AnU- 
^  PHHisldeBiia,  Inspectione  et  adprobatione  condere  atque 
*^^  nee  non  graUia,  Inaignibua  ac  priviieglla,  qulbua  alia 
^^raUum  Bfclesianua  in  Ulis  pariibus  Gapitula  legitime 
DJ.  46 
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jDruiiQtiir  et  gaudeil,  ftiii  et  gandere  Ukere  ae  Ucite  posriitctvi» 
leant,  Ueeotiam  et  tacultatem  coacediflius  ac  ivfertfONir.  CiiMM 
profecto  AAtistitl  gupradtelaruiii  £eclesiarum  expresse  l^ugi- 
mua,  ut  servatis  servandis  deputet  ex  Canonicis  imuii,  vi 
muflus  Poenitentiarii    stabUtter  exerceat ;  ac  alterum,  a  fH 
S.  Scriptura  staUa  dlebus  populo  exponaUir,  vel  ai  uriDUs  co» 
mode  CaQooicl  ad  haec  muncn  deputari  poaaiit,  curabimt  B|k 
acopi,  ut  muaeribua  hujusmodi  ab  aliia  idoneis  Prosbyleito  aUfr 
flat  aUpie  media  ad  congruam  laboruni  mereeden  Preabytoft 
Ipais  comparandan  opportune  conquirantur.    Cumqiie  ad  pn» 
scriptum  Sacri  Concitti  TYidentlnl  pro  Glerl  educatioDe  ae  inrtl» 
tuttone  S^Dioarium  puerorum  Ecclesfaaticum  ab  Episcopo  Umr 
r^eudum  et  admiaistraoduni  exislere  defaeat  in  siogulte  ex  pn6* 
dictis  tarn  Archieplsoepall  quam  Eptecopalibus  Eccieaiis,  itt  i* 
alumuorum  alatur  nuoierus^  :quem  respectiveDioecesIs  fiecesrito 
et  utUitas  postulat ;  cumque  In  quatuor  ex  iUis  Jam  adesse  idfr' 
mus,  in  reliqua  Eccleala,  quamprimum  poterit,  oongrue  erigw 
dum  mandamus.  Volentes  nunc  ad  quinque  supFadlctarun  Man 
cesium  Circumacriptlonem  prooedere,  ut  distioctfa  singolani 
flnibus  nuUa  quaestio  inter  respeetlvos  Bpiscopos  cirea  Bodi» 
aiasticae  Jurisdlctionis  exercittum  exurgere  passit,  prae^ii  M 
membratione  inflra  nominandorum  looorum  a  DioeeesibosetBo^ 
cleslis,  a  quibus  actu  dependent,  de  simlli  Apostniicae  PoteMH 
plenitudine  sequentis  decernimua,  praescriUmus  et  constittMft 
Metropolitana  Friburg^sis  Eodeaia  pro  dtoecesano  suo  lenk 
torio  habebit  cunctam  ditionem  Magni  Ducatus  positaa,  fM| 
partUn  ad  Constantiensem,  partim  etiam  ad  ArgeniineRseai,  Sf| 
rensen,  Wormattensem,  Herbipolenaem,  Basiiiensem  eiMH 
bonenaem  Dioeceses  vel  pertineqjt  vel  Jam  pertinebaat;  M 
quatuordecim  Paraecias  cum  sua  flUalt  poaitas  in  Principe 
Hoheaa&oUem-Hecbiogen  ad  praefttam  Dioecesin  Constanli« 
pertlnentes,  nee  non  viginti  quatuor  Paraecias  in  Priodi 
HobenzoUern-*Sigmaringen  existentes  eidem  ConatantiCDsi 
oesi  spectantes,  atque  insuper  octodeeim  Paraecias  Decaoi 
Vehringen  ac  Paraecias  septemdecim  Deoanatus  Haigersioel 
dioto  siias  Principatu  et  ad  praedictam  Dioecesin  pertii 
Bpisoopalis  Ecclesia  Mognntlna  pro  suo  territorio  Di.. 
babebit  universam  DiUonem  Magni  Ducatus  Hassiad,  nW 


723 

taecta  «um  DioeeesI  MogmUnM  reUqiiM  poft  MparaUonem 
NomB  80b  dttione  Bayariea  exlstenttum,  aliaque  loca  et  Parae- 
Im  ex  RalisiMioeiisi  ac  Wormatteosl  Dioeoealbus,  nee  non  onl- 
m  Ptfaeelan  loei  Herteteln  ex  Dtoeeesl  Pnldeiisi  ad  mgDum 
tncatuB  yraedlcUiin  In  tenporalibiifl  pefiineDtes,  ac  dealipie  Pa- 
iKias  ia  loda  DarmsUdi,  Gleasa,  et  OflTeiibaeh  ejuadeoi  Magnl 
IWtaB  Hasaiael,  IIa  tameD,  ut  a  primo  Aituro  Episeopo  io  locls, 
pl  BaxtBa  in  parte  ab  Acalkcrtiols  iDhaMtanlur,  novae  Paroehla^ 
»Ecdesiae  pro  CatiM>Ueii  füBdentur,  ai  ipai  in  mBgno  sint 
■Mfo,  si  vcro  tai  exlgao,  Paraaciis  Catholicia  vIclDiorlbus  ad- 
iRikiitliu*«  Eodesia  Eptacepalis  Fiddensts  pro  Dioecesano  suo 
tariloria  babebtt  lotun  Blectoratiioi  Hasatae,  videlicet  quadra- 
(Ut  Paraectas  actu  in  tpaa  Dloecesl  eoaiprehenaas ,  Paraecias 
Igiiti  CK  anliqualblfopoUtaDaeDloeceal  olim  Moguntina,  poatea 
httsbrnensi  atque  unam  in  loeo  Velkmarsen  ex  DioecesI  Pader« 
MmiI>  denptis  iiliaParaeciaruni  fraeUonibus,  «piae  in  Bavarieo 
kgm  existentes  proxfmioribua  altia  Paraeciis  Dioeoesium  Regni 
Inariae  aut  Jam  appUoatae  ftierunt  aut  brevi  ex  apostollca  de- 
l|iUoBe  appHeabuntur.  Paraeciarum  aulem  exteranim  ft^ctio- 
M  ia  dltlone  Haaaiaca  existentea  proximiorl  allcul  Dioecesis 
hUeula  Paraedae  vel  Paraeciis  erunt  applicandae.  Eiden 
Mtm  Faldenai  Dieeeeai  unttas  reHnquimus  novem  Paraecias  in 
Kisno  Dncatu  Saxooico-Vimartenal  sitaa,  de  qnibua  aliter,  al 
pl  füerit,  dtaponendi  Nobis  et  Komania  PonUfleibUB  Succea* 
Mus  Nosiria  faeuitateaA  iibere  reaenramus.  Rottenburgensia 
|ino|Mdt8  Ecciesfa  pro  auo  territorio  Dioeceaano  habeblt  inte- 
pon  Regnum  Wirtembergenae  cum  Paraeciis  omnibus,  quae 
M  ab  aiuio  millesiBo  octingeirtefldflao  decimo  sexto  ab  Augustana, 
MrdsI,  Wormatlensi  et  Herbipolensi  Dioecesibus  füerunt  «sepa- 
Mte^aec  non  Paraeciis  ad  suppressam  Praeposituram  Sti.  Viti 
Imeasia  nuiUus  Dioecesis  antea  pertinenUbus.  Bpiscopalis 
hMB  Eodesia  Llmburgensis  pro  Dioecesano  suo  territorio 
ikebft  lotum  Ducatum  Nassovicum,  in  quo  comprebenduntur 
|Miu|iiagiDta  octo  Paraeclae  ad  anliquaaa  RaUsbonenseon,  et  Pa- 
Maaqntnquaginia  duo  adantiquamTrevireasem,  olim-Dioeceses 
lBtn)polUana8  speetantes,  nee  non  vtginti  quaiuor  Paraeciae  in 
^^vvlQda  DillendHirg  et  Weilburg  existentes ,  ac  insuper  Ter* 
iMam  libene  Civitatis  Francollirtensis ,  in  quo  cum  Uibus 
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firuuntiir  et  gaudesl,  fliil  ^  gaadere  W  *        ^  hsnaSmi 

leani,  licentiam  et  facultaUm  cMceitf  *•«  dJclac  Ck^ 

profecto  AntlsUtl  «upradielarum  f//  *a  RÄilsboiieBli 

1006,  ut  »ervatlfi  servandl$  <^I         a  ctEcctototain 

mufius  PoeoitanUarit    stabtttty^/     jü  praedictto  Lods  äI 

S.  Scriplura  staUs  dleliüs  i^///    olestts  pro  respccÜveW 

mode  Canonici  ad  haec  »'//'  *in  Incolas  utriusquc  sex» 

sGopl,  ut  inuneribuft  hu|tv7  ^ero  et  Populo  perpetuo  aail*^ 

flat  utque  media  ad  Cj '^  asdictloni  spiriUiaU  ofluriiBode 

ipsis  Gomparandatn  ^  .\ta  Canonicas  SancUooes  digsit  et 

scriptum  Sacri  Cor  ^^copalem  et  Episcopales  Ecciesias  n 

tutione  Seminari>\^  vice,  quam  ftiUiris  temporiiios  AfNM 

n^eodum  et  ad  /^  InqoMtionls  processu  a  Romano  f^Mce  ^ 

dictts  tam  Avjjrffonlfi  Mae  m^nofiae  Urbani  PapacOett^ 

alumnorum  VVNostri  Jusau  editae  In  singulis  c^sübusMr 

et  utilltas  ^<^dia  Uceal,  quemadmodum  Nos  pmct|HWi* 

oius,  in  y^^  ^  iP^^  ^^  P^i*  alios  eorum  Domifl^  fo^ 

dum  r  >|^^tes  Literae  debite  atque  iote^  (üeriol  ex« 

ce8ii$    /^^  ip^  Apostolicae  Provisionls  Literas  ^ 

anir    yj^ram,  realem  et  c<Nrporalem  possesslonem    . 

^     i^lratlonis,  et  omoimodl  Juris  Dioecesaoi  In  sopn 

Qf     /^^  Civitatibus  ac  Dioecesibus  et  bonis  aliis(|ue  irii 

^      ^>tatione  aßsignatis  vel  assignandls  libere  apprAen^ 

^leasamque  perpetuo  retinere.  Decernimus  iDterea^Qt' 

^ogiüiBL  loca  supra  mcanorata  ab  iisdem  sive  vieariis  d^ 

^tratoribus  legitime  deputatls  temporarie  pergaatguM 

^^s  acta  subduntur.  Ut  auteni  omnia  et  slogala  superi^ 

j^is  disposita  celerem  felicemque  soriJantur  eOMoo,  V<^ 

j4li  Fratri  Joannl  Baptistae  de  Keller,  EpiscopoEr 

gaem  nominamus,  eligtmus,  ac  deputamus  praeseBliaiD 

rum  Nostrarum  Exequutorem,  committimus  et  mafiMus»  ot 

sttpFadictarum  Ecclesiarum,  Capitulonim  et  SemtDarion» 'l 

bonis  (taodisque  stabilibus  aliisque  redditibus  eum  Jure  bl?i» 

tbecae  specialis  et  in  ftmdos  postmodum  ac  bona  stakib  ^ 

vertendis,  ab  iis  in  proprietate  possidendis  et  adniiüslrtf'' 

respectivam  dotationcm  procedat  modo  et  forma,  ((uilHisiSfl^ 

Qiasimis  Principibus,  quorum  sub  ditione  singulaeDloecesesstft 

po^tae,  oblata  et  expressa  ftierunt  per  infra  mtm^  ^ 
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^MranenU  legWnia  forma  exarata  et  ad  Nos  transmisfla,  qiiae 

senrantur  In  adls  hujus  coDgr^atiools  rebus  eonsistoriaUbus 

yraeposttae,  et  quonim  authentica  exempla  a  praedicto  Exe- 

quutore  sf n^Its  Ecclesiis  tradentur  in  eorum  respective  Arohivis 

asservaiitfa.  Vldelicet  Archiepiscopall  Eecleslae  Frlburgensl  In 

Biisg'ovia  assfgnabft  Dominatum  Lincensem,  vuIgoLinz  alfosque 

Tedditos,  quae  bona  reddittisgue  in  totum  septuaglnta  quinque 

mlHfiim  lercentnm  sexaginta  quatuor  Florenoram  Rhenensium 

aoDUff m  Biimmani  prodacunt,  prout  clare,  ac  distincte  describttur 

In  Instramento  ex  specfali  mandaio  Magnf  Ducis  Badenais  die 

Tigesima  tertia  Decembrls  anni  millesimi  octingentesimi  vigesimi 

conrecto.    Fundos  rero  dictus  Joannes  Baptista  Episcopus 

Ita  dlstribuet,  ut  ex  üs  obveniant  quotannis  Archiepiscopaii  men- 

sae  floreni  tresdecim  mille  quatuor  oentum,  quibus  addendo  eas 

praestationes,  infra  enarrandas,  a  trfims  Cathedralibus  Ecclesiis 

annuatifli  persolvendas  ejusdem  Flriburgensts  mensaeArchiepisco- 

paifo   annui  redditus  erunt  fflorenonim  quatuördecim  millium 

aeptingentonini  et  decem.  Decano  Capituli  floreni  quatuor  mille; 

Frhno  m  Canonicis  floreni  btsmille  tercentum,  cuilibet  ex  ailis 

quinque  Canonicis  floreni  mille  octingenti ;  unicuique  demum  ex 

MX  Prae))endatis  floreni  nongenti ;  Seminario  insuper  Dioecesano 

Hof^nf  viginti  quinque  mille;  Fabrtcae  Cathedralis  Ecclesiae  flo^ 

reo!  quinque  mille  ducenti  sexaginta  quatuor ;  Cancellariae  Archl- 

«piseopali  florenf  termille,  domibus  deniqiie  Bcclesiastfcorum 

emeritorum  vel  Jam  existentibus  vel  ab  Ordinario,  cq}us  Juris- 

dielloni  subdratur,  erigendis,  floreni  octo  mille.  Praetere»  pro 

AreMepiscopi  babttalionie  assignablt  palatium  in  Civitate  Frftur- 

gensi,  foro  Ecclesiae  Metropolitanae  adjacens,  antea  statis  pro> 

▼indanbüs  Brisgovlaie  destlnatum,  cum  suis  adnexis  pertinentiis, 

atque  horto  ante  portam  civitatis,  et  pro  bäbitatione  tarn  Decani 

quam  sex  CanoDicorum  .et  sex  Pradbendatorum  alias  domos  in 

praedicto  Instnimento  descriptas.  Episcopali  Ecclesiae  Mogun- 

tinae  flrmis  redditibus  et  proventibus,  qufbus  actu  gaudet,  an- 

Buam  tribuet  summam  viginti  mflle  florenoram  Rhenensium  per- 

eipiendam  ex  proventibus^  ac  redditibus  Praerecturae  Moguii- 

tiiiae  ad  exigenda  yectigaUa  redditusque  dominicos  constftutae 

solvendam  quotannis  praedictae  Ecclesiae  ea  lege,  ut  roemorata 

summa  gaudeat  Jwe  hypothecae  in  botiis  flindis  et  redditibus 
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domfnMs  €|ii«lCTi  PraeTeetonie  MoguofiBae  otfiie  ta^Mnl 
disposttio  Unna,  staUUs  ei  iaconcuMa  maaeaft,  donee  Ipdfifte- 
1^  Ecdealae  Mogunlioae  praedia  et  flindf ,  quoium  flroctai  il- 
giaU  mtilium  lloreBorum  gumiam  aimiiatim  pitidueanl,  im 
Jure  ab  ea  iKiBstdenda,  asslgoeatur,  prout  exprease  eavetv  li 
lastramento  ex  q^eciali  maDdato  Magai  Diida  Hassiae  el  ad  IBß- 
Dum  die  vigesima  sMta  Aaffuati  annl  intUeaiiDl  octiogealiNU 
vigeaiiai  emralo.  Hac  autem  syamia  vigfaitt  miUiim  floieoinai 
anauorum  adjuncta  reddittbus^  qui  dotem  modo  exataoU»  Mi- 
guntiDAe  Becleaiae  coostttuunt  tanquam  sappteuMBtiuR  MiU^ 
nta,  tota  quantttas  i^dituum,  quae  Inde  exuifpel,  ita  EicepMe 
distrUHieoda  erlt,  ut  Eplsc^o  flonwonim  octo  Dämmn,  Vieaiii 
ejus  GeneraU   floreoanua  biamUle  quingentanun ;  cuilM  ei 
sex  Cano&lcto  fiorenonim  miUe  octtagentoram  \  prinw  rero  ei 
quatuor  PraebendaUa  naogeptoraai  fl^NreDorum ,  el  caffiMt  <k 
allis  tribtts  PraebendaHs  ooUngealorum  floreiKMrum  annoos  Jri^ 
dttua  liberos  praebeant.  JSmx^  tarnen  dbpoislUo  qaoad  Dacwi^ 
Canon}€09 ,  et  Pra^caidatos  auum  non  sorttetur  elGscIam,  M 
cum  JMoguntinae  Cathedralis  Ekscksiae  GaBonkmiUB  ai»er»4 
aenarium  fUerat  redactus,  in  quem  Soem  deceralmus,  ut  qoiMr 
ex  decem  Uliua  CapituU  actualibua  praebeadis  priaaM)  tpwnoil* 
cumque  vacaturae,  aliis  noa  coalteraatur,  ad  boc,  ut  idem  Ci|^ 
tulum  ex  Decaao  et  ^f^  Caaonicis  in  posterum  conatet«  IdIeni 
lamea  decem  ylveiites  Canoaici  eosdem  aanu^  redditos  fenl* 
plent,  quos  ante  avutoam  ae  Splrensi  Ecdesiae  attribulan  portia- 
4iem  aatiquae  MogunUaae  Dioeoeala  perc^iipbaQl,  qui^ae  f«t 
advam  Circumacriptionem  DIoeceaiwi  territarii  olim  GaUla!t4 
per  aHaa  ^oatras  Literas  sub  plumbo  dataa  t^lio  Kaleadas  IM 
cemtMla  anni  mlUesimi  optiagealesinii  prtmi  statatam  Ulis  attij 
butt  jQierttiit,  Quoad  PFaebeadatos  aoten  ia  Jtf ogaatlaa 
Catbedrali  actu  aoa  extstentes,  qwaiam  eenua  ¥iee  flu 
Preabytart  babeates  redditui  partim  praabeadae  ex  officio 
cae  miautae  praeaenUanim  mmiae  auacupatae,  paittai  p< 
num,  qifae  a  Gaberaio  aolvuntur  ia  praeaeaa,  Uqc  hi 
Presbyteri  idem  servltium  cum  dictis  reddiUbu^  Gathedraii 
idesiae  praeatare  pe^geat,  donec  il&  decedeotibaa  qaatum* 
oiemoratae  Praebeadae  ex  auac  pro  tuac  erfgeadae 
poaaiat,  cum  aupra  eauaciata  dotaUeae  aaauorum 
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9Mig«ntoruai  pro  pridio,  el  flörenorun  OGUagenUniim  pro  quo- 
Itket  ex  alfls  tribas'FiMbendiils.  Pro  Eplsocqpi  autem  habltatlone 
dmnns  iUa  cum  adjaeente  horto  tnservlet,  qua  buc  usque  gavteiia 
fWt,  fdeaupie  perageodum  erit  tarn  pro  präesentibus  quam  pro 
fkituris  CanontciSi  pro  qaorüm  baMtattone  Jana  aasignatae  repe- 
Tfmüir  deeem  donräs^  quarum  quaUior  bortos  eUam  bal>eat  ad- 
Jacentes.  Ad  Fabricani  Catbedralia  Eeclesfae  manutenendam  61 
ad  suaUoendos  autnptus  ad  divinum  caltom  neceasarios  cohser- 
vakaotnr  ftmdi,  praedia,  alifque  redditus  a  praedicta  Ecciesla  ab 
tfitii|oo  possessa,  qaae  ad  arknuam  lermllle  tercefitum  trigfflta 
qirinqoe  flor»M>ruiii  siittiiiiaDi  pertiriguot.  Ideni  dtsponlttiid  circa 
Semlnarlum  Dtoeccsanunij  quem  praevia  suppressione  Coenobit 
eUffl  a  ReUgtoais  viria  Ordtnis  FratrumBremitarum  8U.  Auguafinl 
iBbabltaii  in  ipso  CoenoMo  cum  adnexia  Eeclesla  atqufe  horto  ata- 
btliter  erfgendum  coiialitaimufi)  ipfttqoe  assignandos  dec^nimos 
amiaos  rediHtua  partim  ex  antiquia  ejus  flindis  Anao  uiUliBglme 
oi^ingentesimo  seKto  reatttutis^partlm  ex  posterforibus  donationf^ 
boa  et  legatis  pro^nteiftc»  ac  termflliam  sej^tfagentorum  floreno^ 
rom  summam  consUtuendi«^  firma  etiam  recentiaaima  et  uberrima 
donatloae  ipafas  favore  ra<^,  aee  tiou  alHs  in  po^erum  fdraan 
fadendia,  qmnim  redditud  eideia  Seminarloperpetuo  eront  ad^ 
dieendi.  Idem  diemum  dlaponimus  de  domo  Emeritorum  Pfaffen^ 
adtwabenbemli  exlatente  ae  deatinata  foveadis  et  auatentandis 
Clerls  aot  8enlo  fesata  aat  tmurbo  huctis,  quam  praevia  dupprea- 
irioae  Coenobit  olim  a  Canonici  RegttIaribU&  Ordiniff  SancH  Au-' 
guadni  inhabitati  in  liqjiidque  Coenobit  fabrica  constttui  manda- 
maa,  et  e^^w  dolatt^  andtiam  profert  summam  ftorenoruM  miHe 
oelfngefitorum  vigürli  dttonim  ultra  ea,  quae  subisi^fi  Cbarilaiitf 
aoaiine  tentunt,  colleeta  in  parte  äatiquae  Dloeeesis  Mogüntinae;' 
poslea  flatisbonen^B,  qaaeque  aolvl  bMusque  solitd  aan  exigtttr 
capieat  facnemeiita.  iRuldeasis  Eeclesiä  Bpiscdpalis  habebit  agros, 
piata,  ot  Mlvad  adosque  redditns  antiuam  samMaih  florenonim 
Rhenenaiüffl  vigiati  sex  mUliom  tercentum  et  septuaginta  con« 
alitaeniea,  prout  lattas  describitur  in  Instrümento  ab  antedidk» 
Eleotore  Hasaiae  sub  die  quarta  decima  Martii  Anni  miHeataif 
oetingeateaimt  vigesimi  primi  confecio.  Hanc  autem  dotatlonem 
praeMus  esceqmitor  ita  dlstribuet,  ut  Episcöpo  sex  mllle  flereai, 
Deeano  CairtUili  bianiille  sexeentt  floreiri,  unieuique  ex  quatuor 
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C«M«ipis  miUe  octtogratt  lloreid,  coiUbet  ex  quatuor  Pnek» 
datts  octiBgentt  fl<Hreiii  annimUiii  obvenia&l,  Fabricae  CalMnlli 
£cclQsiae  duo  fflorenorun  milUa,  Semlnaito  Dioeoeaaao  «|iai 
«lillia  florenonmi,  et  Archlepiaeopo  FilbiuipeBai  tamfuaai  Mdn- 
poUtaoo  cantum  scytuaginta  flojreoi  aaiiuattni  persolvaotor.  h- 
super  pro  haMtatioae  Episcopi,  proque  Curia  ^«copaü  statti- 
mus  domum  Catbedrali  Ecdealae  proximam  ad  Moiiten  SIL 
MichaSlis  cum  duobus  adlacenUbus  liortia  et  perttneoUis  nki 
pro  habltattoue  Decaoi^  quaUior  Canoolconim  et  qualuor  tm^ 
beadatorum  aUas  doiaos  in  memorato  lostnimeuto  descriplis,  m 
denlque  pro  Seniiiiario  aadificiuiD  proxlaium  CathedraU  Eoütato 
Jam  ad  bunc  uaum  deatinatum  cum  borto  adjacefile.  Aattaaiia^ 
genais  Ecclesia  Epiacopalia  gaudebit  reddiUbua  siBgatafin  ito^ 
scrlpUs  io  lostrumeoto  ex  Special!  Mandalo  antedlcti  Bugfs  Wk^ 
tenAei^eiisis  die  decimaNoveiobria  Anni  mUlesiini  ocUagealcM 
vigesimi  ooofecto,  qui  quidean  ita  a  praedicto  Exeqwitore  diib 
dendi  eruBt,  ut  Eplacopali  meuaae  deeeia  niUe  floreal,  Deeaft 
CapiUlU  MamiUe  quafeuor  emtam  Ooreui,  uaieuiqiiQ  e  sexCaaMMj 
eis  florenimüüle  octingeiiU,  priime  aex  Praebeodatia  floraad  anl 
genti,  cuilibet  ex  aliis  quioque  7i:aä»endatts  floreui  ocUageaV 
Fabricae  CaUiedraUs  Eacteaiae  et  maniileiiUoni  altoniiii  uäUtt 
rum  floreui  mille  quatuor  ceutuDi^  Senninario  Dioeceaano  floml 
octo  uille  ncmaginta  duo,  Cancellariae  Eplacopali  floreai  Ml 
mille  nongeiiti  et  sedecim,  Catbedrali  Eccteaiae  pro  dtviai  aÜW 
expeusis  Qoreoi  bismille  ceubun  et  qulnquaginta,  pro  ediUW  aHi« 
que  Ecctoaiae  inservieittibus  floreid  octtugentl,  et  Arcfaiei 
bYlburgenai  tamquam  Metropplitano  octtageuti  aexagtaita 
floreai  aniiuajam  obyeuiant.  Quod  sl  Decauus  ad  munua 
Vicarii Generalia  abEpiscopo  eIigatur,.alU  Ooreni  oiiUeet 
ijfsi  eruBt  peraolvendi ;  al  vero  aimpji^  Camuicus  Capttuburis 
praedicium  Vicarii  Generalis  muuua  ab  Episcopo 
ddem  ttorenorum  mille  sepUogentonim  augmeotum  atUribuc 
Praeterea  pro  babltaUone  Epiacopi  proque  Curla  Eplacopali 
muDi  iu  Civitate  Rottembufgi  versus  vaHem  Nicari  sitam 
fecturae  R^ae  antea  desttnataai  cum  adjaceote  borto  ac 
uentiis  suis,  pro  babiiatione  Decani,  Capituli,  sex  Canoni^ 
et  sex  Praebendatonim  aUas  domos  iu  praedioto  loslnuneuto 
riter  descilptas,  aec  uon  pro  Semiiiario  E^aec^ali  praevia 
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pK88leD6  CMventoft  Mm  inbafettiM  a  fVatribus  Ordlnls  Beatae 
Mariae  Yii^ia  de  Monte  Carmelo  doimuD  Ipstos  qnonltaiii  Coe» 
BObii  ad  Nieanim  sitam  in  Seminarii  Clericorum  ustun  reapectlve 
addici  maadamas.  EpiscquiUs  Ecderta  Limburgensfs  gaodeblt 
bOBia  ftandi,  oensibus,  decfoiis  alUsfue  reddWbns  annnam  sam«- 
Barn  coDSÜtoentlbiis  vi^oti  un)as  mllHum  sexcentun  sex  flore- 
nanuB,  proul  apparet  ex  Instrumento  de  Speclali  Mandato  Dueis 
IfaMovlaa  die  tertlo  Januarii  ciurentls  Anni  milleainii  octtngen- 
tealBil  vigeeiffli  prind  coDfecto,  qaos  qttidem  redditüs  Exe^uutmr 
piaetttetQs  ita  distrtbnet,  ut  in  alagulos  anaos  obveniant  Episcopo 
Hofeoi  aex  mlUe,  DecanoCfpitnli  bismllle  qua(aor  centum.  flM*eni, 
piliBo  Canonieo,  ipii  simui  Parocbus  Limburgenais  erit^  floreai 
Bitte  oetingeoti^  secundo  Canonico  pariter  mlUe  octingeali,  tertio 
Caaoateo,  qui  simui  erit  Parodios  Ecciesiae  Dietlcirehensis, 
SateBi  iteai  miUe  ocüngaati,  quartoCanonlea,  qol  simui  Parocbna 
ertt  in  Alta:  Vitla,  floraai  bismiiie  tercealura,  et  faiate  Canonico, 
aiBMil'  Parpeho  In  Libera  Civitate  Fraoicoftartensi  ejpsqtte  t^ii- 
lario,  «fr  ips&aaiäia,  quam  uU  FaroeiNis  actu  Jam  pere^  super 
diciaarum  retenttone  Paraedarum  cum  metnoratis  quatuor  Canrat- 
cia  Apnatolica  dele^ata  auelaritate  dispensando  cimi  böc  laittea, 
qood  cum  (curae)  Animarum  Paraedarum  bujusmodi  per  Moaeos 
yieacios  ab  Ordinaiio  servatis  servandis  ad  fonaam  Canoni^arum 
Saacttooam  ai^probandos  et  instituendos  opportune  proTideatoF. 
Pritto  Saceliano,  qui  Canonicum  Parocbum  Limburgensem  in 
animarum  cura  a^Juvablt,  floreni  octing^tl,  secuado  Sacellano, 
cai  Miasas  in  Saceilo  Stocliii  Limburgensis  satisßicere  incumbet, 
JlcNpeni  octittgenU,  Arcbiepboiypo  Friburgensi,  uti  Metropotttane 
pro  rata  aiigmentt  ejus  dolatioDls  biscentum  septuaginta  floreni, 
Smafaario  intra  Proviaeiam  constituto  vel  constituendo  pro  Cl^- 
mt%mBL  Limbuffgeaaia  Dioecesis  educatione  et  instructione,  floreni 
mUle  qtiügeati,  Caacdlariae  deniqae  Eplscopali  ac  pro  caeteris 
amopUbus  admiaistrationis  tarn  Eociesiastteae,  quam  bonorum  flD« 
reai  biamlUe  centum  triginta;  Pro  Episcopi  praeterea  habitatione, 
^aevia .  suppreaaioae  .Monasterii  seu  Coenobii  oUm  a  Fratribua 
Ordinis  Sti.  Franclsci  inhairittati,  partem  ipdus  Monasterü, 
quam  huc  usque  obtinuit  Praefectus  Ducaüs  cum  flodtimo  borto 
rnurls  septo,  pro  Decano  vero,  quinque  Canonids^  et  duobus 
SacaUania,  aiiaa  damos  in  praedicto  Instrumento  descriptas,  re« 
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speettve  aMlgnandu  decerBku».  Astedicto  iiiMper  Jeasal 
Baptistae  Eptocopo  ii^UDgiiDiw»  ut  animarttni  curae  te  Ma- 
tropoUtana  et  Cathadralibus  Eodesiig  opporbine  oonaulat,  sfa- 
tuatfue,  a  quibud  Preafeyteria.  praevio  concersu  ad  DomuBD 
CaDonicamm  sancUannai  a  tesfoeüvo  (Mifiario  apprabaadig 
ac  iosUtuendis  et  qua  cnilL  ceograa  dötattooe  io  Eeclesfis  Iprii 
debeat  exerceri ;  utque  desi^net  in  quod  Seminarfiiin  Pro* 
viDGlae  Eccieslasticae  FUburgensis  Ctericl  Dioecesia  Llnlnir- 
ge&sis  recipi  valeant,  cum  assignatiöiie  anoua  supradlctonni 
BiUe  (lulogeatonim  floreDonun  usquedum  proprium  Ünburgene 
Semisarium  erigatur;  atque  ut  ulterfus  summamdet^müneta  fe- 
spectivis  Priudpibus  terrltoriaUbiis  sttbrniDlstrandaiB,  qua  diviiif 
culttts  impensts  in  suppressis  tarn  Episcopali  CoustantleDai,  qaam 
Praepositurati  Elvacensi  EcclesUs  opportune  ac  stabWIer  pro«ri- 
deatur^  ac  demum  curet,  quod  suppressomm  Capitutoram  actu 
axistentibus  Caaonicis  aanua  praestalio  ad  eorum  vftam  integre 
ac  fideliter  persolvatur.  Ad  consulendum  praeterea  reapecUvieniia 
IMoeeesanorum  bono  et  commodidati  praescriMMM,  ttt  ooiDla  et 
aingula  docunenta  respieientiaParaeeias  et  loca  ab  atittqolsMoe- 
cesibuft  disftiembrata  novlsque  ap^lcafa  a  veteribus  Cancelbirtb  ex- 
trahaniur,  atque  opportnoa  torma  tradantur  novis  Archieptacaptif 
etBpiscopalibus  respective  CanceliarHs^  in  quibus  perpetoo  jenmt 
assefvanda*  Habita  vero  ratlone  reddituum  supra  memoratfs  AreM- 
eplscopaU  et  Episcopallbus  Ecelesiis,  respective  assignatonm  fa 
libris  Camerae  Apostolicae,  prout  sequitur,  nempe  Bcelesian  FH- 
burgensetn  In  florenis  sexcentum  sexaginta  octo  cum  uno  terlio, 
Ecclesiam  Moguntinam  in  floreals  tercentum  quadraginta  oela 
cum  uno  sexto,  Eccieaiam  Fuldensea  in  florenis  tercentim  tri* 
gtnta  duobus,  Ecclesiam  Rottenbui^ensem  in  florenis  qoaUior 
centum  nbnagiiita,  et  Ecclesiam  Limbürgenaem  in  flaveais 
tercentum  (riginta  daobus  taxari  mandamus,  atque  ul  euncta  a 
Nobts,  ut  supra,  disposita,  rite  ad  exitum  prodoeniitur,  si^ni- 
dicto  Joannt- Baptislae  Eplscopö  Evariensi  liaran  Lite^ 
rarum  Exeqnutori  ileputato  omnes  et  singnlaa  ad  tafJumMdl 
etrectum  necessarias  et  opporiwias  concedimns  facidtalies,  at 
praevlis  respectlvis  dotationibus  per  instrumenta  in  vaHda  dl* 
versorum  statuum  forma  exaranda,  ad  uniuscujusqoe  Ecdesiae 
cum  suo  Capitulo  stve  erecUonem  sive  noram  ordinlloneni, 
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ae  reip«sttvi  territorü  OloeeeaaDi  clreunsciripUoMm  pfoeedai«, 
emictaqiie  alia,  ut  gnipra,  ordiiiAta,  peraeere  et  sMuere  delegata 
«ibi  ApostaUca  auetoritate  libere  ac  licite  poasil  et  valeat;  atque 
Qlteriua  ipsi  JoanBi  Baptistae  fi^iscopo  facultatem  parifter 
IrilNiittitt,  ut  ad  plenam  renim  omoiiim  in  lods  praeserttm  ak 
epm  reflfdeiitia  remotls  executtonem  OBam,  seu  plures,  personait 
V€l  pcffsoMs  iaDfgnitaleEcclesiastica  coDstiUntam  vel  eoostKotas 
auMetegare  et  tarn  ipse  J^aanea  Baptista,  quam  persORa 
vel  persooae  ab  eo  sie  sulHleleganda  vel  subdelegaBdae  super 
quacuoMpe  oppositiene  in  actu  executtoals  hujusmodi  quomodo- 
libet  fixrsan  oritura,  servaüs  tamooi  de  Jure  servandis  etiam  4/t- 
flnittve  et  quacumque  appeUatiose  remota  prmunttare  libere, 
item  ac  licite  possint,  ei  valeant,  ac  quUttet  eorum  respeotive 
possit  et  valeat.  £idem  porro  J^aiini  BapUstae  Episcopo  exr 
presse  iiUungioitts  et  maDdamus,  ut  exempla  singulorum  actonim 
tarn  per  se^  quam  per  subdelegatoa  sm^  in  haniia  LitteranuB 
exectttiooem  ooniciendorum  iolra  quadrimestre  ab  expteia  Ipaa- 
nm  exaeuttone  ad  Apostolicam  Sedem  1»  autbentica  Axnua  trans* 
mittat,  in  Ardiivo  praedictae  eangregattOBis  coosistorialis  de 
Bore  asservanda.  Praesentes  autem  Utteras  et  in  ^  da  coDtonla 
ae  statuta  quaecumqie  etiara  ex  eo,  quod  quilibet  ia  praemiasia 
yti  in  eorum  allqu»  jus  aut  interesae  babeates  vel  qu(»ilodolibet 
etiam  in  ftaturom  habere  praeteadentes,  ciyiisvis  'Status^  ordinia^ 
eonditi<»ds,  et  praepüneattae,  ac  apedali  quocpe  spedSca,  e&* 
presaa  et  individQa  meutioiie  d^ai  atat  Ulis  noa  consenaeriat,  seu 
qaod  aliqui  ex  ipaia  ad  pra^nissa  nünime  vocatl  vel  etiam  aon 
aatia,  autnullimode audiU  ftierlnt,  sive^ex aUa  qualibet  Jurtdii^, 
prtvilegiata  ae  (»riTlteslattssima  eausa,  eajk>re,  pcaetextu,  et 
ei^te  etiam  ia  corpore  Juii»  olwao,  nullo  uafiimn.i«iipQre  da 
sHbrepttwis  vel  obreplionia;  aut  auUHatls  vWo  aea  Iptantionls 
Nostrae  aut  loteresae  babeatium  eaos^oiau^  aliove  qualibet  de- 
Itetu,  quaatunvyia  magao  tt^ubstaatiali  sive  eUam  ex  eo  quod 
aoknattates  et  qtaeeumipe  aUa  forsan  servanda  et  adimplenda, 
la  praMiasis  miaime  aervata  et  adiiapieta  sea  erasai^  proptar 
quas  praeseaftes  emaaaveriat^  aon  safficieater  adduftae,  veri«- 
tcataa,  et  Justiflcatae  fUerint,.  notari,  impugaari,  aut  alias  ia«^ 
iHagi,  saspendl,  restringi,  lindtari,  vel  in  controveraiam  vaeari, 
sive  adveraus  eas  reatititUoaia  in  iatagrum,  apeMUonis  oris,  aut 
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anad  qMdeumqae  Jiiris,  ftictl  vel  Jugtttiae  remedlom  inpdraf, 
aul  Mib  quIlNisvis  coBtrarfis  eonstltottoofbus,  revocalMkiis, 
llmllaUoDibiifl,  modfficationtbus,  deeretis  ac  deebraüoiillni  |e- 
neralibus,  vel  speclallbas  quomodoUbet  fiictts,  mintme  possecn- 
prehendi,  sed  semper  ab.  ilUs  exc^tas  esse  et  Ibre  ae  tamqu»  ei 
Pöntlflciae  provideatlae  officio,  cerla  seieatla  et  potestatU  pM» 
tudioe  Nostris  fiictas  et  emanatas  perpetuo  vaUdas  et  dkam 
existere,  et  fore  suosque  plenarlos  et  Integres  effectiu  sorUrl,  et 
obttnere,  ac  ab  omnibus,  ad  quos  spectat  et  quoiiMNMibet  specd- 
bit,  in  flituniffl  perpetuo^  inviolabiiito*  observari ;  ab  siipradicU- 
rum  Ecclesiamm  Episcopls  et  Capttulis  alllsque,  quarum  ftvom 
praesentes  Nostrae  Literae  concernunt,  perpetuls-  Maris  tenpo* 
ribas  plenissime  suffiragari  deb^^e,  eosdemque  super  praemMs 
Omnibus  et  singults,  vd  illonim  causa  ab  aliquibus  quavis  aodo- 
ritate  ftingeniibus  quomodoUbet  molestarl,  pertnrbari,  iD^Maiti 
vel  impediri  nee  ad  probatilonem,  sea  veriflcatlonem  qnonnncmi* 
que  in  lisdem  praesentibus  narratorum  unquam  tenerl,  neipie  ai 
id  in  Judicio,  vel  exira  cogi  seu  compelli  posse,  et  sl  secos  «9^ 
hls  a  quoquam  quavis  auctorttate  sctenter  vel  iguoraater  «# 
tiffHit  attentari,  irritum  et  prorsos  inane  esse  ac  fore  votuMi 
atque  decemimus.  Non  (Astanttbus  de  Jure  quaesito,  noa  tf^ 
lendo,  de  suppressiowlbus  cemntittenAis  ad  partes  TocaUs,  qü^ 
nun  interest  alilsque  Nostris  et  Canc^ariae  Aposlotieae  regsKif 
nee  Don  Ecclesiarum  etiam  confinnattoae  Aposiolica,  vd  9^ 
firmitate  alia  roboratis  stiluUs^  privilegiis  et  indaltis  quaacrti 
speciflca  et  individua  mentione  dignis,  omnibasque  et  ^IbS^ 
Apostollcis  ac  in  synodalibus,  proviBCiallbos  et  unlv<»dll| 
concUüs  edttts  specfallbus  vd  generalibus  ConstitiitionilRis, 
OrdinatlonibuS)  qoibus  omnibas  et  tfngults  illomm  tenores 
sentibus  pro  inserlts  habentes,  ad  praemissorum  effednm 
sime  ac  plenissime  gp^^Mißt  et  expresse  scientta  et  pt 
plenitwHne  parlbas  derogamus,  caeteMsqiie  contraMs 
que.  Volumus  insuper,  ut  praesentium  Llterarum  tram 
eUam  Impressis,  manu  tarnen  alici^us  Natarii  poUici 
et  sIglUo  personae  in  Eociesiastica  D^niMe  consttlutae 
eadem  pronnis  fldes  ubique  adhibeatur,  quae  ipsis  pra< 
adhiberetur,  si  forent  adblbltae  vM  ostensae.  Nulli  eigo 
bominum  liceat  hanc  paginam  Nostrae  aoppressioiils,  extiiu 
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mUMuBiBj  notAimOmiSj  ereellüitei  dismfinlirattoBtei  imioiiis« 
mggregMoniSj  appUeattoiUs,  ooncessioDiB,  indulti^  circuinscriplio- 
Dis,  assigDattODts,  attribationis,  statuti,  commissioiils,  deputatio- 
Ute,  mandati,  decreti,  derogatlonis  et  voluntatfs  inflriflgere,  vel  si 
aosu  temerario  coniraire;  $i  quis  autem  hoc  atteotare  prae- 
sumpserit,  indignatioDem  OomipotenUs  Dei  ac  Beatorum  Petri  et 
Pauli  Apostolorum  ejus  se  ooverit  incursumm. 

Datum  Romae  apud  Sauetam  Mariam  Minorem,  Anno  In- 
carnatioiiis  Domlnlcae  mlllesimo  octiogente^mo  vigeslmo 
primo,  declno  septtaio  Kalendas  SeptembriB.  Poutfilcatus 
Noatri  Anno  vigesimo  secundo. 

Loco  -J*  Plumbt. 


Bulla  LeoBis  XII.  Pontiflcis,  d.  d.  Romae  die  11.  Aprilia 

1827. 

Leo  Episcopus,  Servus  Servorum  Dei. 

Ad  perpetuam  rei  memoriam. 

Ad  Dominief  Gregis  custodiam  Pastores  praeflc(»*e,  qui  et 
Sacrorum  proeuratione  et  ministerio  Verbt  In  semitts  ttlum  re- 
gant  Justitiae,  ac  salutis  maxlma  semper  assiduaque  conteotlone, 
Remaiil  Pontiflces  adntsi  sunt,  probe  gnari  id  stbi  ex  munerls  sut 
Oflido  a  Pastonim  Principe  inprimis  commendari.  Hoc  proiade 
conrilio  pro  summo,  qiio  in  Eeclesiae  bonum  fiagrabat  studio, 
fdids  Recordationis  Praedecessor  Noster  PlusSeptlmus  ma- 
xlme  sibi  religioni  duxit,  intentas  In  eos  Orthodoxae  fidel  cultores 
sotUcitudines  convertere,  qul  Serenlsslmorum  Princlpum  StaUium- 
qne  CSermanlae,  Regls  nempeWiirtembergiae,  MagnlDucIa 
Badensis,  Electoris  Hassiae,  Magni  Ducis  Hassiae, 
DuclsNassovlensis,  Liberae  Civitatis  Francofurtensls, 
Magnl  Ducis  Megalopolitani,  Ducum  Saxoniae,  DucIs 
Oldenburgensis,  Princlpis  Waldeccensis,  ac  Liberarum 
Clvltatum  Hanseaticarum  Lubecensis  et  Bremensis'') 
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Domlnatlmit  mibsnut ;  ae  protnde  dlUgMlIislnie  Us  omrikiu  per 
pensis,  quae  magis  ex  re  esse  vlsa  sunt,  praesides  Sacroram  V$- 
dem  assfgnaodos  curavit .  Datis  Mclroo  ad  dlem  deeimam  aeptünaB 
Calendas  Septembris  Anno  millesiino  octingentesinio  vigestm 
primo  Apostoltds  Literis,  quanim  tniHum  „Provlda  solers» 
que^S  Archlepiscopaiis  Frilmrgensis  Sedes,  ejusque  svlltaga* 
neae  quatuor ,  Rotlembui^nsts  Biminiin ,  Mo^ntloa ,  Ltmbor- 
gensis  äc  FuMenals  consUtutae  sunt,  cunctis  opportune  fn  id 
operis  sanoitis,  quae  ad  AntisHtum  Censum,  ad  Canonieonn 
Gollegia,  ad  Seminaria,  ad  Paraeclas,  ad  Catkedrales  aedes  eraat 
praeflnienda.  Quin  imo  Deo  b^e  Juvaote,  qui  Paler  est  hiraiiiUB 
et  Auctor  tolius  consolatiouis ,  in  eo  Jam  sumus ,  ut  lis  sedibus 
suos  quamprimum  Pastores  praeflciamus.  Verum  nonoulia  ad- 
huc  concilianda  desiderabantur,  quibus  in  flitura  tempora  de  Ao- 
tistitum  praesertim  electione  opportuna  pro  locorum  ratione  esaet 
consultura ,  ut  inte^a  in  id  causae  perstent  Apostolicae  Sedis 
Jura,  et  omnia,  quae  idcirco  erunt  ibidem  peragenda,  communis 
opinionis  testimonio  commendentur.  Nostras  in  id  curas  impense 
appulimus,  id  unice  in  gravissimo  hoc  et  dilBclii  Negotio  revol- 
ventes  Animo,  ut  ea  omnia  adimerentur,  quibus  adhuc  praepe- 
diuntur  maxima  Animanim  lucra,  per  memoratae  Bullae  dispea- 
sationes  procurata,  et  optatum  exitum  tandem  nanciscantur,  quae 
in  Religionis  commodum  l\]erant  constituta.  Omni  itaqueNc^o^ 
ratione  in  examen  deducta,  iisque  susceptis  Gonsiliis,  quae  ex  rei 
natura  ejusque  adJuncUs  universis  occurrerunt ,  audllis  Bomndlfs 
ex  venerabilibus  Pratribus  Nostris  Sanctae  Romanae  Eodeste 
CurdinaUbus,  atque  ex  certa  sdentia  et  matura  delfberalioae 
Nostris,  deque  Apostolicae  potestatis  plenitudine  faaee,  quae  se- 
quntur,  decemimus  et  mandamus. 

Primo :  Quotiescumque  Sedes  Archiepiacopaiis  vel  Epis- 
copalis  vaeaverit,  illius  CatbedraUs  Ecdesiae  Capitulum  bOn 
mensem  a  die  vacatlonis  computandum  Summos  respecttvi  Teiri- 
torli  Principes  cerUores  fleri  curablt  de  nominibus  Candldat«nB 
ad  Clerum  Dioecesanum  spectantium,  quos  dignos  et  idoneot 
Juxta  Sacrorum  Canonum  praescripta  Judicaverit  ad  Arcbtq^sea- 
palem  vei  Episeopalem  Ecclesiam  sancte  sapienterque  regen- 
dam ;  si  fbrte  vero  aliquis  ex  Candltatis  ipsis  Summe  Territorii 
Princlpi  minus  gratus  extiterit,  Capitulum  e  Catalogo  eum  dete- 
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)  raUquo  tameii  maneDte  sufflcfeiitl  CandMaterum  munero,  ex 
quo  aovus  Antistes  eligi  valeat ;  tunc  vero  Capituhim  ad  canoni^ 
eam  dectionem  in  Archi^nscopiun  vel  Eplacopum  uniua  ex  Can- 
didatis,  qui  supereruiit,  Juxla  coosuelas  canonicas  fonnas  proce- 
del;,  ac  doeanientiiiD  electiöais  in  forma  authentlea  intra  mensem 
ad  Sumfflum  Ponttflcem  perferrt  eurid)it. 

Secundo!  ConfecUo  Processus  informatlvi  super  quaüla- 
tibHs  Pronovendorum  ad  Arcbiqilseopaleni  vel  Episcopales  Ee« 
Glesias  a  Romano  Pmiiice  ad  formam  insiructionis  piae  meno- 
riae  Urbani  P.  P.  Octavl  Jussu  edilae  uni  Eptscoporum  Pro* 
lifleiae  vel  Ecclesiastico  respective  Dloecesis  viro  fn  D^nitate 
consUtuto  commlttetur ,  quo  acoqito ,  si  Summus  Poniifex  com- 
p^^rit  Promovendum  iis  doUbus  instructum,  quas  Sacri  Cano- 
nes  in  Bplscopo  requirunt ,  eum,  quanto  citlus  fleri  poterlt,  Juxta 
stalutas  Ganonicas  formas  per  Apostolicas  Literas  oonfirmabit. 

Tertio:  Si  vero  aut  electio  niinime  füerit  canooice  per- 
acla,  anit  promovendus  praedicUs  doübus  instnictus  non  reperfa- 
tor,  ex  special!  gratia  Summus  Pontifex  indulgebit ,  ut  Capitu- 
IWD  ad  novam  electionem,  ut  supra,  canonica  methodo  valeat 
proeedere« 

Quarto:  Capitula,  tarn  Metropolitanum ,  quam  Cathedra-' 
IIa  pro  prima  vice  eö ,  qui  sequitur ,  modo  efformabuntur.  Post- 
quam  Archlepiscopus ,  vel  Episcopus  cum  respecUvo  Capitulo 
allerais  vicibus  intra  sex  bebdomades  a  (He  vacationis  proponent 
Summo  Territorii  Princlpi  quatuor  Candidatos  in  Sacris  Ordini* 
bus  constittttos  iisque  praeditos  qualitatibus,  quas  Sacri  Ganones 
in  Capitularibus  requirunt.  Quod  si  forte  aliquis  ex  ipsis  Candi- 
datis  Summo  Territorii  Principi  minus  sit  gratus,  id  quampri- 
num  Archiepiscopo,  vel  Episcopo,  vel  respectivo  Capitulo  fdem 
Sommus  Princeps  indicari  curabit ,  ut  ab  Elencho  Candldatorum 
deleatur ;  tunc  vero  Arcbiepiseopus  aut  Episcopus  ad  coliationem 
Decanatus,  Canonicatus  aut  Praebendae,  vel  Vicariae,  seu  re- 
spective Capitulum  intra  quatuor  bebdomades  procedet  ad  nomi- 
natfonem  unius  ex  rdiquis  Candidatis,  cui  Arcbiepiseopus  aut 
Episcopus  Canonieam  dabit  insUtutionem. 

Quinto:  In  Seminario  Archiepiseopali ,  vel  Episcopaii,  is 
Clericorum  numerus  all,  atque  ad  formam  Decretorum  Sacri 
ConcUii  Tridentini  institui,  ac  educari  debebft^  qui  Dioecesis  am- 
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pütudin!  el  necewttatt  respandeat,  quiqae  ab  ^tooopo 
erit  defloiendus. 

Sexto :  Liberum  erit,  cum  Sancta  Sede  de  N4«ottts  Eede- 
siasUcis  communicare,  aique  ArcUepiaeopua  in  aua  IMoeoesi  ei 
Provioda  EccledaaUca,  uü  et  Episcopi  1d  propria  qufaqae  Diae- 
cesi  pleno  Jure  Episoopalem  JurisdictioneBi  exereebUBt,  quae  Jiota 
Caooaes  dudc  vigeotes  et  praeaeoteni  Eccieaiae  diaciplinam  ds- 
dem  competit.  Haec  porro,  quae  tenore  praeaeDttum  .^oatoHcae 
SanctioBis  robore  cooimuDimus ,  dtatricte  aumdaBMia,  ut  AaA- 
sUtes  aeCapttuia  meiDoratarumSedium  in  iis,  quae  ad  ipsos  spea- 
taat,  aecurate  ac  diligenter  exequantur,  et  serveot  Id  voti  et 
ab  Serenissimis  Priocipibus  certa  Jucundaque  spe  praeatoiaarar, 
ut  aoioio,  quo  suot  fflagno  et  excelso  atque  ad  populorafli  feliei- 
tat^n  operaudam  intento,  aoimadvertentea ,  quonani  Naatra  tote 
boc  in  Negotio  sese  protulerit  iodulgeotla ,  beaevoloa  se  ia  dtea 
magis  praebeant  erga  Catbolicos  subdttoa,  quos  oerte  et  Ode,  et 
obaequio ,  et  obediendi  studio  sibi  quaoique  maxlme  deviactiail- 
mos  tempore  quolibet  nanciscentur.  Decementes  eaadem  prae- 
sentes  Literas  nullo  unquam  tempore  de  subreptionis  et  obrep- 
tionis  aut  nullitatis  vilio  notari,  aut  impugnari  posse,  sed  seaiper 
firmasy  validas  et  efflcaces  existere,  et  fore,  non  obatantibos 
ApostoUcis  generalibus,  vel  specialibus  constttutiODibua,  ei  ordi- 
nationibus,  ac  nostris  ac  Gaaeeilariae  Apostolicae  reguUs  prae- 
s^tim  de  Jure  quaesito  non  toUendo  ceterisque  etfam  flpedali 
mentione  dignis  contrariis  quibuscumque.  Qulbus  omnibua  et 
singulis  illorum  tenores  pro  expressis  et  ad  verbum  inaertls  ha- 
brates  iiUs  alias  in  suo  robore  permansuris  ad  praemiaaonim  d- 
feetum  dumtaxat  specialiter  et  expresse  derogamus.  Voiumns 
ioauper,  ut  praesentium  Literarum  transsumtis,  etim  impresris 
manu  tarnen  alicujus  Notarii  pubHci  subaerfptis  et  sigiiio  Pcraa* 
nae  in  Ecclesiastica  Dignitate  constitutae  munitls,  eadem  prar- 
sus  fides  ublque  adbibeatur,  quae  ipsis  praeaentibus  adkiberetnr, 
si  forent  exhlbitae,  vei  ostensae.  Nulli  ergo  omnino  bomlnum  H- 
ceat,  haac  paginam  Nostrae  concessionis,  adprobaiioola,  deraga- 
tionis,  Statut!,  mandati  et  voluntatls  infüngere,  vel  ei  aosu  te- 
merario  contraire  ^  si  quis  autem  hoc  attentare  praesumaerlt :  ia- 
dignationem  Qmnipotentis  Dei  ac  Beatorum  Petri  et  Pauli,  Apo- 
stolorum  ejus,  se  noverit  incursurum. 
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Datum  Romaeapud  SanetumPetrum,  anno  Iheamationis 
Demlnleae  MiUesimo  OctfUgentestHto  Vlgesimo  Septimo ,  Tatto 
Mos  Apviiis.  Pontidcatus  Nöstri  Anno  Quarto. 

lioco  f  Plumbt. 


Cum  per  expressa  verba  harum  Llteranim  ApostoUcaram  per^ 
aatlqua  et  celeberrimaSedeaEpiscopalisConstantlae  ciun  suo  Ca- 
pltiilo  atque  Episeopall  DioecesI  supprimatur,  et  pro  novo  Archi-r 
^iseopaluFrlbaiiKeAsi  nova  Sedes  novaque  drcumscrfpUo  cpnsl^r* 
tensexparUbus  extioctoruBiEplscopatuamCoiistanUensis,  Argen-* 
Unensis,  Spirenste,  Wormaiiensis»  Wirceburgensis  et  Jlatlsboneii- 
sis  ordinetur,  ex  mandato  Nobis  cooimisso  ad  erecUoaem  Metro^ 
politauae  Archiepiscopalis  Sedia  Friburgi  cum  suo  Capitulo  et 
ArcUepiscopali  Dioecesi  procedimus,  atque  deelaramus  hisces 
Hanc  sedem  in  Summo  Templo  ejusdem  Civitatis ,  bucusque  pa«» 
rocUali ,  JBeatae  Mariae  Viigini  in  Coelos  assumtae  dedicato, 
cum  suo  Capitulo  Metropolitano  esse  erectam»  et  pleno  Jure  in 
Perpetuum  existere.  Eidem  tanquam  Metropoli  Proviaciae  £&- 
cleslastlcae  superioris  Rheni  assignamus  ceu  suiDraganeas  ^ua* 
toor  Sedes  Episcopales  iisdem  Literis  Apostollcis  tum  restauratas 
tarn  neoerectas  Rottenburgi  pro  R^no  Wiirt^nbeigiae ,  Mogun- 
tiae  pro  Magno  Ducatu  Hassiae,  Fuldae  pro  Electoratu  Hasslae, 
et  Limburgi  pro  Ducatu  Nassoviae,  simulac  Libera  Civitate 
Francoftirtensi ;  atque  idcirco  executorio  boc  decreto  novam  con- 
stituimus  Provinciam  Ecclesiastlcaro,  quam- supradicto^ 
rum  Statuum  finibus  circumscriptam  deelaramus.  Pro  Dioecesi 
autem  Archiepiscopali  eidem  dictae  Sedi  Metropolitanae  Fribuigi 
erectae  omnes  Parochias  Catholicorum  subditorum ,  quae  limiti* 
bus  tum  Magni  Ducatus  Badensis,  tum  Principatuum  Hohen- 
zollern-Hechittgen  et  HohenzoUem  -  Sigmaringen  circumscribun- 
tur ,  assignamus.  Porro  eidem  dictae  Sedi  Metropolitanae  cum 
suo  Capitulo,  Seminario,  aliisque  ad  eandem  pertinentibus  in- 
atitotionibus  pro  perpetua  dotatione  tradimus,  adscribimus  et 
assignamus  omnia  illa  aediflcia,  ftmdos,  bona  et  redditus  tum  in 
pecnnia  numerata,  tum  in  naturalibus  consistentes^  quae  in  Li- 
teris ApostoHcis  exprimuntur,  atque  assignantur,  expressis  vero 
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vfirMa  tQ  .fiiptopoUo  S^^emiQriia,  <nf«9:  «nMW  ennoflar  ArcU- 

Nobis  ad  Sanctissiimiii  SoÄ^m  wUtendiiitt  tra4et|ir,  «^soritaH 
tur,  pleno  Jure  possidenfl.a^  ita  ijuidem,  ^t  Arcbiepiscopatus  Fri- 
burgensis  dotatus^  fündatus,  atque  erectus  cnm  ornnfbos  Juribus 
suis  in  Perpetuum  habeatur. 

Jurisdietio  autem  Ecclesiastica,  quae  in  Sedibus  nunc  ex- 
tihetfs  Episcopaltbus  raditata  füerat,'  atque  liucusque  «b  Episc^ 
piilibus  Vfcariattbus  generaltbus  Constanffae  et  Bnichsaltae  exer- 
cebatur,  transtbit  ad  novam  Sedem  Arcbtepiscopalem  nrftargl 
erectaui,  et  In  posterum  exercebttur  a  Reverendlsshno  IfetropoH- 
tano  Afchlepiscopo  Domino Bernardo  Soll,  a  Sanetlssimo Fatre 
Ifostro  Leone  P.  P.  XII.  conflnnato,  ab  i!)a  die,  qoaposi  so- 
letnnem  consecrationem  in  Ecelesia  Heiroponiana  inOirarisatns 
füeiit,  cui  exindeClerus  populnsque  CatlioHcus  dfoecesanm  tam- 
quam  vero  et  legitlmo  suo  Pastori  surcessorfque  Apostotoram 
caiottieam  exbibebit  obedientiam  atque  veneratlonem. 

Caetera  omnia,  quae  Nobis  in  Apostolicis  Llteris  exequenda 
mandata  sunt,  reservamus  Nobis,  per  alia  decretaprovideri.  Hace 
autem  omnia  tarn  in  praeRatis  ApostolicisLiterts,  quam  in  praeseod 
Decfeto  executorio  contenta  ab  üs,  adquos  spectat,  observarivoln- 
mus ,  non  obstantibus  quibuseumque  in  contrarlum  facfeoUbis, 
caeterisque ,  quae  Sanctitas  Sua  in  dictis  praelnsertls  Literb  vo- 
luit^  non  Obstare. 

In  quorum  fldem  praesentes  manu  Nostra  signatas  NoSIroque 
Sigiilo  munitas  dedimus  ex  aedibus  Nostris  Rotten burgi  ad 
Nlcarum/  die  decima  quinta  Octobris,  Annomillesimo  oetin- 
gentesimo  yigesimo  septimo. 

(L.  S.)  Joannes  Baptista  de  Keller, 

.  Episcopus  Cvariensis. 
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Beschlnss  ttber  die  Errichtung  nnd  BegrlBxniig  dei 
Bisthtms  Limburg,  1  d.  Limburg  a.  1  Lahi,  dea 

23.1lavember|S27.0 

Wir  Hubert  Corden ,  Geoerat-Vicar,  Land-Decbaot  und 
PCirrer  zu  Limburg»  Jacob  Brand,  geiatUdier  lUth ,  Land» 
Dechani  und  Pflurrer  zn  Weislürcben,  iobann  Wilbelm 
Baase b ,  geisUieiier  RaUi,  Land-Dechant  und  Pfairer  zo  Hadar 
nar ,  zum  Vollzug  der  Bulie  von  16.  August  1821 ,  welehe  an- 
fingt mit  den  Worten:  Die  umsicbtige  und  eifrige  Sorg- 
falt (Provida  solerague),  so  weit  solcbe  die  Errichtung  und  Be- 
grSnsung  des  filsthums  Limburg  betrifft,  von  dem  bochwUr« 
digstea  Herrn  Bischof  von  £vara,  Johann  Baptist  von  Kel* 
1er,  päpstlichen  Vollziehe  der  ebeagedaebtea  Bulle,  ermSobtigt, 
dar  katholischen  Geistlichkeit  und  den  s&nmUicben  Katbollkeo 
des  Herzogtbums  Nassau,  der  Dreien  Stadt  Fninkfiirt  und  derea 
Gebiets^  HetI in demHertnt 

Naabdem  Seine  HeUigkelt,  Papst  Plus  VII. ,  sdtgsten  An- 
denkaas ,  von  den  besamen  Absichten  Sr.  Herzoglichen  Durch- 
laucht, des  Herzogs  zu  Nassau  und  anderer  vereinigten  Fürsten 
Deutschlands,  nSmlldi  des  KSaigs  von  Württemberg,  des  Gross^ 
berzoga  von  Baden,  des  Grossberzogs  und  des  KurlUrsten  von 
Hessen  und  der  freien  Stadt  Frankfurt,  in  deren  Staaten  die  vor- 
hmideDen  Bistttibner  thells  neu  einzurichten,  thells  neue  Bls- 
tbomor  zu  errichten,  in  Kenntnlss  gesetzt  worden  waren 4  so 
erttessen  Se.  HeUigkelt,  Plus  VH.,  die  angeführte,  bereits 
besonders  bekannt  gemachte  Bulle,  zur  Errichtung  einer 
kirchlichen  Provinz,  bestehend  aus  dem  Erzblstbum  zu 
FreU)ttrg  und  den  Sufflragan - BlsUiümem  zu  Limburg,  Botten- 
burg,  Mainz  und  Fulda. 

Nach  dem  Befehle  Sr.  pSpstUchen  Heiligkeit,  von  dem  Hoch* 
würdigsten  Herrn  Bischof  von  Evara  bevollmächtigt,  sehrettw 
Wir  nonmehr  zur  Errichtung  des  BlschSflichen  Stuhls  zu  Li  m  • 
bürg  mit  seinem  Cathedral-Capltel  und  zur  ISegrünzung  der 
bfscbSmcben  Dlifcese,  und  erUSren  hiermit : 
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Jede  geistliche  Gerichtsbarkeit  aoswSrtig^Erz  -  und  BiscfcSfe 
fiber  dleKatbolikea  des  Herzogthums  Nassau  und  der  flrel^i  Stadt 
Frankfurt  ist  gänzlich  erloschen  und  aufgehoben,  die  vormalige 
Stifts  -  und  Pfarrkirche  zum  heiligen  Märtyrer  Geoi^  ist  zu  doer 
Cathedral  -  Kirche  eiiioben ,  in  welcher  der  Sitz  des  Bischofs  za 
Limburg  mit  dem  Capitel  errichtet  ist ,  und  mit  vollem  Redite 
ffir  immer  fortbestehen  soll. 

An  diesen  hiermit  fSrmUch  errichteten  MschSfliclieD  Sitz 
weisen  Wir  alle  katholischen  Pflairreien  und  Katholiken ,  weld» 
lonerhalb  der  Gränzen  des  Gebiets  des  Herzogthums  Nassau  und 
der  tteiea  Stadt  Frankfurt  bestehen  und  sidi  befinden.    Diese 
DiScese  tat  daher  gebildet  aus  folgenden  Pfarreien :  nämlich  ans 
acht  und  fUnfzig  Pbrreien  zur  diemaltgra  erzbiscbdflicben 
rc^ensburgischen  DUfcese  gehörig :  Asmannshausen,  Bleldenstadt, 
Daisbach,  Eibingen,  Eltville,  Erbach,  Frauenstein,  Gelsenheim, 
Hallgarten,  Hattenhebn,  Johannisberg,  Kiderich,  Lorch^  Lorch- 
hausen,  Mittelheim,  Neudorf,  Niedergladbach ,  NiederwaUof, 
Oberwalluf,  Oestrich,  Presbe^g,  Ransel,  Rauenthal,  Aiideshäm, 
St^hanshausen ,  Winkd ,  Eddersheim ,  Fltfrsheim^  Hattersheim, 
Hochheim,  Httchst,    Hofheim,  Kriftel,  Marxheim,  Münster, 
Schwanhelm,  Sindlingen,  Sossenheim,  Weilbach,  Wickert,  BoBh 
mersheim,  Kransbei^,  Kronbei^,  Domassenheim ,  Fisdibadi^ 
Harheim,  Heddernheim,  KSnigstein,  Neuenhain,  ObertiSchstadt, 
Oberjosbach ,  Oberursel ,  I^lfenwlesbach ,  Reif^mberg ,  Schloss- 
born ,  Schwalbach ,  Wdskirchen ,  und  Frankflirt  zum  helUgeD 
Bartholomäus. 

Ferner  besteht  sie  aus  ein  und  fOnf  zig  Pfarreien,  weldie 
zur  ehemaitgen  ErzdiScese  Trier  gehörten,  als :  Arnstdn,  Ramp, 
Filsen,  Kestert,  Schönau,  Welimich,  Osterspai,  Balduinsteio, 
Berod,  Kamberg,  Dielkirchen,  Eisenbach,  Elz,  Grossholbad, 
Hahn,  Haintchen,  Hasselbaeh,  Hundsangen,  Limburg,  Linden- 
holzhausen,  Meudt,  Möllingen  un'd  SchSnberg,  Neutershaosea, 
Niederbrechen,  Niedererbach,  Niederselters,  Oberbrechen ,  Salz, 
Villmar,  Weidenhahn,  Werschau,  Wirges,  Arzbach,  Brdte- 
nau,  Hartenfels,  Heiligenroth,  Helferskirchen,  Herschbach ,  Hill- 
scheid, Höhr,  Kirehähr,  Marienrachdorf,  Montabaur  mit  Holler, 
Nauort,  Niederiahnsteln ,  Nievern,  Obererlbert,  Obertahnsletai, 
Ransbach^  Spies,  Winden. 
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Endlich  aus  ffi n f  und  zwanzig  Pfarreien  Jener  Provin- 
zen ,  in  welchen  die  bischöfliche  Gerlditsbarkeit  in  Folge  des 
Westphäliscben  Friedens  suspendirt  war,  als :  Kaub,  Dillenburg, 
£lsoff,  Frickhofen,  Hachenburg,  Hadamar,  Hühn-SchSnbergy 
Idstein,  Lahr,  Laufenzelten,  Marienstadt,  Mengerskircben ,  Na- 
stfitten ,  NIeder-Hadamar,  Nieder- Zeuzheim^  Ober -Tiefenbach, 
Ober-Weyer,  Oflheim,  Rennerod,  Langensohwalbach ,  Rotzen- 
hahn,  Seck  und  Irmtraut,  Wehrbdm,  Wellbuig,  Wiesbaden. 

Was  nun  die  Ausstattung  dieses  bischSflicben  Stuhfls  zu  Llm- 
bm^,  seines  Catbedral-Capitels ,  des  Seminariums  und  sonstiger 
dazu  göhSriger  Einrichtungen  betrlirt,  welche  sich,  ausser  den 
Gebäuden  und  Häusern,  auf  ein  Jährliches  Einkommen  von 
21,606  fl.  45  kr.  belauft,  so  bilden  die  Gebäude,  Häuser,  Gärten, 
Guter,  Hilfe,  Zehnten,  Zinsen  und  sonstige  Renten,  wie  solche 
durch  die  auf  besonderen  Befehl  Seiner  Herzoglichen  Durch- 
laucht zu  Nassau  ausgefertigte  Dotatlons  -  Urkunde  optier  be- 
stimmt und  beschrieben  sind ,  die  bleibende  Ausstattung  des  Bis- 
thums  Limburg  für  ewige  Zeiten. 

Aus  den  Einkünften  dieser  Dotation  sind ,  neben  der  einem 
Jeden  zugetheilten  ft*eien  Wohnung,  zu  Jährlichen  Einnahmen 
angewiesen :  1)  dem  hochwüi^lgsten  Herrn  Bischof  der  Betrag 
von  60OO  fl. ;  2)  dem  Domherrn  und  Dechant  der  Betrag  von 
2,400fl.;  3)  dem  Domherrn  und  Stadtpfarrer  zu  Limburg  l,800fl.; 
4)  dem  Domherrn ,  zugleich  Pfarrer  zu  Dietkirchen  1,800  fl. ;  5) 
dem  Domherrn  und  zugleich  Stadtpfarrer  zuEltville,  auch  blschSf- 
lichen  Commissarius  daselbst,  2^300  fl. ;  6)  der  Domherr  und 
Stadtpfarrer  zu  Frankfürt,  auch  bischöflicher  Commissarius  da- 
selbst, bezieht  seine  Einkünfte  in  Frankl^irt ;  7)  der  sechste  Dom- 
herr bezieht  den  Betrag  von  1,800  fl. ;  der  erste  Domcaplan 
800  fl.;  der  zweite  Domcaplan  800  fl. 

Die  noch  übrigen  Einkünfle  der  Ausstattung  sind  für  das 
Seminarium,  die  bischöfliche  Kanzlei ,  die  geistliche  Verwaltung 
und  Jene  der  Güter  bestimmt^  und  sollen  für  immer  lediglich  dazu 
verwendet  werden. 

Nachdem  auf  diese  Weise  das  neue  BIsthum  Limburg  mit 
seinem  Cathedral-Capitel ,  zugleich  mit  der  Begränzung  seiner 
DlSoese,  errichtet  ist,  und  von  Uns  als  errichtet  und  ffir  alle  Zu- 
kunft mit  vollem  Rechte  bestehend,  erklärt  Ist;  so  geht  die  seit*- 
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wegen  der  Volleiehmig  wettenvAflotfdfmngeii  werden  getroftn  mt- 

den ,  züT  Nacbachtofig  bekannt  gemacht. 

Garlsruhe,  den  16.  Oktober  1827. 

ii««iwiir» 

V.  St.  Freiherr  von  Berstelt 

'  Auf  Befehl 

Seiner  Königlichen  Hoheit: 
vonRettner. 


Eine  ähnliche  Verordnung  wurde  n.  a.  Seitens  der  Herzoglich 
Nassauischen  Regierung,  d.  d.  Biebrich  den  9.  Oktober  1827 
bekannt  gemacht. 

Verordnungs-Blatt  ftir  das  Herzogtham  Nassau, 
1827,  Nr.  16. 


3)  Die  Grossherzoglich  Hessische  Verordnung  Yon 
12.  Oktober  1829,  betrelTend  die  Publication  der  päpstlichfi 
Bullen:  „Proyida  solersque*^  und:  „AdDominici  Gregis 
Gnstodiam^^: 

i       .'      •  •  ■' 

Ludwig",  von  Gottes  Gnaden,  Grossherzog  von  He9^ 

^^nund  bei  Rhein  ^io,  etc.  i 

Da  die  päpstliche  Bulle  vom  16.  August  1821 ,  welche  mit  da 
Worten  „Provida  solersque'S  und  diejenige  Yom  11.  April  IffiT^ 
wdcfaemit  den  Worten  „Ad  Dominici  Gregis  GustodI  am^*  be^ 
ginnt,  in  so  weit  solche  die  Bildung  der  oberrfaeinischißn  Kircheapro» 
vinz,  die  Begränzung,  Ausstattung  und  Einrichtung  der  dazu  gehoiv 
gen  fünf  Bisthümer  mit  ihren  Domcapiteln ,  so  wie  die  Besetzung'  did 
erzbischöflichen ,  so  wie  der  bischöflichen  Stöhle  nnd  der  domistilltl 
sdien  Präbenden,  zum  Gegenstande  haben,  von  Uns  angenoninM« 
werden  und  Unsere  Landesherrliche  Staat^enehmignng  erinlteB,] 
ohne  dass  jedoch  aus  denselben  auf  irgend  eine  Weise  etwas  abga^ 
leitet,  oder  begrandet  werden  kann,  was  Unsem  Hoheitsredildi 
schaden,  oder  ihnen  Eintrag  thnn  könnte,  oder  den  Landesgesdzaij 
nnd  Regienmgs -Verordnungen,  den  icrzbischöllidien  nnd  liischoC&l 
chen  Rechten,  oder  den  Rechten  der  evangeüschea  Gonfession  aadi 
Kirche  entgegen  wäre,  so  wird  solches  hiermit,  anter  dem  Voite-j 
halte,  dass  wegen  der  Vollziehung  weitere  Anordnnngeii  werdeo  ^\ 
troffen  werden,  zur  Nachachtung  Jiekannt  gemacht,  etc.  i 
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Urkundlich  lAiaerer  eisDnhaiidigeii  Unterschrift  und  des  beige- 
dhickten  Staatssiegels. 

Darmstadt,  am  12.  Oktober  1829. 

(L.  S.)  Du  Thil. 


Vergl.  ferner : 

die  folgenden,  auf  die  Urkunden  des  GoncordatsfOr  die 
in  der  Oberrheinischen  Kirchenprovinz  begriffenen 
Länderund  Städte,  Bezug  habenden  Actenstücke: 
Kirchen-Pragmatik,  (durch  welche  die  zur  Herstellung  der 
DiocesanverfassuDg  der  katholischen  Kirche  in  ihren  Staaten  verein- 
ten Regierungen,  die  äusseren  Verhältnisse  der  oberrheinischen  Kir- 
chenprovinz näher  bestimmen  und  möglichst  gleichförmig  ordnen. 
E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  323  —  332. 
Formular  des  Fun dations- Instruments. 

E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  332  —  338. 
Grundzüge  zu  ei  nerVereinbarung  über  die  Verhält- 
nisse derkatholischeuKirche  in  teutschenBundesstaa- 
ten.  (Beilage  zum  Protokolle  derl7.Zusammenkunftvom30. 
April  1818.  —  Berichtigt  in  Gemässheit  der  neuesten  Instructionen,  und 
der  hiemach  in  der  18.  und  19.  Zusammenkunft  gefassten  Beschlüsse.) 
E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  338  —  366. 
Note  verbale  des  Envoy6s  desPrinces  et  Etats  r^unis 
delaConf^d^rationGermanique. 

E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  367,  368. 
Note  officielle  des  Envoy^s,  ä  SonEminenceMonseigneur 
le  Carduial  Gonsalvi,  Secr^taire  d^Etat  et  des  Brefs  de  Sa  Saintet^, 
(Rome,3.  Sept.  1819.) 

E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  11,  S.  868  —  377. 
Note  vom  10.  August  1819,  oder  Darstellung  der  Gesin- 
nungen Seiner  Heiligkeit  über  die  Erklärung  derver- 
elnten  protestantischen  Fürsten  und  Staaten  des  teut- 
schen  Bundes. 

E.  Manch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  378  —  409. 


Seit  dem  Jahre  1817  unterhandelten  für  die  katholisch-kirchHchen 
Angetegenheiten  ihrer  Staaten,  im  Verhältnisse  zur  Staatsregiemng, 
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zum  Papfite  und  zii  anderen  chrisUichen  Glänbensveriraadteii  mehrere 
Mitglieder  des  Deutschen  Bundes,  thetls  unter  sieli  nai 
zwar  hauptsächlich  in  Gonferenzen  zn  Frankfurt  a.  M.<,  Üi^b  ge- 
meiuschaftlich  durch  Gesandte  in  Rom.  Die  DnterbandlangcB 
mit  Rom  wurden  auch  nach  erfolgter  ZurückberuAing  der  Gesandlea 
fortgesetzt.  Es  wurde  hierauf  vom  Papste  die  Bulle  vom  16. 
August  1821  erlassen,  welche — wenn  gleich  nicht  verlangt — doch 
angenommen  wurde.  Zusätze  und  einige  nähere  Bestimmun- 
gen gab  die  unterm  11.  April  1827  folgende  päpstliche  Bulle. 
Beide  Bullen  wurden  von  den  betreffeDden  Staatsregierungea ,  unter 
ausdrücklicher,  auf  den  Inhalt  der  beiden  Bullen  bezogenen  Wah- 
rung ilirerHobeitsrechte,  Landesgeselze  und  Verordnungen,  der  erz- 
bischöflichen und  bischöflichen  Gerechtsame ,  so  wie  der  Rechte  der 
evangelischen  Confession  und  Kirche  genehmigt  und  demnächst 
zur  Vollziehung  gebracht  (s.  oben).  Am  9. Februar  1822  unter- 
zeichneten die  Bevollmächtigten  derBundesstaaten,  deren  kalholUcber 
Theil  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  bildet,  zu  Frank- 
furt a.  M.  eine  Convention,  betrefTend ihr  ferneres  gleichförmiges 
Benehmen  und  die  dabei  zu  befolgenden  Grundsätze,  namentlich  nber 
die  Beset^ungsart  des  Erzbischöflichen  und  der  Bischöflichen  Stuhle, 
der  Digniläten  und  Capilular- Stellen.  .  Dieser  Uebereinkunfl  wurden 
beigeftigt:  eine  Pragmatik  über  die  gemeinschafUich  zu  befolgen- 
den Grandsätze  und  Formulare  der  von  jedem  Interessenten  f&r 
seinen  Staat  auszufertigenden  Fundations-Urkunde  (s.  oben) 
und  eines  im  Lande  zu  erlassenden  Ediktes.  Nach  verschiedenen  mit 
der  Römischen  Curie,  wegen  dieser  Vereinbarungen,  entstandenen 
Weiterungen,  wurden  im  August  1826  und  im  August  nnd  Oktober 
1827  zu  F  r  a  n  k  f  u  r  t  a.  H.  durch  die  Bevolhnächtigten  m  o  d  i  f  i  ci  r  te 
Beschlüsse  gcfasst. 

Vergl:  E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  184--20». 

J.  L.  Klüber,  öffentliokes  Recht  des  Teutschen  Bunde»  n.  s-  w. 

(4.  Aufl.  1840)  S.  759  u.  f. 
Lorenz  Wolf,  Kirchen -Pragm«tik  für  die  oberrbeiiiia0lie.lLalhioiiir 

sehe  Kirchen -Provinz  der  vereinigten  Staaten  Wäritefabort« 

Baden ,  beider  Hessen ,  nnd  Nassau  mit  Frankftut.  Mit  Noten. 

Wiirzburg,  1823,  8. 
Ignatz  Longner,  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  der  Bisdiof^ 

in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz.  Tübingen,  1840,  8. 

^)  Anfänglich  nur  Wärttemberg,  Baden,  Ksrheasen, 
Grossherzogthum  Hessen,  Nassau,   OUenburg 
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toPIntMliial»  BlrkeBfelü,  und  die  fMt  SUdi  Frankfurt. 
Me  BiiHe  ton  16.  August  Ittl  keaenkii,  kuattt  diesen  Slaalen,  als 
Mkiy  diegetaeinsdieftlich  G^stndte  aadi  Aom  geschickt  haben,  noch : 
Heeklenbnrgy  die  Hertoge  rom  Saehsen  (Von -denen  jedoch 
SiciiseD-Hildbarghaasen  an  den  Verabredniigen  keinen  TheM  genom- 
nahat),  die  Fürsten  von  Hohenzollern  (inFolge  eines  Vertrages 
TM  Jahre  1821),  den  Fürsten  von  W  a  1  d  e  c  k  (der  vor  dem  9.  Februar 
1K2yoq  dem  Vereine  zuiückgetreten  ist),  die  fl^ien  Städte  Lübeck 
vd Bremen.  Noch  vor  dem  9«  Februar  1822  trat anch  Hamburg 
Uizi. 

Vergl:  J.  L.  Klüber  a.  a.  0.  S.  760,  761. 

e)  Ceber  Hamburg,  Waideck  und  Sachsen- Hildbnrg- 
kaisen,  in  Beziehung  aofdiese  kirchlichen  Verhältnisse,  vergi.  auch: 

C  E.  W  e  i  s  s ,  Grnndriss  der  Deutschen  Kirchenrechtswiasenschaft, 
Mainz,  1829, 8.,  S.  217. 
i)  Die  landesherrliche  Bestätigung  dieses  Vollziehungs- 
Amtes  erC»lgte  in  einer  aus  Wiesbaden  am  7.  December  1827 
■iuseiien  Verordnung,  durch  welche  zugleich  das  Erzbischöfliche 
(Mral-^ariat  zu  Limburg  am  11.  Oecember  des9<dbcii  Jabreis  .auf- 
Biwel  and  die  Bischöfliche  Verwaltung  eingesetzt  wurde. 

8:  Verordnungsblatt  für   d^is  Hvtyri^Ogthuni  Massau, 
1827,  Nr.  17. 


'^ergl.  auch : 

€*i.  de  Martens  Recdeil  etc.  Suppl^m.  Tom.  XL  p.  146. 

L  IP.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirchenrechts  u.  s.  w.  Bd.  H, 
S.  868. 

Die  päpstlichen  Bullen,  zur  Errichtung  des  Erzbis- 
thams  zu  Preiburg  im  Breisgau,  und  der  ober- 

■      rheinischen  Rirchenprovinz.  Freiburg,  1827,  4. 

^>.l>roste*Htilshof  a.  a.  0. 

^Allgemeine  Kirchen-Zeitnng,  1827,  Nr.  176. 

M.  de  Pradt,  Suite  des  quatre  Goncordats  (Paris,  1820,  8.;  pag. 
95-166. 

Barstellung  dei*  Gesinningen  Sr.  Heiligkeilüber  die 
Erklärung  der  vereinten  protestantischen  Pär- 
sten  und  Staaten  des  Deutschen  Bundes.  Aus  dem 
ilaUenischen.  Cöln,  1821«  8. 

l^ieDecrete  des  Herrn  Bisehofs  von  Bvara,  als  Be- 
vollmächtigten für  die  Snppression  der  General- 
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Vicariateza  Constanzaad  Bruchsal,  and  firtfie 
gegenwärtige  Errichtung  des  Erzbisthnns  zn 
Preiburg  im  fireisgau;  mit  den  päpstlichen  Bal- 
len Provida  solersque  und  Ad  Dominici  gr«gts 
cttstodiam«  Garlsruhe,  1827, 8. 


Im  Königreiche  Sachsen  bestehen: 

i)  für  den  Königlich  Sächsischen  Theil  der  Ober-LaositzA 

Bischof  in  partibus,  als  apostolischer Vicar (zu  BautzeaV 

welcher  dem  ErzbischofezuPrag  untergeordnet  ist ; 

2)  für  den  übrigen  Theil  des  Königreichs  ein  exeoteri 

apostolischer  Vicar  (zu  Dresden),  welcher  seit  des 

Jahre  1816  zugleich  Bischof  in  partibus  ist. 

Vergl:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschei  Bonta 

u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  761,  762. 
Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich  Sachsen,  il 

St.  6. 
G.  G.  Weber,  systematische  Darstellung  des  in  dem  Konii 
Sachsen  geltenden  Kirchenrechts  (Leipzig,  Th.  I,  Abth.  ij 
1819  —  Th.  11,  Abth.  1, 1825,  8.)  Th.  I,  S.  202. 


Die  katholischen  Pfarreien  im  Grossherzogthume  Sachs( 
Weimar -Eisenach  und  die  Pfarrei  Eppen  im  Fürstenl 
Waldeck  sind  in  der  Bulle  „De  salute  animarum^^  (s«  obea, 
CV),  dem  Bischöflichen  Sprengel  von  Paderborn  und  der 
provinz  Co  In  zugelbeilt  worden,  welche  Anordnung  die  land^ 
herrliche  Genehmigung  > —  unter  Vorbehalt  aller  landesl 
liehen  Rechte  erhalten  hat. 

Vergl:  Neueste  Einrichtung  des  katholischen  Kirci 
Wesens   in   den   Königl.   Preussischen    Staal 
S.  48,  88. 

Gross  herzoglich    Sachsen- Weimarisches    Ge 
über  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirchen  und  S 
len  im  Grossherzogthume,  vom  7.  Oktober  1823.    (Im  Eingänge 
selben  wird  die  erwähnte  Zntheilung  mit  der  Bestimmung 
dass  jeder  neue  Bischof  von  Paderborn  wegen  seiner  Amls' 
k^t  sich  zuvörderst  dem  Grossherzoge  ausdrücklich  zu  vei 
habe.) 
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leg ieraDgs-BUtt  für  das  Grossherzogiham  Sachsen 
Weinar-Eisenach,  1823,  Nr.  16. 


Den  FortseiMungen  des  diplomatischen  Archivs 
leiben  diejenigen  ^ctenstücke  aus  der  neueren  Zeit 
erbekalten,  welche  hinsichtlieh  specieller  kirch' 
(eher  Ferhältnisse  in  Oesterreieh,  Preuss en  und an^ 
leren  Deutschen  Bundesstaaten  von  Interesse  sein 
\irften. 
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Antrag  der  freien  Städte  nnd  Beschlnss  der  Bu- 
des -  VersammUng,  betreffend  den  Znstaid  d« 
Postwesens  in  Dentschland. 

Antrag  der  freien  Stidte  vom  29.  Juli  1819. 


Sieben  und  zwanzigste  Sitzung  am  29.  Juli 
1819.  •) 

Der  stimmffihrende  Gesandte  der  freien  StSdte, 
Herr  Syndicus  Gütschow,  macbt  folgenden  Antrag: 

Die  freien  Städte  finden  sich  bewogen,  die  AoflMflt- 
samkeit  dieser  hohen  Versammlung  auf  einen  G^enstand  zu  kn» : 
ken,  dessen  Wichtigkeit  gewiss  allgemein  anerkannt  wird,  ini: 
der  mit  dem  XIX.  Artikel  der  Bundes -Acte  in  genauer  Veitli^l 
düng  steht;  indem  sie  den  Antrag  darauf  richten,  dass  derZtt^i 
stand  des  Postwesens  in  Deutschland  in  Ueberle-; 
gung  genommen,  und  auf  Mittel  gedacht  werde,  durcbelli: 
Vereinigung  der  Bundesstaaten  dasselbe  aufeinasel* 
chen  Fuss  zu  setzen ,   dass  die  grossen  Beschwerden  aus  den 
Wege  geräumt  werden ,  wodurch ,  in  dessen  gegenwärtiger  Be- 
schaffenheit, Jede  Art  von  Verkehr  leidet. 

Es  ist  kaum  nSthig ,  die  Mängel  und  Belastungen  namhaft 
zu  machen ,  über  welche  in  dieser  Beziehung  das  Publikum  Sek 
zu  beschweren  hat,  so  allgemein  werden  sie  geltihlt,  und  wcoa 
man  im  Allgemeinen  übermässige  Theuerung  des  Porto's  und  Ver* 
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hM,  90ikaiiR  maa  iihl^ojubmIip. steht  überbcAea^  In  daa  Bimdnt 
eiang^henv  da  jAiefirfabcung  «lim  Jeden  ibm  Bcd^q  genug.idaDQ 
«tt  die  Bai»4  geben  \wtfd« . 

WeoB  man  im  gegeüHUrügen  SKustanAtfe»  A>Aweaefea  io 
DeittafbiSQdipiH.  dem  ebemaligen  vergtdabt^  sso  wird  man  nlohl 
Yerkenaeo,  daBS  dieaugeneobelniiehe  VeracbUsuDeriiDg  desselben 
eine  Feige,  tbelto  der  VerWeMSlUgungderLandeaposten»  tbeite 
des  in  neueren  Zeiten  an  vielen  Orten  angenommenen  Grunde 
Satzes  ist,  die  Posten  bauptsächlieb  aus  dem  Gesicbtspuokte  einer 
Quelle  der  Einnabnie  für  den  Staat  zu  betrachten.  Sebon  die 
Vermelining  der  Territorial -Posten  muss  durcb  die  VervielRDti* 
gimg  der  PostbebiSrden  eine  Vermehrung  der  Kosten  zur  Folge 
baben;  woin  nun  aber  noch  dazu  Jeder  Bundesstaat  den  Ertrag 
der  Posten  möglichst  zu  erhfihen  sucht,  so  ist  es  nicht  zu  ver* 
wund^*n^  dass  das  Porto  in  manchen  Richtungen  um  ehm  so 
viele  Male  gestiegen  ist ,  als  die  Zahl  der  besonderen  Posten  be^* 
trägt,  durch  welche  die  Briefe  Jetzt  beOirdert  werden. 

£s  braucht  Icaam  aus^nander  gesetzt  zu  werden ,  weil  es 
so  allgemein  geHiblt  wird,  wie  gross  der  Druck  ist,  welcher 
durch  diese  Lfage  der  Dinge  auf  Handlung,  Gewerbe  und  Jede 
Art  von  Verkehr  fällt ,  welche  Hindernisse  dadurch ,  selbst  für 
den  Uterarischen  und  flreundsebalUicben  Briefwechsel,  entstdien« 

Wenn  man  den  Zustand  des  Postwesens  in  Deutschland  mit 
den  in  Frankreich  vergleicht ,  wo  der  Briersvechsel  bei  weitem 
wcAireiler  und  schneller  befördert  wird,  so  kann  man  nieht  ver« 
kennen,  dass  der  Grund  de»*  Vorzüge,  welche  dieses  Land  In  der 
Hinsldit  geniesst ,  der  ist  <  dass  ,es  in  demselben  nur  eine  Post- 
Verwaltung  giebt ,  welche  das  Ganze  leitet.  Dieselbon  Vortheile 
würden  auch  nur  durch  die  Anwendung  desseibett  Mittels  er* 
reicht  wearden  kSnnen ,  und  so  würde  unstreitig  in  Deutschland 
eine  Bundes -Post,  die  von  einer  Administration  verwaltet 
würde,  noter  die  sehr  wünschenswerlhen  Dinge  gehUren,  die 
noch  nebenher  den  Vortheil  gewShren  dürfte ,  dass  ihr  Ertrag, 
der  gewiss  bei  viel  massigerem  Porto  den  gegenwärtigen 
bei  weitem  übersteigen  würde,  zu  gemeinschaftUeheo  Bun- 
deszwecken verwandt  werden  kannte.  Zwar  ist  leicht  ein- 
zusehen, dass  in  dem  gegenwärtigen  Zustande  da*  Dinge  dieses 
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Uml\  ftir  Jetet  sohweifldi  zu  enrdeh«  mId  werde;  ibcr  dM 
Ver^nt^ung  aller  Bundesstaaten  fiber  solche  Massregeli,  w»- 
Aardi  eine  Herabsetzang  des  Porters  und  die  mSgliehste  Scliet- 
Ugkeit  der  Beförderung  des  Briefwechsels  Z8  erwtteD  wki, 
würde  deck  die  Sad^e  schon  dem  Ziele  um  vieles  nXher  MDga, 
und  die  gepecMen  WOnsohe  des  Pablllnims  grSssienUieib  iwMe- 
dlgen.  Unter  diese  Massregein  scheinen  vorzOglich  ein  nälsiKff 
Ansatz  des  Porto's  und  die  Annahme  des  Grundsatzes  zq  f^ 
ren ,  dass  wenigstens  zwischen  grossen  Haupt-  and  Handds- 
stXdten  die  Briefbeutel  versiegelt  geschldct  werden  konneo,  » 
dass  dafOr  im  Ganzen  etwas  Billiges  entrichtet ,  und  idcbt  Tei- 
langt  würde ,  dass  die  Briefe  einzeln  auf  die  Post  gegelia  mrf 
auch  so  bezahlt  werden.    Nicht  weniger  würde  es  elieo  so  otilz- 
lieh ,  als  der  Billigkeit  gemäss  sein ,  wenn  in  solchen  FSUes,  wo 
der  Durchgang  der  Posten ,  welche  einzelnen  BundessMen  fc- 
hVroi ,  durch  das  Gebiet  Anderer ,  auf  einem  alten  völkmedA- 
lichen  Herkommen  beruhet ,  dieser  Durchgang  aun^echt  eAalto, 
und  gegen  alle  Erschwerung  durch  lästige  Bedingungen  gesicM 
würde.  Alle  Gründe  der  Gerechtigkeit,  des  allgemeinen  Notzeni) 
und  selbst  derVortheil  fiir  die  Einnahme  der  Staaten,  wenn  dM 
als  etwas  von  Jenem  Abgesondertes  betrachtet  werden  iMs 
reden  für  eine  solche  Vereinigung;    Die  Beförderung  des  Briet 
wechseis  ist  offenbar  kein  wesentliches,  sondern  nur  ein  zufSij 
ges  Begal.  Sowohl  nach  Grundsätzen  des  Staatsrechts,  als  ja 
der  Erfahrung  ist  diese  Behauptung  unumstSsslich ;  denn 
Geschichte  des  Postwesens  zeigt,  dass  die  Verwaltung  der  Fe 
zu  sehr  verschiedenen  Zeiten ,  in  manchen  Ländern  flriUier, 
in  andern  später  für  ein  Regal  erklärt  ist ;  Ja  es  giebt  noch  j< 
Staaten,  in  welchen  die  Posten,  wenigstens  zum  TheU,  ni 
zu  den  Regalien  gehören.    Nach  einer  richtigen  Theorie 
kSnnen  mit  Fug  nur  solche  Gegenstände  der  freien  Conci 
entzogen^  und  zur  Verwaltung  und  Benutzung  von  derRegi( 
an  sich  genommen^  d.  h.  für  Regale  (zufällige)  erklärt  w< 
welche  die  Regierung  leichter,  besser,  und  auf  eine  für  das 
meine  Beste  vorthellhaftere  Weise  besorgen  zu  lassen,  im 
ist,  als  es  durch  einzelne  Unternehmer  geschehen  könnte, 
genaue  und  unbefangene  Untersuchung  würde  aber  höchst  ^i 
scheinlich  ergeben  >  dass  dieses  in  der  g^enwärtigen  Lage 
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der  Verwi^Miig  des  Pestweimia. nickt  der  Full  M»  wid  das«  eine 
fMe  CMcaireiiz  dem  PiiU|ki|ia  vorUieybafl^r  ^eyn  \^^        Am 
•bell  dtoaeft  (iniiids)itsen:gebk  auek  iiervor,  dass  die  VerwaMuDg 
dee  PoetweBeoa  keineawfss  a«s  dem  Qedolilspuoiae  einer  Quelle 
voQ  Einnahme  fOr  den  Staat  kaupUiielilicii..l|etra€bt^  werden 
dtarf,  aondern  dasa  dieae  Riiokaioht  dabei  nur  unteqgaocdnet  seyn 
luuin.  Ala  der  Staat  die  Poeten  an  sich  aog ,  hat  er  dadurdi  4ie 
YerpOlebtuog  ttbenommen,  den  Briefwechsel  auf  die  für  das  aür 
Cemeiae  Beste  vorthellhaftesle  Welse  zu  besorgen;  dass  aber 
dieaes  nur. alsdann  erfSUt  wird,  wenn  die  Besorgung  desselben 
mit  SieheAeit,  und  so  sdinett.und  wohUiell  als  mOglich  geschieht^ 
ist  ebdeuchtend.   Dass  der  Staat  seine  Posten  decken  rouss »  ist 
natürlich;  ergiebt  sich  ein  Ueberscbuss,  so  ist  es  desto  l)esser; 
aber  die  Atolcht,  durch  Vermehrung  des  Brie(l[K>rU)'s,dle  fibr  den 
Staat  entspringende  Einnahme  hSher  omi  auTs  HlichBte  zu  trei^ 
ben ,  ist  mit  dem  Zwecke  der  ganzen  Einrichtung  im  schreiend- 
stra  Widersiiruche.    Dass  der  gemelnschaftücbe  Vortheil  aller 
Bundesstaaten  und  Jedes  Einzelnen,  ungemein  befördert  werden 
würde  durch  die  Erreichung  solcher  Massregeln ,  welche  aur  die 
BefSrderung  der  mSglichsten  Schnelligkeit  und  Wohirellheit  der 
Post-Communicatlon  gerichtet  sind,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 
Wie  wichtig  es  ftir  viele  Verhältnisse ,  und  insonderheit  für 
die  handelnde  Welt  ist ,  dass  Naehrichten  auf  das  schnellste  mit- 
getheilt  werden,  ist  für  sich  klar,  und ,  wenn  man  mit  Recht  den 
BrtafViracNBl  als  das  eiiizigie  und  noihwendige  Mittel  altes  politi- 
schen, kauflni8nnischen ,  wissenschaRlichen  und  nreundschallli- 
ebco  Verkehrs  in  der  fintternung  betrachtet ,  so  ergiebt' sieh ,  in 
welchem  Grade  Jeder  Verkehr  durch  die  Erleichterung  oder  Bn> 
scbweruQg  desselben  JiefBrdert  oder  erschwert  werden  kann, 
zum  Vortheile  oder  zum  Nachtheile  des  ganzen  inneren  Leben 
des  Staates.    EndUch  aber  würde  sogar  durch  die  ErgreifUsig 
solcher  Msj^sregela  der  Qnancieile  Vortheil  bei  dem  Postweseo 
vermehrt  werden*  Es  ist  ein  bekannter  Satz  in  der  Staatswirthr 
Schaft ,  dass  in  vielen  Fällen  bei  geringeren  Ansätzen  von  Auf*- 
lagen  die  Elanahme  böher  steigt,  als  bei  grSsseren.   Bei  keinem 
Zweige  der  tfifentlichea  Verwaltung  hat  die  Erfi)|irung  wohl  dte- 
aea  Satz  mehr  bewährt,  als  bei  dem  Postwesen »  und  die  6e- 
sdilGhteMdQsadban  in  dem  ehemaligen  K&nigreic|ie  Wastphalen, 
m.  48 
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d«i4>llch,  t»eIMt  ffii'  dte  räR^MlfcMü  fifutUtflMf,  «le  A|ythtoi 

erhtmiin  und  m^  TerMnderang  «es  Briefwechsels  M^f«^<^^ 
Tenndinintr  dek*  Porto^Pi^se  zu  vcffg^ten.  iM-VUl, 

Die  !tMeii  StMte  tragen  demiracb  dringfttid  «armf  (| 
von  dem  Durchlau^fttlgst^n'Bonde  g^meiiisc^g. 
Ma ssrege in  getroffen weMehi,  um  dien>Oiglfcbs:|ie%,  ^^, 
liglLelt  und  WohlPeillielt  der  Post-  Co-mittinii.j^vS 
eu  Irewlricen,  nnd  ifehieii  zu  den  Ende  Ihren  Askn^t^,  Aei 
dass  2ur  Untersttobong  dieses  wIclMgen  G^geflfl^ndes  4ii,tt| 
Vorbereitung  Jener  Massregeln  ?on  dieser  HAheo  Versiikr,ljc 
eine  Commission  angeordnet  werden  mSge.  iiGnpi 

Man  kam  hierauf  äberein,  di^en  GegMsfa^a^kAi 
nMohfll  in  Beratbung  %u  elehen.       '  j^f^ne 

•     u)  Vevgl:   Protokolle  der  DettUtohen  BaBdfta|kh\M 
saMBilung,  Bd.  ViU»  S.  178  n.  f.  klioi 


( -1 . . 


H    .'Aebt  üBd  Ewattzigste  SitttUrftgi  VOiM  d.  ;Ai 

i«ib:'^)  /  ■• '         •••..• 

«1'  t'rssldilibi :  brtt)^  den  in  der  leüEtMf'Bltzong  mt 
reri  llerafbung  ^usgesetz^n  Antrag  dett  Hepm  Bubi 
Mndten  der  freien  Stüdte,  Ober  den  Zu  stand  des  Po^twi 
it^Deutscbland,  In  Proposition ,  und  nachdem  dfeM* 
^nd  !iä1>6r  etVrtert  worden,  vereinigten  sich  sVi 
lte1i6  9tiinmen'dMin: 

'dAsk  dieser  Gegenstand  den  Regiorangen 
pTehlehd  vorzutragen  und  InstrvetioiieB 
tiber  in  <der  HoAiung  zu  erbitten  deyen ,'  dftss  solche 
den  Peffen  die  Bnndes^Versamniiung  in  d<ni  Stand 


UM 
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^^  Verden,  der  hlernSchst  zu  erwählenden  Commission  einen 
L^ '  ^Ichern  Leltfeden  Ihres  Gutachtens  an  Händen  zu  geben. 

"^•^iTcrgl:   Protokolle  der  Deatschen  Bundes-Ver- 
t         ung,  Bd.  VIII,  S.  fd4,  lft5. 

t»  

,   .      I.  ferner :  .  -      . 

V       Kl  ober,  öfTenUiches  Recht  des  Teutschen  Bandes  u.  s.  w. 

^'^i..Avin.  im)  s.  en  n.  U  ^  u.  f.  ^, 

Kl (fb er,  Acten  des  Wiener  Congresses  n.  V  w.'  Bd. 'flf, 
»l%.4l,4aiB/f;4«&'«i«45(^Q.  t  •    ' 

Klüjker»  llcbersicbt  der  diplomalischiin  Verba^dlftiigißO  4V 
Wiener  Kongresses,  S.  131, 142, 148  u.  f.,  258,  268. 
tl ebeny'Jbsifo-*,  (^ineraY-  and  Mi2fll-FaiM,  1817,  St.  4S. 
F.  W«  Crome,  Deutschlands  und  Enropens  Staats-  und  Natio- 
,  nal-Intere^se  (Giessen,  1817,  8.)  S.  96  u.  f. 
tlba/^ote  duPnnce  de  Ui  Tour  et  Taxis  remiseaü  Coiigrlfes  de 
ane ]Kmr  la  conservadicfii' d^s  ^roits'de  poste apparlebans  k 
bison  en  Allemagne. 

I  i.  de  MarteiiB  Aecneil «tc.  Noor,  SnppL  Tom.  1,  p».  tt7;338. 

'BeQt«che  Bundea ^Acte  von  8»  Juni  181^,  AvUbelXVII. 

Poii  firsittebe  Haas  T9i«rn  femd  Tuxis  bleibt  in  d^ni ,  darqb  diep 

Wig -PqiwttUaiis^ Sphlwss  vom  25»  Febpr^ar  1803,  oderMI-spät^^^p 

Klugen,  bestätigten  Besitz  und  Genuss  der  Posten  in  den  verscbif^ 

|enBmri€iajt|aftten,  jo  lanfre  als  nicht  etwa  doroh  freie  Ue^erein- 

^Pfft  anderweitige  Verträge  abgeschlossen  werden  sollten.'*  n.s.  w,} 

Äiilomatisches  Archiv  u.  s.  w^  th.  11,  Abth.  I^  S,  16,  Nr.  I 

•''         1  '       '1  1       m,w* 

'    £rst  in  neüeiierk^H  Hn4  Bini^ttne  P09tt>et^träg^e 

l^*)t  Bunäesitat^tem  •  wnU^eik^n^er  und  salcAer  'mit 

^^  firttlteken  Hmu9e  Tkuti^  mnd  Tiamis^  puARiciPt 

^"t^orUeMi    BieAufmakme^d^aryseibeny.  insofern  ßfe  n^fn 

^*^l$t^^0inj€T€mInitre^90  9inäf  s^wie  der  Resultate  4^r 

'^f»  i/«Ar<  1847  ö0^oAn0nen  FerhanAlungen.  der  BMf\' 

^^*9Uß^n  ßöer  s^meinschqftlicäe.  Postein^ichtuf^- 

\€^n  u^s^  2p^^  /^  ^0  weit  diese  Fereinbarung.^n.  bcl^annt 

^^rden,  —  bleibt^  den  Fortsetsfungen  des  diploi^atf' 

*^^^n  Archivs  vorbehalten. 


«  >«■ 
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CIL. 

■ 

Keicbliis  der  Bmdes-VersaaiBliiDg  tob  Id.Okti- 
Wr  1838,  betrofeid  di*  ZittiBBiig  im  Bi«d«s  nr 
Fortfflhrvng  derEisenbalm  dvrch  den  ftayoi  nd 

die  Werke  der  fertuglai BZ. 


»      .! 


Neun  und  zwanzigste  Sitzung  am  19.  Oktober  1838. 

In  GemäBsheit  der  erfolgten  AbsUnunuogen  wurde 

beschlossen: 

1)  üem  Mainzer  Festungs-Gouvernemeni  durch  die  MiUlSr- 
Commtssion  die  Zustimnong  des  Bufides  zur  Port- 
rffhrung  der  Eisenbahn  durch  den  Rayon  und  die  Werke 
der  Festung  Mainz  unter  nachstehenden  Bedingongen  zu  er- 
SKhen : 

I.  Damit  die  Unterordnung  der  Eisenbahn  unter  die  Mlllt&r- 
Verhältnlsse  der  Festung  Jederzeit  in  dem  gehörigen  vollen  Masse 
sichergestellt  sey,  ist  es  nothwendig,  dass  nicht  allein  das  Haupt- 
etablissement aller  VorrSthe  und  Erfordernisse  der  Bahn^  soo- 
dera  auch  der  Aufbewahrungsort  der  Locomotive  auf  immv  nur 
in  Gastel  selbst  elngertohlett  und  hierdurch  die  MlUUiri)eh8rde 
der  Festung  in  Stand  gesetzt  werde,  vorkomnenden  Falls  iKe 
Bahn  nicht  allein  beliebig  zu  unterbrechen,  sondern  auch  die  De- 
struetion  derselben  mit  HüirederLocomotive  zu  beweriulelNgei. 
Dass  dieses  ordnungsmSssig  und4nit  Schonung  des  Materials  ge- 
schehe, bleibt  der  technischen  Locaibehtfrde  überlassen. 

n.  Wird  eine  solche  Unterbrechung  oder  Destruction,  won 
die  MllltSrbehörde  ohne  Angebung  der  Gründe  beftagt  ist,  ans 
mlUtKrlschen  ROcksichten  nSthig,  so  kann  von  Selten  der  Bahn- 
SocletSt  keine  Entschädigung,  weder  flir  geschmSert^i  Er- 
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noohJttr  verbyweB  otto*  iniiiwicbiMir  gewordeae^lMlai^ial 
Q».  4kL,  oder  ws  lisead  ^bmn  aadeva  Grunde)  in  ^^»rucb  ge- 
BMUBeo  werdeo. 

III.  Die  jwwu|te  Socieat  iQ«cb4  fAek  farneF  verftindlicb, 
alle  durcb  die  Anlage  der  Elsenbahn  in  den  Um^ebunjgen  des 
Platzes  und  an  den  Featunc^w^ke^n,  Communicatlone^  u.-  dei^l. 
Sl^UgeflindeneaDeterloraUonen  oderEtnricbUu^n  auf  die  erste 
Aurrerderung  der  MlUtär-Bebörde  beseiUgen»  und  den  Anord-/ 
juiogen  dieser  JBebSrde  unweigerlich  nachl^ommen  zu  lassen  $  sie 
depooirt  ziur  Sicherung  In  die  Bundesfestungs-Kasse  die  Summe 
yoD  5000  Gulden/)  worQlier  das  Milltär-Gouvemement  der  Bun- 
desfestung  unbeschränkt  verltigen  kann,  wenn  den  Anordnungen 
desselben  nicht  pünktlich  Folge  geleistet  wird. 

IV.  Das  Trac<  der  Bahn  in  dem  Gescbiitzenbereiche  der 
Festung,  wie  es  In  dem  Plane  Nr.  1  näher  bezeichnet  Ist,  wird 
genehmigt,  Jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  dadurch  .weder 
nachtheilige  Aufhebungen  noch  defll^artige  Einschnitte  gebildet 
werden,  welche  die  gedeckte  Annäherung  eines  Feindes  begün- 
stigen oder  die  WIriLUng  des  Geschützes  der  Yertheldiger  hin- 
dern kSnnten.  Ist  eine  dammartige  Erhebung  oder  ein  Einschnitt 
ideht  zu  vermeiden^  so  ist  Im  ersten  Falle  die  abgekehrte,  Im 
letzleren  aber  die  zugekehrte  BSschung  so  flach  zu  halten,  dass 
von  den  Festungswerken  Oberall  kann  eingesehen  werden. 

V.  Da,  wo  die  Bahn  selb^  In  die  Festongsweri&e  tritt,  Ist 
deren  CoaatniettoB  oder  die  VorricbtaDgen  zur  Bihn  genau  den 
Inlerosse  der  Festung  aozupasseD,  und  zwar 

a)  in  <eren  Ueftergaog  über  den  Hauplgraben  obeAalii 
iweb  den  Im  Plane  Nr.  2  gemaditen  Andeutungen  einzurichten, 
wozu  gehurt: 

1)  dass,  zu  besserem  WasserdorcMusse  unter  der  Brücke,  In 
der  Mitte  der  Grabensohle  eine  drei  Fuss  tiefe  und  vlerzdin 
Fiiss  In  d^  Sohle  breite  Lunette  angebracht, 

2)  dass  an  die  Stelle  der  angenommenen  hSlzernen  Barrl^« 
Ständer  massive  Thorpreiler,  und  diese  in  Verbindung  mit 
den  PnMlmattem  construirt  werden, 

3)  dass  die  ProOlmauem  zn  Jeder  Seite  drei  Vorsatzfalze  und 
in  da«  HShe  von  acht  Fuss  einen  Absatz  zum  Auflegen 
künlUgcr  Bembenbalken  erhallen. 
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sohle  äl)  bis  z«  deti  BrtlekelABlkeii,  mii  «Heft  YenMige 
aus  starken  Latten  versehen  werde,  um  den  Andraa|i«i 
Zndnmg«  litibMtigtMP  PMMMii  2Q  hqg«gMft,    ' 

5)  dass  dte  Obflhting*,  welche  durch  dfeaen  fiiosdurftt  In  ta 
Wall  gemm  ist,  duMi  st^siffc«  B^rfi^reh  zu  schRttni; 
und  die  Handhabung  des  V6r^lbi»es  bet  Tuge  und  ür  tt 
'Nacht  naeh  den  Bestimmungen  AerMlltiStbehMegtitg^ 
Und  überhaupt  deti  deshalb  tu  eHasseudeh  AodrdMiii 
sich  geltigt  werde  5 

6)  dass  die  Barrieren  zur  Schliessung  der  WallSffhiiDgeii  ^ 
Eisen,  starlc  und  fest  verschliessbar,  auf  den  tUnereD  Wall- 
selten  anzulegen,  und  das  LocomotivgebSUde  zorfi^sM- 
chung  der  Barritfre  an  der  Franl^rürter  Probt  mit  siteipi 
Scharten  zu  versehen  dey,  und 

7)  dass  zur  Bewachung  und  gleicher  DeciLung  der  fiarrlire  || 
der  Wiesbadener  Front  in  geeigneter  Lage  und  von  erti^* 
(ierlicber  Einrichtung  ein  Wachthaus  erbauet  werde.      .^  j 

b)  Der  Uebergang  Über  den  Graben  uotenbalb,  die  0%  I 
Utrucliqa  der  BrttclLe^  der  ProfllmiBuern ,  ScUussvorricUuogit 
vu  dei)gl.  unlerUegl  denselben  Bedingungen  ^  wfe  sie  vorstekcN|i 
unter  a)  abgegeben  sind.  ,rj 

c)  Das  ilauptgebSttde  zur  Aufiiahme  dor  LocomotttB,  iü  te^i 
Plane  Mr.  4  idber  bezeiiteet,  wird,  wie  angegeben,  fuiaiA  wm 
dem  Hauptwalle  gelegt,  die  massiven  AusscnwXiide  aind  JeMÜI 
40  Ett  verslSri»n,  dass  sie  im  Stande  aiad^  eine  boübeBTeste  B^  \ 
deoicung  zu  tn^n;  in  dem  genannten  Plane  sind  diese  Erfbriabj 
nisse  und  die  Kanonenscharten  eingetragen ;  Fenster«  und  TUbj 
Hhiongiea  zu  ebener  Erde  können  wUUBührlich  ungei^  werden 
Mr  müssen  sie  eine  Vorrichtung  erhalten,  um  sie  aStUgeofalll 
mit  Holz  versehen  xu  können,  die  QiNrigen  Gebäude  haben  biott, 
einen  pasaageren  Charakter,  und  bleibt  darum  deren  CoHsIrucM 
der  SocietKt  überlassen. 

d)  Wo  Anschüttungen  im  Bereiche  der  Featungswerke  nStHf 
werden,  Ist  für  die  erfonlerliehen  Wasserabafige  Sorge  ninfil 
der  Ganal  aber,  weleher  von  d^n  FrankftirCer  Hone  ab  über*B 
Platz  zieht,  wo  das  Eisenbahn^EtakMsementMBmmch  ist»  mm 
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7^ 
feto  »ftUi>i.ui^i»t(U*eiMAUin«a  K«f»)oiaaer  imissiv  und  HberwWbt 

£tos8iig« «Pwrfb^.Wi^  chiP^ dasgßoaoBte KUbll^sepieiit  ausge- 
i»»wtf g<  4iW»i  Jen  ^<tf^W^  v^t^r  JMeqacbe«  ei6cbwert.;\^#dl,  4p 
Ist  die  mSglicbste  Absperrung  ein  dringendes  Be^Urrniss^^  die 
KtowMu»-(i^$9U4fA(^ft:VmAiebtei  ^H^  auwer  iii[re»eige- 

jiQ»ir4toB9bPiM«4  dw^efeüttdecomptex  sic|ierndea  Absp^rq^gc^i 
welii'^l^lwlgett  #«1»  tfum  ^ttelo  zu '^richten  und  zu  uoterr 
lüH»^:  gelobe  die  LocaM»^ie*DirecUoQ  für  niithig  ^r^phtet.  i^l 
3rilier2f4(  b^^eiobnen  wird.;  .  • 

^  f)  I  Abf^e  VßnPblüflUf  dürfen  Joilocb  d^n  laufeifdeA  I^oi^UAofr 
Uoüsdiepst.io  k.eiQer  Welae biodem,  und  es  bleibt  d^n  Ofoicieren 
ittDJCftsI;  uufl  den  FortiQqaUonsbeafnten  Uberbaupl;  der  Eintritt 
lind  Aor  Owebgang  zu  ^der  Zeit,  vorbebalten  und  unbefioiimeq,. 
.  g>  paa*Fc»tURgßterraiii.  ^jiffl  7ur  Benutzung  für  dip  Eiseur 
iMbn  zwar  unentgeldlicb  ü^^J^V^^^»  Jedoeb  i^t  dii;  QainpSociet^ 
gehallen,  Jeden  Schaden  und  Nachtheii,  welcher  daran  durch  die 
Aüfigimg  d^  BabQ.und'd^reil  Ciifibrau^.  ^ntsfebt,  zu  ler^tzen 
und  zu  vergüten.  .;  .  .i 

VI.  Da  der  Fall  mögHcfa  ist,  dass  im  Laure  der  Zeit  aus- 
ge^klmiie  tuMfOcitoris^he  Bäüflfiirangen  VoricoA1nm^,  weiche  die 
fifisünbäHn^'  iheirr  6de(*  weniger  lietr^ffen  Icönnten,  sa  bleibt  dus 
Üterekse'Aer  tltsehbabn-SocIetSt^Jenem  der  Fortiflcatfon  stel^ 
untergeordnet,  und  die  Festungsbehörde  Icann  iri  keinem  'Pall6 
der  Art  zu  einei*  ißiitscfiadigtrtig  verbünden  seyii.''      '   ' 

Vn.  Im  Allgemeinen  verpflichtet  sich  dieEitsenbahn-Söcletät, 
alle  Bauarbeiten  und  Vorrichtungen  ini  Bereiclie  der  Festung 
stets  nur  unter  Zuziehung  des  Genie-Directors  In  AusfflHrun^ 
bringen^ 'ihn  von  allen  deshalb  zli  treiTenden  Yorberelturigeh 
liei  Zeiten  in  Kenntni^s  setzen,  und  daraur  halten  zu  lassen, 
dass  seiner  Anordnung  überall  entsprochen  werde,  wogegen  die 
genannte  Sozietät  sich  auch  versichert  halten  kann ,  dass  ihr 
J^etiie  ^Pbwierigk^tten  sollen  in  den  Weg .  gelegt ,  sondern  ihr 
förderlich,  so  viel  es  sich  mit  ffem  Interesse  der  Fe^tJung  ver- 
tl%t^  K^^rfle  en<|g^ei)  gekommen  werden. 

,  yii\i  ijui  dem  Zugestan(\nisse  einies  Durchzuges  dier Eisenbahn 
im^bJR»M^\rk^  derll^ricbtuQgeii^  JN^lstaUpn|-HorlS|4fts^^ 
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wird  endlieh  noch  die  Bedln^ngr  veriiiiiideii,  dasB,  wem  in  iv 
Folge  durcti  den  Betriei)  dieses  Hofes  eine  Besdirti&oiiK  li  ta 
milttärischen  oder  in  dem  (nfentHehf^Verkelir  sich  eifebennle, 
die  Unternehmer  der  Eisenbahn  einer  jeden  zur  AlAtlfe  zu  M 
ftnden  andern  Anordnung  unweigerlich  sidi  soflnt  zu  miilk 
ziehen  haben. 

2)  Das  Mainzer  Pestungs-Crouvemenieiit  zs  hemßngm^ 
unter  Zuziehung  der  Grossherzoglieh  Hessischen  Regtenngi- 
behVrde  zu  Mainz,  das  Comitä  der  Eisenbahn-SeeleUlt  zu  ilA 
zu  bescheiden,  um  demselben  die  Zustimmung  des  Sundes  tm 
DurchfQhrung  der  Bahn  durch  das  Festungsgebiet  unter  slkMl* 
liehen  vorstehenden,  deshalb  von  der  Eisenbahn-SocietS  etazn- 
gehende  Bedingungen  anzuzeigen,  und  über  dlesea  Akt,  yrte 
Ober  die  Annahme  der  Bedingungen  ein  mft  den  UntencMtMi 
aller  Gegenwärtigen  versehenes  ProtolLoll  auf^undunen,  wdd« 
^  demnXchst  an  die  Bundes -Versammlung  efnzuseDdea  lud  ii 
deren  Archiv  niederzulegen  seyn  wird. 

a)  Vergl.:  Protokolle  der  1.  (§.  8)  und  4.  (§.  48)  Sttaaif 
derBundesversammlnng  vom  Jahre  1839. 

Bereits  zxk  Anteng  des  Jahres  1846  waren  die  EisenbahB-Ai^ 
lagen  und  die  dafür  in  Umlauf  gesetzten  Geldsummen,  aifll 
den  in  öilißntlichen  Blättern  gegebenen  allgemeinen  DebenichteB,  k 
Deutschland  von  folgendem  Belange : 

420,«8  D.  M.  kosteten:      133,973,3SS  Tbaier. 
Die  Baukosten  betrugen 

durchschnittlich  auf  die  Meile:  318,820  Thaler. 

Vergl.  n.  a.:  „Eine  naüonalindnstrielle  und  staalswirtliseiiil* 
liehe  Malmong  an  die  Deutsche  Gesetzgebung.  —  Zur  Sacbe  der 
Eisenbahnen,^^  in: 

A,  Müller,  Archiv  u.  s.w.  Bd. VII,  S.  1—17. 

Uebersicht  der  Längen,  Anlagekosten  und  Trans- 
portmittel der  inPreussen  amSchluss  des  Jahresi84( 
In  Betrieb  befindlichen  Bisenbahnen  und  der  Resaltat^ 
desBetriebes  imJahrel846,  im: 

flandels-Archiv,  Sammlung  der  neuen  auf  Bändel  und Setf 
fahrt  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen  des  In  -  mid  Airiodes 
und  statistische  Mittheihmgen  über  den  Znstand  und  dIeBatwickeltff 
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Handels  und  der  Industrie  in  der  Preussischen  Monarchie.  Jahr- 
gang 1847  (Berlin,  8.)  zweite  Hiüfte,  S.  187  n.  f. 

Es  erschienen  vber  diesen  Gegenstand  in  den  verschiedenen  Bun- 
desstaaten zalürelche  Gesetze  und  Verordnungen.  Besonders 
nmfttfsend  und  deshalb  bei  mehreren  Conventionen  ausdrücklich  zum 
Aninde  gdegt,  ist  das 

Königlich  Preussische  Gesetz  über  die  Eisenbahn-Un- 
ternehmungen, v<»n  3.  November  1838. 

Gesetz-Sammlung    ftr    die   Königlichen   Preussir 
sehen  Staaten,  i^,  Nr.  35,  S.  505  n. f. 
A.  Müller,  Archiv  u.  s.  w.  Bd.  VUI,  S.  258  u.  f. 


Der  Aufnahme  in  die  Forttetzungen  de»  diplth 
wäaiiseken  Arokits  bleiben  vorbehalten:  die  in  der 
neuesten  Zeit  »wischen  verschiedenen  deutschen 
Bundesstaaten  abgeschlossenen'  Staatsverträge 
über  die  Herstellung  von  Eisenbahnen  — ,  insofern 
solche  von  allgemeinerem  Interesse  erscheinen 
dürften. 


1 


\» 


•  ■        • 


CXI. 

VerbaidliiBgen  ud  Besckltsie  der  BiidM-F«Ki 
ga«Bl«DK,  betreind  die  AifkebAi|;^dir  i«tckrii* 
k«n|^  des  gegeiiBeitigeii  Verkehrs  Mit  dnutl^ 

wendigft9B  lelieA^bedirfBisseii  ia  dei  Bei|r 

■olreB  Staaten.  '* 

A.  1 

Erkllring  des  Königlich  Yürttembergisekei  W 
sandtaB,  AbstimmmiBgeB  nd  Bescklnsg  du Biiiai 

TariammUiig  vom  19.  lai  1817.  \ 

Neun    und    zwanzigste    Sitzung   am    19. 
1817.  •) 

Praesidium:  Der  Königlicli  WürttembergiscMJ 
Herr  Gesandte  Iiabe  den  Wunsch  geäussert,  Namens scM 
allerhöchsten  Hofes  in  BetrelTder Fruchtsperre  Deutsch 
Staaten  gegen  einander,  dann  BeschrSnkuos  ^^ 
Viehausfuhr  u.  s.  w.  eine  Erlclärung  in  das  Protokoll <> 
legen,  welches  man  also  hierzu  eröBkien  wolle. 

Württemberg:  DesRBnigs  von  Warltemberg  Mi||est* 
sind  durch  die  in  den  Nachbarstaaten  gegen  den  ft^ien  ft^ 
vericehr  getrolTenen  Anordnungen  in  die  unangeodime  Notbi»* 
digkeit  gesetzt  worden ,  die  FruchtausfUhr  aus  Allerh6cl»t  A^ 
Landen  AnDuigs  durch  höhere  Imposte  zu  bescbräolEeD,  i»^ 


durch  Anlegung  einer  ganzUcMki  Spenfe  zU[»vMf«ien's  und 
d«i  ImiKMt  von  der  Vlehausführ  gegen  Baierb  reMUBtoiiii weise 
auf  den,  dem  Balerlschen  Zollsätze  glelchkomnMMdn'Beltfag  zu 
ertiShen.  ••    -  -  ♦    '  •  •' 

'    AUerMhdttUnMelieft  verkMnd*  tMblt,^  wi^  wei^  dardh  sol- 
dheZiviingiiitissregidn  ind^PbrtlfeiAaiLi^K^niDMtsete^ 
staaifeo  uAUntaander  das  aUgeiMh^WArAltergeAMe^ 
tiii4  wie  fwinlg^  dtaudMtt  dei)e6tg«n  >  tMMttig'  genäsa  seyen  i  In 
4er  ateatoh  al8'6taalen  Eines  Bundes beOnden  sollten. 

SdM  KSnlgUobe  Majestät  ei«thMllen  «aber  dar  dfcMeRlgen 
tSMBfldtickan  den  BeMrl^  mit  >der  BrkHirtfng>  wie  uAgem  Altert- 
hOakitMcaelben  Steh  geofitbigt  gesehen'  balMn/lnluren  Staate 
4i€ae  ZwMgamassregeln  zatmlAin,  den  Wunsch  äusfeudrQcküiil 
daaa  tm  den  Mitgllederni  des  Bmides  genislnsam  ei^^vogeti '  und 
berathen  werde,  wie  durch  Aufhebung  afller^  s^o^lehtsif 
aHsserordeotli^Uen  BesehrSiilcuiigen  4^»  gegensei- 
tigen Verkehrs  mit  den  notbwendigsten  Leben^b^^ 
dli#rn1S8en  In  den  Deutschen  Staaten  tfnt-er  einan- 
der, und  durch  gemeinsaaie  Msssre^elu'in  dlesct^  Angelegenheit 
der  eenwTnen  Wohlfiilirt  Alter,  die  Bundesstaaten  einander  Mhi^ 
gebracht)  und  das  gediehe  Beste  AHerbeKrdi^  Verden  kdniie.' 
Oesterrelehi' glaubt,  dass  dem  hetlsanlto' Zweck«  de^ 
hflelifctvdrabriiehen  ErkUhting  8r.  M^JesUlt  desKSnigs  von  Willi* 
temberg  nicht  besser  entsprochen  werden  kttnne',  ^ali'^Eirenn  dte 
BaMea-VersattMilttngitobaMetne'Gemml^sf  on  van  ffinf  Mit- 
l^iedem  iokrteanien  wOrde,  Weiche  den  Autlras^iiMieniShme,  Ober 
dMen  so  Wtebtigeii  Gegenstand,  detf  sehondel-'  mit;  Dani:  veri 
nonnene  Vortrag'  Ober  die  Rellienlblge  der  (ffies^SIte  dieser 
Bundes-Versammlung  als  hOcbst  dringend  darstelle ,  «nd  der  un^ 
mlBikenttbar  In  dem  Arlikal  XIX  der  Bdndes-Aete  zur  Beimthung 
den  Bundestags  anageeelzl  sey^  tbr  Gutachten  zu  erstatten. 
Preussen:  trat  dem  Antrage  Oesterrelehs Het;  < 

Balernt  stimmte  mit  Oeatemsloh  lOrdie  BnteniHing  du«!- 
Gemmlssteii )  und  ertiSrte^  dass  es  die  getroiTettett'basehMfnken^ 
'  den  Massregeln  nur  als  Nothwehr  und  retorsionsweise  ergrilten 
habe)  gern  Jedoch  ta  AlleAi  milwlrkeo  wolle,' wis- dem  allgemei- 
nes Besten  angemessen  erachtet  *w»de.  '•         :>'  '   * 
'S44^lisen;:wleOealeiTOioli.     >•  ••               "'  -' 
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Wilrtteiuborf, 

BadeBiUMl 

Kurhessen:  ebeafalls. 

Grossker^ogtJku«  tteMjeA?  wie  OcBtemloh  für  Er- 
mammg  4or  GaAmiMtam  jbM  der  Anericunsr  4»  Bora  CvntA 
tea,  4ass  sein  alknrliOdislfr  HoT,  graadsalsiBiiMfir»  den  IMa 
Vertidir  mit  «Uea  Deutscboi  XfaehkanlaateB  s^  lang^e  «U 
möglich  «uftiedit  erhielt,  bis  die  Stdienug  des  efgenoi  Be- 
darfSi  s<Mieo  stufenwehie  zu  hesohrSakeo  und  zu  hcowMi  gebo- 
ten habe.  Dtnim  aueh  mödite  der  vorliegende  Antiras  fftr  den 
Augenblick  weniger  leisten,  alsi^  llrilherwohl  gekonnt hnUe. 
FQr  die  Folge  aiüssen  gemelBsanie  Masanehnmugen  der  Ah- 
dcht  all^  Regierungen,  so  wie  dem  Interesse  der  Unterthnneii 
unltidbar  zusagen. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburgs  wte 
Oesterrekdi. 

Niederlande,  wegen  des  GrossheriogthiMSs  LUr 
xemburg:  Da  die  Nied^ande  etaen  essenUeil  handelnden 
Staat  bildcu^  so  Ist  es  natOrlich,  daas  ieh  Jeder  arteAdHendea 
von  Zwang  befMend«  Masaiegfi  gern  heilrelen  werde.  In  Zel- 
ten grosser  Noth,  ¥i1e  Jetzt,  werden  die  Niederiaade  durch  die 
Meerescommuoication  mehr  berbeHOhren,  als  ihnen  auf  denFMb- 
sen  zugeführt  wird. 

Der  »I  wählenden  ConoUsrion  empiUde  ieh  inshenemdoe 
einen  poiitlsehen  R&ckUfck  auf  die  Schweb,  einLM«  DemadMn 
Ursprungs  und  Deutscher  Art,  das  wir  in  fkvundschnftliehen  Ge- 
sinnungen zu  erbalten ,  die  gfttaste  Ursache  haben^  der  firÜBde 
dtf  Menschlichfceit  nichi  zu  gedenken. 

DieGrossherzoglich  undllerzoglieh  Stchoi^ohea 
Häuser:  Ich  trete  dem  Anlruge  um  so  mehr  bei»  da  mir  be- 
kannt i^t ,  dass  melffere  meiner  höchsten  Hfife  einen  ähniicfaeB 
Antrag,  wie  der,  welcher  von  dem  KfinigHch  Wiirttemhe^gfscheo 
Gesandten  gethan  worden ,  an  die  Bundes- Varoammfaing  bringen 
wollen.  { 

BraunschweigundNassau:  Vonseiten Bnunschweig's 
und  Nassau's  wird,  unter  Zustimmung  zu. dem  Oestmtelcbischen 
Vorschlage  wegen  Ernennung  einer  Commission  i  feemerki ,  dass 
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in  dem  HerzogUiume  Nassm,  iik  FV»I|^  der  angemmiineiien  Re- 
gilefiiiigapuiiMIfcev  i«e.  firttleste  AuaAihf  der  Frttchte  bisher 
Stau  gieAmdea  ktti  j  I  / 

Die  neiierllck  Ia  benaehbarten  Bindeartaalen  aiigelegle* 
Fnichtsperren  haben  JM(»ch  BtAieR  anderen  Uraadien  ein  aalebea 
pURzIlchea  Steigen  der  Getreidepreise  tn  den  Iier20gthoa»e  her* 
vorgebraebt;  dass,  um  nfcht  etaselneThelle  des  Landes,  Avelchen 
darcb  diese  Massreg^tn  ibre  gewObhfHcben  FhichUnitrkie  plSiz- 
lieh  entzogen  worden  waren ,  dem  drückendsten  Mangd  anszu« 
setzen^  zu  einer  allgemeinen  Consignation  der  vorhandenen  Vor- 
räthe  und  Verbot  des  Verkaufs  an  Auswärtige  nothgedrungen 
gescbritien  werden  musste. 

AleckieHburg- Schwerin  und  Strelitz:  tritt  dem 
Kaiserlich  Oesterrelchlschen  Antpage  vollkommen  bei. 

Holstein-Oldenburg)  Anhalt  und  Schwarzburg: 
Der  Gesandte  tritt  dem  Antrage,  sofort  eine  Commission  über 
den  zur  Spracbe  gebrachten  Gegenstand  zu  ernennen,  um  so 
mehr  bei ,  als  auch  Ihm  vorläufige  Instructionen  geworden  sind, 
in  Rficliisfcbt  auf  den  freien  Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  und 
insonderheit  wegen  der  Getreidesperren  und  der  denselben  gleich- 
kommenden Ausführabgaben  voaden  ersten  Leiiensbedurlnissen, 
demnächst  die  Verwendung  der  Bundes -Versammlung  nachzu* 
aucben«  : 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
kur^-LIpp^e^  Lipp<>uad  Waldack^  wie  Oesterreich. 

Die  freien  8tä4te  Laiie«ki  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  wie  Oeaterreldi« 

:Naobdem  auf  selche  Art  aSmmtUche  Stüttmen  den  Oealer^ 
relehtschen  Antrage  auMSrnennung  einer  Gommisakm  beigetreten 
waren,  wurde  sogleleh  zti  der  Wahl  der  fOaf  Mitglieder,  woiaua 
dieselbe  bestehen  soU,  geschritten. 
Es  erhielten 

'   Herr  Freiherr  von  Arelin  11, 
,y   Graf  von  Mandelsloh  11, 
,,   FreiUerr  vottPlessen  10, 
„   Freiherr  vtmByben  8  und 
„   von  Martens  7  Stimmen. 


WO: 

DaM idie Gonfiiittf8lti<rf,  WdcM aiüdeii Heim 
Preiherrn  von  Aretln,  Herrn  von  Mart^is,  firatavü 
llajid^laloli^  VMbemi  von  Ry|»€ii  4in4Frrikisimir  mm  Plet- 
aatt  testehl,  ersuclikriwi  beaulliiigt  werde,  ikr  Got achtel 
Ober  die  Aiifhebmifg  iderBesclirSjik,ttng  dea  e^effea«tl| 
U^en  Verkebra  mit  den  aoibweadigstea  Lel^eaaba 
dflrfnisaen  In  den  Deoiaehen  Staaten  baMarifeUdiilfl 
eratattea.  V 

a)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bnades-Ya^ 
sammluDg,  Bd.  III,  S.  45  n.  f. 
S.  auch:  Erster  Vortrag  der  K.  K.  Oesterre/ehlseiieä 

Vorsitzenden  Gesandtschaft  vom  11.  Novenbcr  iSid 
Diplomatisches  Archiv  a.  s.  W.  Th.  II,  Ablh.  I,  S.  itt^ 
Nr,  XIV. 
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Beachlaas  der  Baadea-Teraammlaag  vaa  2.  loi  IttL 


.•  :• 


Zwei  und  dreTssIgste  fiftzang  aü  3.  Jüal  181^4^1 
Praealdlüafi:  vrollader  Gommldstoii,  wridieeiaGa|i 
achten  über  den  gegenselligeir  freien  Verkahh  wm 
den  aoCbweadigateaLebeaab^rdttrfalaaen  lae.4aBl>eatf 
«Dk^n  Bundeastaatem  zh  anslaMea  eeHHigsk 
liabe^  aodttrab  fiateganMlgebei»  Um  VmaefeHtoe  n! 

Per  KSnlglich  Baierlaebe  flarr  6<aaaadte 
hierauf  den 

Commlaslons  -  Vartrar  &b«r  Ate  lYallatSadl 
Herstellukig  d^ed  Ireiali  Verlubra  zwische 
den  Deutsitllem^BttnidlsaaiaaUB,;  varzfigllck  l 
Hinsicht  arttf  di€viiate»tb«*l4i]^8ten  LebfBS 
mittel,  .  ^      '  I .  ^'  ». 


mit  aagelQgtem 

Entwurf  elnerUebepfjfnkunft  zwischen  sSmmt- 
lichen  DeuischenBundesstaaten  über  die  Frei* 

vIeh, 

Nicht  minder  wurden  verlesen,  die  zu  diesem  Commlssions- 
Voitrage  at^^eg^^nen  besoädeHeii  Abstimmungen  des  KShIgllch 
BhamVrarisehen' Herrn  GesandMi  Hion  Martens,  des^KSulglich 
IMIiiMclieis  Hmso^Iidi  HolMeki- undl^ealNirgiscfaen  HernI 
Gesandten,  FfdittänKn  vofi*Biy1ien,  und  des  Grossherzoglici 
Itektenbuv-Sebwartn-  utd  'Slr^tziscAen  Herrn  Gesandten^ 
FMMemvoii'FlMiB^en; 

* '  Der  €eiiniiiSBiOB«-'Vwfni?  samrat  dem  EntwniTe  einer  Ueber* 
eittIcQvIl,  dann  die  drei  besoodei^nAbstimmungen  wurden,  unter 
K.  G4  Mit  4eti  Anlagi^n  1--^  tdemPri^tokoile  angefiigt. 

Oe sa«r4r ei  o  b  t-  tiaCi  den»  Mtnmtssarlscben  Gutaaliten  umer 
dem  <iuaK«ttrilekten  Wunsche  bei^  dass  säBuntitobe  Gesandtsehafi 
teaF41e8ea'#9^o  dtcUttutM  dui^cb  den  Dmclc  mltzutbeUende  Gut^^ 
liebten,  aümmt  ibrilgafr' AttimUtftkJen^  ^  scbteuDiggt  an  ihre  Regi^ 
rangen  «infe^tdefi  iiMtibalilse-fiiitBiMies^^  -skb-  «p^ 

MneB  ttiMit»n,  <laffiil  bMie  llbe^  dpei>'Wokhen  bieritar  aAge^ 
*ctlos8en*w6Me»k4liMtes-"-"   .'•••"  '-•■•'  >   t  ■    \i\ 

SAMMtitcbd  SMBlinah' waren  iaiBlteltt?^^  ** 

•     1     .      ,       •  •  •  •         f 

.   .  :^  J^esohLuss:    ... 

•  .  .J)aatdec/€o)inDiis9li«n&YViortr.ftg.liliar  dievallalJ^DA 
dlge  Herstellung  des  freien  Verkehrs  zYK<ifrchea  d«B 
]>e.tttaQkeaBtt»dessiaaltanii  vorsiügücb  daHinalcht 
a»r  ;jdl6  unAtt^lb-ebrlichsLeiiit/Ljeibaii^ialttel,  saauot 
fibifsaQ  Aetaflatikiken  ^  aackAeb  ^o  dMaißtraei  drueken  bu  Jaü- 
aea  und  8t(nmUiabBn:Gesandta€di«ilteB  ta.dav Ateicht  «ItiuitbctteB 
aey^  safa>be.Bftilm;aaKieriiBgiia.saUeiiiig»t,.eiM«QdM; 
dige  EotachtttasuBg  alcb)  erfaiWm  wikikmea,.  damit  beuten  über 
igfAWmämtL  kldraiif  Beachtoaa  g^bait  «wiarda» 

a)  vergl:   Protokolle   der  Deutschen  Bunde^'-Tei;'- 
sammlang,  Bd.  Ur,  S.  129, 130.  - 

I  •  ■  '  •     1 

• ,      I     .  '  •'  .»  .4*««.    .^. 't.*n^        II  •    .       . 
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B«tekliii  i«r  BtB4et*Yerii«Mliig  vm  14.  MI  1117. 

Prot  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1817.*) 

Oeaterreieh:  bedauert  «iiflrtelitig,  dasa  der  so  hachwldh 
tige  ala  gemeluiittzige  GqjenaUni  der  Sickenuig  etacs  fteko 
VeriLebff  aitt  den  Botbwendlgaten  LebenamlttelB  In  de»  Deot* 
aoheft  Bundesstaaten ,  zu  sfdit  zur  Sprache  geliraclit  wordea  ist, 
um  sicli  schon  Jetzt  darüber  mit  fit£  Bestiauntlieil  Siwaeni  n 
kiteaeu ,  weldie  der  Zwecic  eines  fVrmUckea  gfanehisaincp  Be- 
schlusses dieser  hoben  Versammlung  erheiseken  würde.  Die  der- 
malige Abwesenheit  Seiner  Kaiserlicben  KSniglidiea  M^testH 
van  ihren  zum  Bunde  gehSrigen  Staaten  kann  den  Admlniatrativ- 
Stellen  nichi  eriaube« »  sich  fOr  dieselbe  ohne  EliiMuBg  Aller- 
hifcbster  Weisungen  verbindlich  zu  erUSren^  sie  iuMui  es  Mch 
weit  weniger ,  wenn  die  Ausd A0u«g  dieser  VeifeindllcULelt  aldi 
aogar  auf  Ihre  zum  Bunde  nicht  geMMgen  awhreren  KiVnlgreidie 
erstrecken  sollte.  In  dieser  Lage  kann  der  Gesandte  sich  nar 
auf  die  Erklärung  beschrünken^  dass  m^.  aHeiMebster  flsf 
tfanun  nicht  weniger  sebntteh  wflnsebi»  daas  die  benMl^  hdl- 
same  Vereinigung  unter  den  Bundesstaaten ,  vor  der  Hand  ledig- 
lich als  eine  solche,  in  dieser  Art  zu  Stande  kommen  mSge, 
welche  sidi  nach  relflicber  Erwagng  aus  die  amaeekmaaaigsle 
empreblen  wird. 

Der  Herr  Gesandte  der  15.  Stimme^  Praealdent 
von  Berg,  ei4Liart  filr  Anhalt:  ^)  Ihre  Hencoglicbe  Durcb- 
ianctaten  weMen  gern  der  vorgesddagenen  Ueberelnktton  wegen 
eines  gegenseüigei^  fMen  Verkehrs  mit  den  Rothwend^sten  Le- 
bensbedttrtelssen  In  den  Deütsdien  Bundesstaaten  beitreten,  fibe^ 
zeugt,  dass  dadurch  am  siebersten  dem  Mangel  und  der  Th^e> 
rung  vorgebeugt  werden  knnn ,  und  dass  die  EiMirunp  sdbit 
41e  !^weifel  IBaen  wird,  welche  gegen  eine  volUcommene  Freiheit 
dieses  Verkehrs  noch  gehegt  werden  dürften^ 

Praesidlum:  Da  die  Aussicht  zu  einer  so  gesegnetea 
nahen  Erndte  nicht  nur  alle  Besorgnlss  wegen  Fruchtmangd 
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¥«nclMtclit,  8on4em  auch  die  von  einzelnen  Deutschen  Bundes- 
stnaten  Ihef Is  aus  Vorsicht ,  theils  retorsionsweise  eingeführten 
Benehriinkiittgen  und  Sperren  von  sdbst  aufliehi;  so  luinn  es  sich 
bei  dem  Ton  der  hohen  Bundes- Versammlung  zu  flissenden  Be* 
Bdilusse  über  den  freien  Veri^ehr  mit  den  nothwendigsten  Le- 
benshedBrfiiissen  nur  alMn  von  derZuIcunft,  das  heisst  von  blei- 
benden Massregein  handeln,  und  Praesidlum  stellt  daher 
nimmtllchen  vortrefflichen  Gesandtschaften  anheim,  ob  nicht, 
mbesdiadet  der  etwa  schon  Jetzt  Ober  den  Dreien  Verkehr  mft 
Frflehten  u.  s.  w.  zu  schliessenden  besonderen  Uehereinkunft 
dozelner  Bondesstaaten  unter  sich,  flir  das  erste  an  die  hSchsten 
HSfe  und  Committenten  Bericht  zu  erstatten  sey,  um  sich  über 
die  In  der  Mehrheit  der  vorliegenden  Abstimmungen  enthaltenen 
Anträge^  namentlich  dahin : 

1)  Dass  eine  gemdnsame  Ueberdnkuntt  getroffen  werde, 
welche  dim  IMen  Verkdir  mit  allen  Arten  von  Getreide^ 
HOlsenflrRebten  und  KartoMn,  vde  auch  Schiachtvieh,  zwi- 
s<dien  allen  Deutschen  Bundesstaaten  und  innerhalb  der 
Grunzen  des  Dentsehen  Bundes  wiederherstellt  und  dessen 
Fortdauer  sichert ; 

2)  Dass,  wenn  sich  Veranlassungen  ergSben,  in  dieser  Bestim- 
mung eine  Ausnahme  zu  machen ,  solche  nicht  anders ,  als 
auf  dem  Wege  einer  gemeinsamen  Uehereinkunft  geschehe; 

3)  Dass  unter  der  allgemeinen  Freiheit  des  Handels  mit  Ge- 
treide und  Schlachtvieh  zwischen  den  Deutschen  Bundes- 
staaten eine  Beft*eiung  von  den  gewöhnlichen  gleich  bld- 
benden  AusftihrzVllen  nicht  begrilTen  sey,  diese  ZSlle  aber 
auch  von  dem  Stdgen  oder  Fallen  der  Fruchtprdse  nicht 
abhSngig  gemacht  tv'erden ; 

4)  Dass  das  in  einem  Staate  nur  durchgehende  Getreide ,  mit 
blosser  Entrichtung  der  gewfihnlichen  DurchgaogsgebOhren, 
bmeriuilb  der  Gränzcn  des  Dwtschen  Bnndes  sdlenthalben 
unanftehalten  durchgeiUlurt  werden  k6nne$ 

5)  Dass  der  Beitritt  der  nicht  zuas  Deutschen  Bunde  gehSren- 
den  Staaten  eines  Bundes -Mitgliedes  zu  dieser  gemeinsa- 
men Ueberehikunft  nicht  erforderttch  sey ;  so  wenig  als 

6)  Die  AttsAAr  und  der  Handel  zur  See  durch  dieselbe  ge- 
hindert weiden  wolle,  so  wie  üb^hauiit  dar  Handel  mit 

m.  49 


I 


I  •      •' 


TT« 

i<rimf  Aiiil«iMe>  keinen  O^i^enstand  tflimr  CmMMmmm 
'}       macht,  ' 

itefttetst  liMtrocHohs^Ertheilmg  eil  Vnuwtn ,  daalt  iJabtH  «dl 
wieder  erifffkielen  Sitzungen  kierHber'eine*  deQnttfve  Vebsdi» 
Icunft  ^EsMt 'Werden  Icdnne?         i  ^ 

SammtHefte  StlmmeH  traten  dem  PraesMIo  liei^  düher 

Beschluss:  ,. 

•  Dms  über  den  Verlcehr  mit  allen  Arten  ron  6e*| 
treide,  HilUenfriicfaten  imd  KartoTfeln,  wie  auel; 
Söblacbtvfeh^  innerhalb  der  Gränzen  des  Ilent<» 
sehen  Bandes^  Bericlit  an  dieh((cli8<le«  Iittfeiaid.C#»^ 
mtttenten  zu  erstatten/ 8cy,  vm  eine  definitive  Uelier« 
e  i  n  iL  u  n  r t  treffen  zu  können ,  welche:  nsdi  den  in  der  MfMeit 
der  vorliegenden  AbstiMiiunfeil  ansgeappad^enen  Grandaatnen, 
dahin  gemeineam  abzusckliesaen  wXre  (  daas. 

1)  Der  tMe  verkehr  mit. alMi  Arten  vonOcteeide,  BBIflea- 
fHichlen  nnd  Kartoffeln ,  :*wfc  anch  SeMhohMdi ,  zwiadta 
allen  Dentseken  BaffdesataaAen  unAIntefblilb  der  Grihaiea 
des  Deutschen  Bundes  wieder  hengeataHt  osd  ^ekichot 
werde; 

2)  Dasa,  wenn  sich  Veranliiasnng«  eigMien,  In  dtoaerBa' 
Stimmung  ein»  Auanahme  zu  omohen  ^  aololie  nlehl  andosi 

•    'alsaflifiddm  Wege  einer  gemeinaamen  UäMteinkmift  ge* 

•dihebe;  ^ 

>  3i)  Diaids  «iler  der  allgemeinen'  £MMt  des  HandelB  mit  Ge» 

jtreUe-'und  ■Sohlaottvieh>  liMscheii  den MtaUadMsn  Bundes* 

!       Staaten  efnd  BeHreiUng  voh  den  gieK^öhiiilGben  ^eMiMet* 

benden  Ausrührzöllen  nichf  begrfflRaa  sey, '  Aeae  ZBHe  alMf 

:•  II     auch  \H)n  dem  Stelgen  oder  F^Hen  der  FVimbtpRMe  ricU 

aibUnglg; gemacht  werden; 

ii  ^'4)  DMb  desto  einem  Staate iiw durebgohcnide GciNide ,  bA 

blosser  Entrtchbingder  gewUbnUohen  DorchgafltgngebBlirea, 

i  r-  .tonebhaRi  der  Grüneen  deft  Dentsdien  Bundes  altaiUialKa 

mauf^balten  durohgenihrt  werden  icinne ; 

h)  Dms  de^Bettritt  der  nicht  zum  Deutsehen  Bunde  «di^reD- 

den  Staaten  eines.Bund6s^Alttgltedes  zn  dieser  glemeiaMm 

^^     IJehereiiiknnanIcheerrerderiichsef  fS»i  wenig  als '• 


1 

i 


m 

%  Dte  Aosflibr  find  der  Handel  zur  See  durdh  xneselbe'geMrf- 
deri  werden  wolle,  so  wie  überhaupt  der  Handel  mH  dem 
'    Anslän^e  keinen  Gegenstand  dieser  Cdnrehtfon  ausmächt. 

a)  Vergl:    Protokolle   der  Deutschen  Bundes-Ver- 
inmiang,  Bd.  III,  S.  431  u.  f. 

I  b)  Vit  fofhcrgqpapgenep  übrigen,  zuvi  Tbep)  «ehr  anaführüchen 
^stimnungeo.  s.  is  den 

Protokollen  der  Beutachen.  Bundes .<*  Veraammlnng« 

Bd.UI,  S.  24^-250,  274—288,  310-^13,  333-338,  356-^358, 

394— 3»7. 

Fernere  ErkläruDgen  der  einzelnen  Bundestags-Ge- 

lodtschaften  über  die  Einführang  eines  gegenseitigen 

reien  Verkehrs  mit  den  nothwendigsten  Lebensbe- 

lirfnissen  s.  in  den 

Protokollen  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
ßd.  IV,  S.  275—290,  Bd.  V,  S.  24,  ^,  80,  202. 
Die  Erklärung   von  Oesterreich  in  der  sieben   und 
lreissigstenSitzungam9.  Juli  1818  schliesst  folgendermassen : 
„Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  bedauern  daher 
anfHchtigst,  wenn  die  Berathnngen  über  diese  für  die  einzel- 
nen Deutschen  Staaten  und  für  die  Gesammtheit  so  wichtige 
Angelegenheit  dermalen  also  noch  zu  keiner  gemein- 
nützigen Verabredung  führten,   nähren  jedoch  die 
Hoflhung,  dass,  nach  mehreren  etwa  jetzt  noch  zweckmässig 
scheinenden  vorläufigen  Erörterungen,  demnächst  dieser  Gegen- 
stand wieder  in  erneuerte  Anregung  gebracht  wer- 
de, und  sodann  die  Verhandlungen  ein  angemes- 
senes gemeinsames  Resultat  haben  möchten.^^ 
^a?l:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 

lang,  Bd.  VI,  S.  74^79. 
J>  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 

(4.  Aufi.  1840)  S.  320. 
2on. Vereinigungs-Vertrag  zwischen  Preussen,  Kur- 
hessen  und  dem  Grossherzogthume  Hessen  einerseits 
nnd  B a i e r n  und  Württemberg  andererseits,  unterzeichnet 
za  Berlin  am  22.  März  1883,  Artikel  41:  (S.  unten  Nr.  CXVI.) 


In  der  neuesten  Zeit  sind  in  verschiedenen  Bundesstaaten 
''^^l'^Mtt  Verordnungen  hinsichtlich  der  Ein-  und  Ausgangs- 

49* 
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Abgaben  für  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Kartoffela 
ergangen,  vergl: 
Handels-Archiv  n.  s.  w.  Jahrgang  1847,  I.  Hälfte:  S.  3,  itf, 

210,  297,  310,  393,  399,  494,  516,  597,  U.  Hälfte:  S.  37,  M, 

423,425. 


Die  Verhandlangen  über  die  Handels-  nnd  Terkekrs- 
Verhältnisse  erhielten  in  den  folgenden  Jahren  eine  allgemein 
nere  Ansdehnnng.  (S.  die  folgende  Nummer.) 


VerbaiidliiiigeB  und  Besehlftsse  der  Biades-Ver 

sammlnng  Aber  die  Handels-  und  Verkekra-Ver- 

kilUisse  io  dea  Deataekeii  BandeaataateB. 

Beseklnss  der  Bandes-Tersammlaag  fem  24.  lai  1819. 

Neunzehate  Sitzung  am  24.  Mai  1819.*) 

Der  vortragende  Herr  Gesandte^)  legte  den  Entwurf 
des  Beschlusses  vor ,  womit  sBramtlicbe  Gesandtschaften ,  unter 
allgemeiner  Zustimmung  zu  dem  Antrage, '  vollkommen  einver- 
standen waren.  Der  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter 
Zahl  26  angefiigt,  und  hiemSchst  einhellig 

beschlossen: 

1)  Die  von  J.  J.  Schnell  vorgelegten  provisorischen  Statu- 
ten eines  Handels-  und  Gewerb-Vereins  vorerst  ad  acta  zu  legen. 

t)  Da  das  Zollwesen  mit  dem  Handel  und  Verkehr 
zwischen  den  verschiedenen  Staaten  in  der  engsten  Verbin- 
dung steht,  so  wird  die  Bundes-Versammlung  bei  der 
ohnehin  bevorstehenden  Berathung,  zu  welcher  sie 
nach  dem  Artikel  XIX  der  Bundes- Acte  berufen  ist, ^) 
auch  Jenen  Gegenstand  reifer  Priifüng  unterwerfen ,  und  das- 
jenige nach  den  Veriiältnissen  einzuleiten  bemühet  seyn,  was 
wahrhaft  zur  BefSrderung  des  deutschen  Handels ,  vereiniget  mit 
dem  Gemeinwohl  des  Ganzen,  gereicht. 

Zn  dem  Ende  wird  die  Bundes-Versammlung  von  ihren  Re- 
gierungen sich  die  ndthigen  Erläuterungen  über  diesen 
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Gegenstand  erbitten,  und  werden  diese  cAne  Zw^d  vn 
sellist  daraur Bedacht  nehmen,  von  dem  Handels-  und  GemriMk 
Stande  ihrer  Länder,  da^  wo  sie  es  lOr  nSthig  flnden,  AuiUiAa 
zu  liegehrcn. 

a)  Vergl:  ProtolLoUe  der  Deutschen  Bundes-Yer- 
Sammlung,  Bd.  VIÜ,  S.  15  n.  f. 

b)  Der  Königlich  HaanSverische  Herr  Gesandte Tfl|| 
Harte  US  gab  in  dieser  Sitzung  Kenntniss  von  den,  onterZaUA 
1.  J,  v^qn  J.  J.  &c l)4i\^U  jßingereicbteQ  „proyiaoriselieB  SUM 
ten  eines  Deutschen  Handels-  und  Gewerb-Verein^j 
und  setzte  damit  in  anmittelbare  Verbindung  seinen  Vorln^  ober  mi 
Z.  40,  ¥0a  dem  Profe^^r.List m Tjibii^a«  als  angehliEtea  Bsniil- 
mächtigten,  eingereichte  „Bittschrift  der  zur  Ostermesse  18i9m 
FrankAirt  a.  M.  versammelten  Deutschen  Raufleute  und  Fabrikanten, 
um  Aalhebung  der  Zölle  und  Maulhen  im  Innern  Deutsdüands  imi 
um  Aufstellung  eines  allgemeinen  Deutschen,  auf  dem  Principe  ta 
Retorsion  berulienden  Zollsystems  gegen  die  angranzenden  Staalea". 


BaKcklvss  diAr  Bundes-Tertattttlung  von  22.  Jilf  Ulf. 

Sechs  und  zwanzigst-e  Sitzung  am  22.  Juli  1819.') 
SSmmUiolM  SUmmen  vereinigten  sich  hierauf  so  den 

Bese blasse: 

1)  Die  in  Bezug  aaf  den  XIX.  Artikel  der  Bundes-Acte  and 
in  Gemässheift  des  in  der  19.  diesjairigien  Sitzung  geftsstea  Is- 
Schlusses  Z.  103  Num.  2  von  den  Grossherzogllch  und  Heriog- 
Wfk  SSehsischen  HSusem  abgegebene  Eridäning^)  vorerst  vm 
Sammlung  zu  nehmen ;  zugleich  aber 

2)  an  diejenigen  R^ierungen,  weletae  ebenftdlft  hieiäber  Er- 
klSrangen  abziigdMi  oder  ErlSoterungeft  nachzubringen  gedei- 
Icen,  die  Bitte  zu  wiederholen,  dieselben  bald,  und  noch  im  hol» 
der  nächsten  Ferien,  anher  gelangen  zu  lassen,  damH 

3)  nach  WledneriflDiung  der  Sitzungen  eine  eigene  Con- 
missf  on  ernannt  werden  könne,  welche 


i 
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•4)  •«<)  if  ugohmiilm  Eikviftsakgmi^imfmm^i^  jUHton»  .wtt 

atilm  iwfdk  Aktie inKlbtgft  ywarl)eU;  ü>ic|f2i«i  SUnad  ^  ^et^fs«  lisitieb 

"     '  ä)  Vei^li'^i^ry'lbkotie  äer*ftealsfcli^*'ft-ündes'.VcrL' 

siiibÄiiöiiK;m>m;'s:ii)eti.i'.  ■'■■    •    "  '  "^   -  -' 

^tetti^fte^n  Wer   Aesbti  Gegenstand  Er  klär  iiii'geii"abgegi9ied 

Vcrgl:  Prolokolle  etc.  Bd.  VllI,  S.  198,  25e;»2Wi  \  .    i  - 
wvite  ididM*  lüflfüiudiAneiBsdg^UiiSf  lizutag -a«!  39.  iSßpiein- 

z«riIiqatriPrf;^i<il^j$:-*]S4J^hAl«D:g  u^ld  ilefiiiiU¥.e4V B 

o^bAe^a^bLWjqdfjr.^r.ö^a^^g.dc^  Sltz^.ujagffi^^ 

b«aeichn|eiivar^9i^f.aiu;l}f|ehör^n  9ol^^:       .  .  ^  ..  ,  ./  ^..    ».  .  . 

.  (6)  Die  Grleiclrterung  des  Handels  und  Verkehrs  zwl- 

seilen  den  verschiedenen  Bundesstaateu,.  um  dep 

ArtikelXlX  derBundes-A'cte  zur  ihogliclislenÄus- 

f li h r^ ng  zu  bringen;  so  viel  die  Verschiedenartigkeil der 

'  fiOcaHtäten  und  besonders  die  Sleücrsyfetenle  der  einz^^nen 

Brindesstääten  solche  zulassen  könnipn.'*    '"  '•  "  '    •'""•*  '''' 

'^     VeitI:  Protokolle 'der  DedtschehBü'nddy-Ver^äiilttt-* 

lang,  Bd.  Vm,  S.  264  u.  r. 


•"        '         '  '\'.}        . •!  ...  '-'.i        I.» 


Prisidial-Antrag  rom  22.  Jni^i  1820^  wegen  fieschleü- 

.    niftimg  der  Ustructipuen. 

.Dreizcihate  Sitzung  am.22..Juni  1820.-)     ., 
P  r  S  s  i  d  i  u  DI :  Seine  Majestät  der  Kaiser,  mr in  .»llei^nädig- 
sler  Herr,  theilen  zu  lebbafl  das  von  sämDitiichen ,  allerjttngst 
in  Wien  vereinig!  gewesenen  Bevolimlichtiglen  der  Bundesstaa- 
ten ausgesprochene  Gefiihl  über  die  Noth wendigkeit ,  dass  die 
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koheBoiides-yersaiBOiliuig  (He  BefSrderuBfr  ood  Brfftlli 
des  Deutschen  Handels  ttberkaupi,  und  insonderic 
des  Verkehrs  zwischen  den  einzelnen  BandesiUK 
len,  nach  Anleitung  des  XIX.  Artikels  der  luv  des- 
als  einen  der  HauptgegenstSnde  ihrer  Auftnerksamkcit  und 
tigkeit  bdiandeln  und  sich  daher  fbrtwSbrend  bestreben 
die  diesem  Zwecke  entg<%en  stehenden  Hindemitte  aus 
Wege  zu  räumen ,  um  es  mir  nicht  zur  besonderen  PIHckt  m 
macht  zu  haben,  auf  die  thunlichste  Beschleunigung  dM| 
fSUfger,  mSgltcbst  erschSpfender ,  sefori  die  elnsdiUlsMl 
mannichfaltigen  Modalitäten  umhissender  Instructloneaddüi 
gend  anzutragen. 

Seine  Majestät  halten  dafür,  dass  unter-  diesen  ModaiUtai 
unverk^nbar  und  vorzugsweise  die  Beachtung  zweckndMgcr 
Zollvertiältnlsse  In  den  verschiedenen  Bundesstaaten  und  fie  Bs- 
stimmung  des  Rechts  der  Regierungen  hinsichtlich  der  Atadar 
und  des  Ausmessens  von  Aus-,  Ein-  und  DurchfohrzBl- 
len  bei  dem  wechselseitigen  Verkehr  gehSren,  und  als  went* 
liehe  Prämissen  erwogen  werden  mfissen^  um  zuvffrdo^  luA 
Ihrem  auMchtigsten  Wunsche ,  die  schon  früher  in  onscnr 
Mitte  eingeleitete  Verhandlung  wegen  des  freien  Verkehrs 
mit  allen  Arten  von  Getreide  und  Schlachtvieh  zn  eiicr 
gründlichen  und  festen  Vereinigung  unter  den  Bundetstartea 
bringen  zu  können. 

Sämmtliche  Stimmen  vereinigten  sich,  überdenFii*, 
stdtal-Antrag  Bericht  abzustatten  und  um  schleunige  Ii- 
structlon  zu  bitten. 


a)  Vergl:  Protokolle  derDeatschenBundes-Versann- 
lang,  Bd.  K,  S.  37,  38. 

^)  Vergl.  auch:  Schluss-Acte  der  über  AusbildnngoBd 
Befestigung  des  Deutschen  Bandes  zu  Wien  gehalteaei 
Ministeriai-Conferenzen,  vom  15.  Mai  1820,  Artikel  LXV. 
Diplomatisches  Archiv  etc.  Th.  11,  Abth. I,  S.  MBr  1^ 
Nr.  IX. 
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BaiekUti  te  Bift4ef -Tersimnliag nm  3.  Aigift 


Ifeunzeknte  Slizuiifp  am  3.  AugUBt  1820.*) 
PrSsidfam:  ti%t  ferner, uBterBenigr auf «ehie tader  13« 
SlttuDg  §.  89  dieses  Mires  gemacMe  ErMbiiDg,  darauf  an,  dass 
«ine  Gommlssion  von  fflof  MitgHedern,  mit  der  denselben  bu:  er^ 
tteilendai  SnbsliUitlensgewalt  gewSbli  werden  mdge,  welcher 
die  nühere  Bearbettung  der  auf  den  IMen  Handel  Bezucr  haben* 
den  Gegenstände  zu  fibertragen  wäre. 

SSmmtllehe  Gesandtscbaften  waren^mtt  einverstanden,  man 
sdirill  also  zur  Wahl ,  und  diese  flä  auf  <He  Herren  Bundestage- 
Gesandten 

Grafen  von  Buol-Schauenstein, 
Grafen  von  der  Goltz, 
Freiherm  von  Aretln, 
Grafen  von  Eyben  und 
Herrn  Syndlcus  Gries. 

Beschluss! 
Dass  die  aus  den  Herren  Bundestags-Gesandten,  Grafen  von 
Buol-Schauenstein,  Grafen  von  der  Goltz,  IVeiherm  von 
Aretin,  Grafen  von  Eyben  und  Herrn  Syndicus  Grles,  ge- 
wählte Gommlssion,  (deren  Mitgliedern  die  Substitutionsge- 
walt eingeräumt  worden),  beauftragt  werde  den  Gegenstand 
des  freien  Handels  und  Verl&ebrs  überhaupt  näher 
zu  bearbeiten. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlnng,  Bd.  IX,  S.  231. 
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GemmissioDS-Tortrag  ud  BesckUss  derBmadei-ltr 
'    ^    sankAftugfoiii  Ift.  <MA«WrIliO/   '* 

•HI 
Drelssigste  Sitzung  am  12.  Oktober  1820.') 

Die  tb  tf*  40.  JäWung  iaBfenieo  Utms  gewUiHie  Cos* 

la  I  s  8 1 0  •  eraMM  fMaettilw  Voilnw ; 

'  Der  CaiDflii$«iw  M  ja  4ar  l»..4ief^|älMigea^tiW«  ^.A^ 
ttag  erUMfH  wordea :  lU:  AateHu»g.  «ea  ;il(|;.  AjrUfcda  d^  A» 
defl-Ade  unddes  fo.der34.;RBBtotaitol4]:<HiftfW3^«ii.WJtaa^^ 
asaieiiaieten  SifMUVtnPrQtaboUeyiy  die  auC  dea  fn^i^  I|aa4ei.iiad 
Verkehr  zwischen  den  PeuMchefi  Bimd<^aaUateaiUii 
Allgettaln^B/,  und  iBiß^e^aaikdere  aufda«  V^^Dkiakr mit 
da«  A»tJiivead4esiteii  ire)>«BBbedär:f«i9saA  Ba»v  ka^ 
benden  Gegenstände  näher  zu  bearbeiten. .  . .  .i 

Nach  sorgffiitfgjßx:  JPrOftmg  df^e^jso.w^^i^^geB  als  vidadti- 
gen  und  verwickelten  Gegenstao(|es,  ülier  dei)  die  yersciüedcB- 
sten,  häufig  irrigsten  BegrifTe  h^rrsciien,  bat  sie  die  jüeberzeii- 
gung  Tassen  müssen,  dass  zur  jßfjreicbUQg  d^g^osa^  Zweckn 
ihr  vorzuglich  eine  genauere  Kenuln^s^  der  u^naicbfaiUgeD  fiii* 
demisse  nötbig  ist,  die  sowohl  ia  4er  Natur  der  Sache  sellist,  ds 
in  den  Interessen  der  einzelnen  Staaten  und  einzelaeo  Kiassea 
der  Untertbanen  liegeu. 

Um  diese  Rennlniss  si^h  zu  verschaffen,  bedarf. sie  vieDl- 
cher  Noti^n  aber  den  Deutschen  Handel  sellist,  iii)er  d^s  Inter- 
esse der  Einzelnen  und  Über  LocalverbSltnisse,  welche  .zii,  a*- 
hallßB  sie  sich  unausgesetzt  angelegen  lassen  scyn  wird.  2a 
deren  Beurtheilung  sind  Jedoch  ihr  zunächst  vollständige  'Nach- 
richten nothwendig,  über  die  gegenwärtig  bestehenden,  den  Hao- 
del  betreffenden  Gesetze  und  Einrichtungen  in  den  Deutsches 
Bundesstaaten ;  und  die  Cömmission  glaubt  daher  >  von  sämmUi- 
chen  höchsten  und  hohen  Bundesgiiedern  sich  solche  schoii  jetzt 
erbitten  zu  müssen. 

Da  über  den  Treten  Handel  und  Verkehr  zwiscken 
den  Bundesstaaten  mit  Getreide,  HülsenfrfichteD, 
KartoTTeln  und  Schlachtvieh  mehrere  Vorarbeiten  bereHs 
gemacht  und  den  sämmtlichen  Bundesregierungen  vorgd^  sia') 
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I 

Hb  von  OmaMdbtn  Staatn  Mm  ntbese,  auf  teste  OruiMsStee 
BüilBte  Votfetataniiig  über  (tteteii  GegimOaBU:  Timi^Uelr  g^ 
inditwiri^MgiMMMeCoMflilMloD,  ' 

L  über  diesen  speeiellen  <3egelistaii4  Ihre  Analeb^ 
p  z  B  er  »t  anispiecheii  m  nüi^ii; 

Sie  legt  hteitei  die  lo  der  18.  dteejlhrtgen  Slkmng  tO^ege- 
me PrSsidlal-Propoflltlon  und  den  amSiAini  1817 ' erstatleleii 
jMimiarteoa^Beridii  über  gleichen  Cegenstan*  Eim  Gninde. 
I*  A.  Die  CkNiimisston  tat 'der  Mehrang,  dasB  eine  feste  INbrai 
ttardteen  C^nnsiand  nnrdaM  wird  erbaReii^efdeii  kSniien^ 
mm  die  bthAslai  mid  hoben  Regierungen  zudXehsi '  über  unab^ 
Ueclfehe,  nrifgttthst  glelohmitoelge  Bin  - ,  Aus-  und  Durebftibri  | 

Me,  denen  alle  Arten  von  GetreMe,  HfilsenfrUoMen,  KartbAMn 
Bi  faUneiitirleb  unkrworfai  scyn  würden,  atcb  v^mMgeil 
«roBten.  '' 

'  B.  Steglanbt  Iferner,  dass  ab  Regel  ansgesproeheff  werden 
■fine,  daan  zwiaehen  den  Bondeaetaaten  uifter  aick  keine  Art 
nn  Sperre  dieaer  GegeoatHnde  jemals  eintreten  aolle. 

C.  Dass  nicht  von  einseitigen  VerlUgungea ,  sondern  nur 
voB  dem  genelnsebaratehen  Ein^v^rstäMnlsae  es  abbttigie«  könne, 
•b  in  dco  GrXnzen  der  Bundesstaaten,  gegen  «Ic  tra  dem  Bunde 
nichtgehörigen  Staaten,  Sperr- Anstalten  verfügt  werden  sollen. 
Aasgeacmmen  hiervon  nur  allein,  wenn  ein  nicht  zum  Bunde 
pktoender  Staat  gegen  die  an  seinen  Gränzen  liegenden  Bondes- 
dMten üe  Sperre  anordnete,  In  welcdiem  Falle  es  den  betrefbn^ 
ta  BtmdBsstaaten  durchaus  frei  stehe,  eine  ffiinliche  Sperre  zu 
vvrNgti  oder  nicht  I  im  ersten  Falle  Jedoch*  würden  sie  sSmnM^ 
Boke  Bnadearegiecuasen  von  dieser  Reloraions^Massregel«  nn- 
^weeUt  In  Kenntniss  zu  setzen  haben. 

D.  Unter  der  allgemeinen  Ftreihetl  des  Getreidehandels 
zwischen  den  Bundesstaaten  wäre  eine  Beflreiung  von  den  vor 
^r Vereinbarung  feslausetzenden  £ln^,  Ans-  md  Durchfuhr- 
zöllen Dicht  zu  verstehen. 

E.  Bloss  durchgehendes  Getreide,  es  sey  im  Auslande  oder 
IftBuidesstaateD  erkauft,  wenn  es  nieht  für  einen  mit  dem  Bunde 
^  Kriege  befindliehen  Staat  bestimmt  ist,  würde,  vIt  b)osse^ 
^fi^Vung  der  festzusetsenden  DurdbgangsiStte,  dmwh  aUe  Bun<- 
^^tt^ata  .unu%clidlteB  dutehznfttbren  scyn. 
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II.  Der  zweite  Gq^enataiid  des  der  Ommlßatoa 
Auftrage«  betrUR,  nadi  AiileitiiDg  des  XIX.  Artfkebs  4er] 
Acte  uod  des  2.  Artikels  desSepsrat-ProCokoUs  der  34- 
Conferenz,    die  Beförderung  und  ErletchteraBg 
Deutschen  Handels  und  Verkehrs  im  Ailg'emelmi 
und  insonderheit  des  Verkehrs  unter  den  Deut«eh( 
Bundesstaaten  unter  sich. 

D^Gommission  gehen  zur  wellerai  Bearbeitiuig 
wichtigen  und  allgemeineren  G^enstandes  noch  viele 
richten  ab,  die  sie  theils  von  den  hfchsten  und  h 
regierungen,  theils  von  sachverstSndigen  GeschSftsBiiiiiicn» 
bei  UuHsn  Berathungen  zuzuzidien  sie  sich  vMteidSt, 
zo  können  helR.  Vor  der  Hand  ii^ubt  sie  Jedoch 
beschrinken  zu  nifasen,  von  ^InmtliGhen  Bundesstaalen  die 
Mittheilung, 

a)  ißt  bei  ihnen  bestehenden  Zoll-,  Maolfa-  und  Acciaegenelar 
über  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  sSnuntUdier  GegmsOatB 
des  Handds,  nebst  den  versdiiedenen  aUenfUUgeo  BeatlB* 
nungm  über  Contrebande ; 

b)  einer  Anzeige:  ob  und  wdche  VeriOgungen  an  ihreo  Grla- 
zen  Ober  den  kleinen  Verkehr  mit  den  Nadtberstaalen 
bestehen, 

erbitten  zu  mOsaen. 

Die  Commission  glaubt  den  Wünschen  sSmmtUcker  Bandes- 
nglermgen  zu  ent^rechen,  wen  nie  anf  die  m8güd»le  B^ 
achtanigung  der  erbetenen  MitlheaoBgen  und  der  Imtmctianen 
antriigi,  die  Ober  die  Vorsdditoc^  in  Betreff  des  fMea  Handck 
mit  Getreide,  HSIsenfHichlen,  RartoMn  und  ScUmMvicIi  mer 
Num.  I.  vorgelegt  sind,  und  denen  sie  in  GeaaXsdMit  des  4.  Ar- 
Ukela  des  angezogenen  lfinialerial-CoBllercBZ*Pralokollcs  e^ 
g^genaehen  darf* 

Simmtitche  «r^ndtwfhallrn  vcreinigicn  sieh  mit  dem  An* 
tngederComarission;  daher 

BezchlQss: 
<*«»  ib«r  die  Her  wIfcfHUIIh  kmhM  derCammisirlnn  Berlebi 

die  Bcgierangen  der 
ae|^a^  iher  die  gcgcnwMig 

IndenBna- 


L 
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AesfltaatM,  dnn  Aber  die  bei  Ihnen  eingefOkrten  ZolU,  Maütb- 
iind  Aocisegesetze  Ober  Ein-,  Aus-  und  Durchftahr  sininitticher 
G^genatHnde  des  Handels,  nebst  den  verseUedenen  aUenlUlsigen 
Bestimmungen  überContrebande,  der  Bundes -Versammlung  JMR- 
thellung  zu  machen,  auch  damit  die  Anzdge  zu  verbinden,  ob 
und  welche  Verfiigungen  an  ihren  GrSnzen  über  den  kleinen 
Verkehr  mit  den  Nachbarstaaten  bestehen. 

Was  die  hierunter  begriffenen  Mittheilungen  und  die  In* 
structionen  wegen  des  Dreien  Verkehrs  mit  Getreide,  Hülsen- 
flüchten,  Kartoffeln  und  Schlachtvieh  betrifft,  so  wXre  deren 
mBigllchste  Beschleunigung  zu  erbitten.^) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deatschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  X^  S.  112  a.  f. 

b)  Die  Jiber  den  Commissionsvortrag  erfolgten  Abstim^ 
mungen,  ndt  denen  zogieich  die  Anzeige  von  der  Einreichnng  der 
betreffenden  Verordnungen  verbanden  war,  s.  in  den 

Protokollen  der  Deatschen  Bandes-Versammlung, 
Bd.  XI,  S.  123, 138,  Bd.  XII,  S.  7, 100,  205. 


F. 

Irkllrnng  des  firossherioglieli  Badischen  Bnndes- 
tags-6esandten  vom  26.  Angut  1821 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  vom  26.  August 

1824.*) 

Auf  Antrag  des  Praesidil  wurden  nachbenannte  Com- 
Blsslonen  durch  Wahl  neuer  lUglied^,  an  die  Stelle  der  ab- 
gegangenen,,erginzt: 

1)  Die  Commisslon  zur  Begutachtung  der  Verhntnisse 
des  freien  Handels  und  Verkehrs,  durch  die  Herren  Ge- 
sandten von 

Oesterrelch, 

Preussen  und 
Baden. 
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^ ea« Q4te  erkUbriabtii 'dieser  OelegelAdU 

Der  Gesandte  ht   beanflragt/  dem  Praesidiam    fflr  <e 
Wlederactfvlrung  der  Commisslon  über  den  Völ 
d^s  Art.  XIX  des  Bündesvertrags  den  besondern  Dank 
MU^rhSchf^lefn  Hofes  auszudrSckeh.  "Indem  er  sich  dieser 
nehmen  Pflicht  entledigt,  soll  er  zugleich  nicht  unterlasseo, 
voWMuflge  Bemerkungen  hier  niederzulegen,  zu  welcbeo  die 
der  Unterbrechung  jener  Veriiandlungen  gemachten  Erfkhroii^ 
Veranlassung  geben. 

Es  Ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  seither  die  Viear- 
hältoisse,  welche  den  Wunsch  pach  bundesgesetzUcteo  JUass- 
regeln  zur  Erleichterung  des  Handels  und  Verkehrs  in 
IpnerJi  voAOfiutschland  erzeij^len,  sieb  nichl veitesserl, 
vielmehr  .sich  fortschreitend  verschlimiBert  bahea.  r-  Pikihi  nw 
wurden  von.  varsichiedeneii.  4iü8wärUgen  Staaten  neuers  Vm^ 
kfibrungen  ^troiTen^  wtlehe  dem  Deutsches  Haadel  ernfflnd- 
liehen  Verlust  brachten,  sondern  auch  im  lanerA  des  Bndc#> 
gebietes  sind  die  Verhältnisse  schwieriger  gewordeo,  durch  die 
im  Gefolge  Jener  Vorkehrungen  eingetretenen  Erhö'hUD^en  der 
Mauthtarife  verschiedener  Bundesländer,  und  durch  Begruadong 
neuer  Zollsysteme  von  Seiten  ^itpjenigen  Staaten,  die  lY^obertiia 
dem  Principe  der  Handelsfreiheit  huldigend ,  nicht  länger  die 
J^aehibeife  einer ,  bloss  elqseitig^.  Ved^^ffisfrei^eU  m  JU^jSf 
sich  entschliessen  konnten. 

Die  Versuche  mehrerer  Bundesstaaten ,  ein  gemeffladiafl- 
ii9h((s  Zo}l'.mi  Handete- System  m.  l^^triiodeB,  Imbeii  am  er- 
wünschten Erfolg  nicht  gehabt ; 

> '  :ß^8fl!i(»|IM8e.]6rUifil»j;eini|]|g^li^  fvelube  aicIiisiolBe  Biin- 
4^4i4iaiiCft»iryermSge.  fifsoRiHver.  Yemlut»4iinffw,  i«  Ihismi  V«^ 

kehre  gSnnen,  sind  zwar  nicht  ohne  wtUU^Uffe  WlltaW  j«* 

AI»  &Pwhsrwgyohß,B,^eniQg,  «tftpeitaig^a  r^M^walwUD  kh 
treten  hat,  und  mit  Jedem  Bundesstaate  zu  betrelw>  Jiepril  W, 
noch  manche  Nachthelle  4es  bollfungssystems  beseitigt  werden; 
aber  im  Ganzen  Ist  däs^BediMtalBS.  aligemeiner  Bandes- 
massregeln  im  Verfolge  Jeatr  Vethudie,  den  Artikel  XIX 
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<BiiiiieST«rtraeB  llBlbTelsQ'tfiniyollziig>  bu  •btl&geii,  nun  noch 

fühlbarer  geworden.  .■.}..•        .  . ;  ^ 

Die  Grossberzogliebe  Regierung  bat  aus  ail^  Msherigen 
Verbandlungen  die  Ueberzeugung  gescböpft,  dass  die  Scbwierig- 
keMen,  wdebd  die' Vei«ohMeikhen><lerIIiliidelsinter«s9eR  den 
Verabredungen  Über  Handelsangelegeribeitl^  ebt^egendfelU^  'Unl 
so  Ißichter  zu,  Ubepvindeii,  sind^  Je  grösser  das  Mari^tgebiet  und 
je.  z^blrelpber  die.  Artikel  sind,  wofür  die  unbedingte  Ff'^belt, 
oder  eine  Erleicbterupg  de3,  Verkehrs  in  Anspruch  ^enoainieq 
wird.  —  Unt^r  dieseirVoraussetzv^ig  wird  nämlich  unverkennbar 
eine  Ausgleichung  der  verscbiwleBeii  Interessent  der  Production 
]ind.4esHaiid0ls  der  ekuselaen  Staaten  leicUieir  mögUob,  während 
bei  einer  Beschränkung  gemeinsamer  Massregeln :  auf  wenige 
Ci^eBsGbide  laiefet  4er  Fall  eintreleii  kann,  dass  (Hase  wenigen 
Brzei^Alsse'  in  ttem  f^ln^n  Lände  «lur  zti  den  Ausfuhrartikeln, 
tind  In  dem  'andem'nur'zü  d^'Imporlartlkelfi  gehören.  Eine 
ii-abre  und  gerechte  Reciprocltät,  dfe  allein  das' Ziel  gemfehisamer 
Massregelh  seyh  kann,' wird  aber  n(ir  erreicht,'  wenn  die  Be- 
dingung des  freieren  AUsWusches  Jedem  Thelle  Äbsätivvege  für 
die  Ueberschüsse  einzelner  Productionsgegenstande  eröffnet. 

Daher  erscheint  es  als  höchst  yviiuschenswerüi,  tläss  bei  der 
Reassumtion  der  Verhandlungen  zur  Bekundung;  ,f  Ines,  ft*eien 
Verkehrs  z^YJt^f^t^n/  den.i^mmUlchen  Buni^^faaten, j  der^Mil^re 
Plan  eioe  angeqaesse^e  ^scj^hnung  erhaUßO;  und  jene  li^erkehrs- 
fireibatt  .0k  alle  xobea  £r;eßl9gniss«  des  Bodens^  ohne  Ausnahme, 
und  für  so  viele  verarbeitete  Stoffe  in  Anspruch  genomöien  wer- 
den möette,  als.  es  nur  inuner  dlettiiofesiohtiea  ertaubei^  Welche 
die  gegen  das  Ausland  bestehenden  Häbtel^erhStiiMe  Uen  ein- 
zelnen Bundesstaaten  zu  nehmen  gebieten. 

Da  in  dem  liämlichen  Verhältnisse^  als  der  Kreis  ^es  wecli- 
sebseltlgen  freien  Verkehrs  erweitert  wird  •.  die  VörtheUe  des- 
selben  unter  allen  Staaten  sich  g|eichml^sj[ger  vertbeilen,  sq  darf 
auir  .dlesenn  yv^ege  ai^cb,  ,um  so  Qbe;*.  |eip.,gei)9^^mie;9  £iRver- 
stSpdniss,  mi  die  ßerriedigipg  mnßß^:  Qbep  :90  aligeipßiapa  ^ 
diingeiideß;B^iiBftds3es; erwartet; weffden. .     >.  .i   r   .  i. .:.::.;: 

Gros  sher  zog  thunHesaeniitidtt  dieser  Erklipuflg -bei. 
Grossherzoglicb  und  Herzoglich  Sächsische 
Häuser:  treten  Im  Wesentlichen  ebenfalls  bei. 
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DlmeErkllrungeii  wnrdai  sofort  an  dleCouii- 

sion  gewiesen. 

2) 

a)  Veri^:  Protokolle  der  Deutschen  BHndes-Versts» 
lang,  Bd.  XVI,  S.276n.f. 

Schlnss-Acte  der  über  Ausbiidang  nndBefesiigiit 

des  Deatscben  Bundes  zaWien  gebaUenenHinisteritl- 

Conferenzen,  vom  15.  Mai  1820,  Artikel  Uli,  LXV.  J 

Diplomatisebes  Archiv  n.  s.w.  Tb.B,  AblLlfsT 

100, 101,  103, 104,  Nr.  K.  ^ 

J.  L.  Rlüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.  w.  JM.  IT,  S. 

309,472. 
F.  Mnrkard,  allgemeine  poKlisdie  Annalen,  1824,  Bd. n, Bell 4, 
&  349— 380.  (Daseibat  wird  Nachricht  gegeben  van  4er  Ge- 
schichte und  den  Verhandlnogen  des  in  den  Jalucn  1810—21 
zn  Darmstadt  Statt  gefundenen,  von  dem  Gimdsaiae  iM 
möglichst  fireien  Veikehrs  anter  den  Bandesstaaten  waagAtMr 
den,  Handels-Gongresses  von  Abgeordnelen  Baierat, 
Württembergs,  Badens,  beider  Hessen,  der  sros»* 
herzoglich  and  herzoglich  sächsischen Staaien,NaK 
saus,  beider  Hohenzollern,  beider  Linien  Reisi 
andWaldecks. 
J.  J.  Eichhoff,  Betrachtongen  ober  den  XIX.  Artikel  der  Bvaäei- 
Acte,  ndMt  Andentongen,  wie  im  Gefolge  desselbeD  ien 
Handelsverkehr  zwischen  den  Bandesstaalen  Erleiddenias  » 
verschalten.  Wiesbaden,  1820.  8. 
J.  L.  Kliiber,  öffentliches  Beoht  des  Tentschen  Bandes  a.  s.v. 
(4.AaB.  1840)S«319a.f. 

In  der  37«  Sitzang  der  Bnndes-Versammlang  am  i» 
A|^  1848  wurde  ein  Antrag  des  Badischen  Gesandten,  vrf» 
eher  dahin  geht:  in  Gemassheit  des  Artikels  XIX  der  Deotscben  M^ 
des-Acte  allgemeine  Verkehrs-  and  Zollfreiheit  zwbcM 
allen  Dentschen  Bandesstaaten  einzolShren  and  zo  4iesen 
Zwecke  die  Regiemngen  znr  Abaendong  von  BevoUm&chtigteB  mA 
Pranktot  einznladen,  —  an  die  ffir  diesen  Gegenstaai  ^ 
stehende  Commlsslon  gewlesen. 


€xai. 

>  a 

HciLlflsse  der  BnDdes-VersammlnDg  betreffend 
b  Sicherung  den  Sentncken  Setliandeli  gegen 
die  Seeränbereien  der  Barbaresken. 


laeklnns  4v  BniA^i-fereaiiiiUnn  ven  U<  Jui 

1817. 

In  der  fünf  und  dreUsigsten  Sitzung  am  16.  Juni 
817*)  erfolgte  der 

Beschluss: 
Da88  die  Herren  Gesandten : 

Graf  von  der  GoUz,  ,  , 

Freiberrvon  Ey)>en, 
Freiherr  von  Gagern, 
Herr  von  Berg  und 
Herr  Syndicus  Dans, 
3Kacht  werden^  eiogemeinBchaftliches  Gutachten  über 
l^wlrksamaten  Vorkehrungen  zur  mSgllchsten  SU 
«keruag  der  Deutschen  Seehandlung  gegen  dieRäu- 
l^reien  dex Barbaresken»  Behufs  der Berlchtaerstattung  m 
■fcöcksten  Höfe  und  Coauaittenten  vorzulegen. 

^) ^crgl:  Proto]LoUe  d^r  Deutschen  Bundes-Versammr 
•»K,  B.  ni,  S- 229  -  235. 

h  dem  aasführlichen  Vortrage,  welchen  der  Gesandte  cier 
^'CöStidtc'ln  dieser  Sitzung  hielt,  heisst  csu.a:  „HatdcrDeut^" 
"^Bimd^  als  solcher,  gleich  keine  Seemacht,  So  wiril  es  ihm  doch 
*"•  50 
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weder  an  Kraft  noch  an  Mitteln  gebrechen,  IGr  dieSScholieilder; 
sehen  Schifffahrt  aaf  eine  wirksame  Weise  Sorge  asn  tragen. 
An  trag  zu  einer  ernstlichenUeberlegnng  dieses  Gegen 
Standes  wird  daher  ,wJe  die  freien  Hansestädte  holten,  den 
dieser  hohen  Bundes-Versammlang  nicht  yerfehlen/^ 

Bei  der  hierüber  vom  Praesidio  gehaltenen  Umfirage  v^i 
sich  aJle  Stimmen  darin,  dass  man  den  höchsten  Höfen  nnd  G 
tenten  hieriiber  berichten  müsset  Willia  wirksamsten  Mittel 
liebsten  Sicherung  der  Deutschen  Seehandlung  zu  ergreifen ;  die  M 
heit  erachtete  zugleich  für  zweckmässig,  eine  Gonmission 
fünf  Mitgliedern  zu  wählen,  Welche  angeipessene  VorschUige  ztar 
0rdemng  der  Berlchtserstattang  vorsidegett  fibertuOmie. 


B68GhU88  derBmides-TKrftalittltilg  fm  3.MK.1M7. 

Vierzigste  Sitzung  am  3.  Juli  1817.') 

Es  entstand  donach,  durch  entschiedene  Stlmmenmdir- 

heit  der 

Bescblass: 
dass 

1)  der  Commissions-Vortrag,  die  SeerSabereien 
der  Barbaresken  betreffend,  loco  dictaturae  drucken  za 
lassen  sey,  um  von  sämmtllchen  betreffenden  Gesandtschafteo 
zur  Berichtserstattung  benutzt,  aud 

2)  nach  Anleitung  des  commissarlschen  Gutachtens  der  Kai- 
serlich Oesterreichischen,  Königlich  PreussfscheiL 
Hannoverischen,  Dänischen  und  Ni^derlSndlscbef 
Gesandtschaft  zur  dringenden  llnterstfltzang  bet 
ihren  allerhSchsten  Höfen  empfohlen  zu  werden? 

3)  w8re,  nach  bereits  ^rlblgter  Notiflcatlon  von  der  Coostf 
tuirung  des  Deutschen  Bundes  und  dieser  Versammlung ,  dci 
hier  beflndllchen  Kaiserlich  Russischen,  KOniglicl 
Französischen  und  Königlich  Grossbritannischea 
Herren  Gesandten,  von  dieseni  Commissions - Gutachlea 
vertrauliche.Mitthellung  zu  machen.. . 
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a)  Vergl:  Protokolle  der  Deotschen  Buodes-Ver- 
sammlung,  Bd.  lU,  S.  347  -*  85»,  461  ^  468. 

Der  KöBiglieh  Preussisohe  Herr  Gesandte,  Graf  von 
der  Goltz  verlas  ia  dieser  Sitzung  die  von  den  Gommissions-Mit- 
gliedern  gemeinsckaAUcii  verabredeten  allgemeinen  Vorschläge  in 
Betreff  der  Seeräubereien.  Es  heisst  darin:  „die  Gommission  gebt 
von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  alle  Seemächte  sich  vereinigen 
möchten,  den  Grundsatz  auszusprechen,  dass  dieBarbaresken 
vor  der  Hand  ausserhalb  des  mittelländischen  Meeres 
als  Seeräuber  anzusehen  und  als  solche  verfolgt  und  be- 
handelt werden  sollen/^ 


In  der  achtund  fünfzigsten  Sitzung  am22.  Decem- 
ker  18t7  verias  der  slimmführende  Gesandte  der  freien 
Städte,  Herr  Senator  Smidi,  den  in  der  56.  vertraulichen  Si- 
tEmig  beschlossenen  Bericht  über  die  Fortsetzung  der  Feind- 
seligkeiten der  Barbaresken  gegen  einzelne  Bundes* 
Staaten.  Es  erfolgte  demnächst  der 

Beschluss: 

1)  dass  der  verlesene  Bericht  loco  dictaturae  drucken  zu  lassen, 
und  den  Höfen  empfehlend  vorzulegen  sey;  sodann  aber 

2)  die  in  der  .35.  Sitzung  (§.  236)  für  diese  Angelegenheit  gewählte 
Gommission  ersucht  werde,  ihre  Verrichtungen  in  den 
nachfolgenden  drei  Monaten  fortzusetzen. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
Inng,  Bd.  rv,  S.  167. 


c. 

BesohlBSS  der  Bundes-TersaiiialiiDg  ?imi  6.  Jill  1820. 

Fünfzehnte  Sitzung  am  6.  Juli  1820.-) 

Der  Herr  Gesandte  der  freien  Stadt  Bremen, 
Senator  Smidt,  legt  die,  Zahl  60,  vorigen  Jahres  ein- 
getragene Schrift  des  Friedrich  Wilhelm  Witticb,  unter 
dem  Titel: 

„Einige  Briefe  über  die  SeerSubereien  der  Barbaresicen, 
DÜMeidorr,  1819 'S 
vor,  und  bomerKt; 

50* 
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Diese  kldoe  Schrift  verttene  gekaea  so  wertoQ,  ii 
einen  viel  besprochenen  IntereManienGegeactand^  okne 
oberflächliche  Deelamalfon  zn  eroiiidafl,  von  einer  gaiA' 
neuen  Seite  beleuchte,  und  mit  historisdier  nndsUMj^j 
scher  Kunde  auf  Verhältnisse  auftnerksam  madie,  welche  iMsi' 
praktischen  Behandlung'  dieses  Gegenstandes  gewiss  nicht 
sehen  werden  diirrten. 

Der  Verrasscr  erBrlere  nämlich  vorzugsweise  die 
in  wie  rem  die  europäische  Politik,  an  dem  Entstehen,  wie  an 
Forldauer  des  Seeräuber- Ha ndwerics  derSLiatcn  an  der  noi 
kanischen  Küste,  selbst  nicht  ohne  alle  Schuld  seyn  möchte, 
folgere  daraus,  dass  zu  einer  raelien  und  gänzlichen  BeeiMflgung 
dieses  nnsocialen  Verhältnisses  auch  von  dieser  Seite  helgeingeit 
werden  müsse,  wozu  er  denn  einige  Vorschläge  angelie. 

Nachdem  historisch  und  philosophisch  eriirterl  worden«  uter 
welchen  Umständen  und  Bedfaigtingen  der  Betrieh  derSe^SulieRt 
bei  einem  Volke  in  einen  flrledltchen  Handelsverkehr  üboneogehe» 
pflege,  werde  zu  zeigen  gesucht,  wie  den  gedachten  Raabstaalei 
dieser  Uebergang,  von  ihrer  Entstehung  an,  auf  alle  Weise  cf^ 
Schwert  worden ,  und  wie  begreinich  es  sey,  dass,  sellisl  i* : 
dem  AuRiöpen  einer  der  Hauptursachen  dieser  Erschwerung,  da 
ewigen  Kri^es  des  Maltheser-Ordens  gegen  die  Bewohner  dieser 
Staaten ,  die  nachtheiligen  Wirkungen  solches  Zustandes  noch 
einige  Zeit  länger  fortdauern  müssen,  indem  die  durch  eloen  sobf 
eben  ewigen  Kriegszustand ,  nach  den  Gesetzen  der  Reactioa, 
auch  von  der  anderen  Seite  nothwendig  gewordene  mililärisdie 
R^imentsverfassung  nicht  sofort»  aufhören  können,  und  erst 
dann  einer  socialeren  Platz  machen  dürfle,  wenn  die  Zulassung 
der  Bewohner  der  nordaft*ikanlschen  Staaten  zu  einem  &iedlich«4 
Handelsverkehr  in  den  europäischen  Häfen  das  Bediirfhiss  einer 
solchen  Regierungs\^eränderung  bei  ihnen  selbst  hinreichend  he- 
grBndet  Itaben  würde. 

Nadi  der  Ansicht  des  Verfassers  dürfte  ein  vSiliges  Auf^ 
hSrön  der  SeddUiberei  der  Barbaresken*  nur  dann  zu  erwarten 
seyn,  wcim  man  den  Bewohnern  dieser  Länder  den  Frieden  nS 
den  europäisdien  Staaten  wOnschenswerth  zu  machen  sudie,  so 
dass  sie  selbst  ein  grösseres  Interesse  an  der  Beibehattong  als  an 
der  Unterbrechung  desselben  fänden.  An  der  rfnen  Sdle  würde 
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dazu  vor  Altem  geMreny  4ä6S-  maii  Ihnen,  unter  den  'erfordeN 
llcheo  Vorsiciltsrmdssregelii,  eiiiy)|)ittecbe  Hüten  zu  einem  flrlM^ 
Udien  Handelabcfiriebe  mit  iferoftielseneff  Schiffen  ölTne^  udd  sie 
dabei»:  um  das  eiiigcnvurzelle  Misstratum  allmähUg  zu  veitilgeny 
mit  HttottanitSt  und  sbrenget^  Gerdcbtigkeit  behandle/ lan  Utit 
andern,  dass  man  keinem  weiler  n»ch  ¥on  ihnen  Teriibien.  seei^ 
rKuberischen  UnOig,  er  finde  SiaCI,  ge^riM  eichen  europäisehetl 
Staat  er  wolle,  unbestraft  lasse»  damit  die  fiarb&rcskeii  begretfeli 
lernten,  wie  es  unmSgfiich  sey,  mit\  dnzelhen  diefcler  Staaten  ^M 
Frieden  und  mit  anderen  ioi  Kriege  zi)  Jeben,  AI^  ein  vonüg- 
liebes  Mittel,  diesen  Eindruclc  bei  ih^ea;zu  bj&Cürdef«,  empfe))^  ef 
die  Errichtung  gemeiuschaftMchei'General-Cons.ulate, 
sowobl  mehrerer  europäisehon, Staaten.,:  alu  iSMCli  be- 
sonders fiir  die  .Staaten  des  Deuts^ehen  Bundes. 

Uebrigens  halte  der  Verf^^r  de^r  gegenwärtigen  ZMtimukl; 
zu  dem  gWcJcUchen  Beginnen  einer  solchefi  Badicalt^ur  g^nz  yar-i 
zuglich  geeignet^  indem,  ausser  der  gegenwärtig  unter  allen  eur 
ropSischen  Staaten  voriierrschenden  und  die  HolThuog  eines  langen 
Friedens  gewährenden  Eintracht,  noch  mehrere  andere  begunsti- 
gende  Umstände  hinzulcämen,  unter  denen  vorzüglich  die  beiden 
folgenden*  bemerict  zu  werden  verdienten. 

Zuvörderst  die  Abschaffung  oder  dobh  bedeutende  Vermin- 
derung des  Sei  aven  band  eis  an  der  westaMkanIschen  Käste, 
welche  den  Barbaresken  d^  Eintausch  rfer  bei  weitem  brauch- 
bareren  schwarzen  Sclaven,  mittelst  ihres  Caravanenhandels  nach 
dem  Innern  vonAfrlta,  nm  so  Viel  leichter  und  wohlfeiler  mache, 
dass  der  Verkauf  der  durch  die  Seeräut)erei  zu  gewinnenden 
weissen  Sclaven  keinen  so  vortheilharten  Markt  mehr  finde,  als 
hl  fküheren  Zeiten. 

Ferner,  das  zur  Nachahmung  auffordernde  Beispiel  anderer 
am  mittelländischen  Meere  belegenen  Untertlianeu  des  türkischen 
Reichs,  der  Griechen^  deren  friedlicher  Handelsverkehr,  iseit  dem 
Aufgeben  des  dem  gegenwärtigen  socialen  Zustande  widersteiien- 
den  Prtnelps  eines  ewigen  Kri^es  des  Maltbeser-Ordeos  gegen 
die  Türken  und  ihre  Angeiifirigen,  so  auffallend  schnelle  Fort- 
schritte gemaditj  dass  die  eeschiehle  wenige  Beispiele  dieser  Art 
darbiete.  Sie  sollen  gegenwirtig  sehen  mit  300  Handelsschifl*eu 
von  100  bis  150  Tonnen  6ä$  mittelländische  Meer  besiehiffen,  und 
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die  louQer  sichtlicher  wieder  anflebeoie  Cullnr  dieses^Ukes 
VOD  der  Wiederkehr  eines  dadurch  begriiodete&  WoUslai 

Dieser  Icurze  Auszug  werde  die  Empfehlung  der 
der  vorli^gendea  Ideinen  Schrift  hinreicfaend  begründen;  derl 
Referent  trXgt  daher  darauf  an,  dass  dem  Verlksser  der 
dieser  hohen  Versammlung  für  seine  Zueignung  zo  bezeugen. 
Buch  aber  an  die  Bibliothek  deraeHKn  abzugeben,  «nd  der 
stdienden  Commission  in  der  Barbaresken-Sache  bei  ihren 
beiten  zur  weitem  PrQfting  zu  empfehlen  sey. 

Unter  einhelliger  Zustimmung  zu  dem  Antrage 
Herrn  Referenten  wurde  hierauf 

beschlossen: 

Dem  Verfasser  dieser  Schritt  den  Dank  dieser  hohen  Ver- 
sammlung nv  die  Zueignung  desselben  zu  bezeugen,  solche  fii 
die  Bibliothek  abzugeben  und  der  Commission  über  die  S ee- 
rSubereien  der  Barbaresken  zur  weiteren  PrQfnng 
zu  empitehlen. 

«)  Vergl:  Pro.tokolfe  der  Deutst;hen  Bundes-Vcrsamm- 
lung,  Bd.  IX,  S.  !36u.f.      

In  derselben  Sitzung  trug  derselbe  Herr  Gesandte 
vor :  der  Grossherzoglich  MecUeubnrgisehe  Genertl-Coosai  in  Gnm 
britannieo,  Jobann  Christoph  Dittmann,  und  derKaoflanna  QtA 
Kreyssing  in  Hamburg  hätten,  Z.99  vom  Jahre  1819,  dieser  hohen 
Versammlung  in  einem  Schreiben  vom  27.  Juli  vorigen  Jahres  an- 
gezeigt, dass  sieb  in  Hamburg 

ein  antipiratischer  Verein   . 
gebildet,  dessen  Zweck  sey,  im  erlaubten  und  gesetzmässigen  Wege 
dahin  arbeiten  zu  helfen,  dass  dem  Unfuge  der  Seeranberei  der  Bar- 
baresken gesteuert  werde. 

Sie  hätten  drei  kleine  Druckschriften  unter  den  Titeln: 
„  Kurze  Darstellung  des  Geistes  und  Strebens  des  antipirati- 

sehen  Vereins  "  5 
„Ueber  den  zu  Hamburg  errichteten  antipiratischeo  Verein, 

von  Carl  Kreyssing,  Hamhargvl819'';  nnd 
»Vortrag  an  die  Versanunliing  des  antIpiratischeB  Vereins,  g»- 
hali^  am  24.  Aprü  4819  von  Friedrich  GotUieh  Zimaer- 
mann ,  Prnfessor  9m  JohaqpcHDf^  in  Hamburg *S 
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pekKt«  nnd  die  hohe  Vcnuunlug  ersndit,  dem  gedachten,  dem 
Bilicben  lV<riile  so  wiehtigeii,  Gegenstände  ibre  fortwährende  Anf- 
inamk^i  widmen  sa  woUen. 

<— ' —  <—  Unter  gMchnuissIgem  allgemeinem  Einverständnisse  mit 
I  Antrage  des  Referenten  worde 

beschlossen: 

DIeae  Sdiriften  mit  Dank  gegen  ihre  Einsendung  in  die  Bücher- 
pmhmg  anfiEunehmeii,  and  dls  weitere  Priifang  der  betreffen- 
I  Gommission  zu  empfehlen. 

Yerg}:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
ig,  Bd.  IX,  8. 188, 139. 

Verg).  auch:  (?.  Gagern)  Mein  Anthdl  an  der  Politik,  Abth.  HI, 

S.  l«lii.f. 
J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  n.  s.  w. 
L  Aufl.  1840)  S.  242. 


■ « 
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CXIV. 

Vortrag  udBeschlnss  derBnndei-Veri4Mal] 
TM  30.  lai  1822,  bttreffeid  die  Rkt iaisei-Vi«!' 
indische  Gempagnie  n  Elberfell 

Achtzehnte  Sitzung  am  30.  Mai  1822. ^^ 

Der  RSniglich  Dänische,  Herzoglich  Holsteln- 
und  Lauenburglsche  Bundestags-Gesandte,  Herr 
Graf  von  Eyben,  erstattet,  Namens  der  Commlssioa 
Ober  die  Deutschen  HandelsverhSltnlsse,  naehfoIgeDleD 
Vortrag: 

An  die  von  der  hohen  Bundes -Versammlung  envSUte  G«h 
mlssion  Ober  die  Deutschen  Handelsverhältnisse  Ist  den  22.  Ajdl. 
dieses  Jahres,  unter  Num.  56  der  die^Shrlgen  £iogabeii,  eine. 
Anzeige  und  ein  Gesuch  der  Direction  der  Rhefnisdh 
Westindischen  Compagnle  zu  Elberfeld  abg^;eiieft 
worden,  in  wdcher  die  Errichtung  dieser  Gesellschaft  angezeigt, 
und  die  Bitte  gestellt  wird : 

„dass  eine  hohe  Deutsche  Bundes-Versammlaog 
von  demDaseyn  dieserDeutschenStirtungReafli- 
nlss  nehmen,  und  deren  Gemeinniitzigkelt  dorck 
eine  dieselbe  billigende  Entschliessung  zu  er- 
kennen zu  geben  geruhen  m(»ge.«< 
Die  Commission  beeilt  sich,  der  hohen  Bundes -VersammluoK 
Bericht  Ober  diese  Eingabe  zu  erstatten. 

Die  Direction  fOhrt  in  ihrer  Vorstellung  an,  dass  die  erkün- 
stelte Stellung,  die  der  Deutscl^e  Handel  durch  das  Continenlat- 
System  erhalten  habe,  von  keinem  Bestände  habe  seyn  konneB, 
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clii  fA^MißtwIiXilkibige^  diso  mit  AmSyMane 

Im  Jabre  töl4  gefaUen.  DiegOB  System  habe  besonders  tedmidi. 
naehtbeiUg  auf  den:  JDIeitaekifn  Haodel.  gewirkl,  dass  es  deiir 
OeQtachn  entivifbat  ]iabe,;.aeineii  Haadel  über;  das  JUeer  selbst 
zu  tpeUN»,  ^ynenHaodelv  der  dereiaat  dcaimeramtiüscMDyelieiii 
d!QC  alU»  DeotsctieB  Hiiiu9e;s<vbocb  gestellt  i^be^  imdderafliMi 
Jetzt  %ofih  die  Oeulache  Induskrle  auf  hShemStufe  erbeben  kSnne. 

Die  fitiirecUon  thettt  die  Gesebkhi^»  der  Entetebiuig  dieser 
GeaeUschaft  io  ein^  mrter  JNom«  2  angdtikrtea  Beilsge  mit, 
aufl  der  fcürattcb  bervorgeht,  dass  mit  Aalbebiuig  der  Seesl^elrre 
lau  JahDe  1814  ein  Bilw^relder  und*  zwei  Hamburger  bandeis- 
kHiMHge  BGbmiBF,  zafiüUg  von  gleiobem  Gesicbtapunkle  aiuh 
gehaid  und  igtoich^n  patrloUscJieii  Ztiveofc  verftRgend,  aidi  mit/ 
Planen  b^cbSftlgt  baben»  deaa.Seebandel.neQes  Leben  zu  viar-' 
scbalEea^  und  ddi  darauf  veneWgt  bVtten,  Ibren  Zwedk  gemdn;' 
sebafUieb' zu  befördern. 

Dieser  Zweck  sey:  den.  unmUtelbaren.  Seeb-andel^t 
und  dureb  ihn  dm  deutseben  Handel. überhaupt  und 
die  Industrie  zu  beben. 

Um  durch  vermehrte  Kraft  diesion  Zweck  sebneHer  zu  «rrel^ 
chmi,  sey  ¥on  Ihnen  eine  HandeU-Gesellscbalt  dem  Privatmiter^> 
nehmen  vargezogen  worden  9  diese  sey  zu  Stande  gekomaMu^ 
und.  Ges^bze  »entworfen  worden,  aadi  .wetehen  sie  ihren  Zweck 
va*folge&  und  welche,  zugleiob  auch  den  Milglfedem  die  mSg- 
lidmte  ätchevheit  für  das :  cinzuscbiesaende  Capftal:  gjawlteen- 
kSnnen.  Diese  Gesetze  tbeilt  dieDirectian  luiebier  Aiilac$e  unter» 
Nun)«  I  nkU  .• 

Die  CömodsBioii'glaiibt.zur.BeQrttfettttag  dertPrage:  in  wie  t 
fem  Jene  Gilseiaie  den.voj^gesfteckten  Zweck  zu  erretehen  ver«- 
spracbenidSritepf  folgende  i§^,der  Statuten^^auabebenzumUssa».  > 

Na6b,dem§.l  dersislbettlat  Hai^t^undsaiü  derG^seUsebaft  x . 
zur  Ausfuhr  lediglidi  .«auf  Deutscfbe  Fabrlkatev  Manu- 
fakte:Mttd  Produkte  sieh:  zu.  beschränken.  ~  lilerdureh 
encMnt.aie<  als  ebi  rein. deutsches  NatianaUlndtitut. - 

iaiiem§«>2  ist  die  Dauer.der  Gesettsehaft  auf  awailiigiauf 
eiaaitder  folgende  Jahre  beschnliikL  Nach  17  Jahnen  jett  voni  Ibr 
bestlnmit  werden,  nb'.sie  länger  besteben  sdlci  Wiiüd^  Jedach  t 
zu  irgend  einer  Zeit  bei  Ziehung  der  Blla«ce  es  aidh  aiisweidenyi 
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da»  dD  DvttUieU  des  iVflpiteglMm  Capttdwvflies  «erAdte 
veriorai  gegaog»,  8o isoUeD «die OewhSfle  der  OBii»agide g»^ 
adriossen  ud  sobald  aia  flriiiilldi  liqvIdM  we9tm. 

Ber  §.  3  befttknmt,  dam  das  Capital  der  CkK^Uaciiaft  d«# 
AcUefi,  Jede  zu  509  RlMr.  Preosdsdi  Cotiraat,  znaamai  * 
Mi«ea  sey,  die  ZiAl  der  Actten  Isl  Jedocli  aaf  S0OO  besOatUkt 

In  dem  §•  4  wird  besttnnit,  dass  die  Aclieo  mit  4  Prot. 
Jihrlidi  verzlost,  die  Goapoas  zu  deren  BrhdMiDg  auf  ISnf  lihre 
gleicta  Bül  den  AcUen-DocumeDteB  ausgegelNOi ,  ansserdem  abtr 
noch  Empfengsdwine  hlnzugefiigt  werd«!  sollen ,  zurErhehin^ 
des  iNNius  oAer  der  Divideade ,  wenn  bei  AusmiUdung  der  Bt^- 
lanee  ehie  Dlvidi»ide  durch  die  Mehiteit  der  Sttnmeo  MUi^ 
werden  sollte.  Zinsen  und  ttvMende  kSnnen^  nach  BegneHüeh- 
kelt  der  bteressenten ,  in  ElberTeM,  CSln,  B^in,  Ftaikflvl, 
Hamburg,  Leipzig,  Jibrlich  Im  Sfanate  Aprt  1  ^iKribra  werten.    - 

Nach  dem  §.  5  ist  kein  Theilhaber  lür  ndir  verUaffiA^  als 
fOr  den  Nominalwerth  seiner  Actfe. 

Nach  §.  10  werden  die  Geschäfte  derGesellsdi^  dwA  elK 
Direction  von  flinf  Mitgliedern,  vorlSuflg  unentgeldHA,-  gdeilel» 
die  aus  den  Besitzern  der  AeUen  darch  Stimmenoiehrhcit  erriW 
werden  uad  in  dem  Orte  des  Hauptooniiitoirs  wohnen  rnissok 
Ausser  dieser  Direction  wird  aber  die  Gesellschaft  nodi  repil«^ 
senllrt  durch  dnen  Directarlalrath  ^  d^  aus  sidien  gewütten 
Mitgliedern  bestdit,  und  dessen  Functionen  nach*  §.  31  darin  be* 
stdieo,  die  Berichte  der  Direction  zu  en^lsuigra  und  adl  Ihrdk- 
Untemehnuingen  der  Gesellschalt  zu  berathen. 

Nach  §.  37  kann  die  Gesellschaft  auf  den  HaupihMdebpH* 
tzen  der  fremden  Wdttheile  eigene  Gomptoirs  hatten ;  das  Bliioo, 
was  bei  diesen  einzelnen  Etablisseneats  ausstehen  kann,  dar( 
nneh  §.  39,  eInschHesslieh  der  garanUrten  Gonsignatlonen  nai 
gemachten  Vorschiisse,  ^\jA  des  Capttals  nkdit  iberatete«. 

Von^den  Actlen,  durch  welche  das  Capttil  der  GeseilsAiA 
zusammen  gebracht  werden  soll,  sind,  nach  der  onterNua.S 
von  d^  Direction  beigelegten  Liste,  S20  abgesetzt,  nidil  nar k 
den  Kflnlgltch  Preussiseben  Staaten ,  sondern  auch  In  Snchsttt 
in  Rurhessen ,  Im  Grosaherzogthnme  Hessra ,  Im  GrossherBV* 
thtune  Weimar,  in  Bremeti^  Frankftnt  und  Hamburg,  selMli 
den  Niederlanden  und  In  Bolland. 
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Kattldi  fikergieM  «e  Dbwttoo  UDtar  Nun.  4  dn  Veraeicli- 
im  deijenlgen  W^ren,  welche  im  W^rtlie  von  124,000  lUhlni* 
u  den  RJietDproviiizen ,  WeiitiMleB  und  Seblesien ,  aus  Sach- 
n,  Hanno^er^  Baiern,  Hessen  und  BiHunen  lM»igen,  und  durch 
In  nach  Baytt  aligesandtes  SeUff  twrelts  ins  Ausland  verftdireB 
wrden  sind. 

Gutachten. 

Das»  d^  Handel  auf  den  Wobisland  aUer  Staaten  einen 
lAsi  wesentlichen  Eiofluss  hat,  dass  dieser  um  so  wohltbätiger 
leyn  muss.  Je  mehr  durch  den  Handel  zugleich  auf  die  IndusUln 
BDfickgewlrfct  wird ;  dass  gegenwärtig  eine  hSchst  nachtheilige 
teckung,  vorzüglich  im  Deutschen  Handel  eingetreten  Ist,  der 
rrnnssiehUleb  mit  noch  grüneren  Verlusten  bedroht,  als  erlitten 
dsd,  dass  die  verschiedenartigsten  Ansichten  Über  Veranlassung 
mi  Grund  dles^  Stockung,  über  Mittel  und  Wege  sie  zu  beben, 
laiit  geworden  sind,  ist  zu  allgemein  und  dieser  hohen  Versamm« 
iiSK  zu  genau  bekannt,  als  hierüber  ein  Wort  sagen  zu  mOsseo^ 

Je  allgemeiner  aber  dieses  gelUhlt  wird,  desto  grössere  Auf* 
■erksamkeit  verdienen  diejenigen ,  zu  Belebung  des  Handels  ge^ 
üchien  VorscbUlge  und  Plane,  <Ue  bereits  ins  Leben  Ubei^egan- 
giBsbd,  deren  Ausführbarkeit  mithin  eben  dadurch  schon  voll«- 
knamen  erwiesen  ist.] 

Dieses  Ist  der  Fall  mit  der  'neuen  Rheinisch- Westindischen. 
€ini»agnie,  die  im  AfSrz  1821  zu  filberfeld  gesurtet  ist,  und 
Mon  im  Anfiinge  dieses  Jahres,  nachdem  erst  ^lel  der  Aetie^ 
ikgeaetzt  war,  mit  Zutrauen, für  die  Sache  und  aus  £ifer  für  das 
%eoieifle  Beste  bereiiji  jihre  Unternehmungen  begonnen  bat. 

Wenn  Uerin  sohon  ein  besonderer  Gnfnd  für  die  bphe  Bun*; 
^Versammlung  liegen  dürfte,  ihre  besondere  Auiluerksamkeit 
*^ser  Gesellschaft  zu  schenken ,  so  wird  sie  sich  hierzu  um  so 
<^  tOr  verbunden  eracbten,  als  diese  Handelsgesellschaft  ihrem 
^lerhfichsten  Landesh^rn^  Seiner  Afa^JesjUit  d^  Kl^nfge  von 
'^^^KKsen,  den  Zweck  und  die  6eset2;e  ihrer  Verbindung  vorge- 
^  solche  bestätigt  erludlen  bat,  und  dfdier  als  eine  bereits  or- 
Sv^Urte  und  durch  die  landesherrliche  Genehmigung  aiiftorisirte. 
G«8elUcbaa  besteht.  .  ., 

Zu  lIcJ»ei|ral^  i)irei:.Aoa(eige  und  ihres  Gesuclis  i^i  sich  der 
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hiesige  Dr.  Schulte  durch  eine  unter  A  ang^egte  Vdllniadil 
gehörig  legfUmfrt.  « 

Dass  der  Deutsche  Kunstfleiss  mit  anderen  EuropahcMI 
Staaten  gleichen  Schritt  ballen  kann ,  In  einzelnen  Zweiga  t§\ 
flbertrfBt^  geht  sowohl  aus  der  ftUheren,  als  aus  der  aoch  gegäll 
wk'rtigen  Geschichte  des  Handels  hervor.  Es  bedarf,  um  aM\ 
das  Letztere  zu  beweisen,  nur  eines  Blickes  auf  die,  auch  hi  im{ 
entremtesten  Welttheilen  gesuchten ,  deutschen  WoUeo  -  taä 
Leinen- Waaren.  Es  bedarf  also  der  Deutsche  Fabrikant  nurdil>^ 
ger  Auftnunterung  und  Unterstützung,  um  auch  mft  zadepiä 
Staaten  Concurrenz  halten  zu  können.  ^ 

Jeder  Fabrikant  und  ManulVikturist  wird  aber  am  cweck^ 
massigsten ,  und  ohne  der  Opfer  von  Seiten  des  Staates  oder  der 
Einzelnen  zubedOrfeh,  unterstützt,  wenn  ihm  Mittel » ile  Hand 
gegeben  werden ,  seine  Produkte  sieher  und  rasch  absetzen  tn 
können.  Wird  der  Absatz  erleichtert  und  befördert,  kannte 
FVibrikant  sein  Produkt  sogleich  vertauschen ,  oder  wlid  weiillf- 
stois  seinem  Erwerbe  die  möglichste  Sicherheit  geleistet,  so  «er^ 
den  dem  Erwerbe  und  dadurch  der  Industrie  die  vorzfiglieksia 
Wege  gebahnt. 

Mt  grösserem  und  schnellerem  Erfolge ,  mit  venackrtif 
Sicherheit  werden  aber  diese  Wege  betreten  werden  kSawii 
wenn  zu  Erreichung  dieses  Zweckes  Mehrere  Ihre  EhisieMv 
und  Ihre  Kräfte  vereinigen. 

Hierin  liegt  ein  unverkennbarer  Vorzug  der  Handelsg«** 
sdiäilen  vor  den  Unteniehmungen  der  Einzelnen,  wenn  WMp^ 
nur  die  Statuten  der  GeÄBschafl  auf  richtige,  Sicherheit  gc««* 
rende,  Grundsätze  gebauet  sind,  der  freien  Concurrenz  BaofcKf 
ketaen  Eintrag  thun,  und  sie  lOr  die  freien  Bewegungen  der  G^ 
sellschan  nicht  mehr  Einschränkungen  enlbalten,  als  die  SdKf- 
helt  des  Instituts  selbst  solche  erfordert. 

Diese  für  das  allgemeine  Beste  als  nothwendig  aoerkannH^ 
Iht/ptbedingungen  einer  Handelsgesellschaft  fthden  sicli  in  *■ 
Statuten  der  RheInFsch -Westindischen  Compagnic.  VerrMfi 
hrirtgt  sieeln  Capital  herbei ,  das  weMge  Eiozdne  in  Oenö* 
land  zu  Ergreli\ing  eines  ganz  nencn  Handlunijswcg«  wft*» 
verwenden  wollen  und  können  5  sie  Ist  mit  k«ncm  W^^ 
versehen,  welches  den  Handel  der  Einzelnen  beichfSnkeii  k(to»ci 
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Aweh  dfo  Gesebe  Ist  sde  varUiid^,  den  Aelz  eloea  mSgHchen 
gvitaaereii  ißewioiiM  die  wet^otllchere  lächerhelt  des  Ganzen  zu 
oi^eni,  und  ihrallelB  siodt  ohaieiiiBeDd  eine  Einwirkung  ^  die 
LielUiner  der  Gescbäfte,  die  Walü  der  ÜnVmiahnuuigea  u|»er« 

Wenn  schon  In  dieser  AQclcslcbt,  wenn  sehoo  durck  deR 
gesetzUcb .  ausgesprocheaea  Zweck  der  GeseUscIiaft ,  nur  dem 
Deutschen  Kunslllei^se  ^usgelH^itetjeren  Absatz  zu  verscbafiren, 
sie  die  besonder  Würdigung  der  heben  VersanuBlttng  zu  ver- 
dienen scheint  f  so  möchte  sie  solche  auch  vorzüglich  dadurch 
noch  verdienen,  dass  sie  die  Produkte,  FabrUiate  und  Manufiikte 
DMartscblaiids,  obse  firemden  Z wischenhaadel ,  ia  das  Ausland 
verlÜMt,  and  die  Produkte  desselben,  wieder  ohne  Dazwischen- 
kunft  Anderer^  nach  Deutschland  zurückbringt. 

Ikr  Vorlheil,  den  Deutschland  hierdurch  bezieht ,  ist  von 
liohem  Werthe  und  grossen  i^lgen.  Nach  gewöhnUcber  Berech* 
nung  verdient  der  Zwischenhändler  hei  Versendung  der  Waaren 
ungefähr  10  Procent,  eben  so  viel  bei  der  Rückfracht  der  Waaren 
des  Auslandes.  .Diese  Zwischenhändler  des.  Deutschen  Hapdels 
sind  grijssteotheils  nicht  Deuisctie»  sondern  Englische,  Franzästr 
sehe,  HoUSodische,  selbst  Amerikanische  HamlelshSuser ;  es  er- 
glebt sich  hieraus ,  dass  durch  die  Rbänisch- Westindische  Com- 
pagrie  auch  Jene  20  Procent  (Ur  Deutschland  gewonnen  werden, 
die  bisher  für  den  Absatz  der  Deutschen  Produkte  und  die  Her« 
beifiihrung  der  fiedürfhisse  Deutschlands  dem  Auslande  bezahlt 
werden  mussten.  Um  so  viel  wird  also  das  Betriebscapital  In 
Deutschland  vermehrt;  die  hieraus  sich  gebenden  weiteren 
Folgen  sind  klar  und  von  hohem  Einflüsse. 

Es  scheint  aber  für  den  Deutschen  Fabrikanten  noch  der 
weitere  Vortheil  aus  der  Errichtung  dieser  Gesellschail  erwach- 
sen zu  müssen^  dass>  da  er  den  directe  exportirenden  KauAnann 
nicht  erst  im  Auslande  aufsuchen  muss ,  er  daher  seine  Waare 
sicherer  und  schneller  in  andere  Waare,  oder  —  will  man  es 
trennen  —  in  M etaU  umsetzen  kann ,  er  auch  weniger  Kosten 
und  geringeres  Risico  zu  tragen  haboi  wird ;  deshalb  kann  er 
auch  woblfeiier  arbeiten ,  und  hierdurch  die  für  den  Deutschen 
Handel  so  wichtige  Concurrenz  mit  anderen  Staaten  erhalten 
werden. 
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Bin  iDStItQt,  was  den  Absatz  Deufscber  Prodakte  m  tUm 
und  ZQ  verbreiten  sich  beniQhet ,  was  die  Concorreoz  der  taH- 
sehen  Pabrilcen  und  Manufalctttren  mit  doien  des  AoslaiiABa 
l>e(8rdern  und  zu  erhalten  sich  bestrebt,  das  zugleich  die^g- 
licbste  Sicherheit  dem  zu  diesem  Zwecke  in  Umlaur  zu  bri^a- 
den  Capitale  zu  Idslen ,  sich  besonders  angelegen  seyn  lassa  i 
muss  und  wird ,  dieses  verdient  unstrellig  die  besondere  Wiri* 
gung  von  Seiten  dieser  hohen  Versammlung. 

Die  Conm^ion  glaubt  daher  darauf  antragen  zu  mttsseiäi 
dass  es  der  hohen  Versammlung  geiniig  seyn  m^,  d#i 
Direction  dieser  Gesellschaft  Ihre  lebba Ae  TbeUnahne  H 
der  Errichtung  dieses  so  gemeinnützigen  Instlluls,  oad 
Ihre  innigsten  Wfinsche  Ittr  das  Ged^hen  und  FbrlKhref- 
ten  ihres  patriottschen  Zweckes  zu  erkennen  zb  gdm. 
Hieraur  wurde,  unter  allgemeinem  ElnverstSndnlsse  irit  tai 
Gutachten  iet  Commlssion,  einhellig 

beschlossen: 

Dass  der  Direction  der  Rhelnisch-Westindlsckea 
Compagnie  die  lebhafte  Thellnahme  der  hohen  Bat* 
des  -  Versammlung  an  der  Errichtung  dieses  so  gt* 
meinnfitzigen  Instituts,  und  ihre  innlgstenWfioseha 
ISr  das  Gedeihen  und  Portschreiten  ihres  patrIoU* 
sehen  Zweckes  zu  erkennen  zu  geben  sey. 

ä)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bandes -Yer- 
sammlang,  Bd.  XIV,  S.  15  n.  f. 
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lesehliss  derBmides-yersammlingTOB  19.  Juni 
145,  betreffend  die  Unterdrfioknitg  des  Heger* 

baidels.  *)• 

h  4er  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  am  19.  Juni 
iS4&  wurde 

beschlossen: 

In  voller  und  ^rechter  Anerkennung  der  Gesinnungen  und 
Gtaidslize  chrisUhslier  Measeiienltebe ,  welche  die  Httft  voi 
foossbritannlen,  Oesterr^ich,  Preussea  und  Jlussland  zu  der  we- 
S»  Unterdrückung  des  Negerhandels  (tralte des nigres) 
OB  20.  December  1841  geschlossenen  Ueberelnkunfl;  veranlasst 
lnl)en  nnd  von  dem  Wonsche  beseelt,  so  viel  von  ihnen  äbhüngt, 
*Qch  Ihrerseits  zur  gSnzdc^en  Ausrottung  dieses  verbrechert-' 
Kkea  Handels  mitzuwirken,  haben  sich  stlmmtliche  Deut- 
sche Regierungen  dahin  vereinbaret,  dass  derNeger- 
kiQdel  allgemein  verboten  werde.  DemgemSss  soll ,  wo 
desfalls  durch  bestehende  Strafgesetze  nicht  bereits  FBrsorge 
plTolfen  ist,  der  Negerhandel  gleich  einem  Seeraube 
licstraft,  in  denjenigen  Bundesstaaten  aber,  deren  Gesetzge- 
^  den  Seeraub  nicht  besondei^s  erwähnt,  mit  der  Str a  fe  des 
Menschenraubes  oder  mit  einer  Ihnllchen  schweren  Strafe 
**gt  werden. 

«)  Yeriß:  Regierangs- Blalt  ftir  das  Gr^ssherzog- 
^^«mSaohsen-Weiiliar-EiBeQach,  1846,  S.  55,  56,  Nr.  S. 

I>ipl0Hiati8ch«sAi:Qhiv  n^s^w*,  Tl^I,  Abtb.I,  S.67i  u-f^ 
^"^f' XXXIV,  Ann.  P.  (Nr.  XV,) 
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Z«ll-Verei]iigiing8-Vertrag  zwiidei  ?»■•#«■, 
KnrktsMii  ud  dm  firosskerxogtkiiA  Immi 
emarsehs,  daim  Baiern  uidWArttemberg  aiierawlli^ 
nteneicluet  n  Berlin  am  22.  An  1833.  (Hebst  im 
iB3LQkteker  1833  n  Berti n  mteixeMliMtMi  Zisatf» 

Artikeln.)') 

SetDe  Mj^esUit  derR$nig  vw  Preassen,  Seine Hctett  i%i 
Kurprinz  und  Mitr^geat  vob  Uesaen  uäd  Sdoe  Koolgüclll.i 
Hohdt  der  Grosstierzog  von  Hessen  einerseits,  und  ^\ 

Seine  Majestät  der  KSnig  von  Baiern  und  Seine  BUJesI^^ 
der  Kfinig  von  Württemberg  andera^Its, 

liakien  in  fortgesetzter  Fursoise  für  die  Bef5rderanK  der 
Ereilieit  des  Handels  und  gewerblicben  Y^ehrs  zwisdien  Ibrc^:- 
Staaten  und  biedurcb  zugleich  in  Deutschland  fiberhaupt,  über* 
ttte  wdtere  Ent^i<^eluQg  der  zwischen  Ihnen  bestehenden  dies- 
flOUgen  Verträge  Unterhandlungen  eröfflien  lassm ,  und  zu  d|o» 
sem  Zwecke  bevoUmSchUgt: 

Seine  MaJestSt  der  R5nig  von  Preussen: 

AlleiMchst-Ihi^n  Geheimen  Staats-  und  Ftanzoinister,  Call 
Georg  Maassen;  RHter  des  RSnlgllch  Pr^issischen  rothen  Ad- 
ler-Ordens erster  Klasse,  Inhaber  des  efoemra  Rrnnes  zwetter 
Klasse  am  weissen  Bande,  Grosskr^ui:  des  ÖVU-Vmlie&^Or* 
dens  der  Rtoiglleh  Balerlschen  Krone,  Commenthur  des  Ordens 
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der  RSiilgUcb  WQrtlembergtöchen  Kroiie ,  Grosakreuis  des  Kur- 
fOrstUcb  Hesslsehen  LiKi'en-Ohleiis^  des  Grossherzoglich  Hessi- 
scbea  Ludwigs-Ordeos  und  des  Grossherzoglich  Saehsen-Wei- 
marisehen  Haus-Ordens  vom  weissen  Fällten,  und 

AllerfaSdist-Ibren  Wirklichen  Geheimen  L^attonsrath  und 
DIrecbH*  im  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten ,  Al- 
brecht Friedrich  Eichhorn,  Ritter  des  RiJnigUch  Preussischen 
rollien  Adler-Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  Inhaber  des 
eis^nen  Kreuzes  zweiter  Klasse  am  weissen  Bande ,  Ritter  des 
Kaiserlich  Russischen  St.  Annen-Ordens  zweiter  Klasse,  Com- 
mandenr  des  Civil-Verdienst-Ordens  der  KSniglich  Balerischen 
Krone,  Commenlhur  des  Ordens  der  Könfglich  Württembei^- 
schen  Krone  und  des  KOniglich  Hannoverischen  Guelpben-Ordens, 
Ck>mraandeur  erster  Klasse  des  KurfGrstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  LOwen  und  des  Grossherzoglich  Hessischen 
Ludwigs-Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Sachsen- 
Welmarisehen  Ordens  vom  weissen  Falken ; ; 

Seine  Hobelt  derKurprinz  und  Mitregent  von  Hessen: 

HSchst-Ihreu  Wirklichen  Geheimen  Legationsrath ,  ausser- 
ordentlichen Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  an  den 
KSDigllch  Preussischen  und  KSnigttcb  S^sischen  Höfen ,  Hein- 
rich WiibetHi  von  Steuber,  Commandeur  des Kornirstlicb  Hes- 
sischen Haus-ÖPdeos  vom  goldenen  LSwen,  Ritter  des  Kujiiessi- 
schen  Oirdens  vom  eisernen  Helme,  Ritter  des  KSnigtich  DSnl- 
schen  Danebrog-Ordens,  Commenthur  des  Königlich  Sächsischen 
Civil- Verdienst-Ordens,  und 

HSehst- Ihren  Geheimen  Ober-Bergratb  Heinrich  Theodor 
Ludwig  S^ebwedes,  Ritter  des  KurfOrstllch  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

SeineKönigllcheHohettderGrossb  erzog  vonHessen: 

Hlteteil^Ibren  WiricHchen  Geheimen  Rath  und  Präsidenten 
der  Ober-Ffaüanzkammer ,  Wilhelm  von  Kopp,  Commandeur 
erster  Klasse  des  Grosdierzogllcb  Hessische  Ludwigs-Ordens, 
Ritler  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  zweiter 
Klasse ,  Commandeur  ei*ster  Klasse  des  Kurflirstlich  Hessischen 
Haus-Ordens  "vom  goldenen  Löwen ; 

Seine  M^feistat  der  König  von  B  a  1  e  r  n : 

Aflertiödist- Ihren  Wirklichen  Staalsralb  im  ordeotlibhen 
m.  51 


Oii^alew  ^at3iiiiiH9(er  der  SkiiMum^  ArMM  fürlotrleii^ai 
Commandeur.  des  Civil -V:erdiw»M)xidew  dar  ISSpiglicl^ 
sehen  fijroBe,^uQd  . 

Allerh($ch9trlbraQ  Kämnerer^  Staatsraib,  .iusmiq 
Gesandtea  und  bev(4lQiScliU|1;«ii  Ministar  an  d^KSBlisiiek 
sf9cheD,  Kdniglicti  S^cbsiachen,  GrosalientogUdi 
den  üioMgWQh  Säctasisolien  fföfen,  Friedrich  Chrl^Uaa: 
Graf  von  iiU;^ barg,  Grosskreus  dea  Civil- Verdieast^ 
der  Königlich  Balerischen  Kix^ne,  Ritter  dea  K8tisll«li  f 
sehen  roiben  Adier-Ordeaa  eneter  Kiasse,  GroaaitfeQa  to 
lieh  Siieiiaiscben  Civil-Verdienst-Ordens  und  EiUer  to  KMiMI 
WärtlemherglBchen  Friedrichs-Ordens ;  .  •  /< 

Seine  Mi^estät  der  WMg  von  W fi rt  t e  mk erg : 

Allerb6chi»t-fhren  Me^or  im  Generalslabe,  GesckaiWinMl 
am  KtoigUch  PreussLscben  Hofe,  Franz  a  Paula  Friedrich M» 
herr  VOR  Linden,  I 

von  welchen  BevoUmüchtigien  qachstebender  aaderwciM 
Vertrag  unter  Vorbefaaltder  idatlOeation  abfescdUoaaea  woriea  It 

•Pie4ennalen  zwtsehe«  den  genannten  Staaten  iKStekeiMI 
ZiM- Vereine  werden  für  die  ZulLontt  eüien  durch. eiagwl*^ 
mes  liOÜ-  und  HnotfelarSysteaBi  verbundeneiL  und  at)6  dtriilftj 
grifltoen  Länder  umfassenden  GesttDint^Vereia  bilden.        «j 

•■        '  . ' .       , 

Artikel  «• 

In  diesen  Gelammt- Verein  werden  iijjttbesondere  aadhli^ 
ntgen«  Staaten  eiabegrilfen,  v^elcbe  sektn  früher  enlv^^j 
ihrem  ganzen  Gebiete  oder  mit  einem  Tbelle  d^esadbea  4efli  M* 
vn4  UandelsrSysteine  eines  oder  des  andeiH^.deP cantisHreflM 
Staaten  beigeiiretea  ;slnd,  ualer  Beriici^sicfat^ttng  ibw*^^ 
BieitriUa-VerirSsiefi:  beruhenden  bewidei^VefbiOiirilse^^i 
StaatM,  nlt  weUhen  slejMs  VerU'äg^iWbgo^chlweftliffMi^^' 
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Dagegen  bleiben  von  dem,  timmmpfaieiae  >-ariüMM  *"*'*' 
schlössen  <u«jenlg«ii  «tantaw  LawkslteUe  des  fiaBHali^ 
Staabia«  weiche sidlittmnJbasewwW'Weiiwtii  danfteM^ 
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Hessischen  oder  In  dem  BaKvlseM¥iirtten]bei%i8chen  Zoll-Ver- 
ten4e  bis  JeUt.  »beftmden  baben,  noeh  desselben  G^rundes  wegen 
«leb  zur  Attfbabme  in  den  nejoen  Gesanuntverein  efgnen. 

Es  w^enjedoclv  diejenigen  AnQ]^aungenauft*ecbterbalteB, 
welche  rucfcslcbUieh  des  erleichterten  Verkehrs. ()ie|ser.Landes- 
Ibetl^  mit  dem  Qauptlande  gegenwärtig  bestehen. 

Weitere  Begünstigungen  dieser  Art  kßnnen  nqr  im  gepiieinr 

schaftllchen  Elnversth'ndniss  der  contrahirenden  Staaten«  bewiL- 

Hget  werden. 

JurtlUel  4« 

In  den  Gebieten  der  contrahirenden  Staaten  sollen  uberein- 
stimmende  Gesetze  über  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs- 
Abgaben  bestehen^  Jedoch  mii  Modillcationen,  welclie,  ohne  dem 
gemeinsamen  VTerke  Abbruch  zu  thün,  aus  der  Eigeht)iQmlich- 
keit  der  alfgemeinen  Gesetzgebung  eines  Jeden  theilnehmenden 
Staates  oder  aus  iocalen  Inte^^^  ^ch  als  nothwendig  ergeben. 

Bei  dem  Zolltarife  namentlich  spUen  hierdurch  in  Bezug  auf 
Eingangs- und  Auisgangs  -  Abgaben  bei  einzelnen,'  wehiger  dir 
den  ^rifsseren  Handelsverkehr  geeigneten  Gegenständen^  und  in 
Bezug; 'iaüf  Durchgangs-Abgaben,  Je  naci^deip  äer  Z^g  der  Han- 
delsstfässen '  es  erfordert ,  solche  Ab\ve!chüogen  von  dön  ali- 
getaeln  '  ahgeiioihmenen' Erhebungssäf^^en ,  welche  für  einzelne 
Staaten  als  Vorzugsweise  wilnsch'enswertft  erscheinen,  faicht  aiiis- 
geschlossen  seyn,  sofern  sie  auf  die  al'lgemeinen  Interessen  des 

Tc«!ns  hfcht  nachtheffig  einwirken! ' '  •       '   ' 

'  Ö^^leiciieh  sori  aucli  die  Verwaltüb^  der  l^lngangs-,  Aus- 
glsiig»^  wA'Dnrcli^Mgs-AftgiafbeD/  «d  die  OfgAMsatk«  der 
dcMu  «teteifden' Behörden  in  allen  Lliadmi' des  G^sammtvereins 
ttnler  BeriteksicIftIgiiAig  4er  in  densellen  t^eBtebenden  el^enthüm- 
Heben  Verbmnfsse  auP  gleichen  Foss^gebradylw^iPdeiii. 

^    Dfe   tfacb  diesen  GesfcUtsptinkt^n   zwischen'  dto  contra- 
hirenden  Staaten  zu  vereinbarenden  <7eäetze  und  Ordnungen, 


ninnenUich; -^  <- 
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sMen  «19  tntegrlitonde  BestandflMflci  des  gegen würtigen  Vertrages 
angesehen  uodglMebioittg  mlt'demselkeft  puüHdrt^weMeBf; 
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Artikel  »» 

VeiibideniDgen  in  der  Zollgesetzgebung  mit  EKnsdün 
Zolltarifs  und  der  Zollordnung  (Artikel  4),  so  wie  Ziis9xe 
Ausnabmen  IcSnnen  nur  auf  demselben  Wege  und  mit 
Uebereinstimmung  aller  Contrahenten  bewirkt  werden,  wie 
Einfiihrung  der  Gesetze  erfolgt.  Dies  gilt  auch  von  allen 
Ordnungen,  welche  in  Beziehung  auf  die  ZoUverH^altong 
mein  abSndernde  Normen  aufstellen. 

[  Artikel  H. 

Mit  der  Ausltihrung  des  gegenwärtigen  Vertrages  Irilt  z\ 
sehen  den  contrabirenden  Staaten  Freiheit  des  Handels  und  Ver- 
kehrs und  zugleich  Gemeinschaft  der  Einnahmen  an  ZSUen  eio, 
wie  beide  in  den  folgenden  Artikeln  bestimmt  werden. 

Artikel  9. 

Es  hören  von  diesem  Zeitpunkte  an  alle  Eingangs ->  Ai 
gangs-  und  Durchgangs -Abgaben  an  den  gemeinsdis 
Landesgränzen  des  bisherigen  Preussisch  -  Hessischen  und 
bisherigen  Baierisch-Wurttembergischen  Zollvereines  auf, 
es  können  alle  im  IVeien  Verkehre  des  einen  Gebietes  bereits  be* 
findlicbe  Gegenstände  auch  f^ei  und  unbeschwert  in  das  andere 
Gebiet  eingefiihrt  werden,  mit  ailelnigem  Vorbehalte : 

a)  der  zu  den  Staatsmonopolien  gehörigen  Gegenstände  (S/iä^ 
karten  und  Salz)  nach  JVIassgabe  der  Artikel  9  und  10; 

1  b)  der  im  Innern  der  oantrahirenden  Staaten  gf^genwSrtig  es^ 
weder  mit  Steuern  voa  verschiedener  UVhe,  oder  In  dem 
einen  Staate  gar  nicht,  in  dem  andern,  ai^er  odt  Sieuern  iie- 
legten  und  deshalb:  einer  Ausgldchungs-Abgabe  unterwor- 
fenen inländischen  Erzeugnisse^  nach  Massgabe  des  A^ 
tikels  11,  und  endlich 

c)  solcher  Gegenstände,  welche  ohne  EingritT  in  die  von  eiaeB 
der  contrahirendea  Staaten  ertiiellten  Erflndungspaiate 
oder  Privil^en  nicht  nachgemacht  oder  eingeführt  wodei 
können,  und  daher  für  die  Dauer  der  Patente  oder  Privlto- 
glen  von  der  JBinfiibr  in  den  Staate  welclier  diesdbes  er- 
thettt  hat^  noch  auaipeschlosaen  btoiben  oittaaen. 


J 


805 


Der  im  Artikel  7  festgesetast^  Verkcjirs*  und  AbgabeDflrei- 
iieii  mibefldiadet,  wird  der  llebergang  siricher  Handelsgegen- 
slände,  welche  nach  dem  gemeinsamen  Zolltarir  einer  Etngangs- 
<Mler  Ansgangssteuer  an  den  AussengrSnzen  unterliegen  ^  auch 
aus  den  Königlich  Balerischen  und  KSnIgllch  WUrttembergischen 
Lianden  In  die  KfinIgUch  Preuasfsehen,  KurfUrstlich  Hessischen 
und  Grossherzoglich  Hessischen  Lande  und  umgekehrt^  nur  unter 
Inoehaltung  der  gewSbnIichen  Land  -  und  Heerstrassen  und  auf 
den  schiffbaren  StrKmen  Statt  finden,  und  es  werden  an  den 
Binnengrfinzen  gemeinschaftliche  Anmeldestellen  eingerichtet 
werden,  bei  welchen  die  Waarenflihrer,  unter  Vorzeigung  ihrer 
Frachtbriefe  oder  Transportzettel,  die  aus  dem  einen  in  das 
and^e  Gebiet  fiberzuführenden  Gegenstände  anzugeben  haben. 

Auf  den  Verkehr  mit  rohen  Produkten  in  geringeren  Quan- 
titäten, so  wie  überall  auf  den  kleineren  Gränz  -  und  Marktver- 
kebr  und  auf  das  GepXck  von  Reisenden  findet  diese  Bestimmung 
keine  Anwendung.  Auch  wird  keine  Waaren-Revision  Statt 
finden,  ausser  Insoweit,  als  die  Sicherung  der  Ansgleichungs- 
Abgaben  (Artikel  7,  b)  es  errordem  kSnnte. 

« 

Artikel  9. 

Hinsichtlich  der  Einführ  von  Spielkarten  behält  es  in  Jedem 
der  zum  Vereine  geborigen  Staaten  bei  den  bestehenden  Verbots- 
oder Beschränkungs-Gesetzen  sein  Bewenden. 

In  Betrelfdes  Salzes  wird  Folgendes  festgesetzt: 

a)  Die  EIntahr  des  Salzes  und  aller  Gegenstande,  aus  welchen 
Kochsalz  ausgeschieden  zu  werden  pflegt,  aus  flremden, 
nicht  zum  Vereine  gehörigen  Ländern  in  dIeVereliisstaaten, 
Ist  verb^en,  in  so  weit  dieselbe  nicht  flir  eigene  Rechnung 
einer  der  verdnlen  Regierungen  und  zum  unmittelbaren 
Verkaufe  In  ihren  Salz-Aemtem,  Faktoreien  oder  Nieder- 
lagen geschiebt; 

b)  die  Durchnihr  des  Safaces  und  der  vorbezdchnetan  Gegen- 
slXnde  aus  den  zum  Vereine  nicht  gehSrigea  Ländern  in 
ndere  solche  Ldinder  soll  nur  mit  Gen^niguog  der  Ver- 
einsstaaten, deren  Gebiet  bei  der  Durcfahibr  berührt  wird. 


und  unter  den  VorsicbtfWMnBr^gfln  Statt  flndeo ,  weiche 
YOB  denselben'  für  iStti%  «raehtet  wO'dea.^ 
€)  die  Aushbr  des  Salzes  in  Itemde,  ntcht  aun  V^dM  ^ 
bSrige.  Staaten  Ist  IM  $ 

d)  was  den  Salzhaadel  innertialb  der  Verelnsstaateo  Miil^ 
so  Ist  die  fiinAihr  des  Salzes  von  dn»n  in  den  aoder»  ad 
in  dem  Falle  eriaubt,  w»n  xwisciien  datLaAdesregieruasiril 
liesoBdere  Vertrage  deshalb  bestehen ;  4 

e)  wenn  ^eR^ierung  vm  der  anderen  InnerMb  desVerdUl 
aus  Staats-  und  Privaisalinen  Salz  beziehen  TviH,  ao  mSssü 
tie  Sendungen  mit  Ptosen  von  SOtetlichen  BehSrden  bau 
gleitet  werden. 

Zu  diesem  Ende  verpflicblen  sieh  die  betbelUgtett  Re- 
gfenuigen,  auf  den  Privatsaliuen  einen  SffeirtlidMxiIlenleD 
aufiEUsteilen,  der  den  Umfang  der  Producttoa  und  des  Ab- 
aataes  derselben  überhaupt  zu  beobaehtan  hat; 

f)  wenn  ein  Veneinsstaat  durch  einen  anderen  aus  dem  Aus- 
lände oder  aus  einem  dritten  Vereinsstaate  seinen  Sab- 
bedarf  bezieben,  oder  durch  dnen  solchen  s^n  Salz  ii 
ft^emde,  nicht  zum  Vereine  gehörige  Staaten  Terseata 
lassen  will,  so  soll  diesen  Sendungen  kein  Hindemtss  io 
den  Weg  gelegt  werden  5  jedoch  werden,  insorem  dieses 
nicht  schon  durch  nriihere  Verträge  bestimmt  ist,  dordi 
vorgängige  Uebereinkunft  der  betheiligten  Staaten  die 
Strassen  (fir  den  Transport  und  die  erforderlichen  Sicher- 
beitsmassr^eln  zur  Verhfndenuig  der  EinschwSrzung  ver- 
abredet werden ; 

g)  wenn  in  unnitleibar  an  einander  grSnzendenVerelnaalaateD 
eine  solche  Verschiedenheit  der  Sahqffeise  bestSnde,  dass 
daraus  ffir  einen  oder  den  andern  dieser  Staaten  eine  Ge- 
Ibhr  der  Salz-EiaschwSrzung  hervorginge,  ao  macht  sich 
derjenige  Staat,  in  welchem  der  niedrigere  Salzpreis  te- 
steht,  verbindlich,  die  VecabArigung  des  Salzns  IIb  die 
Gränzorte,  binnen  eines  Bezirks  von  wenigstens  sec^ 
Stunden  iandeinwäits^  auf  den  genau  zu  emittaindca 
Bedarf  Jener  Orte  zu  beschrinken,   wd  darütier  dei 

i  '  bflIheMIgtei  NachbarstMlcn  geni^eade  NadwveisH«  osd 
SlcheriMit  zu  gewShrea.  . 


Die  nilieren  BeMmduiMieeD  IriiillMit^iiiep  bemMiereii  Verab- 
lims  derkoHidHgteD  Regftenngea  v^rtieliatt^^^ 

•    Artikel  M*'   '  .'  ^     ''     ' 

' '  tn  Bezug  auf  diejenigen  Erzeugnisse,  bei  welchen  binsicht- 
li  Öcr  Besteuerung  Im  Innern  noch  eine' Verschiedenheit  der 
^Ktzgebung  unter  deil  einzelnen  Vereinslanden  Statt  findet 
ikikel  7,  b).,  wird  von  allen  Thellen  als  wünschenswerth  an- 
lannt,  auch  Merln  eine  Uebereihstimmung  der  Gesetzgebung 
ii  der  Besteuerungssätze  Irt  Ihren  Staaten  hergestellt  zu  sehen, 
ra  es  Wird  daher  Ihr  Bestreben  auf  die  Herl)eil|uhning  einer  sol- 
len GlelchmSssIgkelt  gerichtet  bleiben.  Bis  dahin ,  wo  dieses 
Icl  erreicht  wolrden ,  kijnnen  zur  Vermeldung  der  Nachtheile, 
rdche  für  die  Producenten  des  eigenen  Staates  im  Verhältnisse 
K  den  Producenten  in  anderen  Vereinsstaaten  aus  der  ungleichen 
fetetierung  erwachsen  würden,  ErgSnzungs-  oder  Ausglei- 
Uibgs  -  Abgaben  von  folgenden  Gegenständen  erhoben  werden: 

a)  Im  Königreiche  Preussen  von 

Bier, 

Branntwein, 

Tabak, 

Traul)enmosl  und  Wein. 

b)  Im  Königreiche  Baieru  (zur  Zeit  mit  Ausschluss  des 

Rheinkreises)  von 
Bier, 

Branntwein, 
geschrotetem  Malz. 

c)  Im  Köoigreicbe  Württembeit^  vou 

Bier, 

BranniwdQ, 
gesobroteteu  Malz« 

<1)  Im  Kurfiirstenthume  Hessen  von 
.     Bter, 
BranütweiB, 
Tabak, 
Traubemnost  und  Wein. 

^)  Im  Grogshertogthutne  Hessen  von 
Blei». 
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Es  soll  bei  der  Besüffloiiiiig  wA  Erbebiii^  der  gfitafttaj 
Abgaben  Dach  folgeDden  Grundafitzen  Tecftbrai  werdea-. 

1)  Die  AusgleichuDgs-Abgaben  werden  nach  dem  AbsiMBkt  te 
gesetzlichen  Steuer  im  Lande  der  BesUmmnng  von  der  tai- 
selben  Gegenstand  betrelTenden  Stoier  im  Lande  der  Hflr^ 
Icunft  l>emessen ,  und  fallen  daher  im  Verhältnisse 
diejenigen  Vereinslande  gänzlich  weg,  wo  eine  gleich  fei 
oder  eine  höhere  Steuer  aur  dasselbe  Erzeugniss  gel^  isUj 

2)  Veränderungen^  welche  in  den  Steuern  von  ialäBi 
Erzeugnissen  der  betheiligten  Staaten  eintreten^  haben  aocki 
Veränderun^n   in  den  Ausgleichungs- Abgaben,  Jedo^ 
stets  unter  Anwendung  des  vorher  (1)  auTgestellteo  Grund- 
satzes zur  Folge. 

Wo  auf  den  Grund  einer  solchen  Veranderang  eine 
Ausgleichungs-Abgabe  zu  erhöhen  seyn  würde,  mnss,  Falls 
die  ErhShung  wirklich  in  Anspruch  genommen  wird,  dne 
Verhandlung  darüber  zwischen  den  betheiligten  Staaten,  uad 
eine  vollständige  Nachweisung  der  Zulässigkdt  nach  deo 
Bestimmungen  des  g^enwärtigen  Vertrages  voraiugcfeen. 

3)  Die  gegenwärtig  in  Preussen  gesetzlich  bestehenden  SSze 
der  Steuern  von  inländischem  Traubenmost  und  Wdn,  vom 
Tabaksbau  und  Branntwein,  so  wie  die  gegenwSrtig  ia 
Baiem  bestehende  Steuer  von  inländischem  gesdroteieD 
Malz  und  Bier  (Malzaufschlag)  sollen  Jedenfiüls  den  hüch- 
sten  Satz  desjenigen  bilden,  was  in  einem  Vereinsstaale, 
welcher  Jene  Steuern  eingeführt  hat  oder  künftig  etwa  ein- 
führen wollte,  an  Ausgleichungs-Abgaben  von  diesen  Ar- 
tikelfi  bei  deren  Eingang  aus  einem  Lande,  in  weldiem 
keine  Steuer  auf  dieselben  Erzeugnisse  gel^  ist,  ohobea 
werden  darf,  wenn  auch  die  betreffende  Steuer  des  Staates, 
welcher  die  Ausgleichungs- Abgabe  bezieht,  diesen  hfidisteD 
Satz  übersteigen  sollte. 

4)  Rückvergütungen  der  inländischen  Staatssteuem  soilen  bd 
der  Ueberllihr  der  besteuerten  Gc^genstände  in  ein  anderes 
Vereinsland  nicht  gewährt  werden. 

5)  Auf  andere  Erzeugnisse  als  Bier  und  Malz,  Branntweio, 
Tabaksblätter,  Traubenmost  und  Wein,  soll  unter  keioev 
Umständen  eine  Ausgleichungs-Ahgabe  gelegt  werden. 
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•)  Ib  allcB  SliatGB,  in  wdUbm  voa  TalMk,  TniAeBAost  und 
Wdn  eine  Ausgleicliiings-Aligabe  erhoben  wird,  soll  in 
kdnem  Falle  eine  weitere  Abgabe  von  diesen  Erzeugnissen, 
weder  für  Rechnung  des  Staates,  noch  flir  Rechnung  der 
Conramnen  beibehalten  oder  eingeführt  werden. 

fl)  Der  AuggMdmngs-Abgabe  sind  soldie  Gegenstande  nicht 
unterworfen,  von  welcheu  auf  die  in  der  ZoUerdnung  \(Kr^ 
geschriebene  Weise  dargethan  ist,  dass  sie  als  inUndisdies 

f  Bin-  od^  Durchgangsgut  die  zoilamtUehe  Behandlung  bei 
ehierErbebungsbehSrde  des  Vereins  bereits  bestanden  haben, 
oder  derselben  noch  unterliegen ,  und  eben  so  wenig  die-' 
Jenigen  im  Umflinge  des  Vereins  erzengten  Gegenstände, 
welche  nur  durch  einen  Vereinsstaat  transitiren,  um  ent- 
weder in  ebien  anderen  Verdnsstaat  oder  nadi  dem  Aus« 
lande  geführt  zu  werden. 

8)  Die  Ansgleichungs-Abgabe  kommt  den  Kassen  dec^igen 
Staates  zu  Gute,  wohin  die  Versendung  erfolgt.  Insofern 
sie  nicht  schon  im  Lande  der  Versendung  fflr  Rechnung 
tes  abgabeberechttgten  Staates  erhoben  worden,  wird  die 
Eihebttttg  im  GeMete  des  letzteren  erfblgen. 

9)  Es  sollen  in  Jedem  der  contrahirenden  Staaten  solche  Ein- 
richtungen getroften  werden,  vermü)^  welcher  die  Aus- 
gleidiungs-Ai»gibe  in  dem  Vereinslande,  ans  welchem  die 
Venendung  erfolgt,  am  Orte  d^  V^rsoidung  oder  bd  der 
gelegensten  Zoll«  oder  SteuerbebSrde  entrichtet,  oder  ihre 
Entrichtung  durch  Anmeldung  sicher  gestellt  werden  kann. 

^  So  lauge.  Ms  diese  Einrichtungen  durch  besondere  Ueber- 
einkunft  festgesetzt  seyn  werden,  Melbt  der  Verkehr  mit 
6egenstHaden,  wdche  einer  Aosgletchuitgs-Abgabe  unter-* 
Hegeo,  in  der  Art  bescbriinkt,  dass  dieselben,  ohne  Unter- 
schied der  transportlrten  Quantitäten,  in  das  GeMet  des 
^tbgabeberechtigten  Staates  nor  auf  den  im  Artikel  8  be- 
zeichneten, oder  noch  anderweit  zu  besUanneDden  Strassen 
eingeführt  und  an. den  dort  einzurichtenden  Anrnelde-  und 
Hebestellen  angemeldet  und  resp.  versteuert  werden  müssen, 
<>kne  dass  Jedoch  in  Folge  hiervon  der  Veiicehr  mit  den  Ge- 
^Bstinden,  von  welchen  eine  Au^gleichnngs-^Abgabe  nicht 
ZQeotrlchlen  ist,  einer  wetterai,  als  der  in  dem  oben 
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\geimWm  AitUkA'  augemübtien   AMMUi    «Oftanmta 
seyii  wird. 

Hinsichllicb  4er  V€irbraiich8**Abira)Mm^  welche  In  den  Be- 
nriohe  der  VereinslSiider  voo  daderen ,  ato  den  ä&  Artikel  11  ke- 
zetchneten  Gegenstikideü  erhoben  wartfen,  ao  wie  der  im  Gross- 
higtogüktitnt  Hessen  zur  Efheliuiig  kommendeD  Steuero  von  Ge- 
trSnken ,  wird  eine  gegenseitige  Giricbmässigkjeil  der  Jkfund- 
limg  Statt  Anden,  dergestalt ,  dass  das  Etzeugniss  eines  aiiderai 
VeteittSstaates  unter,  keinem  Verwände  hSber  Mästet  werdea 
darf;  als. das  inländische. 

Derselbe  Grundsatz  findet  auok  bei  den  ZusKhtags^A^gabea 
und  .Oelrois  Statt,  welche  für  Rechnung  elnzdoer  Gemebidfn  er- 
hoben werden,  soweit  dei^leichen Abgaben  nichl  ttberluHVtnack 
der  JBesUmmung  des  Artikels  11  Nr.  6.  unzulässig  sind. 

Jkrtf)kel  U« 

Die  contrahlrendeft  Staaten  erneuem  gegenaeüig  die  Verab- 
redung über  den  Grundsatz,  dass-  Chaussöegelder  t>der  andoe 
Statt  dentoUien  bestehende  Abgaben,  wie  z.  &  der  in  dm  Iföaig- 
reioken  Baiern  und  Württembeiig  zur  .Surrogirung  des  Wege^ 
gdides  von  eingehenden  GUterii  eingeifihrte  fixe  Zfrilbäaddag, 
eben  so  Pflaster-^  Damm-,  Brücken-  und  Fährgelder,  oder  unter 
wcißhem  anderen  Namen  dei^leichen  Abgaben  baslelieii,  ohne 
Unterschied ,  ob  die  Eriiebung  fiir  Rechnung  des  Staates  oder 
eims  f  rivatberechtigtmi ,  namentilch  dner  Coimnun  geschiafel, 
nur  in  dem  Betrage  beibehalten  oder  neu  cingenilirt  w^eu  kei- 
nen, als  sie  den  gewShtiliehen  Hersiellungs<^  usd  llMolMdUii^^ 
kosten  angemessen  sind.  > 

.  Das  dermalea  in  Prensaea  nadi<d^m  aUgemeineo  Tarilte  tob 
Jiahro  1828  bestehende  ChMss^^^d.aoU  als  der  hücbate  Satz 
SM^esehen,  und  Unlüro  in  keinem  der  contrahirenden  Slaalea 
äberschrllten  werden. 

Besondere  Eriiebungen  von  Thorsperr^  und  Plaste^ddeni 
sollen  auf  chattssirten  Strassen ,  da ,  wto  Aq.  noch  beatdieB>  den 
viMrstteheiiden  Gmndaatze  gemäss  au%ehobenv  ttmlidiefOrtsplasler 
den  Cbauss^streckoft.  dergestalt. eingeDechnetwerdeu,  daas  da- 
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M  MV  die  CfBmmt^gAifV  tadi  den  «UgQiAeifie&  Tarif  zwlbt^ 

IDtaBgrkomfeMI.  

Die  coDtrahiraiden  R^eHmgeft  wollen  dahin  wirken ,  dass 
Bftren  Landen  ein  gkidies  Miint-,  MaM«-  und  ^widltMystem 
II  AnweDding-kMane,  MerBber  aotort  besondere  UnCerhaniHün** 
{Ol  eUriefieii  laiaen,  und  die  nKobste  Serge  auf  die  Annahne 
Ans  geflieinaebanHobeD  Zollgcwiehtes  richten. 

Sefem  «e  derfUlalge  »nigiing  nMii  kereiU  öd  der  Asa^ 
fttniD^  des  Vertrages  Eum  Grunde  gelegt  Werden  ic^ünnte^  weiv^ 
den  die  contrahlrenden  Staatea  zur  Ertdekterung  der  Vefsen«* 
teig  rm  Waaren  ond  aur  sehnelleren  Abfertigung  dieser  Sen- 
iüBgen  an  den  ZoUstellen  (aawelt  dies  noch  nicht  znr  AusflUi* 
rang  gebracht  seyn  sottte)  bei  den  in  ihren  SolltartAin  Torlioin- 
Aenden  Mass  •  wd  Gewichtsbestimmuflgen  dne  Reductidn  aiir 
Me  Masse  und  Gewiehte,  wekhe  in  den  Tarifen  der  ander» 
mtr&fairenden  Staaten  angenommen  sind ,  entwerten ,  und  zum 
Gebrauche  sowohl  ihrer  ZoH-Aemter  als  des  Handel  treibendani 
PQbliknms  öffentlich  belLannt  machen  lassen. 

Der  gaoieinschafUiche  Zolltarif  ( Artitcel  4 )  soll  in  zwei 
HMq^Afetheilungen,  nach  dem  Preussischen  und  naeh  dem  Baie^ 
riiclira  Mass-)  Gewichts  -  und  MUnzsystem  a«sg«ferCigi  werden; 

Die  Dedaration ,  die  Abwägmig  und  Messung  der  zMtbareir 
Gegenstände  soll  in  Preussen  nach  Preussischem,  in  Baiera  und 
Wirtlemberg  naeh  Baierischem  Masse  and  Gewichte,  in  den 
Basischen  Landen  nach  deO'  daselbst  gesetalich  eingefiihrteD 
Itsse  und  Gewichte  geschehen.  In  den  Ausfertigungen  der 
ZoHbehütdett  Ist  aber  die  Quantitüt  der  Waaren  zugleich  nach 
dnerder  beiden  Haupt- Abthetlnngen  des  gemeinschaftlichen  Ta-i 
rtrs  aoszudrücki». 

So  lange ,  bis  die  cohtrahirenden  Staaten  über  ein  gemein- 
**allHches  Münzsystem  'flberetngekommen  seyn  werden,  soll 
*i«Bs8ahMig'<«erZall-Abgaben  in  Jedem  Staate  naoh  dem  Münz- 
'^  ^schehenv  ^^^  welchem  die  Entrichtung  der  ttbrigen 
^ndes-Ab^ben  Statt  findet. 

Bg  Bollen  aber 'Scheii  Jets^  die  Gold»-  und  SHbemriinsten^den 
^"^tltchea  et^Urahkenden  Staaten  ^  mit  Ausdbhnie  der  Scftdde^ 
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nBii2e  ~  bei  alten  Hebestellen  des  gemtimmiak  Zolhnereta» 
genommen  und  zu  diesem  Behufe  die  ValvationstaiMHett  9tattA 
bdcannt  gemaclit  werden. 

Artikel  fl*. 

Die  Wasserzittle  oder  auch  WegegeldgidHilven  auf  Fluasct, 
mit  Binsdituss  derjenigen  j  welche  [das  ScUH^fliss  trefflCB  (Be- 
oognitionsgebühren) ,  sind  von  der  Scliiflnibrt  auf  soldieD  Flos- 
sen, auf  welche  die  Bestimmungen  des  Wiener  Coogresses  oder 
kesondere  Staatsverträge^)  Anwendung  finden,  ferner  gcgeoadr 
tig  nach  Jenen  Bestimmungen  zu  entrichten ,  inmrf^  hferSter 
nichts  Besondres  verabredet  wird. 

In  letzterer  Hinsicht  wollen  die  contrahirenden  Staaleo,  was 
insbesondere  die  SchiSfahrt  auf  dem  Rheine  und  dessen  Neben- 
flässen  betrifft,  unverztt^lch  in  Unterhandlung  treten,  un  zn 
einer  Vereinbarung  zu  gelangen,  in  Folge  Aerea  die  Ein-,  Ans- 
und  Durchfuhr  der  Erzeugnisse  der  sSmmtllchen  Veränslande 
auf  den  genannten  Flttssen  in  den  SdiiflCaihrtS'^Abgaben^  mit  ste- 
tem Vorbehalten  der  RecognUionsgebiihren ,  wo  nicht  ganz  be- 
freiet, doch  m(>gllchst  erldchtert  wird. 

Alle  Begünstigungen,  welche  ein  Vereinsstaat« dem  ScUff- 
fhhrtsbetriebe  seiner  Unterthanen  auf  den  Eingangs  geaaralen 
Flüssen  zugestehen  möchte,  sollen  in  gleichem  Masse  auch  der 
SchiffiTahrt  der  Unterthanen  der  anderen  Vereinsstaaten  zn  6ute 
kommen. 

Auf  den  fibrigen  Flüssen ,  bei  wdchen  weder  die  Wiener 
Congress-Acte ,  noch  andere  StaalsvertrSge  Anwendung  finden, 
werden  die  Wasserzölle  nach  den  privativen  Anordnungen  der 
betreifenden  Regierungen  «rhoben.  Doch  sollen  auch  auf  dieses 
Flüssen  die  Unterthanen  der  contnihirenden  Staaten  und  dem 
Waaren  und  Schlfl^efösse  überall  gleich  bdiandelt  wotieo. 

Artikel  tS^ 

Von  dem  Tage  an ,  wo  die  gemdnschaftllohe  ZoÜ9tAmng 
des  Vereins  in  Vollzug  gesetzt  wird,  sollen  in  den  zum  ZoHTcr* 
eine  gehörigen  Gebieten  alle  etwa  noch  bestehenden  Stapel  •  nad 
Umsehlagsrechle  anihören ,  und  Niemand  soll  zur  Anbaltanp, 
Verladung  oder  Lagerung  gezwungen  werden  können  >  aisia 
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Rinnen,  IflwekteQ  die «eiiidiiMtaflilche  ZollorduDg  oder 
IB  betreltedeii  SditflrabrUr^lemeiits  es  zuUssm  odw  ver- 
direibeD. 

ArtllLel  M. 

Kaoal*,  ScUeosen-,  Brikken-,  FShr-,  Hafea-,  Waage-, 
bahnen  -  und  Nlederiage*GebUhren  und  Leistungen  für  Anstalt 
U»,  die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind,  sollen 
BOT  bei  Benutzung  wirklieh  bestehender  Einrichtungen  erhoben, 
md  i8r  letztere  nidit  erkShet,  auch  überall  von  den  CnterUianen 
tier  anderen  conirahlrenden  Staaten  auf  völlig  gleiche  Weise,  wie 
vim  den  eigenen  Untertbanen  eriioben  werden. 

Findet  der  Gebrauch  einer  Waage-  oder  Krahnen-Elnrich- 
UiBg  nur  zum  Behufe  einer  zollamtlichen  Controle  Statt,  so  tritt 
ebe  Gebiibren-Erhebung  bei.  schon  einmal  zollamtlich  verwoge- 
MD  Waaren  nicht  da. 

Die  contrahireoden  Staften  wollen  auch  ferner  gemeinschait- 
Ikb dabin  wirken,  dass  durch  Annahme  gleichförmiger  Grund- 
dUe  die  Gewerb^amkeit  befördeit  und  der  BefugnUs  der  Unter- 
teen  des  einen  Staates,  in  dem  anderen  Arbeit  und  Erwerb  zu 
ttcken,  mttgliehst  ft*eier  Spielraum  gegeben  werde. 

Von  den  Untertbanen  des  einen  der  contrahirenden  Staaten, 
welche  in  dem  Gebiete  eines  anderen  derselben  Handel  und  Ge- 
werbe treiben ,  oder  Arbeit  suchen,  soll  von  dem  Zeltpunkte  ab, 
wo  der  gegenwSrtige  Vertrag  in  Krad  treten  wird,  keine  Abgabe 
^«[trlohtet  werden,  welcher  nicht  glelchmSssig  die  in  demselben 
ficwerbsverhSItnisse  stehenden  eigenen  Untertbanen  unterwor- 

Besgleichen  sollen  Fabrikanten  und  Gewerbtreibende,  welche 
bWs  (Ur  das  von  ihnen  betriebene  GeschSIt  Ankäufe  machen,  oder 
''<^'^<^,  welche  nicht  Waaren  selbst,  sondern  nur  Muster  der- 
'^a  bei  sich  führen ,  um  Bestellungen  zu  suchen ,  wenn  sie  die 
^^^i^Ugui^  zu  diesem  Gewerbbetriebe  in  dem  Vereinsstaate, 
^  wdehem  sie  Ihren  Wohnsitz  haben,  durch  Entrichtung  der  ge- 
glichen Abgaben  erworben  haben,  oder  im  Dienste  solcher  in- 
^dlgchen  Gewerirtreibendeu  oder  Kauffleute  stefien ,  in  den  an« 
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deren  SlMten  keine  wettere  AbgAe  hialfir  zq  entriAU» 
pmchlet  ÄcyiB. 

Auch  sollen  beim  Besuche  der  MSrkte  und  Messeo  «ar 
Übung  des  Handels  und  zum  Absätze  eigener  Erzeugrnisse  oto 
Fabrikale  in  Jedem  Vereinsstaate  die  Unt^thanen  der  iibiigei 
contrahirenden  Staaten  eben  so  wie  die  eigenen  UntertlianeD  Ic^ 
handelt  werden. 

» 

Die  Prenssisehen  SeehSf^ßn  sollen  dem  Handel  der  Unleitta- 
nen  sitmmtlieher  Vereinsstaaten  g^en  viflltg  gleiebe  AherateOy 
wie  solche  von  den  K^lglich  Pfeusslsoh^  Unlertbaoeo  eitlrfeb^ 
tet  werden,  offen  stehen;  auch  sollen  die  in  DremdeDSee-  und 
anderen  HandelsplBtzen  angestellten  Gonsuln  einer  oder  der  an- 
deren der  contrahirenden  Staaten  veranlasst  werden ,  der  Vater* 
thanen  der  übrigen  contrahirenden  Staaten  sfch  in  vorkenunend« 
Fällen  mSglichst  mit  Rath  und  That  anzunehmen. 

''  Ziim  Schutze  ihres  gemetosiMRIKchen  ZoNdy^sleiM 
den  Schleichhandel  und  threr  ihneren  Ven^braiiehs-Aligaiben 
Defraudationen  haben  dii^eontrtihit*eaden  Staaten  ein  geneln* 
sames  Carte! "*)  abschlössen,  welches  sobald  als  mßgjUt, 
spätestens  aber  glelchisemg  mit  dem  geg^wKitigen  Vertr^ia 
Ansftihrung  gefcrhcht  werden  soll. 
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•  Die  als  Folge  ^es  gegenwärtigen  Vertragea  elfitrelmte  Ge- 
meinschaft der  Einnahme  der  contrahirenden  Staaten  besieht  tid 
auf  den  Ertrag  der  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgaiig»>Ab> 
gaben  in  den  Pfeussischen  Staaten,  den  KSnigreielien  BMihi  oiil 
Württemberg,  denr Kurftirstenthume  und  deniGrosshenKogfbinM 
Hessen  mit  Bins(!ihluss  der  den  ZoIlsystbiMn  der  oontraMraileli 
Staaten  Msher  schoir  belg'ttreteftehr  LSrtdcr. 

'  Von  der  GemelnscHalt  sind'  ausgescMossen  nnd  M^^en  dM 

privjitTven  Geunsse  d^  'ixM^endim  St^atjtt^egfenm^  tdfl^ 
hellten t    •'*•»•■  •!    .    .-it.  .11*-. ,,.'  i«  ..,/.-,,  ■ 

1>  die' Steuern ,  wdche  Im  Inherd  elness»  Jerten  SStalit«s  vw  to- 
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t^     lüidfacilwWiBf^eqptepe»  4Vkofeei^  wcardeji^  «dtoGliMsslIoh  der 
im  ArttteL  1 1  y^NrMntlUiieQ  AwBltiolHiDgSrAAffdbea  i^  . 

2)  die  im  Artikel  15  erwähnten  Wasserzölle; 

3)  Cltauss^Al^aben ,  P|la4irr  v  Pamm  - ,  Brücken  - ,  Fähr-, 
Kanal-,  Schleusen-,  Hafengelder,  so  wie  Waage-  und  Nie- 
deriage-Gebfihren  oder  glelcliartigc  Erhebungen ,  wie  sie 
auch  sonst  genannt  werden- 5   ' 

4)  die  iZolIstraften  und  Conßscate,  welche,  vorbehaltlich  der 
Antfadle  der  Denuncianten ,  Jeder  Staatsregierung  In  Ihrem 
Gebiete  verbleiben. 

Artikel  M« 

Der  Ertrag  A6r  in  die  Gemeinschaft  fallenden  Abgaben  wird 
nach  Abzug 

1)  der  Kosten,  wovon  weiter  unlcn  im  Artikel  30  die  Rede  ist; 

2)  der  Rückerstattungen  für  unrichtige  Erhebungen ; 

3)  der  auf  den  Grund  besonderef  gemeinschalllicher  Verabre- 
duDgea  erfojlgten  Steuervergütun^exi  und  Erm^sßtgungen 

QQter  den  vereinleii  Staaten  noch  dem  Verhältnisse  der  Bevtdke- 
nuiff,  mit  welchev  ;sie  Im  Vereine  sich  bftfindeA,  vertheiit.     •    . , 

Die  BevUlkerUttg  ^solcher  Slaatent,  welche  dereh  Vertirap  mit 
^hem  oder  dem  anderen  der  contrahlrcndenr  Staaten,  onter  Yen* 
i^lvedung  etner  von  diesem  Jährtlch  ftir  ihre  Antheile  an  den"  ge^ 

loei&scliiaaiicbeji  ZollrevenUen  zu  leistenden  Zahlung  dem  Zoll- 
Verbajide  beigetreten  sind ,  oder  noch  beitreten  werden ,  wird  in 
die  Bevölkerung  desjenigen  Staates  eingerechnet,  welcher  d)ese 
Zahlung  lelstet- 

Der  Stand  der  Bevölkerung  4ft  dem  lein^^tnen.  Vereio^sUiiflefi 
^W  alle  drei  Jahre  von  einem  noch  zu  verabredenden  Termine 
aa  ausgemitlelt,  •)  und  dio  Nachvvcisung  derscibqi  von  den  ein- 
^Inea  Staaten  einander  gegenseitig  mitgctiieilt  werden.'  .• 


Artikel  es. 


Verg^a^Ugungei)  Itir  Ge  wei:btrei^pde  binsi^bUich  der  Steuer* 
''^^'TiiAtupgy  welche  Aioht  in  dßr  ZoUgeset2ge(^\i W  ^l^t  b^M<)' 
*!*8M5  r^tea;der^laats-Kwe  *fi:JeiMgp<tR«l^ng,  .w«)j?ilp 
»ie  bewlUiget  hat,  zur  Last. 
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Die  Maßgaben ,  anter  wddiett  sddie  VergüDSligiBigefi  n 
bewilligen  sind,  werden  ntterer  Verabredong  vorbdialteii. 

AvtlhelM. 

Dem  aur  Förderung  freier  und  natürlicher  Bewegung  des 
allgemeinen  Verkehrs  gerichteten  ZweciLe  des  Zollv«:eiiis  gb- 
mSsSy  sollen  besondere  Zollbegünstigungen  einzelner  MessplSlzei 
namentlich  Rabattprivilegien  da,  wo  sie  dermale»  in  den  Vereiii^ 
Staaten  noch  bestehen,  nicht  erweitert,  sondern  vldnudir  miter 
geeigneter  Berücksichtigung  sowohl  der  NahrungsvertiSItnisae 
bisher  begünstigter  MessplStze,  als  der  bisherigen  Handelsbezfe- 
hungen  mit  dem  Auslände,  thunlichst  beschränkt  und  ihrer  lialdi- 
gen  glinzlichen  Aufhebung  entg^gengefiihrt,  neue  aber  ohne  all- 
seitige Zustimmung  auf  keinen  Fall  ertheilt  werden. 

Artikel  M. 

Von  der  tarlfknSssigen  Abgaben-Entrichtung  bleiben  die  Ge- 
genstände ,  welche  fOr  die  Hofhaltung  iler  hoben  SouverSne  nsd 
ihrer  Regentenbäuser,  oder  für  die  bei  ihren  HSf^n  accredittaloi 
Botschafter,  Gesandten,  GeschJUtstrMger  u.  s.  w.  eingeben,  nicht 
ausgenommen ,  und  wenn  dafür  Rückvergütungen  Statt  habea, 
so  werden  solche  der  Gemeinschalt  nicht  in  Rechnung  gebracht 

Eben  so  wenig  aorechnungsfShIg  sind  Entschädigungen, 
welche  in  einem  oder  dem  anderen  Staate  den  vormals  nnmitld- 
baren  ReichsstSnden,  oder  an  Communen  oder  einzelne  Privat* 
berechtigte  für  eingezogene  Zollrechte  oder  für  aurgehobene  Be- 
flrehingen  gezahlt  werden  müssen. 

Dagegen  bleibt  es  Jedem  Staate  unbenommen ,  einzelne  Ge- 
genstände auf  Freipässe  ohne  Abgaben-Entrichtung  in  seinem  Ge- 
biete ein-,  aus-  oder  durchgehen  zu  lassen.  Dergleichen  Gegen- 
stände werden  Jedoch  zollges^tzlich  behandelt,  und  in  Fr^itgi- 
Stern,  mit  denen  es  wie  mit  den  übrigen  Zollregistern  zu  halUi 
ist ,  notirt ,  und  die  Abgaben ,  wdche  davon  za  erheben  geweM 
wären,  kommen  bei  der  demnächstigen  Reventten-AasgMdMV 
demjenlgeii  Theile,  von  welchem  die  Freipässe  ausgegangen  sli^ 
in  Abrechnung. 
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Das  Bc^adigungs-  und  StrafVerwandlungs  -  Recht  bleibt 
Bdeoi  der  coRtfaUrenden  Staaten  in  seinem  Gebiete  vorbehalten. 

Auf  Verlangen  werden  periodische  Uebersichten  der  erfolg- 
ea  Straf-Eriasse  gegenseitig  mitgetheilt  werden. 

Die  Ernennung  d^  Beamten  und  Diener  bei  den  Local-  und 
iBirksslellen  für  die  ZoH-Briiebung  und  Aufisicht,  welche  in 
BoBässhelt  der  hieräber  getroffenen  besonderen  Uebereinkunft 
HM* gleicbfSrmigen  Bestimmungen  angeordnet,  besetzt  und  in- 
stniirt  werden  sollen ,  bleibt  einer  Jeden  der  contrahirenden  Re- 
Slerungen  innerhalb  ihres  Gebietes  Qberiassen. 

Jürüliel  M. 

lo  Jedem  Verelasstaate  wird  die  Leitung  des  Dienstes  der 
Ia^I-  und  BezirlLS-ZollbebSrden,  so  wie  die  Vollziehung  der  ge- 
MnschaltUcben  Zollgesetze  flberhaupt,  einer,  oder,  wo  steh  das 
BedOrlUss  hierzu  zeigt,  mehreren  Zoll-Directiouen  übertragen^ 
väehe  dem  einschliigigen  Ministerium  des  betretTenden  Staates 
Ms^K^ardnet  sind. 

Die  Bildung  der  Zoll-Dirccliotien  und  die  Einrichtung  ihres 
GocUtflsganges  bleibt  den  einzelnen  Staatsregieruiigen  ilberlas- 
KD;  der  Wirkungsicrets  derselben  aber  wird,  insoweit  er  nicht 
KhoD  durch  den' Grund  vertrag  und  die  gemeinschaftlichen  Zoll- 
K^setze  bestimmt  ist,  durch  eine  gemeinschaftlich  zu  verabredende 
i>tt(rucUon  bezeichnet  werden. 

Die  von  den  ZoU-Erhebungsbehtfrden  nach  Ablauf  eines  Jeden 
Vierteljahres  aufeustellenden  Quartals-Extrakte,  und  die  nach 
te  iahres-  und  Biicherschlusse  Flnal-AbschlOsse  über  die  resp. 
^  LatttB  des  Vierteljahres  und  während  des  Rechnungsjahres 
'^  gewordenen  Zoll-Einnahmen,  werden  von  den  betreffenden 
^Directionen  nach  vorangegangener  Prü  Hing  in  Haupt-Ueber- 
Mten  zusammengetragen ,  und  diese  sodann  an  ein  Centralbu- 
'^  ^gesendet,  zu  welchem  ein  Jeder  Vereinsstaat  einen  Beam- 
^  zu  ernennen  die  Befügniss  hat. 
ffl.  52 


Sit 

Dieses  Bureau  ferUgi*air  taifiniDd  Jener  Vortagen  4k 
provisori^cben  Abrechnnogeu  zwischen  den  v^^lnijKlea  Slaatei 
von  drei  zu  drei  Monaten ,  sendet  dieselben  den  Cenmi-FlMSS» 
stellen  der  letzteren ,  und  bereitet  die  deOnittve  Jalircs*Akndh 
nung  vor. 

Wenn  aus  den  Quartal-Abrechnungen  hervoi^ebt ,  dass  §t 
wirkliche  Einnahme  eines  Vereinsstaales  um  mehr  als  einen  Hb^ 
natsbetrag  gegen  den  ihm  verfaXttnissaiiissfg  ah  der  Gesamnt- 
Einnahme  zuständigen  ReveaSen^AntheH  zurückgeUleliea  ist,  m 
musa  alsbald  das  ErTorderlfohe  zur  Au^Mehung  dieses  AusMtai 
4urch  Herauszahlung  von  Seiten  des-  oder  derjenigen  Staateai 
bei  denen  eine  Mehr-Einnahme  Statt  gefunden  hat,  eijigeieiM 
werden. 


Ajrtykel 

■ 

In  Absicht  der  Erbebungs-  und  VerwaUungskosten  soOea 
folgende  Grundsätze  in  Anwendung  konunea : 

1)  Man  wird  keine  Gemeinschaft  dabei  elntretea  lasaea,  vM- 
mehr  übernimmt  Jede  R^ierung  alle  in  ihrem  GeUete 
kommende  Erhebungs  -  und  Verwaltungskosten,  es 
diese  durch  die  Einrichtung  und  Unterhaltung  dar  Haofl* 
und  Neben- ZoU-Aemter,  Halb-Aemter  und  Pa(±hOfe  und 
der  Zolldirectionen,  oder  durch  den  Unterhalt  des  dabei  an* 
gestellten  Personals  und  durch  die  dem  letzteren  zh  bewtt* 
ligenden  Pensionen,  oder  endlich  aus  irgend  mnem  andota 
Bediir misse  der  Zollverwaltung  entstehen. 

2)  Hinsichtlich  desjenigen  Theils  des  Bedarfh  aber,  wdcha 
an  den  gegen  das  Ausland  gelegenen  GrSnzen  und  inner- 
halb des  dazu  gehörigen  €Mbi0-Bezirks  Itir  die  Zolt-Erbe- 
bungs  -  und  AuFsichts  -  oder  CoatrolbehSrden  und  Zoll- 
Scbutzwachen  erforderlich  ist,  whrd  man  sieh  BIwr  PaasciK 
summen  vereinigen,  welche  J^er  der  contrahireoden  Sta» 
tan  von  der  Jährlich  aulkonuneaden  und  der  flwaeiweh^ 
zu  berechnenden  Brutto  •  Einnahme  an  Z<rtlgaHtlan  tn  ^ 
zug  bringen  kann. 

3)  Bei  der  Ausmittelung  des  fiedarfo  soll  da ,  wo  die 
tion  privativer  Abgaben  mit  der  SSoll-Erhebauig 
ist,  von  den  Gehalten  und  AmtsbedüriWssen  d^ZoHbeaütea 
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mir  terjeaite  UMl  in  Ailreelmif ng  kommen ,  weldier  ien 
VerhSltnisse  ihrer  Geschäfte  Itlr  den  ZolMieost  au  ihrevi 

K^  Anl^Kesehiille  Überhaupt  eatspriGhL 

14)  Man  ivird  sich  iiber  allgeneine  Normen  vereinigen,  tun  die 
BesoMungs^Verhältnisae  deriBeanifteii  bei  den  Zoli-Erhe- 
bttogs-  «Ml  AufBlcMsbehVrdeii ,  ii^eicben  bei  des  Zolldi* 
reettooett  in  ntigHcbate  Uä^erAistimnung  za  bringen. 

N  Arillul  91. 

Die  contrahirenden  Staaten  gestehen  sich  gegenseitig  das 
Ittbt  zu,  den  Haupt-Zoll-Aemtern  auf  den  Gränzen  anderer  Ver- 
iasslaalen  Controleure  beizuordnen,  welche  von  allen  Geschälten 
Mnelben  und  der  Neben-Aemter  in  Beziehung  auf  das  Abferti- 
luogsverfahren  und  die  Gränzbewachung  Kenntniss  zu  nebmeD, 
M  auf  Einhaltung  eines  gesetzlichen  Verfahrens,  ingleichen  auf 
fc  Abstellung  etwaiger  Mängel  einzuwirken,  übrigens  sich  jeder 
%eoen  Verdigung  zu  enthalten  haben.^ 
.  Einer  näher  zu  veral)redendcn  Dienstordnung  bleibt  es  vor- 
mlteo,  ob  und  welchen  Antheil  dieselben  an  den  laufenden  Ge- 
MSllen  zu  nehmen  haben. 

Artikel  99. 

Jeder  der  coniraUreuden  Staaten  bat  das  Recht,  an  die  Zoll- 
iÜMionen  der  anderen  veceinten  Staaten  Beamte  zu  dem  Zwecke 
fctiofdaeii,  um  sicli  von  allen  vorkommenden  Verwaltungsge- 
Khäfteo,  welche  sich  auf  die  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag 
gegangene  Gemeinschaft  beziehen,  vollständige  Kenntniss  zu 
v<vscbalfen. 

Eine  besondere  Instruction  wird  das  GescbäftsverhXltniss 
"^w  Beamten  näher  bestimmen,  als  dessen  Grundlage  die  un- 
^^^(hrSnkte  (MTenbeit  von  Seiten  des  Staates,  bei  weleliem  die 
%^rdDeien  fUngiren,  in  Bezug  auf  alle  G^enstände  der  ge- 
'^schaftHcben  Zollverwaltung,  und  die  £rleichteruAg  Jedes 
Vittels^  durch  welches  sie  sich  die  Information  hierilber  ver- 
'^eo  können^  anzusehen  ist,  während  andererseits  ihre  Sorg- 
^^  sieht  minder  aufricbUg  dahin  gerichtet  seyn  muss,  eintretende 
Anstände  und  lieinung8va*scbiedenheiten  auf  eine  dem  gemcin- 
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flauen  Zwecke  und  dem  VeiMDMflse  vertAnteter  StaäoB 
spftcheuie  Welse  zu  erledlpeD. 

Die  MIoislerien  der  sämmtlicheD  Vereinsstaaieii  werla 
gegenseilig  auf  Verlaogeo  Jede  gewüoaclile  Auskiuft  oker 
gemeinBchaftlichen  ZoU-AngelegeDheiten  miUbeUai,  imd  I 
zu  diesem  Behüte  die  zeitweise  oder  daueinde  Abordnuag* 
böheren  Beamten,  oder  die  Beauflnigaog  eines  anderweit  lid 
Regierung  beglaubigten  Bevollmächtigten  beliebt  wurde, 
demselben  nach  dem  oben  aufl^eiprochenen  Grundsatze  alle 
l^enheit  zur  vollständigen  Kenntoissnahme  von  den  V 
nissen  der  gemeinschaftlichen  Zollverwaltung  bereituilligsa 
gewähren. 

Artikel  SS. 

Jährlich  in  den  ersten  Tagen  des  Juni  findet  zu  dem  ZwecfeLe 
gemeinsamer  Berathung  ein  Zusammentritt  von  Bevolimäehtigtem 
der  Vereinsregierungen  Statt,  zu  welchem  eine  Jede  der  leiztereo 
einen  Bevollmächtigten  abzuordnen  befugt  ist. 

Für  die  formelle  Leitung  der  Verhandlungen  wird  von 
Conferenz-Bevollmächtigten  aus  ihrer  Mitte  ein  Vorsitzender 
wählt,  welchem  übrigens  kein  Vorzug  vor  den  übrigen 
mächtigten  zusteht. 

Der  erste  Zusammentritt  wird  in  München  Statt  flndai.  Wm 
derselbe  künftig  erfolgen  soll,  wird  bei  dem  Schlüsse  einer  J 
Jährlichen  Versammlung  mit  Rücksiebt  auf  die  Natur  der 
stände,  deren  Verhandlung  in  der  folgenden  Confermz  zu  er- 
warten ist,  verabredet  werden. 

ArÜlLel  Sd. 

Vor  die  Versammlung  dieser  Conftrenz-BevoIloifebUgtai 
gehört : 
a)  iHeWhandlung  über  alle  Beschwerden  und  Mängel,  welche 
in  Beziehung  auf  die  Auafiihrung  des  Grundvertrages  md 
der  besonderen  Ucbereinkttnfte,  des  ZoUgesetzes,  der 
Ordnung  und  Tarife,  in  einem  oder  dem  anderen  V( 
Staate  wahrgenommen,  und  die  nicht  bereits  Im  Laufe 
Jahres  in  Folge  der  darüber  zwisdien  den  Ministerien  g^\ 
führten  Correspondenz  erledigt  worden  sind  f 
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b)  die  deflnitlve  Abrechnung  zwischen  den  Vereinsstaaten  Ober 
die  gemeinschaftlicbe  Einnahme  auf  den  Grund  der  von  den 
obersten  Zollbehörden  aurgestellten,  durch  das  Central- 
bureau  vorzulegenden  Nachweisungen,  wie  solche  der 
Zweck  einer  dem  gemeinsamen  Interesse  angemessenen 
PriiAing  erheischt; 

c)  die  Berathung  über  Wünsche  und  Vorschläge,  welche  von 
einzelnen  Staaisregierungen  zur  Verbesserung  der  Ver- 
waltung gemacht  werden ; 

d)  die  Verhanälungen  über  Abänderungen  des  Zollgesetzes, 
des  Zolltarifs,  der  Zoltordnung  und  der  Verwaltungs-Or- 
ganisation, «welche  von  einem  der  contrahirenden  Staaten 
in  Antrag  gebracht  werden,  überhaupt  über  die  zweck- 
mässige EntWickelung  und  Ausbildung  des  gemeinsamen 
ZoU-  und  Handelssystems. 

Artikel  SA. 

Treten  im  Laufe  des  Jahres  ausser  der  gewöhnlichen  Zeit 
der  Versammlung  der  Conferenz-BevoUmächtigten  aussi^ordent- 
liche  Ereignisse  ein,  welche  unverzügliche  Massregeln  oder  Ver- 
legungen abselten  der  Vereinsstaaten  erheischen ;  so  werden  sich 
die  contrahirenden  Theile  darüber  im  diplomatischen  Wege  ver- 
einigen, oder  eine  ausserordentliche  Zusammenkunft  ihrer  Be- 
vollmächtigten veranlassen. 


Artliiel 

Den  Aufwand  für  die  Bevollmächtigten  und  deren  etwaige 
Geholfen  bestreitet  die  Regierung,  welche  sie  absendet. 

Das  Kanzlei  -  Dienstpersonale  und  das  Locale  wird  unent- 
gtridlfch  von  der  Regierung  gestellt,  in  deren  Gebiete  der  Zusam- 
mentritt der  Conferenz  Statt  findet. 

Arttkel  m. 

Sollte  zur  Zeit  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Vertra- 
ges eine  Uebereinstimmung  der  Eingangs-Zollsätze  in  den  Lan- 
len  der  contrahirenden  Regierungen  nicht  bereits  im  Wesent- 
Icben  bestehen ;  so  verpflichten  sich  dieselben  zu  allen  Massre- 
^eln,  welche  erford^lich  sind,  damit  nicht  die  Zoll-Einkünfte  des 
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Gesammi-VerelDs  ihirdh  die  BtafiihruDg^  unA  AnMhiltog  Bincr* 
vAIUt  oder  gc^o  geringere  SteuersStze,  ab  der  Verelulidr 
eathSlt,  verzolUer  WaarenvorrSIhe  beefotriMittgl  werden» 

Artikel  U. 

Für  den  Fall ,  dass  andere  Deutsche  Staaten  den  Wonel 
zu  erkennen  geben  sollten ,  in  den  durch  gegenwSrUgei  Vertr^ 
erriohieten  Zollverein  aufgenommen  zu  werden,  erkUrea  Mk  dfe 
hohen  Contrahenten  bereit»  diesem  Wunsche,  so  weil  es  unlff 
gebfifiger  Berücksichtigung  der  besonderen  Inli»«s8eii  der  Vcr- 
einsmitgUeder  mSgllch  erscheint,  durch  desTalla  ^danscfaliesseiide 
Vertr^e  Folge  zu  geben«  ^) 

ArtllLel  wm. 

Auch  werden  sie  sich  b^nuhen,  durch  Handelsvertiige  idt 
anderen  Staaten  dem  Verkehr  Ihrer  Angehörigen  Jede  mSgllGhe 
Erleichterung  und  Erweiterui«  am  verschalTen. 

ArtllMl  «•• 

Alles,  was  sich  auf  die  Detaii-Ausftibrung  der  im  gogeswär- 
Ügen  Vertrage  und  dessen  Beilagen  enthaltenen  Verabredungen, 
insbesondere  auf  den  Vollzug  der  gemeinschalllich  festgesetzlet 
organischen  Bestimmungen ,  R^eroents  und  Instructionen  in- 
zieht,  soll  durch  gemeinschaftliche  Commissarien  vortiereilet 
werden.  *) 


Die  Dauer  des  g^enwSrtigen  Vertrages ,  weidicr  nyi  den 
ersten  Januar  1834  in  Austtthrung  gebracht  werden  «ril,  wM 
vorlSuBg  bis  zum  ersten  Januar  1842  reslgesetzt.  WM  daraeilie 
wShrend  dieser  Zeit  und  spfitestens  zwei  Jalire  vor  AMmir  der 
Frist  nicht  gekfindigt,  so  soll  tf  auf  12  Jitee,  und  so  fbrl  foi 
12  zu  12  Jahren  als  veriingert  angesehen  werden. 

Lietztere  Verabredung  wird  Jododh  nur  für  den  Fall  geU^ 
tat,  dass  nicht  in  der  Zwiscbenadt  sSrnnUicheDeulsdie  Bundes- 
slaalen  über  gemeinsame  Massr^n  fibereinkoaunen ,  w^che 
den  mit. der  Absiebt  des  Artikels  XIX  der  Dentaekeii  Bund» 
Acte  in  Uebereinstinunung  stehenden  Zweck  des  geffenwirtlgco 
ZolKVereina  ToUstlndig  erlOUen. 
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Aaeb  wdkD  <m  Falle  etwulger  gemeinsatner  Massre^eln  Hber 
n  IMen  Verkekr  mit  Lebensmlttelii  in  sHfnmtlicbeti  Deaischen 
tanteMlaateii  die  belreffeiMiefi  Bestimmungeii  des  oaeta  gegen- 
riMgem  Vertrage  iiestehenden  Vereinslarife  demgemä^s  modi- 
Icirt  v^^ettea. 

Gegenwürtlper  Vertvag  aell  aidiald  zur  Ratification  der  ho- 
»  oootnfairendea  HSre  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  der 
laUlcattoDS-Urkunden  soll  spätestens  binnen  sechs  Wochen  in 
krlio  bewirkt  werden.  ^) 

So gesdiehen  Berlin,  den  2t.  M8rz  1813. 

C.  G.  Maassen     H.  W.  v.  Steuber.    Wilhelm  v.  Kopp. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

Albrecht  Friedrich        Heinrich  Tbewior 
Eichhoro.        Ludwig  Schwedes. 
(L.S.)  (L.  8.) 

Amoid  PWedrich 
V.  Mieg. 

(L.  S.) 

Friedrich  Christian  Franz  a  Paula 

Johann  Friedrich 

Grafv.  Luxburg.  Frhr.  v.  Linden. 

(L.  S.)  (L.  S.) 


Ziiatz-irtikel  n  den  Zall-TereinigMga-Tertrage 

iviKheii  Preisten,  Knrbetsaii  ud  dem  Grossherzog- 

tUae  Hesaen  einenetti  ud  BaieiB  und  Wlrttenborg 

tti«rineiU ,  uterzeichnel  zt  Berlin  an  31.  Oktober  183). 


i. 


lo  GemSssbeit  der  im  Artikel  4  des  Zoll-Vereinigungs-Ver- 
jntges  vom  22.  März  d.  J.  enthaltenen  Verabredung  wolle  Seine 
''^^tät  der  R6oig  von  Baiern  und  Seine  M^estät  der  König 
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voa  WOrttemberg  dte  uoter  A  beUiegende  ZollordnoBg^j 
UBd  den  unter  B  beiliegenden  Zolltarif,  wddie 
das  Zollgesetz  bilden,  in  ihr^  Staaten  veri^ündlg» 

Nicht  minder  wird  in  dem  KSnigreiche  Preussen, 
Kurriirstenthume   Hessen    und    dem   Gross 
tbume  Hessen,  unter  Beibelialtung  der  in  diesen  Sl 
bestehenden  Zollgesetze  und  Zollordnangeii,  der 
wXhnte  unter  B  beigefügte  Tarif  gldehzeitig  mit  jeaem  Ver- 
trage verkündigt  werden. 

Die  in  diesem  ArtUcel  erwXhnten  Gesetze  und  ZoUordflimgeii, 
so  Hie  der  Tarife  sind  als  integrirende  Theile  des  Vertrages  vom 
22.  März  d.  J.  anzusehen. ') 


9. 

Die  contrahirenden  Theile  wollen  so  bald  wie  nSgüdi  tfe 
Einleitung  tretfen ,  dass  die  Bestrafung  der  Z^rilvetgehea  Jeder 
Art ,  da  solche  das  Interesse  aller  Yereinsstaaten  ^icbmSsdg 
berühren ,  auch  auf  m8glichst  übereinstimmende  Grandsitze  zn- 
rUckgefflhrt  werde. 

Vorstehenden  Artiicel,  welcher  dieselbe  Kraft  und  Gfltigfcett 
haben  soll,  als  wenn  derselbe  in  dem  Vertrage  vom  22.]IHrzd.  J. 
enthalten  wSre ,  haben  die  unterzeichneten  BevolImSclittgten  od- 
ter  dem  Vorbehalte  der  Ratification  vollzogen  und  untersi^dt. 

So  geschehen  Berlin,  den  31.  Oktober  1833. 


Carl  Georg 
Maassen. 

(L.  S.) 

Albrecht  Friedrich 

Eichhorn. 

(L.  S.) 


Carl  Friedrich 

V.  Wilfcens- 

Hohenan. 

(L.  S.) 

HeinriGh  Theodor 
Schwedes. 

(L.  S.) 


Wilhelm  V.  Kopp. 


(L.  S.) 


Friedrich  ChrisUan 

Johann 
Grafv.  Luxburg. 

(L.  S.) 


Franz  a  Paula 
Friedridi 
Frhr.  v.  Linden. 
(L.S.) 
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a)  Vergl:  Verträge  und  Verhandlnngeii  ans  dem  Zeit- 
mmne  von  1833  bis  einschliesslich  1836  über  die  B  i  1  d  u  n  g  und  A  u  s- 
föhrang  des  Deutschen  Zoll-  andHandels-Vereins,  un- 
ter Aufsicht  des  Central-Bureau^s  des  Zoll -Vereins 
nach  amtlichenSchriftstücken  abgedruckt,  Bd.I,  (Berlin, 
1845,  fol.)  S.  1  u.  t,  36. 

Gesetz-Sammlung  fiirdieKöniglichenPreussischen 
Sta  aten,  18SS,  Nr.  21,  S.  149  u.  f. 

S.  femer:  Separat-Artikel  zu  dem  Zoll-Vereinignngs- 
V ertrage  zwischen  Seiner  Miyestät  dem  Könige  von  Preussen, 
Seiiier  Hoheit  dem  Kurprinzen  und  Mitregenten  von  Hessen 
und  Seiner  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Hessen 
einerseits,  dann  Seiner  Mi\jestät  dem  Könige  von  B  aiern  und  Seiner 
Majestät  dem  Könige  von  Württemberg  andererseits. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  I,  S.  13  u.  f. 
Besonderer  Artikel  zum  Artikel  41  des  ZoU-Verei- 
ttlgnngs-Vertrages  zwischen  Preussen,  Kurhessen  und 
dem  Grossherzogthum  Hessen  einerseits,  und  Baiern  und 
Württemberg  andererseits.  (Vom  31.  Oktober  1833.) 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  90,  91. 
Es  ward  jedoch  indem  Protokolle  über  die  Auswechse' 
lungr  der  Urkunden  wessen  Ratification  des  Fertrages 
900»  22.  ifdfrjv  1833 ,  der  Separat-Artikel^  des  Zusatz-Ar- 
tikels und  des  besonderen  Artikels  »usolckem, 

verabredet: 
mmmehr  die  Publica  tion  der  Ferträge,  so  weit  sie  erJbrderUcä 
s^y  namentlich  aber  mit  Ausnahme  der  unter  b  gedachten 
Separat-Artikel,  mit  der  grössten  Beschleunigung  eintreten 
jsu  lassen. 

Vergl:  Verträge  und  Verhandlungen  u. s.w.  Bd.  I,  S.94. 
Vergl.  femer:  Protokoll  über  die  Unterzeichnung  des 
Zusatz-Artikels,  vom  81.  Oktober  1833. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  über  die  Bildung 
und  Ausführung  des  Deutschen  Zoll*  und  Handels- 
Vereins,  unter  Aufsicht   des  Gentral-Bureau's 
des  Zoll-Vereins  nach  amtlichenSchriftstücken 
abgedruckt,  Bd.  I,  S.  37  u.  f. 
Anlage  I  zumProtokollevom31.  Oktober  1833:  Be- 
merkungen und  Erläuterungen  zum  Vereins-Zoilltarif. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  St  u.  f. 
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ProiakoU  von  3.  April  188S. 

Ebendaseliist,  Bd.  I,  S.  60  a.  f. 
Anlage  II 2  0111  Protokolle  vom  31.  Okiober  1833: 
Zeichnung  derkurzen  Strassen-Streckenin  Baieri^lL 
Württemberg. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  64.  • 

Anlage  III  znm  Protokolle  vom  31.  Oktober  1833:  Be- 
merkangen  und  Erläuterungen  zu  der  vereintarten  Zol 
Ordnung  für  Baiern  und  Württemberg. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  65  u.  f. 
Anlage  IV  zum  Protokolle  vom  31.  Okiober  1833$ 
Bemerkungen  und  Anträge  des  Königlich  Bitierisekea  imi 
Königlich  Württembergiscben  Bev<rfbBächtig|leB  zniiemZoJi- 
Vereinigungs-Vertrage  V(»i  22.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  74  u.  f. 
AnlageV  zamProtokolleyom31.  0ktoberl8a3:  Er- 
wiederung der  Königlicb  Preussisehen,  KurffirstlichKiMH 
sischen  und  Grosaherzoglioh  HessischeB  BevolhaMitic^» 
auf  die  Bemerkungen  und  Anträge  der  KönigHeb  Baieri- 
sehen  und  Königlich  Württembergiscben  Herren  BevottnädH 
tigten  zu  dem  Zoll» Vereiuigungs- Vertrage  vom  22.  Ißrz 
1833. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  80  n.  f. 


Der  Inhalt  des  Artikels  XIX  der  Deutseben  Bundes- 
Acte  deutet,  wie  der  mancher  anderen  Besümmung  in  diesem  viob- 
tigen  Grundgesetze,  die  Absicht  der  Mitglieder  des  JkaUeben  Bnadcs 
an,  *-*  die  Interessen  des  gesamnaen  Deoischlands  unter  einen  ^ 
meinsamen  Gesichtspunkt  zu  fassen  und  von  diesem  ans  ein  Zuflim' 
menwirken  Deutscher  Staaten  zu  ereiden. 
Veii^l:  J.  J.  Eich  hoff,  Betrachtungen  über  den  lil.  Artikel  der 
Deutschen  Bundes*Acte ,  nebst  AlidentnngeDi ,  wie  in  GMi^ 
'desselben  dem  Manddsverkefar  zwischen  den  BnMlesstaiKB 
ErieichteruBg  zu  versc^iaflien.  Wiesbaden,  1820.  & 
Nachd<!m  der  Weg  bundestäglidier  Verhandlungen  doa  Bedürf- 
nissen nicht  entsprach,  oder  fihr  wunsobens^^erthe  Verfailtnlsse  sich 
nicht  geeignet  zeigte,  so  lag  der  Versuch  nickt  lern,  vorkommeBäe 
Schwierigkeiten  durch  befiondere  Verträge  auszugleiehf»* 
Vergl:  Kurze  Betrachiungen  über  Deutschlands  Elsi- 
gung  in  seinen  Mercantil-Interesaen.  Mainz,  I8tt.  ^ 
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Ihis  Zoll*  «nd  H«iMlds-Sy8t6iii>  -weleheB  Pl*easseii  seit  dem 
t818  (2C.  Mai)  angenonrntn ,  iieseliräiikt  Mif  massig«  Welse 
und  Ansfähr  and  fördert  vielfSltig  die  gewerlillehe  Lebenstliätig- 
elt  des  Staates.  Oetierreicli,  as  AusdehiMiiig  und  Umfang 
wemsaen  überlegen ,  bat  bis  jetzt  ein  Gleiches  ans  Inneren  Gritaden 
ieli^  vermoeht 

Bereits  das  Prenssiselie  Gesetz  rom  26.  Mai  1818  spraeb 
toh  dabin  ans,  dass  auf  den  Grond  der  nacb  demseUMm  eintretenden 
Freiheit  des  Handels  ond  Verkehrs  za  gleichem  Zwecke  aach 
rcreinbarn-ngen  mit  anderen  Staaten  Statt  finden  könnten. 
Cft  schlössen  sich  aneb  bald  dem  Preussischen  Systeme 
■ehrere  Deutsche  Staaten  mft  ihrem  ganzen  Länderliestande,  andern 
ttR  ihren  innerhalb  der  Preussischen  Grinzen  liegenden  Gebielsthek 
han  am.  Namentlldi  war  dies  der  Fall  mit  den  Schwarsbnrgi» 
Bcben  Unterberrsehaften,  denSacbsen-Weimarisehen 
Aemtem  Allstedt  undOldisleben,  denHerzogthümem  Anhalt- 
■ernbarg,  Anbalt-R0then  und  Anhalt-Dessau,  so  wie  ei- 
nigem Mecklenburgischen  und  Lippfischen  Ortschaften. 

.  Balem,  Baden,  Württemberg,  Hessen -Darrostadt,  Kurbcnseni,; 
Waldeck^  Nassau,  beide,  BohenzoUem  und  die  Thüringischen  Staaten 
kamen  zur  eigenen,  unter  sich  zu  bewerkstelligenden  Absdülessung 
Tan  Zoll "  und  Handels-Verträgen  im  Jahre  1888  zu  einem  Congresse 
zusammen y  der  sich  indessen  im  Jahre  1823  w4eder  aullösete«   Es* 
wurden  indessen ,  bei  der  zunehmenden  Erweiterung  des  Preassi^ 
stheo  Verbandes,  die  Unterhandlungen  von  einigen  Regierungen  wiCr 
der  anlig;enommen,yon  andern  unter  sich  fortgesetzt.  So  traten  einer^ 
seits  Hesaen-Darmstadt  und  Baden ,  andererseits  Württemberg  und 
Baiem«  •—  und  später,  ebennüls  auf  einem  besonderen  Congresse^ 
Sacbaen,  Hannoyer,  Knriiessen,  Nassau,  Braunschweig,  Oldenburg, 
die  Thüringischen  Staaten,  Bremen  und  Frankfurt  zusammen.  Ba- 
den und  Hessen-Darmstadt  vereiniglen-  sieh  im  Jahre  1824  zu 
einem  Vertrage  ober  den  gegenseitigen  freien  Verkehr, 
wekdier  Indessen  schon  aach  zwei  Jahren  wieder  aufgelöset  wurde. 

Baiern  und  Württemberg  scldossen  am  18.  Januar  %S2» 
emen  Grundvertrag,  betreflhnd  die  gegenseitigen  Zoll- 
Verhältnisse.  (Mit  Bezug  auf  einen  ynAergegangenen  vorläuft- 
gen  Vertrag  vom  12.  April  1827.) 

Hobenzoilern-pflecbingen  und  Hehenzoilern- Sig- 
naringe n  traten  sofort  diesem  Vertrage  hei,  welchem 

eine  VereinsxZollordnnngvomdS.  September  18S& folgte. 
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Voillx  6.  J.  de  Marleos,  Recoeil  etc.  Sa^iite.  Tom  XL»  p.  S& 
RegieraBf^s-Blail  für  das  Königreich  Warttemberf^ 

ta»,  Nr.  10. 
A.  Muller,  Arddro.  s.  w.  Bd.  IV,  S.  595  n.  f. 
Dweh  eine  zu  Frankfurt  a.  M.  am  !M.  Mai  1828  etiasseae De» 
claration  and  den  zu  Gassei  am  24.  September  1828  äbgestkks- 
aeBenVertragyereinigten  sich  Hannover,  Königreich  Sach- 
sen, Knrhessen,  Sachsen -Weimar- Eisenach,  Brann- 
schweig,  Hessen-Hombnrg,  Nassau,  Oldenburg,  Sach- 
sen-Altenbnrg,  Sachsen-Gobnrg-Gotha,  Sachsen-Mei- 
ningen, Renss-Greitz,  Reass-Schleitz,  Renss-Loben- 
stein  nnd  Bbersdorf,    Schwarzbnrg-Rndolstadf,   Bre- 
men nnd  Frankfurt,  —  zur  Beförderung  ^nes  mög-lf  ehsl 
freien  Verkehrs  nnd  ausgebreiteten  Handds  unter  ädinnd  naisfc 
Aussen,  im  Sinne  des  Artikels  XIX  der  Deutschen  Bades-Ade. 

Diesem  s.g.  Mitteldeutschen  Zoll-  und  Handels-Y er- 
eine trat  Seh  warzburg-Sondersh  ans  enifir  seinen  oiierheir* 
sehaftlicfaen  Landestheil  dnrdi  den  Vertrag  vom  fSL  Deocmber 
i8M  bei* 
Vcffgi:  Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich  Sachsen, 
1829,  Nr.  2,  S.  5  u.  f. 
Unter  den  mit  Bezug  auf  diesen  Vertrag  geschlossenes  Separat- 
GouTentionen  ist  besonders  der  zwischen  den  Königreich 
Sachsen,    Hannover,    Kurhessen,    Sachsen-Weimar- 
Bisenach,  Braunschweig,  Oldenburg,  Nassau  vndBre- 
men  am  11.  Oktober  1829  abgeschlossene  Vertrag  zn  erwähnen, 
wodurch  der  zu  Cassel  am  24.  September  1828  unlerzeichiiele  Ver- 
trag bis  zu  Ende  des  Jahres  1841  verlängert  werden  sollte. 
Vergl:  G.  Emming haus,  über  die  Aufkfindigung  des  mitteident- 

sehen  Handeis-Verdns,  als  Rechtsfhll.  Weimar,  103;.  8. 
J«  L.  Kliber,  öffentliches  Recht  des  Teutsefaen  Bundes  n.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840.)  S.  615. 
Hessen -Darmstadt  hatte  unterm  14.  Februar  1828  einen 
Zollvereinigungs-Vertrag  mit  Preussen  geschlossen,  hi 
Gemisshcit  welclMS  zwischen  beiden  Staaten  ein  onbeschrankicr 
IMer  Bandcls-Vcfkehr  etetretens  oUte. 

Bndlich  vereinigten  sich  Hannover,  Rurhessen,  Olden- 
burg und  Braunschweigdorcheinenam27.  Milrz  1890  zn  Ein- 
beck geschlossenen  Vertrag  zu  einem  uhereinstimraendeB 
Syslemo  in  Beiraff  der  Abgaben  vmn  Handel  mit  firemden  Staaten. 
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famf  bezMMm  sich  die  feneren  Verltige  zwisehmi  Hannoyer 
lABraanfiebweigyonuT.  Oktober  und  9.  Deceinber  1831,  Han- 
•ver,  Oldettbnrg  uod  Braunschweig  vom  1.  Mai  1884  und 
i Mai  1836.  LeUterean  Vertrage  trat  Schaamburg-Lippe  bei, 
üABSoahiiie  des  Amtes  Blomberg,  dorch  die  Uebereinkunft 
M  IL  November  1837.  (S.  aaeh  Note  f.) 
Vergl:  Bran,  Afiiierva^  1830,  S.  247—261. 
Gesetz-Saramiang  für  dasKönigreieh  Hannover,  1829, 

Ablh.  I^  Nr.  4,  S.  33. 
fiesetz-Sammlong  für  die  Königlichen  Prcnssiscben 

Staaten,  1838,  Nr.  25,  S.  376. 
6.  J.  de  Härtens,  Recneil  etc.  Snpplte.  Tom.  XII,  p.  62. 

Baiern  wid  Württemberg  schlössen  sieb  zwar  noch  niebi 
len  Preussischen  ZoUvcrbande  an,  indessen  vereinigte  man  sich 
hrekden  Handelsvertrag  vom  27.  Mai  I829daliin,  dassallein* 
iaäischen  Natarprodnkte  und  Erzeugnisse  der  Kunst  und  des  6e- 
werbfieisses,  bei  dem  Uebergange  aus  einem  Staate  in  den  anderen, 
biaer  Abgabe  unterliegen  sollten.  (6es.-Samml.  f.  d.  Königl. 
Preass.  Staaten,  1829,  Nr.  10,  S.  ft3.)  Saohsen -Goburg- 
Csiha  schloss  sich  mit  dem  Amte  Volkenrode  und  Hessen- 
Homburg  mit  ilem  Oberamte  Meisen  heim  ebenfalls  im  Jahre 
1^,  so  wie  im  folgenden  Jahre  Sachsen-Coburg-Gotha  mit 
^PursteutlMme  Lichtenberg,  und  Oldenburg  mitdemFiir- 
s^thume  Birken feld,  —  dem  sich  immer  mehr  befestigenden 
^feossischen  Zollverhan  de  an. 

Diesem  Beiq>iele  folgte  auch  Kurhessen  durch  den  Vertrag 
vom25.  August  1831. 

Mit  einigen  Thüringischen  Staaten  schloss  Preussen 
^«^Hiftg  Handelsverträge,  welche  die  Erleichterung  des  Eingangs 
"^i^rerer  Erzeugnisse  in  das  Vereinsgebiet  bezweckten. 

Me  Regierungen ,  welche  diesem  Verbände  bis  jetzt  entweder 
t^  nicht  oder  nur  durch  besondere  Handeisverträge  beigetreten  wa- 
'^Qi  ^kannten  nach  und  nach  grösstentheiis  die  Nützlichkeit  des 
Aosehlusses  andenPreussisch-Hesslschen  Verein.  Es  er- 
^^  sonach  der  Abschluss 

des  am  22. März  1833  zu  Berlin  untorzeicfaMten  Zoil-Ver^ 
«inigungs-Vertrages  zwischen  Preussen,  Kurhes- 
sen und  dem  Grossherzogthume  Hessen  einerseits, 
dann  B  alern  und  Württemberg  anderersdts. 
Diesem  Gesammt-Vereine  schlössen  sich  an:  das  Kö- 
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Btgret«h  Siohsen  dwneb  den  Vertrag  vom  M.  Min  tfB, 
Thiir iigisehe  Zoll-  und  HaBdels^Verein  (welche 
Vertrag  Tom  16.  Mai  1833  errUhtet  wurde)  durch  dea¥cr- 
trag  van  11.  Mai  lUS,  das  Grosahersogtham  Baden  dorc^iea 
Vertrag  voia  12.  Mai  1885,  das  Hcrzogthnm  Nassan  daitdi  ta 
Vertrag  vom  10.  December  1835,  die  freie  SUdt  Frankfurt  darci 
den  Vertrag  vom  2.  Janaar  1836  a.  s.  w.  (s*  unten  die  specieli  allr- 
girten  Ansehluss-Verträge.) 

So  hatte  Preossen  durch  eine  feste  und  aufgdclärte  Regienm^ 
in  dem  Zeitraum^  von  zwanzig  Jahren  die  öfBenÜiehe  Meinaiip  so  lir 
sich  gewonnen ,  dass  sich  die  meisten  Deutsehen  Staaten  ndt  Ver- 
trauen seine«  Zoll -Systeme  anschlössen.  Der  nach  &ßr  Bevolke- 
ruBgs-Aulhahme  im  December  1846  (s;  unten)  iber  neun  und  zwanz% 
Millionen  Seelen  umfassende  Deutsche  Zoll*  und  Handels- Ver- 
ein eröffnete  der  Industrie  eines  jeden  üna  angehirenden  SlaaleSv 
so  wie  dem  Gesammtverkehr,  einen  Raum  freier  Bewegung,  desKa 
Ausdehnung  früher  unmöglich  schien. 

Die  grosse  Aufgabe  des  XIX.  Artikels  der  Denlschea 
Bundes^Acte  hat  auf  dem  Wege  der  Particular-Veriiindnng  wA 
Preossen  ihre  Lösung  gelhnden,  und  es  wurde  damit  zugleich  zwi- 
schen den  vertragenden  Staaten  ein  neues  dauerndes  Band  gcknipll, 
ohne  der  eigenthümlichen  und  selbstständigen  Entwicklung  jedet 
einzehien  darunter  begriffenen  Staates  zu  nahe  zu  treten. 


Vefgl.  auch:  Der  Deutsche  Zollverband  in: 

A.  Müller,  Archiv  u.  s.  w. ,  Bd.  VIII,  S.  243  u.  f. 
Einige  Worte  über  den  Handel  und  freien  Verkehr, 
und  insbesondere  zwischen  den  verschiedenen  Bondens taateui 
mit  Hinblick  auf  den  Artikel  XIX  der  Deutschen  Bundea-Aete  and  den 
neuen  Preussisch-Baierischen  (Württemberg,  beide  Hessen, 
Sachsen  und  die  Thuringisdien  Staaten  begreifenden)  Zoll -Ver- 
band, 

Ebendaselbst,  Bd.  IV,  S.  57d--625. 
Schärrer,  Bemerkungea  über  den  Deutschen  Zollverein  und  ober 

die  Wirk««  hoher  Zölle.  Numbei^,  1828.  8. 
Nebenius,  der  Deutsche  Zollverein ,  seinSysteaa  und  seine  Zu- 
kunft. Carisnihe,  1835.  8. 
G.  G.  Becher,  über  den  Deutschen  ZoUveAand.   2  Bde.  Cola, 
1835.  8. 
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sA.  V«  Am  tMerg,  iker  die  Blnfgung  <ler  Htndels-Interessen  Deutsch- 

lavds.  BraniMohwefg,  18S2.  8. 
Priir.  P.  W.  y.  Red^n,  aUg^meine  vergleichende  Handels-  and 

Gewerb6*Geograpbie  und  Statistik.  Berlifk,  1843.  8. 
P»  fi.  Ungewitter,  Geschichte  des  Handels,  der  Industrie  und 
SchiffTahrt  von  den  ältesten  Zeffen  his  auf  d?e  Gegenwart. 
12  Hefte.  Leipzig  und  Meissen,  1844.  8. 
«n.  F.  Osf blöder,  äbei<  den  Handelsverkehr  der  Völker.  2  Bde. 

Stttttg^rl.  1841 .8:  • 

IPV^.  H^ffmann,  Gesdiichte  des  Handels,  der  Erdkunde  und  Schlff- 
ftihrt  aller  Vf^lker  und  Staaten ,  von  der  frühesten  Zeit  bis  auf 
die  fiegeftwart.  Leipzig,  1844.  8. 
A.  8«etbeer,  Sf^fffTahrts-Gesetze,  so  wie  Handels-  und  Schfff- 
AhrLs-Vertrlige  verschiedener  Staaten  im  Jahre  1847.   Ncb^l 
einem  Anhange,  enthaltend  den  Deutschen  Text  der  Handels- 
sehlffTahrts- Verträge  der  drei  Hänsestädte,  so  wie  Hannovers, 
Oldenburgs,  Mecklenburg^Schwerins.  Hamburg,  1848.  4. 
Veberden  Deutschen  Zoll-Verein.  Berlin,  18M.  8. 
Der  Zollverein  und  dessen  Verhandlungen  mitHan- 

nover.  Bertin,  1844.  8. 
Bemerkungen  auf  Veranlassung  der  Königlich  Han- 
noverschen Staatsschriftr  Der  grosse  Zollverein 
n.  s.  w.  BerHB,  1844.  8. 
Der  Deutsche  Zollverein  während  der  Jahre  1834  bis 

1845.  Berlin,  1846.  8. 
A.  Dnckwltz,  der  Deutsche  Handels-  und  SchifTfkhrts-Bund. 

Bremen,  1847.  8. 
Sehönbrodt,  Sammlung  der  Verordnungen  über  die  Gewerbe-, 
Handels-  und  Abgaben -Verhältnisse  in  den  Vereinsstaaten 
Deutschlands.  7  Bde.  Potsdam,  1834—1838.  8. 
Poehhammer,  Jahrbücher  der  Zoll-Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung des  Dentschen  Zoll  ^  und  Handels- Vereins.  Berlin,  1834 
— 1888.  8. 
A.  Sehne  er,  Central-Archiv  für  das  Gewerbe-,  Handels-  und  Fi- 
nanzwesen.   Bd.  I,   betrefTend  die  Differential -Zoll- 
Frage.  Jena,  1848.  8. 
C.  F.  W.  Dleterici,  statistische  üebersicht  der  wichtigsten  Ge- 
genstände des  Verkehrs  und  Verbrauchs  im  Deutschen  Zoll- 
vereine, aus  amtlichenQuellen  dargestellt.  Berlin,  1848. 8. 
Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeiträume  von  1833 
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bb  dnachliesglteh  I8S6  über  die  Bildmig  uid  AuffikriBf 

des  Deutschen  Zoll-  pnd  Handels- Vereins, 
Attüsicht  des  Central-Bareaa  des  Zoll-Vereins 
amtlichen  Schriftstücken  abgedmdO.  2  B4e.  Bofa, 
1845  fol.  (Diese  officielleSaminlang  ist  nicht  in  dci 
Buchhandel  gekommen.) 


ö)  Der  Verein ,  wie  er  auf  Gmnd  der  Verträge  von  22.  and  31. 
1833  u.  8.  w.  ins  Leben  getreten  ist,  unDusI  zngteich  di^eu-  i 
gen  Staaten,  welche  schon  flniher^  entweder  mit  ihrem  ganzen  Gebiete 
oder  mit  einem  Tlieile  desselben ,  dem  Zoll-  und  Handels-S3^aleBW  ei- 
nes oder  des  anderen  der  jetzigen  Vereinsstaaten  beigelreiai  sind, 
unter  Berücksichtigung  ihrer  auf  den  Beitritts-Verträga 
liesonderen  Verhältnisse  zu  den  Staaten,  mit  wdchen  sie  jene, 
Zeit  durch  die  resp.^  Gesetz-Sammlungen  öffentlich  liekaanl 
ten  Verträge  abgeschlossen  haben. 

Die  hierher  gehörigen  Staaten  sind  namentlich : 

1)  Lippe,  vermöge  seiner  Verträge  mit  Preussen  vom  9^17.  imi 
1826  und  18.  Oktober  1841 ,  in  Beziehung  auf  die  vom  Preosa- 
schen  Gebiete  umgebenen  Fürstlichen  Landestheile  Lippe- 
rode, Gappel  und  Grevenhagen; 

2)  Mecklenburg-Schwerin,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
Preussen  vom  2.  Deeember  182S,  in  Beziehoag  anf  seine  von 
^Preussen  umschlossenen  Gebietstheile  Rossow,  Netseband 
und  Schöoberg; 

3)  Anhalt-Dessau,  vermöge  seiner  Verträge  mit  Preosaen  we- 
gen der  Herzoglichen  Aerater  Sandersleben  und  Gross- 
alsleben vom  30.  Wmsfi.  April  1827; 

4)  Anhalt-Köthen  und  Anhalt-Dessau,  veitiioge  ihrer 
Verträge  mit  Preussen  vom  17.  Juli  1828  und  26.  Jannar  189(t, 
betreifend  die  Zoll-  und  Verkehrs- Verhältnisse  zwi- 
schen den  beiderseitigen  Ländern ; 

5)  Anhalt-Köthen,  vermöge  seines  Vertrages  mit  Ptenssn 
vom  17.  Juli  1828  wegen  der  hohen  Grafschaft  Warmsdorff; 

6)  Hessen-Homburg,  vermöge  seiner  Verträge  mit  Preussen 
vom  31.  Deeember  1829  und  5.  Deeember  1840,  in  Beziehuif 
auf  das  Oberarat  Meisenheim  und  der  in  Gemässheit  des  er- 
steren  Vertrages  unter  dem  20.  Februar  1835  weiter  mit  des 
Grossherzogthume  Hessen  getroffenen  Uebereinkunfi  wegen  des 
Oberamtes  Homburg^ 
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f>  Oldenliftrg,  vem^fge  seiiier  Vertrage  mit  PreasMB  vom  S4. 

JvH  18W  taM  M .  Deoember  1836,  in  Bezfehang  auf  das  Fürsten- 

thmMBirkenfi^id; 
'S)  Sacii8«ii-Weimar*Eisenach,  vermöge  seiner  Vertrüge 

mit  Balem  vom  25.  Januar  1831  and  24.  Md  1843,  in  Besiehnng 

anf  das  Vordergerielit  Ostlieim; 

9)  WaldeciL  und  Pyrmont,  vermöge  seiner  Verträge  mit 
Preossen  vom  16.  April  1831,  9.  Januar  1838  and  11.  Janaar 
1839^  in  Beziehung  auf  das  Fiirstenthum  W  a  ]  d  e  c  k ; 

10)  Anhalt-Bernbnrg,  vermöge  seines  Vertrages  mit  Prenssen 
vom  17.  Mai  1831,  betrefTend  die  Erneuerung  der  Verträge  we- 
gen Ans  cht  US  s  der  verschiedenen  Anhalt-Bernbur- 
gisehen  Landest  heile  an  das  Preussische  indirekte 
Steuer-System; 

li)  Sachsen  -  Coburg- Gotha,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
Baiem  nnd  Warttemberg  vom  14.  Juni  1831 ,  in  Beziehung  auf 
(las  Amt  Königsberg; 

12)  Sehwarzbnrg  -  Radolstadt,  vermc^  seines  Vertrages 
mit  Preussen  vom  25.  Mai  1833,  in  Beziehung  auf  seine  von 
Prenssen  umschlossenen  Landestheile; 

13)  Sachsen-Weimar-Eisenach,  vermöge  seines  Vertrages 
mit  Preussen  vom  30.  Mai  1833,  in  Bezielmng  auf  die  Aemter 
Allstedt  und  Oldi sieben; 

U)  Schwarzburg-Sondershausen,  vermöge  seines  Vertra- 
ges mit  Preussen  vom  8.  Juni  1833,  in  Beziehung  auf  die  in 
demPreussischcBGebiete  eingeschlossenen  Theile 
desFiirstenthums; 
^^)  Sachsen -Coburg-Gotha,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
Prenssen  vom  26.  Juni  1833,  in  Beziehung  auf  das  Amt  Vol- 
kenrode; 
^^  HoheBzollern-Sigmaringen,  vermöge  seines  Vertrages 

alt  Württemberg  vom  11.  März  1834; 
'7)  lohenzolleVn-Hechingen,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
WiirttenriN»g  vom  11.  März  1834. 

Uasichtlieh  des  Dorfes  Niederrad,  bei  weloliem  zwischen  der 
Knnie  Oesterreich  und  der  freien  SUdt  Frankfurt  Gondo- 
J^«t8-Verhältnisse  bestellen,  blieb  es,  in  Betracht,  dass  dieses 
"^Baeh  dem  Beitritte  der  freien  Stadt  Frankfurt  (s.  d^  unttn  uUt- 
^^  ^nsehlu$S'  Fer träge)  zu  dem  Zoll-Vereine  ebenso^  wie 
^  auch  mit  ähnlichen  Enclaven  anderwärts  geschieht,  nur  als  Inland 
M-  53 
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bdiandeli  werdeo  kaui,  den  Senate  der  fnam  Sudt  Fnakhti 
überlassen,  wegen  eines  Anüieils  des  anf  jene  äidaTe  zu 
den  ZoU-Einkommens,  welchen  die  Kaiserlich  Oeslerreiddsdke  Kcp^l 
rang  etwa  davon  in  Anspnioh  nelimen  möchte,  sieh  mit  der 
auseinander  zn  setzen. 

c)  S.  dieselben  im  II.  Theile  des  diplomatisehen  Arehinf 
u.  s.  w. 

rf)  S.  dasselbe  unter  Nr.  CXX  dieses  Tbeilcs. 

e)  Nach  der  im  December  1846  Statt  ^habten  Anibahme  der 
l^evölkcrung  in  den  Staaten,  welche  zum  Deutschen  Zoll- 
Vereine  g^ehören,  ist  deren  Stand  folgender : 

Preussen 16,452,526 

Grossherzogthum  Luxemburg  .  .        186,140 

Baiern 4,510,700 

Sachsen 1,836,664 

Württemberg 1,786*,870 

Baden 1,365,034 

Kurfürstenthum  Hessen  .  .....       726,883 

Grossherzogthum  Hessen 863,152 

Thüringen 997,461 

ßraunschweig 248,519 

Nassau 418,627 

Frankfurt 68,240 

zusammmen  29,460,816  Kopfe. 

Nach  den  Zählangen  im  December  1843  betrag  die  Gesanvt- 
bevölkerung  28,498,136  Köpfe.    Mithin  ist  die  Bevölkerang  vm 
962,680  Köpfe  gestiegen« 
Vergl:  Allgemeine  Zeitnngvom  9.  December  1847. 
Nr.  CXXV  dieses  Theiles. 

Nach  den  Angaben  hinsichtlich  der  „  provisorischen  Abrechsaa^ 
über  die  gemeinschaftlichenEinnahmen  an  Zollgefallet: 
für  das  Jahr  1847''  belief  €deh  die  Brntto- Eianahne  arf 
26,927,727  Thlr.  Durch  Abrechnung  von  Vergntangen  n.  s.  w.,  Hli- 
zufKgungen  von  Rabatt  u.  s.  w.  ergab  sich  ein  Ge8anrai-Br«tlo-B^ 
trag  von  26,292,729  Tbir.  Davon  gehen  wtedemm  die  Kosten  ^ 
Zollerhebnng,  des  Zollschntzes  an  den  Anssengriinzen  nnd  sonstigci 
Aui^ben,  mit  2,511,053  Thlr.  ab.  Es  blieben  also  sor  geneiD- 
schaftiichenTheilung zu  stellen:  23,781 ,676 Thlr. 

/)  Zur  AnschliessttngandenZoU«•Vereinigullg8-Ve^ 
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22.  Mirs  1883  wurden  nachsteh^ade  VertrSge  ab- 


1)  Z«ll -VereinifUBgs- Vertrag  zwisdien  Preussen, 
»rheasen  and  dem  Grossherzoglbaaie  Hesaen,  dann 
aiern  uid  Wirtleaberg  claerseita,  und  dem  Könige  und 
■I  Prinzen-Mitregenten  vonSacbsen  andererseiU,  unter- 
drhnet  sa  Berlin  am  80.  März  1838. 
Geaeis-*Sammlang  für  die  Königliehen  Preuasischen 

Staaten,  1838,  Nr.  21,  S.  210 u.  f. 

Verträge  nnd  Verhandlungen  n.  8.  w.  Bd.  I,  S.  112  u.  f. 

Separat-ArtÜLeiziideaiselben  Vertrage, 
«bendaaelbst,  Bd.  I,  S.  128  n.  f. 

Schlnsa-Protokoll  vom  30.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  140  n.  f. 

Besonderer  Artikel  zum  Artikel  41  desselben  Vertrages. 
(Vom  31.  Oktober  1833.) 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  149. 

Protokoll   w^gen   Unterzeichnung    dieses  besonderen 
Artikels,  vom  31.  Oktober  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  150. 

Znsatz-Arlikel  zu  dem  Zoll-Vereioiguogs -Vertrage 
zwischen  Preussen,  Kurhessen  und  dem  Grossher- 
zogthnme  Hessen,  dann  Baiern  und  Württemberg 
einerseits,  und  Sachsen  andererseits,  vom  30.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  1,  S.  151. 

Protokoll,  die  AnswechseluDg  der  Urkunden  über  die  Ra- 
tification desselben  Vertrages  und  der  besonderen 
Artikel  dazu  betreifend. 

Ebendaselbst,  B.  1,  S.  132,  153. 

2)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Kurhessen  und  dem 
Brossberzogthnme  Hessen,  femer  Baiern  und  Württem- 
berg, sodann  Sachsen  einerseits,  und  den  zudem  Thuringi- 
ichen  Zoll-  nnd  Handels-Vereine  verbundenen  Staaten  an- 
iererseits, -wegen  Anschliessung  des  letzteren  Vereines 
laden  Gesammt-Zoli-Verein  der  ersterenStaaten,  unter- 
Hichoet  sn  Berlin  am  11.  Mal  1833. 

Gesetz -Sammlang  für  die  Königlichen  Prenssischen 

Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  240  u.  f. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  I,  S.  177  n.  f. 
Separat-Artikel  zu  demselben  Vertrage. 
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Ebendmsell^st,  Bd.  I,  S.  Itto.  f. 
Schluss-Protokoll  vom  11.  JM  1833. 

fibettdaselj>st,  Bd.  I,  S.  200  a.  f. 
Separat-Protokoll  vom  11. Mai  1833,  den  Vereins- 
Anschlnss- Vertrag  vom  11.  Mai  1833  betreffend. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  208,  209. 
Protokoll  vom  2.  December  1833,  über  AaswechseloBf  irf 
Urkanden  wegen  Ratification  des  Ansehlass-Ver- 
träges  vom  11.  Mai  1833. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  210,  211. 

Protokoll  vom  1.  December  1833,  die  Ansfährnng des  Ver- 
trageswegen des  Anschlusses  von  Thariagealui  dm 
Zoll-Verein  betreffend. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  222  n.  f. 

Protokoll  vom  27.  November  1833  wegen  der  Dicnsl-In- 
struction  für  den  General-Inspector  desThurlDgi- 
sehen  Vereins. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  236  n.  f. 

3)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsei, 
Württemberg,  Kurhessen,  dem  Grossherzogthumefle^ 
sen  und  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Handels-Ver- 
eine verbundenen  Staaten  einerseits,  und  Baden  anderaie&Si 
wegen  Anschliessung  des  Grossherzogthums  Baden  an  dca 
Gesammt-Zoll-Verein  der  ersterenStaaten,  onierzekJiDet 
zu  Berlin,  den  12.  Mai  1835. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischci 

Staaten,  1835,  Nr.  17,  S.  145  u.  f. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  1  a.  f. 
Separat-Artikel  zu  demselben  Vertrage. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  17  u.  f. 
Schluss-Protokollvom12.  Mail835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  32  u.  f. 

Protokoll  vom  12.  Mai  1835,  zu  dem  zwischen  Preossei, 
Baiern,  Sachsen,  Württemberg,  Kurhessen  ■>' 
dem  Grossherzogthume  Hessen  einerseits,  und  BadfB 
andererseits  vereinbarten  besonderen  Artikel,  iaBe0^ 
hung  auf  den  Artikel  41  des  Zollvereinigungs-Ver- 

träges  vom  12.  Mai  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  61, 62. 
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ksoBderer  Arlikel,  in  Beziehung  auf  den  Artikel  41  des- 
selben Vertrages.  (Vom  12.  Mai  1836.) 
Bbendaselbst,  Bd.  II,  S.  6S. 
rrol^koll  yoni20.  Mal  1835,  ober  die  Entschädigung  lür  die 
durch  den  Beitritt  Badens   in  anderen  Vereins- 
Slaaten  dienstlos  werdenden-Zollbeamten. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  64  n.  f. 
Protokoll  vom  31.  Juli  1835,  über  die  Auswechselung  der 
erkunden  wegen  Ratification   des  Vertrages  vom 
12.  Mai  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  70  n.f. 
Protokoll  von  31.  Juli  1885,  über  die  Auswechselung  der 
Urkunden  wegen  Ratification  des  besondern  Ar- 
tikels. 

Ebendaselbst,  Bd.  11,  S.  73. 
4)  Vertrag  zwischen  Preussen  ,  Baiern,  Sachsen, 
ITirttemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossherzog- 
bineilessen  und  den  zudemThüringischen  Zoll-undHan- 
tls- Vereine  verbundenen  Staaten  einerseits,  und  demHerzog- 
tne  Nassau  andererseits,  wegen  An  Schliessung  des  letzte- 
«iian  den  Gesammt-ZollrVerein  der  ersteren  Staaten, 
-uterzeichnet  zu  Berlin  am  10.  December  1835. 
Gesetz-Sammlung  für  dieKöniglichen  Preussischen 

Staaten,  1836,  Nr.  6,  S.  126  u.  f. 
Vertr äge  und  Verhandlungen  u.  &.  w.  Bd.  II,  S.  200  n.  f. 
Separat-Artikel  zu  demselben  Vertrage. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  214  u.  f. 
Sehluss-Protokoll  vom  10.  December  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  223  u.  f. 
Protokoll  vom  10.  December  1835,  wegen  der  unverzüglich 
zu  treffenden  Vollzugs- An  Ordnungen. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  284  u.  f. 
i^rotokoll  vom  24.  Februar  1836,  über  die  Auswechselung 
der  Urkunden  wegen  Ratification  des  Vertrages  vom 
10.  December  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  239,  240. 

5)  Vertrag  zwischen   Preussen,    Baiern,    Sachsen, 

Viörttemberg,  Baden,    Kurhessen,  dem  Grossherzog- 

tknme  Hessen  und  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und 

IsDiels- Vereine  verbundenen  Staaten  einerseits,  und  der 
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freien  Stadt  Frankf  ort  andererseits,  wegen  Anschllessnag 
letzteren  an  den  Gesamml -Zoll -Verein   dsr    ersten 
Staaten,  —  unterzeichnet  zn  Berlin  den  2.  Januar  tSSd. 
Gesetz-Sarominng  für  die  Königlichen  Preas8istk( 

Staaten,  1836,  Nr.  7,  S.  141  n.  f. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  0,  S.  269  o.  f. 
Separat-Artikel  zu  demselben  Vertrage. 

Ebendaselbst,  Bd.  ü,  S.  282  u.  f. 
Scbluss-Protokoli  v(Hn2.  Januar  1896. 
Ebendaselbst,  Bd.  IL  S.  301  u.  f. 
Protokoll  vorn?.  März  1836,  über  die  Auswecbselaog^  dv 
Urkunden  wegen  Ratification  des  ZoIl-AnscAIvss- 
Vertrages  roni2.  Januar  1836  und  der  Separat-Artikel. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  321,  322. 

6)  Uebereinkunft  zwischen  Prensseo,  Baiern,  Sach* 
sen,  Württembergr,  Baden,  Rurhessen,  dem  Grossher- 
zogthnme  Hessen,  den  zu  dem  Thuringrischen  Zell-  oni 
Handels-Vereine  gehörigen  Staaten,  dem Herasogthnme  Nas- 
sau und  der  freien  Stadt  Prankfurt  einerseits,  undHannoTer 
andererseits,  wegen  des  Anschlusses  der  Grafsdiaft  Hob»* 
stein  und  des  Amtes  Elbingerode  ao  das  Zoll -System 
Preussens  und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll- Vereins^ 
unterzeichnet  zu  Hannover  am  1.  November  1837. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Prcussiscbea 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  173  u.  f.,  1841,  Nr.  26,  S.  417, 418 
(s.  den  Schluss  dieser  Note.) 

7)  Uebereinkunft  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sach- 
sen, Württemberg,  Baden,  Rurhessen,  dem  Grossher- 
zogthume  Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  and 
Handels-Vereine  gehörigen  Staaten,  dem  HerzogHtmiie Nas- 
sau und  der  freien  Stadt  Frankfurt  einersdts,  und  Braun- 
schweig  andererseits,  wegen  des  Anschlusses  des  FSrstea- 
th'ums  Blankenburg  nebst  dem  Stiflsamte  Walkenried,  frfiMr 
des  Amtes  Galvörde,  des  Braunschweigisehen  Antkeüs  des  DoHH 
Pabstorf  und  des  Dorfes  Hessen  an  das  Zoll-System  Preus- 
sens und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll-Vereins,  onterzeicfc- 
net  zu  Hannover  am  1.  November  1837. 

Gesetz*Sammlung  für  die  Königlichen  Prevssisches 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  188  u.  f. 

8)  Vertrag   zwischen   Preussen,   Baiern,    Saehseif 
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IVSrltemberg,  Baden,  Knrbessen,  den  Grossberzog- 
ihuBieiicsseiiy  deo  zudemThäringiseheii  Zoll-  mnd  Hän- 
de Is^Y  er  eine  gehörigeD  Staaten,  Nassau  and  der  fk^ien  Stadt 
Frankfurt  einerseits,  und  Lippe  andererseits,  den  Anschluss 
des  FürstenUiums  Lippe  an  das  Zoll-System  Preussens  nnd 
der  fibrigen  Staaten  desZoll-Vereins  betreffend,  unterseieh- 
net  zu  Berlin  am  18.  Oktober  1841. 

Gesetz-Sammlang  fiir  die  Königlicben  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  337  u.  f. 

9)  Vertrag  «wischen  Prenssen  ,  Baiern,  Sachsen, 
'Wärttemberg,  Baden,  Karhessen,  dem  Grossherzog- 
tlmme  Hessen,,  den  zn  dem  Thüringischen  ZolU  and  Han- 
dels-Vereine gehörigen  Staaten ,  Nassau  und  der  i^eien  Stadt 
Prankfurt  einerseits,  und  Braunschweig  andererseits,  wegen 
des  Anschlusses  des  Herzogthoms  Braunschweig  an  den 
6esammt«Zoll-Verein  der  ersteren  Staaten,  unterzeich- 
nei  zu  Berlin  am  19.  Oktobef  1841. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  3S3  u.  f. 

10)  Vertrag  zwischen  Prenssen  fiir  sich  und  in  Vertre- 
tung der  übrigen  Mitglieder  des  Zoll-  und  Handels-Ver- 
eins einerseits,  und  Kurhessen  andererseits,  den  Anschluss 
derGraikchaftSohaumburganden  Zoll- Verein  betreffend,  un- 
terzeidmet  zu  Berlin  am  13.  November  1841. 

Gesetz-Sammlung  für  dieKöniglichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  24,  S.  386. 

11)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossherzog- 
thnme  Hessen,  den  zudem  Thüringischen  Zoll-  und  Han- 
dels-Vereine gehörigen  Staaten,  Nassau  und  der  freien  Stadt 
Prankfurt  einerseits,  und  Wal  deck  andererseits,  den  An- 
schluss des  Fürstenthums  Pyrmont  an  dasZollsystem  Preus- 
sens-und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll-Vereins  betreffend, 
unterzeiebnet  zu  Berlin  am  11.  December  1841. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  25,  S.  393  u.  f. 

12)  Vertrag  zwischen  Prenssen,  Baiern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossherzog- 
thume  Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Han- 
delS'Vereine  gehörigen  Staaten,  den  Herzogthümem  Braun- 
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schweig  aedNassan  and  der  freien  SlaitPrankfart 
und  dem  Groasherzogtbiinie  Luxemburg  andeferaoU, 
Anschlusses  des  Grossherzogthums  Luxemburg  au  das  Zollsy- 
stem Preussens  und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll-^tr- 
einSt  d.d.  Haag,  den  8.  Februar  1S42. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Prenssisehea 
Staaten,  1842,  Nr.  9,  S.  92  u.  f. 
13)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Saehsei, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  Grossherzoglhu« 
Hessen,  den  zu  dem  Thüringer  Zoll-  und  Handels-Vcrclne 
gehörigen  Staaten,  den  Herzogthümem  Braunscliweig  and 
Nassau  und  der  freien  Stadt  Frankfurt  ein^fseüs,  aml  dem 
Grossfaerzogthume  Luxemburg  andererseits,  wegen  Fortdauer 
dos  Anschlusses  des  Grossherzogthums  Luxemburg  an  das 
Zollsystem  Preussens  und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll- 
Vereins,  —  unterzeichnet  im  Haag,  den  2.  April  1847. 

Gesetz-Sammlung  für  dieKönigiichenPreaasisohea 
Staaten,  1847,  Nr.  31,  S.  283  u.  f. 

Vergl.auch:  Handels-Archiy  u. s.w.  1847,2. Hällle»S.2Mu.f. 


Vergl.  ferner: 
Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen,  Wirt- 
temberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  GrossherxogtbuBC 
Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Haadeli- 
Vereine  gehörigen  Staaten,  dem  Herzogthume  Nassau  und  der 
freien  Stadt  Frankfurt  einerseits,  und  Hannover,  Olden- 
burg und  Braunschweig  andererseits,  wegen  Beförde- 
rung der  gegenseitigen  Verkehrs-Verbältnisac,  mtei^ 
zeichnet  zu  Hannover  am  1.  November  1837.  (Nebst  fünf  Bei- 
lagen: A,  Uebereinkunft  wegen  Unterdrückung  des 
Schieichhandels;  B,  wegen  des  Anschlusses  der  Gr^Mialt 
Hohnstein  und  des  Amtes  Elbingerode  an  das  Zollsystem 
Preussens  und  der  übrigen  Zollvereins-Staaten  (stoben); 
C,  wegen  des  Anschlusses  des  Fürstentbiims  Blankenbar^« 
nebst  dem  Stiflsamte  Walkenried,  ferner  des  Amtes  Gal  vor  de, 
des  Braunschweigischen  Antheils  des  Dorfes  Pabstorf  und  desDo^ 
fes  Hessen  an  das  Zollsystem  Preussens' und  der  ibrife> 
Staaten  des  Zoll-Vereins  (s.  oben) ;  D,  wegen  des  Anschus- 
ses verschiedener  Preussischer  Geblotstheüe  ante 
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fc^^iaeriyslem  Hannoverfl,  Oldenburgs  und  Braun* 
*  c  hweigs)  £,  wegen  Erleichterung  des  gegenseitigen 
i^^rkehrs.) 
Gesetz-Sammlung  für  die  KöniglicIie.nPreussischen 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  173^208. 
Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Hannover  wegen 
ler  Besteuerung  innererErzengnisse  inden^demZollver- 
Bime  Preussens  und  der  mit  diesem  zu  einem  gemeinsamen 
Zoll-  und  Handels-Systeme  verbundenen  Staaten  ange- 
schlossenen Hannoverischen Landestheilen,  unterzeicb- 
md  zu  Hannover  am  1«  November  1837. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  209  u.  f. 
Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Braunschweig 
wegen  der  Besteuerung  innerer  Erzeugnisse  in  den,  dem 
Zollvereine  Pf enssens  und  der  mit  diesem  zu  einem  gemein- 
aamen  Zoll-  und  Handels-Systeme  verbundenen  Staaten 
angeschlossenen  Braun  seh  weigischen  Liandesth  eilen, 
nnterzeichnetzu Hannover  am  1.  November  1837. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  213u.f. 
Vertrag  zwischen  Preusseuj  —  für  sieh  und  in  Ver- 
tretung der  übrigen  Mitglieder  des  Zoll-  und  Handels- 
Vereines, —  und  Braunschweig  einerseits,  und  Hannover 
und  Oldenburg  andererseits,  betreffend  die  steuerlichen  Ver- 
hältnisse verschiedener  Herzoglich  Braunschweigischer 
Landestbeile^  unterzeichnet  zu  Berlin  am  16.  December  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  407  u.  f.,  —  1843,  Nr.  1,  S.  3,  4 
(Ausdehnung  der  Dauer  des  Vertrages  für  das  Jahr 
1843.) 
Vertrag  zwischen  Hannover  und  Oldenburg,  betreffend 
die  Fortdauer  des  unter  ihnen  durch  den  Vertrag  vom  7.  Mai 
183S  errichteten  Steuer-Vereines,  unterzeichnet  zu  Berlin 
am  14.  December  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  KöniglichenPreussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  410  u.  f. 
Vertrag  zwischen  Preussen,  —  für  sich  und  in  Ver- 
tretung der  sämmtlichen  übrigen  Mitglieder  des  Zoll- 
mid   Handels-Vereins,  —   Hannover,  Oldenburg  und 
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Braanschwefg*,  betreffend  die  Erneaernng  des  unter 
1.  Norember  1837   abgeschlossenen  Vertrages  wegoi    Beför- 
derung der  gegenseitigen  Verkehrs-Yerhältnisse,  »ler- 
zeichnet  za  Berlin  am  17.  December  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preassisckea 
Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  412  u.  f.,  —  1843^  Nr.  1,  S.  4 
(Ausdehnung  der  Dauer  des  Vertrages  auf  das  Jahr 
1843.) 
Pfinf  Anlagen  zu  dem  vorstehenden  Vertrage,  samait- 
lich  unterzeichnet  zu  Berlin  am  17.  December  1841,  nimllch: 

A.  Debereinkunft  zwischen  Preussen  und  den  ihrigen 
Staaten  des  Zollvereins,  nebst  Braunsebwelg 
einerseits,  und  Hannover  und  den  übrigen  Staaten  des 
Steuervereins  andererseits,  wegen  Unterdrückung 
des  Schleichhandels. 

B.  Debereinkunft  zwischen  Preussen  und  den  librigeB 

Staaten  des  Zollvereins,  nebst  Braunschweig,  einer- 
seits, und  Hannover  andererseits,  den  erneuerten  An- 
schluss  der  Grafschaft  Hohnstein  und  des  Amtes  Elbln- 
gerode  an  das  Zollsystem  der  ersteren  Staaten 
betreffend. 

C.  Uebereinkunft  zwischen  den  Staaten  des  Zollvereias, 

nebst  Brannschweig,  einerseits,  und  Hannover  andern^ 
seits,  wegen  des  Anschlusses  des  südlichen  Tbeiics 
des  Amtes  Fallersleben  an  den  Zollverein. 

D.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  einerseits  und  den 
übrigen  Staaten  des  Steuervereins  andererseits,  den 
erneuerten  Anschluss  verschiedener  Preussischer 
Gebietstheile  an  das  Steuersystem  der  letzteren 
Staaten  betreffend. 

E.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  den  nbrigea 

Staaten  des  Zollvereins,  ndist  Braunschwefg,  ehicr- 
seits,  und  Hannover  und  den  übrigen  Staaten  des 
Steuervereins  andererseits,  wegen  Erleichterung  des 
gegenseitigen  Verkehrs. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preusslschen 

Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  41.6—430. 
Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Hannover,  be- 
trelTend  die  Erneuerung  der  Uebereinkunft  vom  1.  November 
1837,  wegen  der  gleichen  Besteuerung  innerer  Erzeug- 
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iMBe  Im  den  den  Zollvereine  Preossens  and  den  mit  diesem 
n  eiliem  g^eaeinsamen  Zoll-*  nnd  Handels-Systeme  ver- 
«sdeneii  Staaten  angeschlossenen  Hannoverschen  Lan- 
estheilen,  unterzeichnet zo  Berlin  am  17.  December  1841. 
6eset£-Sammlnng  ffir  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.26,  S. 431, 432,-- 1843,  Nr.l,  S.4  (Aus- 
dehnung der  Dauer  des  Vertrages  für  das  Jahr  1843.) 
Vertrag  zwischen  Preussen,  Braunschweig  und  den 
ihrigen  Staaten  des  Zollvereins  einerseits,  und  Hannover 
und  den   übrigen  Staaten  des  Steuervereins  andererseits, 
wegen  Beförderung  der  gegenseitigen  Verkehrsverh'ält^ 
Aisse,  unterzeichnet  zu  Braun  schweig  am  16.  Oktober  1845. 
Gesetz-Sammlung  für  die  KöniglichenPreussischen 
S  taa  t  en,  1845,  Nr.  37,  S.  685  u.  f. 
Sechs  Anlagen  SU  dem  vorstehenden  Vertrage,  sämmt- 
M  uDienieiehnet  zu  Brannscbwelg  am  16.  Oktober  1845^ 
Dimlieh: 
l.  Cebereinkunft  zwischen  Preussen,  Braunschweig 
and  den  übrigen  Staaten  des  Zollvereins  einerseits» 
und  Hannover  und  den  übrigen  Staaten  des  Steuer- 
vereins andererseits,  wegen  Unterdrückung  des 
Schleichhandeis. 
U.  Uebereinkunf  t  zwischen  den  Staaten  des  Zollvereins 
einerseits,  und  Hannover  andererseits,  weg^n  des  An- 
schlusses verschiedener  Theile   des   Königreiches 
Hannover  an  den  Zollverein« 
UI.  DebereittkuaftzwischeaHannoverundBraunschweig, 
wegen  der  Besteuerang  innerer  Erzeugnisse  luden, 
nach  der  Uebereinkunft  II  dem  Zollvereine  angeschlos- 
senen Königlich  Hannoverschen  Gebietstheilen. 

IV.  Uebereinkunft  zwischen  Hannover  und  den  übrigen 
Staaten  des  Steuervereins  einerseits,  und  Braun- 
schweig andererseits,  wegen  des  Anschlusses'  ver* 
seUedener  Braunschweigischer  Gebietstheile  an 
den  Steuerverein. 

V.  Uebereinkunft  zwischen  Hannover  undBraunschweig, 

die  in  den  Gommunion-Besitzungen  zu  erhebenden 
indirekten  Abgaben  betreffend. 
VI«  Uebereinkunft  zwischen  Preussen,  Braunschweig 
ond  den  übrigen  Staaten  des  Zollvereins  einerseits. 
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und  HaHii4»ver  und  den  übrigen  Staaten  des  Steier- 
vereins  andererseits,  wegpen  Erle ickternng  des  gegen- 
seitigen  Verkehrs. 
Gesetz-Sammlnng  für  dieKöniglicliettPreassisckta 
Staaten,  1845,  Nr.  37,  S.  689-720. 


Diejenigen  Juschluss-Fer träge  an  den  Zoll^Fereini- 
gungS'Fertrag  vom  22.  März  1833,  so  wie  diejemigeH 
neueren  Fercinbarungen  zwischen  dem  Zollvereine^ 
Braunschweig,  Hannover  und  Oldenburg,  weiche  ßir 
den  Zweck  des  diplomatischen  Jrchives  von  besonderem  Interesse 
erscheinen,  werden,  fiebst  den  neuesten  Ferträgen  zwischen 
dem  Zollvereine  und  ausserdeutschen  Staaten,  in  den  Fori- 
Setzungen  Jblgen. 

g)  Das  Conferenz-Protokoll  d.d.  München,  deatt.  Jnli 
1833  bestimmte,  das^  die  Vollzngs-Gommission  in  Mnneken 
zusammentreten  werde.  Diesen  Bestimmungen  gemäss  fanden  sieh 
daselbst  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  December  1838  die  Gom- 
missarien  von  Prenssen,  Wnrttemberg  und  beiden  Hes- 
sen ein,  denen  alsbald  dieBaierisehenCoramissarien  lieigeseOt 
wurden,  und  denen  femer,  aus  Auftrag  seiner  Regiernng,  der  dortige 
Königlich  Sächsische  Geschäftsträger  beitrat. 

Vergl:  Haupt-Protokoll  der  Vollzugs-GommissioB, 
d.  d.  München,  den  14.  Pebmar  1834. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.w.  Bd.  I,  S.'253u.f. 
Protokoll,  die  Organisation  der  Zoll- Verwaltung  in  König- 
reiche Sachsen  betreffend,  d.d. München,  den20.PelNmarl834. 
Ebendaselbst,  Bd.  i,  S.  438u.  f. 
Vergl.  ferner  {mit  Bezug  auf  die  entsprechenden  jdrtHnt  im  den 
oben  allegirten  ^nschluss- Ferträgen): 

Haupt-Protokoll  der  Vollzugs-Gommission  in  Garls- 
ruhe,  d.  d.  Garlsruhe,  den  3.,  6.,  7.,  8.;  10.,  13.,  14.,  16.,  26., 
28.,  29.  Oktober  1885. 

Verträge  und  Verhandinngen  u.  s.w.  Bd.  11,  S.  74n.  f 
Beilage  Vi:  Vorläufige  Dienstordnung  für  das  Gcntral- 
Rechnungs-Bureau  des  Zoll-Vereins  (zu  Berlin). 
Ebendaselbst,  Bd.  11,  S.  118, 118. 
Besonderes  Protokoll  über  die  Zoll-Organisation  in 
Baden,  d.  d.  Garlsruhe,  den  23.,  24.,  23.,  26.,  28.  und  29. 
September,  1.,  2.  u.  3.  Oktober  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  U,  S.  134  u.  f. 
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Proli^koll  vom  29.  Oktober  i835,  iiber  iKe  dnreh  Badens 
leflritt  sunt  Zollvereine  herbeigefäbrte  Aenderung 
in  der  Organisation  der  angrinzen  den  Vereins- Staaten, 
Dod  über  die  Bauschsnmmen. 

Ebendaselbst^  Bd.  II,  S.  160a.  f. 
Haupt-rrotokoll  der  Vollzugs-Gomniisslon  zu  Wies- 
baden (Prankfnrl  a.  M.),  d.  d.  Wiesbaden,  den  21.,  22.  und 
23.  Janaar,  und  zu  Frankfurt  a.  M.  den  8.,  9.,  10.,  16.,  17.,  18. 
Harz  1836. 

Verträge  und  Verhandinngen,  Bd.  11,  S.  241  u.  f. 
Beilage  I  zum  Haupt-Protokoll  der  Vollzugs-Commis- 
sion:  Bestimmnngen  aber  die  Erleichterungen,  welche 
ik  von  dem  Zollverbande  eximirten  Landestheile  der 
ZoU-Vereins-Siaaten  geniessen. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  254  u.f. 
Hanpt-Protokoll  der  Commlssion  für  den  Vollzng  des 
Vertrages  vom  2.  Jannar  1836,  über  den  Beitritt  der  IV*elen  Stadt 
Frankfurt  zora  Zoll-Vereine,  d.  d.  Prankfurt,  den 23.,  24., 
25.,  26.  Februar,  1.,  3.,  4.,  7.  und  12.  MSrz  1836. 

Verträge  und  Verhandlungen  n.  s.  w.  Bd.  11,  S.  323  a«  f. 
Beilage  A:  Verzeichniss  der  in  Gemässhett  Slaats-Ver- 
Irags  vom  2.  Januar  aufgehobenen  indirekten  Abgaben,  und  bis- 
herige Erbebungsweise  derselben,  so  wie  der  noch  fortbestehe n- 
^ea  indirekten  Steuern,  mit  Ausschluss  der  Consumtions*Steuem. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  339 n.  f. 
Beilage  G:  Verzeichniss  und  Grösse  der  In  Frankfurt 
fortbestehenden  Consumtions-Steuern  (Accise). 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  341,  342. 
Beilage  P:  Verordnung  über  das  Einbringen  vonHand- 
^erks-Arbeiten  aus  den  Vereins-Staaten  nach  Prankfurt. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  345. 
Sechstes  Protokoll,  vom  6.  Februar  1836,  der  Gommission 
ßr  den  Vollzug  des  Zoll-Vereinigungs-Vertrages  mit  der 
freien  Stadt  Prankfurt,  vom  2.  Januar  1836,  •—  für  die  Glieder 
^  diplomatischen  Gorps  eingehende  Waaren  betreffend. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  353,  354. 
Pöiifzehntes  Protokoll  u.  s  w.,  vom  17.  und  20.  Februar 
»IM)  I.März  1836,  die  Organisation  der  Zoll-Verwaltung  in 
'Kranit Turt  a.  M.  betreffend. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  3r»6  u.  f. 
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Besonderes  Protokoll,  vvmi  7.  llärz  i8SC»  ober  die  Re^i- 
lirnng  derBaasohsuminen  in  Folge  Beilritts  vanNauta 
und  Frankfort  zum  Zoll-Verein. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  399  u.  f. 
Besonderes  Protokoll,  vom  12.  März  1836,  über  die  AI i- 
mentirung  der  durch  den  Beitritt  von  Nassau  und  Frank- 
furt und  der  Landgrafschaft  Hessen-Homburg  zum  Zollrer- 
eine  dienstlos  gewordenen  Beamten. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  428  u.  f. 
h)  Die.  Auswechselung  der  Hatificalions-UrkoodeD 
erfolgte  zu  Berlin  am  28.  November  1833. 

S.  auch:  Protokoll  über  die  Auswechselung  der  Vr- 
künden  wegen  Ratification  des  Vertrages  vom  22. Harz  1833., 
der  Separat-Artikel,  des  Zusatz-Artikels  lad  des  be- 
sondern Artikels  zu  solchem. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.s.w«  Bd.  I,  S.92u.f. 
O  Dm  im  Jahre  1836  in  der  Zoll-Conferenz  zu  Minehen 
vereinbarte  Zoll-Gesetz  und  die  demselbea  eatsprecbende 
Zoll-Ordnung  s.  u«  a*  in  der 
Gesetz-Sammlung  für  die  RöniglichenPreaszisehen 
Staaten,  1838,  Nr.  5,  S.  34  u.  f.,  (publioirt  durch  die  Vei^ 
Ordnung  vom 23.  Januar  1838,  s.  ebendaselbst,  S.  33.) 
Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich  Sachsen,  1838. 

S.290tt.f. 
Gesetz-Blatt  für  dasKönigreichBaiern»  1837,  S.  177u.f. 
Regierungs-Blatt  für  das  Königreich  Württemberg, 
1838,  S.  233  u.  f. 
Vergl.  ferner: 
Vereins-Zolltarif  (Beilage  B  zu  obigem  Vertrage  vom 
22.  März  1833.) 
Gesetz-Sammlung   für  die    Königlichen   Preussi- 
schen  Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  164—209. 
Zoll-Tarif  für  die  Jahre  1846, 18^  und  1848. 
Gesetz-Sammlung  für  dieKöniglichenPreussisehea 

Staaten,  1845,  Nr.  33,  S.  605- 664,  —  1846,  Nr.% 
S.  463,464. 


Vertrag  zwischen  Prenssen,  Knrhessen,  Sack- 
lei-Weimar-Bisenach,  Saohsen-HeiningeH, 
Sachsen -Alteobnrg,  Sachsen- Gobnrg- 60 tha, 
Schwarz bnrg- Sondershansen,  Schwarxbnrg- 
Kidelstadt,  Renss-Schleitz,  Renss-Oreits 
ud  Renss-Lobenstein  nnd  Ebersdorf,  wegen 
Irrichting  des  Thflringischen  Zoll-  nnd  Hai- 
iets-Vereines,  nnteneichnet  xn  Berlin  am  10.  flai 

1833. 0 

Seine Mi^efttüt  der  KSulg  vonPreussen,  Seloe  Hoheit  der 
Kurprinz  und  Mitregent  von  Hessen,  Seine  KöuigUclie  Uolielt 
^  Grossherzog  von  Sachsen-Weiniar-Eisenach,  Ihre 
Dorchltfucbten  die  Herzoge  von  Sachseu-Meiningen,  Sach- 
sen-Altenburg und  Sachsen-Coburg-Gotha,  ingleichen 
Out  Durchlauchten ,  die  Fürsten  von  Schwarzburg-Son- 
<ier8hausen,  Seh warzburg-Rudolstad t,  Reuss- 
Schleitz,  Reuss-Greitz  und  Reuss-Lobenstein  und 
Ebersdorf,  in  ErwSgung,  dass  ihre  nachrolgend  benannten 
^derund  Landesthdle,  wegen  deren  vermischter  Lage  und  der 
kl^urch  bedingten  gegenseitigen  Abhängigkeit  des  Verl^ehrs 
^ed^  im  Einzelnen  die  Einfiihrung  eina*  besondern  Zoli-Gesetz- 
S^ag  zulassen,  noch  geeignet  sind,  abgesondert  einem  bereits 
l^tehenden  ZoUverbande  angeschlossen  zu  werden,  und  von  der 
Veberzeugung  ausgehend,  dass  sich  nur  In  der  Vereinigung  zu 
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einem  gemelRSchaftUchen  Zoll -Systeme  die  Aussl^t  cfMket 
diesen  LXndern  und  Landesthellen  nach  deren  immer  ffihtaRr 
werdenden  dringenden  JBedOrMsse  die  Voithelle  eines  wSS^SM, 
erieichtert;en  Verkehrs,  wie  andere  grSssere  Staaten  dersdkfi 
geniessen,  sowohl  unter  sich,  als  auch  im  Verfafiltnlsse  zu  an- 
gränzenden  Staaten  zuzuwenden,  haben  über  diesen  G^enstanA 
iTnterhandlungen  erönhen  lassen  und  zu  diesem  Zwecke  zu  Be* 
vollmächtigten  ernannt: 

Seine  Mi^estät  der  KSnig  von  Preussen: 

Allerhochst-Ihren  Geheimen  Ober-Finanz-Rath  Ludwig  Bo- 
gisiaus  Samuel  Kühne,  Ritter  des KSniglich Preussisdien  rothai 
Adler -Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  Gommandeuf 
zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haiisordeos  vom 
goldenen  Löwen,  und 

AlleriiSchst-Ihren  Geheimen  Legations-RaUi  Ernst  Ml  elia- 
ells,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adl^-Ordeos 
vierter  Klasse,  OfOcier  ^er  KSnigUch  Französischen  Ehrenlegion, 
Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen; 

Seine  Hoheit  der  Kurprinz  und  flOtregent  von  Hessen: 

Höchst-Ihren  Wirklichen  Gehdmen  L^ationsrath,  ausser- 
ordentUchen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  am  König- 
lich Preussischen  Hofe,  Carl  Friedrich  vonWilkens-Hohenao, 
Commandeur  des  Kurfiirstlich  Hessischen  Haus-Ordens  vom  gol- 
denen Löwen,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler* 
Ordens  dritter  Klasse  und  des  Kffiniglich  Preussischen  St.  Jehan- 
niter-Ordens,  und 

Höchst-Ihren  Geheimen  Ober-Bergrath,  Heinridi  Ilieoder 
Ludwig  Schwedes,  Ritter  des  Kurfürstlich  Hessischen  Hans- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen  $ 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- 
Weimar-Ei  senach: 

Höchst-Ihren  Minister-Residenten  amKöniglidiPreussteckeD 
Hofe,  den  Generalmajor  Ludwig  Heinrich  vonL'Estocq,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  roth^  Adler-Ordens  zweiter  Klasse 
mit  Elchenlaub  und  des  Königlich  Preussfsdien  MUttKr-VentteBst- 
Ordens,  Commandeur  des  Grossherzog^ldi  SSchsischra  Haiis> 
Ordens  vom  weissen  Falken,  und 


HSclHl.IlirMitanliflfn&,iOitok«rTkeft,  RMtar  «MKSoic. 
PreOMtsdieii^  rotlm  AdlaMIrdeDS  ifftter  KlQü»e ;     -^ 

Seine  Durchlaucht   der  Herzog  von    Sachsen-Mel- 
nlngen: 
Htfchst-Ihreii  Mlnlster-Aesidenten  amKSniglichPreussIschen 
Kilte,  den  Kammerherrn  Ludwig  August  von  Rebeur,  Ritter 
es  KSnlgUch  Preusslschen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse, 

HSchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Legationsrath  und  Kam- 
Derberrn,  Jacob  Ignatz  von  Cruickshank,  Ritter  des  Königlich 
ih^Qssischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  Gross- 
^erxegUiA  SSchsischen  Hausordais  vom  weissen  Falken,  und 

HSchst- Ihren  Mlnlsterialrath ,  Carl  August  Adolph  von 
Ptsehern,  Ritter  des  KSniglich  Preusslschen  rothen  Adlep^ 
(HideDs  dritter  Klasse  und  des  Kifniglich  SXehsischeD  Civil- 
Verdienst-Ordens ; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen-Alten- 
burg: 
Höchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Rath,  Minister  und  Kam- 
mer-Präsidenten, Carl  Johann  Ernst  Edler  von  Braun,  Com- 
mandeur  des  KSniglich  Sächsischen  Clvil-Verdienst-Ordens  und 
des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus-Ordens  vom  weissen  Fal- 
ken, Ritter  des  Ordens  der  KSniglich  Württembergischen  Krone; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen-Coburg- 
Gotha: 
Hffchst- Ihren  Kammerherrn  und  Minister -Residenten  «m 
KSniglich  Sächsischen  Hofe,  den  Oberst-Lieutenant  Otto  Wilhelm 
Carl  von  RSder; 

Sdne  Djorehlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Son- 
dershausen: 
HSchst-Ibren  Kammer-PrSsidenten,  Carl  Friedrich  Wilhelm 
von  Weise,  Ritter  des  KSBlgUch  Preusslschen  rothen  Adler- 
Ordens  dritter  Klasae; 

Seine  DurcblMieht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Ru- 
dolstadt: 
Stichst -Ihren  Ober- Stallmeister  Friedrich  WHbelm   von 
Witzleben; 
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Seüie>AiindUMAI  teriiMM  <«Qli  ft«tt«a^Gp6lU 

und  Ebersdorf:  .      ,> 

t  mcb^Uftren  KaBi^er,  ^effiemvs*  mA  ponisistorial-Pil* 
i^id^ten,  Gustav  ^flqlph  vra  Strauch,  Ritter  des  Eoot^ 
P^e^^^cbeq  i^th^  iVd^f-Ontens  diitter  lilasae  uod  4e»  Sätäfr 
lieh  Sächsischen  Civil -Verdienst-Ordens ; 
j  von.  welchen  ßevolIraSehtigten  unter  dein  VorbehaICe  te 
Ratiflcation  folgender  Vertrag  abgeschlossjen  worden  ist. 

Die  lUniglicb  Freussischeo  ]l«aiidesUieile :  SUdt-  und  ImA- 
Icf^  ErCtort»  mM  den  Krelsep  SohlpusiiigQn  v^d  Zi^enruck^ 
der  KurfUrsUicIi  Hessische  Kceis  Schm^kahteB,  die  (kwAana^ 
lieh  Sachsen- Weimar-  und  Eisenachischen  Lande,  mit  Aitsoatar 
der  Ae/nter  Alstedt  und  Oldisleben  und  des  Amtes  Ostlieim,  die 
Herzoglich  Sachsen-Meiningenschen  Lande,  die  Herzoglich  Sack- 
sen-Altenburgiscben  Lande,  diß  Herzoglich  Sachseo-Cot^ois-  ob' 
Gothaischen  Lande,  mit  Ausnahme  der  Aemler  VcUwearode  und 
Kb'ni'gsberg  und  des  FQrstenthums  Lichtenberg,  die  F^irsdick 
Schwarzburg  -  Sondershausenschen  und  FHrstUch  Schwarzbofg- 
Rudolstädtischen  Oberherrschaften,  und  die  JFiirstlich  JReuss- 
Schleilz-,  Reuss -  Greitz  -  und  Reuss-Lobeiistein- und  Ebcrs- 
dorflseheÄ  Lakide  werden  zu  einem  gemelnsanen  Zoll  -  und  Han- 
dels -Verband.e  unter  dem  Namen : 

,;%oII-  und  Bandeis -Verein  der  THriii{;lsclt6i  Staatei'' 

vereiniget,  ' 

Die'  eohlriihlfenden  Reglertirigen  werden  die  eiflM'd^icbeii 
gesetzlichen  Vorschriften  zu  dem  Zwecke  erfassen,  damit  in  den 
oben  genannten  Landen  und  Landesihellen  In  ßeiitehuiig  auf  dfc 
Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs  -  Abgaben ,  weldie  fn 
diesem  Vertrage  unter  dem  gemelnschaftUehen  Namen  „Zö»*' 
bW«QD  werden,  eine  vKlHge  UeberelnsttBUMU«  mit  4er  in  den 
™^*^'»  Preussischen,  Kurltirstllch  Hesalsdiefi  imd  Grossler- 

^Sund*^**"  ™  '®*°**  gemetoßdMrftticiien  ^ZM-SyBleoe 
naeneü  Landen  bestehenden  Gesetzgebung  StaU  flnie. 


ut 


'i    -'    -   -  •'   Jtotfkrta  •.   '.>'!: 


Ifit  dem  T'flgti  Aer  Aibflftning  des  V4$iietaB  wlM  i^Arto^h^ 
ten  ^mflfehen 'fad  Artikel  1:  genannten  Landen  uM'tktKl^j 
Uieilen  Freikeit  des  fietndels  und  Verkcikrs  und  GettiFeintebafr  der 
Zoll-fiinnahnii;  unterden  bafdttel^enden  Bfestlmmungen  'eiMf!i*eten. 

DemgemSss  boren  von  Jenem  Tage  an  alle  Eingangs-,  Aus- 
gangs -  und  Durchgangs  -  Abgaben  an  den  gegenseitigen  Innerei! 
GrHn^en  sSmmtllcher  zum  Vereine  gebtfrigen  Lande  und  Landes- 
theile,  namentlich  auch  alle  Binnenzölle  (zu  welchen  jedoch  ik 
in  dem  Iblgenden  ArtiJcel  erwSbnten  WasserzSne  nicht  gerechnet 
werden  sollen),  dieselben  mSgen  bisher  unter  dem  Namen  Geleit, 
oder  unter  Irgend  einer  andern  Benennung  bestanden  haben, 
gänzlich  auf. 

Artikel  &• 

Die  WasserzSlle  auf  den  Flüssen  in  den  zum  Vereine  gcv 
htfrigen  Landen  werden  auch  ferner  den  privativen  AnordnuJfge^ 
der  l>etreffenden  Regierungen  oder  den  etwa  darüber  bestehenden 
Verträgen  gemäss,  erhoben.  Jedoch  soUen  weder  neue  Wasser; 
zSUe  eingeführt,  noch  die  bestehenden  ohne  allseitige  Zustimmung 
erhShet,  auch  in  Betreff  der  Erhebungsart  und  des  Betrages  dieser 
Z8Ue  die  Unterthanen  der  übrigen  mitcontrahirenden  Staaten  den 
eigenen  Unterthanen  überall  gleich  bdiandett  ^erdeo.  ^ 

ArtllLel  «. 

Damit  die  gegen^lUge  Freiheit  des  Verkehrs  nicht  dur^ 
eine  Dnglelchbät  der  Besteuerung  der  iwerea  Erzeugnisse  eine 
alWiende  Ausnahme  arleide,  sind  die  hoben  Coü^abeoten  tt)iereini 
gekommen,  ia  Huren  zum  Vereine  gehörigen  gebieten  binsichtlick 
der  Abgabe  vcm  der  Fabrikation  des  Branntw^fa^  ingleichen  von 
dem  inlSndischen  Tabaks-  und  WelnfMU  dieselbe  Besteuerung 
und  ErlieiNiiig  centralen  zu. lassen^:  welche  in.  den  Künlglich 
Preuflslaclien  Staaten  dernialen  gesetzlidi  eingffOhrt  ist,  auch  dlfi 
ohnehin  in  den  Vereinalanden  bestehenden  Abgaben  von  deü  Be- 
rsitung  des  Biers  nicht  unter  den  Betrag  der  dieserbalb  gegen« 
wSrtig  in  Preussen  bestehenden  Steuer  herabzusetzenv 
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lagkidien  wolloi  «e  boken  OaaMheBleD  IBr  da  Dcfell  «es 
KMhntaes  diie  giekhffniiige  ik<«le^EiiiiiGUiii«  eUjOffCB» 
dBeoDcM^ireis  feslfletwn»  unter  wdchm  in  kdneai  4er  a 
Verebie  gehdrigen  GeUete  das  Salz  al^esetzt  werden  darf. 

Der  Verkaor  de$  Sabes  an  Privaten  ans  dem  GdMde  da 
einen  in  da^enige  einer  anderen  der  contrahirenden  Rc^ennga 
M  verboten,  mit  Ausnalime  der  FlUe  einer  besonderen  lleiienuh 
knnlt  zwischen  den  betheiligten  Regierungen,  ingieidiai  aolchff 
FSlle,  wo  dieser  Verkauf  auf  dem  Grunde  eines  zwisdien  der 
R^tfung  Jenes  Landes ,  wohin  das  Salz  verkauft  wird ,  und 
der  Saline,  welche  es  verkauft ,  bestehenden  Vertrags ,  unter 
Beobachtung  der  auf  der  Saline  angeordneten  Contnrinasane;gebi 
SUtt  findet 

JijrtilLel  9. 

In  deiUenigen  Landen,  wo  der  Debit  der  Spielkartoi  zu  den 
StaatsmonopoUen  gefaffirt,  ist  die  EinfQhrung  dersdben  aus  an- 
deren zum  Vereine  gehfirigen  Landen  audi  fernerhin  vechoten. 
Auch  bleibt  einer  Jeden  Regierung,  In  deren  Gebiete  dieses  Mo- 
nopol nodi  nicht  bestehet,  unbenommen,  dasselbe  einzuffBireB, 
und  demzufblge  das  Einbringen  der  Spicftarten  aus  anderm  tum 
Voeine  gehörigen  Landen  zu  untersagen. 

Hinsichtlich  der  Verbrauchs-Aligaben,  welche  Im  Bereiche 
der  Vereins-Lande  von  anderen  als  den  in  dem  Artikd  6  bezeidi- 
neten  GegenstSnden  erhoben  werden,  wird  eine  gegensefUse 
GieichmSsslgkeit  der  Behandlung  dergestalt  Statt  Onden,  dass 
das  Brzeugniss  eines  anderen  Vereinsgebietes  unter  keinem  Vor- 
wande  MRier,  als  das  inländische^  betastet  werden  darf.  Derselbe 
Grundsatz  gilt  auch  für  die  Zuschlags -Abgaben  oder  Octrois, 
wdMie  In  einzelnen  Gemeinden  der  zum  Verdne  gdiOrigen  Lande 
eIngelBhrt  dnd,  oder  etwa  noch  eingelOhrt  werten  solHen,  der- 
gestalt, dass  auch  hierhel  das  firzengniss  eines  anderen  ^Ueaer 
Lande  unter  keinem  Vorwande  MRier  belastet  werden  darf,  als 
das  Erzengniss  des  eigenen  Landes. 

Es  wird  Jedoch  von  Tabak,  lYanbenmost  und  Weln^  ausser 
dem  gemeinschaflilehen  ZoHe  und^resp.  ausser  den  im  Aitftdd 
erwamen  Steuern,  In  keinem  Vereinsslaate  weder  fir  dessen, 
noch  Ür  Rechnung  einer  etazehmn  Gemeinde  dne  Al^abe  e^ 
hoben  werden. 


»ftS 


IMe  hokcn  CoDtrabeDten  woüeii  gendBsAaftlidi  daUfl  wir- 
na,  iasa  tardi  ABnabme  glelcklSrnifgi^  OrundaXtze  die  Qt* 
votMandtell  beffirdart  md  der  Beftignlsa  der  UntaikaMD  daa 
lata  Staates^  In  dem  andereo  Arbeit  uad  Erwerb  zu  sucbea, 
■llUekst  freier  Splelramn  gegeben  wer&e. 

Von  den  Unterthanen  des  einen  Staates,  welche  In  dem  Ge- 
biete eines  anderen  Handel  und  Gewerbe  treiben  oder  Arbeit 
nchen,  soll  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  der  gegenwärtige  Ver- 
trag In  Kraft  treten  wird,  keine  Abgabe  entrichtet  werden,  wel- 
dMT  nicht  glelchmSssig  die  in  demselben  GewerbsyerhUtnlsse 
stdienden  eigenen  Unterthanen  unterworfen  sind. 

Desgleichen  sollen  Fabrikanten  oder  Gewerbtreibende, 
wdcbe  blos  filr  das  von  Ihnen  betriebene  GescbSft  AnkSufe 
machen,  oder  Reisende,  welche  nicht  Waaren  selbst,  sondern 
BOT  Muster  derselben  bei  sich  (Uhren,  um  Bestellungen  zu 
suAen,  wenn  sie  die  Berechtigung  zu  diesem  Gewerbsbetrfebe 
ia  dem  Vereins-Staate,  in  welchem  sie  ihren  VTohnsltz  babeUi 
Airch  Entrichtung  der  gesetzlichen  Abgaben  erworben  haben, 
oder  im  Dienste  solcher  InlSndiscbein  Gewerbtrelbenden  oder 
Raofleute  stehen.  In  den  anderen  Staaten  keine  weitere  Abgabe 
UertUr  zu  entrichten  verpflichtet  seyn. 

Aach  sollen  beim  Besuche  der  HMLle  und  Messen  zur  Aus- 
iilHmg  des  Handels  und  zum  Absätze  eigener  Erzeogntsae  ond 
^rlkate  in  Jedem  Vereinsstaate  die  Unterthanen  der  übrigen 
Mtrahirenden  Staaten  eben  so  wie  die  eigenen  Unterthanen  bö- 
rdelt werden. 

•  ■ 

Zur  Auflrechthaltung  Ihres  Handels-  und  ZoH- Systems  und 
w  UoterdrUckung  des  gemeinschSdlichen  Schleichhandels  und 
Act  Uaterschldfe  bei  den  Steuern  Im  Innern  des^Vereins,  wollen 
^  haben  Gontrahenten  stob  gegenseitig  krlUg'  unterstlllzen, 
'Mt  zu  aiesMi  BMule  die  errofderllebeil  AbordoMgett  diMh 
^^"iMere  UeberelAkuiift  veraMriMeii  uid  ein  fSrmlldiea  Zoll- 
^^1  sddlessen  laitcn. 


tu 


'  Von  der  ttor  Folge  de&:giqp»ow8rtlKeD  Vtolntges  (ArtfedS) 
eiätrelCDden  GomeiisehallMcUcdi  der  Zott-EimialaieB  NAa 
aobgeocUoflseii:  die  Ertiügatese  der  Wasser-  oder  Floflarik, 
dtf  Chauss^ci-tAkgäbeii,  Plaeter-,  Omud-,  BriickeD-y  FOr-, 
Kanal-,  Schleusen-,.  Waage- >  Krahnen-  «md.  Niedeilage-tiB- 
bobren,  iogleiclien  die  Zollstrafen  und  Confiscate,  welche,  vor- 
lielialtlicli  der  Antbelie  der  Denuncfanien,  einer  Jeden  Staats- 
regierung Inneitalb  ihres  Gebietes  verbleiben. 

Die  Verthellung  der  gemeinschaftlichen  Einnahmen  richte 
sich  nach  dem  VerhSitnisse  der  Seelenzahl  in  den  zum  Vereine 
gebSrigen  Landch  und  Landesthellen. 

Znm  Behufe  der  VertheiluDg  sollen  die  von  den  betrelfendeD 
bSheren  StaatsfodiSrden  als  richtig  zu  attestirenden  UeberäcM» 
von  der  neuesten  Bevölkerung  von  drei  zu  drei  Jahren  gegen- 
seitig mitgethdit,  und  wird  mit  dieser  Mitthellung  nnnrittdbar 
nach  Ratincation  des  gegenwärtigen-  Vertrages  der  Anftog  ge- 
macht werden. 

'    ArtllLelInt. 

Die  an  den  Erhebungsstätten  eingehenden  gemelnschaftUdieii 
ZollgefSlle  messen  bis  zur  Abrechnung  und  Verthellung  In  die 
Eaflsen  derjenigen  LaDdes-HerrschaOen,  in  deres  Gebieten  die 
fiikehungsstStien  belegen  sind. 

ArWkeltt« 

*  >  • 

Die  sSmmtlichen  Erhebungs-  und  Verwaltungakoaten  ftUeii 
den  einzelnen  betreffenden  Staaten  zur  Last,  mit  Ausnahme  da- 
Jentgen,  welche  die  UnterhalUmg  der  gemeinscbafUicben  Behörde 
InErAirt  (Artikel  17)  und  die  dieser  obllf^nde  Gea^hSftsfiihnuc 
lirenusacht. 

•  ^  Von  dier  tarlB&llssigen  Ahgaben-SniricbUnig  MlQlbeft  die  fir 
ÜoHoOialtMgftii  der  hohen  Soiiveriine  unAOifffrBflKeBteakliwr, 
m  Wie  die  fOr  die  bei  ibren  HHIte  accreditimw  fieaaadtM  efs- 
gdi»den  Gegenstande  nicht  ausgenoniiiif^  nnA  wenn  ■.  dsütr 


AekvcvstttingmSMfeiiilM,  MwoNtaffcMie  «wAeiMliMciiaft 
Ubl  ia  Aoreekiiuf  fgtbrafihl«  - 

Eben  so  wenig  anrecbnuogsROiig  sWA  iBntMUkUgnMgiüv 
wegoi  BimBlehiisir'  von  ZoUrfeMeü  odfr  vv^w^i  Mufge- 
Bellpetuiir.M  G«MMimii  odir  etoMMAemMtte  g^ 
tlt  wertfen  mfisMA.  •  n,.i% 


•    • . 


ArilUel  ift. 

Vere^unsUgungen  Air  Gewerbtreibende  binsicbtlicl)  der  Steuec« 
Entrichtung,  welche  nicht  in  der  Zollgesetzgebung  begründet 
sind,  fallen  der  Staatslca^se  derjenigen  Regierung,  welche  sie 
bewilligt  hat^  zur  Last.  Darüber,  unter  welchen  Mass^ben 
solche  Vei^ttstlgungen  zu  bewilligt  siiid,  ivlrd  nüliere  Terab- 
redung  vorbehalten.  "     ^ 

/  Das.  ih«iii4l|$UB0i-  uNi  StriitVemandtUMnrJR^fdNt  fwini 
ckcBlUb  von  Jadom  dar  ixmtndiifieMea  TtefiQt  ia  M^nean  üfihtet4 
ittsguOM«  ..V 

'  Ih  Beziehung  sowohl  aur^fe  Zoli-E/rhMrting,  «M  mf'tkWet- 
WHltiing  und  Erhebung  der  verträgsMtlssf^  lideh  ^lef chlOfthll^ 
EinricMungeii  zu  erhebenden  inneren  Steuern  (AMtIcel  6)'h^rd 
von  sämmtlichen  Vereinsregierungen  eine  gemeinschaftliche  Con- 
Irole  angeordnete  und  diese  einem  tJeneral-Inspector  übertragen 
wodoo,  wdcbma  ziigleick  die  VortNmHuof  d^r  JJVudfGben  Re- 
veaBaBttieiljmg  obliefea  soll.  Der  SUz  lies  .GiW9r#-Iiuw^twri 
wM:Briteit  aeftt/  Aas  NIHieie  iUw  die  £|jirt<*tmw  dieser  Gmh 
Irote  'Wird  dumh  ei». besonderes  Regulativ  beaMwüt  ffmtm 
wirieheB  als  ete  iiitegrirwder  Tbeil  de»  g»g0liivlrllfc»  Yiertnwwi 
angesdien  werden  aoU. 

Artll&el  M. 

Es  werden  jahrlich  zu  einer  naher  hoch  zu  verabredenden  Zeit 
Mrirtlnllebttirtii  sSMmtitdier  VeitdningierlinB^  zu* 

MBnettomidn;  iii»  ttbei<  die  ikngelflgealettflii  des  ¥«fdiw:  Mä 
81  bemlhed,HBinehllsie  du  liMiett,  naoi^alHdb  mm*  die  dMMIIve 
Abreehniiog  zwischen  den  belhelligten  StMlm^  ttMMUOmj  r  ^' 


Btner  dieMr  BeVoHKMeU^rlcn  wird  dibet  mm  VonltBaiei 
gewXhlt,  ohne  dass  Jedoch  denuelbaft  ein  Vorrecht  vor  dca  «- 
dercB  KU  Theü  würde. 

Im  FftOe  dee  BedirftiisMs  werten  die  BeiMMiiritektigta 
auch  meflerofdemiidie  Zusammenkfinfte  iMdten ,  worfilier  dte 
betheiligten  Regierungen  sicli  auf  dem  Wegt  des  aekrilttIcteB 
Benelimens  einigen  werden. 

Die  Kosten  der  Bevollmficbiigten  werden  von  einer  Jedea 
Regierung  für  den  ihrigen  getragen. 

Artikel  !•• 

Alles,  was  sich  auf  die  Ausführung  der  im  gegeowSrtjgon 
Vortrage  enthaltenen  VerSnderungen  beziehet^  s(dl  &urA  ge* 
mdnschatlUche  Commissarien  vorbereitet  werden. 

Zum  Geschäfte  dieser  Commissarien  gehört  Insbesondere 
lle  VereinlNirung  wegen  der  nStMgen  fibereinsttmmeoden  Ab- 
fkisrang  der  In  den  zum  Verdne  gehSrtgen  Landen  und  Landes- 
theilen  einzulUhrenden  organischen  Bestimmungen  und  der  daait 
In  Verbindung  stehenden  TegleMentären  Vertagungen  und  b- 
stnicttonen,  ingleicben  die  Vereinjlrarung,  welche  Massgaben  bei 
dem  Qrganisationsplane  für  die  Verwaltung  der  gemeinsdMft^ 
U^en  Abgaben  in  einem  Jeden  Vereinslande  nSthig  sind. 

• 

Artlliel  «O. 

Die  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages,  welcher  apüeslais 
am  ersten  Januar  1834  In  Ausführung  kommen  scdl»  T«4rd  ?0r* 
IMflg  bis  zum  ersten  Januar  1842  Cestgesetzt  Wird  der  Vertrag 
WSlrend  dieser  Zeit  und  spätestens  neun  Monate  vor  Abtaof 
derselben  ntcM;  gekttndiget,  so  soll  derselbe  als  noch  auf  zwNf 
Jahre,  und  so  fort  von  zw6lf  zu  zwSlf  Jahren  veriingert  la- 
gesehen  werden. 

Arttkel  Ml. 

-  fl«genwttli0er  Vertrag  aoU  alslMld  zur  Rattflcattm  Mr 
IMien  ciontrahirai4en  TlwUe  voagdegt,  lUd  die  Aiiiw«ehMin« 
4«  BMUicaU<ai».Urlcuidai  soll  iiiteMeiu  In  sedis. Wodm  * 
B^iB  iwwiilct  wariBo.  . 
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So  geMsMten  Berlin,  den  10.  Mai  1833. 

lüidwig  Kfihne.      Ernst  Michaelis.       Carl  Friedrich 

T.  Wilkens. 

(L.  S.) 


(L.  S.) 


(L.  8.) 


Heinrich  llieodw  Ludwig 
Schwedes. 
(L.  S.) 


Ludwig  Heinrich  v.  L*  E  s  t  o  c  q. 

(L.  S.) 


Ottolcar  T  h  0  n .      Ludwig  v.  R  e  b  e  u  r.       Jacob  Ignatz 

V.  CruIcfcshaniL. 
(L.  S.)  (L.  8.)  (L.  S.) 

Cu^  August  Friedrich  Adolph      Carl  Johann  Heinrich  Ernst  ' 
y.  Fischern.  Edler  v.  Braun. 

(L.  S.)  (L.  S.) 


Otto  WUtein  Q|ri  ▼.  Rüder. 

(L.  S.) 

Friedrlcl)  WUhelip 

V.  Wltzlebea. 

(L.  S-) 


Gtfl  Friedrich  WUbelin 

V.  Weise. 

(L.  8.) 

Gustav  Adolph  v.  Strauch. 
(L,  S.) 


ä)  Vergeh  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preassischen  Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  232  u.  f. 

Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeiträume  1833 
Iris  efaiscbliesslich  1836  über  die  Bildung  und  Ausführung  des 
Deotsehen  Zoll»  und  Handels-Vereins,  unter  Aufsieht 
des  C^ntraJ-Bureau's  des  Zoll-Vereins  nach  amtlichen 
Schrtfistäcken  abgedruckt,  Bd.  I,  S.  155  u. f. 

$eparat-Af  tikel  zudem  Vertrage,  wegen Brrichtonf 
des  ThüringischenZoll-  und  Handels-Vereins. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  161, 162. 

Schluss-ProtokoU  vom  10.  Mai  1833. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  163  u.  f.  .^ 

Protokoll  Tom  2.  December  1833  über  die  Auswechselung 
der  Urkunden  wegen  Ratification  des  obigen  Vertrages 
od  des  dazu  gehörenden  Se parat« Artikels. 
Bbendaselhst,  Bd.  I;  S.  17a 


■ 

?«rtraK  nrisehm  Prevssen  ud  d«  KSiigreiek 
Sacksei,  wegei  gleicher  BesteieriiBf  iiierer 
BrieigiUve,  utomi^et  aBerlia  «■  M.  Bn 

1833.-) 

r 

•  » 

Ifli  Zli&aiiiiQiihaD.ge  mit  dem  zwiii^ien  Pretftsei, 
KurhesseD  imA  dem  Grossherzogthume  Hessen,  tan 
Baiern  und  Württemberg  einerseits,  niiA  Sachsen  m- 
dererseüs  al)gescIiiossenen  Zoll-Yereinigungs-Yertrige, 
sind  Ton  den  Bevollmächtigten  Seiner  MsOestSt  des  RSnIgs  iw 
Preussen  und  Seiner  Königlichen  Hobelt  des  Prinzen  IBt- 
regenten  von  Sachsen,  nämlich: 

dem  Königlich  Preussischen  Geheimen  Staats  -  und  FtaiaiB- 
Minister,  Carl  Georg  Maassen,  Ritter  des  RSnigltch  Praudr 
sehen  rothen  Adler-Ordens  erster  Klasse,  Inhaber  des  .eiserneo 
Kreuzes  zweiter  Klasse  am  weissen  Bande,  Grosslureuz  desCi^ 
Verdiims^Ordens  der  KSnigUch  Baierfsehen  Knme,  Commntfimr 
des  Ordens  der  KSnigUch  WiiittenüM^schea  KroDe,  Grwstoeit 
des  Kurftirstltch  Hessischen  Löwen-Ordens,  des  GnaslierzosUA 
Hessischen  Lndwigs-Ordens  und  des  Grossherzoglteli  Sachs» 
Weimarischen  Haus-Ordens  vom  weissen  Paillcen,  und 

dem  Königlich  Preussischen  WirkJicIien  Geheimen  I^egattODS- 
rath  und  Director  im  Ministerium  4er  auswärtigen  Angel^gen- 
Itelien,  Albrecht  Friedrich  Eichhorn,  Ritter  des  Königfiok 
Pxeussisc|iw.i:othen  AdlerrOrden^  dritter  Klasse  mit  4er.Sdileifc 
Inhaber  des  eis^nen  Kreuves  zweiter  RIaase  an  welaaeo  Biofc, 
Ritter  des  Kaisertldi  RusalMkefe  Sl*  Annen^Ortaa  xwMtarRtasse, 


iß$  €Ml-yerdlMi*iOnten8  irrRiMgHisb^JMeiii 
iKa  KMne^  GMinMillMir  lies  Ordens  der  iSSiiiglich  Württim- 
avgisclieii  Krone  und  des  KHnigttcfa  Hannttveriscben  GuelpheiN 
«deB8,  Gomiliaodcor  enler  Klasse  ded  KurfOrsUich  Hesstichefei 
lHi»-Ordett8  von  goMepen  JJkwea  und  des  GrossherBOfUck  Hce4 
iaehai  Lndwigs-Ordens,  Conunaaideur  des  GrdssiieraogUcfa  Sndh* 
ea^W^flBMWlschen  Ordens  vom  weissen  Falken,  und 

dem  RSnigUch  Sachsischen  Minister,  SUats-Seereiür  der 
nnanzen,  Heinrieb  Antoa  ^an  2#schau,  Conimandeur  des 
UfDigUcb  Säcbsiscbea  ClvU-Verdlenst-Ordens,  uad   / 

dem  KSnigUch  Sücbalschen  General-Lleutenaiii  der  Caval« 
terlCy  General-Adjutaoien,  aüsserordwUlchen  Gesandten  und  be- 
Mdlmikditigten  Ministef  am  Kiiaiglicb  Preussiscben  Hofei,  CßA 
Priedricli  Ludwig  von  Watzdorf f,  Ritter  des  Ktolglicb  SSeb^ 
flischen  Rauten- Ordens,  Commandeur  erster  Klasse  desKSaigUob 
Sichsischen  Militär-  St.  Heinricbs- Ordens,  Ritter  des  Königlich 
Salerischen  St.  Hubertus -Ordens«  ,  ;l 

noch  die  folgenden^  nur  auf  Verhältnisse  zwischen  j^ufts^ 
und  Sachsen  Bezug  habenden  Verabredungen  unter  demVorbe^ 
halte  der  Ratlflcation  ihrer  Allerhöchsten  HSfe  getroffen  worden« 

Um,  eine  vSUige  Freiheit  des  gegenseitigen  Verkehr^ .  auch 
mit  denjenigen  inneren  Eri^eugnissen  herzustellen,  bei  web^beQ 
eine  Verschiedenheit  der  Besteuerung  noch  die  Erhebung  einer 
Ausgleichungs-Abgabe  auf  der  einen  oder  auf  der  anderen  iSeite 
noihwendig  machen  wurde,  wollen  Se.  Majestät  der  Köni^  und 
Se.  RSnlgllche  Hoheit  der  PMnz  Mitregent  von  Sachsen  dahin 
wirken,  dass  in  Ihren  Landen  spätestens  bis  ^um  1.  Jantiar  1834 
dieseTbe  Besteuerung  des  Braumalzes,  derBranntweinrabrtkahön^ 
des  Tabaks  -  und  des  Weinbaues  eintrete,  welche  in  Pireusseb 
gesetzlich  besteht,  worauf  sodann  eine  Abgaben-firtiebung  von 
Bier,  Branntwein,  TabaksblSttern  und  Fabrikaten,  ingleichen 
von  Traubenmost  und  Wein  bei  dem  Uebergange  aus  dem  einen 
in  das  andere  Gebiet,  gegenseitig  nicht  Statt  finden  wird. 

Artikel  9* 
Unter  VoraiissflEUng  einer  gesetzlich  gesicherten  Erhebung 
des  Steuer-Bqtng^  von  1%  Sgr.  oder  ly«  gGr-.ffir  ein  Quart 


n 


9m 


Aramittweln  m  -M  pCi.  AUMnUOAe,  auf  der  €^mM^d  4er 
deshalb  gegenivirUg  in  Pfeius«  besteheodea  Gesetzgeboag,  eril 
YMi  1.  Jftnuar  t834  ab  zwlgchea  Preussen  und  Sachsen  wmk 
eine  GemMnschaft-  der  Einnahme  von  der  Fabrikatlonssleiier  in 
Bnttflftweins  dergestalt  Statt  finden  >  dass  der  Ertrag-  dies« 
Steuer  zwischen  Preussen  und  den  KSnigreidie  SadiscD  n- 
sammengeworfen ,  und  im  Verhältnisse  d^  BevBlkeniQg  beider 
Staaten  getheitt  wird. 

ArtllielS. 

Das  Nähere  über  das  Geschäft  der  im  voilierg^dendea  Ar- 
tikel erwähnten  Tbeilung ,  so  wie  die  Feststellung  gegenseitiger 
Befugnisse  zu  dem  Zwecke,  um  sich  von  d^  glefcbmflssigen 
Ausführung  der  die  Branntweinsteuer  betreirendea  gesetzüehoi 
VorschriRen  überzeugen  zu  kSnnen,  bleibt  einer  besonderen  Vcr- 
dbredung  voH^ehallen. 

Artikel  4. 

D^r  auf  dem  Grunde  des  Wiener  Tractats  vom  18.  Mai  1818 
zwischen  der  Königlich  Preussfschen  und  der  RSniglich  SSchä- 
schen Regierung  bestehende Salzlieferungs -Vertrag,  d.d.  Berlbi, 
den  3.  December  1828,  wird  beibehalten. 

Artlhel  ft. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  vorläufig  bis  zum  1.  Jaoosr 
1842  giiltlg  seyn,  und  wenn  er  nicht  spätestens  zwei  Jahre  vor 
dem  .Ablaufe  gekündigt  wird,  als  aur  zwölf  Jahre,  und  so  fort 
von  zwölf  zu  zwölf  Jahren  verlängert  angesehen  werden. 

Derselbe  soll  alsbald  zur  Ratification  der  hohen  contraUren- 
den  Höfe  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  der  RatiflcaUoDS- 
Urkunden  ^)  soll  spätestens  binnen  sechs  Wochen  hier  In  Bertia 
bewirkt  werden. 

So  geschehen  Berlin,  den  30.  März  1833. 

Carl  Georg  Maassen.         Heinrich  Anton  v.  Zeschau. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Albredit  Friedrich  Eich  ho  rn.        €ari  Friedridi  Ludwig 
-•  V.  Walzdorff. 

(L.8.)  (L.  S.) 
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ff)  Vergi:  Gesetz-SamflilaDg  für  die  Rönigliehett 
^M^^assischen  Staaten,  i833,  Nr.  21,  S.  230  u.  f. 

Verträge  und  Verhandlangen  n.  s.  w.  Bd.  I,  S.  145, 146. 

Separat-Artikel  za  diesem  Vertrage. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  147  u.  f. 

Schluss-Protokoll  vom  30.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  148. 

ö)  Die  Aoswecbselnng  der  Ratifications-Urkunden 
esrfoigtc  zu  Berlin  am  28.  November  1833. 


I  -.o 


,        l\  '  I*  "   A  •  ^\' 
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Vertrag  zwischen  Prevssen,  Sachsen  ui.den  n 
demThflringischen  Zoll-  nnd  Handels-Vereini 
ferbnndenen  tbrigen  Staaten,  wegen  gleicher  M^ 
stenernng  innerer  Erzengnisse,  nnterzddMl  n 

Berlin  am  11.  lai  1833. 0 

Im  Zusammenhaage  mit  dem  zwiscben  Preosseo, 
Baiern,  Sachsen,  Württemberg,  Kurhessen  and  den 
Grossherzogthume  Hessen  einerseits,  und  denThurla- 
gischen  Vereinsstaaten  andererseits  abgeschlossenen  Zoll- 
Vereinigungs-Vertrage  sind  von  den  BevoUrnSchtigteB 
Preussens,  Sachsens  und  sSmmtlicher  ausser  Preus- 
sen  noch  bei  dem  Thüringischen  Zoll- und  Handels- 
Vereine  betheiligten  Staaten,  nämlich: 

dem  Königlich  Preussischen  Geheimen  Ober-Flnans-Rath, 
Ludwig  Bogislaus  Samuel  Kühne,  Ritter  des  Königlich  Preus- 
sischen rothen  Adler -Ordens  dritter  Klasse  mit  der  ScUdfe, 
Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfiirstlich  Hesstsdien  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen,  und 

dem  KöniglichPreüssischen  Geheimen  Legations-Rath,  Einst 
Michaelis,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adto'- 
Ordens  vierter  Klasse,  OflBcier  der  Königlich  Französischen  Ehren- 
legion,  Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfiirstlich  Hessisches 
Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

dem  Königlich  SMchsischen  General-Lieutenant  der  Cavai- 
lerie,  General  -  Adjutanten ,  ausserordenUlchai  Gesandten  und 
bevollmSchtigten  Minister  am  Königlich  Preussischra  Hofe,  Carl 


fii^Kii  Ai^qteiMii^dfnB,  ConuwA^fur  erster  Klavse  deii.|(({otgMc)k 
SJicli9fc|€iiea]Mmtiir-  SU  H^inricM-OnleDs,  mt|er  des  IfiSipigUi}^ 
l^ierfecbeaSt^Httherhtft-OfdeiMif     .  ^; 

'  4ttn  HttflOnUidii  Hesstschea  WirkUobea  CtekeiAoii  L^ 
sations-RaUi,ausaeri>i4eBUIcheii  Gesandten  und.bemUhilMitigtsft 
Hifitoter  am  KüipIgUeli  Preusaisoben  Hofe,  Carl  FrMriob  von 
Wilk^ens-RoIieAau,  Coromaiuieur  des  KurfiirsUieh  Hessir 
sehen  Haus-Ordens  v^qt  goldenen  LSwen,  RHter  de3  K&nigUcI 
jßreussiscl^en  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  König- 
lich Preussisehen  St.  Jobanniter-Ordens,  uod 

4em  Rurflirstllch  Hesslscken  Geheimen  Ober-Berg«El«t)h 
Heiiiricb  Theodor  Ludwig  Scbwedes,  Ritter  des  KurlUrstlich 
Hessischen  Haus-Ordens  vom  j^oldenen  Lfiwen ; 

dem  GrossherzogUch  Sacbsen-Weimar-Elsenachtschen  Mi- 
ni&ier-Resldeotea  antKSAiglieh  Preussisehen  Hofe»  Generalmajof 
Ludwig  Heinrich  von  L'JEstocq,  Ritter  des  Königlich  Preusst 
sehen  rolheii  Adlef^Ordens  zweiter  Klasse  mit  Eichenlaub  uj^ 
des  Konisch  Preussisehen  MUltär-Veixlienst-OrdenSi  Commanr 
deur  das  Grossherzoglich  SSchsischen  Haus-Ordens  vom  weisse^ 
FaUücn,  und  .       , 

dem  Grosshevzoglk*  Sachsen-Weimar-Eiseniiebi^chen  Kiiii- 
mer-Rath  Ottolcar  Thon,  Ritter  des  Königlich  Preussisehen 
pothen  Adler-Ordens  dritter  ftlme ; 

den  Heiz^i^Udk  Sachsen -Meiningepschen  AUiristcariResl- 
4e»tra  am  Köoiglicb  Preussisehen  Hofe,  Kamerhiym:  Lidwig 
August  von  He  heu  r»  Ritter  des  Königlich  Preimisehen  lothen 
A4terriOrdefis  drit;Ur  Klasse  ^ 

4tm  HerMgUch  Sachsen -Metningenschen  Wirklichen.  G^u 
hdmen  LegaUons*Rath  und  Kammerberrn>  Jacob  Ignals  vim 
Cmirkshatflci  Ritter  des  KteJglldi  Preassischen  pstbeft 
ihtlef4)nlens  dritter  Klasse  und  des  GroasherzogUeta  Slchslseheft 
Ordcas  vom  weissen  Falken,  und 

dem  Herzaglkh  Sachsen -Meiniigenscben  Mfnisterlal-RitV, 
Carl  Angust  PHedrich  Adolph  von  Fi  s c  h ern,  Ritter  des  Röntg- 
IMi  Prewstschen  rothen  Ad]er4)i4ens  dritter  Klasse  und  des 
Kflniglieh  Sächsisehen  Clvtl-V^Mienst.  Ordens  9 
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dem  llerzögUcli'Sadiseii^AlteAbiirKlaelien  Wtotücha  Ü0^  li 
keimen  Rath ,  Minister  und  Kamiier-PrHsfdenten,  €aii  Mm  1 1 


„_ ,  _.  KWßMi 

sächsischen  Civil -Verdienst -Ordens  und  des  6ros8liera«VA 
SKthsisehen  Baus-Ordens  vom  weissen  Plilkeo,  Ritter  des  Or* 
dem  der  Königlich  Wiirttemhergisdien  KnHie; 

dem  Herzoglich  Sachsen- Coborg-Gotbaischea  KammeriHiti 
und  Minister-Residenten  am  KSnigiich  Preussischen  Hofe,  Oberst- 
Lleutenaiit  Otto  Wilhelm  Carl  von  RSd^r; 

dem  Fürstlich  Schvi^arzbui^-Sondershausenschoi  RuDraer- 
PrSsidenten,  Carl  Friedrich  Wilhelm  von  Welse,  Ritter  des 
KSnigUch  Preussischen  rothen  Adler -Ordens  dritter  fi/assei 

dem  Fürstlich  Schwarzburg  -  Rudolstädtlschen  Ober- Stall- 
meister, Friedrich  Wilhelm  von  W 1 1  z  1  e  b  e  n ; 

dem  Fürstlich  Reussischen  Ranzler,  Regierungs-  und  Coii- 
ststorial  -  Präsidenten ,  Gustav  Adolph  von  Strauch,  Ritter  des 
RSniglich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Riasse  und 
des  RSni^lich  Sächsischen  Civil -Verdienst -Ordens; 
noch  die  lUgenden ,  nur  auf  die  Verhältnisse  zwischen  Preas- 
sen,  Sachsen  und  den  zum  Thüringischen  ZoU-  und  Handds- 
Verelne  gehörigen  Staaten  Bezug  habenden  Y^rabredungeo,  mUt 
dem  'Vorbehalte  der  RaUflcation,  getroffen  worden. 

Um  eine  vSlIlge  Freiheit  des  gegenseitigen  V^lcehrs  awA 
mit  denjenigen  Inneren  Erzeugnissen  herzustellen,  bd  wdehci 
eine  Verschiedenheit  der  Besteuerung  noch  die  Erheboiig  einer 
Ausgleichungs-Abgabe  auf  der  einen  oder  auf  der  anderen  Seife 
BOthwendlg  machen  würde,  wollen  sämmtliche  iiei  dem  nurin- 
glschen  Zoll-  und  Handels  -Vereine  betbeliigte  Ri^^ieningen  da- 
lün  wirken,  dass  in  ihren  zu  diesem  Vereine  gehfirigea  liandci 
und  Landestbeilen  spätestens  bis  zum  1.  Januar  1834  dieselbe 
Besteuerung  der  BranntweinMirikatlon ,  des  Tabaks-  luid  des 
Weinbaues  eintrete,  wekhe  In  Preussen  dennalea  gesetzUdi 
besteht ,  und  in  Sachsen  bis  zu  Jenem  Zeitpunkte  ^  äagelBkrt 
werden  wird,  worauf  sodanm  eine  Abgaben -Eiiieboog  vw 
Branntwein,  TabaksbUUern  ood  Fabrikaten,  ingldeiien  vm 


fctnhwiwt  mul*  WMo,  bei  diu  ntlMguge  9m  ten  einen  In 
m  nadere  GebM  iC«nuMttlg  nlclil  Statt  lindes  wM. 

Artikel  9. 

Die  BftlgUeder  des  ThUringiscben  Vereins  verpflicbten  sich, 
B  ibren  zu  letzterem  gehörigen  Landen  und  Landes-Theilen  die 
hmlbai  beatebenden  Steuern  von  der  fiierbereltitas:  nicbl  unter 
ten  betrag  d^r  dermalen  in  den  KSniglicb  Preussischen  Staaten 
lestebenden  Abgabe  von  dieser  Fabrilcation  herabzusetzen. 
Unter  dieser  Bedingung  soll  vom  1.  Januar  1834  an  auch  der 
Debergang  von  Bier  aus  dem  Gebiete  des  Thüriagtscben  Vereins 
nach  Preiasen  und  dem  Königreiche  Sachsen  und  umgekehrt 
keiner  Abgabe  unlerli^en. 

AjPÜkelS. 

Unter  Voraussetzung  einer  gesetzlich  gesicherten  Erhebung 
4es  Steuer-Betrages  von  IV«  gGr.  oder  IV,«  Sgr.  für  ein  Quart 
Branntwein  zu  50  Vo  AHcohol-StKrlLe  nacbTralles,  auf  der  Grund- 
lage der  deshalb  gegenwärtig  in  Preussen  bestehenden  Gesetz- 
gebung, wird  vom  1.  Januar  1834  ab  zwischen  Preussen,  Sach- 
sen und  dem  Thüringischen  Vereine  auch  eine  Gemeinschaftlich- 
keit der  Einnahme  von  der  Fabrikationssteuer  des  Branntweins 
dergestalt  Statt  finden,  dass  der  Ertrag  dieser  Steuer  ziisammen- 
geworfen,  und  zwischen  Preussen,  Sachsen  und  dem  Thüringi- 
Khen  Vereine  im  Verhältnisse  der  BevBlkerung  getheUt  wird. 

ArtllLel  4. 

DasNXhere  Ober  das  Geschäft  der  im  vorhergebenden  Artikel 
erwähnten  Theilung,  so  wie  die  Feststellung  gegenseitiger  Be- 
Aignisse  zu  dem  Zwecke,  um  sich  von  der  gleichmässlgen  Aus- 
IDbrung  der  die  Branntweinsteuer  betrelTenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften überzeugen  zu  kSnnen,  bleibt  einer  besondern  Verab- 
redung vorbehalten. 

Artikel  B. 

Dw  gqir^wärUge  Vertrag  soll  vorläufig  bis  zum  1.  Januar 
IMi  giUttg  aeyn,  und,  wenn  er  nicht  spätestens  neun  Monate 
^r  dem  Ablaufe  gekündigt  wird,  als  auf  zwSlf  iahre>  und  so 
tort  von  zwVlf  zu  zwülT  Jahren  verUingert  angesehen  werden, 
m.  55 


den  H«re  f0rgek||r^  uli4  «e  AmwMMtaqr  ^^  Raüiferita» 
Urkunden  ^)  soll  spätestens  binnen  sechs  Woehen  in  BefUii  le- 
wirtct  werden. 

So  geschehen  Berlin,  den  11.  Mal  ISaiS. 

LuftwlgRflhtae.      JBrMftMichätlis.      CMFrieMel 

y.  Wilkens. 

(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 


Heinrich  Theodor  Lntwifi  Carl  Friedrich  UiAwig 

Schwedes.  v.  W^tzdorff. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Ludwig  Heinrich     Ottokar  Thixi.      Ludwig  v.  Rebeur. 
V.  L'Estocq. 

.       (L,  S.)  (L.  S.)  (U  Sv) 

• 

Jacob  Ignatz  v.  Cruickshank.    Carl  August  Friedrich  Addph 

V.  Fischern. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

Carl  Johann  fieinrich  Ernst       Otto  Wilhelm  Cart  v.  IIS  der. 
Edler  V.  Braun. 

(L.  S.-)  (L.  S.) 

Carl  Friedrich  Wilhelm  F^edrich  Wilhelm 

V.  Welse.  V.  Witzlebeo. 

(L.  S.)  <L.  S.) 

Gustav  Adolph  v.  Strauche 
(L.  S.) 

ä)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preiissischen  Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  265  a. f. 

Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeiträume  Ton  18SS 
bis  einschliesslich  1836  fiber  die  Bildung  uiid  Atisffiliriittg  to 
deutschen  Zoll- und  Hand^ls^Veireins,  nnirer  Anfslebt 
des  Central-Bmireatf^  d<es  Zdll-VerMns  nuek  ««itliektt 
SohHTtstiek^ii  ahgtdnckt,  Bi.  I,  8.  IN  «.f. 
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AicJi^^B  tai  4en'«iimr  Ptencseo  bei  4lini  TÜärUgiscbe» 
Si»ll-«  ««iAtiidel»- Vereine  bctheBigl«  St^aatea,  w<ef6» 
gieSehcfr  B«iteii«riHif  ftaiier^T.BrEe«i*lpDiise.'' 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  174. 
Scblnss-Protokoll  zu  obigem  Yer'trage.  (Vom  11.  Mai 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  175, 176. 

PrololToll  vom  2.  December  1833,  über  Auswechselnng 
der  Urkunden  wegen  Ratification  des  Vertrages  vom  11.  Mai 
1833,  die  gleicbe  Bestenerung  der  inneren  Erzeugnisse 
betreffend,  und  der  Separat-Artikel  dazu. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  176. 

b)  Die  Ratifications-Drkunden  sind  am  2.  December  1833 
xa Berlin  ausgewecbselt  worden. 


Vergl.  aucb:  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Schwarz- 
borg-Rudol  Stadt,  betreffend  die  Zoll- und  Handelsverhält- 
nisse,  ingleichen  die  Besteuerung  der  inneren  Erzeug- 
nisse in  der  Unterherrschaft  des  Fürstenthums 
Schwarzburg-Rudolstadt,  unterzeichnet  zu  Berlin  am 
25.  Mai  1883. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Prenssischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  269  u.f. 

Vertrag  zwischen  Preussen  und  Sachsen-Weimar- 
Eisenach,  betreffend  die  Zoll-  und  HandelsverbMltnisse, 
iogleichen  die  Besteuerung  der  inneren  Erzeugnisse  in 
den  Grossherzoglichen Aemtem  Allstedt  und  Oldisleben,  unter- 
zdehnet  zu  Berlin  am  30.  Mai  1833. 
Gesetz-Sammlung  für  die  KöniglichenPreussischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  274  u.f. 

Vertrag  zwischen  Preussen  und  Schwarzburg-Son- 
liershausen,  betrefl)end  die  Zoll-  und  Handelsverhältnisse, 
Reichen  die  Besteuerung  der  inneren  Erzeugnisse  in 
d^r  Cnterherrschaft  des  Fürstenthums  Schwarzburg- 
Soadershausen,  unterzeichnet  zu  Berlin  am  8.  Juni  1833. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Prenssischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  279u.f. 
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Vertrag  witeuheu  Preassen  «id  Saehflea-Golirf- 
Crotha,  iMtreiieiid  die  Zoll-  und  HaadelsTerkäitBiMe,  ia- 
gldcheDdiefiesteaernng  der  inoereafirsenfTHiase  mkm 
Herzoglich  Saehaen-Gobarg-Cla^liaiachea  Aarte  Volkei- 
rode. 
Gesetz-Sammlaug  fär  die  KöniglieheaPrenasischei 
Staatea,  i83S,  Nr.  21,  S.  284u.f. 


Z«ll-Cartel  xviaehei  Preiitei,  Kirkeiiti 
mk  d^  firoBskerz«gtkime  HesseB,  fernw 
laiern  imdWtrttemberg,  sodann  Sachsen  einer- 
Kits,  ud  den  n  dM  Thtringitolien  Zoll-  »d 
laidels -Vereine  Terbnndenen  Staaten  anderer- 
seits, nnteneichnet  zn  Berlin  am  11.  lai  1833.') . 

Seine  Ms^eMi  der  RSnIg  von  PreusseD,  Seine  Hoheit  der 
iturprinz  und  Mitregent  von  Hessen,  und  Seine  Ktfnigtteiie 
AAeit  der  Grosslierzog  von  Hessen, 
ferner: 

Seine  Majestät  der  Rtfolg  von  Balem  imd  Seine  M^^ült 
*f  RSolg  V4>n  Wtlrttenil)erg, 
sodann : 

Seine  M^esttt  der  RSnlg  und  Seine  RSnie^iche  Hoüett  der 
Prinz  Mitregent  von  Sachsen 

einerseits, 
vnd  die  bei  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Handelsvereine  be- 
helligten Souveräne,  nffmllch,  ausser  l^ner  Mi^estät  dem  RS- 
^  von  Preussen  und  Seiner  Hoheit  don  Rurprinzen  und  Mtt- 
i^nten  von  Hessen: 

Seine  ROolgllche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- 
Welaiar-Elsenacb,  Ihre  Durchlauchten  die  Herzoge  von  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen-Altenburg  und  Sachsen-Coburg-Gotba,  in- 
eleicben  Ihre  Durdilauchten  die  Fürsten  von  Schwarzburg-Son- 
tersbausen,  Sebwarzburg-Rudolstadt,  Revss-Sddettz,  Reuss- 
6rfMz  ond  Reuss-Lobenstdn  und  Ebersdorf 
andererseits, 
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haben  zu  dem  Zwecke,  um  sidi  durch  gemefattdiaftlidie 
f^geln  in  der  AuflrechthaltuDg  Ihres  Handels-  und  ZollsyStamsr| 
und  UnterdriickuDg  des  gemeinschSdltehen  Schlefcbliandds 
unterstützen,  Unterhandlungen  erSlfben  lassen,  und  zu  dies«| 
als  Bevollmächtigte  ernannt : 

Seine  Majestät  der  König  voui  Preussen : 

AUerhiichst-Ihren  Geheimen  Ober-Ftnanz-Rath,  Ludwig  Bo- 
gfslaus  Samuel  Kühne,  Ritter  des  KSnigUch Preussischen  rothea 
AÜar^Oitieli*  dritter  Klasse  i*Il  der  SehMft  ina  *  Cdnmraodeo» 
sweil^  Klasse  des  Kurfürstlich  Hesslsc^i^  Haus^OrdMs  tümi 
goldenen  LSwen,  und 

AllerhSchst-Ihren  Geheimen  Legatlons-Rath,  Ernst  Micha- 
eli«, Kttter  dea  RMgUch  Preussisdito  rtthen  Adler-OnieM 
vleclarlUasse,  Offleter  der  HSn^mb  FranzMadian  Ehfeoleg^ 
und  Comwandeur  zweiter  Klasse  des  KurlürstUch  Hesäsdieii 
Hstus-Ordens  vom  goldenen  LoWen ; 

Seine  Hoheit  der  Kurp  ri  n  z  und  Mitregent  von  Hessen : 

HScttst->Ihren  WlrkUchto  Geheimei  L^gattona^llatli,  msatr- 
ordentUdien  Gesandten  und  beroilmächtigten  Minister  an  dem 
Königlich  Preussischen  Hofe,  Qorl  Friedridi  von  Wilkeia* 
Hohen  au,  Commandeur  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- 
Qrdena  voa  goldenen  I^Swen ,  Ritter  des  Kfinlglicfc  Preuasisdien 
rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  undl  des  RünigHch  Prcoss^ 
sehen  St.  Johanniter -Ordens,  und 

HtfBltilt4h]^n  Geheimdu  Ober^Betg-Rath,  HeinMch  Theodor 
Ludwig  Schwedes,  Ritter  des  Kur ISntUch  Hesstsehan  Haua- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

SeloeHVnigBcheHoheitider  Grossh  e  r:fc  og  von  Hes  s  ens 

Höchst -Ihren  WirkUchen  Geheimen  Rath  und  Prisidealen 
der  Ober -Ftnanz^Kamner,  Wilhetai  von  Kopp,  Gdnunaodeur 
erster  Klasse  des  Grossherzoglich  Hessischen  Ludwig! -Ordos, 
Ritler  des  KönigUdi  Preu&sischen  roCben  Adler-Ordena  2wdter 
Klasse,  CoBunandeuf  erater  Klasse  des  KurfUrstÜGb  flessiachcn 
Hanis-Ordens  vom  goMenon  LSwen ; 

Seine  Mi^esttt  der  Kfintg  Von  Baiern : 

AlleiMehstpIhrea  Kämmerer,  Staatarath,  ausserordenlttcina 
Gesandten  und  bevolkbädUigteft  Minister  an  den  iESilgUebPfe»- 
slschen.  Königlich  Sächsischen,  Grossherzoglieh  SMiaiaahcn  und 
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UtMBtßM^SaAääOm  BMüm  FriedlMl  GMfltt«  l»bann 
Amr*  ymm  Luxbitr«»  ^osikrma  des  CiTiUVer4te«st» Olsens 
lor-  Hifiiiglidi'BikrlidiM  Krone,  lUttor  de»  KKnlgticb  Preuflffb* 
Miien  rothen  Adler-Ordeos  erster  Klasse,  Grosskreuz  des  KQiilg'- 
Ork  ai|cli4sckeD  CtyiUVenUMi8t.0rdeni  und  Wttar  d^  BSnigHch 
Württemberglschen  Friedrichs -Ordens; 

{Moe  AlaJesUtt  derKtolg  von  Württemberg: 
AlWbQetet-IMrea  AffJor  ii»  GeaeralsUbe»  Ge^chäRstriiger 
KffnigUeli  Arc^ussiscben  Hofe,  Vran  «  Paula  Friedrich  Fr^ 
vontindeii} 
Seine  MiOestät  der  KSnig  und  Seine  KönlgUcbe  Hcdidt 
der  Prinz  Mitregent  von  Sachsen: 
AUerfattcbat*  Ihren  General-Lieutenant  der  Cavallerie,  Gene- 
ral-Adjutanten, ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmXch- 
ttglea  Jlinister  am  KSaiglich  Preus^ischen  Hofe^  Carl  Friedrich 
Uidwig  von  Wat^dorrr,  Ritter  des  KSnlgUch  SSchsiscben 
Rauten -Ordens,  Commandeur  erster  Klasse  des  Königlich  Säctv- 
slscbeii  MilUSr-St.  Heinrichs -Ordens,  Ritjter  des  KönigUch 
Baierischen  St.  Huberius- Ordens; 

ß^loe  KSnigliclve  Hoheit  der  Grosshersog  von  Sachsen- 
Weimar-Gisenach; 
Höchst-Ihren  Minister-Residenten  am  K&QigÜch  Preussiscbep 
Höre,  den  Generalmajor  (iUdwig Heinrich  von  L'Estocq,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  zweiter  Klasse 
mit  Elchenlaub  und  des  Hönigl.  Preussischßn  Militär- Verdienst- 
Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Hau^ 
Ordens  vom  weissen  Falken,  und 

Höchst-Ihren  Kammer- Rath  Ottolcar  Thon,  Ritter  des 
Königlich  Preussischen  rothen  Adler- Ordens  dritter  Klasse ; 

Seine  Durchlaucht   der  Herzog   von  Sacbsen-Mei- 

ningen: 

Höehst-Ibren  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen 

Hofe,  den  Rammertierm  Ludwig  August. von  Rebeur,  Ritter 

des  Röniglloh  Preussisehen  rothen  Adter-Ordens  dritter  Klasse; 

Höchst^-IhrenWirkHehen  Geheimen  Legations-Rath  undKaiil- 

nerherm,  Jacob  Ignatz  vonCruickahank,  Ritter  des  KSliiglich 

Pnoailscben  rothen  AdieNOrdeos  drittnar  Klasse  und  4ea  Groav- 

herzi^iich  SScbsischen  Haus-Ordens  vom  weissen  FaUoen»  uid 


87S 

aSelMUbren  Mtalsterial-Riai,  Gart  ängiult  FHedrMi  Ad^k 
von  PIsckern,  Ritter  des  KVolgllchPreussificIieQ  rothea  AAer- 
Ordens  dritter  Klasse  und  des  KSniglteh  SMisiselieD  CMI-Vs^ 
dienst-  Ordens ; 

Seine  Durclilauclit  der  Herzog  von  Sactsen-AItei- 
bürg: 
HVclist- Ihren  Wirkliehen  Geheimen  Ratli,  Mlolster  nai 
Kammer* Präsidenten,  Carl  Johann  Heinridi  Ernst  Edl^  voa 
Braun,  Commandeur  des  Königlich  SSchsischen  Civil  •Yerdiensl' 
Ordens  und  des  Grossherzogiich  Sächsischen  Hans -Ordens  vom, 
weissen  Falken,  Ritter  des  Ordens  der  KSniglich  Wiirttembeisf- 
schen  Krone ; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen -Coburg- 
Gotha: 
Höchst -Ihren  Kammerherrn  und  Minister -Resldentoi  am 
Königlich  Preussischen  Hofe,  Oberst  -  Lieutenant  Otto  Wilhelffl 
Carl  von  Köder; 

Seine  Durchlaucht   der  FUrst  von   Scbwarzbnrg- 
Sondershausen: 
Höchst-Ihren  Kammer-Präsidenten,  Carl  Friedrich  WUhdn 
von  Weise,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adicr- 
Ordens  dritter  Klasse ; 

Seine  Durchlaucht  der  Fibrst  von  Scbwarzburg- 
Rudolstadt: 
Höchst-Ihren  Ober -Stallmeister,  Friedrich  Wilhelm  von 
Witzleben; 

Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Schleitz, 
Seine  Durchlaucht  der  FUrst  von  Reuss-Greitz  und 
Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Lobenstein 
undEbersdorf: 
Höchst-Ihren  Kanzler,  Rc^erungs-  und  ConststMlal-Prisl- 
^nten,  Gustav  Adolph  von  Strauch,  Ritter  des  KöoigUd 
Preussisdien  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  König- 
lich Sächsischen  avU ^Verdienst- Ordens, 

von  welchen  BevoUmächUgten ,  unter  dem  Vorbdiatt  der 
iwuficaiion  ihrer  Höfe,  das  folgende  Zoll-Cartel  abffescUM- 
»Ä  worden  tot. 
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Die  flnoiUleheD  eoiitrdiiraidcii  Staaten  veryttditen  sich, 
«ttf  die  VerirfDtaimg  und  Unterdrficicung  d«B  Sddelch- 
tandels,  oline  Unterschied,  ob  derselbe  zum  Nachtbeiie  der  cod- 
raliirenden  Staaten  in  ihrer  Gesammtheit,  oder  einzelner  unter 
bnen  unternommen  wird,  darch  alle  Ihrer  Verfassung  angemes- 
Massregeln  gemelnschalllich  hinzuwirken. 


Es  s<riiea  auf  ihrem  Gebiete  Rottiningen,  ingleichen  solche 
Waaren-Niederhigen,  oder  sonstige  Anstalten  nicht  geduldet 
werden,  welche  den  Verdacht  begrQnden,  dass  sie  zum  Zweeke 
hallen,  Waareo,  wetehe  in  den  andern  contrahirenden  Staaten 
TeriM>teo  oder  beim  Eingange  in  dieselben  mit  einer  Abgabe  be> 
lest  sind,  dcNrthin  einzuschwXrzen. 

Artikel  0. 

Die  Behörden,  Beamten  oder  Bediensteten  aller  contrahiren- 
den Staaten  sollen  sich  gegenseitig  thätig  und  ohne  Verzug  den 
verlangten  Beistand  in  allen  gesetzlichen  Massregeln  leisten, 
welche  zur  VerbQtung ,  Entdeckung  oder  BestraAiog  der  Zoll- 
Contraventlonen  dienlich  sind,  die  gegen  irgend  einen  der  con- 
trahirenden Staaten  unternommen  worden  oder  begangen  sind. 

Untar  Zoll -Contraventlonen  werden  hier  und  in  allen  fol- 
genden Artikeln  dieses  Vertrages  auch  die  Verletzung  der  von 
den  einzelnen  Regierungen  erlassenen  Einführ-  oder  AusAihr- 
Vertiote,  insbesondere  auch  der  Verbote  solcher  Gegenstitnde, 
deren  ausschliesslichen  Debit  diese  Regierungen  sich  vorbehalten 
haben,  so  wie  ferner  auch  diejenigen  Contraventlonen  begrlifen, 
dorch  welche  die  Abgaben  beeinträchtigt  werden,  welche,  nach 
der  besonderen  Verfassung  einzelner  Staaten,  fiir  den  Uebergang 
von  Waaren  aus  einem  Staate  in  einen  anderen  vertragsmXssig 
angeordnet  sind. 

Artikel  4. 

Auch  oline  besondere  Aufforderung  sind  die  Behörden,  Be- 
avten  oder  Bediensteten  der  contrahirenden  Staaten  verbunden, 
aUe  gesetzliche  Mittel  anzuwenden,  welche  zur  Verhütung,  Eat^ 
deekung  oder  Bestrafung  der  g^en  irgend  einen  der  gedaditen 
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Staaten  beaMchtigten  odef  ämgelWiHai  ZoU- 
dienen  kMmei,  nnil  Jatftofalls  die  iMireffeiMlen 
Steates  von  dttftjenf^n  In  Kenntniaa  zn  setzen,  wa»  «le  to 
Bteteknng  In  Erfefaniiltr  brindfen. 

Artikel  S. 

Den  Zollbeamten  und  anderen  wr  Wabroehmuog  des  Z«ft> 
Interesse  verpflichteten  Bediensteten  sämmmtlicher  contrahiren- 
den  Staaten  wird  hlerdurdi  gestattet,  die  Spuren  be;gangener 
Zoll  -  GoBträventionen  auch  in  das  Gebiet  d^  angiibizeiideo  mit- 
eontrahtrenden  Staaten,  ohne  Beschränkung  auf  eine  gewisse 
Strecke,  zu  verfolgen,  und  es  sollen.  Je  nach  der  bestebeoden 
VerAiasung,  die  Ortsobrigkeiten ,  Pollset  -  oder  GerfehtsbebAnfeii 
in  Boloben  Fällen  auf  mündlichen  oder  scbri  filichen  Antrag  dieser 
Beamten  oder  Bediensteten,  und  unter  d^ren  Zuzfelnmg,  datch 
Haussuchungen^  Beschlagnahmen,  oder  andere  gesetzliche  Mass- 
regeln des  Tbatbestandes  sich  gehörig  versichern. 

Auch  soll  auf  den  Antrag  der  requirirenden  Beamten  oder 
Bediensteten  bei  dergleichen  Visitationen,  Beschlagnahmen,  oder 
sonstigen  Vorkehrungen  ein  Zoll-,  Steuer-  oder  Gefällsbcamtff 
oder  Bediensteter  desjenigen  Staates,  in  dessen  Gebiete  Mass- 
regeln dieser  Art  zur  Ausftihrung  kommen,  zugezogen  werdo, 
Falls  ein  solcher  im  Orte  anwesend  ist. 

Bei  Haussuchungen  und  Beschlagnahmen  soll  ein  den  gaozeo 
Hergang  vollständig  darstellendes  Protokoll  aufgenonnraeii,  imd 
ein  Exemplar  desselben  den  re({uirirenden  Beamten  oder  Be- 
diensteten eingehändigt,  ein  zweites  Exemplar  aber  zu  den  Aktea 
der  BehSrde  glommen  werden,  welche  die  Haussuchung  aa- 
gestellt  hat. 

Aptll&el  •• 

In  den  Fällen,  wo  wegen  Zoll  -  Contraventionen  die  Ver- 
haftung gesetzlich  zulässig  ist,  wird  die  Beft]gniss,  den  oder  die 
Contravenienten  anzuhalten,  den  verfolgenden  Beamten  oder  Be- 
diensteten auch  auf  dem  Gebiete  der  anderen  mitcontrahirendeo 
Staaten,  Jetfock  unt«*  der  BeMngung  eingeräomt,  daas  der 
Angehaltene  an  die  nächste  Ortsbehfede  desjenigen  SM» 
Oberllefint  werde,  auf  dessen  Gebiete  die  Anhaltoojg  Statt  p- 
tsadm  bat 
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'  ^N^eHüMePenn  dciCMUWMrtarten  4en  verfblgewlea  Siu 
ttteD  oMrBolInBliteB  b^ataty  und  dl^Bew^lsHürngr  hinHlig'-' 
A  sntchertlst»  flo  flotei  eine  ABkäKoBg  «nf  ft^mdeni  CSeUele 
lebt  Statt. 

'  Bitte  AtuUfAmiig  d€r  Zotl-Cimtraveniedteii  tritt  te  dem 
fwUe  nlcM  Mdy  wiMi  sie  UntertlMlDeo  deijc&igen  Staate»  sind, 
ü  dMam  Cksbiete  üe  angeialten  worden  sind. 

Im  anderen  Falle  sind  die  Contravenienten  denl^nigen 
ätaafff»  "aBf  dessen  Geldete  die  ContraTention  verfiM  worden  bt» 
mf  dessen  RequisiUon  auszuliefern. 

Nur  dann,  wenn  dergleichen  flOchtige  Individuen  Unter- 
thanen  eines  dritten  der  contrabirenden  Staaten  sind,  ist  der  leta* 
tere  vorzugsweise  berechtigt,  die  Auslieferung  zu  verlangen,  und 
daher  zunächst  von  dem  requirirten  Staate  zur  ErklSrung  über 
tte^  Aosfilwmg  dieses  Recktes  zu  verantassei. 

Arilfeel  9. 

SüBimtlicfae  coMrahirende  Staaten  verpfMehteh  sicby  ihre 
UBterthanen  und  die  in  ihrem  CMiiete  sidi  aufhalteDdeh  Fremden, 
leMere,  wenn  deM  Ausliefloning  nicht  nach  Artikel  7  verlangt 
yfMj  wegen  der  auf  dem  GeMete  eines  andren  der  eontralifren« 
den  Staaten  begangenen  ZoU-Contraventionen  oder  ihrer  TheH* 
oahme  an  selbigen,  auf  die  von  diesem*  Staate  ergehende  Requi- 
sition ebenso  zur  Untersuchung  und  Strafe  zu  zielen,  als  ob  die 
Gontravention  auf  eigenem  Gebiete  und  g^en  die  eigene  Gesetz- 
gebung begangen  wfire. 

Diese  Verpflichtung  erstreckt  sich  in  gleicher  Art  auch  auf 
die  mit  den  Contraventionen  concurrirenden  gemeinen  Veitrechen 
•der  Vergehen,  beispielsweise  der  PÄlschung,  der  WldersetzHch- 
keit  gegen  die  Beamten  oder  Bediensteten,  der  körperlicben  Ver- 
letzung u.  s.  w. 

Was  solche  Contraventionen  betriflft,  welche  gegen  die  be- 
senderen  Gesetze  eines  oder  mehrerer  Staaten  begangen  werden, 
wsnaeh  die  Einführ  gewisser  GegensISnde  auch  aus  anderen  der 
eontrahirenden  Staaten  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  gegen 
EilegUDg  einer  vertngsmtMg  bestimmten  Abgabe  Statt  flnden 
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divr,  dder  die  Ausfuhr  ifeiwiaaer  GcflWflUMe  verboicn  W 
werden  ih^eiügea  Staaten,  In  wekhen  fOr  die 
alrafting  aoklier  ContrayentlODen  etwa  nock  nlclit 
aeyn  sollte,  veranlassen,  dass 

1)  die  Contraventionen  gegen'  die  In  anderen  contralii] 
Staaten  bestehende  Ein  -  oder  Ausftihnrertiote 
mit  einer  dem  zweifachen  Werthe  des  verbotswiilrig* 
oder  ausgeführten  Gegenstandes  gldchkommenden 
busse; 

t)  die  Deflraudationen  der  vertragsmSsslg  bestimmten  Al^gafecB 
wenigstens  mit  einer  dem  vierfachen  Betrage  dar  Ter- 
kUrzten  Steuer  gleichkommenden  Gddbusse 

bestraft  werden. 

Artikel  •• 

In  den  nach  Artikel  8  einzuleitenden  UntersnchmgeB  saD 
In  Bezug  auf  die  Feststellung  des  Thatbestandes  den  amtlf<Aen 
Angaben  der  Behörden,  Beamten  oder  Bediensteten  desjenigen 
Staates,  auf  dessen  Gebiete  die  Zoll-ContravenUon  bc^iangen 
worden,  dieselbe  Beweiskraft  beigemessen  werden,  welche  den 
amtlichen  Angaben  der  inlfindlsehen  Behörden,  Beamtea  oder 
Bediensteten  ftlr  Fülle  gleicher  Art  in  den  Landesgesetzen  bei* 
gelegt  ist. 

« 

Artikel  t#. 

Die  festgesetzten  Geldbussen  und  der  ErlSs  ans  den  In  FolKe 
der  Untersuchung  und  Verurlhellung  In  Beschlag  genonmenea 
und  confisdrten  Gegenstlfnden  verbleiben  demjenigen  Staate,  fo 
welchem  die  Verurtheilung  erfolgt  Ist,  Jedoch  nadi  Alizog  des 
dem  Denuncianten  (Aufbringer,  Angeber)  gesetzlich  zusidiendcB 
Antheiis,  der  auch  In  dem  Falle  an  letzteren  verabfidlgt  werden 
soll,  wenn  dieser  ein  Beamter  oder  Bediensteter  eines  anderen 
der  contrahirenden  Staaten  Ist. 

Die  von  dem  Uebertreter  verkürzten  GefKUe  staid  di«egeB, 
so  wrtt  sie  von  ihm  beigetrieben  werden  könnoa ,  Jedesmal  mt 
«enetreffMide  Behörde  desjenigen  Staates  zu  flhersenden,  aaf 
w»«wi  uewete  die  Contraventlon  begangen  worden  ist. 
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Dea  sXoniiitltchen  contrahlrenden  Staatea  verbleibt  die  Be- 
gniss,  wegen  der  fn  ihrem  Gebiete  verübten  Zoll-Contraventio- 
»,  auch  wenn  die  Uebertreter  Unterttaanen  eines  anderen  der- 
Ibea  sind,  selbst  die  Untersuchung  einzuleiten,  Strafen  festzu- 
ftzen  und  scdcbe  beizutreiben,  wenn  der  Angeschuldigte  In  Ihrem 
ieblete  verhaftet  ist.  Jedenfalls  sollen  dem  beeintrSchUgtef 
taate,  wenn  er  von  dieser  BefUgniss  keinen  Gebrauch  macht, 
ie  etwa  in  Beschlag  genommenen  Effelcten  des  Angeschuldigten 
o  lange  verbleiben,  bis  von  dem  anderen  Staate,  an  weichen  der 
Jebotreter  ausgeliefert  worden,  rechtskräftige  Entscheidung 
^rfol^  aeyn  wird.  Die  Auslieferung  solcher  EffekAen  kann  selbst 
lana  nur  insoweit  gefordert  werden,  als  nicht  auf  deren  Con- 
Iscaüon  erkannt,  oder  der  Erlös  aus  denselben  nicht  zur  Be- 
richtigung der  vericilrzten  Abgaben  und  daneben  entstandenen 
Kosten  erforderlich  Ist. 

Ganz  dasselbe  tritt  auch  dann  ein,  wenn  ohne  Verhaftung 
tes  Angeschuldigten  EiTekten  desselben  von  dem  Staate,  in  wel- 
diem  er  die  Uebertretung  begangen  hat,  in  Beschlag  genommen 
worien  cdad. 

Die  bisher  schon  dem  Zollsysteme  der  einen  oder  der  anderen 
der  contrahlrenden  Staatsrq^ierungen  entweder  mit  ihrem  ganzen 
Underbestande  oder  mit  einzelnen  Theilen  desselben  beigetretenen 
Staaten  sollen  eingeladen  werden,  diesem  ZoU-Cartel  sich  anzu- 
addiessen.  ^) 

ArtUkel  MM. 

Die  Dauer  des  gegenwXrtlgen  Vertrages  wird  vorUuflg  bis 

zum  1.  Januar  1842  festgesetzt.  Wird  der  Vertrag  wShrend 

'  dieser  Zelt  und  spätestens  zwei  Jahre  vor  deren  Abhiuf  nicht 

gddindigt,  so  soll  derselbe  auf  zwfflf  Jahre,  und  so  fort  von 

zwSlf  zu  zwittf  Jahren  als  verlSngert  angesehen  werden. 

Gegaiwürtiger  Vertrag  soll  alsbald  zur  Ratifleation  der 
hohen  oontrahirenden  Hfffe  voigei^,  und  die  Auswechselung 
der  HatUlcations  -  Urkunden  q^Itestens  binnen  sechs  Wochen 
hl  Berlin  bewirkt  werden.  *) 
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So  geschehen  Berlii,  AncM.  Biaf  1833. 

Ludwig  Kühne.     Ern^  Michaelis.        Carl  Priedri(^ 

V.  Wllkcns. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

'  Henrich  T^icodor     Wilhelm  v.  K  o  p  p.    Friedrich  Chffsthi 
LttdwfgSchwed-es.  Johann 

Graf  V.  Loxhnr?. 
(L.  S.)  (L.  S.)  CL.  S.) 

Vrma.  a  Paula       Carl  Friedrich  Ludwig  ▼.  Watzdorff. 
FMedilch 
fMheiTT.  Linden. 

<L.  8.)  •  (L.S.) 

Ludwig  Heinrich        Ottokar  Thon.     Ludivlg  v.  Rehenr. 
v.L'Esiocq. 

(L.  S.)  (L*8.>  <L.&) 

Jacobignatz  v.  Cruickshank.    Carl  August  Friedrlefa  AMph 

y.  Fischern. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Carl  Johann  Heinrich  Ernst     OUo  Wilhelm  Carl  v.  Roder. 
Edler  V.  Braun. 

(L.  8.)  (L.  S.) 

Carl  Friedrich  Wilhehn  Friedrich  Wilhdm 

v.  Weise.  v.  Witzleiben. 

(L.  S.)  (L.  S.> 

Gustav  Adolph  v.  Strauch. 
(L.  S.) 


ff)  Vergl:  Vertrüge  und  Verhandlungen  aus  dem  ZcH- 
Mome  von  lasa  bis  dHicMiesBiieh  M36  iber  die  B  il  d  H  B  g  tnd  As^ 
führung  des  Deatschen  Zoll-  und  Handels^Vereins,  nater 
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Laf sieht  des  Ceiitral<*Biirtfttf«  >d«^;.jS|oU-Ver<it»liA,;At^ll 
.mtlichen  Schriftstücken  abgedfacl^t,  M»  j,  -S»  ?iS| fi.,X.. 

6e«oti2-^aafiiliiiig  für  die.KpniglictienJPrettaAUcfij^fi 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  258  a.f. 

^m  Zi.  Märjs  I6S8  wtfr  au  Berlin  ««i;  H^ll-Ci^rt^t 
naaisch^n  Preuss^n^  Kurhes$en  und  demt  Gres^herzc^- 
thume  Hessen  einerseits,  dann.Buiern  und  fVürtiemberg 
tmdererseits  abg'eschlossen^ 

(s.  dasselbe  in  denVerträgea  und  Verhandlungen  u.  s.  w. 
Bd.  I,  S.  31  u.  f.), 

es  wurde  indessen  in  dem  Protokolle  vorn  28.  November  1833^ 
über  die  Auswechselung  der  Urkunden  wegen  Ratifi- 
cation des Zoll'CartelSy  vom  22.  Marx  \S33,  verabredet: 

,j  dass,  da  das  am  11.  Mai  d.  J.  »wischen  den  jetzt  contrahtren- 
den  Staaten  und  den  Staaten  des  ThiMngischen  Vereins  abge- 
schlossene Zoll- Cartel  mit  dem  Jetzt  vorliegenden  im  fTesen  t- 
lichen  gleichlautend  und  nur  an  einigen  Stellen  in  der 
Fassung  nach  dem  Wunsche  der  Grossherzoglich  Hessischen 
Regierung  geändert  worden^  es  der  Publication  des  Zoll- 
Cartels  vom  22.  März  1833  gar  nicht  bedürfen, 
vielmehr  nur  das  Zoll-Cartel  vom  11.  Mai  1833  zu 
publiciren  seyn  werde,** 

Vergl:  Verträge  und  Verhandlungen  U.S.W.  Bd.I.  S.95-~97. 
S.  ferner : 

Protokoll  vom  11.  Mai  1833,  wegen  Unterzeichnung  des 
Zoll-Cartels. 

Ebendaselbst,  S.  218. 

Protokoll  vom  2.  December  1833,  die  Auswechselung  der 
Urkunden  wegen  Ratification  des  ZolNGartels  (vom 
11.  Mai  1833)  betreffend. 

Ebendaselbst,  S.  219u.  f. 

b)  Durch  besondere  Erklärungen  schlössen  sich  die 
betreffenden  Regierungen  diesem  Zoll-Cartel  an  für: 

die  Grossherzoglich  Mecklenburg-Schwerinischen  Gebiets- 
theile  Rossow,  Netzeband  und  Schönberg, 

das  Grossherzoglich  Oldenburgische  Fürstenthum  Birkenfeld, 

das  Herzoglich  Sachsen-Goburg-und  Gothaische  Fürstenthum 
Lichtenberg, 
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die  flftmniÜielieiiAiihaltiscIieii  Landen 

das  Färstenthom  Waldeck, 

die  Forstlich  Lippescheu  Gebietstheile  Lipperode,  Kappelvd 
GreveDhagen, 

das  Landgräflich  Hessisclie  OfoeramlMeisenheiiD. 

Vergl:    Königlich  Prenssische  Ministerial-Bekamt- 
machang  vom  11.  Jali  1834. 

Gesetz-Sammlung  für  die  KöniglichenPrettssischea 
Staaten,  1834,  Nr.  14,  S.  90. 

c)  Die  Auswechselung  der  Ratificaiions-Ürknndea 
hat  am  2.  December  1833  zn  Berlin  Statt  geftmden. 


Vertrag  iwifckea  Preisseii,  Bäiern,  Sacliseiiy 
Vtrttembergy  Baden,  Kirkessen,  dem  Gross- 
kerxogtkvme  Eesseii,  den  nui  ThfiriKgisehei 
Zell-  und  HandelsVereine  gehörigen  Staaten,  Nas- 
sai  ud  der  freien  Stadt  Frankfurt,  die  Fortdaner 
den  Zoll-  nnd  Handels-Vereins  betreffend,  nnter- 
xeicknet  xn  Berlin,  den  8.  lai  1841.*) 

Nachdem  die  In  GemSssheit  der  Verträge  vom  22.  und 
30.  MSrz  und  tl.  Mai  1833,  vom  12.  Mal  und  10.  December 
1835  und  vom  2.  Januar  1836  zu  einem  Zoll-  und  Handels -Ver- 
eine verbundenen  Regierungen,  ^  Im  Anerlcenntntsse  der  wohl- 
tkStIgen  WirlLungen,  welche  derselbe,  Ihren  bei  dessen  Grflndung 
und  Erweiterung  gehegten  Absiebten  ents|»rechend,  fUr  den  Han* 
M  und  gewerblichen  Verkehr  der  Vereinsstaaten,  und  hierdurch 
Kugleleh  Itir  die  Beorderung  der  VerkehrsUreihelt  In  Deutschland 
tberbaiipt  herbeigeflilirt  hat,  —  in  dem  Wunsche  Qbereingekom- 
■ea  sind,  den  Fortbestand  dieses  Vereins  auf  eine  ebenso  den 
Interessen  der  Gesammtheit,  als  den  besonderen  Verhältnissen 
dnzelner  Vereinsglieder  zusagende  Weise  sicher  zu  stellen ;  so 
sind  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  Verhandhingen  gepflogen 
worden,  wozu  als  Bevolbnfichtigte  ernannt  haben: 

Se.  Majestät  der  KKnIg  vonPreussen: 
Allerhöchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Ober-Pinanz-Rath 
und  General  -  Direktor  der  Steuern,  August  Heinrich  KuhN 
meyer,  Ritter  des  KSniglich  Preussischen  rothen  Adler« Ordens 
m.  56 
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zweiter  Classe  mit  dem  Stern  und  Eiclienlaub,  Commandeir  des 
Civil -Verdienst -Ordens  der  KSni^lich  Baierisclien  Krone,  Cmd- 
menthur  des  KSniglich  SMcbsischen  Civil- Verdienst-Ordens,  0»- 
menthur  des  Ordens  der  Königlicli  WUrttemt>ergischen  Rrooe, 
und 
AllerliBclist-Ihren  Wiriclichen  Gelieimen  L^ations-Ratli  ooi 
Direktor  im  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Franz 
August  E  i  c  ti  m  a  n  n ,  Ritter  des  KQpiglicli  Preussiscben  rotkeB 
Adler- Ordens  zweiter  Classe  mit  Eichenlaub  und  des  Kaiserlich 
Oesterreichischen  Leopold -Ordens; 

Se.  Majestät  der  RSnig  von  Bai  er  n : 
AllerbScbstJhren  Ministedal-Rath  und  General-Zoll-Adnii- 
pi8^*atof,  Karl  Friedrich  Be  ver,  Ritter  desKSoiglicbBaierisidien 
Verdienst  -  Ordens  vom  heiligen  Michael,  des  Königlich  Prenssi- 
sehen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Classe,  des  Ordens  der  Eonig- 
Heb  WUrttembergiscfaeB  Krene  und  des  Grossherzogtieh  Badi- 
aehen  Ordens  vom  Zähringer  LKwen  $ 

Seine  Me^eslät  der  König  von  Sachsen: 
Allerhöchst  •  Ihren  Zoll-  und  Steuer  -  Direktor,  Lud^'^voa 
Zahn,.  Commandeur  des  Grossherzoglich  Sächsiscbea  Haus- 
Ordens  vom  weissen  Falken ; 

Se.  Majestät  der  König  von  Württemberg: 
Allerhöchst- Ihren  Kammerherrn  und  JLegationsratb,  Ge- 
sdiäft^träger  am  Königlich  Preussiscben  Hofe,  Franz  von  Paub 
Freiherrn  von  Linden,  Ri(ter  des  Ordens  der  Königlich  Wort- 
tüembergi^chen  Krone,  Ritter  des  Civil -Verdienst- Ordens  der 
Königlich  Baieriscben  Krone,  Commandeur  des  Groasherzoglich 
Badischen  Ordens  vom  Zähringer  Löwen,  Commandeur  dies 
Grpssberzoglich  Sächsischen  Haus  »Ordens  vom  wessen  Falken, 
des  Maltbeser  -  Ordens  Ritter, 
und 

Allerhfchat'Diren  Ober-Finaoz4latb,  Gustav  Hauber,  Rftler 
des  Königlich.  Preussiscben  rottien  Adler -Ordens  dritter  Classe, 
des  CiviUVerdienst-Orden^  der  Königlich  Baieriscben  Krone,  des 
Grossherz(^lich  Badisicben  Ordens  vqm  Zähringer  Löwen,  und 
Ritter  erster  Classe  des  Grosaheiszogiich  Hessischen  Ludwigs- 
Ordws;       /...... 
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^  Se.  Kttotgliche  Hcdieit  der  Grossh^nsog^  von  Badeof: 
HVchst- Ihren  Gehefaneo  RerereDdüT)  Franz  Anton  Re gen- 
au er,  CoBunandeur  des  Grossherzoglich  Badisdien  Ordens  vom 
Zähringcr  LSwen  und  Comniandeur  zweiter  Classe  des  Kurfürst- 
Uck  Hessischen  Hans-Ordens  vom  goldenen  Löwen, 

und 
Höchst -Ihren  Minister -Residenten  am  KSniglieh  Preussi^ 
seilen  Hofe,  Obrist-Lleutenant  und  Flügeladjutanten ,  Karl  von 
Frankenherg-Ludwigsdorffy  Commandeur  des  Gross- 
herzoglich  Badischen  Ordens  vom  ZShrInger  Ltfwen,  Ritter  des 
Grossherzoglich  Badischen  Carl-Friedrich -Mflltär- Verdienst-Or- 
dens^ Ritter  des  Königlich  Preussischen  St.  Johanniter-Ordens, 
Commandeur  des  CivH-Verdienst- Ordens  der  Königlich  Baieri- 
schen  Krone,  Commandeur  zweiter  Classe  des  Grossherzoglich 
Hessischen  Ludwigs -Ordens,  und  Ritter  des  Kaiserlich  Russi- 
schen St.  Wladimir-Ordens  vierter  Classe  mit  der  Schleife ; 

Se.  Hoheit  der  Kurprinz  und  Mitregent  von  Hessens 
Höchst-Ihren  Ober-Berg-  und  Salzwerks-Direktor,  Heinrich 
Theodor  Ludwig  Schwedes,  Commandeur  zweiter  Classe  des 
KurfOrstlich  Hessischen  Haus -Ordens  vom  goldenen  Löwen, 
Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  zweiter 
Classe,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Badischen  Ordens  vom 
Zähringer  Löwen  und  Commandeur  des  Grossherzoglich  Säch- 
sischen Haus- Ordens  vom  weissen  Falken; 

Se.  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Hessen 
und  bei  Rhein: 
Höchst-Ihren  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen 
Hofe,  Kammerherm,  Oberstlieutenant  Im  Generalstabe  und  FlQgel- 
adjutanten,  Preiherrn  von  Schäffer-Bernstein,  Comman- 
deur zweiter  Classe  des  Grossherzoglich  Hessischen  Ludwigs- 
Ordens,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  St.  Johannlter-4>rdens, 
des  Kaiserlich  Russischen  St.  Stanislaus- Ordens  zweiter  Classe, 
des  Kaiserlich  Oesterrelchlschen  Leopold  -  Ordens,  der  Königiloh 
Französischen  Ehrenlegion,  des  Königlich  Hanndverischefi  GueU 
phen  -  und  des  Königlich  WUrttemberglscben  Milltär-yerdien^t* 
Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Badischen  Ordens  vom 
ZXhringer  Löwoi,  ' 

und 

56* 


884 

HSchst-IbreD  CieheliiieB  Ober-Fliiaiffi-RaUi,  Helnridi  Lot- 
wig  Bier  sack,  Ritter  erster  Glaste  des  GrasshensoglM  fles- 
alschea  Ludivigs- Ordens,  Ritter  des  KöBlgUch  PrenssMm 
rotben  Adler -Ordens  dritter  Classe,  des  Civil- Verdieast-Ordai 
der  Könlglicli  Baierisclien  Krone,  des  Ordens  der  Ktf Diglich  WiM- 
tembergiscben  Krone  und  Commandeur  des  Grossherzoglick  Bi- 
dischen  Ordens  vom  Zfihringer  LSwen ; 

die  bei  dem  Thfiringiscben  Zoll- und  Handels- 
Vereine  betheiligten  Souveraine,  aStolich 
ausser  Sr.  Mi^estät  dem  Könige  von  Preussen  uad 
Sr.  HAieit  dem  Kurprinzen  und  MfUt^eDten  von 
Hessen : 

Se.  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- 
Weimar- Eisen  ach, 

Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen- 
Meiningen, 

Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachseo- 
Altenburg, 

Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen- 
Goburg  und  Gotha, 

Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Ru- 
dolstadt, 

Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Son- 
dershausen, 

Se.  Durchlaucht  der  Fürst  Reu ss  älterer  Linie, 

Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Schleitz;, 

und 
Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Lobenstein 
und  Ebersdorf: 
den  Grossherzoe^ch  SSchsischen  G^eimen  L^;atIons-Rath, 
Ottokar  T hon,  Ritter  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus- 
Ordens  vom  weissen  Falken,  des  Herzoglldi  Sachsen- Ernestiol- 
schen  Haus -Ordens,  des  Königlich  Preussisehen  rotben  Adler- 
Ordens  dritter  Classe,  des  Givil -Verdienst- Ordens  der  KSnigUch 
Baierisehen  Krone  und  des  KSniglich  Sächsischen  GlvU-Verdlefi8^ 
Ordens  und  Gommandeur  zweiter  Glasse  des  KurfiirstUch  Hcssi- 
sehen  Hausordens  vom  goldenen  Lif wen ; 
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Se.  Herzoglicbe  Durctalaucbt  der  Herzog  von  Nassau:' 

HScfest-Ihren  Geheimen  Rath  und  Reglenings-Dlrektor,  WIl- 

(dm  Magdeburg,  Ritter  des  KBntgHch  Preussischen  rothen 

kdler-Ordens  zweiter  Ciasse  und  Commandeur  erster  Classe  des 

lerzoglich  Sachsen-Ernestlnf  sehen  Haus  -  Ordens ; 

der  Senat  der  fjrelen  Stadt  Fr a  n  k  fu  r t : 
den  Senator,   Eduard  Franz  Soucbay,    Doktor  beider 
Rechte,  Ritter  des  Civil -Verdienst- Ordens  der  Königlich  Baieri- 
scben  Krone, 

von  welchen  Bevollmächtigten,  unter  dem  Vorbehalte  der 
RaUQcation,  folgender  Vertrag  abgeschlossen  worden  isti 

Arill&el  I. 

Die  Fortdauer  des  Zoll  -  und  Handelsvereins  wird  vorlSuflg 
auf  weitere  zwSlf  Jahre,  vom  1.  Januar  1842  anfiaingend,  also 
bis  zum  letzten  December  1853,  festgesetzt.  FGr  diesen  Zeltraum 
bleiben  die  Zollverelnlgungs -Verträge  vom  22.  und  30.  März  und 
11.  Mai  1833,  vom  12.  Mai  und  10.  December  1835  und  vom 
2.  Januar  1836  auch  ferner,  Jedoch  mit  den  In  den  folgenden  Ar- 
tikeln enthaltenen  Modiflkationen  und  zusätzlichen  Bestimmungen 
in  Kraft. 

ArilUel  II. 

Der  die  gemeinschaftlichen  Anmeldestellen  an  den  Blnnen- 
gränzen  zwischen  Bayern^  Württemberg  und  Baden  einerseits 
und  den  übrigen  Vereinslanden  andererseits  betreffende  Artikel  IB 
der  Zollverelnlgungs- Verträge  vom  22.  und  30.  März  und  11.  Mal 
1833  und  vom  12.  Mai  1835  tritt  ausser  Wirlcsamkeit,  und  es 
'unterliegt  in  der  Folge  der  Verkehr  mit  Handels« Gegenständen 
an  den  bezeichneten  Bfnnengränzen  keiner  'weiteren  Beaufsich- 
tigung, als  Jener,  die  zum  Behufe  der  Erhebung  innerer  Steuern 
(Artikel  Ifl)  in  dem  einen  oder  anderen  Vereinsstaate  (erforder- 
lich ist. 

Artlliel  lil. 

Was  die  In  den  Artikeln  11  und  12  der  S^Uverdnlgungs- 
Vertrtge  vom  22.  und  30.  März  und  vom  11.  Mai  1833,  flsrner 
yon  12.  Mal  1835,  ingleichen  in  den  Artikeln  8  und  9  der  Zoll- 
vereinigiings -Verträge  vom  10.  December  1835  und  X.  Januar 
1836  gedachten  inneren  Steuern  betrifft,  welche  in  den  einzelnen 
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VordossUateD  thella  auf  die  HervorbriogUDg  oder  ZaIi»eitiiagY 
tl^tlB  unmittelbar  auf  dra  Verbrauch  gewisser  Erzeogiisse 
gelegt  sind,  so  wird  es  auch  ferner  von  allen  Tbeileii  ak 
wUnschenswerth  anerkannt,  hierin  eine  Uebereinsthomimg  iff 
Gesetzgebung  und  der  Besteuerungs- Sätze  in  ]hr&k  Staate 
thunlich  hergestellt  zu  sehen,  weshalb  ihr  Bestreben  auf  Hcrteir 
fUhrung  einer  solchen  GieicbmSssigkeit,  Insbesondere  durch  Ver- 
einigung mehrerer  Staaten  zu  gleichen  inneren  Stauer- Bbi- 
richtungen,  mit  oder  ohne  Gemeinschaftlichkeit  der  Steuer-Er- 
träge, gerichtet  bleiben  wird.  Bis  dahin,  wo  dieses  Ziel  erreidit 
worden,  sollen  hinsichtlich  der  vorbemerkten  Steuern  und  des 
Verkehrs  mit  den  davon  betrolfenen  Gegenständen  unt^  den 
Vereinsstaaten,  zur  Vermeidung  derNachtheile,  weldieaus  einer 
Verachledenartigkeit  der  inneren  Steuer-Systeme  uberhaupX,  und 
namentlich  aus  der  Ungleichheit  der  Steuersätze,  sowohl  lür  die 
Producenten,  als  fiir  die  Steuer-Einnahme  der  einzelnen  Vereins- 
Staaten  erwachsen  kSnnten,  —  abgesehen  von  der  BesieueruAg 
des  im  Umfange  des  Zoll- Vereins  erzeugten  Rübenzuckers,  wes- 
halb auf  die  besonders  getroffenen  Vereinbarungen  Bezug  genom- 
men wird,  —  folgende  Grundsätze  in  Anwendung  kommen : 

I.  Hinsichtlich  der  ausländischen  Erzeugnisse. 

Von  allen  Erzeugnissen,  von  welchen  entweder  auf  die  in 
der  Zoll-Ordnung  vorgeschriebene  Weise  dai^than  vrird,  dass 
sie  als  ausländisches  Ein  -  oder  Durchgangsgut  die  zollamtliche 
Behandlung  bei  einer  ErhebungsbehSrde  des  Vereins  bereits  be- 
standen haben  oder  derselben  noch  unterliegen,  oder  von  wd- 
chen  y  dafern  sie  zu  den  tarlfbiäsisig  zollflreien  gebSren ,  durdi 
Bescheinigungen  der  Gränz-ZoUämter  nachgewiesen  wird ,  dass 
^Iß  vom  Auslande  eingeführt  worden  sind ,  darf  keine  weitere 
Abgabe  irgend  einer  Art,  sey  es  flir  Rechnung  des  Staats>  oder 
für  Rechnung  von  Communen  und  Corporationen,  erhoben  we^ 
den ;  Jedoch  —  was  das  Eingangsgut  betrUft  —  mit  Voriiehait 
derjenigen  inneren  Steuern,  welche  in  einem  Veretnsstaate  auf 
die  weitere  Verarbeitung  oder  auf  anderweite  Bereitungen  ans 
strichen  Erzeugnissen,    ohne  Unterschied   des   ausländischen, 

inländische^  od«^  vereipsländtschen  Ursprungs  aligemein  ge- 
legt sind,         . 


T 


Bi7 

IH.    Blrislchtlfch  der  Inllndlscfheii  fiüd  verein^. 
I'  IHndlschen  ErKeagnlsse.   ' 

j.  1)  Von  den  innerhalb  des  Vereins  erzeugten  GegensUinden, 
Hirelche  nur  durch  einen  Vereinsstaat  transiliren,  um  entweder 
Ip  einen  andern  Vereinsstaat  oder  nach  dem  Auslande  geführt  zu 
werden^  dörren  innere  Steuern  weder  für  Rechnung  des  Staats, 
noch  fQr  Rechnung  von  Communen  oder  Corporationen  er- 
hoben werden. 

2)  Jedem  Vereinsstaate  bleibt  es  zwar  flre(gestellt,  die  auf 
der  Hervorbringungr  der  Zubereitung  oder  dem  Verbrauche  von 
Erzeugnissen  ruhenden  inneren  Steuern  beizubehalten»  zu  ver- 
ändern oder  aufzuheben,  so  wie  neue  Steuern  dieser  Art  einzu- 
fUbren,  Jedoch  sollen 

a)  dergleichen  Abgaben  fiir  Jetzt  nur  auf  folgcinde  loUtodische 
und  gleichnamige  vereinslSndische  Erzeugntase,  Als:  Brannt- 
wein, Bier,  Essig,  Malz,  Wein,  Most,  Cider  (Obstwein), 
Tabak,  Mehl  und  andere  Muhten *Fabrlkate,de8sgleicben 
Backwaaren,  Fleisch,  Fleisch waarea  und  FetVcelogl  wer- 
den dürfen,  auch  wi^d  man  sich, 

b)  so  weit  nöthig,  über  bei^tioiaite  SKtze  verstilndigenj  deren 
Betrag  bei  Abmessung  der  Steuern  nicht  Überschritten 
werden  40U. 

3)  Bei  aUca  AiigtbeD,  welche  In  dem  Bereiche  der  Verelns- 
Under  hiernach  zur  Erhebung  konlimeD,  wird-  eine  gegenseitige 
GleichmSssigkelt  der  Behandiiing  -  dengeslaU  Statt  finden-,  dass 
das  Erzeugniss  eines  änderet»  Vereinsstaates  unter  keinem  Ver- 
wände höher  oder  in  einer  libtlgeren  Weise; -«Is  das  inllUldlsche 
oder  al9  das  Erzeugniss  der  äbrigen  VenelliSBtiäten  iMftteuert 
werden  darf.  In  Gcthässbeit  dieses  Gruadsalses  wird  Fönendes 
fiBstgesetzte  ;  !       1-: 

a)  Vereinsstaaten,  welche  von  feinem  in1{Mdis(;Kenfirtet)gnisse 
keinfe  Innere  Steuer  erheben,  dÄrfeh  'auch  das  gleiche  ver- 
elnsföndtsche  Erzeugniss  nicht  bestfeuern.  Jedoch  soll  aus- 
nahmsweise denjenigen  Vei'efnsstaaten ,  in  wdchen'  kein 
Wein  erzeugt  wird,  freistehen,  eine  Abgabe  von  dem  ver-l 
elnsISndlschen  Weine  nach  den  b^äonders  getroffenen^  If'fet^ 
abnedongen  zu  erheben.  :    '   ■  .?  . 
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b>  Dhtleoiseii  Staaten,  io  welchen  innere  Steuern  voa 
ConsumtloDS- Gegenstande  bei  dem  Kaufe  oderV^tailb 
oder  bei  derVerzehrung  desselben  erhoben  werden,  doffa 
diese  Steuern  von  den  aus  anderen  Vereinsstaaten  hs- 
ruhrenden  Erzeugnissen  der  nSmlichen  Gattung  nur  In 
gleicher  Weise  fordern ,  sie  können  dagegen  die  Abgahe 
von  den  nach  anderen  Vereinsstaaten  Qbergehenden  Gegen» 
stSüiden   unerhoben   oder  ganz  oder  theilweise    zorfidL- 
geben  lassen, 
e)  Diejenigen  Staaten,  welche  innere  Steuern  auf  die  Hervor- 
bringung  oder   Zubereitung   eines  Consumtlons- Gegen- 
standes gelegt  haben,  IcSnnen  den  gesetzlichen  Betrag  der- 
selben bei  der  Einfuhr  des  Gegenstandes  aus  anderen  Ver- 
einsstaaten  voll  erheben  und  bei  der  Ausführ  nacb  diesen 
Staaten  theilweise  oder  bis  zum  vollen  Betrage  zurikk.- 
erstaiten  lassen. 

Welche,  ^tem  dermaligen  Stande  der  Gesetzgebung  in 
den  gedachten  Staaten  entsprechende  BetrSge  hiemadi  zur 
'    '  Brhekung  kommen  und  beziehungsweise  zurückerstattet 
werden  kb'nnen,  ist  besonders  verabredet  worden.   Treten 
spXterhin  irgendwo  Ver&iderungen  in  den  für  die  inooisi 
Erzeugnisse  ztfr  Zeit  bestehenden  Steuersätzen  ein,  so 
wird  die  betrelTende  R*(^erung  den  Übrigen  Vereins -Re- 
;    gierungen   davon  Mittheilung  machen  und   hiermft  den 
Nachweis  verbinden,  dass  die  Steuer-BetrSge,  weiche  In 
FMge  der  eingetretenen  oder  beabsichtigten  Verandenmg 
von  den  vereinslHndlschen  Erzeugnissen  und  bei  der  Aus- 
fuhr der  besteuerten  Gegenstände  erhoben  werden  sollen, 
iea  vereinbarten  Grundsätzen  gemäss  bemessen  seyen. 
d>  So  weit  zwischen  mehreren,  zum  Zollvereiae  gehSrigen 
Staaten  eine  Vereinigung  zu  gleichen  Steuer-Einrichtungen 
besteht,  werden  diese  Staaten  in  Ansehung  der  Befügnlss, 
die  betreffenden  Steuern  gleichmässig  auch  von  va^lnslän- 
dischen  Erzeugnissen  zu  erheben,  als  ein  Ganzes  betrachtet 
4)  Die  Erhebung  der  Innern  Steuern  von  den  damit  be- 
troffenen vereinsländischen  Gegenständen  soll  in  der  Rc^l  in 
demr  Lande  des  Bestimmungs  -  Ortes  Statt  finden,  Insofern  solche 
nicht,  nach  besonderen  Vereinbarungen,  entweder  durch  gemein- 
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aelAftltcie  Ed^esteUea  ao  den  fümengsäaimf  oder  imiliaiide 
der  Verseodung  für  Rechnung  des  abgabeberechtigten  Staates 
erfolgt.  Auch  sollen  die  zur  Sicherung  der  Steuer-Erhebui«  er- 
forderlichen Anordnungen,  so  weit  sie  die,  bei  der  Versendung 
aus  einem  Vereinsstaate  in  den  anderen,  einzuhaltenden  Strassen 
und  Controlen  betreiTen,  auf  eine,  den  Verkehr  mb'glichst  wenig 
beschränkende  Weise  und  nur  nach  gegenseitiger  Verabredung, 
auch,  dafern  bei  dem  Transporte  ein  dritter  Vereinsstaat  berührt 
wird,  nur  unter  Zustimnuing  des  letzteren  getroffen  werden. 

5)  Die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  von  Communen 
oderCorporationen,  sey  es  durch  Zuschläge  zu  den  Staats^teuerq 
oder  fOr  sich  bestehend,  soll  nur  für  Gegenstände,  die  zur  Ört- 
lichen Consumtion  bestimmt  sind,  nach  den  deshalb  getroffenen 
besonderen  Vereinbarungen  bewilligt  werden,  und  es  sollen  dabei 
die  vorstehend  unter  II.  2,  b)  gegebene  Bestimmung  und  der 
unter  IL'  3)  ausgesprocbeiie  aRgemelne  Grundsatz  wegen  gegen^ 
seliigerGieichaiässtgkeit  derBehancÜung  der  Erzeugnisse  anderer 
Vereins-Staaten,  ebenso,  wie  bei  den  Staatsstenern  In  Anwen« 
düng  kommen. 

Vom  Tabak  dilrfen  Abgaben  für  Redinung  von  CömmUnen 
oder  Corporationen  fiberall  nicht  erhoben  werden. 

6)  Die  Regierungen  der  Verelnsstaaten  werden  sich  gegen- 
seitig, 

a)  was  die  hier  in  Rede  stehenden  Staätssteuern  betrifft,  von 
allen  noch  gOltlgen  Gesetzen  und  Verordnungen ,  femer 
von  allen  in  der  Folge' eintretenden  Verändeningen,  so  wie 
von  den  Gesetzen  und  Verordnungen  über  heu  einzu- 
fSbrende  feuern,!  ' 

]>)  ,Uosicbtliot^  der  Commiinal-  u.  s,  w.  Ai)g9ben  ater  darüber, 
in  Welcbei»  Orten.,  von  wächj^n  Communen  oder  Corpo- 
,    \:  raUQnen ,  von  welchen.  Gegenständen ,  in  welchem  Betrage 
und  auf  welche  Wefa9e  dieselben  erhoben  werden,    . 
vollständige  Mittheilung  machen. 

Jür«ll9.el  1V< 

Da  die  hohen  contrahirenden  Th^le  eine  Besteuenmg  des 
In.  Umfigtnge  ics^  Vereins  aus  Runkelrüben  beretteten  Zuckers 
fOr  nothwendig  erachtet  haben»  so  ist  hierüber  die  anliegende 
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besondere  Ueberelnkunft  getroffim  worden,  Ae  dM 
Bestandlbell  des  ^^enwürtigen  YerUrages  bilden,  und  ganz  so 
angesehen  werden  soll,  als  wenn  sie  in  diesen  selbst  anl^ 
nomnen  wBre.  ^) 

Dieselben  sind  ferner  dahin  einverstanden,  dass,  w^nn  & 
Fabrikation  vom  Zucker  oder  Syrup  aus  anderen  inländisdiea 
Erzeugnissen,  als  aus  Runkelrüben^  z.  B.  aus  Stärke,  im  Zoll- 
vereine einen  erheblichen  Umfang  gewinnen  sollte,  diese  Fabri- 
kation ebenfalls  in  sSmmtlichen  Vereinsstaaten  einer  überein- 
stimmenden Besteuerung  nach  den  für  die  Mbenzuckerstaier 
Verabredeten  Grundsätzen  zu  unterwerfen  seyn  würde. 

ArtilLelT. 

In  Bezug  auf  das  MUnzwesen  haben  die  contrahfreBtea  ItiK 
glerungen  sich  beretts  durch  die  Convention  vom  30.  Juli  1838 
über  die  Annahme  einer  gleichen  Grundlage  für  ihr  MBnzaTsteB 
upd  über  die  Ausprägung  einer  gemeinschaftlichen,  in  allen  Vecv 
einsstaaten  gleich  dem  eigenen  Landesgelde  anzunetameoden  Ver* 
einsmünze  geeiniget,  und  es  werden  dieselben  auch  fiornerUD  der 
weiteren  Ausbildung  ihrer  Münzverfassung  auf  der  Uerdiirdi 
gegebenen  gemeinschaftlichen  Grundlage  Ihre  Sorgtlalt  ^Idoen. 
Hiernach  bewendet  es  bei  den  Stipulationen  der  bisherige  Zoll- 
veüeinigungs -Verträge  dahin,  dass 

1)  der  gemeinschaftliche  Zolltarif  anch  fortan  in  zwei  Haupt- 
abtheiluBgen  nach  dem  14Tbalerfusse  und  nach  dem  24 'A 

i    .  Gttldenfüsse  nusgefertiget  wird,  und  dass 

2)  die  Silbermünzen  der  sämmtlicben  contrahirenden  Staaten 
—  mit  Ausnahme  der  Scheidemünze  ~  nach  der  durdidie 
vorgedachte  Münz-Convention  festgestellteii  Gleichwerthuog 
von  Vier  Thalern  gegen  Sieben  Gulden  bei  allen  Zoll-Hebe- 
stellen  deä  Vereins  angeiüommen'  werden. 

Was  aber 

3)  die  Goldmünzen  betrifft,  so  bleifit  einer  Jeden  Vereins-Be- 
gierang  die  Bestimmung,  ob  und  In  welchem  SUberwertke 
dieselben  bei  den  Zoll-Hebestellen  ihres  Landes  angenoa- 
men  werden  'sollen,  überlassen.     :  i 
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ArtIMel  ¥1. 

Für  das  Zollgewicht  wird  auch  ferner  der  bereits  in  dem 
Jetzt  geltenden  Vereins-Zolltarif  In  Anwendung  gebrachte  ZoU- 
Centiier  die  gemeinschaftliche  Norm  geben.  Daneben  aber  wer- 
ten die  coBtrahfrenden  Regierungen  femer  Ih^e  Sorgfalt  dabin 
rlchfen,  auch  für  das  Maass-  und  Gewichtssystem  ihrer  Länder 
im  Allgemeinen  die  zur  Forderung  des  gegenseitigen  Verkehrs 
wünscbeoswerthe  IJebereinstlmmung  herbeizuflihren. 
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AjrtBcel  ITII. 

In  Hinsicht  auf  die  Verthellung  der  in  die  Gemeinschaft  tal- 
lenden  Abgaben  soll  statt  der  Bestimmungen  des  Artikels  22  der 
ZoUverelnlgungs-Verträge  vom  22.  und  30.  März,  auch  11.  Mai 
1833,  so  wie  vom  12.  Mal  1835,  Inglelcben  des  Artikels  18  der 
Zollverelnlgungs -Verträge  vom  10.  Deceraber  1835  und  2.  Ja- 
nuar 1836,  Folgendes  in  Anwendung  kommen : 

i)  Der  Ertrag  der  Eingangs-Abgaben  wird  nach  Abzug 

a)  der  Kosten»  welche  an  den  gegen  das  Ausland  gelegenen 
Gränzen  und  In  dem  Gränzbezirke  für  den  Schutz  und  die 
Erbebung  der  Zölle  erforderlich  sind  (Artikel  30  der  Veiv 
träge  vom  22.  und  30.  März,  auch  11.  Mal  1833,  sowie 
vom  12.  Mal  1835,  und  Artikel  26  des  Vertrages  vom 
10.  December  1835), 

b)  der  Rückerstattungen  für  unrichtige  Erhebungen« 

e)  der  auf  dem  Grunde  besonderer  gemeinscbaillicber  Verabr 
redungen  erfolgten  SteuervergUtungen  und  Ermäsaigungeo, 
zwischen  sämmtlichen  Vereinsgliedern  nach  dem  Verhält- 
nisse der  Bevölkenitf  y  mit  welcher  sie  in  dem  Gesammt- 
vereine  sich  befinden, 
vertheUt.  .  .  .     •  *  ., 

2>  Der. Ertrag  der  Aus-  und  Durehgangs- Abgaben'  wird; ^ 

a)  so  weit  diese  Abgaben  bei  den  Hebestellen  in  den  6stllchen 
Pravlnzen  •  des  Kökilgreichs  Preossen  (also  mit  Aufnahme 
der  Provinz  Weatpbalen  und  der  Rbeinprovlnz),  im  KttöigL 
rdcbe  Sachsen  und  Im  GeUeise  des  Thttringiaohen  Zotl-i  oni 
Handelsvereins  eingehen^  zwischen  Preussen,  Sachsen  und 
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den  Staaten  des  ThüringtoGben  Vereins  nach  dem  von  Ihnci 
zu  verabredenden  Theilungsftisse,  dagegen 

b)  80  weit  dieselben  bei  den  Hebestellen  In  den  Übrigen  Yer- 
einstheilen  eingeben,  nach  der  Bevölkerung  dieser  Vereins* 
thelle  unter  die  betreffenden  Staaten  vertbeilt,  und  zwv 
lediglieh  nach  Abzug  der  Ruckerstattungen  lür  unriehtige 
Ertiebungen,  und  der  auf  dem  Grunde  besonderer  gemein- 
schaftlicber  Verabredungen  erfolgten  SteuerveigOtungai 
und  ErmSssIgungen. 

3)  Bei  der  nach  den  Sittzen  1)  und  2)  Statt  findenden  Ver- 
theilung  der  Ein-,  Aus-  und  Durchgangs  -  Abgaben  wird  die  Be- 
völkerung solcher  Staaten,  welche  durch  Vertrag  mit  einem  oder 
dem  anderen  der  contrahirenden  Staaten,  unter  Verabredung 
einer  von  diesem  Jährlich  für  Ihre  Antheile  an  den  gemdnschaftr 
liehen  Zollreveniien  zu  leistenden  Zahlung,  dem  Zollsysteme  des- 
selben beigetreten  sind  oder  etwa  künftig  noch  beitreten  werden, 
in  die  Bevölkerung  desjenigen  Staates  eingerechnet,  welcher 
diese  Zahlung  leistet. 

4)  Der  Stand  der  Bevölkerung  In  den  einzelnen  Vereins- 
staaten v^rd  alle  drei  Jahre  ausgemittelt,  und  die  Nachweisuog 
derselben  von  den  Vereins-Gliedern  einander  gegenseitig  mitge> 
thellt  werden. 

5)  Unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse, 
welche  hinsichtlich  des  Verbrauches  an  zollpflichtigen  Waaren 
bei  der  flreien  Stadt  ^rankl\irt  obwalten,  Ist  wegen  des  Anthells 
derselben  an  den  gemeinschaftlichen  Einiiahmen  ein  Iiesond^es 
Abkommen  getroffen. 

ArttlL«liriII. 

Sofern  der  gegenwärtige  Vertrag  nicht  si^ätestens  zwei  Jahre 
vor  dessen  Ablaufe  gekündigt  wird ,  soll  derselbe  auf  weitere 
zwINf/ Jahre,  tmd  so  fort  von  zwölf  zu  zwölf  Jahr»  als  ver- 
längert angesehen  werden. 

Derselbe  soll  unverzüglich  zur  Ratiication  der  hohen  con- 
trakirenden  Titelte  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  derRati- 
•eatlons-Urknnden  soll  spätestens  binnen  acht  Wochen  in  BerUa 
bewirkt  wordener  ^y 
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So  geschehen  Berlin,  den  8.  Mai  1841. 

Kuhlmeyer.      Eichmann.      Bever.      v.  Zahn. 

(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.)        (L.  S.) 

Frhr.  v.  Linden.        Hauber.  Regenauer. 

(L.  S.)                  (L.  S.)  (L.  S.) 

V.  Franli^enberg-Ludwigsdorfr.  Schwedes. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Frhr.  v.  Scharfer-Bernsteia.      BiersaciL.      Thon. 
(L.  S.)  (L.  S.)         (L.  8.) 

Magdeburg.        Souchay. 
(L.  S.)  (L.  S.) 


a)Vergl:  6esetz-S  aiamlapg  für  dieKtfuigllohea 

Preussi3chen  Staaten,  1841,  S.  141  a.  f.  Nr.  14. 

b)  8.  die  folgende  Nummer. 

c)  Die  Ratiflcations-Urkunden  des  vorstehenden  Veiv 
triges  sind  am  31.  Juli,  5.  und  9.  August  1841  za  Berlin  an»- 
gewechselt  worden. 

Vgl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen  Staaten,  1841,  S.  150. 


exni. 

Uebereittknnft  zmschen  Prenssen,  Baierft,  Sack- 
sen,  Wflrttemberg,  Baden,  KnrhesseB,  1« 
Crrossheriogtknme  Hesien,  den  zn  demTkirii- 
giscken  Zoll-  und  Handels-Vereine  verbnndraoi 
Staaten,  Hassan  nnd  der  freien  Stadt  Fraakftrt, 
wegen  der  Bestenernng  des  Rnnkelrtbensnckers, 
nnteneicknet  zn  Berlin,  den  8.  lai  1841.*) 

Im  Zusammenhange  mit  dem  heutigen,  die  Fortsetzung  des 
Zoll-  und  Handels-Vereins  betreffenden  Vertrage  ist  zwischen 
den  betbeiligten  Regierungen  die  folgende  Uebereinkunfl  wegen 
der  Besteuerung  des  Runkelrüben-Zuckers  getroffen  wordra. 

Artikel  I. 

Der  im  Umfonge  des  Zollvereins  aus  RuDkelriiben  verfertigle 
Zucker  soll  mit  einer  überall  gleichen  Steuer  belegt  werd», 
deren  Ertrag  gemeinschaftlich  ist,  und  nach  den  nSnüicheD 
Grundsätzen,  wie  das  Einkommen  an  Eingangszöllen,  unter  die 
Vereinsstaaten  getheilt  wird. 

Neben  dieser  Steuer  darf  in  keinem  Falle  eine  weitere  Ab- 
gabe von  dem  Runkelrübenzucker,  weder  für  Rechnung  des 
Staats,  noch  für  Rechnung  der  Communen  erhoben  werden. 
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Die  Bestenerung  nach  einem  überalt  gleiclien  Steuersatze 
tritt  mit  dem  1.  September  1841  ein;  die  Gemeinscbaltltchkeit 
des  Steuer-Einl^ommens  dagegen  wird  bis  zum  1.  September  1844 
ausgesetzt,  um  auf  der  Grundlage  der  während  dieses  drei- 
JiOirigen  Zeitraumes  zu  gewinnenden  Errahrungen  euvor  die  an- 
gemessenste Besteuerungtweise  zu  ermitteln  und  eine  aUgemeine 
und  übereinstimmende  Gesetzgebung  zu  vereinbaren, 

Vereinigungen  mehrerer  Vereinsstaaten  zu  dem  Zwecice, 
noch  vor  dem  1.  September  1844  eine  übereinstimmende  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  rücksichtlich  der  Steuer  vom  Rüben- 
zucker, unter  Gemeinschaftlichkeit  des  Ertrages  der  letzteren, 
einzuführen,  sind  Jedoch  durch  diese  Bestimmung  nicht  ausge- 
schlossen. 

Ariil&el  III. 

Während  des  Zeltraumes  vom  1.  September  i841  bis  dahin 
1844  bleibt  die  Wahl  der  Besteuerungs weise  dem  Ermessen  einer 
Jeden  Vereinsregierung  in  der  Art  anheimgestellt,  dass.s|e  djk 
Rübenzucker-Steuer  entweder 

a)  von  dem  fertigen  Fabrikate,  oder 

b)  von  den  zur  Zubereitung  zu  verwendenden  rohen  Rüben', 
und  zwar  entweder  bei  der  Einbringung  in  die  Aufbewah- 
rungsräume, oder  unmittelbar  vor  Ihrer  Verwendung  zur 
Fabrikation 


erheben  lassen  kann. 


Artikel  IT. 


lieber  die  Höhe  des  Steuersatzes  wird  Folgendes  bestimmt : 

a)  die  Steuer  soll  in  dem  ersten  Betriebsjahre,  vom  1 .  September 
1841  bis  dahin  1842,  Zehn  SUbergroscben  (35  Kr.)  IQr  den 
Zollzentner  Rüben-Rohzucker  betragen. 

b)  Dieser  Steuersatz  wird  auch  im  zweiten  und  dritten  Be- 
triebsjahre, nämlich  vom  1.  September  1842  bis  dahin  1843, 
und  vom  1.  September  1843  bis  dahin  1844  beibehalten, 
wenn  nach  Zusammenrechnung  des  in  dem  vorangogangenen 
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Betriebsjahre  im  gesaumilen  Vereine  versteuerteo  Quantuns 
Rübenzud^er  mit  der  im  vorangegangenen  Kalendetjahre 
verzollten  Menge  ausländischen  Zuckers  sich  ei^ebt,  dass 
unter  100  Zentnern  der  also  ermittelten  Gesammtmeoge 
weniger  als  20  Zentner  begriffen  sind. 

Erreicht  aber  die  Menge  des  Mbenzuclcers  20  Prozent, 
so  wird  die  Steuer  vom  ZoUzentner  RQbenzadLer  aof 
Vs  Thaler  (1  fl.  10  kr.)  festgesetzt ;  erreicht  od«  über- 
steigt sie  endlich  25  Prozent  der  gesammten  Zuckermenge, 
so  wird  die  Steuer  auf  1  Thaler  (Ifl.  45  Kr.)  erhöhet. 

Artiliel  T« 

Die  Yereins-R^eruDgen  werden  sich  die  von  ibn^  in  6e- 
mSssheit  der  Artikel  II.  III.  und  IV.  erlassenen  Gesetze,  Ver- 
Ordnungen  und  Instruktionen  roittheilen,  und  räumen  sich  gegen- 
seitig das  Recht  ein,  durch  die  Vereins -Bevollmächtigten  oder 
durch  besondere  Commissarien  von  der  Ausführung  der  getroffe- 
nen Steuer-Einrichtungen  und  deren  Ergebnissen  Kenntoiss  zn 
nehmen. 

Artikel  Tl. 

Nach  dem  Ablaufe  der  dreijährigen  Periode,  also  mit  dem 
1,  September  1844,  tritt  in  Absicht  der  Bestenoung  des  fiübeo- 
Zuckers,  ebenso,  wie  solches  hinsichtlich  der  gemeinschaftlichen 
Ein-,  Aus-  und  Durchgangszöile  der  Fall  ist,  eine  vSliig  über- 
einstimmende Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  simmtlichen 
Vereinsstaaten  ein. 

Artikel  ini« 

Bei  Abmessung  der  Steuer  von  dem  Rübenzucker  wird  als- 
dann nach  folgenden  Grundsätzen  verl^hren  werden : 

a)  Der  Eingangszoll  vom  ausländischen  Zucker  und  Symp, 
und  die  Steuer  vom  ausländischen  Rübenzucker  zusammen, 
sollen  flir  den  Kopf  der  Jeweiligen  Bevölkerung  des  Zoll- 
vereins Jährlich  mindestens  eine  Brutto  -  Einnahme  ge- 
währen, welche  dem  Ertrage  des  Eingangs -Zolles  vom 
ausländischen  Zucker  und  Syrup  für  den  Kopf  der  BevSl- 
kerung  im  Durchschnitte  der  drei  Jahre  ISjf  giefchkomniL 


M? 


b)  Der  Betrag  d«^  Rflifentlicbr-rSMiM^}  wM  Jedesmü  ffir 
einen  dreijährigen^  vom  1.  Septem])er  an  laufenden  Zeit- 
raam  festgesetzt ,  tind  wenig^ens  S  Woch^D  vor  Atifting 
des  letzteren  SffisDtlicb  bekannt' gemacht.        ^'  '  '  ' 

.  Qieicbzeitig  mit  der  Jlufienzucker^ijtftierwe^dw  auch 
die  Iltagangs-Zollsätze .  fjür  .den  ausländiso^ieii  Zucker  und 
Synip  festgestellt,  verkündigt  und  in  Anwendung  gebracht, 
daher  soIcBe  aus  der"  Reihe  der  UlAigteh,  mit  ^til  Rdlenrder- 
Jabre  laufenden  Sätze  des  Zolltarifs  -ausscheiden. 

c)  Die  Steuer  vom  vereinsläpdiscbw  üül^nwcK^i^  wird  g<)gfn 
den  Elngaogs-Zoll  vom  ausländischen  Zi^qker  stets  so  viel 
niedriger  gestellt  werden,  als  nöthig  ist^  um  der  inlän- 
dischen Fabrikation  einen  angemessenel^  Schutz  zu  ge- 
währen^ ohne  zugleich  die  Concurrenz  des  ausländischen 
Zuckers  auf  eine,  die  Einkünfte  des  Vereins  oder  das 
Intecease  der  Codsumcnten  gefShrdeBde  We^e  zu  be- 
schränken. .  .  iM 

d)  In  keinem  FaHe^  und  wentf  audk  dereliidt  ^le  Ißliinatime 
am  Eingangs-ZoU  vom  ausländischen  Zücker  hii^ter  dedi 
durcbschnittlichen  Ertrage  der  Jahre  18|$  nicht  zurück- 
bleiben sollte,  wird  die  Steuer  vom  Rüben-Rohzucker  unter 
den  Betrag  von  20  Prozent  des  Zollsatzes  lUr  ausländischen, 
zum  Versieden  eingehenden  Rohzucker  gestellt  werden. 

ArtlkiBl  Till. 

AUe  durch  die  Zollvereinigungs -Verträge  oder  in  Folge  der- 
8ell)efi  getroffenen  Bestimmungen  und  Verabredungen  über  die, 
fco  Vereins -Regierungen  rUcksichtlich  der  Zollabgaben  zu- 
stehende Theilnahme  an  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung 
und  an  der  Gontrole  der  Verwaltung ,  wohin  insbesondere  die 
Stipulationen  wegen  Bestellung  der  Vereins  -  Bevollmächtigten 
und  Stations-Controleurs  und  wegen  der  Jährlichen  General- 
Conferenzen  gehören ,  ingleichen  die  Vereinbarungen  in  dem 
unter  den  Vereins  -  Regierungen  abgeschlossenen  Zoll-Cartel 
Vota  1.  Mal  1833,  sollen  auch  in  Beziehung  auf  die  Rübenzucker- 
Steuer  volle  Anwendung  finden, 
m.  57 


S»  gMchekeli  Berlld,  Mt  8.  Mai  t841. 

Kuhlmeyer.       Eichmann.       Bever.        v.  Zakn. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.)         (L.  S.) 

PHir.  V.  Ltndea.       Hattker.       Regenauer. 

(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

V.  Fraiikeiilierg>Lii4wig84orff.     '  Schwedes. 

(L.  S.)  <L.  S.) 

Frfar.  V.  SchXfrer-BerDsteln.     Biersack.     ThoB. 

(L.  S.)  (L.  S.)        iL.S.) 

Magdeburg.       Souchay. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

a)  Vert^:    GesetE^Sammlaag    für  die   Kfiaigliehen 
Prenssischen  Staaten,  1841,  S.  151  n.  f.  Nr.  14. 

Handels-Archiv   n.  s.  w.    1847,    I.  Hälfte,    S.  480  a.f., 
U.  Hälfte,  S.  117  u.  f. 


Vtrtrag  zviadioi  Preititn,  Sachita  ni  km  vm 
TkIriigiflckeD  Zoll-  nd  Hai4el8*Vareii6  wm* 
kindeneH  Staates,  vegen  lortsetmiig  der  Ver- 
trige  TtB  30.  Un  ud  IL  lai  1833,  tber  die 
gleioke  Beiteiernig  imerer  Irxeigniaie, 
uteneiclmet  n  Berlin,  den  8.  lai  1841.') 

Seine SbUMtSt  derKSolg  voaPreussen,  SdoeMtJestit 
ierKSiiig  vm  Sachsen,  uoA  die  ausser  Sdiiar  M^^tSt  dem 
KSnige  von  Preussen  noch  bei  dem  Thüringischen  Zoll-  und 
Handels-Vereine  betheillgrten  Souveräne  siad  Qber- 
eiiigekommen,  gleichzeitig  mit  den  zwischen  den  Gliedern  des 
Gesaamt-Zott-  und  Handels -Vereins  wegen  dessen  FMtsetzung 
elogeleiteten  Verhandlungen,  auch  besondere  Unterhandlungen 
Ib  Bezldiung  auf  die  Fortsetzung  iet  zwischen  Ihnen  be- 
stehenden Verträge  vom  30.  MSrz  und  11.  Mai  1833  wegen 
gleicher  Besteuerung  innerer  Erzeugnisse,  erSfflien 
zu  lassen.  Demgemäss  ist  von  den  ernannten  Bevollmächtigten, 
nimlich: 

Seiner  Majestät  des  KSnigs  von  Preussen: 
AllerhJichst-lbrem  Geheinien  Legationsrath  Ernst  Ml  e h  a  (^  1 1  s. 
Ritt«*  des  KSniglich  Preussischen  rotben  Adler- Ordens  dritter 
Riasse  mit  der  Schleife,  Offlcier  der  Franzifsischen  Ehrenlegion, 
Commandeur  des  Civil- Verdienst-Ordens  der  KSniglich  Baierischen 
Rrone,  Kitter  des  Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienstordens, 
Rommenthur  des  Ordens  der  Königlich  V^ürttembergischeR  Krone^ 
Commandeur  des  GrossherzogUch  Badiachen  Ordens  vom  Zähringer 

57* 


900 

Löwen,  CommaDd^ir  zweiter  Klasse  des  RurfOrsUlch  Hessisdieo 
Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen  und  des  Grossherzo^lich  Hes- 
sischen Ludwigs-Ordens^  Commandeur  des  GrosslierzogUch  SU- 
sischen  Haus-Ordens  vom  weissen  Falken  und  desHerzog^lichAn- 
haltischen  Gesammthaus-Ordens  Albrecht  des  Bären, 
und 
Allerhöchst-Ihrem  Gebetaf^ei^btfr-Finanzrath  Adolph  Geoige 
Theodor  Pochhammer,  RiCter' des  Königlich  Preussisdien 
reihen  Adler  •  Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  Rltt^  des 
CtvH-VerdieBStord^s  des*  Kb^niglieh  Baierischen  Krone,  des 
KhHgUoii.HminÖverlseltefiGuelßt^n^ Ordens  und  des  Ordens  der 
Königlii^h  WUrtt^mbergischen  Krone ; 

Seiner  MajesUit  des  Königs  von  Sachsen : 
Allerhöshst-Ibrem  Zoll-  und  Steuer -Director  Ludwig  ven 
^»^ritt'GopTOndßurdes  QresihersDtgtich  Sächsischen  Haus-Or* 
dens  vom»  weissen  Fallen  {        ''i 

'der  bei  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Handels- 
Vereine,  ausser  Preussen^  betheiligten  Sou- 
'       vc'räne:  ' 

Seiner  Hoheit   des   Kurinliizen   and  Miti^enUaDL   vmi 

Hess^en, 
Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Sach- 
sen-Weimar-Eisen  ach, 
/  Sdfier  Herzoglichen  Durdiiaucht  4ies  Herzogs  von  Sach- 
'  sen^Meiningen, 

Sdner  Herzoglichen  Iterchlaucht  des  Herzogs  von  Sacb- 
sen-Altenburg^ 
'  'Seiner  Herzoglichen  Durchlaucht  des  Herzogs  von  Saeh- 

sen-Coburg  und  Gotha, 
Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  von  Schwarz  bürg- 

Rudolstadt, 
Seiner  DarchlaucM  des^PQrsten  von  Schwarzburg- 

Sondersh'^usen, 
Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  Reu  ss  81t  er  er  Li  n  ie;. 
Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  vonReuss-Schieitz, 

und 
Seina*  Durchlaucht  des  Fürsten  von  Reuss-Lobeii«- 
(  stein  und  Ebersdorf: 


dem«  Giwahmogttdi  SlkMscheiii  *  >Gelieliii6n .  L^tioniirMi 
OttoUr  Tb  OB,  Ritter  des  GnldAerzoglteh  SXiflislflCben  Hm»- 
Ordens  vom  weissen  Falken:,  desHerzögUoli  SiidMieii^^Bniesiliif^ 
flehen  Haus  »Ordens,  ides  KSoiglich  PceHssisekeii' rolhen  Adlef^ 
Ordens  dritter  Klasse,  des  Civil -Vecdifiottordeiis  derttSnlgtliJlh 
Baierischen  Krone  und  des  Königlich  Säcbslschen  Civil -Verdienst- 
ordens, und  Commandeur  £\^tter''Rllisse  des  Kurfürstlich  Hes- 
sl8cbenilaB8*0rdäisvom'goUfeiKiiLHi«rea,>  -     '"  '   !  '    » 

folgende  UeUeielBlouiftv  unter  diem  VorbdiaHel  *et  :RMfi 
.       flcatioii, 'aiigeseMossen  worden,      lu  ..     .) 

ArtllLel  I« 

■  • 

IMe  in  den  Verträgen  vom  30.  März  upd  tl.  JMai  183ft  g^ 
troffene  Vereinharung^  nach  welcher  ciine  gleiche  BestMiening 
der  Aranntwein-FahrikaUon,  des  Tabaks  und  des  W^nteiies  in 
Preussen^,  Sachsen  und  in  den  znm  Tl^üringischen  Zoll-  und 
Handels -Vereine  gehörigen  Staaten  und  GebietstheiUen  bestehet, 
soll  auch  femer  auft'echt  erhalten  werden. 

Ebenso  bleiben  die  .in  '4en  gedachten  Verträgen  w^en 
gleicher  Besteuerung  des  Braumalzes  in  Preussen  und  S^sen, 
und  wegen  Abmessung  der  Steuern  von  der.  Bierbereitung  iiq 
Thüringischen  Zoll-  und  Handels-Vereine  enthaltenen  Verabr 
iredungen  in  Kraft.  ,       ,   .  , 

ArtjUkel  a» 

Eine  Abgaben-Erhebung  oder  Rückvergütung  bei  dem  Uebef  i 
gange  von  Bier,  Branntwein,  Tabaksblättem  Und  Tabaksftdiri- 
katen^  ingleichen  von  Traubenmost  und  Vi^ein,  auä  dem  einen  Ihn 
das  andere  Gebiet  wird  auch  kilnftig  nicht  Statt  finden,  vielmehr 
behält  es  bei  dem  bereits  bisher  bestandenen  f^ien  gegenseitigen 
Verkehr  mit  den  genannten  Erzeugnissen  sein  Bewenden; 

ArtUkel  ill. 

la  Folge  der  gleichen  Bje^teuerung  des  Wein r. und  Tabaks- 
baues in  Preussen,  Sachsen  und  im  Gebiete  des  T^ürlngiscbpn 
Vereins  soll  die  Abgabe,  welche  von  dem  aus  and;ere^  Zollvereins- 
staaten  übergebenden  Traubenmost  upd  Wein^  y^n  Tabak;sbU[t-^ 
tem  un^Tabaksfabrikaten,  gemäss  dem  Verkrage  vom  beutigen 
Ta^e  wegen  der  Fortsetzung  des  Zoll-  und  Handels-Vereines 


üMm  nM,  wie  Mdiep  ftntfüdialUidi  seTii  mA  uMk  ta 
Bevnkeriuig»«V€riilltiii8»  ««liMBt  werden.  Eine  gleiehe  6e> 
MkuHdieNIiAiQeit  ^M^  iB  ffliHdoht  Ut  VbMg  zur  Bfkehiic 
kemaeodea  Afegühe  ¥•»  dem  ms  anderea  Kolhrefefaiestarin 
wciipckttidcft  ttepe  <diBtFMBDb 


I      !? 


Unter  VoraassetcmlK  der  Fertdner  eine»  geseixlldi  ge^ 
iMertai  Erhebut«  des  SteoMetrigei  von  iVt«  SHber-  (Nea-) 
Groschen  für  ein  Quart  Braantwdn  zu  SOPioeeat  AlkoMsiarke 
nadi  Tralles,  auf  der  Grundlage  der  bestellenden  Geset^g^ung, 
soll  aucli  die  Gemelnscliaftliclikelt  der  Einnahme  von  der  fUri- 
IntieiissteMr  des  BvaBntwreins  und  der  in  Folge  des  loi  Ar- 
lÜDd  ill.  gedachten  Vertrages  zu  erhebenden  Abgabe  vm  iett 
ans  aideren  Totflnssiaatett  Übergeführten  Branntwdn,  zwtodben 
Pnussen,  SiMibsea  und  den  Thifilliglschen  Yerdnsstaatai,  naA 
MaUigabe  der  deshalb  getroltenen  besonderen  Verabredung  IM- 
bestehen. 

Der  g^enw3rttge^rtrag  soll  bis  zum  letzten  December  185S 
gOltig  Seyn,  und,  wenn  er  nicht  spätestens  achtzehn  Bf  oviate  vor 
diesem  Zeitpunicte  gekündigt  wird,  als  auf  fernere  zwVtf  Jahre, 
und  so  fort  von  zwSIf  zu  zwölf  Jahren  yertSngert  angesdieo 
werden.  Derselbe  soll  alsbald  zur  Ratiflcatton  der  hohen  con- 
traUreidcn  HSfe  vorgelegt,  und  die  Autfvechadiaig  «er  Ratt- 
floatlons**  Urkunden  ^)  soU  spütestens  binnen  adit  WM«  1a 
Bedin  bewirkt  werden. 

So  gesdtehen  Berlin,  den  8.  Mal  1841. 

Michaelia.     Pochhaaiaer.      v.  Zahn.     ThOB. 

(L.  S.)  (L-  S.)  (L.  S.)       (L-  S.) 

a)  Vergl;  Cresetz-Sammlung  fSr  die  KSniglichea 
Frenssi^chen  Staaten,  1841,  S.  154  n.  f.,  Nr.  14. 

b)  Die  Ratifications-Dricanden  des  vorstehenden  Ve^ 
träges  sind  am  31.  Juli,  S.  und  9.  August  1841  zu  Berlin  aus- 
gewechselt worden. 


^^— «^-^a 
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Vtrf^feanndti 
Vertrag  sEwiaelieii  Prenssen  und  Lippe,  wegen  der  Be- 
steneriing  innerer  Erzeugnisse  im  Fürsten thume  Lippe, 
QBteneiciinet  za  Berlin,  am  18.  Oktober  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  S45n.  f. 
üebereinkunft  zwischen  PreussenundBraunscbweig, 
wegengleicher  Besteuerung  inner  er  Erzeugnisse,  unter- 
zeichnet zu  Berlin  am  19.  Oktober  1841. 
Gesetz-Sammlung  fflr  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  2S,  S.  371  u.  f. 
Vertrag  zwischen  Preussen  und  Braunschweig,   be- 
treuend idie  AnlfihnMig  des  gemeiiüimtin  ZeüsysUua  In  iem 
twnU^ttatm  Blankenbur«,  nebst  dem  SlUUamte  WaUonrIed, 
sowie  in  dem  Amte  Xalvörde,  ingleicben  die  Besteuerung 
innerer  Erzengnisse  In  diesen  Herzoglichen  Landestheilen. 

Vertrag  zwis^en  Preussen  md  Brannschweig,  betref- 
fend die  Ausführung  des  gemeinen  Zoll-Systems  in  den  Preus- 
sischen Gebietstheilen  Wolfsburg,  Hehlingen,  Hesslingen 
unALvchlrLngen,  tm^dien  die  Besifuernng  innerer  Er- 
n#mgnifftn  In  dfeae*  GeUetatbeUep.  (3«  ^Krte  f  m  Nr.  CXVl. 
diesesTbeiles.) 
fi^s^tZ'^Saminlang  fSr  die  KönigUnJieiiPrensaifcii«!» 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  379-^383. 
Vertrag  nwlscben  Preussen  und  Kurhessen  wtfgia  Bo- 
stenerung  desBranntweins  und  desRunkelrubenzuckers 
in  der  Kurhesrischen  GraDschaft  Schaumburg,  unterzeichnet  zu 
Berlin  am  13.  November  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  KöniglichenPreussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  24,  S.3Wu.f« 
Vertrag   zwischen  Pr&ussen  und  Waldeek^  wegM  der 
Besteuerung  Innerer  Erierngnisi«  und  wegM  des.  Salz- 
debits  iiiFärBtenAkuaiePyriii^nty.wteneichnet  ^u Berlin  ßm 
II.  Deeember  1841. 
Gesetz^Sammlnng  für  die  Königlichen  Preussisobe« 
Siaateui  1841,  Nr.  25,  S.  400  u.  f. 
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0*b«Miiik«nfk  dM-..nK<,Z«ll-  md  HaideU-Yer- 
tine  terbiiiidräeli  Itegf^irvsieD,  w«^eii  SrtbeiliBg 
Toii  J)rhndnpg.8-PM9:P:t!Bn  «pd  FriTilegieii,  tw 

21.  8«pteBb«r  1842.  *) 


•   ..        ■    •    •      .        j:     .     ,      -      -  -     .  •.         ii  ..   j 


'  Zar  AuBfliltrunp  4^8  bei  dem  AbscUusse  der  ZoUverefni- 
^Bgäverirag<e  nteSSergefegten  Vorbehalts  etnei^  weiteren  Yereiii- 
baning  über  die  Annahme  gemeinschaftllcherCrTtind- 
Sai!z:fe  WriyAtllch'dferErflndungä-Paterrlc  undPrlvlle- 
glen  ist  von  den  zürn  ^011  -  \ind  Handels -Vereine  Verbundenea 
Äegferuhgen.für  äleÖäuer  des  Zoll- uniHandels-Ver- 
eips  nachstehende  tieb er einküiift  wegen  Ertheilung  voa 
Ißrfindungs-Patenten  lind  Privilegien  unter  dem  21. 
/Sept^p[}l}e;*.,1^4|i  vera^reidet.und.gescM^^  , 

Es  bleibt  zwar  im  Allgemeinen  einem  Jed^en  VeiieiBsstaate 
vörbdialten,  i  ttb^  df^  Erüheilung .  von  Patenten  oderPrlvUegien 
2»lr<aussehUessUeh6R  'Benutzung  neuer  Erflndilngen  ka  Gdiiete 
#er  Industrie,  es  mOge  ton  einem  Privilegium' fUr  eine  liiläi- 
dische  Erfindung  (ErOndungspatent)  oder  von  einem  Privll^um 
für  die  Ueb^i^ttagUng  leinei^  ausKlndiscben  ErOndufig  (Einltihniiigs- 
patent)  sich  handeln,  nach  seinem  Ermessen  zu  beschllessen  und 
die  ihm  geeignet  scheinenden  Vorschriften  zu  treflTen;  die  sänunt- 
liehen  Vereinsstaaten  verständigen  sich  Jedoch ,  um  einestheOs 
die,  aus  dergleichen  Privilegien  hervorgehenden  Beschränkungen 
der  Freiheit  des  Verkehrs  unter  den  Vereinsstaaten  mißlichst  za 


taMl%M,  taBdBRitlmils  ehe  CMcaitailMgKett;:laf4tfiii.iflie8Ch 
Hellte  Pinktte  ta  emfcheii,  In  fM^e*  der  IM  Bieg^huag  der 
ZoUvereinigungsvertritge  genatiitea  V6rMttlte<  Ulenäte  Uahio, 
die  naehfolgeiideii  GrundsaiBe  Ober  ilas  PaAenfweaeA^  mr  icus- 
iOhmi«  zubringen.  .;     :   '     :i: 

- 1.  Es  sollen  Patente  Überall  nui*  fttr  solche'  GegenstSnde 
ertheilt  w^en>  welche  wlrkHch  neu  und  eigentttOBilldh'  siüi! 
Die  firtheilui^  eine^  Patents  darf  mithin  nteht  Statt  («nd^n  für 
GegensUbide,  welchfe  ver  dem  l^age  der  Srtirelluag  tteä  fbtents 
hiDertMdh  des  Vereiaäg^ieteB  schon  ausgeftthrt-^  gangbar;  oder 
auf  irgend  eine  Weise  bekannt  waren ;  Insbesoadei^  bleibt  die- 
aielbe  ansgeschlossen  bct  allen  GegebstilDden,  die  bereits  in  ölfent- 
Heben  Werken  des  In-  oder  Aüsbindes,  sie  mSgtn  in  der  Doat- 
scben  oder  in  einer  fremden  Sprache  geschrieben  seyn^  dergestalt 
dmt^h  B^ehrelbung  od^  Zeichnung  dargestellt  sind/ dliss  danach 
deren  Ausführung  durch  Jeden  SachversUtndigen  erfolgen  kann. 

Die  Beurtheiiung  der  Neuheit  und  EigenthQmlibhkett  des  t& 
paitentirenden  Gegenstandes  bleibt  dem  Ermessen  dfner  i|eden 
Regierung  überlassen.  / 

Für  eine  Sache,  welche  als  eine  Erfindung  eines  Verefnsifin- 
dischen  Unterthans  anerkannt  und  zu  Gunsten  des  letzteren 
bereits  in  einem  Vereinsstaate  patentirt  worden  ist,  soll  ausser 
Jenem  Erfinder  selbst,  oder  dessen  itechtsnachrolger,  Niemandem 
ein  Patent  in  einem  anderen  Vereinsstaate  ertheilt  werden. 

.  n.  Unter  den  im  Artikel  I.  ausgedrückten  Voraussetzungen 
kann  auf  die  Verbesserung  eines  schon  bekannten  oder  eines 
bereits  patentirten  Gegenstandes  ein  Patent  gleicbralls  ertheilt 
werden ,  sofern  die  angebrachte  Aenderung  etwas  Neues  und 
Ei^enthümliches  ausmacht^  es  wird  jedoch  durch  ein  solches  Pa- 
tent in  dem  Falle,  wenn  die  Verbesserung  einen  bereits  pateqtlrt^  , 
Gegenstand  betrISt,  das  fUr  diesen  letzteren  ertheilte  Patent  nicht 
Jieeinträchtigt,  vielmehr  muss  das  Recht  zur  Mitbenutzung  des  ur- 
aprüngUch  patentirten  Gegenstandes  besonder^  erworben  werden. 

m.  Diq  Ertbellung  eines  Patents  darf  fortan  niemals.. eio 
Recht  begründen: 

.  a)  die  Einfuhr  solcher  Gegenstände)  welche  mit  dem  pa» 
tciitk*leki  übereinsUiinndn ,  oder 


^ 


'  ii>  4mY«iikaiif  naA  AbMiz  dersdlMii  wol  vvriiMai 
itt  k^iekrJfeiiteB.  Bhiiiso  ^Wtaaig  iart  dadundi  dem  PMbdI' 
f niihnr  Ün  Jtotitf  iwflgdlift  werten^ 
'  c).  dcB  Ge^'iNlBr  Verlira«el  TOt  deq^dclMii.ficgeBtttaAei, 
wenn  solche  nicht  von  ihm  bezogen  ider  alt  aelmet  Zu» 
«UiiMOfuv  anderweitig  aigesckiiflt  Atod»  ztt  luitersagen, 

iitt\alleliitgfr  Auanahme  des  FaUes; 

wwn  von  Biascliinen  Qod  Werkzeugea  IQr  dkA- 
brüutioft  «d  den  eew^t)^etrieb,  nicht  aber  wo  alt^ 
laetaeii«  zv»  (Jfs-*  und  Verbrauche  des  grSsseiea  PnUitaiM 
jKisttnipteii  HandelsarUkaUi  die  Rede  ist. 
IV«  Dagegen  bleibt  es  Jeder  Verelnsregt^tuig  SberlasieBt 

dw«h  firtbef lung  eines  Patents  innerhalb  ihres  Gebietes 

dsNiPatenUlnhabers 

1)  ein  Aecbt  zur  aussebliessUehra  Anferüging  oder  iUia- 
fOhning  des  in  Aede  stehenden  Gegenstandes 

zu  gewShren* 

Ingleichen  bleibt  es  Jeder  Regierung  anheimgesteUt,  inner- 
halb ihres  Gebietes  dem  Patent-Inhaber 

2)  das  Recht  zu  ertheilen, 

a)  eine  neue  Fabrikationsmethode, 

oder 

b)  neue  Maschinen  oder  Vi^erkzeuge  für  die  Ah 

brikation 
in  der  Art  ausschliesslich  anzuwenden»  dass  er 
berechtigt  ist,  allen  deiUentgen  die  Benutzung  der  paten- 
tirten  Methode  oder  den  Gebrauch  des  patentirten  Gegen- 
standes zu  untersagen,  welche  das  Recht  dazu  nicht  voa 
Ihm  erworben,  oder  den  patentirten  Gegenstand  nicht  voa 
Ihm  bezogen  haben. 

V.  Es  sollen  In  Jedem  Vereinsstaate  die  Unterthanes 
der  fibrlgen  Vereinsstaaten  sowohl  In  Betreff  der  Ver- 
leihung Ton  Patenten,  als  auch  hinsichtlich  des  Schutzes  iQr  Ae 
durch  die  Patenterthellung  begründeten  Befugnisse,  den  elg^ 
n^nllnterthanen  gleich  behandelt  werden. 

Die  in  einem  Staate  erfolgte  Patentertheüiuig  sau  Jedeek 
iKfllnaswegB  als  eine  Riiokstetat  gleitend  gwiacht  werden  düita, 
aus  welcher  nun  auch  in  anderen  Verafssitaalett  dii  Atent  auf 


9or 

taiteibei  CMg^MMii  utekt  za  vemigeii  nfre.  DlefiiitsclMIMiig 
d«r  Frage,  ob  ein  G^efllstMd  zw  PatenterthellODg  geeignet  scy 
o4er  niAt,  Hefbt  Vlelaeiir  ttnerfcalfe  der  geH^ran'  TeMnUrteii 
CMh»»  deii  fMen Eriiiesses  jedesetnelnen  Staates  iiAeli  dM 
Tra  um  IQr  rfthHcli^  beftattdeben  Onrnd^atzeii  verbehalteii,  ohne 
dass  diesem  Ermessen  durch  die  Vorgänge  In  änderen  Veriiftis- 
stMlen  YWgtginm  werden  darf.  Die  OewiRinuig  eines  Palebts 
bc^grelft  ferner  fOr  den  Ünterthan  dnes  anderen  T^reinsstaHt^ 
die  BeAignlss  zur  selbststfindlgen  Niederlassung  und  Ausübung 
des  Gewerbes,  In  welches  der  patentlrte  Gc^nstand  elnschli^ 
nicht  In  sich  $  vielmehr  Ist  die  PeAignlss  hierzu  nach  Massgabe 
der  Verfassung  Jedes  Staates  besonders  zu  erwerben. 

VI.  Wenn  nach  Erthellung  eines  Patents  der  Nachwels  ge- 
führt wird,  dass  die  Voraussetzung  der  Neuheit  und  Elgenthüm- 
lichkelt  nicht  gegründet  gewesen  sey,  so  soll  dasselbe  so- 
fort zurückgenommen  werden.  In  solchen  FSllen,  wo  der 
patentlrte  Gegenstand  zwar  Einzelnen  schon  flrOher  bekannt  ge- 
wesen, von  diesen  Jedoch  geheim  gehalten  worden  Ist,  bleibt  das 
Patent,  soweit  dessen  Aufhebung  nicht  etwa  durch  anderweite 
ümstHnde  bedingt  wird,  zwar  bei  Kräften,  Jedoch  g^n  die  ge- 
dachten Personen  ohne  Wirkung. 

Vn.  Die  Erthellung  eines  Patents  In  einem  Vereinsstaate 
Itt  sogleich,  mit  aligemeiner  Bezeichnung  des  G^^nstandes,  des 
Namens  und  Wohnortes  des  Patent-Inhabers,  so  wie  der  Dauer 
des  Patents,  In  den  zu  amtlichen  Mittheilungen  bestimmten  Blät- 
tern üffentUch  zu  verkünden. 

In  gleicher  Art  Ist  auch  die  Prolongation  eines  Patents  oder 
die  Zurücknahme  desselben  vor  Ablauf  des  ursprünglich  be- 
stimmten Zeltraums  Sffentlich  bekannt  zu  machen. 

Vm.  Die  simmtllchen  Vereinsregierungen  werden  sich 
nach  dem  Ablaufe  Jedes  Jahrs  voUständlge  Verzeichnisse  der 
Im  Laufe  desselben  erthellten  Patente  gegenseitig  mlttheUen. 

a)  Diese  Uebereinkunft  in  Betreff  der  Erfindnngs-Pa- 
tente  and  Privilegien  wurde  von  den  bei  der  fünften  General- 
Conferenz  in  Zoll-Vereins-Angelegenheiten  legitimirten  Bevollmäch- 
tigten, auf  Grand  der  vorhergegangenen  Verhandlangen ,  auf  die 
Daner  des  Zoll-Vereins  verabredet  and  geschlossen. 


Yttglr  6««eix-Sanimluag:  tur  d|e  KSniglieheA  Prcit- 
siftchea  Staaten,  1843,  S.2ttii«L,  Nr.2S. 

'  Lartt  BckanntmachuDi^  des  Könif  licfa'Preussisckei 
MJaUtarianif  ifdr,  «iLawärlisen  Aagelegenheiten  ym 
29.  iapi  184S,  i9t/die  ▼Qn^bende  üe/^ereinkaDft  allseiiif 
fatificirt  worden. 

^'Vgl:    GeaetzySainmlaAg  für  die  Kön^gUciien  Premi- 
piacben  Staajten,  1843,  &  2X7^  Nr.  29. 

-  "'i     .  •    •  ■         :     * 
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cxxv. 

Srniids&tze  ttber  die  Bevölkemiigs-Aiifnahnie 
in  den  Zell-VereiBs-Staaten,  nach  den  Verein- 
karmgen  ?om  31.  Jannar  1834  vnd  tmu  23.  Oktober 

1845.-) 


Nachdem  in  den  ZoU-Verelnigungs-yerträgea  festgesetzt 
worden,  das«  der  Eftrag  der  in  die  (lenieioscbaft  fallenden  Ab- 
gaben, naeb  Abzug  gewisser  in  den  erwähnten  Verträgen  näher 
bezfsichneter  Kosten,  Rückerstattungen  und  Ermässigungen  unter 
den  vereinten  Staaten  nach  dem  Verhältnisse  der  BeySl- 
kerung,  mit  welcher  sie  In  dem  Vereine  sich  befinden,  ver^ 
tbeUt  und  zu  diesem  Zwecke  der  Stand  der  Bevölkerung  indeq 
einzelnen  Vereinsstaaten  alle  drelJahre  au^gemlttelt  werden 
soUe :  so  haben  die  zum  Zoll  -Vereine  verbundenen  Regierungen 
lOr  zweckmässig  erachtet,  sich  über  gemeinsame  Grund-* 
sSIze  für  die  periodischen  Erhebungen  der  BevSi- 
kerung  in  sämmtlichen  Verelnsstaat^n  zu  verslän- 
dtgen,  wodurch  eine  vollkommene  GleichfSrmigkelt 
bei  de«  Volkszählungen  bewirkt  und  dem  genauen  Vollzuge 
dieser  Restirnrnuag  der  Zollverträge  eine  sichere  Grundlage  ge- 
wXhrt  w^de. 

In  Folge  dessen  ist  theils  bei  den  Mttnchener  VoMzUgs -Ver- 
handlungen und  bei  den  Verhandlungen  Über  den  Vollzug  der 
späteren  Zollanschluss  «Verträge,  theils  bei  der  siebenten  Generale 
Conferenz  in  Zoll-Angel^enheiten  über  folgende  Puakte  Verein- 
tiarung  getroffen  worden : 
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L  Der  TemlD  der  Je  im  dritten  Jalire  gieiehzeitlg  Im  guzei 
Vereia8gei»iete  zu  iiewirkeadea  ZShloiigen  ist  auf  deu  Ibiiaf 
December  desjenigen  Jalu^es  festgesetzt,  welches  der  dicQik- 
rigen  Periode,  lOr  die  das  Resultat  der  ZiOilHag^  ■^»iPsgytfiJ 
ist,  unmitteU>ar  vorangeht,  so  zwar,  dass  vom  Jahre  1846 
angefiwgen  und  so  fort  Jedesmal  im  dritten  Jahre: 
1)  Die  Volkszählungen  im  ganzen  Vereinsgebiele  mit  des 
dritten  December  —  und  wenn  dieser  auf  dnen  Sodb- 
oder  Feiertag  fSUt,  odt  dem  vierten  December  —  be- 
gonnen und  dass  die  eigentliche  Zählung  —  d.  h.  die 
erste  Ermittelung  der  volrhandenen  Personenzahl  von 
Haus  zu  Haus  —  ununterbrochen  fortgesetzt  und  mög- 
lichst am  aSmlidieD,  in  volkreicher»  Orten  sidResteas 
am  dritten  Tage  vollendet  werdet  soll ,  wekke  Begel 
nur  lUr  die  grösseren  Städte  von  dreissigtausend  An- 
wohnern und  darilbelr,  dann  aber  nicht  mäir  als  un- 
erlässlicb  nöthwendig  ist,  überschritten  werden  darf; 
dass  aber 
t)  der  Rest  des  Monats  December  dann  nvet  Mdi  in  ch- 
'    zelnen  Nachzählungen  und  zu  scmst  vorzmebmeiidea 
PrQIVingen  der  Zibtungs-ilesuttate  vorbehaRe»  MsM. 
Dieser  aussebliessende  Termin  bezieht  sich  Jedoch  nr  aif 
die  Erhebmig  der  Urlisten  Ober  die  fievlflkerung  durch  die  Local- 
BehSMra,  Dicht  aber  auf  die  Zusammenstellungen  dersetben  nach 
Kreisen  u.  s.  w. ,  indem  diese  letzteren  erst  nach  Vorlage  der 
erstM  in  der  nSehst  IMgenden  Zeit  heif^tellt  werden  kSBuea. 
Hierbei  darf  aber  nach  Abtanf  des  'Monats  December  nur  noch 
hinsichtlich  der  Redmung  eine  Revision  und  na<A  Belinden  Be- 
richtigung der  ZShIungs-Resaltate  Statt  finden. 
II.  Diese  M)lk8ZäblUDgen  sollen  innerhalb  Jeder  dreUShrigen  P^ 
riode  die  definitive  Abrechnungs-Basis  in  Ansehung  der  ZoH- 
Revenflen  Mlden,  daher  fOr  die  nachlblgettden  Jahre,  w^idk^ 
Innerhalb  der  Zählungs-Periode  fallen ,  keine  Bewegung  der 
Bevfilkerttng  beriieicsicfatlgt,  sondern  stets  ^  nächst  vor- 
hergegaiqreBe  Volkszählung  znm  Grunde  gelegt  wird. 
lU.  Als  allgemeine  Principien,.  nach  welchen  die  Bevblkerungi- 
Usten  In  sämmtlichen  Verrinsstaaten  hetgesteUt  werden 
sollen,  wurden  allseitig  anerkannt  s 
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1)  Dea  BcvOllura«t-^AirflttlHMii  bnm  dw  wlrUfebe 
IMnog  aller  eiiiieliiai  fiMMdUtt  sub  dtinde  liegen, 
und  es  darf  letzlere  nklUL  duitli  BeMteuiig  der  Woh- 
nimga-IUBialef  oder  aadeier  Quelkn  über  die  Bevfil- 
kemfigs-Verhllttiitase  enetet  wttddii. 

Zur  EiieichteroDg  des  GeschSftes  Ist  es  Jed^li  zullsstg, 
Formulare  zur  eigenen  Einrttcluing  der  an  ZÜdmigstage  zum 
Hausstande  gehSrigen  Personen  an  die  selbststündlgen  Ortsbe- 
wohner austheilen  zu  lassen,  welche  Formulare  demnScbst  Inner- 
halb der  nach  Punkt  I.  ftir  die  eigentliche  Zählung  festgesetzten 
Zeit  durch  die  dazu  bestimmten  Beamten  von  Haus  zu  Haus  ab- 
zuholen und  dabei  zugleich  hinsichtlich  der  Richtigkeit  der  Aus- 
fOllung  von  denselben  zu  prüfen  sind. 

%)  Die  Bestimmung  der  BebSrden,  welche  die  Zählung  vor- 
nehmen und  deren  Ergebniss  prüfen  und  zusammen- 
stellen sollen,  desgleichen  die  Festsetzung,  von  welcher 
BehSrde  MliitSr-Personen,  deren  Famlllenglleder,  An- 
gehörige und  Dienstboten  zu  zählen  sind,  Ist  den  ein- 
zelnen Vereins -R^erungen  Überlassen. 

3>  Wo  eine  getrennte  Zählung  der  Civil-  und  Militär- Be- 
vlOkeniDg  eintritt,  hat  sich  die  Zählung  der  MiUtär-Be- 
hitrden  nur  auf  die  im  aktiven  Dienste  stehenden  MUl- 
tirs  (mit  BinseUuM  momentan  Abwesender,  wie  z.  B. 
der  auf  eine  bestimmte  Zeit  beurlauUen  Offlciere)  und  auf 
deren  mit  ihnen  zusaauaen  wohnende  Angehörige,  nicht 
aber  auf  die  s.  g. ,,  Beurlaubten  <%  d.  h.  die  auf  längere 
oder  unbestimmte  Zeit  in  ihre  Heimatb  entlassenen  Sol- 
daten und  d^nso  wenig  auf  die  in  die  Landwehr  aller 
Klassen  eingereiheten  Personen  zu  erstrecken. 

Die  Zählung  der  Letzteren—  der  s.  g.  Beurlaubten 
und  der  Landwehrmänner  —  fällt  vielmehr  der  Civll- 
BetaBrde  des  Ortes  anheim,  an  welchem  sie,  ohne  RUck- 
sieht  auf  ihre  Eigenschaft  als  AUlitär- Personen,  zu 
zttlen  sind. 

Im  Falle  einer  solchen  getrennten  Zählung  sind 
insbesondere  auch  die  dem  Clviistande  angehSrigim 
Dienstboten  der  Mllttärs,  wenn  sie  bei  der  dem  Militär- 


^ 


I   >  « 


t« 


•••l 


-•:•. 


9ie 

•    li '^stwle  afl|0rti{fil0etfDf(sAUiein^^ 

«iwa'Wlflireod  deftliagies  sieh  bei  dersdben  auniaileii), 

:>daitth  Me  MilttHr-^BehSrde,  witnn  sie  aber  ^e  besoti- 

■  dere  WatiiHing  habea  (wie  z.  B.  verbelralhele  Kutscher, 

Diener,  KBche  Ui  s.  w.),  dürcb  die  Civil -Behörden  za 

.  .  zttkn« 

4)  Für  die  immg  selbst  gilt 

'  '   a)  als  allgemeine  Regel : 

So  weit  nicht  nach  der  Bestimmung  zu  b  eine  Aus- 
nahme eintritt,  werden  alle  In-  und  Ausländer  als 
Einwohner  desjenigen  Ortes  angesehen,  an  wel- 
"'   '      ■  ehern  sie  sich  zur  Zeit  der  Zählung  dauernd  oder 

vorübei^ehend  aufhalten. 
*'•'-'•  Es  werden  sonach  am  Orte  ihres  AuTenthaltes 

gezählt:   alle  dort  in  Lohn  und  Brot  stehenden 
'•  '  '  * '  Dienstboten,  alle  dort  in  Arbeit  stehenden  oder  Ar- 

■ '  '    •  •  beit  suchenden  Gesellen  und  Gewerbsgebäifen,  ein- 

-..i  •  ii. .  schliesslich  derjenigen,  welche  In  Handwerlcer-Her- 

bergen  eingekehrt  sind ;  temev  alle  Ldirlioge^  Fa- 
*'.     •  briic- Arbeiter  und  Tageltthner,  alle  Personen,  wd- 

-:;:  .  '  .  .  ehelich  am  Orte  der  Zählung  aufetnerUnterricbts-, 
'm  I  .  iLdlr-,Bi)di»]gs^,Er2iehuiigs>-)!PnisMris- Anstalt 
.(.  \  -H'<  .<  befinden,  ode^. dort  sonst  des  UnlJeuriehts  oder  der 
i;.t  : :  i  .  Bflteng  wegeö  iverw^dlen,  so:  wie.  die  in  den  dorll- 
u:  ..; />  gen  Kranken-:,  Bntbifidungs«/ Arbeits f-Häusem, 

Gefängnissen,  Besserung« .-Anstalten:  u.  s.w.  be- 
i         .flndlehen  Personelle 

•     •  'b)  Nüi*  sioilfehe  tdrsöhen,  Welche  in  GasttiBUsem  (mit 

• =•       Ausschluss  der  Handwerker-Herbergen)  eingekehrt 

u-'\:^.i'.         .  sind)  oder  aisGäsle  inFamilien  sich  .aufhalten  (also 

ii/.  >  < :.  .  nft  Ausschluss,  der  In  gemletheteB  Privat -Quar- 
m'  '  .  tieren  wobnendenFremdett),  werden  iiielit  als  Ein- 

I  .V   .  >.  <>.    .    wnbner  desjenigen  Ortßs^  ia  welchem  sie  sidi  zur 

Zeit  der  Zählung  aufhalten^,  iielrachtet,  und  da- 

i  :-       [,:,'    s^tot  nicht  gezählt. 

>  >  •  ic)  Dagegen  werden  alle  Mänder^  welche  £ur  Zeit  der 
ii  :  •  •    1.      Zähtui^  auf  Reisen  Im  In-  oder  Auslande  ab- 
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y^maoA  sM,  di  Biniiwliiier  üureB  gesebdichen 
WoIiB-  oder  AngebtfrigkdtB  -  Ortes  an  Ihrem 
WokDorte  und  bezüglich  bei  Uurrai  AngehSrlgen 
mit  In  Ansatz  gebracht. 

Zu  den  hiernach  In  ihrem  Wohnorte  mitzuzäh- 
lenden Personen  gehSren  auch  diejenigen,  welche 
Behufs  Betriebes  eines  Gewerbes  im  Umherziehen 
zur  Zeit  der  Zählung  vom  Hause  abwesend  sind, 
dag^en  nicht  die  auf  Wanderung  abwesenden  Ge- 
sellen und  Gehiilfen. 

d)  Solche  Vereios^Angehitrige,  welche  mehr  als  einen 
Wohnsitz  im  Vereine  haben , .  z.  B.  im  Sommer 
auf  einem  Landgute^  im  Winter  in  einer  eigenen 
Wohnung  in  einer  Stadt  sich  aufhalten,  sind  nur 
an  letzterem  Orte  mitzuzählen,  dagegen  an  dem 
Wohnorte,  von  welchem  sie  zur  Zeit  der  Zählung 
abwesend  sind^  von  dieser  auszuschliessen. 

5)  Die  von  den  Ortsbehörden  innerhalb  des  nach  Punkt  I. 
bezeichneten  Termins  erhobenen  BeviUkerungslisten 
werden  in  jedem  Vereinsstaate  summarisch  nach  grös- 
seren Verwaltungs- Bezirken,  und  zwar  im  Königreiche 
Preussen  nach  den  Bezirken  der  Provinzial-Regierungen, 
in  den  Königreichen  Baiem,  Württemberg  und  imGross- 
herzogthum  Baden  nach  Jenen  der  Kreisregieningen, 
im  Königreiche  Sachsen  nach  Kreisdirectionen,  in  dem 
Kurfiirstenthume  und  Grossherzogthume  Hessen  nach 
Provinzen^  endlich  im  Thüringischen  Vereine  und  in 
den  Übrigen  Ländern  des  Zoll -Vereins  nach  Aemtern 
oder  sonstigen  grösseren  Districten  in  gleichförmiger 
Weise,  nach  dem  beiliegenden  Schema,  zusammenge- 
stellt. Wo  eine  getrennte  Auftaahme  des  Civil-  und  Mi- 
litärstandes nicht  Statt  findet,  kann  die  darauf  bezüg- 
liche AbtheUung  des  Schema's  in  Wegfall  kommen. 

IV.  SämmtUche  Vereinsregierungen  werden  die  in  der  vor- 
stehend (Nr.  lU)  verabredeten  Form  angefertigten  Bevöl- 
kerungs-TabeUen  für  die  Jahre  18^^,  Iftf^  u.  s.w.  läng- 
stens bis  zum  1.  Juni  des  auf  die  Zählung  folgenden  Jahres 

m.  58 
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an  das  Centnd^^Boreatt  dtt  ZbU-VireiBs  in  Beriln  eta- 
:  seoden,  velclMS  eine  Haupt- Züsammiaistelluiig  von  den 
BevMfcmiqgs-SCtuide  tes  ganzen  Verefnsgdiietea  verferti- 
gen und  Jedem  Vereinflgliede  eine  besondeve  AuaflBrUgiiDe 
davon  nittliellen  wird. 

a)  Vergl:  Grossherzoglich  Sächsische  Ministerial- 
Bekanntmachung  vom  12.  Mai  1846. 

.    Regierung 8-Blatt  für  das  Grossherzogthum  Sachsen- 
Weimar-Eisenach,  1846,  Nr.  8,  S.  91  n.  f. 
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CXXTI. 

KSniglich  Prevsaisclie  linisterial-BekaiBt- 
aachnsg  vom  31.  Dtcenber  1839,  betreffeDd  ane  mH 
der  freien  nnd  Hansestadt  H  am  barg  getroffene  Ueber- 
einknnft  wegen  gegenseitiger  Verkebrs-lr 

leichternngen.  *) 

In  dem  zwischen  den  Staaten  des  Zoll-Verelas  und 
dem  Königlich  Niederländischen  Gouvernement  unter  den 
21.  Januar  d.  J.  abgeschlossenen  Handels-Vertrage  sind 
Seitens  der  Ersteren  dem  Letzteren  gewisse  Zollerlelchje- 
rungen  ffir  die  Einfuhr  von  NlederlSndlschem  LampeD- 
zucker  zum  Versieden,  rafflnlrtem  Zucker  und  Reis 
bewilligt,  auch  hinsichtlich  des  Bezuges  des  Weins  aus  den 
Miederlanden  dieselben  Begünstigungen,  deren  der  vereinslän- 
dische  unmittelbare  Bezug  des  Weins  aus  den  Ländern  der  Er-  I 
Zeugung  zu  geniessen  hat^  zugestanden  worden.    Durch  den 
Zolltarif  des  Vereins  für  die  Jahre  1840  bis  1842  sind  sodann  dk  ' 
gedachten  Zollerleichterungen  für  die  Einführ  von  Zucker  und  | 
Reis  unter  der  von  sämmtlichen  Vereinsregierungen  ausdrücklich  ' 
eiiLlärten  Erwartung  allgemein  ausgesprochen  worden,  dass  die- 
jenigen Staaten,  die  hieraus  Vorlheile  erlangen,  sich  bei  den  des- 
halb eingeleiteten  Verhandlungen  zu  billigen  G^enlelstuogci 
verstehen  werden. 

In  Beziehung  auf  die  flreie  und  Hansestadt  Hamburg  isl 
diese  Erwartung  durch  eine  üeberelnkunft  erledigt,  welchr  ^ 
nicht  blos  hinsichtlich  des  Lumpenzuckers  und  rafflnirten  Zuckers, 
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mAem  auch  kiittlciittich  des  Weinbezi^es  eine  vifliige  Gleich- 
stellUDiT  Hamburgs  mit  dem  Königreiche  der  Nieder- 
lande, lagleichen  die  dafOr  zu  gewähreadenGegeüleistungen 
festotdlt.  Der  Inhalt  dieser  für  die  Dauer  des  Handels- 
vertrages zwischen  dem  Zoll-Vereine  und  dem  Kö- 
nigreiche der  Niederlande  mittelst  gegenseitig  lesp.  unter 
dem  12.undl7.  d.  M.  aufgestellter  und  deffinScbstratiricirter 
Declarationen  abgeschlossenen  Uebereinkunft  wird  in 
Nachstehendem  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

1)  Der  Senat  der  fMen  und  Hansestadt  Hamburg  macht 
sidi,  Preussen  und  hierdurch  zugleich  den  Obrigen  Staaten  des 
Z(^l-yereines  gegeniiber,  verbindlich,  wXhrend  der  Dauer  der 
p^nwärtigen  Ueberdnlcunlt,  weder  die  nacbfoenannten,  Jetzt  in 
Hamburg  von  allem  Zolle  befreleCen  Artii^el: 

a)  Leinen,  bunte  Leinen  mit  Baumwolle  gemischt,  leinene  und 
wollene  Lumpen,  alte  und  neue  Wäsche,  Garn  und  Gurten 
von  Flachs,  von  Hanf  und  von  Baumwolle,  rohe  Schaaf- 
und  Lammwolie ; 

b)  Walzen,  Roggen,  Hafer,  Gerste,  Buchwalzen,  Malz,  Kar- 
toffeln und  Rappsaamen ; 

c)  unverarbeitetes  Kupfer  und  Messing,  Schiffskupfer,  altes, 
zum  Einschmelzen  bestimmtes  Messing  und  Kupfer  und 
RupferkrStze,  Kupfer-  und  Messingplatten,  roher  Zink, 
verzinntes  und  unverzlnntes  Elsenblech; 

d)  Baarschaften  und  Münzen,  unverarbeitetes  Gold  und  Silber 
und  Krätze,  die  aus  dem  Verfeinern  edler  Metalle  herrührt; 

e)  Druckschriften,  Bücher,  MuslkaUen  und  Landkarten; 

f )  Oelkuchen,  Borice,  Knochen ; 

aus  den  Vereinsstaaten  kommend  oder  dahin  gebend,  mit  einem 
Zolle  zu  belegen,  noch  den  Transit  nach  dem,  in  der  Hamburgi- 
schen  Zoll-Ordnung  vom  25.  Februar  1835  davon  aufgestellten 
doppelten  Begriffe,  sowohl  der  flreien  Durcbhibr»  als  des  fiktiven 
Etttrepots,  fUr  Waaren  aus  und  nach  den  Vereinsstaaten,  zu 
belasten. 

2)  In  gleicher  Weise  geht  der  Senat  der  freien  und  Hanse- 
stadt Hanbuiy  die  Verpflichtung  ein,  vom  1.  Januar  1S40  an, 
die  naehbezeichn^tan  GegensUiBde : 
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Hirse,  Erbsen,  BiAiien,  Linsen,  WidLeo,  Spdt,  Aals, 
Kümmel,  Mehl,  Krapp,  SaaUH,  Arsenik,  Blauftrben,  Gd- 
mei,  Gyps,  Graphit,  M tneralerde ,  HSrtel,  MükMdie, 
RothsteiB,  Smalte,  Töpfio^erAe,  Trass,  Trippel,  TolMdii, 
Walkererde,  Schwefel,  Zink  in  Blechen  and  SteinkelrieD, 
aus  den  Vefeinsstaaten  kommend  oder  dahin  gehend,  vom  Ein- 
gangs-Zolle  gBnzlich  zu  beflreien. 

3)  Nicht  minder  wird  Seitens  des  Senates  der  fMen  Stadt 
Hambui^  zugesagt,  die,  nach  der  revidirten  Hamburglscben  ZoH- 
Orteung  vom  25.  F^l»ruar  1835  §•  20  unter  dem  Namra  „  Schllb- 
zoll^^  bestehende  Abgabe  der  Obereibischen  VereinsUEndisdieB 
Fahrzeuge  dahin  zu  vereinfachen,  dass,  vom  1.  Januar  1S40  an, 
fUrFahrzenge  über  zw  an  zig  Lasten  Tragiahigkeity  —  die  Last 
nach  dem  bisher  schon  bei  der  Erhebung  dieses  SchilE»olles  In 
Hamburg  bestehenden  Gebrauche,  zu  6000  PfUnd  gerechnet,  — 
zwei  Mark  Courant,  und  für  Fahrzeuge  bis  einschliess- 
lich zwanzig  Lasten  Tragfähigkeit  eine  Mark  Courant  ea\r 
richtet  werden  sollen,  und  wobei  auch  femer  die  Erleichterungen 
in  Anwendung  bleiben  werden ,  weldie  in  §.  21  der  gedaditen 
Zoliverordnung  unter  Nr.  5  und  6  zu  Gunsten  der  FiussschiUfthrt 
ausgesprochen  sind. 

4)  In  Erwiederung  der.  vorstehend  unter  Nr.  1  und  2  ent- 
haltenen Zugeständnisse  wird  von  der  Königlich  Preussischen  Re- 
gierung, für  sich  und  in  Vertretung  der  übrigen  Mitglieder  des 
Zoll-  und  Handels -Vereins ,  die  Verbindlichkeit  Obemommen, 
djßn  In  das  Gebiet  dieses  Vereins  eingehenden  Hamburger  Lumpen- 
zucker und  die  Hamburger  Raffinade  keinen  htnieren  Eingangs- 
abgaben, als  von  den  Niederländischen  Erzeugnissen  nach  dem 
vorerwähnten  Traktale  zu  entrichten  sind,  zu  unterwerfen,  viel- 
mehr beiderlei  Erzeugnisse  Jetzt  und  fernerhin  auf  vBUIg  gicf- 
diem  Fasse  zu  behandeln. 

5)  In  gleicherweise  wird  Königlich  Preussischer  Sehs  hier- 
durch die  Zusicherung  ertheilt,  dass  im  Gebiete  des  Zoll-  und 
Bandeis -Vereines  der  Hambui^sche  Weinhandel  gleicher  Be- 
günstigung mit  dem  Niederländischen  Weinhandel  in  der  Art 
geniessen  soll,  dass^  wenn  die  In  den  Staaten  des  ZoUverdiis 
gegenwärtig  zu  Gunsten  des  Grosshandels  mit  Wein  bestebemte 
RabattbewUligung  auf  die  Eingangsabgaben  von  den  unmittelbnr 


»19 


ans  den  UMem  der  Erzeugung  eingefOhiten  Weinen  noch  über 
den  I .  Januar  1840  Unaua  fortgesetzt  werdoi  sollte,  oder  andere 
BegfinsUgungen  dieser  Art  ieaem  Handel  etwa  zugestanden  wer- 
den mBchten,  diese  Bq;Qnstigungen^  von  dem  gedachten  Zeit- 
jMinkle  ab,  gldchmltoslg  auf  die  aus  Hamburg  bezogenen  Weine 
angewendet  werden  scdloi.^) 

Berlin,  den  31.  December  1839. 

Der  Minister: 

der  Finanzen,  der  auswitrtigen  Angelegenheiten, 

Graf  V.  Alvensleben.   -  Frhr.  v.  Werther. 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlicheu 
Prenssischen  Staaten,  1840,  S.  1  u.  f.  Nr.  1.  (Die  üeber- 
einkmnft  M  vom  H.  December  1839.) 

b)  Die  mit  der  flreien  Stadt  Hamburg  im  December  1839  abge- 
selüossene  Uebereinkunft  wegen  gegenseitiger  Verkehrs- 
Erleichterungen  —  ist,  mit  Ausnahme  der  danach  zu- 
geaichiirtenEingangsfreihait  der  Steinkohlen,  nach  erft)Igter 
AlNinderung  der  damaligen  Tarif  bestimmungen  iQ)er  den  im  Zoll^-Ver- 
eine  eingehenden  Lumpenzucker  u.  s.  w.  mit  Ablauf  des  Jahres  1841 
wieder  aufgehoben,  so  dass  deijenige  Zustand,  welcher  vor 
jen^  Uebereinkunft  bestanden,  wieder  eingetreten  ist. 


KSiiiglich  Prenssische  HiBisterial-fiekaiiit- 
maehiing  ¥om  6.  Juli  1840,  betreffend  eine  mh  Ar 
freien  Hansestadt  Bremen  getroffene  Uebereinkiatt 
liinsichtlidi  gegenseitiger  Terkehrs-Brleiek- 

ternngen.  0 

Zwlsch^  der  RtfnigUcbPreussischen  Regierung  fOraMi 
und  In  Vertretung  der  übrigen  zu  dem  Zoll-  und  Handels- 
Verelne  gehörigen  Regierungen  und  dem  Senate  der  freiet 
Hansestadt  Bremen  Ist  In  Beziehung  auf  die  dem  KSniglicl 
Niederländischen  Gouvernement  In  dem  Handels -Vertrage 
vom  21.  Januar  v.  J.  Seitens  des  Zoll -Vereins  zugestandenem 
Vergünstigungen  hinsichtlich  der  Einfuhr  von  Lumpen- 
zucl^er  zum  Ver sieden  und  von  Raffinade,  ingleichen  dei 
Bezuges  von  Wein,  eine  ähnliche  üeberelnkunft,  wie  mit 
dem  Senate  der  flrelen  und  Hansestadt  Hamburgs  auch  mit  den 
Senate  der  freien  Hansestadt  Bremen  mittelst  eines  unter  den 
4.  d.  M.  Statt  gehabten  Notenwechsels  getroifen  worden. 
Der  wesentliche  Inhalt  dieser  vom  1.  August  d.  J.  ab,  und  für 
die  D^uer  der  gedachten  Vereinbarungen  mit  dem 
RBnlgrelche  der  Niederlande  und  der  freien  und 
Hansestadt  Hamburg  In  Hraft  tretenden  Uebereinkunn 
wird  In  Folgendem  zur  Öffentlichen  Kenntnlss  gd|)racht. 

1)  Der  Senat  der  freien  Hansestadt  Bremen  hat  sicfe 
verbindUch  gemacht: 
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a)  IBr  GM^,  aw  den  zum  ZaU-Vereliie  gehttrigen  ffitfen  der 
OtarweMT  verladai,  die  Bremisckea  Krahii-  und  Wup- 
pergebflhren  deigertalt  festzoselzerii ,  dais  in  keinem 
nUe  »Ar  ato  %  Groleii  |)ro  Centner  Brutto  fttr  die  durcli 
die  Wuppor  liebn  Aus-  ader  Einladen,  mit  eder  ehne  Be- 
«itkMiig  Ton  Krahn  oder  Wuppen,  nq^ament^mSBaig  zu 
▼errlditenden  Arbeiten  zu  zahlen  lat) 

nlcbt  ndnder  auch  dafür  zu  sorgen,  daas,  wenn  bei 
Ueberladungen  gedadbter  Güter  von  Bord  zu  Bord  der 
Elgenthümer  derselben  es  vorziehen  sollte,  Statt  eigener 
Arbeiter  sich  der  Wupper  zu  bedienen,  die  letzteren  dafilr 
nicht  mehr  als  die  einfhche  Gebühr  berechnen  dürfen ; 

endlich  Bfusser  besagter  Krahn-  und  Wuppei*gebUhren 
keine  anderen  GefSlle  für  die  Benutzung  des  BoUwerlcs 
beim  Ein-  und  Ausladen  einzuführen i 

b)  dli^  naehbenannten;  weserabwarts  mit  d^  Besttmmung  zur 
Wiederausfuhr,  nach  Bremen  vtrschUlten  Artikel  r 

HoheiseD>  Glaswaaren,  IHsches  und  getrocknetes  Obst, 
Mineralwasser,  gemeine  TSpferwaaren,  Pfeifenerdo  und 
Pfeifen, 
wenn  sie  mit  dem  Beweise  ihres  vereinsländischen  Ur- 
sprungs versehen  sind,  unter  Beibehaltung  des  schon  be- 
stehenden zoUfireien  Eingangs,  auch  bei  der  Durchfuhr  und 
Wiederausfuhr  mit  keinerlei  ZoUabgaben  zu  beschweren ; 

wogegen 
2)  Seitens  des  Zoll-  und  Handels -Vereins,  in  Erwiederung 
ler  vorstehenden  Zugeständnisse,  die  Zusicherung  ertheUt  wor- 
len  ist: 
a)  den  in  das  Gebiet  dieses  Vereins  eingehenden  Bremischen 
Lumpenzucker  und   die  Bremischen  Raffinaden   keinen 
höheren  Eiogangsabgaben,  als  von  den  gleichartigen  Nie- 
derlSndischen  und  Hambui^schen  Erzeugpissen  zu  ent- 
richten sind,  zu  unterwerfen,  vielmehr  die  ersteren  mit  den 
beiden  letzteren  auf  vSllig  gleichem  Fusse  zu  behandeln ; 
I»)  den  Bremischen  Weinhandel  im  Gebiete  des  ZoU  -  und 
Handels  Vereines  gleicher  Begünstigung  mit  dem  Nieder- 
ländischen und  Hamburgischen  Weinhandel  in  der  Art  ge- 
niessen  zu  lassen,  dass,  so  lange  die  in  den  Staaten  des 
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Zall-Veroliie»  zu  Gunstoi  des  Grosahandels  mit  Wdi  te- 
«Utende  RabMtUiewilUgiiiig  anf  tie  BingngMdiedMii  m 
den  unmitteltar  aiu  den  JUtndern  der  Erzeugmig  dop- 
ftihrten  W^en  noch  fortd«Mii,  oder  andere  Begfiostt- 
gnngen  dieser  Art  Jenem  Handel  etwa  zugestanden  werta 
mffchten,  diese  BegQnsUgui^n  c^ddunSss^  auch  auf  dk 
aus  Bremen  bezogenen  Weine  angewendet  wollen  ssfleo.^) 

Berlin,  den  6.  Juli  1840. 

Der  Finanzminister,  Der  Minister  der  auswSrUgoi 

Angel^enhelten, 

Graf  V.  Alvenslel)en.  Frhr.  v.  Wertlier. 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Könlglichei 
Preassischen  Staaten,  184MI,  S.  144,  145.  Nr.  12.  {Dk 
üebereinkunft  ist  twm  4.  JrtH  1840.) 

b)  Auch  diese  Convention  trat  mit  dem  Ablaufe  des  Jahres  1841 
ansser  Wirlcsamkeit. 


CJLXTMMM. 

liidels-Vertrftg  swiickeii  Preisseii,  Baieriii 
Saeksen,  WUrttenberg,  Baden,  Kirlietsen, 
(rossherzogthvm  Hessen,  den  zun  Thflringi- 
leken  Zoll-  and  Handeli-Vereine  gekliigen 
Staaten,  Nacisai  nnd  Frankfurt  einerseits,  nnd 
to  Viederlanden  andererseits,  nnterzeicknet  n 
Berlin,  den  21.  Jannar  1839.') 

Seine MiO^tät  der  König  vonPreussen,  wwohl  für  Sieb 
ab  im  Namen  der  Übrigen  Mitglieder  des  Icrart  der 
VertrXge  vo.m  22.  und  30.  März  und  11.  Mai  1833» 
12.  Mai  und  10«December  1835,  und  2.  Januar  1836 
beslebeuden  Zoll-  und. Handels-Vereins,  nSmIich  der 
Kronen  Baiern,  Sacbsen  und  Württemberg,  des  Gross- 
lierzogtbums  Baden,  desKurfürstenthums  Hessen,  des 
Brossherzogtbums  Hessen,  der  den  Thüringischen 
Eoll-  und  Handels-Vereln  bildenden  Staaten,  —  nament- 
ich  des  Grossherzogthums  Sachsen,  der  Herzogthümer 
iachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg  und  Sach- 
len-Coburg  und  Gotha,  und  der  Furstenthümer  Schwarz- 
»urg-Rudolstadt  und  Schwarzburg-Sondershausen, 
leuss-Greitz,  Reuss-Schleitz  und  Reuss-Loben- 
tein  und  Ebersdorf,  —  des  Herzogthiuns  Nassau  und  der 
reien  Stadt  Frankfurt  einerseits,  und  Seine  M^^estSt  der 
iSnig  der  Niederlande  andererseits,  von  gleichem  Wunsche 
eseelt,  die  Handelsverbindungen  und  den  Austausch  der  Erzeug- 
isse  der  beiderseitigen  Staaten  möglichst  auszudehnen,  sind  zu 
teseni  Zwecke  Qber^ngekommen  In  Unterhandlungen  zu  treten, 
ad  lial>en  zu  BevollmXchtigten  hierzu  ernannt: 
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V 

Se.  Mi^estüt  der  KSnlg  von  Preussen-. 
AllertiBchst-Itaren  Geheimen  L^gattonsrath  Enust  Mi  Ghalis, 
Ritter  des  KSnlglich  Preussischen  Rothen  Adler-OrdeDS  dritter 
Klasse  mit  der  Schleife^  OiDcIer  der  FranzSsischen  Etirad^oi, 
Commandeur  des  Civü-Vertieost-Ordeas  der  KSolgUch  Baieri- 
sdien  Krone,  Ritter  des  Königlich  Sächsischen  Civil -VenHeoit- 
Ordens^  Commenthur  des  Ordens  der  Königlich  WOrttembo^- 
mihm  Krone,  Commandeur  des  Grossherzoglldi  Badiseboi  Or- 
dras  Yom  Zubringer  Löwen ,  Commandeur  zweiter  filassa  iei 
Kurfürstlich  Hessischen  Haus-  Ordens  vom  goldenen  LSwen  uni 
des  Grossherzoglich  Hessischen  Ludwigs -Ordens,  und  Comman- 
deur des  Grossherzoglich  Sächsischen  Uaus^rdens  vom  wetosea 
Falken; 

AllerhSchst-Ibren  Gebtimen  Ober-flnanzratb  Karl  Ludoi)h 
Windhorn,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  Rothen  Adler- 
Ordens  zweiter  Klasse^  des  Civil -Verdienst -Ordens  d^EMs- 
lich  Baierischen  Krone,  und  des  Königlich  Sächsischen  QvU- 
Verdienst- Ordens, 
und 

Allerhöchst-Ihren  Geheimen  Ober^Regterungsrath  FHedrid 
Wilhelm  Westphal,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  Rotki 
Adler-Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  OfBcier  der  Frao- 
zösischen  Ehrenlegion ; 
und 
Seine  Ms^Jestät  der  König  der  Niederlande: 

Allerhöchst-Ihren  Legationsrath  und  Geschäftsträger  bei  der 
freien  Stadt  Franldtirt,  Friedrich  Heinrich  Wilhelm  von  S  cb  crf t 
Ritter  des  Königlich  Niederländischen  Löwen- Ordens,  des  Bm^ 
fürstlich  Hessischen  Haus -Ordens  vom  goldenen  Löwen,  uni 
des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus -Ordens  vom  weiss« 
Fällten, 

und 

den  Director  des  allgemeinen  Entrepota,  und  Secretär  der 
Handelskammer  zu  Amsterdam,  Johann  JalLob  Rochus sea« 
Ritter  des  Königlich  Niederländischen  Löwen- Ordens  $ 

welche,  unter  dem.Vorbebatte.der  Rattfloitio»,  die  folg» 
den  Artikel  festge^tdlt  und  Mteraetcbnet  iMbeii. 
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Sdoe  Mi^tiit  der  KSkiis  der  Niederiande  bewlUigen  zu- 

A.  bei  der  Einfuhr  über  die  Nlederlfindlsch- 
Preussiscbe  GrSnze,  sowohl  zu  Lande,  als  auch 
stromwarts  unter  der  Plagge  eines  der  oben  be- 
Danoten,  den  Zoll-  und  Handels-Vereln  bildenden 
Staalen,  die  folgenden  Gegenstände,  ohne  Unterschied  des 
Orsprangs: 

1)  Wdn,  In  FBssem,  zu  zehn  Centen  Nlederh  vom  Baril 
(HectoUtre) ;  desgl.  In  Flaschen,  deren  116  oder  mehr  auf 
ein  fiarll  gehen,  —  zu  lilnf  Gulden  flir  100  Flaschen  $ 

2)  Getreide,  namentlich  Walzen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  SpehE 
und  Buchwalzen  —  mit  einer  Ermässigung  der  allgemeinen 
Eingangs -Abgabe  nur  zehn  Procent; 

3)  Bruch-  und  behauene  Steine,  als:  flache  Steine  zu  Grab- 
steinen und  Schwelten,  Marmor  In  Blöcken,  Flursteine 
u.  s.  w.  —  zu  dem  Satze  von  drei  Procent  vom  Werthe  ^ 

B.  bei  der  Einfuhr  ttber  die  Nlederländlsch- 
Preusslsche  Gränze  stromwarts,  unter  der  Flagge 
eines  Vereins  Staat  es: 

Nutz  -  und  Bauholz  In  ungebrochenen  SchlfTsIadungen  oder 
In  Flössen,  zu  flinf  und  zwanzig  Centen  Nlederl.  für  die 
Tonne.  Fünfundzwanzig  Centner  sollen  einer  Tonne  gleich 
gea'chtet,  und  als  ungebrochene  Schilllsladungen  sollen  solche 
angesehen  werden,  deren  Hälfte  In  Holz  bestehet ; 

C.  bei  der  Einfuhr  sowohl  zur  See,  als  auch 
Bber  die  Niederländisch-Preusslsche  Gränze  zu 
Lande  und  stromwarts,  unter  Controle  und  mit  Ur- 
iprungszeugnissen : 

1)  Zeuge,  Gewebe  und  Bänder  aus  Seide  —  zu  dem  Satze  von 
zwei  Gulden  Nlederl.  für  das  Pllind  Nlederl. /Kilogramm)  $ 

2)  Strumpfe  und  Strumpnvlrkerwaaren,  Spitzen  und  TUUe  — 
zu  dem  Satze  von  fünf  Procent  vom  Werthe ; 

3)  Messerwaaren  und  kurze  Waaren  (nach  den  Speclflcatlonen 
des  Jetzigen  Niederländischen  Tarife)  zu  dem  Satze  von 
drei  Procent  vom  Werthe. 
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Man  wird  im  gemelnfiameDBItventiindiiisse  die  Control-Mass- 
nseln  und  die  FVrmlidikelten  fUr  de  vorerwühnl«  Urqiiuqgs- 
Zeugnisse  festsetzen ;  die  betrelTenden  BehSrden  werden  denni- 
folge  mit  den  ^förd^Uchea  iüweisuBgen  verseheii  werden. 

ArtUkel  II« 

Seine  Mi^estat  derROolg  der  Niederlande  wollen  fitttfthrei, 
ohne  anderweite  Gegenleistung  die  Erzeugnisse  des  Bodens  uni 
des  Kunstfleisses  der  Staaten  des  ZoU-  und  Handels -Verdns  liel 
Ihrer  Einftihr  in  die  Nled^lSndischen  Kolonien  aller  derjenigen 
Vortheile  und  Begünstigungen  geniessen  zu  lassen,  weldie  den 
Erzeugnissen  des  Bodens  und  des  Kunstfleisses  irgend  der  he- 
giinstlgtesten  Europäischen  Nation  Jetzt  zugestanden  sind,  oto 
in  Zukunft  zugestanden  werden  machten. 

Artll&el  m* 

Seine  Majestät  d^  RSnig  der  Niederlande  hewttligen,  dass 
die  Bestimmungen  Llt*  B  Nr.  1  und  2  des  ArUkels  Vn.  des 
Schiffbhrts  -Vertrages  zwischen  Preuasen  und  den  Niederlanden 
vom  3.  Juni  1837  ^)»  kraft  wdcher  die  Waareo,  welche  in  einem 
Niederländischen  Hafen  eingeladen  sind  od^  ausgdaden  werden, 
auf  Niederländischer  Säte  resp.  der  gänzlichen  Freiheit  von  der 
in  dem  Tarife,  Anlage  G  der  Mainzer  Convention  vom  31.  MiR 
1831 '')  festgesetzten  Al^abe,  oder  einer  Vermind^nuig  derseibett 
geniessen,  gleichmässig  auch  Anwendung  auf  diej^igen  Waaren 
erhalten  sollen,  welche  auf  den  der  BJieinschiflEaihrt  durch  diese 
Convention  eröflbeten\^en  unter  der  Flagge  Preussens  oder  eines 
der  anderen  Uferstaaten,  die  an  den  durch  den  gedachten  Vertrag 
der  Schiflrfahrt  auf  dem  Niederländischen  Rheine  zugestandenen 
Vortheilen  Theil  nehmen,  direct  nach  der  See  oder  umgeketul 
transitiren. 

Artikel  IT. 

Die  Regierungen  der  den  Zoll*  und  Handels -Verein  bUden- 
den  Staaten  bewillige  zuzulassen : 

A.  bei  der  Einfuhr  über  diePreussisch-Nledec* 
ländische  Gränze  sowohl  zu  Lande,  als  auch  ström- 
wärts,  die  nachbenannten  Niederländischen  Erzeugnisse : 


I 
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Bulter, 

Ochsen  uni  Stiere, 


Jmgyieb, 
—  zur  HUfte  der  EiogangMkgaben,  weiche  darch  den  Jetzt  ta 
Kraft  bestehenden  Tarif  festgesetzt  sind,  oder  künftig  In  den 
Staaten  des  geda^ten  Vereins  festgesetzt  werden  mttchten ; 

B.  bei  derJEinfuhr  sowohl  zur  See,  als  auch  zu 
Lande  und  stromwXrts: 

1)  Niederländischen  Lumpenzucker,  zum  Gebrauche  der  Sie- 
dereien in  den  Staaten  des  Zoll-  und  Handels -Vereins,  und 
unter  amtUdier  Controle  dieser  Verwendung,  —  zur  Hälfte 
der  für  den  Lumpenzucker  durch  den  gegenwärtigen  Ver- 
eins-Tarif  festgesetzten  Eingangs -Abgabe;  ^) 

2)  Niederländischen  rafflnirten  Zucker — zu  dem  Satze  von  zehn 
Thalern  Preuss.  vom  Centner  von  lünfoig  Kilogrammen ; 

3;  Niederländischen  Reis  —  zu  dem  Satze  von  zwei  Thalem 
Preussisch  vom  Centner  von  fiinficig  Kilogrammen. 
Ausserdem  willigen  die  Mitglieder  des  Zoll -Vereins  ein: 
zu  B.  1)  den  Niederländischen  Lumpenzucl^er  in  keinem  Falle 
künftig  einer  Eingangsabgabe  zu  unterwerfen,  welche  die- 
jenige Abgabe,  womit  die  gleichfalls  zum  Gebrauche  der 
In  Ihren  Staaten  befindlichen  Siedereien  bestimmten  Roh- 
zucker bel^  werden ,  um  mehr  als  zehn  Procent  über- 
steigen iiiHrde; 
zu  B.  2)  in  dem  Falle,  dass  die  Abgabe,  wdehe  durch  den  g^en- 
wärtlg»  Tarif  auf  die  zum  vorgedachten  Gebrauche  be- 
stimmten Rohzucker  gelegt  ist,  vermindert  würde,  gleich- 
zeltig  und  In  demselben  Verhältnisse  auch  die  Abgabe  von 
den  Niederländischen  rafflnirten  Zuckern  in  so  weit  zu  er- 
mässigen,  dass  letztere  Abgabe  niemals  das  Doppelte  der 
Abgabe  von  den  Rohzuckern  übersteigen  wird. 
Die  Bestimmung  LH.  A.  des  g^enwärtlgen  Artikels  wird 
unmitlelbar  nach  der  Publicatlon  des  Vertrages ,  und  diejenige 
X^lt.  B.  1.  acht  Wodien  nach  dieser  Publication  in  Kraft  treten, 
virttlirend  die  Bestimmungen  B  2.  und  3.  erst  mit  dem  1 .  Januar 
J,S40  in  Vollzug  gesetzt  werden  sollen. 
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Die  Staaten  des  Zoll-  und  Handels -Vereins  werta  die 
durch  den  gegenwSrtigen  Tarif  festgesetzten  Eingangs- Alciln 
von  nachbenannten  Artikeln :  Kaffee,  Tabak  —  roh  und  fabridit, 
Gewürze,  Thee,  HSrlnge,  Saatöl  und  Branntwein  aller  GattODg, 
Ittr  die  Einführ  dieser  Artikel  aus  den  Niederlanden,  sowoM  m 
See,  als  auch  zu  Lande  und  stromwärts,  nicht  erhShen. 

Es  wird  Jedoch  vorstanden,  dass  diese  Bestimmung  dea  FaS 
licht  einbegreifen  soll,  dass  künftig  etwa  der  Cenlner  vod  ISnüElg 
Kilogrammen,  Statt  des  Preusslschen  Centners,  als  Gewidits-Bltt- 
helt  für  den  Tarif  des  Zoll-  und  Handels-Vereins  angenomiDeD 
wiirde^  ohne  dass  dabei  die  Abgabensätze  des  gc^nwärUgeaTarift 
hinsichtlich  der  vorbenannten  Artikel  vermindert  wQrden. 

Artikel  Tl. 

Sollte  die  in  den  Staaten  des  Zoll-  und  Handels -Venios 
gegenwärtig  zu  Gunsten  des  Grosshandels  mit  Wein  bestdieode 
Rabattbewilligung  auf  die  Eingangsabgaben  von  den  unmittdliar 
aus  den  Ländern  der  Erzeugung  eingeführten  Weinen  nodi  über 
den  1.  Januar  1840  hinaus  fortgesetzt,  oder  sollten  andere  B^ 
stigungen  dieser  Art  Jenem  Handel  zugestanden  werden,  so  ist  Dan 
für  diesen  Fall  übereingekommen,  dass  von  dem  gedachtea  Zd- 
punkte  ab,  diese  Begünstigungen  glelchmässig  auch  auf  die  ids 
den  Niederlanden  eingeführten  Weine  angewendet  werden  soOei. 

ArtUiel  Tu. 

In  Rücksicht  auf  die  Nützlichkeit  der  Anl^ung  dnerEisei- 
bahn  zwischen  Preussen  und  den  Niederlanden  ist  verabredd 
worden ,  dass ,  wenn  eine  Gesellschaft  von  ActionSrs  bei  der 
Preusslschen  Regierung  eine  Concession  zur  Errichtung  vai 
Benutzung  einer  Eisenbahn  nachsuchen  sollte,  welche  zur  Ver- 
Ifingerung  einer  auf  Niederländischem  G^iete  bereits  bestebo- 
den  oder  anzul^enden  Elsenbahn  dienen  würde,  die  PreussiscW 
Regierung  diese  Concession,  nach  erfolgter  Verständigung  dK 
dem  Niederländischen  Gouvernement  über  den  AnschliessimgM 
punkt  an  der  Gränze,  unter  den  Bedingung^  ertheUen  wM 
welche  in  Preussen  für  diese  Art  von  Unternehmungen  gcga 
wärtig  allgemein  bestehen,  oder  späterhin  aUgemein  angenci 
men  weisen  mächten.  . 
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Avilkel  irnt. 

Die  htlken  emtnMrenien  Theite  verpflichtea  sich  gegen» 

a)  keine  Ein-  oder  Ausfuhrverbote  anzuordnen,  welche  die 
Ein  -  oder  Aushihren  der  Staaten  des  anderen  Theils  trelTen 
würden,  während  diejenigen  dritter  Länder  bei  Gegenstän- 
den derselben  Gattung  davon  unberührt  blieben ; 

V)  die  gegenseitigen  Ein  -  oder  Ausführen,  ohne  Unterschied 
des  Landes,  woher  sie  kommen,  oder  wohin  sie  bestimmt 
sind,  weder  zu  Gunsten  der  Regierungen,  noch  der  Com- 
munen,  mit  anderen  oder  höheren  ZOlIen,  Abgaben  oder 
Lasten  Irgend  einer  Art  zu  belegen,  als  mit  denjenigen, 
welche  in  Ihren,  in  Kraft  stehenden  Tarifen  und  Gesetzen 
allgemein  festgesetzt  seyn  werden; 

c)  Ihre  Unterthanen  und  Erzeugnisse  gegenseitig  an  allen 
Prämien,  Zoll -Vergütungen  und  anderen  Vortheilen  dieser 
Art  Theil  nehmen  zu  lassen,  welche  in  Ihren  Staaten  für 
gewisse  Gegenstände  der  Ein-  oder  Ausfuhr  allgemein, 
gleichfalls  ohne  Unterschied  des  Landes  der  ilerkunft  oder 
der  Bestimmung,  bewilligt  werden  könnten. 

Die  hohen  contrahirenden  Theile  erklSre»^  da^s  Sie  dte  te 
nenwirtlf  em  Verirre  gegenseitig  genarbten  Zug^tibidnisse 
b  verabredet  betrachtw,  um  in  deren  gangem  ZusattineiriMiige 
As  Vergeltungen  für  die  durch  denselben  Vertrag  erworiNNMft 
Tortbeile  zu  dtenen,  und  dass  sie  mithin  Jene  ZNgeatfindaisae  nur 
n  Erwiederung  dieser  Vortheile  eingeräumt  haben,  Jedoch  Sich 
forbehalten,  dieselben  auch  anderen  Staaten  mit  oder  ohne  Gegen- 
eistongen  zu  bewilligen,  oder  auch  sogar  deren  Amvendung  all- 
l^ein  eintreten  m  lassen.  '  .      n 

Artikel  IL. 

Sollte  einer  der  hohen  contrahirenden  Tbeito  In  .4ec  Folge 
^nd  einem  anderen  Staate  andere  oder  grössere  Begünstigungen 
«gestehen,  als  die  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag  verein- 
^Mcoij  so  sollen  dieselben  Begünstigungen  auch  dem  anderen 
hielle  zu  Gute  kommen,  welcher  derselben,  werni  das  Ztf- 
!(stlndniss  ohne  Vergeltung  gemacht  ist;  ebenfens  ohne  eine 
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solche,  wenn  dasselbe  a|^f  $9  ^i^Mt^nmng  einer GegeDldstoqg 
gekAupft  ist,  vegeoBewUUpuig  etoer  Veiiciltttiig  geatesscn  wjM, 
die  in  diesem  Falle  den  Gegenstand  einer  besonderen  UebeniB* 
knntt  swischen  den  bohw  eontrabireoden  TheUen  a«HUBia<teii 
wird« 

Artikel "%!. 

Der .  gegenwärtige  Vertrag  soll  unverzüglich  allen  be- 
theUigten  Regierungen  zur  Ratiflcation  vorgelegt,  und  die  Sati- 
ttcations- Urkunden  sollen  binnen  acht  Wochen  nach  deosi  Tage 
der  Unterzeichnung,  oder,  wenn  es  seyn  kann,  noch  flruber  zn 
Berlin  au^e wechselt  werden.').  Derselbe  soll  sofort  nach 
Auswechselung  der  Ratiflcations- Urkunden  publicirt  und  unmit- 
telbar darauf  in  Vollzug  gesetzt  werden,  mit  Ausnahme  der  Be- 
stimmungen, wegen  welcher  im  Artikel  IV  ein  anderer  Zdl- 
puakt  verabredet  worden  ist. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  bis  zum  Ende  des  Jahres 
Eintausend  achthundert  und  ein  und  vierzig  in  Kraft  bleiben;  und 
wenn  sechs  Monate  vor  dem  Ablaufe  dieses  Zeitraumes  keiner 
von  beiden  hohen  contrablreaden  Theilen  seine  Absicht,  die 
Wirkung  des  Vertrages  aufhören  zu  lassen,  mltbelst  einer 
olDciellen  Erklärung  kund  thun  sollte,  so  wird  derselbe  nodi  dn 
Jahr  Über  diesen  Zeitraum  Mnatls,  und  so  fort  von  Jahr  zu  Jabr, 
fertylndlteh  bMbei.O 

Xw  Uricond  dessen  haken  die  oben  genannten  BeveHndM^ 
UgMi  MMielben  UAMr  BeHQgQng  ibi^r  renp«  Bttg^  utsf* 
BtMmcft. 

«oMiehen  M  Berltn,  den  2t.  Jamihr  ISM. 

E.  Michaelis.  P.  H.W,  v.  Scherff. 

(L.  S.)  (L,  S.) 

K.  L.  Wind  hörn.    '  J.  i.  Il4>elitt«aenv 

(L.  S.)  (L-  S.) 

F.  W.  Weatphal. 
(L.  9.) 

«i)Trait^  de  oommeree  en^  tePrnsse^  laBavi^r«,  te 
SAxe,  leW«rttemJiep«,laB4d^,laBes8e-file€tarale,  k 
Hesse-Cr%«d-DacaU,  les£tatsfonaaAtrünioadedonaAes 


et  i»,  cpmmi^rQfi,  dUe  deThurUgej  l^  Nassau  et  V^  vOle  libre 
dß  Fr.ancfQrt»  4'we  p«irt,  ?t  les  Pays-Bas^  d'aulre  |^art,  d^ 

sischen  StAv^Un,  1839.  S.  tl3  H.  t  Nr*  U). 
d)  Verf|^9l)i{i4P^m»t)S4;b?/s  AF^^iv  v^^fW.,  Tb.  II«  A^t^  II, 
S.  127S,  Nr.  Cü. 

<?)y«rffl;Piplpff'^Uscb^»  Archiv  c|.  s.  Wm  Tb.  V»  Ab)h.  11, 

iQ  J(^  ILöiliglicb  PreussUcbe  Cftbinfits-Qrdre  vom 
i9f  AV^U  i^39>  d^  Stei^ersatA  d^  I^umpepauckers  für  Sie- 
dereien betreffend,  lautet: 

Auf  Ibren  Antrag  vom  31.  v.  M.  genehmige  Ich,  da^s  die  dem 
Königlich  Niederländischen  Gouvernement  im  Artiicel  IV  des  Handels- 
vertrages vom  21.  Januar  d.  J.  zugestandene  Ermässigung  der  Ein- 
gangs-Abgabe  von  Niederländischem,  zum  Gebrauche  V^reinsländi- 
scher  Raffinerien,  unter  Controle  der  Verwendung,  eingehenden  Lum- 
penzucker bis  auf  die  Hälfte  des  gegenwärtigen  Tarif-Satzes,  also  bis 
auf  5Va  Rthlr.  vom  Gentner,  in  Rücksicht  auf  die  mit  anderen  Re- 
gierungen eingeleiteten  Unterhandlungen  und  in  Erwartung  billiger 
Gegenleistungen,  gleichzeitig  und  daher  acht  Wochen  nach  Publication 
des  obigen  Handels-Vertrages,  hinsichtlich  alles  Lumpenzuckers,  ohne 
Unterschied  des  Ursprungs,  vorläufig  Anwendung  erhalte,  welcher 
über  die  ZoUgränze  gegen  das  Königlich  Niederländische  Gebiet  und 
ferner  über  die  nördliche  ZoUgränze  von  diesem  Gebiete  an  bis  Memel 
mit  gleicher  Bestimmung  und  unter  Controle  für  Vereinsländische  Raf- 
finerien eingeführt  werden  wird.  Sie  haben  diesen  Befehl  durch  die 
Gesetzsammlung  bekannt  zu  machen  und  in  Ausführung  zu  bringen. 

Berlin,  den  10.  AprU  1839. 

WrimdrUK  HWilKmlm^ 

An  den  Staats-  und  Finanzminister, 
Grafen  v.  Alvensleben. 

Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
sischen  Staaten,  1839,  S.  124,  Nr.  10. 

Aehnliche  Bekanntmachungen  erfolgten  Seitens  der  an- 
deren Vereinsstaaten,  vergl.  u.  a.  : 
Grossherzoglich    Sächsische   Ministerial-Bekannl- 
machung  vom  22.  April  1839,  Regierungs-Blatt  für 
das  Grossherzogthum  Sachsen-Weimar-Eisenach, 
1839,  S.  106,  Nr.  11. 
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e)  Die  Ratifications-Urkanden  des  vorstehenden  Ver- 
trages, welche  von  Sr.  Majestät  dem  Onige  TOn  Prettssen  unter 
dem  27.  Februar  1839  und  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  der  Nieder- 
lande anter  dem  4.  MSrz  d.  J.  vollzogen  worden,  sSnd  am 
2.  April  1839  za  Berlin  ausgewechselt  worden. 

f)  Der  Vertrag  erlosch  mit  Ablanf  des  Jahres  1841. 


Es  erschien  dem  vorztigswelsen  Zwecke  des  d^lomaUschen 
cMüs  ßlr  die  deutsehen  Bundesstaaten  entsprechend^  txm  ebigem 
Fertrage  sowohl  als  von  der  in  der  filmenden  Nummer  enthaltenem 
Fef*dnbarung  — -  den  Deutschen  Text  derselben  außsunehmen* 


■  tH^H' 


I  j .  t 


»I    ' 


*IB.         '  *  .  •  W  I  >*•■  •!• 


I  ' 


laadelt-Vertrag  zwischeo  Prensseo,  Baiero, 
SachsoD,  Württemberg,  Baden,  Knrhessen, 
firofsherzogtliiim  Hessen,  den  znm  Thfiringi- 
loken  Zoll-  und  Handels^Vereine  geh&rigen 
Staaten,  Hassan  nnd  der  freien  Stadt  Frankfurt 
merseits,  nnd  der  Ottomanischen  Pforte  anderer- 
Nits,  abgescUossen  n  Gonstantinopel  am  ^^.  (tttober 

1840.  -) 

WSbrend  der  langjährigen  Allianz,  welche  glücklicherweise 
zwischen  Preussen  und  der  Hohen  Pforte  hestanden  hat, 
kabea  die  zwischen  beiden  Mächten  abgeschlossenen  Vertrüge 
den  Betrag  der  von  den  aus  der  Türkei  ausgeführten  oder  dahin 
eingelOhrten  Waaren  zu  entrichtenden  Abgaben  bestimmt,  und 
tte Rechte,  Privilegien,  Freiheiten  und  Pflichten  der  Preussischen 
Kaufleute,  welche  im  Gebiete  des  Ottomanischen  Reiches  Handel 
treibe  und  sich  auflialten,  auf  feierliche  Weise  bestimmt.  Gleich- 
wohl sind  vielfältige  Veränderungen  neuerlich  ein- 
getreten, eines  Theils,  was  die  Hohe  Pforte  betrilTt,  sowohl 
hl  der  inneren  Verwaltung  des  Reiches,  als  in  ihren  äusseren 
Beziehungen  zu  anderen  Mächten,  und  anderen  Theils,  was 
Preussen  betrifft,  in  Folge  der  Errichtung  des  Handels- 
ond  Zoll-Vereins  zwischen  Preussen,  und  den  Kronen  von 
Baiern,  Sachsen  und  Württemberg,  dem  GrossherzQg- 
thume  Baden,  dem  Kurfürstenthume  Hessen,  dem 
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Grossherzogthume  Hessen,  den  Staaten  des  Thirin- 
glschen  Zoll-  und  Handels-Verelns,  —  nSmlick  tat 
Grossherzogthume  Sachsen,  den  Herzogthumern  Sacth 
sen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg  und  Sachsei- 
Coburg  und  Gotha,  und  den  FürstenthUmern  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  Schwarzburg-Sond  er  s  hausen, 
Reuss-Greitz,  Reuss-Schleitz,  und  Reuss-Loben- 
^tein  und  Ebersdorf» —  dem  Herzogthume  Nassau  und 
der  nreien  Stadt  Frankfurt.  Ih  Betracht  dieser  Verändeniogei 
sind  Seine  Majestät  der  König  vonPreussen,  sowohl  itlr 
iSlch,  als  im  Namen  der  übrigen  Staaten,  welche 
Mitglieder  des  Handels-  und  Zoll-Vereins  sind, 
und  Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Sultan  öbereingekommeo, 
durch  eine  besondere  und  zusätzlicl^e  Acte  die  Handelsbeziehimgcn 
Ihrer  Unterthanen  Ton  Neuem  zu  ordnen,  und  gleichzettig  in  die 
unler  Ihnen  schon  bestehenden  Verträge,  so  wie  in  die  neuen  Sfi- 
pulationen  die  Vereinbarungen  zwischen  den  übrigen  oben  ge- 
nannten Staaten  und  der  Hohen  Pforte  aurzunehmen,  AUes  zu 
dem  Zwecke,  den  Handel  zwlsdien  tum  beidersdUgcB  Staaksi 
zu  vermehren,  und  den  Auslausch  ihrer  Erzeugnisse  noch  mehr 
zu  erleichtern.  Zu  dem  Ende  haben  zu  Ihren  Bevollmächtigten 
ernannt : 

Seine  Majestät  derKdnIg  vonPreussen^  sowohl  für 
Sich,  als  im  Namen  der  übrigen  Staaten, 
welche  Mitglieder  des  Deutschen  Handels- 
und Zoll-Vereins  sind: 
Allerhöchst  -  Ihren  Kammerheirn,  ausserordentllcb^i  Ge- 
sandten und  bevollmächtigten  Ministe  bei  der  Hohen  Pforte, 
Johann  Carl  Albert  Grafen  von  Königsmark,  RlUer  des 
Königlich  Preussischen  Rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  nit 
der  Schleife,  des  St.  Johanniter- Ordens,  Inhaber  des  grossm 
Ordens  des  Nichani-Iftlhar  und  Ritler  des  Spanischen  Ordeis 
Carls  des  Dritten ; 

Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Sultan: 

Seine  Excellenz  Mustapha  Reschtd  Pascha,  einender 

Vezlerc,  Staats-  und  Minister  der  auswärtigen  Angel^edheiten 

der  Hohen  Pforte,  Inhaber  der  mit  diesem  Range  v^AandoMQ 

Insignien  in  Brillanten,  Grosskreuz  des  Ordens  der  Ehrenlegfofi, 
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^m  AmerlfcMtocheii  OrAeiis  Isftbdla  4er  RattioHfldbeii,  Oes  Bei- 
Si*cl>on  LogyM- Ordens,  des  Ntederllndlsebea  LSwen «Ordens, 
4e8  SekweMscben  tSckwerdt- Ordens  u.  s.  w. , 

wflielie,  naebdem  sie  sich  Ibre  Vollmachten  gegenseitig  mit- 
f^ethellt  und  dieselben  in  guter  und  gehSrIger  Ponn  befeinden 
b^ben^  über  die  nachfolgenden  Artikel  nberekigekommen  sind : 

ArtUkel  M. 

Alle  Punkte  der  bisherigen  Handels -Verträge  zwischen 
Prewsen  und  der  H(riien  Pforte,  und  namentlich  alle  Verab- 
redungen des  Ereundsehalls  •  und  Handels  -  Vertrages  vom 
22.  MUTZ  1761  (allen  Styls),  In  so  weit  sich  solche  nicht  im 
Widerspruche  mit  der  gegenwärtigen  Uebereinkunft  befln4eD, 
werden  aufbrecht  erhalten,  für  immer  bestätigt,  und  mit  den 
daraus  hervorgehenden  gegenseitigen  Rechten  und  Pflichten,  auf 
alle  Übrigen  vorerwSbnten  Staaten,  welche  den  Handels-  und 
ZolUVerein  bilden,  ausgedehnt. 

Die  Unterthanen  und  die  Erzengnisse  des  Bodens  und  der 
Industrie  von  Preussen  und  den  (ihrigen  Staaten  des  Handels- 
und  Zoll -Vereins,  so  wie  die  Prcusslschen  Schilfe  sollen  von 
Rechtswegen  in  dem  Ottomanischen  Reiche  die  Ausübung  und 
d«n  Genuss  aller  der  Vortheile,  Privilegien  und  Freiheiten  haben, 
welche  üen  Unterthanen,  den  Erzeugnissen  des  Bodens  und  der 
Industrie,  und  den  Schilfen  jeder  anderen  meistbegünstigten 
Nation  zugestanden  sind  oder  in  der  Folge  zugestanden  werden 
möchten. 

Die  Unterthanen  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Preussen 
und  die  der  übrigen  Mitglieder  des  Handels-  und  Zoll  *  Vereins, 
oder  ihre  Rechtsnachfolger^  sollen  in  allen  Theilen  des  Ottomani- 
«eben  Reiches  alle  Gegenstände  ohne  Ausnahme,  mögen  es  Er- 
zeugnisse des  Bodens  oder  der  Industrie  dieses  Landes  seyn, 
kaufen  dürfen,  sey  es  in  der  Absicht,  damit  Handel  im  fonem 
treiben  zu  wollen,  oder  selbige  auszuführen.  IHe  Hohe  PfiMTte 
Terpfiicbtet  sich  ausdrücklich,  alle  Monopole,  welche  die  Produkte 
^es  Ackerbaues  und  die  übrigen  Erzeugnisse  ihres  Reiches,  welcher 
Art  diese  seyn  mögen,  betreifen,  abzusdrsfiFen,  so  wie  Sie  auch 
auf  den  Gebrauch  der  Tesk eres  Verzieht  lelslet,  welc^he  von 
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tat  Orts-BcMrden  Behufs  des  Ankaufs  dieser  Waarea  oderd» 
Tnsisports  der  gekauften  von  einem  Orte  zun  udweo»  ecMoi 
worden  sind.  Jeder  Versuch,  welcher  von  Irgend  eioer  BehMe 
gemacht  werden  sollie,  um  die  Preussischen  Unterthanen  oder 
die  der  übrigen  JlfitgUeder  des  Handels-  und  Zoll -Vereins  m 
zwingen,  sich  mit  dergleichen  Erlaubnissscheinen  oder  Teskeres 
zu  versehen,  soll  als  eine  Verletzung  der  Verträge  angesehen 
werden,  und  die  Hohe  Pforte  wird  sofort  mit  Strenge  alle  Vezicre 
oder  andere  Beamte,  welchen  eine  solche  Verletzung  zur  Last 
fSUt,  bestraften,  und  Sie  wird  die  Preussischen  Unterthaneo,  so 
wie  diejenigen  der  Qbrigen  Staaten  des  Vereins  w^en  der  Ver- 
luste oder  Beschwenuigen,  welche  dieselben  erweislich  erikhren 
haben,  schadlos  halten. 

Artikel  III. 

Die  Preussischen  Kaufleule  und  die  der  übrigen  Staaten  des 
Handels-  und  Zoll -Vereins^  oder  ihre  Rechtsnachfolger,  weldie 
ii^end  ein  Erzeugniss  des  Bodens  oder  der  Industrie  der  Türkei 
zu  dem  Zwecke  kaufen  werden,  um  solches  für  den  Veitrauch 
im  Innern  des  Ottomanischen  Reiches  wieder  zu  Ycrkaufen, 
sollen  bei  dem  Ankaufe  oder  bei  dem  Verkaufe  dieselben  Ahgahcn 
zahlen,  welche  unter  gleichen  Umständen  von  den  musdmS&ni- 
sch^  Unterthanen  oder  von  den  meist  begünstigten Rajas,  welche 
sich  mit  dem  Handel  im  Innern  beschäftigen,  entrichtet  waiien. 

Artikel  IT. 

Jedes  Erzeugniss  des  Bodens  oder  der  Industrie  der  Türkei 
soll,  wenn  es  für  die  Ausfuhr  gekauft  ist,  flrei  von  Jeder  Art  der 
Belastung  und  Abgabe  durch  die  Preussischen  oder  durch  die 
Kaufleute  der  übrigen  Staaten  des  Handels-  und  Zoll -Vereins, 
oder  dinrch  ihr^  Rechtsnachfolger,  nach  einem  zur  Verscfaimuig 
geeigneten  Orte  gebracht  werden.  Dort  angekommen,  soll  es 
beim  Eingange  eine  ein  lür  alle  Mal  bestinunte  Abgabe  von  Neui 
vom  Hundert  seines  WerUies  entrichten,  an  Stelle  der  alten  Ab- 
gaben des  inneren  Verkehrs,  welche  durch  die  gegenwSrtige 
Uebereinkunft  aufgehoben  werden.  Bei  seinem  Ausgange  soll  es 
die  schon  von  Alters  her  festgesetzte  und  auch  gegenwärtig  bd- 
behaltene  Abgabe  von  Drei  vom  Hundert  entriditen.  Es  verstellt 
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mkA  Jedoch,  dass  Jeder  Artikel»  wdcher  an  dem  VersdriAmga- 
Orte  fiir  die  Ausllilur  gekauft  ist,  und  beraito  bei.  sebieai  Ein- 
gange  die  innere  Abgabe  eatricbtei  bat,  ferner  nur  der  unpriing- 
Heben  Abgabe  von  Drei  vom  Hundert  ont^NWorfen  seyn  soll. 

Artikel  \. 

Jedes  Erzeiignlss  des  Bodens  oder  der  Industrie  von  Preus- 
sen  oder  von  den  übrigen  Staaten  des  Handels-  und  Zoll -Vereins, 
und  alle  Waaren  Jedweder  Art,  welche  zu  Lande  oder  zu  Wasser 
aus  anderen  Ländern  durch  Preussische  oder  durch  Unterthanen 
der  übrigen  Staaten  des  genannten  Vereins  eingeführt  werden^ 
sollen  In  allen  Theilen  des  Ottomanischen  Reichs,  ohne  irgend 
eine  Ausnahme,  gegen  eine  A))gal)e  von  Drei  vom  Hundert,  nach 
dem  Werthe  dieser  Artikel  berechnet,  zugelassen  werden. 

An  Stelle  aller  Abgaben  des  inneren  Verkehrs,  welche 
gegenwärtig  von  den  genannten  Waaren  erhoben  werden,  soll 
der  Preussische  Kauftnann  oder  der  Kaufmann  aus  den  übrigen 
Staaten  des  Vereins,  welcher  sie  einführt,  sey  es,  dass  er  solche 
am  Orte  der  Ankunft  verkauft ,  oder  dass  er  dieselben  In  das 
Innere  versendet,  um  sie  dort  zu  verkaufen,  eine  anderweite  Ab- 
gabe von  zwei  vom  Hundert  entrichten.  Wenn  in  der  Folge 
diese  Waaren  im  Innern  oder  nach  Aussen  wieder  verkauft 
werden,  so  soll  keine  mehrere  Abgabe,  weder  von  dem  Verkäufer 
noch  von  dem  Käufer,  noch  von  den^Jenigen,  welcher,  nachdem  er 
dieselben  gekauft,  solche  in  das  Ausland  zu  versenden  wünscht, 
verlangt  werden. 

Die  Waaren,  welche  den  alten  Eingangszdi  von  Drei  vom 
Hundert  in  einem  Hafen  entrichtet  haben,  soUen  tvel  von  Jeder 
Abgabe  nach  einem  anderen  Hafen  gebracht  werden  dürfen,  und 
erst  dann,  wenn  dieselben  dort  verkauft  oder  von  dort  nach  dem 
Inaem  des  Landes  gebracht  werden,  soll  die  anderweite  Abgabe 
von  Zwei  vom  Hundert  entrichtet  werden. 

Es  versteht  sich,  dass  die  Regierungen  Seiner  Majestät  des 
Königs  von  Preussen  und  der  übrigen  MitgUeder  des  Handelfr- 
imd  Zoll -Vereins  nicht  beabsichtigen,  sey  es  durch  diesen  oder 
durch  irgend  einen  anderen  Artikel  des  g^enwärtigen  Vertrages, 
Sich  etwas  anderes,  als  was  aus  dem  natüriichen  und  bestimmten 
Sinne  d^  gewählten  Ausdrücke  Mgt,  zu  bedingen,  oder  in  irgend 
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-«hier  WHse  dieR^ileraiig  Seiner  MitfMtiR  4esKei8ers  derTMii 
io  der  AuefilNng  Ilmr  Rechle  der  ümereB  Verwattnnif  za  fee- 
-«diriüikeii,  In  so  weit  als  diese  Reekle  iitekl  die  VwsibrediMi« 
der  elleii  Vettx9ge  eder  4ie  dureb  die  gegtmwüüge  Uebereinkalt 
den  Preussischen  und  den  Unterthanen  der  übrigen  Staaten  des 
Vereins  und  Ihrem  Eigenthume  bewilligten  Privilegien  offenbar 
verletzen  werden. 

ArillLel  Tl. 

Die  Preussischen  Unterlhanen  und  die  der  übrigen  Staaten 
des  Handels-  und  Zoll -Vereins,  oder  ihre  RechUnacbfelger, 
sollen  in  allen  Theilen  des  Otlomanischen  Reichs  mit  den  \(m 
firemden  Ländern  eingeführten  Waaren  flrel  Handd  treiben  dür- 
fen; und  wenn  diese  Waaren  bei  Ihrem  Eintritt  nur  dieEingangs- 
.  Abgabe  entrichtet  haben,  so  soll  dem  Preussischen  Kauftnann, 
oder  dem  Kaufmann  der  übrigen  Vereinsstaaten ,  oder  sdnem 
Rechtsnachfolger  frei  stehen ,  damit  zu  handeln ,  wenn  er  die 
anderweite  Abgabe  von  Zwei  vom  Hundert  entrichtet,  welcber 
er  flir  den  Verkauf  der  eigenen  von  ihm  selbst  eingeführten 
Waaren,  oder  flir  deren  Versendung  nach  dem  Innern  In  der  Ab- 
sicht, solche  dort  zu  verkaufen,  unterworfen  seyn  würde.  Nach 
Zahlung  dieser  Abgabe  sollen  die  Waaren  flrei  von  Jeder  anderen 
Abgabe  seyn,  welche  fernere  Bestimmung  auch  den  Waaren  ge- 
geben werden  mag. 

ArtiUel  TU. 

Keine  Abgabe  irgend  einer  Art  soll  von  den  Erzeagnissen 

des  Bodens  oder  der  Industrie  der  Staaten  von  Preussen  «sd  der 

« 

1il)rSgen  Mitglieder  des  Handels-  und  Zoll -Vereins,  noch  von  den 
ihren  Unterthanen  gehörigen  und  von  dem  Boden  od^  der  In- 
dustrie eines  anderen  fremden  Landes  kommenden  Waaren  vor- 
aus erhoben  werden,  wenn  diese  beiden  Gattungen  von  Waam 
die  Meerengen  der  Dardanellen,  des  Bosporus  oder  desSdiwarEen 
Meeres  passiren,  sey  es,  dass  Jene  Waaren  durch  diese  Me^- 
engen  auf  denjenigen  Schiffen  passtren,  in  wdchen  dieselbea  Otk 
Ms  dahin  beftmden  haben,  oder  dass  dieselben  auf  andere  Schüft 
umgeladen ,  oder  vor  dem  anderweil^n  Verkaufe,  für  eine  be- 
stimmte Zeit  an  das  Land  gesetzt  werden,  um  an  Bord  anderer 
'Schiffe  gebra<^t  zu  werden  und  ihre  Reise  IbrCzusetzen. 
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Alle  Waareti,  w«lcfee  In  i\%  Tftrkei  dngt$lliiirt  werden,  um 
«mA  AMeren  lAttttetn  geMuclil  zu  iprerden,  odcv^  ^relelw  fB  den 
HShden  des  EinlObireiiden  bleil^en  und  von  dleaem  iiaeh  anderen 
UMd^n  vers^det  werdeii)  «m  dort  verkaufl  211  werden,  siOen 
trar  Ole  ertte  ElD^an^B-AbKabe  von  Drei  von  Hundert  entriciitei, 
ehne  «Idsd  man  dieselben  unter  irgend  einem  Vorwande  anderen 
Abgnfeen  unterwerfen  darf. 

Artikel  Till. 

Die  von  den  Preusslscfaen  Handelsschiffen  bei  ihrer  Durch- 
führ durch  die  Dardanellen  und  durch  den  Bosporus  nachge- 
suchten Formans  sollen  Ihnen  stets  in  der  Weise  behändigt  wer- 
den, dass  daraus  so  weilfg  Aurenthalt  wie  mSglich  entsteht. 

AjrtUkel  HL." 

Die  Hohe  Pforte  genehmigt,  dass  die  in  Folge  gegenwärtiger 
Uebereinknnft  erlassenen  Verordnungen  in  allen  Tbeilen  des  Ot- 
.  louianlscbeD  Reiches,  das  heisst,  in  den  in  Europa  und  Asien  be- 
legenen Besitzungen  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  des  Sultans, 
in  Egypten  und  In  den  übrigen  der  Hohen  Pforte  gehörigen  Theilen 
von  AlVika  in  Ausführung  kommen,  und  dass  selbige  auf  aUe 
Klassen  Ottomanischer  Unterthanen  Anwendung  finden. 

AMIM0I  IL. 

In  Gemässhelt  der  zwischen  Preussen  und  der  Hohen  Ptorte 
bestehenden  Gewohnheit,  und  um  Jeder  Schwierigkeit  und  Jeder 
Verzögerung  bei  Schätzung  des  Werthes  der  von  den  Prciiss!- 
schen  Unterthanen  in  die  Türkei  eingeführten  oder  aus  den  Otto- 
manischen Staaten  ausgeführten  Gegenstände  vorzubeugen,  sind 
■  alle  vierzehn  Jahre  in  der  Kenntniss  des  Handels  beider  Länder 
erfahrene  Commtssarien  ernannt  worden,  um  durch  einen  Tarif 
den  Betrag  an  Gelde  in  der  Münze  des  Grossherrn  festzustellen, 
welcher  als  Abgabe  von  Drei  vom  Hundert  von  dem  Werthe  Jedes 
Gei^enstandefl  gezahlt  werden  soll.  Da  nun  der  Zeitraum  der 
vierzehn  Jahre,  während  welcher  der  letzte  Tarif  in  Kraft  seyn 
.solKe^  abgelaufen  ist,  und  schon  vor  einiger  Zeit  Commissarien 
zur  Feststellung  eines  neuen  Tarifs  ernannt  worden  sind,  so  ist 
man  übereingekommen,  dass  der  Tarif"),  über  welchen  dieselben 
sich  einigen  werden,  für  die  Preussischen  Unterthanen  und  lür 
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tfe  4er  ttbrigea  zum  Handds-  und  Zoll-Yerdoe  gehSrl^eo  Staaten, 
flteb^  Übte  Undurch,  vrai  Tage  der  FeatsteUung  an  gerediet, 
iB  Kraft  Mdben  soll.  Nach  dieser  Zeit  soll  Jeder  der  contrahtacBr 
den  Tlidle  das  Recht  haben,  auf  eine  Reiislon  des  Tarifs  anzo- 
tragen;  wenn  aber  wShrend  der  sedis  Monate,  welche  dem  Ab- 
laafe  der  ersten  sieben  Jahre  folgen,  weder  der  eine  nocb  der 
andere  Theil  von  dieser  Erlaubniss  Gebrauch  macht,  so  soll  der 
Tarif  ferner  auf  sieben  andere  Jahre  in  gesetzlicher  Kraft  hieben, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  wo  die  ersten  abgelaufen  sind,  und 
eben  dasselbe  soll  am  Ende  Jeder  folgenden  Periode  von  sieben 
Jahren  Statt  finden. 

ft  eli  In«  «• 

Die  gegenwärtige  Uebereinlcunft  soll  sofort  zur  Ratiftcalion 
aller  betheiiigten  Regierungen  vorgelegt,  und  die  Ratifications- 
Urkunden  sollen  binnen  vier  Monaten,  oder^  wenn  es  seyn  kann, 
noch  friiher  zu  Constantinopel  ausgewechsdt  werdoi.') 
Dieselbe  soll  sofort  nach  Auswechselung  der  Batificatiens- Ur- 
kunden publicirt  und  in  Ausführung  gebracht  werden. 

Geschehen  zu  Constantinopel,  den  |^.  Oktober  1840 
(und  der  Hedschra  den  26.  Schaban  1256). 

a)  Convention  de  commeree  entre  la  Prnsse,  la  Ba- 
vi^re,  laSaxe,  le  Württemberg,  laBade,  laHesse-filee- 
torale,  la  Hesse  Graad-Dacale,  les  Etats  formant  rUnion 
de  douanes  et  de  commerce,  dite  deThuringe,  le  Nassau, 
et  la  viUe  libre  de  Francfort,  d'une  part,  et  la  PorteOttomane, 

d'aatre  pari,  du    .       .       Octobre  1840. 

Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
sischen  Staaten,  1841,  Nr.  15,  S.  157u.  f. 

b)  Den  nach  Artikel  X  dieses  Handels -Vertrages  vereinbarbn 
Tarif  s.  in: 

der  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Prenssi- 
schen  Staaten,  1841,  Nr.  15,  S.  167—231. 

c)  Die  Auswechselung  der  Ratifications-Urkaadea 
erfolgte  am  29.  Mai  1841  zu  Constantinopel. 


Nachträge. 


JZSur  ersten  Abtheilung  des  »weiten  Theilesj 

Nr.  Lj  Seite  422^  425. 

Der  Beschluss  der  Bnndes-Versammlang  vom  6.  August 
1846  (23.  Sitzung),  wegen  Anwendung  des  §.  2  der  Be- 
schlüsse vom  5.  Juli  1832  auf  die  communis  tischen  Ver- 
eine, bestimmt  Folgendes: 

Gommunistische  Vereine  werden  als  unter  die  Bestim- 
mongen  dea  §k  2  der  Beschlüfse  vom  5.  Juli  18S2  ausdrücklich  zu  9ub- 
somiren  angesehen,  wohei  sich  von  selbst  versteht,  dass  die  Urheber, 
BSupter  und  Tleihielmier  seither  Vnvine«  so  weit  dieselben  hocliver- 
rtLtlMSrische  Zwecke  verfolgen,  in  aUen  Bundesstaaten  die  Strafe  dea 
Hechverraths  nach  Maaasgabc  der  bestebeiideii  Landesgesetze  zu  ge* 
wärtigen  haben  sollen. 

Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
sehen  Staaten,  1847,  S.  IIK 


!Bur  zweiten  Ahtheilung  des  %weiten  TheileSf 

Nr.  cxrir. 

Stute  1508  am  Knde  ist  hinzuznfSgeB: 

Höchstes  Besitznahme-  und  Uebe)rweisungs-Patenty 
in  Betreff  der  zwischen  dem  Herzogthnme  Sachsen-Altenburg 
und  dem  Grossherzogthume  Sachsen-Weimar-Eisenach  abge- 
schlossenen Staats-  und  Ausgleichungs-Verträge,  d.d. 
Altenburg,  25.  Februar  1833. 

Gesetz-Sammlung  für   das  Herzogthum  Altenburg, 
1833,  St.  12,  S.  83  u.  f. 
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Zum    dritten  TheiUj   Nr.  XL^   Artikel  XIFj 

Seite  3Ö8. 

In  der  22.  Sitsong  am  29.  Juli  1841  wurde 

be«chlosaen: 

dass  die  BesUmmungen  'dtr  Artikel  L  bi«  }Qi.  des  in  der  39.  Band«- 
tagssitzung  vom  13.  November  1834,  in  Betreff  der  Universititei 
and  anderer  Lehr-  and  Erziehungs-Anstalten,  geftaslea 
Beschlasaes  aqf  fernere  sechs  Jahre,  vom  Tage  des  Be- 
schlusses (29.  Juli  1841)  an  gerechnet,  als  eine  verUndHdie  Verab- 
redung bestehen  soUeii,  voibelnUllMi  einer  weHioren  UeboeiBbuft, 
wenn  ßie  nach  den  inzwischen  g^nachten  Erfahmogea  ISr  abge- 
messen erachtet  wird. 

Vergl.  n.  a.:  Gesetz-Sammlopg  f^r  das  Herzogtham 
Altenburg,  1842,  St,  2,  S.  5. 


Zum  dritten  Theiley  Nr,  XCj  Seite  S&i  n.  f. 


Her  Bea«hla8S  der  Aundea^VersAmin.lQftgT«M»  31«  JoUi84l( 
(3f.  Sitenng)  wegen  Beatrafnng  der  um  den  MiHUrdieMU 
eines  andevi^«  BandeiBtaal»8  enlmreiahnaden  UAterihaoeVi 
lautet: 

II.  Aus  Veranlassung  eluer  Beachveitf e.  49»  (Pßien  St^t  Frank- 
furt werden  sämmtliche  höchsten  und  hohen  BandesregierungeD  er- 
sucht, in  Erwägung  zu  ziehen,  wie  sie  die  Desertion  und  den  Brach 
d^BfUmcnaides  aas  den  Bu^dns-Conttog^teo,  «vo  n^  das  System 
der  freien  Anwerbung  besteht,  an  den  eigenen  Unter- 
t  hauen,  wo  die  bundescarteünässige  Auslieferung  nicht  Statt  findet, 
in  so  lange  die  allgemeinen  KitegBitfMBfifi^  ^  fipwfi^flbfffr  Moh 
luphl  «Blke^teHt  sind,  apermassen  zu  beistcafeii  veim^ügfo. 
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meinde  zu  Frankfurt  am  Main,  wegen  ver* 
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hältnisse  662 

GIV.  C4>nvenUo  inier  SnnolisstaiimfioiibNnPiiim  VII., 
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CXL  'Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Bnndes- 
Versammlungf  belrefllend  die  Aufhebung  der 
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Vereine  verbundenen  Regierungen,  wegen 
Ertheilung  von  Erfindungs-Patenten  nnd 
Privilegien,  vom  21.  September  1842.  .    .    • 
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GXXVIII.  Handels-yertragzwischeiiPreassen,Baiern, 

Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Kurhes- 
sen,  Grossherzogtham  Hessen,  den  zum 
Thüringischen  Zoll-  und  Handels-Vereine 
gehörigen  Staaten,  Nassau  und  Frankfurt 
einerseits,  und  den  Niederlanden  andererseits, 
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1840 933 
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Theil  I,  Abthellung  I. 

Seite       9  Zeile  17  von  oben,  statt  Meebmnhl  —  lies:  Meebniihl. 
„       119     >,       %    „       ,>        ,,     Ofloabrakische  — lies:  Osoabreekiicke. 

Thell  I,  Abtheilung  IL 

Seite    858  Zeile  9  von  nnleo,  statt  rigoenr  —  lies :  vi^enr. 

Theil  II,   Abthellung  I. 

Seite    191   Zeile  11  von  obea,  statt  1815  —  lies:  1816. 
yy       341      ,y     13    ,t       ,,        ,}     ancb  weaa  —  lies:  aneh,  wenn. 
„       34!^      „        1     „       „        ,1     wie  —  lies:  Die. 

Theil  II,  Abtheilung  II. 

Seite  1136  Zeile  16  voo  oben,    \ 

"     !lt?      "    11     "       "       >  statt  Radermacher  —  Ues :  Ridenteber. 
„     1144      „     11     „     unten,  l 

„     1160      „      3    „     oben,   ) 

„     1>^61      j,      7    ,^     onteo,   statt  Zinn  —  lies:  Zioa«  and  Silbertaad, 

Sand  so  feinen  Gasaarbeitea. 

1351      „     16     „     oben,  statt  Greyen  —  lies:  Greven. 

1351      ,,     17     „       ,,        „     Greyenscben  —  lies :  Greyeascbti. 

1536      „     17     ,,       „        „     Bestimmung  —  lies:  Bestimmaifei. 

1557  „     10     „   unten     ,,     Avstanscb  —  lies:  Aaskavf. 

1558  n    ^9  3  )9       fi        ))     Kelten  lengsfelder  —  lies :  Kaltealeagi- 

felder. 
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Theil  III. 

Seite    379  Zeile  11  von  unten,  statt  unterm  —  lies:  nntenn  15. 
„       583      „     17    „     oben,      „     gränat,  so  wird  u.  s.  w.  —  lies :  griint, 

welchem   der  Deserteur  angebSrt, 
so  wird  u.  s.  w. 
„       583      ,,     15    „    unten,  statt  gebort  —  liesi  angehört. 
„       583     „     15    „      „  „     abgeliefert  —  lies :  ausgeliefert. 
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